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Vorrede. 


Als  ich  vor  dreissig  Jahren  einen  ersten  Band  von  Untersuchungen 
über  den  Reichsfürstenstand  veröffentlichte,  glaubte  ich  im  Vorworte  sagen 
{u  dürfen  :  ^,Selten  dürfte  ein  Forscher  eine  umfassende  Arbeit  so  sehr  ohne 
Vorbereitung,  ohne  jede  Ueber sieht  über  ihre  schliessliche  Ausdehnung^  über 
die  verschiedenen  Gebiete,  welche  sie  berührt,  begonnen  haben ;  den  Plan 
lu  derselben  hatte  ich  nie  gefasst,  ungesucht  bot  der  Ausgangspunkt  sich 
dar,  die  Entwicklung  der  Forschung  selbst  leitete  mich  erst  auf  ihre  schliess- 
liche Gestaltung  und  Umgrän^ung" 

Das  hätte  ich  ebenso  bei  jeder  meiner  späteren  umfassenderen  Ver- 
öffentlichungen  wiederholen  können.  Nie  bin  ich  da:{u  gelangt,  eine  grössere 
Arbeit  nach  schon  vorher  wohlerwogenem  Plane  durch^führen,  und  auf  dem 
Gebiete,  auf  welches  mich  meine  Vorkenntnisse  bestimmter  hinwiesen.  Hatte 
ich^  :^unächst  durch  Böhmer  angeregt,  für  spätere  selbstständige  Thätigkeit 
die  äussere  Reichsgeschichte  im  Mittelalter  ins  Auge  gefasst,  waren  meine 
Vorstudien  darauf  berechnet,  so  dachte  ich  nach  einigen  kleineren  Ver- 
suchen einen  grössern  Zeitabschnitt  derselben  in  ^zusammenhängender  Dar- 
stellung j(u  bearbeiten;  vgl.  Reichsfürstenst.  I,v.  Aber  kaum  hatte  ich  mit 
einem  Entwürfe  begonnen,  als  sich  mir  eine  nicht  ^u  umgehende  Neben- 
frage darbot,  durch  die  ich  mich  nach  und  nach  auf  das  Verfolgen  der  Ent- 
wicklung der  Reichsverfassung  in  den  verschiedensten  Richtungen  hinge- 
wiesen sah,  während  ich  mich  zugleich  mit  dem  Arbeiten  auf  diesem  mir 
bis  dahin  ferner  liegenden  Gebiete  so  befreundete,  dass  ich  unter  Verzicht 
auf  alle  früheren  Plane  durch  lange  Jahre  nur  die  Fortsetzung  und  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  jener  sich  immer  weiter  ausdehnenden  For- 
schungen im  Auge  hatte. 

Aber  jener  erste  Band  der  Untersuchungen  über  den  Reichsfürsten- 
stand ist  der  eiw^ige  geblieben.  So  oft  ich  die  Fortset^^ung  wieder  in  Angriff 
nahm,  sah  ich  mich  abermals  durch  Nebenfragen  abgelenkt,  deren  Erledi- 
gung innerhalb  des  einmal  vorliegenden  Rahmen  der  grössern  Arbeit  nicht 
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thunlich  war,  während  andererseits  diese  selbst  sie  nÖthig  {u  machen  schien. 
Manche  derartige  Nebenfragen  habe  ich  in  kleineren  Aufsätzen  behandelt. 
Nichts  Anderes  war  beabsichtigt,  als  ich  mit  den  Untersuchungen  begann, 
welche  ich  dann,  nachdem  sie  mich  jahrelang  festgehalten^  als  Forschungen 
j^ur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  weiter  als  Beiträge  ^ur  Urkun- 
denlehre veröffentlichte,  Sie  führten  mich  wieder  von  der  mir  im^ischen 
geläufiger  gewordenen  deutschen  Verfassungsgeschichte  ab*,  ^und  durchweg 
auf  Gebiete,  die  meinen  bisherigen  Studien  gan^fern  lagen.  Das  eigene 
Interesse  an  den  Arbeiten  wurde  allerdings  durch  den  Rei^  der  Beschäfti- 
gung mit  Dingen,  welche  mir  bis  dahin  unbekannt  geblieben  waren,  immer 
nur  gesteigert.  Für  die  Arbeiten  selbst  konnte  dieses  Fehlen  ausreichender 
Vorkenntnisse  kein  Vortheil  sein.  Und  anderweitige  Mängel  derselben 
hingen  wieder  aufs  engste  damit  j(usammen,  dass  Plan  und  Abgrän^ung 
nicht  von  vornherein  feststanden,  dass  sie  erwuchsen  aus  der  allmähligen 
Ausdehnung  der  Untersuchung  einer  Ein^elfrage  nach  den  verschiedensten 
Richtungen  hin,  wie  ich  eben  das  Bedürfniss  fühlte,  es  j(u  versuchen,  mir 
selbstständig  ausreichendere  Belehrung  ^«  schaffen,  als  sie  mir  die  ^u  Ge- 
bote stehenden  Hilfsmittel  gewährten. 

In  erhöhetem  Masse  trifft  das  Alles  nun  wieder  ^«  bei  den  ausge- 
dehnten Untersuchungen,  mit  deren  Veröffentlichung  ich  beginne.  Man  wird 
es  mir  daher  nicht  verdenken,  wenn  ich  ausführlicher  auf  die  Entstehungs- 
geschichte derselben  eingehe.  Denn  nur  durch  diese  erklärt  sich  Manches, 
was  andernfalls  höchlich  auffallen  müsste  ;  nur  sie  kann  die  Entschuldigung 
bieten  für  Unvollkommenheiten,  deren  ich  mir  durchaus  bewusst  bin,  wäh- 
rend doch  die gesammte  Sachlage  es  mir  nicht  ermöglichte,  sie  ^u  beseitigen. 

Bildet  für  die  erste  Hauptabtheilung  die  Erbenfolge  der  ostgermani- 
schen Rechte  den  Ausgangspunkt,  so  soll  eine  ^eite  sich  :{unächst  mit  der 
Eheschliessung  im  Mittelalter  beschäftigen.  Also  ^ei  Gegenstände^  die 
an  und  für  sich  in  keinem  nähern  Zusammenhange  stehen,  bei  welchen  sich 
derselbe  für  mich  erst  dadurch  herstellte,  dass  ich,  als  ich  die  Untersuchun- 
gen über  den  feiten  für  wesentlich  abgeschlossen  hielt  und  mit  der  Ver^ 
öffentlichung  beginnen  wollte,  auf  Umstände  aufmerksam  wurde,  welche  es 
mir  wünschenswerth  erscheinen  Hessen,  vorher  noch  dem  andern  weiter 
nachzugehen.  Denn  ich  glaubte  darauf  rechnen  jf«  dürfen,  dadurch  für 
Annahmen,  welche  insbesondere  auch  für  die  Einsicht  in  die  Entwicklung 
der  germanischen  Eheschliessung  von  grösserem  Gewichte  :[u  sein  schienen, 
eine  festere  Grundlage  ^u  gewinnen. 

Was  mich  zunächst  auf  die  Beschäftigung  mit  der  Geschichte  der 
Eheschliessung,  einem  meinen  früheren  Arbeiten  So  fernliegenden  Gegen- 
stande, führte,  habe  ich  bereits  in  einem  1882  geschriebenen  Aufsats^e  über 
die  Vermählung  Konradins,  Mitth.  des  österr.  Inst,  4,$  ff.,  angegeben.  Als 


ich  nach  Voltendung  der  Beiträge  {ur  Ürkundettlehre  die  Absicht,  die  Er^ 
gehnisse  meiner  verfassungsgeschichtlichen  Forschungen  weiter  in  der  bisher 
beabsichtigten,  mir  längst  nicht  mehr  zusagenden  Form  \u  veröffentlichen, 
endgiltig  aufgab,  wiesen  mich  weniger  die  eigene  Neigung,  als  Rücksichten 
der  Pietät  darauf  hin,  die  Neubearbeitung  der  Böhmer  sehen  Regesten  der 
spätem  staufischen  Zeit  in  Angriff  \u  nehmen.  Damit  war  ich  auf  das 
Gebiet  :(urückgelangt,  von  dem  ich  ausgegangen,  auf  dem  ich  mich  nicht, 
wie  bisher,  durch  den  Mangel  von  Vorkenntnissen  gehemmt  fühlte.  Aber 
ich  hatte  die  Aufgabe,  die  mir  da  gestellt  war,  nur  ^um  Theil  gelöst,  als 
mich  ebenso,  wie  früher,  das  Verfolgen  einer  Nebenfrage  bereits  auf  ein 
gan^  fremdes  Gebiet  geführt  hatte.  Bei  der  Ueber arbeitung  der  Regesten 
war  ich  wieder  und  wieder  auf  sachliche  und  sprachliche  Schwierigkeiten 
gerathen,  sobald  es  sich  um  Verlobung  und  Vermählung  handelte.  Ich  fühlte 
das  Bedürfniss,  mir  aus  den  ^liemlich  zahlreich  vorhandenen  Urkunden  über 
fürstliche  Eheschliessungen  jener  Zeit  den  bei  diesen  üblichen  Hergang  so 
weit  ;ffi  vergegenwärtigen,  als  der  nächste  Zweck  das  erforderte.  Das  Er^ 
gebniss  war  der  erwähnte  Aufsat^.  War  ich  dann  über  den  nächsten  Zweck 
hinaus  auf  dieses  und  jenes  aufmerksam  geworden,  was  mir  Beachtung  ^u 
verdienen  schien,  und  geigte  es  sich  nicht  wohl  durchführbar,  auch  das  im 
Rahmen  jenes  Aufsatzes  ^u  behandeln,  so  legte  ich  es  bei  Seite,  um  ihm 
nach  Vollendung  der  Regestenabtheilung  weiter  nachzugehen. 

Mit  dieser  eifrigst  beschäftigt,  daneben  nun  freilich  fortwährend  be^ 
achtend,  was  sich  für  die  Eheschliessung  bot,  stiess  ich  im  Frühjahr  j88j 
auf  Zeugnisse,  welche  in  Verbindung  mit  einigen  mir  schon  früher  bekann-^ 
ten  das  Verhältniss  von  Desponsatio  und  Traditio,  bezüglich  dessen  sich 
mir  längst  Bedenken  gegen  die  üblichen  Annahmen  ergeben  hatten,  wenige 
stens  für  die  spätere  Zeit  durchaus  klar  {U  stellen  schienen.  Die  Frage 
interessirte  mich  j^u  lebhaft,  als  dass  ich  mich  hätte  enthalten  können,  die 
gefundenen  Haltpunkte  sofort  weiter  \u  verfolgen^  um  dann  das  Ergebniss 
in  einem  Aufsätze  :(u  veröffentlichen/  glaubte  ich  ja  darauf  rechnen  :[U 
dürfen,  die  Arbeit  in  der  i^unächst  ins  Auge  gefassten  engern  Abgrän^ung 
in  kürzester  Frist  erledigen  und  dann  ^ur  Weiterführuug  der  Regesten 
zurückkehren  \u  können.  Als  ich  mich  dann  aber  über:^eugte,  dass  da  in 
so  kurzer  Zeit,  wie  ich  erwartet  hatte,  ein  Abschluss  nicht  ^u  finden  sei, 
hatte  ich  mich  bereits  so  weit  in  den  Stoff  hineingearbeitet,  dass  ich  mich 
nicht  mehr  entschliessen  mochte,  ihn  vorläufig  wieder  bei  Seite  ^u  legen, 
um  eine  Arbeit  fortzusetzen,  bei  der  sich  auch  nach  längerer  Unterbrechung 
der  Faden  leichter  wieder  aufnehmen  Hess. 

Hätte  ich  damals  irgend  voraussehen  können,  wie  diese  Untersuchun- 
gen mich  so  weit  führen  würden,  dass  es  immer  fraglicher  werden  musste, 
ob  die  Zeity  die  mir  noch  gegönnt  sein  mag,  auch  nur  z^r  Veröffentlichung 
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der  bereits  gewonnenen  Ergebnisse  attsr eichen  werde y  so  würde  freilich  das 
Ergebniss  einer  Erwägung,  ob  ich  nicht  besser  thiie,  ^u  Arbeitsgebieten 
^urücki^Hkehren,  denen  ich  mich  mehr  gewachsen  fühlte,  wahrscheinlich  ein 
anderes  gewesen  sein.  Aber  die  grossen  Schwierigkeiten,  die  ^u  überwinden 
waren,  die  damit  zusammenhängende  Nothwetidigkeit,  die  Untersuchungen 
immer  weiter  auszudehnen,  machten  sich  erst  nach  und  nach  bestimmter 
geltend;  erst  dänn^  als  ich  dieser  Arbeit  schon  so  viel  Zeit  und  Mühe  z}t- 
gewandt  und  schon  so  manches  mir  gesichert  scheinende  Ergebniss  gewon- 
nen hatte,  dass  es  sich  kaum  noch  hätte  rechtfertigen  können,  wenn  ich  mich 
durch  die  noch  verbleibenden  Schwierigkeiten  von  der  Weiterführung  hätte 
abschrecken  lassen,  statt  es  -^//  versuchen,  ihrer  Herr  ^u  werden,  so  gut  es 
mir  eben  möglich  war. 

Das  nächste.  Ziel,  das  ich  mir  gesteckt  hatte,  warder  Versuch,  das 
Vorgehen  bei  der  Ehe  Schliessung  auf  weltlichetn  Rechtsgebiete  im  zwölften 
imd  dreizehnten  Jahrhunderte  festzustellen.  Ich  glaubte  darauf  rechnen  {u 
dürfen,  dass  das  gelingen  werde  auf  Grundlage  der  mir  in  grosser  Zahl 
vorliegenden  urkundlichen  Zeugnisse,,  von  denen  ich  viele  bisher  ungedruckte 
schon  früher  für  andere  Zwecke  gesammelt  hatte,  die  ich  dann  in  Verbin- 
dung mit  solchen,  welche  nur  vereinzelt  in  seltneren  Werken  veröffentlicht 
oder  besonders  wichtig  waren,  als  Urkundenbuch  der  Arbeit  beizugeben 
dachte.  Diese  genauere  Feststellung  des  Vorgehens  auf  weltlichem  Rechts- 
gebiete schien  mir  desshalb  von  grosser  Bedeutung,  weil  damit  dann  zugleich 
eine  sichere  Grundlage  gewonnen  war  für  das  Verständniss  der  folgen- 
schweren päbstlichen  Entscheidungen  jener  Zeit,,  das  ja  wesentlich  dadurch, 
bedingt  ist,  dass  wir  den  weltlichen  Brauch,  den  sie  vor  Augen  hatten,  ge- 
nügend kenneti.  Während  ich  dann  weiter  auch  noch  kurz  ^^if  ^^^^  mannich- 
fachen  Umgestaltungen  ,d^s  weltlichen  Brauchs  einging,  wie  sie  sich  im 
spätern  Mittelalter  in  Folge  des  Einflusses  des  Decretalenr echtes  ergeben 
haben.  In  dieser  Abgränzung  glaubte  ich  die  Arbeit  dem  Abschlüsse  so 
nahe  gebracht  zu  haben,  dass  ich  es  nicht  für  voreilig  hielt,  das  Erscheinen 
derselben  unter  dem  Titel:  „  Verlobung  und  Vermählung  im  XII,  und  XIII. 
Jahrhundert^"  schon  zum  Schlusshcfte  der  Mittheilungen  des  österr,  Instituts 
von  i88ß  als  nächstbevorstehend  anzeigen  zu  lassen. 

Aber  so  sehr  ich  damals  wünschte  und  hoffte,  die  Untersuchung  ab- 
schlies^en  und  zu  andern  Arbeiten  zurückkehren  zu  können,  sah  ich  mich 
doch  bald  auf  die  Nothwendigkeit  hingewiesen,  dieselbe  noch  weiter  fort- 
zuführen, wenn  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse  irgendwelchen  Werth 
haben  sollte.  Insbesondere  hatte  ich  mich  getäuscht,  wenn  ich  glaubte,  dass 
mir  für  die  Aufgabe,  die  Ergebnisse  bezüglich  des  weltlichen  Brauchs  mit 
d^n  kirchlichen  Entscheidungen  in  Verbindung  z"  bringen,  das  genügen 
werde,  was  sich  in  den  Hilfsbüchern  und  den  nächstliegenden  Quellen- 
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Sammlungen  findet  Ich  überietigte  mich  mehr  und  mehr,  wie  es  doch  auch 
auf  dem  Gebiete  des  canonischen  Rechts  für  jenen  Zweck  mancher  selbst- 
ständigen  Vorarbeit  bedürfe.  Ein  so  vortreffliches  Hilfsmittel,  wie  es  jet\t 
in  Preisen  s  Geschichte  des  canonischen  Eherechts  geboten  ist,  lag  aller- 
dings damals  noch  nicht  vor ;  es  würde  mir  viele  Mühe  dadurch  erspart 
gewesen  sein.  Dennoch  glaube  ich  meine  Studien  nicht  gerade  nutzlos  auch 
auf  canonischem  Gebiete  weiter  ausgedehnt  ^u  haben.  Schloss  Preisen  die 
Benutzung  ungedruckten  Materials  grundsätzlich  ans,  so  führte  mich  zu- 
nächst die  Erwartung,  dort  noch  manche  Haltpunkte  auch  für  den  weltlichen 
Brauch  ^u  finden y^ auf  die  ^um  grössten  Theilnoch  ungedruckte  Decretisten- 
litteratur,  welche  ich  vollständig  benutzen  konnte.  Dank  der  grossen  Zu- 
vorkommenheit des  Director  Laubmann,  welche  es  mir  ermöglichte^  auch 
die  Werke,  welche  auf  der  Münchner  Bibliothek  nicht  vertretest  sind,  nach 
defi  Handschriften  anderer  Bibliotheken  ^ti  München  benut^^  ^u  können. 
Pand  ich  mich  in  jener  Erwartung  nicht  getäuscht,  so  boten  sich  damit  ^ff- 
gleich  so  manche  Haltpunkte  für  genauere  Einsicht  in  die  Entwicklung  der 
kirchlichen  Theorie,  dass  ich  immerhin  hoffen  darf,  4ass,  wenn  ich  noch 
da^u  gelange,  meine  bezüglichen  Ergebnisse,  vgl.  vorläufig  Mitth.  des  Inst. 
E.  B.  3,yoff.,  z^  veröffentlichen,  dieselben  auch  nach  den  gründlichen  Un- 
tersuchungen von  Preisen  nicht  ohne  Wefth  sein  dürften. 

Im  Prühjalir  1886  hatte  ich  dann  den  ganzen  Stoff  so  weit  durchge- 
arbeitet, dass  ich  glaubte,  ihn  nach  einer  nochmaligen,  voraussichtlich  wenig 
Zeit  beanspruchenden  Ueb  er  arbeitung  dem  Drucke  übergeben  jf«  können. 
Bis  dahin  hatte  ich  daran  festgehalten,  mich  darauf  z^  beschränken,  den 
weltlichen  Brauch  -^«r  Zeit  des  Decret  und  der  Decretalen  festzustellen, 
ohne  wenigstetis  selbstständig  der  Präge  weiter  nachzugehen^  wie  sich  dieser 
Brauch  und  die  sich  dabei  selbst  bei  Beschränkung  auf  das  germanische 
Gebiet  geltend  machenden  Abweichungen  von  dem  aus,  was  uns  da  über 
ältestes  germanisches  Recht  bekannt  ist,  entwickelt  haben  dürften.  Bei  der 
Ueber arbeitung  aber  hatte  ich  mich  nun  mit  der  inzwischen  von  Preisen 
ausgesprochenen  Ansicht  abzufinden,  dass  den  Germanen  die  Ehe  nUr  ein 
natürliches  Verhälttiiss  gewesen  sei,  dass  sie  zwischen  Concubinat  und  Ehe 
ohne  Mundium,  beziehungsweise  eigenmächtiger  Ehe,  nicht  unterschieden 
hätten.  Die  letztere  als  Hauptgrundlage  der  kirchlichen  Lehre  vom  Matri- 
monium  clandestinum  hatte  ich  von  jeher  genügend  beachtet  Auch  jenen 
ZU  berücksichtigen,  hatte  ich  bis  dahin  keine  Veranlassung  z^  haben  ge- 
glaubt Jetzt  konnte  ich  das  nicht  vermeiden,  da  manche  meiner  Ergebnisse, 
die  ich  doch  für  wohlbegründete  glaubte  halten  ^«  dürfen,  mit  jener  Af^ 
nähme  Preisen' s  durchaus  unvereinbar  gewesen  sein  würden.  Aber  ich  über- 
zeugte mich  bald,  wie  in  dieser  Richtung  die  blosse  Einschiebung  eines, 
jener  Annahme  in  Kürze  entgegentretenden  Abschnittes  in  die  bisherige 
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Arbeit  nicht  ausreichen  könne.  Ein  Zurückgehen  auf  frühere  Zeiten  war 
da  an  und  für  sich  nicht  ^u  vermeiden,  Ueberdies  schien  mir  nun  das,  was 
sich  von  Resten  der  Rechtswirkungen  des  Concubinats  noch  in  spaterer 
Zeit  erhalten  hat,  mehr  und  mehr  darauf  \u  deuten,  dass  in  dem  Cancubinat 
mit  der  Freien,  bei  welchem  die  Gewalt  des  Mannes,  und  in  dem  mit  der 
Unfreien,  bei  welchem  die  Freiheit  des  Weibes  fehlt,,  die  nächsten  Vorstufen 
der  rechten  germanischen  Ehe  ^u  sehen  seien,  welche  Gewalt  des  Mannes 
und  Freiheit  des  Weibes  vereint  Man  wird  es  begreiflich  finden,  wenn 
ich  der  Versuchung  nicht  widerstehen  konnte,  den  Faden,  auf  den  ich  da 
gestossen  ^u  sein  glaubte,  weiter  ^u  verfolgen,  als  der  nächste  Zweck  es  er- 
fordert hätte.  Damit  sah  ich  mich  nun  gerade  auf  die  Ausdehnung  der 
Arbeit  hingewiesen^  welche  ich  bis  dahin  sorgsam  vermieden  hatte.  Ich 
suchte  von  der  mir  genauer  bekannten  spätem  Gestaltung  aus  im  Anschlüsse 
an  manche  mir  nun  aufgefallene  Haltpunkte  den  Weg  ^urück^ußnden  bis 
auf  die  vermuthlichen  Anfänge  der  germanischen  Ehe,  Auch  das  war  vor- 
läufig ausgearbeitet,  als  Umstände  eintraten,  die  mich  zunächst  von  der 
bisherigen  Hauptaufgabe  gan^  abzogen. 

Hatten  mich  schon  früher  die  Untersuchungen  über  die  Eheschliessung 
auch  auf  die  spanischen  Quellen  geführt,  war  ich  dabei  auf  die  auffallend 
weit  reichenden  Rechtswirkungen  des  Concubinats  in  denselben  bereits  auf- 
merksam geworden^  so  sah  ich  mich  nun,  seit  ich  auch  diesen  in  meine  Un- 
tersuchungen einbei^pgen  hatte,  noch  bestimmter  auf  Beschäftigung  mit  dem 
spanischen  Recht  hingewiesen.  Mehr  und  mehr  stellte  sich  dabei  die  Ueber- 
^eugung  fest,  dass  sich  in  demselben  wesentlich  altgothisches,  über  die  Zei- 
ten der  Lex  Wisigothorum  ^zurückreichendes  Recht  erhalten  habe.  Der  Um- 
stand schien  mir  von  solcher  Bedeutung  s{u  sein,  dass  ich  es  für  :[weck- 
mässig  hielt,  baldmöglichst  auch  die  Aufmerksamkeit  Anderer  darauf  hin- 
zulenken. Und  auch  für  die  unmittelbar  beabsichtigte  Veröffentlichung  der 
Untersuchungen  über  Eheschliessung,  bei  welchen  ich  den  Umstand  wieder 
und  wieder  ^u  berücksichtigen  hatte,  musstc  es  eine  Erleichterung  sein,  wenn 
ich  mich  bei  derselben  von  vornherein  auf  eine  schon  vorliegende  vorläufige 
Begründung  meiner  Annahme  stüti^en  konnte.  So  entstand  im  Sommer  1887 
der  Aufsatz  über  nähere  Verwandtschaß  ^wischen  gothisch-spanischem  und 
norwegisch-isländischem  Recht;  vgl,  Mitth.  des  Inst.  E,  B,  2,456  ff. 

Ich  hatte  mich  darin  nicht  darauf  beschränkt,  den  germanischen  Cha- 
r acter  des  spätem  gothisch-spanischen  Rechts  ^u  betonen,  sondern  es  sogleich 
versucht,  daraufhin  das  Eingreifen  des  gothischen  Rechts  in  den  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhang  der  ostgermanischen  Rechte  s;u  bestimmen  und 
dessen  nähere  Verwandtschaf  t  gerade  mit  den  westnordischen  Rechten  nach- 
;{uweisen.  Ich  sprach  in  demselben  ^{ugleich  vorläufig  eine  Ansicht  aus, 
welche  sich  mir  bei  der  Beschäftigung  mit  der  Eheschliessung  schon  früh 
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aufs  bestimmteste  aufgedrängt  hatte,  die  Ansicht,  dass  das  longobardische 
Recht  entgegen  der  herrschenden  Annahme  den  ostgermanischen  Rechten 
i^uj{u^ahlen  und  insbesondere  der  schwedischen  Gruppe  näher  verwandt  sei. 
Stützte  sich  nun  diese  Annahme  über  die  Verwandtschaftsverhältnisse  inner- 
halb der  ostgermanischen  Gruppe  ausschliesslich  auf  Beachtung  der  eng 
zusammenhängenden  Verhältnisse  der  Geschlechtsvormundschaft  und  Ehe, 
so  wurde  es  mir  nach  Vollendung  des  Axifsats^es  doch  ^eifelhaft,  ob  ich  da 
nicht  ^u  voreilig  vorgegangen  sei,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  müsse,  wenig- 
stens noch  an  einem  weitern  Rechtsverhältnisse  ^u  prüfen,  ob  meine  An- 
nahmen über  den  Zusammenhang  der  Rechte  sich  auch  da  bestätigen  wür- 
den. Eine  Erwägung  der  Gestaltung  der  Erbenfolge  lag  mir  da  am  näch- 
sten; hatten  mich  die  frühern  Untersuchungen  insbesondere  schon  mehrfach 
auf  das  Erbrecht  der  Weiber  und  der  Unechten  achten  lassen,  so  hatte  ich 
hei  Ausarbeitung  jenes  Aufsatzes  wiederholt  Veranlassung  gefunden,  den 
Gegenstand  bestimmter  ins  Auge  :{ii  fassen. 

Dabei  bot  nun  freilich  meine  völlige  Nichtkenntniss  der  nordgerma- 
nischen Sprachen  eine  ungleich  grössere  Schwierigkeit,  als  bei  den  bisheri- 
gen Untersuchungen  über  Eheschliessung,  bei  welchen  für  die  Einsicht  in 
den  allgemeinen  Gang  der  Entwicklung  für  die  nordischen  Rechte  das  ;ftt 
genügen  schien,  was  ich  in  mir  verständlichen  Werken  fand.  War  das  hier 
nicht  der  Fall,  Hess  ich  mich  dennoch  durch  jene  Schwierigkeit  nicht  von 
vornherein  abschrecken,  den  Gegenstand  weiter  {u  verfolgen,  so  war  es  vor 
allem  die  bereitwillige  Unterstützung,  welche  ich  bei  K.  v.  Amira  fand, 
welche  mich  ^u  dem  Versuche  ermuthigte.  Diese  war  mir  schon  bei  den 
Untersuchungea  über  Eheschliessung  mannichfach  ^u  Theile  geworden.  Ins- 
besondere hatte  Amira  mir  auf  eine  bezügliche  Anfrage  über  die  Stellung 
der  Weiber  in  der  Erbenfolge  zunächst  in  den  westnordischen  und  göthi- 
schen  Rechteti  so  vollständige  Auskunft  gegeben,  dass  ich  schon  danach  in 
Verbindung  mit  dem,  was  mir  über  das  dänische  Recht  bekannt  war,  kaum 
bezweifelte,  dass  sich  in  deti  scandinavischen  Rechten  der  verbindende  Faden 
zwischen  den  da  in  so  scharfem  Gegensatze  stehenden  fränkischen  und  go- 
thischen  Rechtest  einerseits,  longobardischen  und  burgundischen  anderer- 
seits werde  auffinden  lassen.  Als  ich  dann  den  Gegenstand  bestimmter  ins 
Auge  fasste,  ergänzte  er  weit  über  mein  Ersuchen  hinaus  seine  früheren  An- 
gaben durch  vollständige  Uebersetzungen  der  Erbentafeln  der  Swearechtc 
und  des  bezüglichen  Abschnitts  aus  Gotlandslagen.  Dass  ich  damit  nun 
eine  Ueber sieht  über  sämmtliche  Erbefttaf ein  gewonnen  hatte  und  diese  meine 
Annahme  zu  bestätigen  schien,  war  zunächst  dafür  massgebend,  dass  ich 
glaubte,  den  Gegenstand  weiter  verfolgen  zu  können.  Auch  bei  der  Weiter- 
fuhrung der.  sich  später  immer  weiter  ausdehnenden  Arbeit  wurde  mir  dann 
von  Amira  jede  erbetene  Uebersetzung,  jede  gewünschte  Auskunft  so  zu^oor- 
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kommend  ertheilty  dctss.  Wenn  ich  da  mehrfach\ögertey  noch  weiteren  gehen  y 
dieGrän:{e  nie  durch  die  nicht  ^u  ermiidetide  Bereitwilligkeit  des  Befragten 
gebogen  war^  sondern  lediglich  durch  die  Scheu,  dieselbe  über  Gebühr  ^u 
missb rauchen.  Sollte  es  mir  gelungen  sein,  auch  auf  dem  Gebiete  der  scan- 
dinavischen  Rechte  {u  irgendwelchen  beachtenswerthen  Ein:^e Ergebnissen 
gelangt  j(u  sein,  so  verdanke  ich  das  vor  allem  der  Unterstützung,  die  mir 
da  von  einem  so  besonders  kundigen  Fachgenossen  mit  so  grosser  Zuvor- 
kommenheit ^u  Theile  wurde. 

Beim  Beginne  der  Untersuchungen  lag  mir  freilich  nichts  ferner,  als 
eine  Ausdehnung,  wie  sie  dieselben  schliesslich  gewonnen  haben.  Erst  als 
ein  Theil  des  erwähnten  Aufsati^es  bereits  gesetzt  war,  sich  dann  eine  Verr- 
lögerung  ergab,  entschloss  ich  mich,  ^u  Ende  desselben  noch  einen  kurzen 
Abschnitt  über  die  Erbenfolge  j(ur  weitern  Begründung  meiner  Annahmen 
einzuschieben.  Denn  dass  diese  sich  auch  da  bestätigen  würden,  glaubte 
ich  zunächst  nicht  bezweifeln  zu  dürfen.  Der  erste  Entwurf  der  folgenden 
Erörterungen  war  denn  auch  lediglich  auf  Ergänzung  jenes  Aufsatzes  be- 
rechnet. Als  ich  mich  aber  -^//r  Drucklegung  hätte  entschliessen  müssen, 
war  der  Umfang  des  Abschnittes  so  gewachsen,  erübrigte  noch  so  Vieles, 
bis  er  hätte  druckfähig  scheinen  können,  dass  schon  das  mich  hätte  bestim- 
men müssen,  jene  Einschiebung  ^tt  unterlassen.  Aber  nicht  das  allein.  Es 
hatten  sich  mir  mehr  und  mehr  Bedenkest  ergeben,  ob  nun  das  EinzHSchie- 
bende  auch  dem  übrigen  Inhalte  genügend  entsprechen  werde.  Bezüglich 
der  Punkte,  welche  der  Aufsatz  vorzugsweise  im  Auge  hatte,  insbesondere 
der  näheren  Venvandtschaft  des gothisch-spanischen  Rechtes  mit  den  scan- 
dinavischen  Rechten  überhaupt,  traf  ich  allerdings  auf  keinen  Anstand  ; 
und  insbesondere  auch  die  von  mir  angenommene  Abgränzung  der  ostger- 
manischen  Rechtsgruppe  schien  überall  nur  weitere  Bestätigung  z^^fi^äen. 
Dagegen  wurde  es  mir  mehr  und  mehr  zweifelhaft,  ob  sich  auch  das  genü- 
g-end  bestätigen  werde,  was  ich  bezüglich  der  Verwandtschaftsverhältnisse 
innerhalb  dieser  Gruppe  angenommen  hatte.  Unter  andern  Verhältnissen 
würde  ich  nun  freilich  jenen  Aufsatz  haben  beruften  lassen,  bis  ich  dem 
weiter  nachgegangen.  War  er  aber  inzwischen  bereits  bis  auf  den  Schluss 
gedruckt,  hatte  ich  kein  Bedenken  bezüglich  des  Hauptinhaltes,  war  es  mir 
doch  auch  damals  viel  zweifelhafter,  als  jetzt,  dass  der  letzte  Abschnitt  we- 
sentlicher Aenderungen  bedürfen  würde,  so  schien  nichts  ;[«  erübrigen,  als 
auch  den  Schluss  so  f«  belassen,  wie  er  einmal  vorlag ;  ich  begnügte  mich 
vorläufig,  S,  $40  nur  noch  eine  kurze  Bemerkung  über  die  Stellung  der 
Mutter  in  der  Erbenfolge  z^Z^ifiigen  und  dabei  zu  betonen,  dass  sich  dabei 
allerdings  eine  andere  Folge  der  vermittelnden  nordgermanischen  Rechte 
ergebe,  als  bei  den  von  mir  zunächst  beachteten  Verhältnissen,  Es  war  ins- 
besondere der  efige  Zusammenhang  zwischen  longobardischem  und  norwe- 
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gischcm  Recht,  wie  er  sich  hei  der  Brheufölge  j(U  ergehen  sthteH,  der  mich 
bezüglich  meiner  bisherigen  Annahmen  beirrte,  ohne  dass  ich  mir  doch 
schon  ein  Urtheil  darüber  hätte  bilden  können,  in  wie  weit  dieselben  darauf- 
hin nun  einer  Aenderung  bedürften. 

Eben  diese  Bedenken ^  das  Bedürfnisse  mir  da  Klarheit  ^u  schaffen, 
so  weit  das  mit  den  mir  -{«  Gebote  stehenden  Kenntnissen  möglich  sein 
würde,  bestimmten  mich  denn  auch  bald,  die  bereits  wieder  aufgenommene 
Arbeit  über  die  Eheschliessung  nochmals  bei  Seite  ^u  legen  und  einen  Ge- 
genstand, für  den  ich  nun  besonderes  Interesse  gewonnen  hatte,  weiter  i{u 
verfolgen,  um  dem  früheren  Aufsatj(e  einen  ergänzenden  und  theilweise  be- 
richtigenden folgen  lassen  j(u  können.  Hatte  ich  mir  noch  so  bestimmt  vor- 
genommen, mich  dabei  in  möglichst  engen  Schranken  ^u  halten,  nur  an  das, 
was  nächstliegende  Hilfsmittel  boten,  und  es  Anderen  s^u  überlassen,  das, 
was  mir  von  Beachtenswerthem  aufgefalleti  war,  weiter  ^u  verfolgen,  so 
erging  es  mir  da  nicht  anders,  wie  früher  in  entsprechenden  Fällen.  Je 
weiter  sich  bald  auch  diese  Untersuchungen  ausgedehnt  hatten,  um  so  be- 
stimmter sah  ich  mich  daraufhingewiesen,  zunächst  diese  \u  irgendwelchem 
Abschluss  j^u  bringen-  Wohl  widerstrebte  es  mir,  die  letzte  Ueberarbeitung 
und  Drucklegung  der  Untersuchungen  über  Eheschliessung,  für  welche 
ich  ungleich  gründlicher  vorgearbeitet  hatte,  bei  welchen  die  Ergebnisse 
auf  ausgedehnter  selbstständiger  Prüfung  des  Quellenmaterials  beruhten, 
vorläufig  zurückzustellen ;  jedenfalls  hätte  es  mehr  im  persönlichen  In- 
teressegelegen, die  länger  und  sorgfältiger  vorbereitete  Arbeit  zunächst  ^ur 
Veröffentlichung  ;j«  bringen.  Dennoch  schien  mir  die  Zurückstellung  der- 
selben das  einzig  Richtige,  wenn  ich  nicht  für  die  Untersuchungen  über 
Erbenfolge  überhaupt  von  der  Drucklegung  absehen  wollte.  Waren  mir  die 
eherechtlichen  Forschungen  inzwischen  fremder  geworden,  würde  es  schon 
jetzt  geraume  Zeit  gekostet  haben,  mich  wieder  so  genügend  mit  denselben 
vertraut  zn  machen,  als  das  früher  der  Fall  war,  so  würde  das  nochmals 
zutreffen,  wenn  ich  den  mir  jetzt  geläufigem  Stoff  bei  Seite  legen  würde, 
um  ihn  erst  nach  Ueber arbeitung  und  Veröffentlichung  jener  wieder  :(«r 
Hand  zf^  nehmen. 

Aber  auch  andere  Gründe,  als  dieser  ztinächst  persönliche,  schienen 
bestimmt  dafür  zu  sprechen,  falls  ich  an  der  Veröffentlichung  beider  Reihen 
von  Untersuchung^i  festhielt.  Beide,  ;[«/«tf  /  ich  im  Anschlüsse  an  das  Erb- 
recht des  longobardischen  Mundwald  auch  auf  die  Verhälttiisse  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft genauer  eingegangen  bin,  stehen  doch  mannichfach 
in  näherer  Verbindung ;  Manches,  was  ich  früher  im  Anschlüsse  an  die 
Forschungen  über  Eheschliessung  ;f«  behandeln  dachte^  wie  etwa  das  Erb- 
recht der  Unechten^  reihte  sich  nun  passender  den  Untersuchungen  über 
Erbenfolge  ein.   Insbesondere  aber  hatte  sich  ein  näherer  Zusammenhang 
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dadurch  hergestellt,  dass  schon  die  Untersuchungen  über  die  Mhe  mir  auch 
die  Frage  nach  dem  verwandtschaftlichen  Zusammenhange  der  germanischen 
Rechte  nahegelegt  hatten  und  die  Ausdehnung  noch  auf  ein  anderes  Gebiet 
vor  allem  dadurch  veranlasst  war,  dass  ich  auf  diesem  die  dort  gewonnenen 
Ergebnisse  \u  prüfen  suchte.  Fand  sich  nun  wohl  im  allgemeinen  lieber- 
einstimmung,  so  stiess  ich  doch  auch  auf  Abweichungen,  jenachdem  ich  das 
eine  oder  das  andere  Verhältniss  ins  Auge  fasste.  Es  ergab  sich  damit  die 
Nothwendigkeit,  mir  -f «  vergegenwärtigen,  welches  von  beiden  Verhältnissen 
als  das  ursprünglichere  j(u  behandeln  sei,  welches  sicherere  Schlüsse  auf  die 
ursprünglichste  Verwandtschaft  der  Stämme  und  die  Ver^eigung  ihrer 
Rechte  i(ulasse.  Ich  glaubte  mich  aus  den  in  den  weitern  Ausführungen  be- 
tonten Gründett  mehr  und  mehr  ^u  überzeugen,  dass  das  unbedingt  die 
Erbenfolge  sei,  dass  von  dem,  was  sich  für  diese  in  jener  Richtung  jpi  er- 
geben schien,  auch  bei  den  Untersuchungen  über  die  Anfänge  der  germa-- 
nischen  Ehe  auszugehen  sei;  dass  für  diese  durch  die  zunächst  im  An- 
schlüsse an  die  Erbenfolge  gewonnenen  Ergebnisse  eine  sehr  wichtige 
Grundlage  gewonnen  sein  würde.  Hielt  ich  an  der  Veröffentlichung  beider 
Reihen  von  Untersuchungen  fest,  so  war  damit  die  allein  entsprechende  Folge 
derselben  zweifellos  vorge^eichnet. 

Dagegen  war  allerdings  ^u  erwägen,  ob  es  sich  rechtfertigen  könne, 
die  an  die  Erbenfolge  anschliessenden  Untersuchungen  überhaupt  und  ins- 
besondere schon  jet^t  ^.u  veröffentlichen.  Alles  das,  was  ich  früher  bezüg- 
lich der  Mängel  meiner  Arbeiten  betonte,  die  daher  rührten,  dass  dieselben 
in  ihrer  spätem  Ausdehnung  und  Gestaltung  nicht  vorher  geplant  waren, 
dass  sie  mich  auf  Gebiete  führten,  für  die  mir  die  Vorkenntnisse  fehlten, 
trifft  gerade  hier  in  erhöheiem  Masse  -(«.  Nichts  ist  mir  bei  meinen  Ar- 
beiten hinderlicher  gewesen,  als  dass  die  eigene  Neigung  mich  später  vor- 
zugsweise zur  Behandlung  rechtsgeschichtlicher  Stoffe  veranlasste,  während 
mir  doch  jede  systematische  Vorbildung  auf  dem  Gesammtgebiete  der  Rechts- 
wissenschaft abging.  Was  da  in  den  Zeiten  des  Lernens  versäumt  wurde, 
weil  man  für  die  künftige  Thätigkeit  andere  Gebiete  im  Auge  hatte,  lässt 
sich  in  späteren  Jahren  kaum  noch  nachholen.  Das  Interesse  an  den  Einzel- 
gegenständen, mit  deren  Erforschung  man  sich  eben  beschäftigt,  mag  dann 
ausreichen,  um  es  {u  versuchen,  sich  trotz  des  Fehlens  der  allgemeinen 
Grundlage  auf  dem  fremden  Gebiete  so  weit  zurechtzufinden,  als  der  nächste 
Zweck  das  unbedingt  erfordert.  Aber  eben  jenes  Interesse  an  selbstständiger 
Arbeit  wird  nicht  mehr  leicht  da^u  gelangen  lassen,  die  Zeit  noch  der  Er- 
werbung von  allgemeineren  Kenntnisseu  zu  widmen,  von  denen  es  dahinsteht, 
ob  und  wann  man  -{«r  Verwerthung  derselben  gelangen  wird.  Mir  wenig- 
stens wollte  es  nicht  gelingen,  jene  Lücke  noch  nachträglich  z^  füllen,  ob- 
wohl sie  S(ich  mir  früh  fühlbar  machte  und  ich  es  an  bezüglichen  Versuchen 
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nicht  fehlen  Hess.   Auch  nicht  dadurchy  dass  mir  auf  meinen  Wunsch  ge- 
stattet vmrdey   Vorlesungen  über  deutsche  Rechtsgeschichte  f «  halten  und 
ich  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  der  übernommenen  Verpflichtung  so 
gut  \u  entsprechen  suchte y  als  mir  das  jener  Mangel  eben  ermöglichte.    Es 
ist  ein  eigenthümliches  Verhängniss,  das  mich  ungesucht  da^u  gelangen 
Hess,  mich  nun  schon  seit  Jahren  und  voraussichtlich  für  den  gan^i^en  Rest 
der  mir  noch  gegönnten  Arbeitss^eit  mit  Stoffen  ^u  beschäftigen^  die  nicht 
allein  wieder  dem  Rechtsgebiete ^  sondern  gerade  den  Theilen  desselben^  dem 
Familienrecht  und  Erbrecht,  angehören,  die  mir  früher  immer  am  fremde- 
sten blieben,  mit  denen  ich  mich  nie  eingehender  beschäftigt  hatte,  bezüglich 
deren  ich  selbst  bei  den  Vorlesungen  nach  deren  sie  an  den  Schluss  ver- 
weisenden Anordnung  mich  durchweg  wegen  Mangel  an  Zeit  mit  einer  gan^ 
dürfligen  Ueber sieht,  für  welche  die  Benützung  jedes  Handbuches  ausreichte, 
begnügen  musste.   Mich  selbst  hat  es  allerdings  immer  eher  gereift,  als 
abgeschreckt,  wenn  ich  mich  erst  in  Gegenstände  hineim^uarbeiten  hatte, 
die  mir  bis  dahin  fremd  blieben.  Es  ist  auch  möglich,  dass  ich  auf  manche 
Auffassung,  die  der  herrschenden  nicht  entspricht,  und  sich  dennoch  viel- 
leicht als  haltbar  erweisen  dürfte,  nicht  verfallen  sein  würde,  wenn  ich  an 
diese  Dinge  herangetreten  wäre  mit  schon  in  der  Jugend  erworbenen  ge- 
naueren Kenntnissen,  mit  deren  Erlernung  sich  nicht  auch  schon  die  Prü- 
fung  verbinden  konnte,  in  die  ich  mich  dann  als  selbstverständlich  fest- 
stehende Grundlage  aller  Ein^elforschung  eingelebt  hätte,  weil  ich,  gleich 
Andern,  in  so  langer  Zeit  vielleicht  nie  Veranlassung  gefunden  haben  würde, 
an  ihrer  Richtigkeit  ^u  j(weifeln.    Aber  im  allgemeinen  wird  die  Nothwen- 
digkeit,  sich  erst  für  die  unmittelbare  Verwerthung  und  ohne  genügende 
Vertrautheit  mit  dem  Gesammtgebiete  genauer  in  einen  Gegenstand  ein- 
arbeiten j(u  müssen,  dem  Werthe  der  Ergebnisse  doch  nicht  förderlich  sein 
können, 

Lagen  diese  Verhältnisse  schon  bei  frühem  Arbeiten  vielfach  nicht 
anders,  so  kam  hier  die  besondere  Schwierigkeit  hin^u,  dass  ich  vielfach 
der  Sprache  der  Quellen  und  grösstentheils  doch  auch  der  Bearbeitungen 
der  bezüglichen  Rechte  nicht  mächtig,  und  so  weder  in  der  Lage  war,  die 
Ansichten  Anderer  selbstständig  ^u  prüfen,  noch  auch  nur,  diese  Ansichten 
selbst  genügend  kennen  ^u  lernen.  Wäre  ich  in  Jüngern  Jahren  auf  diese 
Gegenstände  gerathen,  hätte  ich  schon  da  so  bestimmt,  wie  jet^t,  dieUeber- 
^eugung  gewonnen,  dass  nur  durch  die  Vergleichung  zunächst  desgothisch- 
spanischen  mit  den  nordgermanischen  Rechten  eine  sicherere  Einsicht  in 
die  germanischen  Rechts^ustände  vorgeschichtlicher  Zeit  j[u  gewinnen  sei, 
so  würde  ich  mich  auch  die  Mühe  nicht  haben  verdriessen  lassen,  die  scan- 
dinavischen  Sprachen  {u  diesem  Zweck  ^u  erlernen,  Jet^t  durfte  ich  nicht 
mehr  daran  denken^  mir  noch  so  gründliche  Kenntniss  derselben  am^ueignen. 
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als  nöthig  gewesen  wäre.  Wie  da  aber  ungenügende  Kenntntsse  nur  ^u 
Missgriffen  führen  können^  habe  ich  genügend  erprobt  bei  den  Versuchen, 
wenigstens  die  friesischen  Texte  selbst  ^u  übersetzten,  während  dann  latei- 
nische oder  niederdeutsche  Parallelstellen  oder  Ueberset^ungen  Anderer 
mir  wiederholt  Veranlassung  boten,  mich  ^u  überzeugen,  wie  arg  ich  fehl^ 
gegriffen  hatte.  Und  habe  ich  dasselbe  ebenso  auf  mir  unbekannteren  roma- 
nischen Sprachgebieten  versucht,  so  mag  auch  das  nicht  ohne  Missgriffe 
abgegangen  sein. 

Sollten  mich  nun  aber  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten,  die 
mir  insbesondere  der  nothgedrungene  Verglicht  auf  jede  selbstständige  Prü- 
fung des  Urtextes  scandinavischer  Quellen  bot,  überhaupt  von  der  Weiter- 
führung oder  doch  Veröffentlichung  der  Untersuchungen  abhalten?  Ich 
glaubte  nicht,  falls  ich  von  vornherein  auf  die  Unkenntniss  hinwies,  und 
für  meine  Versuche  auch  auf  nordgermanischem  Rechtsgebiete  damit  keine 
weitere  Bedeutung  beanspruchte,  als  ihnen  bei  solcher  Sachlage  überhaupt 
:(ukommen  kann.  Was  mir  von  scandinavischen  Rechtsbestimmungen  be- 
kannt und  erreichbar  war,  schien  mir  genügend,  um  wenigstens  den  ver- 
bindenden Faden  zwischen  den  Rechten,  deren  Quellen  ich  selbst  prüfen 
konnte,  her  sauste  llen.  Der  Werth,  den  die  Ergebnisse  meiner  Untersuchun- 
gen haben  mögen,  beruht  doch  durchaus  darauf,  dass  ich  die  Bestimmungen 
der  verschiedenen  Rechte,  insbesondere  auch  des  für  solche  Zwecke  über- 
haupt bisher  nicht  beachteten  spanischen,  nach  gewissen  Gesichtspunkten 
in  Zusammenhang  ^u  bringen,  und  daraufhin  die  allgemeine  Entwicklung 
auf  ostgermanischem  Rechtsgebiete  festzustellen  suchte,  Ist  der  Versuch 
überhaupt  verfehlt,  so  würde  daran  auch  genauere  Kenntniss  der  scandina- 
vischen Rechte  schwerlich  etwas  geändert  haben.  Sollte  er  im  allgemeinen 
ZU  haltbaren  Ergebnissen  geführt  haben,  so  wird  es  wieder  kaum  etwas 
Wesentliches  daran  ändern,  wenn  jene  Unkenntniss  mich  da  ^m  manchen 
Missgriffen  im  Einzelnen  geführt  haben  wird,  wenn  ich  zyoeifellos  ohne 
dieselbe  vielfach  sogleich  zu  sicherern  Ergebnissen  gelangt  sein  würde.  Denn 
die  Thatsachen,  auf  welche  sich  meine  Beweisführung  stützt^  sind  doch  so 
überwiegend  allgemein  bekannte,  von  vornherein  ausser  Frage  stehende, 
dass  das  Haupterg ebniss  kaum  wesentlich  durch  vereinzelte  Missgriffe  be- 
einträchtigt sein  dürfte.  Es  galt  ja  überhaupt  bei  der  Arbeit  weniger,  die 
rechtsgeschichtlichen  Thatsachen  in  ihrem  uns  unmittelbar  erkennbaren 
Bestände  genauer  festzustellen,  als  das  bisher  geschehen,  als  vielmehr  das 
ohnehin  Bekannte  unier  bisher  nicht  beachtete  Gesichtspunkte,  in  bisher 
nicht  versuchte  Verbindungen  ;{«  bringen,  und  daraus  auf  den  ursprüng- 
lichen Zusammenhang,  auf  die  unmittelbar  überhaupt  nicht  erkennbaren 
Zustände  der  vorgeschichtlichen  Zeit  z^*rückzuschliessen.  So  dankbar  ich 
es  anerkennen  werde,  wenn  Fachgenossen  mich  auf  die  zweifellos  zureichen 
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Missgriffe  in  Einzelnem  aufmer\sam  machen  werden,  so  unbillig  würde  es 
mir  scheinen,  wenn  man  danach  den  Werth  der  Arbeit  überhaupt  beur- 
theilen  wollte,  ohne  ^u  erwägen,  ob  diese  Missgriffe  nun  auch  solche  sind, 
dass  ich  ohne  dieselben  bei^üglich  der  Gesichtspunkte,  welche  ich  zunächst 
im  Auge  hafte,  ^u  andern  Ergebnissen  hätte  gelangen  müssen;  ob  ihr  Nach- 
weis die  Beweis/ührunif  nicht  b los  etwa  als  abgeschwächt,  sondern  als  miss- 
lungen  erscheinen  lassen  müsse.  Wollte  ich  den  Versuch  aus  Scheu  vor 
dem  Nichtausreichen  meiner  Vorkenntnisse,  insbesondere  auf  dem  noth- 
wendig  ein^ube^iehenden  scandinavischen  Gebiete,  unterlassen,  so  musste  rs 
sehr  fraglich  scheinen,  ob  sobald  ein  Anderer  auf  dieselben  Gesichtspunkte, 
dieselben  Verbindungen  verfallen  würde,  während  ich  doch  persönlich  die 
Ueber:{eugung  gewonnen  hatte,  dass  das,  was  mir  da  zugänglich  war,  ^u 
einer  wenigstens  vorläufigen  Lösung  der  wichtigen  Fragen,  welche  ich  mit 
aufgeworfen  hatte,  ausreichen  werde.  Sollten  meine  Versuche  nicht  gan^ 
misslungen  sein,  so  wird  man  es  mir,  wie  ich  detike,  eher  Dank  wissen 
müssen,  dass  ich  mich  durch  die  ausserordentlichen,  aus  jenem  Verhältnisse 
sich  ergebenden  Schwierigkeiten  vom  Weiterverfolgen  nicht  abschrecken 
hess^  als  es  tadeln,  dass  ich  htich  vielfach  auch  auf  ein  Gebiet  wagte,  für 
das  mir  dir  unerlässlichsten  Vorkennbiisse  fehlten.  Und  mag  es  ^uweilen 
scheinen,  als  habe  ich  mich  da  weiter  vorgewagt^  als  unumgänglich  nöthig 
gewesen  wäre,  so  durfte  ich  doch  auch  dann  hoffen,  durch  den  von  mir  ver- 
folgten Zusammenhang  einer  Reihe  von  Rechten  auf  Dieses  und  Jenes  ge- 
führt worden  ^u  sein,  was  ausserhalb  des  besondern  Zusammenhanges  sich 
auch  der  Aufmerksamkeit  der  gründlichsten  Kenner  der  Ein^elrechte  ent-^ 
:^iehen  musste. 

So  suchte  ich  jener  Schwierigkeiten  Herr  ^u  werden,  so  weit  ich  eben 
konnte.  Der  fördernden  Beihilfe,  welche  mir  da  vor  allem  Amira  in  uner- 
müdlicher Weise  \u  Theile  werden  Hess,  wurde  bereits  gedacht.  W.  Golther 
lu  München  hatte  dann  die  Freundlichkeit,  mir  die  Erbentafeln  der  altern 
norwegischen,  isländischen  und  schwedischen  Rechte  vollständig  ^u  über- 
setzten ;  wo  auf  dieselben  ohne  nähere  Angabe  hingewiesen  ist,  hatte  ich 
durchweg  diese  Ueberset^ung  vor  Augen.  Aber  nicht  allein,  dass  doch  für 
die  Erbenfolge  selbst  ausser  den  Erbentafeln  noch  manches  Andere  ^u  be- 
rücksichtigen war.  Die  Untersuchungen  hatten  sich  vielfach  auf  andere 
Rechtsgebiete  ausdehnen  müssen.  In  manchen  Fällen  bot  mir  da  allerdings 
auch  die  mir  verständliche  Litteratur  die  ausreichendste  Hilfe.  Insbesondere 
fügte  es  sich  günstig,  dass  gerade  mehrere  der  Gegenstände,  welche  ich 
zunächst  ^u  beachten  hatte,  von  K.  v.  Maurer,  dem  ich  mich  auch  für  manche 
mündliche  Mittheilung  und  Aufklärung  dankbarst  verpflichtet  fühle,  in 
gründlichster  Weise  behandelt  waren.  Aber  nichts  hinderte  mich  doch  mehr , 
als  dass  es  mir  an  einem  Werke  gebrach,  aus  dem  ich  für  das  Gesammt- 
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gebiet  der  scandinavischen  Rechte  über  jeden  Gegenstand,  auf  den  mich  die 
Untersuchung  führte,  wenigstens  eine  vorläufige  Belehrung  hätte  entnehmen 
können,  wie  das  für  das  engere  Gebiet  des  dänischen  Rechts  der  von  Ho- 
meyer  übersetzte  Grundriss  von  Kolderup-Rosenvinge  ermöglichte.  So  sah 
ich  mich  vielfach  auf  das  hingewiesen^  was  von  gedruckten  Ueber Setzungen 
der  Quellen  selbst  vorhanden  ist;  wobei  ich  mich  freilich  nur  ^u  oft  über- 
zeugte, wie  wenig  sie  eine  genügende  Einsicht  in  den  Inhalt  des  Originals 
ZU  vermitteln  geeignet  sind,  Dass  ich  auch  die  sehr  seltene  Ausgabe  der 
lateinischen  Uebersetzung  des  upländischen  Rechts  durch  Loccenius  benutzen 
konnte,  verdanke  ich  der  besondern  Güte  der  Biblotheksbehörde  -(«  Upsala. 
Aber  für  manche  der  wichtigsten  Quellen  fehlt  ja  überhaupt  jede  lieber- 
Setzung,  So  vor  allem  für  die  ältesten  norwegischen  Rechtsbücher,  wo  ich 
sie  besonders  schmerzlich  vermisste.  Ich  musste  da  auch  auf  die  Hilfe  ver- 
nichten, welche  selbst  die  ungenügendste  Ueberset^ung  dadurch  leistet,  dass 
sie  wenigstens  auf  die  Angaben  aufmerksam  macht,  welche  überhaupt  für 
den  bestimmten  Zweck  {U  beachten  sind,  um  deren  genauere  Uebersetzung 
man  sich  dann  bemühen  kann.  Habe  ich  die  Belegstellen  aus  mir  unver- 
ständlichen Quellen  durchweg  in  Uebersetzung  gegeben,  so  schien  mir  das 
nicht  blos  im  Interesse  Solcher  -^m  sein,  welche  sich  da  mit  mir  in  der  glei- 
chen Lage  befinden,  sondern  es  musste  mir  doch  auch  daran  liegen,  den 
Wortlaut  kenntlich  zu  machen,  an  den  ich  mich  bei  meinen  Untersuchungen 
ZU  halten  hatte. 

Glaubte  ich  nach  dem  Bemerkten  von  Fortsetzung  und  Veröffentlichung 
dieser  Untersuchungen  nicht  überhaupt  absehen  z^  sollen,  so  war  es  aller- 
dings eine  andere  Frage,  ob  ich  es  wagen  dürfe,  schon  jetzt  mit  der  Ver- 
öffentlichung zu  beginnen.   Bei  frühern  Arbeiten  glaubte  ich  das  davon  ab- 
hängig machen  zu  sollen,  dass  ich  bei  Fortsetzung  der  Vorarbeiten  durch 
längere  Zeit  wohl  noch  auf  Ergänzendes,  aber  kaum  mehr  auf  Etwas  stiess, 
was  mich  genöihigt  hätte,  die  bisherigen  Ergebnisse  wesentlich  umzugestal- 
ten. Bezüglich  der  Untersuchungen  über  Eheschliessung,  wenigstens  in  ihrer 
ursprünglichen  engeren  Abgränzung,  durfte  ich  solche  Sachlage  auch  jetzt 
wohl  annehmen.   Hier  fühle  ich  mich  weit  davon  entfernt.    Freilich  hatte 
ich  selbst  ausgedehntere  Vorarbeiten  nicht  beabsichtigt,  mir  vorgenommen, 
mich  auch  bei  solchen  Rechten,  deren  Quellen  mir  genügend  zugänglich  ge- 
wesen sein  würden,  auf  das  z^  beschränken,  was  nächstliegende  Hilfsbücher 
boten,  oder  den  Gegenstand  doch  nur  auf  Grund  der  dort  gebotenen  Ver- 
weise  näher  ;f«  verfolgen.    Selbst  auf  dem  vorzugsweise  berücksichtigten 
Gebiete  des  spanischen  Rechts  glaubte  ich  mich  in  Gränzen  halten  z^  müs- 
sen, die  nicht  lediglich  dadurch  bedingt  waren,  dass  doch  auch  die  reichen 
Schätze  der  Münchner  Hof  bibliothek  nicht  überall  ausreichten;  waren  mir 
manche  gedruckte  Fueros  unzugänglich,  so  habe  ich  insbesondere  bezüglich 
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des  urkundlichen  Material  von  vornherein  darauf  ver:{ichtety  dasselbe  auch 
nur  so  weit  vollständig  auszubeuten,  als  es  mir  ^u  Gebote  gestanden  hätte. 
Konnten  die  besondern  Gesichtspunkte,  welche  ich  im  Auge  hatte,  das  im-- 
merhin  rechtfertigen,  so  hätte  ich  vielfach  bei  den  Ein^^eluntersuchungen 
selbst  das  Bedürfniss  gefühlt,  dem  Gegenstande,  wenn  nicht  in  den  Quellen^ 
doch  wenigstens  in  der  vielfach  sehr  unvollständig  herangezogenen  Litte- 
ratur  noch  weiter  nachzugehen.  Und  auch  abgesehen  von  dem  Ungenügen 
der  Vorarbeiten  fühle  ich  nur  ^k  wohl,  wie  die  Darstellung  doch  vielfach 
nicht  über  die  Stufe  eines,  wenn  auch  nicht  gerade  ersten,  Entwurfs  hin- 
ausgekommen ist;  wie  auch  der  jetzt  veröffentlichte  Theil  einer  nochmaligen 
UeberarbeituVg  dringend  bedurft  hätte ;  wie  es  mir  bei  einer  solchen  wohl 
gelungen  sein  würde.  Vieles  besser  geordnet,  klarer  und  wohl  auch  kürzer 
darzulegen. 

Und  nicht  das  allein.  Bei  einer  Arbeit,  wie  die  vorliegende,  welche 
sich  auf  in  mancher  Beziehung  so  unsicherer  Grundlage  bewegt,  bei  welcher 
dem  persönlicheti  Ermessen  so  weiter  Spielraum  gelassen  ist,  kann  es,  auch 
wenn  man  der  Hauptergebnisse  sicher  {«  sein  glaubt,  nicht  wohl  anders 
sein,  als  dass  bezüglich  mancher  Einzelnheiten  die  eigene  Ansicht,  sei  es 
in  Folge  früher  nicht  beachteter  Quellenzeugnisse^  sei  es  in  Folge  fortge- 
setzter Erwägung,  sich  noch  mannichfach  ändert.  Hätte  ich  das  nicht  von 
vornherein  vorausgesetzt,  so  nmrde  mich  schon  jetzt  die  Erfahrung  darüber 
belehrt  haben.  Wahrend  an  dem  frühern  Theile  dieses  Bandes  gesetzt  wur- 
de, sah  ich  mich  insbesondere  in  Folge  der  fortschreitenden  Ueberarbeitung 
des  zweiten  Bandes  fortwährend  genöthigt,  manche  Abschnitte  der  druck- 
fertig vorliegenden  zweiten  Hälfte  noch  gründlich  umzuarbeiten  ;  nicht  blos 
ergänzend,  sondern  auch  wesentlich  ändernd,  womit  sich  Anordnung  und 
Eintheilung  dann  noch  ungeschickter  gestalten  mussten,  wenn  ich  mich  nicht 
ZU  einer  nochmaligen  vollständigen  Ueberarbeitung  entschliessen  wollte. 
Und  das  würde  sich  natürlich  nicht  anders  stellen,  wenn  ich  die  Druck- 
legung vorläufig  noch  unterlassen  hätte.  Kann  ich  nur  das  vorlegen,  was 
zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Manuscripts  nach  allerdings  reiflicher  und 
lange  fortgesetzter  Erwägung  des  mir  bekannten  Material  meine  Ansicht 
über  diese  Dinge  war,  so  darf  ich  nicht  bezweifeln,  dass  diese  Ansicht  nach 
einiger  Zeit  sich  wenigstens  für  die  Einzelnheiten  noch  mannichfach  um- 
gestaltet haben  würde. 

Wenn  ich  trotzdem  glaubte,  nicht  länger  z^g^rn  zu  sollen,  so  lag  der 
Grund  in  der  Ueberzeugung,  dass  ich  den  Beginn  der  Veröffentlichung 
nicht  länger  hinausschieben  dürfe,  falls  ich  j^m  solcher  überhaupt  noch  ge- 
langen wollte.  Den  ganz  persönlichen  Rücksichten  auf  die  Altersverhält- 
nisse hatten  da  alle  anderen  z^  weichen.  Die  unerbittlich  wachsende 
Zahl  der  Jahre  musste  mir  längst  die  Erwägung  nahe  legen,  wie  viel  ich 
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selbst  dann,  wenn  jede  vorzeitige  Kürzung  des  etwa  noch  ^u  erwartenden 
Restes  ausser  Rechnung  blieb,  von  vorbereiteten  Arbeiten  voraussichtlich 
noch  würde  ^um  Abschluss  und  j(ur  Veröffentlichung  bringett  können.  Einige 
Zeit  mochte  da  die  anfangs  enge  Abgrän^ung  der  Untersuchung  noch  dem 
Gedanken  Raum  lassen,  nach  ihrem  Abschluss  mich  wieder  anderen  Ar^ 
beiten  ^uwenden  ^u  können,  Jet{i  bedarf  es  nur  eines  Blickes  auf  den  Um- 
fang dessen,  was  mir  an  vorläufig  ausgearbeiteten  Entwürfen  und  bei  der 
Ueber arbeitung  noch  ^u  berücksichtigendem  Stoffe  vorliegt,  um  mich  j(u 
iiberieugen,  dass  ich  mich  nicht  werde  beklagen  können,  wenn  mir  die  Zeit 
noch  gegönnt  sein  sollte,  deren  es  bedürfen  wird,  um  das  Alles  auch  nur 
so  weit  ^«w  Abschlüsse  t^u  bringen,  als  das  bei  dem,  was  ich  jet^t  veröffent- 
liche, zutrifft.  Zumal  sich  mit  den  Jahren  ja  auch  die  Arbeitskraft  mindert, 
es  mir  vor  allem  schwer  wird,  den  Gesammtstoff  in  allen  einzelnen  Theilen 
gleichzeitig  noch  so  z»  beherrschen,  wie  das  früher  das  noch  ztiverlässigere 
Gcdächhiiss  ermöglichte.  Schon  das  mnsste  mich  mehr  und  mehr  darauf 
hiftweisen,  von  der  Absicht  abzugehen,  z'f^nächst  den  gesammtcn  Stoff  noch- 
mals z^  überarbeiten.  Ich  hatte  mich  nun  doch  so  lange  mit  diesen  Dingen 
beschäftigt,  dass  ich  überzeugt  sein  durfte,  wie  sich  wenigstens  bezüglich 
der  Hauptergebnisse  die  persönliche  Auffassung  auch  dadurch  nicht  mehr 
anders  gestalten  werde.  Dagegen  fühlte  ich  immer  bestimmter,  wie  ich  zu 
irgendwelchem  Abschlüsse  überhaupt  nur  gelangen  werde^  wenn  ich  meine 
Aufmerksamkeit  z^t^iächst  nur  einzelnen  Abschnitten  ztfU)endete,  diese  voll- 
ständig z^  erledigen  suchte  und  veröffentlichte,  auf  die  Gefahr  hin,  dass 
sie  mir  später  noch  weniger  genügen  dürften,  als  jetzt,  dass  ich  es  dann 
vielleicht  bedauern  würde,  mit  einer  Ueber  arbeitung  nicht  nochmals  begin- 
nen zu  können.  Was  in  Jüngern  Jahren  zweifellos  das  Richtigere  gewesen 
sein  würde,  schien  es  fetzt  nicht  mehr  z^  sein. 

Und  die  betonten  persönlichen  Gründe  mussten  zugleich  darauf  hin- 
weisen, auch  für  das  zunächst  ^u  Veröffentlichende  von  weiterer  Ausdchnng 
der  Vorarbeiten  und  nochmaliger  Ueber  arbeitung  abzusehen.  Ich  glaubte 
grössern  Werth  darauf  legen  zu  müssen,  die  Ergebnisse  meiner  Untersu- 
chungen wo  möglich  noch  in  vollem  Umfange  veröffentlichen  zu  können,  als 
das  Einzelne  auch  nur  so  vollkommen  zu  gestalten,  wie  das  bei  meinen  viel- 
fach unzureichenden  Vorke9tntfiissen  überhaupt  möglich  gewesen  wäre.  Schon 
das  persönliche  Interesse  musste  mich  darauf  hinweisen,  den  auf  viel  dürf ti- 
gern Vorarbeiten  beruhenden  Untersuchungen  über  die  Erbenfolge  noch  die 
über  Eheschliessung  folgen  lassen  zu  können,  auf  welche  ich  so  ungleich 
mehr  Zeit  und  Mühe  verwandt  hatte.  Aber  auch  sachlich  greifen  die  Unter- 
suchungen auf  beiden  Gebieten  so  vielfach  ineinander,  gewinnen  die  Ergeb- 
nisse der  einen  so  häufig  wesentliche  Unterstützung  durch  die  der  andern, 
dass  schon  das  es  wünschenswerth  machen  muss,  der  einen  Reihe  auch  die 
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andere  noch  folgen  lassen  ^u  können.  Das  Bedürfnisse  noch  an  einem  andern 
Rechtsperhälinisse  ^u  prüfen,  inwieweit  sich  auch  da  die  bei  der  Beschäfti- 
gung mit  der  Eheschliessung  gewonnene,  von  der  herrschenden  wesentlich 
abweichende  Ansicht  über  die  Verwandtschaftsverhältnisse  der  germanischen 
Rechte  bestätigen  würde,  veranlasste  ja  überhaupt  zunächst  die  weitere 
Ausdehnung  der  Untersuchungen;  beide  Reihen  greifen  da  aufs  engste  in-- 
einander.  Aber  auch  in  andern  Beziehungen  trifft  das  :[u.  Es  mag  genügen, 
auf  einen  Hauptpunkt  hin:(uweisen. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  ging  die  germanische  Entwicklung 
aus  von  einer  gan^  untergeordneten  Stellung  des  Weibes,  dem  ursprünglich 
jedes  Erbrecht  fehlte,  das  von  seinen  Gewalthabern  ohne  und  gegen  seinen 
Willen  ^ur  Ehe  verkauß  wurde.  Bezüglich  des  ersten  Punktes  werden  die 
nun  :{unächst  ^u  veröffentlichenden  Untersuchungen  über  die  Erbenfolge  ^u 
dem  Ergebnisse  führen,  dass  Mann  und  Weib  ursprünglich  gleichstellte 
Erben  gewesen  sein  müssen.  Wenigstens  mir  scheinen  die  in  der  spätern 
Gestaltung  der  Erbefifolge  selbst  gebotenen  Haltpunkte  diese  Folgerung  gan^ 
ausreichend  ^u  begründen.  Mag  das  bei  Andern  nicht  in  gleichem  Masse 
der  Fall  sein,  so  ist  doch  nicht  ^u  verkennen,  eine  wie  wichtige  Unterstützung 
jenes  Ergebniss  gewinnen  muss,  wenn  ich  auch  noch  ^ur  Veröffentlichung 
der  Untersuchungen  über  Eheschliessung  gelange  und  es  mir  dann  gelingen 
wird,  nachzuweisen,  dass  auch  da  das  Ergebniss  ein  ganz  entsprechendes 
ist,  dass  alles,  was  wir  bei  der  Eheschliessung  als  gesammtg ermanisch  be- 
trachten dürfen,  auf  eine  ursprüngliche  Auffassung  hinweist,  wonach  kein 
freies  Weib  gegen  seinen  Willen  zur  Ehe  gegeben  werden  kann;  wonach 
weiter  das  volljährige  und  keiyier  elterlichen  Gewalt  mehr  unterstehende 
Mädchen,  wie  die  Wittwe,  bei  der  Eheschliessung  selbst  als  dem  Manne 
durchaus  gleichberechtigte  und  selbstständige  Partei  auftritt;  dass,  so  weit 
man  da  überhaupt  am  Begriffe  des  Kaufes  festhalten  darf,  es  nur  das  Weib 
selbst  sein  würde,  welches  sich  gegen  Vermögensvortheile,  welche  ihm  selbst 
ZU  Gute  kommen,  dem  Manne  verkauft. 

Bei  der  ganzen  Reihe  von  Untersuchungen,  welche  ich  zu  veröffent- 
lichen beabsichtige,  liegt  die  Beweiskraft  viel  weniger  in  dem  Gewicht  der 
Gründe,  welche  sich  für  die  Feststellung  der  Einzelverhältnisse  geltend 
machen  lassen,  als  in  dem  Ineinandergreifen  der  Ergebnisse,  welche  immer 
wieder  auf  denselben  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  der  Rechte  und 
die  dadurch  gewiesenen  Ausgangspunkte  der  Entwicklung  {u^^^kführen. 
Jede  Ausdehnung  der  Untersuchung  auf  weitere  Einzelverhältnisse  wird 
daher  auch  einen  weitern  wichtigen  Halt  für  das  Zutreffen  der  Ergebnisse 
der  früheren  bieten,  diese  ergänzen  und  festigen.  Vor  allem  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  glaubte  ich  weniger  Gewicht  darauf  legen  z^  müssen, 
die  Einzeluntersuchungen  so  weit  zu  verfolgen,  als  mir  das  möglich  gewesen 
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sein  würde,  wenn  ich  die  da^u  nöthigen  Opfer  an  Zeit  nicht  scheuen  wollte; 
er  schien  mir  aufs  bestimmteste  darauf  hinzuweisen,  vor  allem  danach  ^u 
streben,  die  gan^e  Reihe  der  Untersuchungen  noch  in  der  beabsichtigten 
oder  doch  in  der  möglichst  weiten  Ausdehnung  veröffentlichen  ^u  können. 

Die  erwähnte  ursprüngliche  Stellung  des  Weibes  ist  keineswegs  das 
einzige  Verhältniss,  bezüglich  dessen  meine  Ergebnisse  in  bestimmtestem 
Gegensatz  ^ur  herrschenden  Ansicht  stehen.  Es  wird  kaum  weniger  be- 
fremden, wenn  ich  im  zweiten  Bande  in  anscheinendem  Widerspruche  ins- 
besondere auch  mit  den  geschichtlichen  Zeugnissen  auf  die  Vergleichung 
der  Rechte  gestützt  versuchen  werde,  nachzuweisen,  dass  Rechtsinstitute, 
welche,  wie  die  rechte  Gewer e  oder  das  Näherrecht,  aufs  bestimmteste  Son- 
derrechte an  Grund  und  Boden  voraussetzen,  bis  auf  die  Zeit  vor  Trennung 
der  Gothen  und  Scandinavier,  in  ihren  Anfängen  selbst  bis  auf  die  Zeiten 
vor  Verzweigung  der  Germanen  in  eine  östliche  und  westliche  Gruppe  zu- 
rückreichen müssen.  Und  ähnlich  bei  einer  Reihe  anderer  Verhältnisse, 
Wer  da  nur  die  Einzelergebnisse  ins  Auge  fasst,  welche  so  überwiegend 
von  der  üblichen  oder  doch  üblichem  Ansicht  abweichen,  könnte  leicht  auf 
den  Gedanken  kommen,  es  sei  ein  Geist  des  Widerspruchs  in  mich  gefahren, 
der  mich  in  allen  Einzelfällen  von  vornherein  von  der  Annahme  ausgehen 
Hess,  die  Dinge  müssten  sich  anders  verhalten,  als  sie  bisher  aufgefasst 
seien.  Aber  bei  Beachtung  des  Zusammenhanges  aller  Untersuchungen  wird 
man  sich  leicht  überzeugen,  wie  es  sich  da  wesentlich  nur  um  eine  einzelne 
massgebende  Vorfrage  handelte ;  wie,  wenn  ich  mich  einmal  überzeugt  hielt, 
dass  da,  wo  fränkisches  und  gothisches  Recht  insbesondere  auf  familien- 
rechtlichem Gebiete  im  schärfsten  Gegensatz  z^  ^^^  ^l^  bisherige  Auf- 
fassung so  vorzugsweise  bestimmenden  longobardischen  und  den  ihm  näher 
verwandten  Rechten  stehen,  die  ursprünglichere  Gestaltung  sich  in  jenen, 
und  nicht  in  diesen  erhalten  habe,  das  Ergebniss  bei  der  völligen  Verschie- 
denheit des  Ausgangspunktes  auch  nicht  wohl  ein  anderes  sein  konnte. 
Glaubte  ich  einmal,  das  an  das  Ende  der  vorgeschichtlichen  Entwicklung 
stellen  f «  müssen,  was  man  bisher  überwiegend  als  die  Anfänge  derselben 
kennzeichnend  behandelt  hatte,  so  musste  das  nothwendig  in  allen  davon 
berührten  Einzelfällen  f «  entgegengesetzten  Annahmen  über  die  Richtung 
jener  Entwicklung  führen. 

Nichts  lag  mir  ferner,  als  dass  ich  bereits  mit  der  Ueberzeugung  an 
diese  Dinge  herangetreten  wäre,  dass  die  herrschende  Ansicht  eine  unrich- 
tige sei.  Dass  ich  durchweg  von  dieser  ausgegangen,  dass  ich  mich  nur 
sehr  allmählig  von  der  Unhaltbarkeit  derselben  zu  überzeugen  glaubte,  habe 
ich  schon  in  dem  frühern  Aufsatze  Mitth,  E,  B,  2,ß}6  betont.  Nur  wenige 
Jahre  reichen  vorläufige  Ausarbeitungen  zurück,  in  denen  ich  auch  bei  der 
Entwicklung  der  fränkischen  Eheschliessung  ursprüngliches  Ausgehen  von 
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der  Geschlechtsvormundschaß  glaubte  annehmen  und  das  da{u  nicht  Stim- 
mende durch  besonders  frühe  Abschwächung  derselben  erklären  ^«  müssen; 
bei  denen  ich  noch  nicht  daran  dachte ,  dass  südlich  der  Pyrenäen  noch 
Haltpunkte  für  die  Einsicht  in  urgermanische  Zustände  :{ju  finden  seien; 
bei  denen  ich  noch  glaubte ,  die  spanische  Vermählung  in  engstem  Zusam- 
menhang mit  der  auf  wesentlich  romanischer  Grundlage  beruhenden  pro- 
venyilischen  behandeln  {U  können.  Wurde  ich  dann  während  der  Arbeit 
mehr  und  mehr  auf  den  germanischen  Char acter  des  spanischen  Rechts 
aufmerksam,  und  kam  ich  auf  den  Gedanken,  es  könne  auch  das  gleiche 
Erbrecht  der  Weiber  wenigstens  altgothisch  sein,  so  war  ich  doch  weit  von 
der  Annahme  entfernt,  es  würde  sich  das  möglicherweise  auch  als  urger- 
manisch erweisen,  und  begnügte  mich  mit  der  Bemerkung,  es  möge  Ja  im- 
merhin bei  einem  einzelnen  Stamme  sich  die  Gleichberechtigung  der  Weiber 
besonders  früh  entwickelt  haben. 

Gewann  ich  so  mehr  und  mehr  die  Ueber^eugung ,  dass  in  diesem, 
wie  in  manchen  aridem  Verhältnissen  der  unmittelbar  erkennbare  spätere 
Bestand  der  Rechte  sich  nur  erklärt  hei  Annahme  eines  der  herrschenden 
Aftsicht  geradezu  entgegensetzten  Ganges  der  Entwicklung,  so  werde  ich 
allerdings  nicht  leicht  {u  erwarten  haben,  dass  die  ^u  versuchende  Begrün- 
dung ausreichen  werde,  um  auch  die  Fachgenossen  alsbald  von  der  Richtig- 
keit meiner  abweichenden  Ansicht  ^«  über:{eugen.  Denn  das,  was  dafür 
das  eigene  Urtheil  schliesslich  vorzugsweise  massgebend  war,  lässt  sich  nicht 
wohl  auch  Andern  in  derselben  Weise  übermitteln  und  darlegen.  So  lange 
ich  von  den  herrschenden  Annahmen  ausging,  stand  ich  überall  vor  mir 
unlösbar  scheinenden  Räthseln,  Als  ich  es  zögernd  mit  dem  Ausgehen  von 
entgegengesetzten  Ausgangspunkten  der  Entwicklung  versuchte^  schienen 
sich  dieselben  immer  bestimmter  ^u  lösen.  Sind  nun  doch  schon  mehrere 
Jahre  verflossen,  während  deren  ich  mich  von  der  geänderten  Grundlage 
atis  unaufhörlich  mit  diesen  Dingen  beschäftigte,  ging  mir  während  der- 
selben natürlich  kein  bezügliches  Zeugniss  durch  die  Hände,  ohne  dass  ich 
erwog,  ob  es  sich  dem  von  mir  angenommenen  Entwicklungsgange  füge  oder 
mit  ihm  unvereinbar  sei,  traf  ich  dabei  auf  keine  wesentliche  Schwierigkeiten, 
wohl  aber  fortwährend  auf  weitere  Umstände,  welche  mit  der  herrschenden 
Ansicht  unvereinbar  schienen^  so  musste  mich  das  natürlich  mehr  und  mehr 
in  der  Ueberzeugung  bestärken,  dass  ich  auf  die  richtigen  Wege  gerathen 
sei.  Für  das  persönliche  Urtheil  wird  da  nichts  massgebender  sein  können, 
als  das  Bewusstsein,  vorher  bald  diesen,  bald  jenen  Weg  vergeblich  ein- 
geschlagen, und  sich  genügend  von  allen  Schwierigkeiten  und  Unzulässig- 
keiten überzeugt  zu  haben,  die  sich  auf  denselben  ergaben;  die  erst  entfielen, 
als  der  z^l^l^l  ^Is  richtig  angenommene  betreten  war,  Lässt  sich  aber  An- 
deren das  vorlegen,  was  unmittelbar  für  die  Richtigkeit  desselben  z»  spre- 
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chen  scheint,  so  lässt  sich  ihnen  das  uber^^eugende  Moment,  das  in  dem 
Vorhergehen  so  mancher  misslungener  Versuche  und  in  dem  schliesslichen 
Entfallen  der  Schwierigkeiten  liegt,  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  sehr 
un^^ureichend  übermitteln.  Es  wird  mich  denn  auch  nicht  entmuthigen, 
wenn  ich  zunächst  bei  wenig  Fachgenossen  vorbehaltlose  Zustimmung  fin- 
den sollte.  Ich  rechne  da  im  allgemeinen  weniger  auf  die  Beweiskraft  dessen, 
was  ich  unmittelbar  ^ur  Begründung  meiner  Annahmen  werde  geltend  ma- 
chen können,  als  darauf,  dass  auch  Andere  nach  längerer  Beachtung  der- 
selben bei  den  eigenen  Arbeiten  sich  allmählig  überT^eugen  werden,  wie 
viele,  auch  bisher  nicht  gerade  unbeachtet  gebliebene  Schwierigkeiten  sich 
damit  beseitigen,  wie  schwer  es  umgekehrt  ist,  die  von  mir  betonten  That- 
sachcn  mit  der  ihnen  bisher  geläufigen  Auffassung  in  lieber einstimmung 
T^u  bringen.  Und  so  vielfach  ich  im  Einzelnen  fehlgegriffen  haben  mag,  so 
sehr  müsste  ich  mich  doch  täuschen,  wenn  nicht  manche  der  wichtigsten 
meiner  Ergebnisse  in  nicht  {u  langer  Zeit  als  ausser  Frage  stehend  behan- 
delt werden  dürften. 

Sollte  das  auch  nur  bei  einem  Theile  derselben  zutreffen,  so  scheinen 
mir  dieselben  wichtig  genug  ^  sein,  um  die  Breite  der  Begründung  ^u 
rechtfertigen.  Zum  Theil  freilich  hängt  dieselbe  mit  persönlichen,  schon 
berührten  Verhältnissen  zusammen,  mit  der  mir  immer  schwieriger  wer- 
denden Beherrschung  des  Stoffes  auch  auf  engerem  Gebiete,  was  ^u  manchen 
vermeidbaren  Wiederholungen,  hie  und  da  vielleicht  auch  j[u  Widersprüchen 
geführt  haben  mag;  mit  dem  Ver:{icht  auf  nochmalige  Ueberarbeitung, 
welche  bei  geänderter  Anordnung  wohl  manche  Zusammen^iekung  gestattet 
haben  würde.  Aber  doch  nicht  damit  allein.  Je  gewagter  viele  meiner  An- 
nahmen den  bisherigen  abweichenden  Ansichten  gegenüber  scheinen  müssen, 
um  so  weniger  wird  man  es  mir  verdenken,  wenn  ich  glaubte,  mich  in  jener 
Richtung  nicht  beschränken  j(u  dürfen.  Und  j[um  grossen  Theil  rührt  die 
Weitschweifigkeit  daher,  dass  ich  mich  nicht  begnügte,  auf  das  hinzuweisen, 
was  unmittelbar  ^ur  Begründung  der  eigenen  Ansicht  dienen  kann,  sondern 
auch  dahin  strebte,  nach  Möglichkeit  von  vornherein  den  Einwendungen  ^u 
begegnen,  welche  etwa  gegen  dieselbe  erhoben  werden  könnten,  welche  mir 
da  selbst  naheliegende  schienen.  Manche  hätte  ich,  wenn  ich  weniger  auf 
die  Sache,  als  darauf  sah,  Andere  von  meiner  Ansicht  ^u  über  {engen,  recht 
wohl  unbeachtet  lassen  können,  ohne  gerade  befürchten  {u  müssen,  dass 
man  bald  auf  sie  verfallen  würde.  Wenn  sie  sich  aber  zunächst  nur  mir 
darboten,  wenn  ich  hätte  abwarten  können,  ob  Andere  auf  sie  aufmerksam 
werden  würden,  so  widerstrebte  es  mir  doch,  sie  unberührt  ^u  lassen,  ob- 
wohl gerade  solche  Dinge  {u  sehr  lästigen  Auseinandersetzungen  nöthigten, 
und  Mancher  der  Ansicht  sein  dürfte,  dass  für  einen  Kampf  gegen  über- 
haupt noch  nicht  erhobene  Einwendungen  auch  die  Veranlassung  gefehlt 


XXVII 

habe.  Denn  einmal  lag  mir  daran,  der  Nothwendigkeit,  nochmals  auf  die- 
selben Gegenstände  eingehen  -f«  müssen,  um  das  Ergebniss  gegen  die  vor- 
auszusehenden Einwendungen  s^u  vertheidigen,  möglichst  vorzubeugen.  Und 
weiter  scheint  es  mir  gerade  bei  Ergebnissen,  ^u  deren  genauerer  Prüfung 
im  einzelnen  sich  wohl  nur  Wenige  entschliessen  werden,  ein  Gebot  der 
Aufrichtigkeit^  die  Schwierigkeiten,  auf  welche  man  selbst  aufmerksam 
wurde,  nicht  ^u  umgehen  und  ^u  verdecken  und  darauf  ^u  rechnen,  dass 
Andere  sie  übersehen  unirden. 

Nur  unter  dieser  Voraussetzung  scheint  sich  mir  auch  eine  Einseitig- 
keit des  Vorgehens  ^u  rechtfertigen^  wie  sie  unter  entsprechenden  Verhält- 
nissen kaum  z^  vermeiden  sein  wird,  ein  Heranziehen  auch  von  solchen 
Beweisgründen,  gegen  deren  Zutreffen  man  selbsfnoch  Bedenken  hat  Wer- 
den 'diese  Bedenken  genügend  betont,  so  halte  ich  solche  Einseitigkeit  in 
Fällen,  wo  es  sich  nicht  um  ein  Zusammenfassen  dessen  handelt,  was  nach 
allseitiger  Erwägung  als  Gesammtergebniss  der  bisherigen  Forschung  hin- 
gestellt werden  darf,  sondern  vor  allem  darum,  die  Thatsaehen  unter  bisher 
nicht  genügend  beachtete  Gesichtspunkte  z^  bringen,  nicht  für  verfehlt  Es 
scheint  mir^  wie  ich  das  für  ähnliche  Sachlage  schon  Beitr.  ^«r  Urkundenl. 
i,ßo  betont  habe,  von  Werth,  f«  versuchen,  wie  weit  sich  denn  auf  den 
einmal  eingeschlagenen  Wegen  überhaupt  gelangen  lässt  Es  ist  sehr  mög- 
lich, dass  ich  diesen  oder  jenen  Zusammenhang  als  z^^^ff^^  behandelt 
habe,  bei  welchem  auch  Solche,  welche  dem  eingehaltenen  Vorgehen  im  all- 
gemeinen zustimmen^ dessen  Verwendbarkeit  im  Einzelfalle  in  Abrede  stellen 
dürften.  Habe  ich  aber  in  solchen  Fällen  durchweg  selbst  auf  die  Unsicher- 
heit der  Grundlage  hingewiesen,  so  würde  doch  auch  davon  abgesehen  die 
Einseitigkeit  nicht  gerade  z^  bedenklieh  sein.  Denn  daran  ist  ja  von  vorn- 
herein nicht  zu  denken,  dass  die  ganze  Reihe  der  Einzelergebnisse  solcher 
Unter  stichungen  auch  nur  von  Solchen,  welchen  die  Hauptergebnisse  als 
genügend  begründet  erscheinen  mögen,  als  richtig  anerkannt  werden  sollte  ; 
es  wird  doch  auch  dann  an  Ueberprüfung  durch  Andere  nicht  fehlen,  auf 
Grund  deren  sich  schliesslich  erst  eine  allgemeinere  Ansicht  über  das  fest- 
stellen kann,  was  als  genügend  gesichertes  Ergebniss  festgehalten  werden  darf 

Wird  der  Gang  der  Darlegung  oft  der  sein,  dass  ich  von  allgemeinen 
Erwägungen  über  die  wahrscheinliche  Gestaltung  der  Urzustände  ausgehe, 
um  dann  darauf  hinzuweisen,  wie  sich  gerade  von  solcher  Grundlage  aus 
der  unmittelbar  erkennbare  spätere  Bestand  der  Rechte  entwickelt  haben 
muss,  so  mag  das  leicht  die  Vermuthung  nahe  legen,  es  seien  auch  in  mei- 
nem Gedankengange  vorgefasste  Ansichten  über  die  Urzustände,  sei  es  auf 
Grundlage  der  Ergebnisse  der  vergleichenden  Völkerkunde ,  sei  es  auf 
Grund  eigener  Erwägungen  das  Vorhergehende  gewesen,  mit  dem  ich  dann 
erst  die  spätere  Gestaltung  so  in  Verbindung  {«  bringen  suchte,  wie  es  jener 
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Ansicht  entsprach.  Davon  weiss  ich  mich  durchaus  frei.  Werde  ich  etwa 
insbesondere  bei  den  eherechtlichen  Untersuchungen  mehrfach  vom  Mutter- 
recht ausgehen  y  um  dann  nachzuweisen,  wie  sich  wohl  nur  von  dieser  Grund- 
lage aus  manche  spätere  Zustände  so  gestalten  könnt efi,  so  erinnere  ich  mich 
noch  sehr  wohl,  wie  ich,  nachdem  ich  mich  schon  einige  Zeit  mit  jenen 
Untersuchungen  beschäftigt  hatte,  auf  das  Verhältniss  querst  durch  das 
kur^  vorher  erschienene  Buch  von  Dargun  aufmerksam  wurde,  dasselbe 
aber  nach  vorläufiger  Durchsicht  wieder  bei  Seite  legte,  ohne  auch  nur 
daran  ;(u  denken,  dass  es  sich  da  um  ein  für  meine  Zwecke  beachtens- 
werthes  Verhältniss  handeln  könne ;  wie  es  dann  noch  geraume  Zeit  dauerte, 
bis  ich  darauf  verfiel,  es  dürfte  darin  der  Schlüssel  für  manche  mir  bis 
dahin  schwer  ^u  erklärende  Gestaltung  insbesondere  auch  der  ehelichen 
Vermögensverhältnisse  ^u  suchen  sein.  Auch  da,  wo  die  Darlegung  selbst 
von  den  Ur:{eiten  ^u  dem  spätem  Bestände  vorschreitet ^  haben  sich  die  Vor- 
arbeiten durchaus  von  diesem  ausgehend  nach  rückwärts  bewegt.  Bei  dem 
auf  die  Eheschliessung  Bes^üglichen  musste  sich  das  schon  daraus  ergeben, 
dass  ich  durch  lange  Zeit  nichts  Anderes  im  Auge  hatte,  als  den  Bestand 
in  der  Zeit  des  Decret  und  der  Decretalen  festzustellen  ;  dass  ich  mir  erst 
später  Rechenschaft  ^//  geben  versuchte,  wie  das  damals  Bestehende  sich  so 
entwickelt  haben  könne.  Eher  mag  es  sein,  dass  ich  an  die  Untersuchungen 
über  die  Erbenfolge  herantrat  mit  Ansichten  über  die  ältesten  Zustände 
und  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der  Rechte,  welche  ich  schon  auf 
jenem  andern  Gebiete  gewonnen  hatte.  Dann  aber  waren  sie  zunächst  we- 
nigstens für  meine  Gesammtunter suchungen  keine  vorgefasste.  Weiter  aber 
habe  ich  mich  doch  nie  durch  sie  bestimmeyi  lassen,  ohne  vorher  ^u  prüfen, 
ob  ihnen  nun  auch  hier  der  spätere  Zusammenhang  entpricht ;  wie  sich  das 
ja  genugsam  daraus  ergibt,  dass  ich  mich  jet{t  genöthigt  sah,  bereits  aus- 
gesprochene Annahmen  daraufhin  wesentlich  -fw  ändern. 

Was  für  die  Darlegung  vielfach  als  Ausgangspunkt  erscheint,  war 
für  die  Forschung  Schlussergebniss.  Im  Ganzen  und  Grossen  war  ich  auch 
hier  auf  ein  entsprechendes  Vorgehen  hingewiesen,  wie  ich  es  in  den  Bei- 
trägen zur  Urkundenlehre  eingeschlagen  hatte;  kaum  ohne  Erfolg,  wie  ich 
werde  sagen  dürfen,  da  ich  mich  da  nicht  mehr  nur  auf  das  eigene  Urtheil 
ZU  stützen  habe.  Wie  dort,  so  habe  ich  es  auch  hier  versucht,  mir  von 
dem  uns  vorliegenden  Bestände  aus  -f «  vergegenwärtigen,  wie  derselbe  ge- 
worden sein  könne,  und  das  so  lange  fortzusetzen,  bis  der  angenommene 
Entwicklungsgang  und  das  uns  vorliegende  Ergebniss  sich  genügend  deckten 
und  damit  ein  Halt  gewonnen  war,  um  das  ^ «  erklären,  was  in  dem  spätem 
Bestände  an  und  für  sich  auffallen  kann  ;  andererseits  aber  auch  um  Ein- 
sicht in  die  unmittelbar  nicht  mehr  erkennbare  Gestaltung  auf  den  vorher 
gehenden  Stufen  ^«  gewinnen^ 
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Meine  Versuche  in  dieser  Richtung  waren  allerdings  dadurch  beson- 
ders begünstigt,  dass  ich  in  der  Lage  war,  für  dieselben  :^uerst  ein  beson- 
ders werthvolles  Hilfsmittel  verwerthen  -{«  können,  welches  für  derartige 
Untersuchungen  bisher  nicht  beachtet  wurde.  So  wenig  es  sonst  meine  Art 
sein  mag,  mich  über  die  Ergebnisse  meiner  Arbeiten,  ehe  dieselben  nicht 
auch  von  Anderen  geprüft  sind,  ohne  die  geziemende  Zurückhaltung  ^u 
äussern^  so  wenig  stehe  ich  an,  schon  jet^t  nieine  feste  Ueber^eugung  aus^ 
zusprechen,  dass  meine  Annahme ,  es  habe  sich  wenigstens  auf  allen  von  mir 
beachteten  Gebieten  im  spätem  spanischen  das  altgothische  Recht  wesent- 
lich ungeändert  erhalten,  sich  als  unanfechtbar  erweisen  wird;  dass  die- 
selbe, wenn  ich  auch  nur  noch  den  ^{weiten,  mehr  Gelegenheit  ^u  Belegen 
bietenden  Band  dieser  Untersuchungen  veröffentlicht  haben  werde,  kaum 
noch  auf  Widerspruch  stossen  wird.  Dann  aber  handelt  es  sich  nicht  blos 
darum,  dass  der  ^//  vergleichende  Kreis  germanischer  Rechte  überhaupt  um 
ein  weiteres  Glied  vermehrt  ist.  Es  handelt  sich  gerade  um  ein  Glied,  des- 
sen Wichtigkeit  für  die  Rechtsvergleichung  und  die  daraus  ^u  flehenden 
Folgerungen  nicht  wohl  überschätzt  werden  kann.  Ob  ich  berechtigt  war, 
mich  schon  früher,  vgl,  ß  ßjf,  dahin  auszusprechen,  der  Werth  der  spani- 
schen Rechtsquellen  als  Erkenntnissmittel  altgermanischer  Rechtszustände 
dürfe  kaum  gegen  den  der  scandinavischen  zurückbleiben,  ist  eine  Frage 
von  ganz  untergeordneter  Bedeutung.  Ihren  vollen  Werth  in  jener  Rich- 
tung erhalten  beide  Quellenkreise,  wie  ich  denke,  erst  durch  ihr  Ineinander- 
greifen, durch  die  Ergebnisse  ihrer  Vergleichung,  Wie  auf  andern  Gebieten, 
macht  sich  ja  auch  auf  dem  des  Rechts  neuerdings  vielfach  die  Ansicht 
geltend,  man  habe  die  Alterthümlichkeit  des  Inhalts  der  scandinavischen 
Quellen  überschätzt,  es  sei  da  Vieles  erst  auf  nachträgliche,  bei  der  spätem 
Nachbarschaft  der  Stämme  sich  leicht  ausgleichende  Entwicklung,  auf  Ein- 
fluss  der  Christianisirung,  auf  den  Verkehr  mit  den  deutschen  Ländern 
zurückzuführen.  Solche  Einwände  werden  sich  auf  Grund  der  bisher  be- 
achteten Rechtsgebiete  kaum  mit  voller  Sicherheit  widerlegen  lassen.  Wie 
sich  das  ganz  anders  gestaltet,  wenn  das  spanische  Recht  zu  den  scandina- 
vischen als  nächstverwandtes  Glied  hinzutritt,  wie  sich  daraufhin  zunächst 
der  Hauptbestand  des  ostgermanischen  Rechts  für  eine  über  die  Anfänge 
geschichtlicher  Kunde  zurückreichende  Zeit  feststellen  lässt,  und  damit  doch 
auch  für  die  Entscheidung  über  das,  was  urgermanisches  Recht  war,  ein 
sichererer  Halt  geboten  ist,  als  ihn  die  Vergleichung  irgendwelcher  ander  er , 
später  nicht  so  ausser  allem  Zusammenhange  stehender  germanischer  Rechts- 
kreise ergeben  kann,  ist  in  den  folgenden  Untersuchungen  sooft  betont,  dass 
das  hier  keiner  Ausführung  bedarf  Würde  meine  Arbeit  auch  nur  das, 
wie  ich  denke,  gar  nicht  zu  bestreitende  Ergebniss  haben,  ausreichend  fest- 
zustellen, dass  sich  im  spanischen  Recht  ein  überaus  wichtiges  Hilfsmittel 
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für  Unterstichungen  über  älteste  germanische  Rechts3{ustände  erhalten  habe, 
so  würde  ich  die  auf  dieselbe  verwandte  Mühe  nicht  als  eine  fruchtlose  :{u 
betrachten  haben. 

In  wie  weit  es  mir  nun  zugleich  gelungen  sein  dürfte,  das  bisher  un^ 
beachtet  gebliebene  Hilfsmittel  sogleich  in  richtiger  Weise  verwerthet  und 
mit  den  sonstigen  Zeugnissen  in  Verbindung  gebracht  {u  haben,  werde  ich 
zunächst  der  Prüfung  und  der  Beurtheilung  Anderer  anheimstellen  müssen. 
Sollten  meine  Hauptergebnisse  im  wesentlichen  als  richtig  anerkannt  wer- 
den, so  Würde  allerdings  gar  mancher  Abschnitt  der  äÜem  germanischen 
Rechtsgeschichte  einer  vollständigen  Umgestaltung  bedürfen.  Sollte  ich 
mich  in  der  Annahme,  dass  auch  Andere,  wenn  nicht  sogleich,  doch  nach 
fortgesetzter  Erwägung  und  Prüfung  der  von  mir  geltend  gemachten  Ge- 
sichtspunkte mir  zustimmen  dürßen,  stärker  getäuscht  haben,  als  ich  das 
voraussetze,  so  würde  ich  es  auch  dann  kaum  bereuen  müssen,  diesen  Ar- 
beiten so  viel  Zeit  und  Mühe  z^^^^ndt  {»  haben.  Mir  selbst  boten  sie 
durch  eine  Reihe  von  Jahren  anregende,  mich  befriedigende  Beschäftigung, 
Und  für  die  Sache  selbst  dürfte  doch  auch  dann  manche  Förderung  daraus 
erwachsen  sein.  Sollte  man  die  Hauptergebnisse  als  verfehlt  betrachten,  so 
wird  das  nicht  z^l^ich  alle  Einzelnheiten  treffen;  ich  konnte  da,  auch  ab- 
gesehen von  jenem  Hereinziehen  des  bisher  für  solche  Zwecke  nicht  ver- 
wertheten  spanischen  Rechts^  auf  Manches  hinweisen,  was  bisher  tmbeachtet 
blieb,  während  es  doch  der  Beachtung  durchaus  werth  sein  dürfte.  Und 
sollte  es  meinen  der  herrschenden  Lehre  am  schärfsten  entgegenstehenden 
Annahmen  nicht  gelingen^  durchzudringen,  so  glaube  ich  mich  bei  aller 
geziemenden  Zurückhaltung  wenigstens  darin  nicht  zu  täuschen,  dass  viele 
meiner  Gründe  gewichtig  genug  sind,  um  es  nicht  zu  gestatten,  sie  unbe- 
achtet und  unwiderUgt  zu  lassen  ;  dass  der  Angriff  einer  gründlichen  Zu- 
rückweisung bedarf,  wenn  die  bisherigen  Stellungen  sollen  behauptet  wer- 
den können.  Dann  aber  wäre  wenigstens  das  erreicht,  dass  die  herrschen- 
den Annahmen,  die  doch  auch  schon  bisher  manchen  Bedenken  begegneten, 
auf  fortan  wesentlich  festerer  Grundlage  beruhten;  es  würde  doch  auch 
darin  ein  Gewinn  für  die  Sache  zu  sehen  sein, 

Innsbruck  1890  Nov,  7.  J.  F. 
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I.  Aufgaben  der  Untersuchung. 

!•  Die  Frage  nach  den  für  die  ursprünglichste  Erbenfolge 
der  germanischen  Rechte  massgebenden  Gesichtspunkten  ist  eine 
der  bestrittensten.  So  vielfach  dieselbe  in  den  letzten  Jahrzehnten  erörtert 
ist,  kann  von  einer  allgemein  anerkannten  Lösung  nicht  die  Rede  sein. 
Der  auffallenden  Mannichfaltigkeit  der  spätem  Gestaltung  gegenüber  ist 
die  Lösbarkeil  der  Frage  wohl  überhaupt  bezweifelt  oder  weitergehend 
angenommen,  dass  es  an  einer  einheitlichen  urgermanischen 
Erbfolgeordnung  überhaupt  gefehlt,  dass  jeder  Stamm  sich  dieselbe 
erst  später  selbstständig  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  der  verschie- 
densten Art  gebildet  habe. 

Diese  Annahme  würde  voraussetzen,  dass  zu  der  Zeit,  wo  die  Ger- 
manen noch  eine  wesentlich  einheitliche  Masse  bildeten  und  eine  Gliede- 
rung in  Stämme  noch  nicht  eingetreten  war,  Sitte  und  Recht  die  Frage 
noch  unentschieden  gelassen  hätten,  an  wen  das  zu  fallen  habe,  was  der 
Einzelne  bei  seinem  Tode  von  Sondereigenthum  hinterliess.  Nun  ist  es  ja 
sehr  wahrscheinlich,  dass  auf  jener  Stufe  das  Sondereigenthum  überhaupt 
noch  ein  sehr  beschränktes  war.  Auch  wird  dasselbe  nicht  gerade  noth- 
wendig  mit  einer  Anerkennung  des  Erbrechts  der  nächsten  Blutsfreunde 
verbunden  sein  müssen.  Liegt  der  Begriff  des  Sondereigenthums  vor, 
sobald  der  Einzelne  bei  Lebzeiten  mit  gewissen  Sachen  schallen  kann,  wie 
er  will,  sie  also  insbesondere  an  seine  nächsten  Blutsfreunde,  aber  auch 
an  Andere  verschenken  mag,  so  muss  das  nicht  gerade  ausschliessen,  dass 
das,  was  er  unvergabt  hinterlässt,  als  herrenlos  betrachtet  wird  und  der  Ge- 
sammtheit  anheimfällt.  Denkbar  wäre  es  also  immerhin,  dass  das  noch 
einheitliche  germanische  Recht  über  diese  Entwicklungsstufe  überhaupt 
nicht  hinausgelangt  wäre ;  dass  dann,  als  erst  nach  der  Scheidung  der 
Stämme  ein  Erbrecht  der  nächsten  Blutsfreunde  anerkannt  wurde,  jeder 
derselben  die  Erbenfolge  selbstständig  feststellte,  bald  diesem,  bald  jenem 
der  Gesichtspunkte  folgend,  die  dafür  massgebend  sein  konnten. 

Es  bedarf  aber  doch  kaum  einer  eingehenderen  Erörterung,  um  nach- 
zuweisen, wie  schon  nach  allgemeinenErwägungen  solche  Annahme 
von  vornherein  ganz  unwahrscheinlich  sein  muss.  Was  Jemand  thatsäch- 
lich  zunächst  für  seinen  persönlichen  Gebrauch  besass,  und  hätte  es  sich 
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1]  auch  auf  Kleidung  und  Waffen  des  Jägers  beschränkt,  das  musste,  wenn 
er  starb,  auch  von  jedem  auf  Sitte  oder  Recht  gegründeten  Anspruch  ab- 
gesehen der  Natur  der  Sache  nach  den  Blrftsfreunden  verbleiben,  mit  denen 
er  zusammengelebt  hatte,  die  nach  seinem  Tode  sich  selbstverständlich  das 
aneigneten,  was  er  besessen,  was  -vielfach  schon  bisher  gemeinsamem  Ge- 
brauche gedient  haben  mochte.  Die  sich  entwickelnde  Rechtsordnung 
fand  zweifellos  eine  thatsächliche  Erbfolge  der  nächsten  Blutsfreunde  bereits 
vor.  Und  gewisse  Gesichtspunkte,  nach  welchen  diesem  oder  jenem  der 
Angehörigen  ein  bevorzugter  Anspruch  auf  den  Nachlass  überhaupt  oder 
auf  bestimmte  Bestandtheile  desselben  zuzustehen  schien ,  waren  so  be- 
stimmt durch  die  einfachsten  natürlichen  Verhältnisse,  durch  die  engere  Ver- 
bindung der  Erzeugten  mit  den  Erzeugern  oder  durch  den  Unterschied  des 
Geschlechts  gegeben,  dass  sie  zweifellos  schon  auf  frühesten  Entwicklungs- 
stufen nicht  unbeachtet  bleiben  konnten,  dass  sich  daraufhin  eine  Auf- 
fassung feststellte,  wie  die  Hinterbliebenen  sich  in  den  Nachlass  zu  theilen 
hatten. 

Diese  konnte  längst  vorhanden  sein,  wenn  sie  auch  in  den  Einzel- 
fällen oft  genug  nicht  zur  Geltung  gelangen  und  die  Gewalt  des  Stärkeren 
oder  die  durch  die  besondere  Sachlage  gebotene  Möglichkeit,  sich  vor  An- 
deren des  Nachlasses  zu  bemächtigen,  den  Ausschlag  geben  mochte.  Für 
die  sich  entwickelnde  Rechtsordnung  lag  dann  kaum  eine  dringendere 
Aufgabe  vor,  als  den  ohnehin  in  den  meisten  Fällen  eintretenden,  sich 
schon  auf  längeres  Herkommen  stützenden  thatsächlichen  Verlauf  rechtlich 
zu  regeln,  bestimmter  auszusprechen,  in  welcher  Folge  den  Blutsfreunden 
der  Nachlass  eines  Verstorbenen  gebühre,  wem  sie  demnach  auch  dem 
Stärkeren  gegenüber  ihrerseits  zum  Besitze  zu  verhelfen  oder  wen  sie  in 
demselben  zu  schützen  habe.  Ist  überhaupt,  wie  ja  nach  den  verschieden- 
sten Haltpunkten  nicht  zu  bezweifeln,  eine  ursprüngliche,  wenn  auch  noch 
so  dürftige  gesammtgermanische  Rechtsordnung  anzunehmen,  so  ist  es 
auch  nicht  wohl  anders  denkbar,  als  dass  eine  bestimmter  geregelte  Erben- 
folge zum  Bestände  derselben  gehört  habe,  die  dann  trotz  aller  Mannich- 
faltigkeit  der  späteren  Gestaltung  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  gebildet 
haben  muss. 

2.  Was  da  allgemeine  Erwägungen  von  vornherein  wahrscheinlich 
machen,  findet  doch  auch  in  der  späteren  Gestaltung  zweifellose  Be- 
stätigung. Trotz  aller  Mannichfaltigkeit  stossen  wir  bei  den  verschiedensten, 
in  keinerlei  näherem  Zusammenhange  stehenden  Stämmen  auf  so  manche, 
bei  der  Annahme  selbstständiger  Entwicklung  nicht  wohl  zu  erklärende 
Uebereinstimmung  bezüglich  der  Erbenfolge  und  solcher  Verhältnisse, 
welche  damit  in  engerer  Verbindung  stehen,  dass  schon  das  oft  bestimmt 
genug  auf  die  gemeinsame  urgermanische  Grundlage  hinweist. 

Grösseres  Gewicht  möchte  ich  da  noch  auf  ein  anderes,  später  ge- 
nauer zu  verfolgendes  Verhältniss  legen.  Vergleichen  wir  nur  zwei  einzelne 
germanische  Rechte  miteinander,  so  ergibt  sich  wohl  ein  so  scharfer 
Gegensatz  der  Bestimmungen,  dass  es  kaum  denkbar  scheint,  dieselben 
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könnten  auf  dieselbe  Grundlage  zurückgehen.  So  etwa,  wenn  hier  das  Weib 
dem  Manne  gleichen  Grades  im  Erbrechte  ganz  gleichsteht,  dort  das  Weib 
nicht  blos  durch  den  Mann  gleichen  Grades,  sondern  durch  jeden  Mann 
bis  zur  Erbrechtsgränze  hin  vom  Erbe  ausgeschlossen  ist.  Fassen  wir  aber 
in  solchen  Fällen  die  Gesammtheit  der  germanischen  Rechte  ins  Auge,  so 
ergibt  sich  durchweg,  dass  die  Gegensätze  keine  unvermittelte,  sondern 
durch  eine  Reihe  von  Uebergängen  mit  einander  verbundene  sind,  dass  die 
Bestimmungen  der  andern  Rechte  sich  in  der  Mitte  zwischen  jenen  schroff- 
sten Gegensätzen  halten,  sich  hier  diesem,  dort  jenem  mehr  annähernd.  Es 
ergeben  sich  damit  überall  Entwicklungsreihen,  welche  trotz  des  scharfen 
Gegensatzes  der  äussersten  Glieder  aufs  bestimmteste  auf  einen  gemein- 
samen Ausgangspunkt  für  die  Gesammtheit  der  Rechte  hinweisen,  mag 
dieser  nun  auf  diesem  oder  auf  dem  entgegengesetzten  Endpunkte  der 
Reihe  zu  suchen  sein. 

3«  Nehmen  wir  an,  dass  es  eine  Zeit  gab,  wo  für  alle  Germanen 
die  Erbenfolge  noch  eine  einheidiche  war  und  werden  wir  es  versuchen, 
dieselbe  nach  Massgabe  der  in  der  späteren  Gestaltung  gebotenen  Halt- 
punkte festzustellen,  so  können  wir  für  unsere  nächsten  Zwecke  ganz  von 
der  Frage  absehen,  ob  die  Verhältnisse,  auf  welche  wir  uns  da  schliesslich 
zurückgewiesen  sehen  und  welche  wir  kurzweg  als  urgermanische  oder 
gesammtgermanische  bezeichnen  werden,  nun  zugleich  auch  den  Ger- 
manen eigenthümliche  waren.  Verhalten  sich  Germanen  und  Arier 
entsprechend  zu  einander,  wie  die  germanischen  Einzelstämme  zum  ger- 
manischen Gesammtvolke,  so  ist  es  nicht  blos  möglich,  sondern  durchaus 
wahrscheinlich,  dass  manche  der  für  die  Erbenfolge  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte sich  schon  festgestelh  hatten,  als  für  die  Gesammtheit  oder 
doch  eine  Mehrzahl  der  arischen  Völker  die  lüitwicklung  der  Verhältnisse 
noch  eine  gemeinsame  war.  Würden  uns  diese  mit  genügender  Sicherheit 
bekannt  sein,  so  wäre  uns  damit  natürlich  der  wichtigste  Hah  für  die 
Entscheidung  darüber  geboten,  welche  von  den  abweichenden  Bestim- 
mungen gerrnanischer  Rechte  als  die  ursprünglicheren  zu  betrachten  seien. 
Aber  es  handelt  sich  ja  auch  da  um  ungelöste  Fragen.  Die  Vergleichung 
der  arischen  Rechte  ergibt  unmittelbar  eben  so  wenig  bestimmten  Aufschluss 
über  die  ursprünglichste  Gestaltung,  wie  die  der  germanischen. 

Dann  aber  wird  sich  eine  vorläufige  Beschränkungaufdasger- 
manische  Rechtsgebiet  durchaus  empfehlen  müssen.  Ein  gelegent- 
liches Hereinziehen  der  Bestimmungen  nichtgermanischer  Rechte  würde  im 
allgemeinen  nur  beirrend  auf  die  Untersuchung  einwirken  können.  Gelingt 
es  aber  in  Beschränkung  auf  ein  in  vieler  Beziehung  dafür  so  besonders 
geeignetes  Gebiet,  wie  es  das  germanische  ist,  die  ursprünglichste  Gestaltung 
nachzuweisen,  so  wird  damit  auch  ein  sehr  gewichtiger  Haltpunkt  für  die 
Frage  nach  der  Entwicklung  anderer  arischer  Rechte  geboten  sein.  Denn 
bei  diesen  liegen  die  Verhältnisse  überwiegend  weniger  günstig.  So  wird, 
um  uns  an  das  nächsdiegende  Beispiel  zu  halten,  die  genauere  Kenntniss 
nicht  blos  des  späteren  Bestandes,    sondern   auch  der  Entwicklung  des 
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3]  römischen  Rechts,  so  weit  sie  in  die  geschichtliche  Zeit  fällt,  leicht  ver- 
leiten, dessen  Wenh  auch  für  rechtsvergleichende  Zwecke  zu  überschätzen 
und  es  in  dieser  Richtung  dem  germanischen  mindestens  gleichzusetzen. 
Aber  es  ist  doch  nicht  darauf  zu  vergessen,  dass  von  der  ganzen  Gruppe 
der  italischen  Rechte  sich  nur  dieses  einzige  erhalten  hat,  da  es  alle  an- 
dern verdrängte  oder  sich  mit  ihnen  ausglich;  dass  hier  die  Möglichkeit 
der  Vergleichung  fehlt  und  damit  die  Grundlage  für  Schlüsse  auf  die  Ge- 
staltung des  italischen  Urrechts;  dass  wir  in  dieser  Richtung  lediglich  bis 
auf  die  älteste  uns  erkennbare  Gestaltung  des  römischen  Rechts  zurück- 
gehen können,  während  uns  da  bei  einer  Beschränkung  auf  die  Gruppe 
jeder  Massstab  abgeht,  um  uns  zu  vergewissern,  in  wie  weit  dieses  Einzel- 
recht  auf  jener  verhältnissmässig  späten  Entwicklungsstufe  noch  im  we- 
sentlichen dem  italischen  Urrechte  entsprach  oder  dasselbe  bereits  in  weit- 
greifendster  Weise  umgestaltet  hatte.  Umgekehrt  liegen  diese  Verhältnisse 
auf  dem  germanischen  Gebiete  desshalb  so  ausserordentlich  günstig,  weil 
uns  hier  eine  ganze  Reihe  selbstständig  weiterentwickelter  Rechte  für  die 
Vergleichung  zu  Gebote  steht,  deren  starkes  Auseinandergehen  von  vorn- 
herein darauf  deutet,  dass  es  sich  da  um  das  Ergebniss  von  Verzweigungen 
handeln  dürfte,  welche  in  fernsten  vorgeschichtlichen  Zeiten  unmittelbar 
von  dem  noch  einheidichen  Urrechte  aus  erfolgten,  so  dass  für  einen  Ver- 
such, uns  daraufhin  den  Bestand  dieses  zu  vergegenwärtigen,  gerade  hier 
in  reichem  Masse  die  Mittel  geboten  sind. 

Gelingt  es  nun,  einen  solchen  Versuch'  mit  genügender  Sicherheit 
durchzuführen,  kann  dann  auch  der  allgemeine  Gang  der  Rechtsentwick- 
lung wenigstens  auf  germanischem  Rechtsgebiete  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, kommt  dann  überdies,  was  wir  nach  der  angedeuteten  Abgränzung 
der  Aufgabe  dahingestellt  lassen,  etwa  noch  hinzu,  dass  sich  für  andere 
arische  Völkergruppen,  wo  uns  genügendere  Hilfsmittel  zu  Gebote  stehen, 
die  Ergebnisse  ähnlich  gestalten,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  damit  auch 
für  die  Beurtheilung  des  Ganges  der  Rechtsentwicklung  bei  solchen  Grup- 
pen, bei  welchen  wir  nicht  über  entsprechende  Mittel  gebieten,  der  ge- 
wichtigste Haltpunkt  geboten  ist.  Wo  wir  uns  auf  einen  gemeinsamen 
Ausgangspunkt  hingewiesen  sehen,  da  kann  auch  der  Gang  der  Rechtsent- 
wicklung in  vorgeschichtlicher  Zeit  nicht  füglich  ein  ganz  entgegensetzter 
gewesen  sein.  Beim  gemeinsamen  Zurückgehen  auf  ein  arisches  Urrecht 
müssen  die  Urrechte  der  einzelnen  Völkergruppen  sich  noch  ungleich  näher 
gestanden  haben,  als  die  uns  erhaltenen,  aus  ihnen  abgeleiteten  Rechte. 
Gelingt  es  auch  nur  für  eine  Gruppe  die  Ausgangspunkte  mit  ausreichender 
Sicherheit  festzustellen,  so  können  diese  bei  andern  selbst  dann  nicht  wohl 
ganz  entgegengesetzte  gewesen  sein,  wenn  auch  das  einzelne  Recht,  das 
sich  da  etwa  nur  erhalten  hat,  in  seinem  ältesten  geschichdichen  Bestände 
in  dieser  oder  jener  Richtung  noch  so  bestimmt  darauf  hinzudeuten  scheint ; 
wir  werden  dann  nur  daraus  zu  schliessen  haben,  dass  es  wenigstens  in 
diesen  Beziehungen  dem  Urrechte  seiner  Gruppe  nicht  mehr  entsprochen 
haben  kann. 
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4«  Ganz  dasselbe  wird  dann  auch  zutreffen,  wenn  wir  innerhalb  des 
germanischen  Gesammtgebietes  Westgermanen  und  Ostgermanen 
auseinanderhalten.  Die  deutschen  Stämme  einerseits,  die  Scandinavier  und 
Gothen  andererseits  unterscheiden  sich,  wie  in  der  Sprache,  so  insbeson- 
dere auch  im  Recht  so  wesentiich  von  einander,  dass  beide  Gruppen  schon 
auf  einer  sehr  frühen  Entwicklungsstufe  selbststSndige  Wege  eingeschlagen 
haben  müssen.  Begegnet  man  ja  wohl  noch  jetzt  der  Ansicht,  vgl.  etwa 
BeauchetLoi  de  Vestrogothie  i,  es  handle  sich  da  überhaupt  um  ganz  ver- 
schiedene Zweige  der  arischen  Völkerfamilie ;  die  Scandinavier  seien  den 
Germanen  nicht  näher  verwandt,  als  etwa  die  Gelten  oder  Slaven ;  was 
jenen  gemeinsam,  sei  nicht  germanisch,  sondern  arisch.  Und  dasselbe  ist 
wohl  bezüglich  der  Gothen  behauptet.  Den  festen  Haltpunkten  gegenüber, 
welche  da  insbesondere  die  nähere  Verwandtschaft  der  Sprachen  und  der 
Rechte  bieten,  werden  wir  es  doch  als  ausser  Frage  stehend  behandeln 
dürfen,  dass  beide  Gruppen  einst  ein  einheitiiches,  von  allen  andern  Glie- 
dern der  arischen  Familie  bestimmt  geschiedenes  Volk  bildeten ;  dass  ihre 
Scheidung  einer  weit  späteren  Zeit  angehören  muss,  als  die  der  gemein- 
samen Sonderung  selbst  von  den  nächstverwandten  arischen  Völkern. 

Wir  haben  demnach  für  beide  Gruppen  auch  ursprüngliche  Gemein- 
samkeit des  Rechts  oder  doch,  um  einen  später  genauer  zu  erörternden, 
vorläufig  auch  weiterhin  nicht  beachteten  Unterschied  wenigstens  anzu- 
deuten, der  das  spätere  Recht  vielfach  vorbereitenden  Sitte  anzunehmen. 
Ob  dieses  urgermanische  Recht  sich  schon  damals  wesentiich  von  dem  an- 
derer näherverwandter  arischer  Völker  unterschied  oder  nicht,  ist  eine,  wie 
bemerkt,  für  unsere  Zwecke  gleichgiltige  Frage.  Es  genügt  für  diese,  dass 
es  ein  einheitiiches  sein  musste,  dass  die  Verschiedenheiten  der  spätem 
Rechte  beider  Gruppen  sich  nur  durch  getrennte  Entwicklung  von  derselben 
Grundlage  aus,  nicht  aber  dadurch  ergeben  konnten,  dass  die  eine  Gruppe 
den  Ausgangspunkt  etwa  nur  mit  dem  celtischen,  die  andere  nur  mit  dem 
slavischen  Rechte  theilte. 

Gehen  wir  nun  davon  aus,  so  ergibt  sich  unmittelbar,  dass,  wenn  es 
gelingt,  auch  nur  für  eine  der  beiden  Gruppen  die  ursprünglichste  Gestal- 
tung des  Rechtes  mit  genügender  Sicherheit  festzustellen,  damit  wenigstens 
annähernd  auch  das  erkennbar  ist,  was  einst  gesammtgermanisches  Recht 
gewesen  sein  muss.  Was  sich  als  westgermanisches  oder  ostgermanisches 
Urrecht  nachweisen  lässt,  wird  mit  dem  anzunehmenden  gesammtgerma- 
nischen  entweder  unmittelbar  zusammenfallen  oder  demselben  doch  so 
nahe  stehen,  dass  damit  auch  für  die  andere  Gruppe  der  Ausgangspunkt  der 
Entwicklung  wenigstens  im  allgemeinen  nicht  zweifelhaft  sein  kann.  Würde 
sich  etwa  für  die  eine  Gruppe  mit  genügender  Sicherheit  feststellen  lassen, 
dass  sie  Mann  und  Weib  im  Erbrecht  ursprünglich  gleichstellte,  bei  ihr 
wenigstens  die  Zurücksetzung  des  Weibes  erst  Ergebniss  späterer  Entwick- 
lung sein  kann,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  dann  bei  der  andern  Gruppe 
der  Gang  der  Entwicklung  nicht  wohl  der  umgekehrte  gewesen  sein,  auch 
hier  nicht  füglich  angenommen  werden  kann,  man  sei  vom  Mangel  jedes 
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4]  Erbrechts  der  Weiber  ausgehend  erst  nach  und  nach  zu  einer  Besserstel- 
lung derselben  gelangt.  Die  Feststellung  für  irgendeine  der  beiden  Gruppen 
muss  demnach  auch  einen  ausreichenden  Halt  bieten,  um  wenigstens  im 
Ganzen  und  Grossen  über  den  Gang  der  Entwicklung  in  der  andern  mit 
genügender  Sicherheit  unheilen  zu  können. 

5.  Die  bisherigen  Versuche,  die  für  die  ursprünglichste  germanische 
Erben  folge  massgebenden  Gesichtspunkte  festzustellen,  hatten  vorzugs- 
weise die  westgermanische  Gruppe  im  Auge.  Zu  einem  allseitig  als 
richtig  anerkannten  Ergebnisse  ist  man  auf  diesem  Wege  nicht  gelangt.  Und 
es  kann  das  kaum  befremden.  Ein  Urtheil  über  die  Erbenfolge  der  vorge- 
schichtlichen Zeit  können  wir  nur  gewinnen  durch  Rückschlüsse  aus  der 
der  geschichtlichen  Zelt.  Ist  diese  selbst  uns  nur  ungenügend  bekannt,  so 
ist  die  Grundlage  der  Untersuchung  von  vornherein  eine  unsichere.  Hat 
man  sich,  wie  es  nahe  liegt,  vor  allem  an  die  ältesten  Quellen,  an  die  deut- 
schen Volksrechie  gehalten,  so  sind  ihre  Angaben  schon  da,  wo  es  sich  um 
die  Folge  der  nächsten  Angehörigen  handelt,  vielfach  so  dürftig  und  unklar, 
dass  sie  die  verschiedenste  Auffassung  zuliessen.  Und  nirgends  reichen 
dieselben  aus,  um  die  Erbenfolge  bis  zum  letzten  Erbberechtigten  hin  mit 
Sicherheit  festzustellen,  wie  das  selbst  die  Quellen  späterer  Zeit  nur  selten 
gestatten.  Gerade  aber  die  Folge  der  entfernteren  Blutsfreunde  scheint  mir 
aus  später  zu  erörternden  Gründen  durchweg  die  bestimmtesten  Schlüsse 
auf  die  ursprüngliche  Folge  des  gesammten  Erbenkreises  zu  gestatten. 

6.  Diese  Verhältnisse  nun  liegen  bei  der  ostgermanischen  Gruppe 
von  vornherein  ungleich  günstiger.  Die  Erbentafeln  der  scandin avischen 
Rechtsbücher  bieten  uns  so  genaue  Angaben,  dass  die  Ordnung,  in  der 
die  gesammte  Blutsfreundschaft  bis  zur  Erbrechtsgränze  hin  berufen  sein 
sollte,  durchweg  keinem  Zweifel  unterliegt.  In  dieser  Richtung  würde  also 
ein  durchaus  fester  Halt  für  Untersuchungen  aber  die  vermuthliche  ursprüng- 
lichste Gestaltung  geboten  sein.  Sie  sind  denn  auch  bei  Untersuchungen 
über  die  älteste  germanische  Erbenfolge  nicht  gerade  unbeachtet  geblieben. 
Aber  wesentliche  Förderung  ist  denselben  daraus  kaum  erwachsen.  Denn 
der  betonte  Vorzug  verliert  durch  einen  andern  Umstand  seinen  Werth. 
Es  handelt  sich  da  um  Rechte,  welche  wir  als  eine  näherverwandte,  in  sich 
geschlossene  Gruppe  zu  betrachten  gewohnt  sind,  bei  denen  wir  demnach 
auch  bezüglich  der  Erbenfolge  so  viel  Uebereinstimmung  erwarten  sollten, 
dass  es  bei  der  Genauigkeit  der  Angaben  leicht  gelingen  müsste,  wenigstens 
für  diese  engere  Gruppe  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  mit  voller  Si- 
cherheit festzustellen.  Aber  jeder  bezügliche  Versuch  stösst  auf  unüber- 
windliche Schwierigkeiten.  Die  Mannichfaltigkeit  der  Gestaltung  geht  hier 
noch  über  die  der  westgermanischen  Rechte  hinaus,  während  gerade  die 
Genauigkeit  der  Angaben  mehr,  als  in  diesen,  von  vornherein  jeden  Ver- 
such ausschliesst,  dieselben  durch  mehr  oder  weniger  gewagte  Auslegungen 
dennoch  in  Uebereinstimmung  zu  bringen. 

Für  jede  Art  der  Erbenfolge,  die  man  bisher  zunächst  von  den  west- 
germanischen Rechten  ausgehend  als  die  urgermanische  nachzuweisen  ver- 
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sucht  hat,  bietet  uns  auch  die  scandinavische  Gruppe  bestimmtere  Belege. 
Die  einst  fast  allgemein  und  vielfach  noch  jetzt  als  ursprünglich  massgebend 
betrachtete  Ordnung  nach  Parentelen  findet  sich  in  schwedischen  Rechten. 
Der  Ausschluss  auch  der  nächsten  Seitenverwandten  durch  die  gerade  ab- 
steigende und  aufsteigende  Linie,  wie  ihn  Wasserschieben  vertritt,  macht 
sich  im  norwegischen  Gulathingsrechte  wenigstens  noch  genügend  kennt- 
lich. Hat  man  gegenüber  den  Schwierigkeiten,  auf  welche  die  Annahme 
einer  für  den  gesammten  Erbenkreis  geltenden  einheitlichen  Ordnung  stiess, 
zwischen  einem  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  geordneten  engern 
und  weitern  Kreise  unterschieden,  so  bieten  auch  dafür  scandinavische 
Rechte  die  bestimmteste  Unterstützung.  Die  dänischen  lassen  sich  geltend 
machen  für  die  von  Siegel  aufgestellte  Ansicht,  dass  der  engere  Kreis  El- 
tern und  Geschwister,  aber  vor  diesen  die  gesammten  Nachkommen  um- 
fasse. Aber  nicht  minder  würde  dann  wieder  das  isländische  Recht  die 
bestimmteste  Bestätigung  für  die  abweichende  Annahme  von  Amira  bieten, 
dass  beide  Kreise  concentrisch  zu  fassen  seien,  dass  auch  die  Enkel  und 
sonstigen  Nachkommen  schon  dem  weitern  Kreise  angehören. 

Damit  aber  ist  die  Mannichfaltigkeit  in  keiner  Weise  erschöpft.  Sie 
steigert  sich  vor  allem  durch  die  verschiedenste  Behandlung  des  Unter- 
schieds des  Geschlechts.  Wenigstens  im  weitern  Erbenkreise  finden  wir 
hier  völlige  Gleichstellung  von  Mann  und  Weib,  dort  Ausschluss  des  Wei- 
bes nicht  blos  durch  den  gleich  nahen  Mann,  sondern  durch  jeden  Mann 
bis  zur  Gränze  des  Erbrechts  hin.  Dann  wieder  trotz  der  Berücksichtigung 
des  Geschlechtes  des  Erben  selbst  hier  völlige  Nichtbeachtung  des  Unter- 
schiedes des  Mannsstammes  und  des  Weiberstammes,  dort  eine  Ordnung 
der  ganzen  Folge  nach  dem  Gesichtspunkte  des  Vorzugs  des  gesammten 
Mannsstammes  vor  dem  Weiberstamme.  Und  wo  die  Unehelichen  in  der 
Erbenfolge  berücksichtigt  sind,  da  finden  wir  sie  nach  ganz  verschiedenem 
Gesichtspunkte  eingereiht. 

Solchen  Verhältnissen  gegenüber  kann  jeder  Versuch,  wenigstens 
für  diese  Gruppe,  wo  wir  über  die  spätere  Gestaltung  besonders  genau  un- 
terrichtet sind,  den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  festzustellen  und  damit 
die  Einsicht  in  die  Entwicklung  der  gesammtgermanischen  Erbenfolge  zu 
fördern,  als  aussichtslos  erscheinen.  Es  ist  begreiflich,  wenn  man  sich  eher 
auf  den  Weg  hingewiesen  fühlte,  von  dem,  was  man  als  urgermanisch  an- 
nahm, sei  es  etwa  die  Parentelenordnung  oder  der  Mangel  eines  Erbrechts 
der  Weiber  auszugehen,  um  es  zu  erklären,  wie  sich  von  da  aus  jene  bunte 
Mannichfaltigkeit  der  scandinavischen  Rechte  ergeben  konnte.  Aber  auch 
in  dieser  Richtung  ist  kaum  auf  einen  Erfolg  zu  rechnen,  so  lange  das,  was 
da  urgermanisch  war,  noch  so  bestritten  ist,  und  so  lange  auch  davon  ab- 
gesehen die  bezüglichen  Annahmen  sich  zunächst  auf  die  westgermanischen, 
den  scandinavischen  nicht  näherverwandten  Rechte  stützen. 

7.  Die  berührten  Verhältnisse  können  sich  nun  wesentlich  anders 
gestalten,  wenn  wir  uns  nicht  auf  die  scandinavische  Gruppe  beschränken, 
sondern  die  Gesammtheit  der  ostgermanischenRechte  ins  Auge 
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7]  fassen.  Je  weiter  die  späteren  Wohnsitze  der  bezüglichen  Stämme  von 
einander  getrennt  sind,  je  weniger  da  an  gegenseitige  Beeinflussung  erst 
in  späterer  Zeit  zu  denken  ist,  um  so  eher  ist  zu  erwarten,  dass  sich  damit 
genügende  Haltpunkte  finden  dürften,  um  eine  Grundlage  auch  für  die 
Entwirrung  der  Erbenfolge  der  scandinavischen  Rechte  zu  gewinnen.  Wenn 
das  unversucht  blieb,  so  kann  das  nicht  befremden,  da  man  glaubte  davon 
ausgehen  zu  dürfen,  dass  sonstige  ostgermanische  Rechtsquellen,  welche 
zur  Vergleichung  geeignet  sein  würden,  nicht  vorhanden  seien. 

Nun  ist  uns  allerdings  von  dem  Rechte  der  Vandalen  und  anderer 
Stämme,  welche  nach  sonstigen  Haltpunkten  der  ostgermanischen  Gruppe 
zugezählt  werden,  nichts  Ausreichendes  erhalten.  Aber  es  bleibt  das  g  o  t  h  i- 
sche  Recht,  welches  uns  aus  der  besonders  ausführlichen  Lex  Wisigo- 
thorum  genauer  bekannt  ist.  In  früherer  Zeit  scheint  man  es  wohl  für 
selbstverständlich  betrachtet  zu  haben,  dass  da  enger  Zusammenhang  mit 
den  scandinavischen,  insbesondere  den  schwedisch-göthischen  Rechten  be- 
stehe. Wenigstens  ist  mir  aufgefallen,  wie  häufig  bei  Stiernhöök,  De  iure 
Sueonum  et  Gothorum,  auf  das  westgothische  Recht  vergleichend  Bezug 
genommen  wird ;  oder  dass  Lundius  in  der  Vorrede  zur  Uebersetzung  des 
westgöthischen  Rechtsbuches  durch  Loccenius  das  gothisch-spanische  Recht 
als  aus  dem  göthischen  abgeleitet  betrachtet.  In  neuerer  Zeit  hat  man,  so 
weit  ich  sehe,  jenen  Zusammenhang  nicht  mehr  für  rechtsgeschichtliche 
Untersuchungen  zu  verwerthen  gesucht.  Zweifellos  vor  allem  desshalb,  weil 
man  die  Lex  Wisigothorum  als  keine  lautere  Erkenntnissquelle  für  das 
altgothische  Recht  glaubte  behandeln  zu  dürfen ;  weil  man  annahm,  dass 
da  der  Einfluss  des  römischen  und  kirchlichen  Rechts  und  die  gesetzgebe- 
rischen Versuche  der  Könige  das  nationale  Recht  bis  auf  einen  kaum  nen- 
nenswerthen,  schwer  ausscheidbaren  Bestand  verdrängt  hätten. 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  das  ja  zweifellos  durchaus  berech- 
tigt. Aber  in  einem  Aufsatze  über  nähere  Verwandtschaft  zwischen  gothisch- 
spanischem  und  norwegisch-isländischem  Recht,  Mitth.  des  Inst,  für  österr. 
Geschichtsf.  E.  B.  2,455  ff.,  habe  ich  einmal  nachzuweisen  versucht,  dass 
man  in  dieser  Richtung  zu  weit  gegangen,  dass  sich  in  der  Lex  weit  mehr 
gothisches  Recht  erhalten  habe,  als  bisher  angenommen.  Ich  suchte  dann 
weiter  die  Behauptung  zu  begründen,  dass  wir  für  die  Kenntniss  des  alt- 
gothischen  Rechts  keineswegs  auf  die  Lex  beschränkt  seien,  dass  sich  das- 
selbe, und  zwar  viel  ungetrübter,  vielfach  im  spätem  spanischen  Recht  er- 
halten habe;  vgl.  dazu  auch  Hinojosa  Hist.  general  del  derecho  Espanol 
1,365.  Nun  theilt  die  westgothische  Lex  mit  den  spätem  scandinavischen 
Quellen  den  Vorzug,  dass  ihre  Angaben  über  die  Erbenfolge  genauer  und 
ausführlicher  sind,  als  die  irgend  eines  andern  Volksrechts.  Und  das  spätere 
spanische  Recht  ergibt  da  in  allem  Wesentlichen  volle  Uebereinstimmung. 

Ich  bin  nun  weit  davon  entfernt,  das,  was  ich  früher  zur  Begründung 
meiner  allgemeinen  Annahme  geltend  machte,  so  weit  zu  überschätzen, 
dass  ich  es  für  ausreichend  hielte,  um  auf  jene  Uebereinstimmung  des 
spätem  spanischen  Rechtes  hin  von  vornherein  davon  auszugehen,   dass. 
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wenigstens  so  weit  sie  reicht,  damit  auch  die  Erbenfolge  der  Lex  als  die 
altgothische  erwiesen  sei.  Auch  angenommen,  meine  Annahme  sei  im 
allgemeinen  richtig,  so  wird  sie  desshalb  nicht  in  jedem  Einzelfalle  zutreffen 
mUssen.  Gerade  hier  aber  wird  eine  selbstständige  Prüfung  um  so  mehr 
geboten  sein,  als  bei  manchen  Bestimmungen,  und  zwar  auch  solchen, 
welchen  das  spätere  spanische  Recht  durchaus  entspricht,  die  Uebernahme 
aus  dem  römischen  Rechte  auf  der  Hand  zu  liegen  scheint.  Ich  möchte 
daher  für  meine  Zwecke  auch  nicht  von  vornherein  zu  grosses  Gewicht 
auf  den  Ausspruch  von  Wasserschieben,  Princip  der  Successionsordnung  4 1 . 
legen,  dass  gerade  im  gothischen  Recht  das  Princip  der  deutschen  Erben- 
folge vorzugsweise  klar  und  deutlich  vorliege.  Er  gibt  nicht  blos  zu,  dass 
die  Verwandtschaftszählung,  sondern  auch  die  für  die  Erbenfolge  so  mass- 
gebende Gleichstellung  der  Geschlechter  dem  römischen  Rechte  entnom- 
men sei ;  und  dann  liegt  doch  der  Einwurf  sehr  nahe,  er  erkenne  von  der 
gothischen  Erbenfolge  eben  nur  das  als  germanisch  an,  was  seinen  ander- 
weitig, zunächst  auf  Grundlage  der  westgermanischen  Rechte  gewonnenen 
und  keineswegs  allgemein  getheilten  Ansichten  über  das  ursprüngliche 
germanische  Princip  entspreche.  Und  selbst  dann,  wenn  wir  uns  auf  das 
beschränken,  was  von  vornherein  nicht  römisch  sein  kann,  scheint  sich  auf 
den  ersten  Blick  wenig  Uebereinstimmung  mit  andern  germanischen  und 
insbesondere  scandinavischen  Rechten  zu  ergeben.  Es  mag  genügen  darauf 
hinzuweisen,  wie  Rive  im  Jahrb.  des  gem.  Rechts  6,223  in  einem  Aufsatze, 
in  dem  er  sich  insbesondere  auch  mit  den  scandinavischen  Erbentafeln  be- 
schäftigte, auf  etwaige  Uebereinstimmung  also  unmittelbar  hingewiesen  ge- 
wesen sein  würde,  sich  dahin  ausspricht,  dass  die  westgothische  b  rbfolgeord- 
nung  als  eine  ganz  eigenthümliche  anzusehen  sei,  welche  durch  ihren  frem- 
den und  modernen  Gharaaer  auf  ein  anderes  nationales  System  hinweise. 
Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  selbstverständlich,  dass  wir  bei  den 
folgenden  Untersuchungen  den  germanischen  Character  der  westgothischen 
Erbenfolge  in  keinem  Punkte  vorauszusetzen,  in  jedem  durch  Vergleichung 
mit  andern  germanischen  Rechten  zu  erweisen  haben  werden.  Wie  ich 
denke,  wird  aber  die  Einzeluntersuchung  auch  hier  zu  demselben  Ergeb- 
nisse führen,  wie  ich  es  für  das  gothisch-spanische  Recht  im  allgemeinen 
geltend  machte.  Findet  sich  in  der  Lex  vereinzelt  eine  Bestimmung,  wie 
die  über  das  gegenseitige  eventuelle  Erbrecht  der  Ehegatten,  bei  welcher 
die  Aufnahme  aus  dem  römischen  Rechte  ausser  Zweifel  stehen  dürfte, 
so  hat  das  spätere  spanische  Recht  sie  auch  nicht  festgehalten.  Und  davon 
abgesehen  dürfte  sich  kaum  eine  Bestimmung  finden,  welche,  wenn  sie 
auch  im  engsten  Anschlüsse  an  die  Fassung  römischrechtlicher  Quellen 
gegeben  sein  sollte,  inhaltlich  im  germanischen  Rechtsgebiete  so  vereinzelt 
stehen  würde,  dass  uns  das  zur  Annahme  der  Entlehnung  aus  dem  römi- 
schen Rechte  nöthigen  müsste.  Die  Einzeluntersuchung  wird  vielmehr, 
wie  ich  denke,  genügend  ergeben,  dass  vielleicht  auf  keinem  andern  Ge- 
biete das  altgothische  Recht  sich  in  der  Lex  so  ungeändert  erhalten  haben 
muss,  wie  auf  dem  der  Erbenfolge. 
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7]  Gelingt  es  nun,  das  vorläufig  Behauptete  bei  der  Einzelerörterung 
zu  erweisen,  so  bedarf  es  auch  keiner  weitern  Bemerkung,  ein  wie  wich- 
tiger Haltpunkt  für  unsere  Zwecke  damit  gewonnen  ist.  Werden  uns  ins- 
besondere auch  die  scandinavischen  Rechte  die  Miuel  zu  bieten  haben,  um 
den  germanischen  Character  der  gothisch-spanischen  Erbenfolge  festzu- 
stellen, so  wird  dann  nicht  leicht  in  Frage  stehen  können,  dass  diese  um- 
gekehrt bei  Versuchen,  den  leitenden  Faden  für  die  Entwirrung  der  scan- 
dinavischen Erbenfolge  zu  finden,  den  Haupthaltpunkt  zu  bieten  haben 
wird.  Die  Verwandtschaft  der  Stämme  selbst  kann  da  ja  als  ausser  Frage 
stehend  betrachtet  werden ;  nur  darum  handek  es  sich,  ob  uns  das  alt- 
gothische  Recht  überhaupt  so  genügend  erkennbar  ist,  dass  wir  uns  von 
der  Vergleichung  einen  Erfolg  versprechen  dürfen.  Glaube  ich  diese  Frage 
unbedingt  bejahen  zu  dürfen,  so  mag  da  vorläufig  der  Verweis  auf  meine 
frühere  Begründung  genügen,  da  die  folgenden  Untersuchungen  dafür 
ohnehin  eine  Reihe  bestätigender  Belege  bringen  werden. 

8,  Anders  liegt  dieses  Verhältniss,  wenn  ich  auch  das  burgundische, 
longobardische  und  friesische  Recht  für  den  Versuch,  die  Entwick- 
lung der  Erbenfolge  in  den  ostgermanischen  Rechten  festzustellen,  glaube 
verwenhen  zu  dürfen.  Ist  für  die  Burgunder  wohl  eine  Mittelstellung  an- 
genommen, so  zählt  die  herrschende  Ansicht  Longobarden  und  Friesen  zu 
den  westgermanischen  Stämmen.  Auf  Grund  von  Untersuchungen  über 
das  Eherecht  und  die  damit  näher  zusammenhängenden  Verhältnisse  habe 
ich  in  dem  erwähnten  Aufsatze  Miuh.  E.  B.  2,472  ff.  die  Ansicht  ausge- 
sprochen, dass  jene  Stämme  wenigstens  nach  Massgabe  ihres  Rechts  oder 
doch  zunächst  ihres  Familienrechts  zu  den  Ostgermanen  zu  rechnen  seien. 
Die  Beschäftigung  mit  der  Erbenfolge  und  den  mit  ihr  zusammenhängen- 
den Fragen  hat  mich  darin  nur  bestärken  können.  Der  Wunsch,  für  eine 
für  die  gesammte  germanische  Rechtsgeschichte  so  massgebende  Annahme, 
welche  ich  früher  ohne  nähere  Begründung  ausgesprochen  hatte,  bestimm- 
tere Belege  bringen  zu  können,  hat  es  nicht  zum  wenigsten  veranlasst, 
diese  Untersuchungen,  sobald  sie  gerade  auch  in  dieser  Richtung  besonders 
beachtenswerthe  Haltpunkte  zu  bieten  schienen,  weiter  auszudehnen,  als 
das  anfangs  in  meiner  Absicht  lag,  und  sie  mit  Hintansetzung  anderer,  auf 
eingehenderen  Vorarbeiten  beruhender  zunächst  zu  veröffentlichen. 

Allerdings  ging  ich  bei  diesen  Untersuchungen  von  einer  Ansicht 
über  den  Zusammenhang  der  Rechte  aus,  die  sich  nicht  erst  im  Anschlüsse 
an  dieselben  entwickelte,  die  ihnen  gegenüber  eine  vorgefasste  war,  inso- 
fern sie  sich  bereits  auf  Grund  der  Beschäftigung  mit  anderen  Rechtsgebieten 
nach  und  nach  bei  mir  festgestellt  hatte.  Aber  ich  denke  nicht,  dass  diese 
vorgefasste  Meinung  mich  bei  der  Untersuchung  beirrt  hat.  War  sie  auch 
bezüglich  der  Verwandtschaftsverhältnisse  innerhalb  der  ostgermanischen 
Gruppe  vorhanden,  so  gebe  ich  bereitwillig  zu,  dass  sie  sich  da  durch 
diese  Weiterführung  der  Untersuchung  wenigstens  nicht  in  dem  Umfange 
bestätigt  hat,  wie  ich  das  erwartete ;  dass  ich  jetzt  nicht  mehr  in  derselben 
Weise  nnliere  Verwandtschaft  des  gothischen  nur  mit  den  westnordischen. 
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des  longobardischen  nur  mit  den  schwedischen  Rechten  vertreten  würde. 
Aber  bezüglich  der  Abgränzung  der  westgermanischen  und  ostgermani- 
schen Rechisgruppe  fand  ich  nirgends  einen  Grund,  die  Ansicht,  mit  der 
ich  schon  an  die  Untersuchung  herangetreten  war,  nicht  in  vollem  Um- 
fange festzuhalten.  War  da  bezüglich  der  Longobarden  meine  persönliche 
Ansicht  eine  längst  feststehende,  so  hat  gerade  die  Ausdehnung  meiner 
Untersuchungen  auf  die  Erbenfolge  alle  Zweifel  beseitigt,  welche  mir  be- 
züglich der  Einreihung  des  friesischen  und  burgundischen  Rechts  zur 
ostgermanischen  Gruppe  noch  erübrigen  mochten. 

9.  Damit  sehe  ich  mich  nun  vor  die  Aufgabe  des  Nachwei- 
ses der  angenommenen  Abgränzung  der  ostgermanischen 
Rechtsgruppe  gestellt.  Weniger  Gewicht  würde  auf  die  Frage  zu  legen 
sein,  ob  diese  Abgränzung  nach  aussen  hin  eine  erschöpfende  sei. 
Selbst  wenn  sich  ergeben  würde,  dass  ausser  den  genannten  noch  andere 
Rechte  der  ostgermanischen  Gruppe  zuzuzählen  seien,  würde  das  die 
Richtigkeit  der  Ergebnisse  einer  die  Entwicklung  eines  Rechtsinstituts 
innerhalb  dieser  Gruppe  verfolgenden  Untersuchung  nicht  in  Frage  stellen 
können;  schlimmsten  Falles  würden  wir  dann  ein  Hilfsmittel,  dessen  Be- 
nutzung die  Lösung  der  Aufgabe  vielleicht  erleichtert  hätte ,  unbeachtet 
gelassen  haben.  Und  wenn  ich  auch  nicht  bezweifle,  dass  wir  berechtigt 
sind,  alle  nach  Ausscheidung  der  genannten  erübrigenden  Rechte  ihrem 
wesentlichen  Bestände  nach  einer  näherverwandten  westgermanischen 
Gruppe  zuzuzählen,  so  bin  ich  doch  selbst  der  Ansicht,  dass  jene  Abgrän- 
zung nach  aussen  insofern  keine  ganz  erschöpfende  ist,  als  einzelne  der  im 
allgemeinen  als  westgermanisch  za  bezeichnenden  Rechte,  so  insbesondere 
das  thüringische,  beachtenswerthe  ostgermanische  Bestandtheile  in  sich 
aufgenommen  haben  müssen,  wie  ich  das  später  zu  begründen  suchen 
werde. 

Das  möchte  von  vornherein,  um  Missgriffe  zu  verhüten,  zu  berück- 
sichtigen sein,  wenn  die  Untersuchung  zunächst  die  westgermanischen 
Rechte  ins  Auge  fassen  würde.  Aber  ich  habe  wenigstens  auf  dem  Ge- 
biete der  Erbenfolge  keine  Haltpunkte  für  die  Annahme  gefunden,  dass 
das  entsprechende  Verhältniss  sich  ebenso  nach  der  andern  Seite  hin  gel- 
tend mache,  dass  auch  einzelne  als  ostgermanisch  behandelte  Rechte  west- 
germanische Bestandtheile  in  irgend  beachtenswerthem  Umfange  in  sich 
aufgenommen  haben  dürften.  Dann  aber  würde  es  die  Untersuchung  nur 
beirren  können,  wenn  wir  auch  solche  besondere  Schwierigkeiten  bietende 
Verhältnisse  von  vornherein  berücksichtigen  würden.  Erst  dann,  wenn 
unabhängig  von  ihnen  festgestellt  ist,  was  auf  ostgermanische  Entwicklung 
zurückzuführen  ist,  wird  eine  genügende  Grundlage  für  die  Entscheidung 
der  Frage  gewonnen  sein,  ob  Solches,  was  in  einzelnen  westgermanischen 
Rechten  auffallende  Uebereinstimmuiig  zeigt,  auch  wirklich  auf  Beeinflus- 
sung durch  ursprünglich  nach  ostgermanischem  Recht  lebende  Theile  der 
Bevölkerung  zurückzuführen  sei. 

10.  Dagegen  wird  nun  freilich  um  so  grösseres  Gewicht  auf  die 
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10]  Richtigkeit  der  Abgrünzuagnach  innen  zu  legen  sein.  Es  fehlt 
selbstverständlich  an  jeder  festen  Grundlage  für  unsere  Untersuchung, 
wenn  wir  diese  zu  weit  gegriffen,  wenn  wir  vielleicht  durch  einzelne  auf- 
fällige Einzelnheiten  verleitet,  welche  sich  gerade  auf  diesem  Gebiete  zeigen, 
zum  Behufe  der  Einzeluntersuchung  irrigerweise  auch  solche  Rechte  der 
zunächst  durch  die  scandinavischen  und  gothischen  Rechte  bestimmten 
ostgermanischen  Gruppe  zugezählt  haben,  für  welche  eine  umfassendere 
Forschung  Zugehörigkeit  zu  der  durch  das  fränkische  und  andere  deutsche 
Rechte  bestimmten  westgermanischen  Gruppe  erweisen  würde.  Einen 
Erweis  der  Richtigkeit  meiner  Abgränzung  in  dieser  Richtung  wird  man 
aber  um  so  bestimmter  von  mir  zu  verlangen  berechtigt  sein,  als  insbeson- 
dere die  von  mir  angenommene  Einreihung  des  friesischen  und  longo- 
bardischen  Rechts  der  herrschenden  Ansicht  widerspricht.  Gelingt  es,  die 
sich  hier  bietende  Vorfrage  zu  lösen,  so  würde  der  sich  daraus  ergebende 
Gewinn,  insbesondere  wegen  der  grossen  Bedeutung  gerade  des  longo- 
bardischen  Rechts,  vgl.  auch  Mitth.  E.  B.  2,476,  für  alle  Forschungen  auf 
dem  Gebiete  der  altern  germanischen  Rechtsgeschichte,  sicher  kein  gerin- 
gerer sein,  als  er  sich  aus  dem  Gelingen  der  zunächst  ins  Auge  gefassten 
Aufgabe  des  Nachweises  der  ursprünglichsten  germanischen  Erbenfolge 
ergeben  würde.  Ich  wies  denn  auch  schon  S  8  darauf  hin,  wie  das  Be- 
dürfniss,  meine  bezüglich  jener  Vorfrage  bereits  vorläufig  ausgesprochenen 
Annahmen  auch  zu  begründen,  mich  vorzugsweise  zur  Ausdehnung  und 
Veröffentlichung  der  nachfolgenden  Untersuchungen  bestimmte. 

Diese  Verhältnisse  aber  werden  nicht  nöthigen,  beide  Fragen  bei 
Darlegung  des  Ergebnisses  der  Untersuchungen  auseinander  zu  halten. 
Die  Lösung  der  Vorfrage  kann  ja  sehr  wohl  in  der  Weise  mit  der  zu- 
nächst ins  Auge  gefassten  verbunden  werden,  dass  ich  von  meinen  An- 
nahmen bezüglich  jener  als  einer  Hypothese  ausgehe,  deren  Richtigkeit 
sich  dann  dadurch  erweisen  muss,  dass  wir  beim  Weiterverfolgen  des 
durch  jenen  Ausgangspunkt  gewiesenen  Weges  keinerlei  Schwierigkeiten 
begegnen ;  dass  das  umgekehrt  wieder  und  wieder  der  Fall  sein  würde  bei 
einem  Ausgehen  von  der  herrschenden  Annahme.  Gerade  bei  Unter- 
suchungen, bei  welchen  es  nicht  darauf  abgesehen  ist,  eine  Rechtseinrich- 
tung in  ihrem  Bestände  auf  irgendwelcher  spätem  Entwicklungsstufe  zu 
erfassen,  sondern  in  ihrer  Entwicklung  bis  zur  gemeinsamen  Grundlage 
zurück  zu  verfolgen,  mUssten  sich  solche  Schwierigkeiten  alsbald  überall 
ergeben,  wenn  jene  Voraussetzung  eine  unbegründete  sein  sollte.  Wird 
es  sich  bei  ihnen  vor  allem  darum  handeln,  den  verwandtschaftlichen  Zu- 
sammenhang der  einzelnen  bezüglichen  Rechtssätze  und  daraufhin  der  be- 
züglichen Theile  der  Rechte  selbst  zu  prüfen,  um  damit  eine  Entscheidung 
über  das,  was  ursprünglich  war,  zu  ermöglichen,  so  müsste  es  sich  auch 
sofon  bemerklich  machen,  wenn  wir  da  wirklich  fälschlich  nicht  verwandte 
Glieder  in  den  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  einzuordnen  ver- 
suchten. Wird  sich  dagegen  bei  den  Einzeluntersuchungen  ergeben,  dass 
überall,  wo  sich  ein  bestimmterer  Gegensatz   zwischen    den  deutschen 
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Rechten  einerseits,  den  scandinavischen  und  gothischen  andererseits  gel- 
tend macht,  auch  friesisches  und  longobardisches  Recht  sich  diesen  an- 
schliessen,  wird  sich  weiter  herausstellen,  dass  wir  uns  nicht  einmal  damit 
begnügen  müssen,  diese  Rechte  daraufhin  der  ostgermanischen  Gruppe 
im  allgemeinen  zuzusprechen,  dass  vielmehr  die  Prüfung  ihrer  Einzelsätze 
es  gestattet,  sie  hier  mit  dieser,  dort  mit  jener  scandinavischen  Gruppe  in 
nächsten  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  zu  bringen,  ohne  auf  irgend- 
welche Schwierigkeiten  zu  stossen,  so  kann  auch  das  Zutreffen  der  Vor- 
aussetzung nicht  füglich  einem  Zweifel  unterliegen. 

!!•  Allerdings  würde  sich  dann  gegen  das  Ergebniss  noch  die  enge 
Abgränzung  des  untersuchten  Rechtsgebiets  geltend  machen 
und  einwenden  lassen,  dass  eine  Beweisführung,  die  sich  lediglich  auf 
dieses  stützt,  nicht  genügen  könne,  das  Verwandtschaftsverhälmiss  jener 
Rechte  im  allgemeinen  festzustellen ;  dass  sich  da  auf  andern  Gebieten  ein 
wesentlich  verschiedenes  Verhältniss  ergeben  könne. 

Dem  gegenüber  möchte  ich  nun  einmal  geltend  machen,  dass  aller- 
dings das,  was  ich  zunächst  veröffentliche,  sich  auf  das  enge  Gebiet  der 
Erbenfolge  beschränkt  und  es  ja  denkbar  wäre,  dass  auf  diesem  besondere 
Umstände  zu  einem  scheinbaren,  für  die  Gesammtheit  der  Rechte  nicht 
massgebenden  verwandtschaftlichen  Zusammenhange  führen  mochten ; 
dass  damit  aber  der  Gesammtumfang  der  Untersuchungen,  auf  Grund 
deren  sich  jene  Annahme  bei  mir  feststellte,  nicht  erschöpft  ist.  Sie  er- 
streckten sich  insbesondere  auch  auf  die  Eheschliessung ;  dann  aber  hier, 
wie  da,  auf  eine  Menge  von  Rechtseinrichtungen,  die  mit  denen,  welche 
den  Mittelpunkt  der  Untersuchungen  bildeten,  mehr  öder  weniger  nahe 
zusammenhängen,  die  nicht  blos  dem  Gebiete  des  Familienrechts  ange- 
hören, sondern  mehrfach  auch  dem  des  Sachenrechts  und  insbesondere 
des  Strafrechts.  War  da  aber  das  Ergebniss  überall  dasselbe,  schien  sich 
durchweg  die  angenommene  Stellung  jener  Rechte  zu  erproben,  so  han- 
delt es  sich  immerhin  um  ein  so  ausgedehntes  Gebiet,  dass  damit  jedenfalls 
eine  wohlbegründete  Vermuthung  besteht,  jene  Stellung  dürfte  auch  auf 
anderen  Gebieten  keine  wesentlich  andere  gewesen  sein. 

Mehr  Gewicht  aber  möchte  ich  auf  einen  andern  Gesichtspunkt  legen. 
Dass  die  Verwandtschaftsverhältnisse  der  Rechte  allerdings  durchkreuzende 
sein  können,  dass  ein  Recht  sich  auf  dem  einen  Gebiete  diesem,  auf  einem 
andern  jenem  Rechte  näher  verwandt  zeigen  kann,  habe  ich  schon  früher, 
vgl.  Mitth.  E.  B.  2,467,  ausdrücklich  anerkannt  und  werde  hier  im  Ver- 
laufe der  Erörterung  bestimmter  darauf  zurückzukommen  haben.  Ergeben 
sich  nun  solche  Verhältnisse  oder  ist  wenigstens  im  Auge  zu  behalten, 
dass  sie  sich  bei  weiterer  Fortführung  solcher  Untersuchungen  ergeben 
können,  so  wird  zu  fragen  sein,  welche  Rechtsgebiete  vorzugsweise  ge- 
eignet sein  dürften,  den  ursprünglichsten  Zusammenhang  der  Rechte  zu 
beurtheilen.  Denn  von  diesem  hat  die  vergleichende  Forschung  doch  zwei- 
fellos zunächst  auszugehen,  hat  ihn  für  die  Beurtheilung  der  Weiterent- 
wicklung der  gesammten  Rechte  wenigstens  so  lange  als  massgebend  zu 
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11]  betrachten,  bis  sich  Haltpunkte  ergeben,  welche  darauf  hindeuten, 
dass  der  einfache  Gang  der  Entwicklung  auf  Grund  der  Verzweigung  von 
einem  Urrechte  aus  auf  irgendwelcher  spätem  Stufe  durch  kreuzende  Ein- 
flüsse gestört  sein  muss.  Beziehen  sich  nun  meine  Untersuchungen  zu- 
nächst auf  das  Familienrecht  und  was  damit  näher  zusammenhängt,  so 
suchte  ich  schon  früher,  vgl.  Mitth.  E.  B.  2,469,  die  Ansicht  zu  begründen, 
dass  wir  gerade  zunächst  auf  diesem  Gebiete  von  vornherein  erwarten 
dürfen,  bestimmtere  Hallpunkte  für  den  ursprünglichsten  Zusammenhang 
der  Rechte  zu  gewinnen ;  und  ich  habe  wenigstens  keinen  Grund  zur  An- 
nahme, dass  diese  Ansicht  auf  Widerspruch  stossen  dürfte.  Mag  das  etwa 
für  Fehderecht  und  Strafrecht  in  gleicher  Weise  zutreffen,  so  hatte  ich  oft 
genug  Veranlassung,  mich  nebenbei  auch  mit  diesen  zu  beschäftigen,  um 
überzeugt  sein  zu  dürfen,  dass  da  auch  eine  eingehendere  Untersuchung 
schwerlich  andere  Verwandtschaftsverhältnisse  ergeben  würde,  als  ich 
glaubte,  auf  Grundlage  der  familienrechtlichen  Untersuchungen  annehmen 
zu  müssen. 

Ich  wies  dann  ft-eilich  schon  damals  darauf  hin,  dass  allerdings  nicht 
alle  familienrechtlichen  Institute  auf  dieselbe  älteste  Entwicklungsstufe  zu- 
rückreichen werden.  Werde  ich  mich  jetzt  genöthigt  sehen,  meine  da- 
maligen Annahmen  über  den  ursprünglichsten  Zusammenhang  innerhalb 
der  ostgermanischen  Gruppe  theilweise  zu  ändern,  so  hat  das  darin  seinen 
Grund,  dass  ich  Jenen  zunächst  nach  den  Verhältnissen  der  Geschlechts- 
vormundschaft bemass,  während  die  spätere  Ausdehnung  der  Untersuchung 
und  die  sich  damit  ergebende  Nothwendigkeit  einer  Vergleichung  der  Folge 
im  Erbe  mit  der  Folge  in  der  Mundwaldschaft  mich  mehr  und  mehr  über- 
zeugte, dass  letztere  einer  wesentlich  spätem  Entwicklungsstufe  angehören 
muss,  als  jene,  dass  sie  sich  erst  im  Anschluss  an  eine  längst  bestehende 
Erbenfolge  gestahet  haben  kann.  Auf  die  Gründe  werde  ich  zurückzu- 
kommen haben.  Scheinen  allgemeine  Erwägungen,  vgl.  §  i,  darauf  hin- 
zudeuten, dass  die  Erbenfolge  bis  auf  die  Anfänge  aller  Rechtsordnung 
zurückreicht,  so  schien  die  Einzeluntersuchung  zu  bestätigen,  dass  kaum 
ein  anderes  Institut  gleich  geeignet  sein  dürfte,  uns  Einsicht  in  den  ur- 
sprünglichsten Zusammenhang  der  germanischen  Rechte  zu  vermitteln. 

Dazu  kommt  ein  Anderes.  Ich  glaubte  mich  mehr  und  mehr  über- 
zeugt halten  zu  dürfen,  dass  durchkreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse, 
welche  solche  Untersuchungen  vorzugsweise  erschweren,  gerade  für  die 
Erbenfolge  der  ostgermanischen  Rechte,  von  dem  einzigen  isländischen 
Recht  abgesehen,  kaum  zu  berücksichtigen  sein  werden;  dass  sie  sich,  und 
auch  dann  nur  vereinzelt,  erst  bemerklich  machen  bei  einer  Ausdehnung 
der  Untersuchung  auf  Institute,  wie  Geschlechtsvormundschaft  und  Ehe- 
schliessung, welche  wir  auch  nach  andern  Haltpunkten  nicht  schon  auf  die 
Anfänge  der  Rechtsordnung  zurückzuführen  hätten.  Dann  musste  es  sich 
auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  empfehlen,  den  Nachweis  des  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhanges  der  ostgermanischen  Rechte  und  insbeson- 
dere der  bestrittenen  Zugehörigkeit  des  friesischen  und  longobardischen 
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Rechts  zu  denselben  zunächst  im  Anschluss  an  die  Erbenfolge  derselben 
und  der  damit  näher  zusammenhängenden  Verhältnisse  zu  versuchen. 
Wird  sich  dann  bei  der  für  später  beabsichtigten  Veröffentlichung  der 
Untersuchungen  über  Vormundschaft  und  Ehe  herausstellen,  dass  auch 
diese  bezüglich  jener  vorzugsweise  wichtigen  Frage  zu  keinem  andern 
Ergebnisse  führen,  so  werde  ich  auch  kaum  den  Einwand  zu  gewärtigen 
haben,  dass  der  Kreis  der  von  mir  beachteten  Rechtsverhältnisse  ein  zu 
enger  ist,  um  wenigstens  die  ursprüngliche  Zugehörigkeit  jener  Rechte  zu 
den  ostgermanischen  zu  erweisen. 

Endlich  aber  denke  ich,  dass  gerade  bei  Beschränkung  auf  eine  Ein- 
zelfrage die  Stichhaltigkeit  der  Beweisführung  bestimmter  hervortreten 
muss.  Würde  ich,  um  die  von  mir  behaupteten  Verwandtschaftsverhält- 
nisse zu  erweisen,  die  Belege  bald  diesem,  bald  jenem  Rechtsinstitute  ent- 
nehmen, während  doch  wieder  von  einer  Erschöpfung  des  Gesammt- 
gebietes  nicht  die  Rede  sein  könnte,  so  würde  ich  es  Niemandem  verargen, 
wenn  er  annähme,  ich  sei  da  mit  Willkür  vorgegangen,  habe  das  ausge- 
wählt, was  meinen  Annahmen  entspricht,  und  sei  dem  aus  dem  Wege 
gegangen,  was  sich  ihnen  nicht  fügen  würde.  Das  entfällt,  wenn  es  sich 
um  ein  enges  Gebiet  handelt,  dieses  dafür  aber  auch  nach  allen  Richtungen 
hin  auf  seine  Vereinbarkeit  mit  jenen  Annahmen  geprüft  wird.  Dann  kann 
von  willkürlicher  Auswahl  der  Einzelbestimmungen  nicht  mehr  die  Rede 
sein. 

Und  am  wenigsten  auf  dem  der  Erbenfolge.  Bleiben  in  einigen  der 
zu  beachtenden  Rechte  Unsicherheiten  und  Lücken,  so  ist  das  in  der  Mehr- 
zahl nicht  der  Fall.  Wie  die  Folge  geordnet  war,  liegt  im  allgemeinen  vor 
Augen.  Es  handelt  sich  um  eine  eng  zusammenhängende  Reihe  von  Ein- 
zelbestimmungen, welche  sich  in  allen  Rechten  unmittelbar  mit  einander 
vergleichen  lassen,  weil  es  überall  dieselben  Personen  sind,  welche  in  dieser 
oder  jener  Folge  aufzuführen  waren.  Uebereinstimmung  und  Abweichung 
ergibt  sich  da  unmittelbar.  Aber  ebenso  die  schon  §  2  betonte  Vermittlung, 
welche  überall  darauf  hinweist,  wie  die  Verschiebungen  der  Reihenfolge 
nicht  unabhängig  von  einander,  nicht  sprungweise,  sondern  schrittweise 
erfolgt  sein  müssen,  wie  die  Bestimmung  des  einen  Rechts  da  nur  Vor- 
stufe der  abweichenden  eines  andern  sein  kann.  Kaum  bei  einem  andern 
Gegenstande  oder  doch  nur  bei  ähnlich  gestalteten,  wie  etwa  der  Folge 
bei  Vormundschaft  und  Verlobung,  der  Abstufung  bei  Zahlung  und  Em- 
pfang der  Todtschlagsühne,  wird  sich  der  verwandtschaftliche  Zusammen- 
hang der  Einzelsäize,  aus  dem  sich  die  Verwandtschaft  der  Rechte  selbst 
zu  ergeben  hat,  mit  gleicher  Sicherheit  und  Vollständigkeit  bestimmen 
lassen.  Sind  meine  Annahmen  begründet,  so  müssen  sie  sich  hier  erproben; 
und  zwar  nicht  an  willkürlich  ausgewählten  Einzelnheilen,  sondern  be- 
züglich einer  zusammenhängenden  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  mit 
der  angenommenen  Verwandtschaft  der  Rechte  trotz  der  vielfachen  Ver- 
schiebungen überall  vereinbar  sein  müssen. 

12.   Dürften  Auswahl  und  Abgränzung  des  Gegenstandes,  wie  ich 
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12]  denke,  dem  Zwecke,  den  ich  im  Auge  habe,  durchaus  genügen,  so  werde 
ich  um  so  bestimmter  den  Einwand  zu  erwarten  haben,  dass  auf  den  von 
mir  eingeschlagenen  Wegen  ein  ausreichender  Beweis  für  die  Verwandt- 
schaft der  Rechte  überhaupt  nicht  durchzuführen  sei.  Damit  ergibt  sich 
dann  die  weitere  Aufgabe  der  Rechtfertigung  der  eingehalte- 
nen Methode.  Diese  ist  allerdings  im  wesendichen  keine  andere,  als 
die  bei  sonstigen  Aufgaben  vergleichender  Forschung  übliche.  Auch  hat 
etwa  erst  neuerdings  Brunner,  Deutsche  Rechtsg.  1,113,  ^^f  *^re  Verwend- 
barkeit für  Zwecke  der  deutschen  Hechtsgeschichte  kurz,  aber  unter  treffen- 
der Hervorhebung  der  massgebenden  Gesichtspunkte  hingewiesen.  Aber 
wenn  diese  auch  im  allgemeinen  nicht  bestritten  werden  sollte,  ist  nicht 
viel  damit  gewonnen.  Es  bleibt  doch  sehr  fraglich,  ob  die  Methode,  wenn 
auch  überhaupt  verwendbar,  hier  zu  ebenso  gesicherten  Ergebnissen  fuhren 
könne,  wie  auf  andern  Gebieten;  ob  wir  berechtigt  sind,  an  denselben 
auch  dann  noch  festzuhalten,  wenn  sie  den  auf  anscheinend  günstiger 
liegenden  verwandten  Gebieten,  wie  dem  der  Sprache,  gewonnenen  wider- 
sprechen. Denn  es  ist  von  vornherein  zuzugeben,  dass  die  Verwendbar- 
keit von  gewissen,  auch  vom  genannten  Forscher  betonten  Vorbedingungen 
abhängig  zu  machen  ist,  deren  Zutreffen  auf  dem  besondern  Gebiete  zwei- 
fellos nicht  so  leicht  zu  erweisen  ist,  als  auf  anderen. 

Einwendungen  gegen  die  von  mir  eingehaltene  Methode  sind  denn 
auch  bereits  bei  Besprechung  meines  früheren,  Verwandtschaftsverhältnisse 
ostgermanischer  Rechte  behandelnden  Aufsatzes  erhoben  worden;  vgl. 
Amira  im  Litteraturbl.  für  germ.  u.  roman.  Philol.  9,3.  Ich  glaube  diesen 
Einwendungen  besonderes  Gewicht  beilegen  zu  müssen.  Einmal,  weil 
wenigstens  ihre  bedingte  Berechtigung  gar  nicht  zu  bestreiten  ist.  Weil 
sie  weiter  gerade  von  einem  Forscher  erhoben  sind,  der  da  vor  Anderen 
zu  einem  Urtheil  berufen  scheinen  muss,  weil  gerade  er  mit  der  verglei- 
chenden Methode  in  ihrer  besondern  Anwendung  auf  germanische  Rechis- 
geschichte  sich  schon  früher  eingehender  beschäftigt  hat,  und  wir  meines 
Wissens  nur  ihm  eine  zusammenhängende  Darlegung  derselben  verdanken ; 
vgl.  Amira  Zweck  und  Mittel  der  german.  Rechtsg.  ^^4  ff.  Es  handelt  sich 
da  um  die  durchaus  massgebenden  Fragen,  in  wie  weit  die  ErgebnisvSe  der 
Rechtsvergleichung  überhaupt  denen  der  Sprachvergleichung  gegenüber 
selbstständigen  Werth  beanspruchen  dürfen;  in  wie  weit  Aehnlichkeit 
oder  Unähnlichkeit  des  Inhaltes  bei  Beachtung  der  vielfachen  Selbststän- 
digkeit der  Weiterentwicklung,  bei  der  Möglichkeit  von  Entlehnungen, 
bei  der  nicht  zu  läugnenden  Kreuzung  der  sich  auf  jener  Grundlage  er- 
gebenden Gegensätze  uns  überhaupt  bei  Bestimmung  des  Verwandtschaft^ 
liehen  Zusammenhanges  sicher  leiten  können.  Dieselben  oder  ähnliche 
Einwendungen  würden  zweifellos  wieder  gegen  die  Ergebnisse  aller  Unter- 
suchungen, mit  deren  Veröffentiichung  ich  jetzt  beginne,  erhoben  werden, 
da  bei  allen  dasselbe  Vorgehen  eingehalten  ist. 

Dachte  ich  nun  mich  zunächst  in  dieser  Richtung  mit  einem  gele- 
gentlichen Eingehen  auf  methodische  Vorfragen  zu  begnügen,  sie  da  zu 
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erörtern,  wo  sie  bei  Einzeiuntersuchungen  uamitteibar  in  Frage  kamen, 
so  überzeugte  ich  mich  mehr  und  mehr,  wie  wenig  das  genügen  könne. 
Die  Regelq,  nach  welchen  da,  wie  ich  denke,  vorzugehen  ist,  sind  durch- 
weg solche,  dass  sie  sich  nicht  genügend  an  blossen  Einzelfällen  entwickeln 
lassen,  weil  diese  selten  so  günstig  liegen,  dass  sie  nicht  wenigstens  die 
Möglichkeit  anderer  Beurtheilung  zuliessen.  Die  Richtigkeit  der  Regel  wird 
gegen  Einwendungen  durchweg  nur  sichergestellt  sein,  wenn  sich,  wie  das 
erst  nach  Durchführung  der  gesammten  Einzeluntersuchungen  der  Fall 
sein  kann,  ergeben  haben  wird,  dass  ihre  Anwendung  in  einer  Reihe  von 
Einzelföllen  zu  übereinstimmenden  Ergebnissen  führt  und  damit  das,  was 
bei  blosser  Beachtung  eines  Einzelfalles  noch  möglich  bleiben  mag,  dem 
Zusammenhang  der  Reihe  gegenüber  als  schlechtweg  unzulässig  erscheinen 
muss.  Andre  Regeln  wieder  sind  von  vornherein  für  die  Beurtheilung 
des  blossen  Einzelfalles  unverwendbar,  weil  sie  das  Verhalten  verschieden 
gestalteter  Einzelfälle  zu  einander  im  Auge  haben. 

Mögen  nun  bei  verwandten  Untersuchungen  die  Regeln  als  bekannt 
vorausgesetzt  werden  können,  weil  sie  einfach  allgemein  giltigen  Gesetzen 
des  Denkens  oder  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  der  vergleichenden 
Methode  entsprechen,  so  tritft  das  für  rechtsvergleichende  Untersuchungen 
nicht  in  derselben  Weise  zu.  Allerdings  handelt  es  sich  auch  hier  schliess- 
lich nur  um  dieselben  Regeln.  Aber  es  ist  nicht  zu  läugnen,  und  schon 
die  Einwendungen,  die  gegen  mein  denselben  entsprechendes  Vorgehen 
von  beachtenswerthester  Seite  erhoben  sind,  deuten  genugsam  darauf  hin, 
dass  auf  diesem  Gebiete  das  Zutreffen  der  Regeln  und  die  Sicherheit  des 
mit  ihnen  zu  gewinnenden  Ergebnisses  nicht  in  gleicher  Weise  als  ausser 
Frage  bestehend  behandelt  werden  kann,  wie  bei  verwandten  Aufgaben. 
Sollte  nicht  das  Ergebniss  jeder  Einzeluntersuchung  fortwährend  in  Frage 
gestellt  werden  durch  Einwendungen,  deren  Nichtberechtigung  sich  nicht 
leicht  auf  Grundlage  des  Einzelfalles,  wohl  aber,  wie  ich  denke,  auf  Grund- 
lage allgemeiner,  die  verwandten  Einzelfälle  in  ihrem  Zusammenhange 
erfassender  Erwägungen  nachweisen  lässt,  so  schien  auch  nichts  zu  er- 
übrigen, als  ein  Versuch,  die  eingehaltene  Methode  selbst  zunächst  theore- 
tisch zu  begründen.  Es  wird  sich  um  die  Beantwortung  der  Frage  handeln, 
ob  sich  überhaupt  Regeln  nachweisen  lassen,  welche  es  ermöglichen 
würden,  aus  dem  uns  unmittelbar  erkennbaren  spätem  Bestände  der  ger- 
manischen Rechte  mit  genügender  Sicherheit  auf  den  verwandtschaftlichen 
Zusammenhang  und  damit  auf  die  Weiterentwicklung  dieser  Rechte  in 
vorgeschichtlicher  Zeit  zurückzuschliessen,  falls  sich  in  ausreichender  Weise 
die  Haltpunkte  finden,  durch  deren  Vorhandensein  die  Verwendbarkeit 
der  gefundenen  Regel  bedingt  ist.  Es  wird  dann  Aufgabe  der  Einzel- 
untersuchungen sein  müssen,  nachzuweisen,  dass  solche  Haltpunkte  im 
gegebenen  Falle  wirklich  vorhanden  sind.  Es  wird  zugleich  der  Zweck 
und  der  Werth  der  Einzeluntersuchungen  und  ihrer  Ergebnisse  sich  auch 
vor  Durchführung  der  Gesammtuntersuchung  genügend  kenntlich  machen, 
wenn  bereits  vorher  die  Ziele  dieser  Gesammtuntersuchung  und  die  Wege, 
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18]  auf  welchen  sie  bei  Zutreffen  der  Voraussetzungen  zu  erreichen  sein 
würden,  festgestellt  sind. 

18.  Die  Schwierigkeiten  der  theoretischen  Begrün- 
dung der  eingehaltenen  Methode  verkenne  ich  in  keiner  Weise. 
Bei  den  verschiedensten  Aufgaben  der  geschichtlichen  Forschung  geht  die 
Praxis  der  Theorie  voran,  kann  jene  dieser  eventuell  auch  ganz  entrathen. 
Der  Forscher  bringt  den  Einzelfall  zur  Entscheidung  nach  allgemeingiltigen 
Gesetzen  des  Denkens.  Ist  der  kritische  Sinn  bei  ihm  genügend  entwickelt, 
so  wird  er  auch  bei  einem  schwieriger  liegenden  Einzelfalle  alsbald  fühlen, 
wovon  er  gerade  hier  die  Entscheidung  abhängig  zu  machen  hat;  er  wird 
hoffen  dürfen,  dieselbe  leicht  und  richtig  zu  treffen  ohne  sich  irgendwelcher 
besonderer  Regeln,  nach  denen  er  da  vorgeht,  bewusst  zu  sein.  So  wenig, 
wie  Mancher,  der  sich  seiner  Sprache  in  Won  und  Schrift  in  tadellosester 
Weise  bedient,  in  der  Lage  sein  würde,  auch  nur  über  die  einfisichsten 
Regeln  der  Sprache  Auskunft  zu  geben.  Beim  Entwürfe  der  Untersuchun- 
gen, welche  ich  zu  veröffentlichen  denke,  ist  mein  Vorgehen  kein  anderes 
gewesen.  Schien  sich  dann  wegen  der  erhobenen  und  vorauszusehenden 
Einwendungen  die  Nothwendigkeit  zu  ergeben,  die  Regeln  des  Vorgehens 
im  allgemeinen  zu  begründen,  so  blieb  auch  kein  anderer  Weg,  als  es  zu 
versuchen,  mir  auf  Grund  der  bereits  durchgefühnen  Einzeluntersuchungen 
die  Regeln,  denen  ich  da  unbewusst  gefolgt  war,  in  ihrem  Zusammen- 
hange zu  vergegenwärtigen. 

Auf  die  Schwierigkeiten  eines  solchen  Versuches  gerade  auf  diesem 
Gebiete  werde  ich  kaum  bestimmter  hinweisen  müssen,  um  die  Mängel, 
welche  sich  bei  der  folgenden  Auseinandersetzung  zweifeUos  ergeben  wer- 
den, zu  entschuldigen.  Allerdings  ist  es  richtig,  dass  ich  an  diese  Aufgabe 
nicht  gerade  unvorbereitet  herantrat.  Auf  die  nächstverwandte  Aufgabe, 
den  Zusammenhang  verwandter  Rechtsquellen  oder  sonstiger  Schriftwerke 
festzustellen,  sah  ich  mich  nicht  blos  bei  Einzeluntersuchungen  besonders 
häufig  hingewiesen.  Schon  vor  mehr  als  dreissig  Jahren  hatte  ich  mich 
mit  dem  Versuche  beschäftigt,  für  diese,  wie  für  andere  Aufgaben  der  ge- 
schichtlichen Forschung  das  einzuhaltende  Vorgehen  theoretisch  darzu- 
legen, haue  schon  damals  bezügliche  Entwürfe  vorliegen,  bei  denen  mir 
der  Gedanke  späterer  Veröffentlichung  nicht  fremd  war;  vgl.  Entste- 
hungszeit des  Sachsensp.  8.  Ist  es  zu  letzterer  nicht  gekommen,  so  habe 
ich  in  jener  Richtung  doch  immer  fongearbeitet,  die  Entwürfe,  wie  mir 
das  schon  die  Verwerthung  für  die  Lehrthätigkeit  nahe  legte,  wiederholt 
überarbeitet  und  umgestaltet. 

Darauf  gestützt  hoffte  ich  denn  auch  anfangs,  dass  ich  bei  dem  jetzi- 
gen theoretischen  Versuche  auf  keine  grössere  Schwierigkeiten  stossen, 
dass  es  sich  wesentlich  nur  darum  handeln  werde,  die  schon  früher  auf- 
gestellten Regeln  dem  besondern  FaUe  anzupassen.  Erst  nach  und  nach 
ergab  sich,  wie  wenig  das  ausreiche.  Allerdings  sind  es  schliesslich  wesent- 
lich dieselben  Gesichtspunkte,  aufweiche  wir  uns  im  einen,  wie  im  andern 
Falle  zurückgeführt  sehen;  ich  werde  mehrfach  Gelegenheit  haben,  be- 
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stimmter  darauf  hinzuweisen.  Aber  die  Sachlage  ist  doch  insofern  eine 
wesentlich  andere,  als  es  sich  dort  um  bereits  schriftlich  fixirte  Ausgangs- 
punkte der  weitern  Verzweigung  handelt,  hier  um  ungeschriebene  Urrechte, 
die  nur  in  der  thatsächlichen  Anwendung  und  der  Kunde  der  nach  ihnen 
Lebenden  ezistirten,  so  dass  uns  hier  auch  die  aus  der  wörtlichen  Fassung 
sich  ergebenden  Haltpunkte  fehlen,  aufweiche  wir  uns  dort  in  erster  Reihe 
hingewiesen  sehen.  Und  dieser  Unterschied  erwies  sich  doch  als  ein  so 
massgebender,  dass  ich  mich  bald  überzeugte,  wie  es  hier  nöthig  sei,  bei 
Entwicklung  der  Regeln  für  den  besondern  Zweck  wesentlich  verschiedene 
Wege  einzuschlagen;  dass  ich  die  früher  für  einen  andern  Zweck  vorge- 
zeichneten bereits  im  Auge  hatte,  hat  micli  in  mancher  Beziehung  mehr 
beim,  als  gefördert. 

Nun  hat  mich  aber  gerade  die  frühere  fortgesetzte  Beschäftigung  mit 
verwandten  theoretischen  Aufgaben  genügend  belehrt,  wie  wenig  darauf 
zu  rechnen  ist,  dass  die  Lösung  derselben  schon  bei  einem  ersten  Versuche 
in  genügender  Weise  gelingea  wird,  wie  nöthig  es  da  ist,  vom  ersten  Ent- 
würfe bis  zur  Veröffentlichung  längere  Zeit  verstreichen  zu  lassen.  Auch 
wenn  Alles,  was  in  jenem  gesagt  wurde,  richtig  ist,  wird  es  schwerlich 
sofort  auch  vollständig  und  in  den  zweckentsprechendsten  Zusammenhang 
gebracht  sein.  Sieht  sich  der  F'orscher  darauf  hingewiesen,  sich  die  Regeln 
auf  Grund  seines  bisherigen  thatsöchlichen  Vorgehens  zu  vergegenwärtigen, 
so  mag  er  da  leicht  auf  das  Nächstliegende  vergessen,  weil  es  zufällig  für 
seine  bisherigen  Einzeluntersuchungen  nicht  in  Frage  kam.  Nur  fortge- 
setzte und  möglichst  verschiedenartige  Untersuchungen  werden  ihn  nach 
und  nach  auf  alles  zu  Beachtende  aufmerksam  machen. 

Das  aber  fällt  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  als  die  Praxis  manche 
mögliche  Einwendung  füglich  unberücksichtigt  lassen  kann,  so  lange  sie 
nicht  ihatsächlich  erhoben  wurde ;  während  die  Theorie  wenigstens  dahin 
streben  soll,  alle  Möglichkeiten,  welche  eine  allgemeine  Sachlage  zulässt, 
von  vornherein  zu  berücksichtigen  und  auf  die  Mittel  hinzuweisen,  welche 
es  gestatten,  nicht  blos  die  Vereinbarkeit  einer  derselben,  sondern  auch  die 
Unvereinbarkeit  jeder  andern  mit  der  besondern  Lage  des  Einzelfalles  zu 
erweisen.  Kaum  etwas  erschwert  einen  Versuch  theoretischer  Darlegung 
auf  diesem  Gebiete  mehr,  als  dass  sie  dazu  nöthigt,  wieder  und  wieder 
UnWahrscheinlichkeiten,  die  aber  Möglichkeiten  bleiben,  zu  berücksichtigen. 
Die  thatsächliche  Untersuchung  werden  sie  kaum  jemals  ernstlich  beirren ; 
sie  werden  sich  überhaupt  vielfach  erst  im  Anschlüsse  an  die  theoretische 
Darlegung  bemerklich  machen.  Damit  aber  werden  sie  bei  dieser,  wenn 
sie  eine  möglichst  überzeugende  sein  soll,  auch  nicht  übergangen  werden 
dürfen.  Aber  eben  desshalb,  weil  sie  der  grossen  Unwahrscheinlichkeit 
ihres  Zutreffens  wegen  bei  der  Praxis  in  der  Regel  unbeachtet  bleiben, 
werden  sie  sich  auch  bei  einem  ersten  Versuche  einer  zunächst  auf  dieser 
fassenden  theoretischen  Darlegung  leicht  der  Aufmerksamkeit  entziehen, 
wird  in  dieser  Richtung  erst  im  Laufe  der  Zeit  bei  wiederholter  Erwägung 
und  Prüfung  auf  annähernde  Vollständigkeit  zu  rechnen  sein. 
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13]  Grössere  Schwierigkeiten  ergibt  noch  ein  anderer  Umstand.  Brachte 
Jemand  bisher  die  Regeln  nur  thatsächlich  zur  Anwendung,  wie  das  eben 
die  besondere  Gestaltung  des  Einzelfalles  erforderte,  so  fehlte  ihm  auch 
die  Veranlassung,  zu  erwägen,  wie  sie  ineinandergreifen,  sich  gegenseitig 
bedingen  und  stutzen,  in  wie  weit  sie  in  ihrem  Zusammenhange  eine  aus- 
reichende Bürgschaft  dafür  bieten,  dass  wenigstens  theoretisch  auf  dem 
Wege  vergleichender  Forschung  auch  auf  diesem  besondern  Gebiete  eine 
vollkommen  sichere  Lösung  zu  erreichen  ist.  So  war  es  denn  auch  mir 
beim  Beginne  des  Versuchs  durchaus  unklar,  ob  die  thatsächlich  verwand- 
ten Regeln  nur  zu  einer  dem  practischen  Bedürfnisse  vielfach  genügenden 
grossen  Wahrscheinlichkeit  führen  oder  aber  eine  zwingende  Beweisfüh- 
rung ermöglichen  können.  Weist  Amira  Zweck  u.  M.  60  darauf  hin,  dass 
es  sich  bei  der  vergleichenden  Forschung  nur  um  Wahrscheinlichkeits- 
beweise handeln  könne  und  daher  derjenige,  der  mathematische  verlangt, 
auf  geschichtliches  Erkennen  überhaupt  verzichten  müsse,  so  ist  das  ja  in 
so  weit  nicht  unrichtig,  als  allerdings  für  die  Grundlage  aller  vergleichen- 
den Forschung,  für  die  Möglichkeit,  wenigstens  in  vielen  Fällen  zwischen 
verwandtschaftlicher  und  nur  inhaltlicher  Uebereinstimmung  sicher  zu 
unterscheiden,  kein  mathematischer,  wohl  aber  ein  jeden  Zweifel  aus- 
schliessender  Wahrscheinlichkeitsbeweis  erbracht  werden  kann.  Sobald 
aber  nur  diese  Grundlage  als  beweisbar  anerkannt  wird,  glaubte  ich  mich 
auch  mehr  und  mehr  überzeugt  halten  zu  dürfen,  dass  dann  wenigstens 
von  da  aus  die  weitere  Beweisführung  vielfach  eine  durchaus  zwingende  sei. 

Gerade  aber  dann,  wenn  wir  uns,  wie  ich  denke,  wenigstens  beim 
Ausgehen  von  der  für  jede  vergleichende  Forschung  anerkannten  Grund- 
lage für  die  Weiterführung  der  Untersuchung  vielfach  nicht  mit  blossen 
Wahrscheinlichkeitsbeweisen  zu  begnügen  haben,  wird  der  Werth  der 
theoretischen  Begründung  ganz  wesentlich  dadurch  bedingt  sein,  dass  die 
zu  besprechenden  Umstände  in  den  zweckentsprechendsten  Zusammen- 
hang gebracht  sind.  Auch  wenn  die  Richtigkeil  aller  geltend  gemachten 
Einzelnheiten  nicht  zu  bestreiten  sein  sollte,  wird  die  Gesammtbeweis- 
führung  vielleicht  nur  desshalb  nicht  überzeugend  wirken,  weil  jener  For- 
derung nicht  ausreichend  genügt  ist.  Eigene  Erfahrung  aber  hat  mich 
genügend  belehrt,  wie  schwer  es  ist,  in  dieser  Richtung  alsbald  das  An- 
gemessenste zu  treffen;  wie  es  dazu  lange  fortgesetzter  Erwägung  bedarf. 
Hatte  ich  mich,  wie  gesagt,  seit  langen  Jahren  an  einer  nächstverwandten, 
aber  ungleich  leichter  zu  lösenden  Aufgabe  versucht,  so  hat  mir  da  das 
früher  für  entsprechend  Gehaltene  später  niemals  genügt,  fand  ich  bei  jeder 
neuen  Durchsicht  und  Ueberarbeitung  auch  mir  inzwischen  aufgefallene 
Gründe,  welche  mich  veranlassten,  den  Gang  der  Beweisführung  in  Be- 
rücksichtigung jener  Forderung  wesendich  umzugestalten. 

Selbstverständlich  hat  auch  der  hier  folgende  Versuch  nicht  unmiuel- 
bar  die  Form  gewonnen,  in  der  er  nun  vorgelegt  wird.  Gingen  ihm  meh- 
rere Entwürfe  voraus,  so  war  keiner  auch  nur  vollendet,  ohne  dass  ich 
nicht  bereits  die  Ueberzeugung  gewonnen  gehabt  hätte,  wie  da  wesent- 
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liehe  Aenderungen  der  Anordnung  nöthig  sein  würden.  Ich  bin  weit  ent- 
fernt anzunehmen,  dass  ich  nun  das  Zweckmässigste  getroffen  habe ;  viel- 
mehr tiberzeugt,  dass  ich  nach  nicht  zu  langer  Zeit  vielleicht  einen  ganz 
anderen  Zusammenhang  vorziehen  würde.  Aber  ich  musste  mich  endlich 
entschliessen,  die  theoretische  Darlegung  so  zu  geben,  wie  ich  sie  eben  zu 
geben  vermochte,  wenn  ich  nicht  die  Veröffentlichung  der  Untersuchungen 
selbst  länger  verzögern  wollte,  als  das  den  besondern  persönlichen  Ver- 
hältnissen gegenüber  gerechtfertigt  erscheinen  konnte ;  oder  wenn  ich  mich 
nicht  entschliessen  wollte,  diese  Untersuchungen  zu  veröffentlichen,  ohne 
es  versucht  zu  haben,  den  Einwand  zu  entkräften,  dass  mittelst  der  von 
mir  eingehaltenen  Methode  auch  im  günstigsten  Falle  zu  keinen  sicheren 
Ergebnissen  zu  gelangen  sei. 

14«  Die  Aufgaben  der  theoretischen  Vorerörterungen 
denke  ich  in  der  Folge  zu  erledigen,  dass  ich  es  zunächst  versuche,  nach- 
zuweisen, wie  unter  Voraussetzung  einfacher  Verzweigung  der  Verwandt- 
schaft sich  mit  Sicherheit  der  verwandtschaftliche  Zusammenhang  und 
weiter  die  grössere  oder  geringere  Ursprüngiichkeit  der  einzelnen  Rechts- 
bestimmungen und  der  Rechte  selbst  nachweisen  lassen  würde.  Ich  werde 
dann  auf  die  sich  kreuzenden  Verwandtschaftsverhältnisse  eingehen,  um 
nachzuweisen,  dass  es  auch  für  ihre  ßeurtheilung  an  Regeln  nicht  fehlt 
und  dass  dieselben  insbesondere  auf  dem  von  uns  zunächst  ins  Auge  ge- 
fassten  Gebiete  die  Untersuchung  nicht  wesentlich  beirren  können.  Weiter 
werde  ich  dann  nochmals  auf  den  schon  früher,  vgl.  Mitth.  E.  ß.  2,473, 
berücksichtigten  Einwand  zurückkommen,  dass  die  eingehaltene  Methode 
nicht  richtig  sein  könne,  weil  ihre  Ergebnisse  denen  der  Sprachverglei- 
chung widersprechen.  Endlich  wird  auf  das  Verhältniss  von  Sitte  und  Recht 
einzugehen  sein,  weil,  wie  ich  denke,  in  diesem  die  Lösung  von  weiteren, 
mir  selbst  aufgefallenen  Schwierigkeiten  zu  suchen  ist,  welche  auf  den 
ersten  Blick  die  Möglichkeit,  auf  dem  von  mir  eingehaltenen  Wege  zu  ge- 
sicherten Ergebnissen  zu  gelangen,  sehr  in  Frage  zu  stellen  scheinen. 


n.  Einfache  Verwandtschaft  der  Rechte. 

15«  Ist  uns  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsvergleichung,  wie  bei  anderen 
Aufgaben  der  vergleichenden  Forschung  der  Ausdruck  Verwandt- 
schaft geläufig,  so  haben  wir  da,  wo  wir  von  Verwandtschaft  schlechtweg 
oder  von  näherer  oder  entfernterer  Verwandtschaft  reden,  ein  Verhältniss 
im  Auge,  wie  es  sich  unter  einer  Mehrzahl  von  Personen  dadurch  ergibt, 
dass  sie  gemeinsam  von  irgendwelchen  oder  von  näheren  oder  entfernteren 
Stammeliern  abstammen.  Der  Vergleich  wird  in  manchen  Fällen  kein 
ganz  zutreffender  sein,  insofern  wir  gewohnt  sind,  da  an  ein  Elternpaar 
zu  denken,  sowohl  Zeugung,  als  Geburt  in  Anschlag  zu  bringen.  Handelt 
es  sich  bei  der  Rechtsvergleichung  um  die  Annahme  der  Weiterverzweigung 
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15]  von  einem  einheitlichen  Urrechte  aus,  so  würden  dem  genauer  Ver- 
wandtschaftssysteme entsprechen,  welche  nur  das  eine  jener  Momente  be- 
rücksichtigen. Liegt  uns  da  die  Vorstellung  einer  nur  durch  die  Mütter 
vermittelten  Verwandtschaft  ferner,  so  ist  auch  uns  die  nur  durch  Männer 
vermittehe,  die  agnatische  Verwandtschaft,  wie  sie  insbesondere  das  römi- 
sche Recht  betont,  ein  durchaus  geläufiger  Begriff.  Wo  daher  für  die  rich- 
tige Verwerthung  des  Bildes  der  betonte  Unterschied  ins  Gewicht  fiillt, 
werden  wir  uns  an  die  letztere  zu  halten  haben. 

Wir  werden  nun  insbesondere  als  einfache  Verwandtschaft 
der  Rechte  das  VerhSltniss  bezeichnen,  welches  dem  entspricht,  welches 
sich  für  eine  Mehrzahl  von  Personen  daraus  ergibt,  dass  sie  einen  Stamm- 
vater miteinander  gemein  haben.  Die  agnatische  Verwandtschaft  kann 
immer  nur  eine  einfache,  einheitliche  sein.  Nähe  und  Entfernung  der 
Verwandtschaft  werden  sich  für  eine  Mehrzahl  von  Personen  lediglich  durch 
die  geringere  oder  grössere  Zahl  von  Männern,  von  Zeugungen,  bestimmen, 
durch  welche  sie  mit  einem  gemeinsamen  Stammvater  zusammenhängen. 
Ob  für  eine  dieser  Personen  auch  die  Mutter  Agnatin  und  zwar  näher- 
verwandte Agnatin  des  Vaters  war,  bleibt  da  durchaus  ausser  Rechnung, 
da  sich  agnatische  Verwandtschaft  durch  die  Weiber  überhaupt  nicht  fort- 
setzt. Ebenso  werden  für  die  einfache  Verwandtschaft  mehrerer  Rechte 
lediglich  die  Glieder  ins  Gewicht  fallen,  durch  welche  sie  mit  einem  näheren 
oder  entfernteren  Stammrechte  oder  Urrechte  verbunden  sind.  Und  wäre 
nur  diese  Art  der  Verwandtschaft  der  Rechte  zu  beachten,  so  würde  damit 
eine  so  einfache  Grundlage  für  die  aus  den  Verwandtschaftsverhältnissen 
zu  ziehenden  Folgerungen  gegeben  sein,  wie  das  bei  manchen  verwandten 
Aufgaben,  so  etwa  der  schon  $  1 3  angedeuteten  der  HersteUung  eines  Ur- 
textes aus  späteren  Abschriften,  thatsächlich  der  FaU  sein  kann. 

16,  Aber  ich  wies  auch  schon  wiederholt  darauf  hin,  wie  die  Grund- 
lage hier  eine  weniger  sichere  ist  wegen  der  Möglichkeit  des  Eingreifens 
sich  durchkreuzender  oder  mehrfacherVerwandtschaft.  Und  in 
dieser  Richtung  liegen  nun  allerdings  die  Verhältnisse  so,  dass  sie  vielfach 
denen  entsprechen,  welche  für  den  uns  geläufigen  Begriff  der  Verwandt- 
schaft schlechtweg  massgebend  sind,  der  beachtet,  dass  es  sich  nicht  blos 
um  die  Stammväter,  sondern  auch  um  die  Stammmütter  handelt,  dass  jede 
Person  durch  Vater  und  Mutter  zwei  verwandtschaftlichen  Kreisen  ange- 
hört. Vatersippe  und  Muttersippe  konnten  bis  dahin  ausser  allem  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhange  stehen,  der  sich  dann  erst  durch  die  Kinder 
und  deren  Nachkommen  wegen  der  verwandtschafdichen  Beziehungen 
derselben  zu  dem  einen,  wie  dem  andern  Kreise  herstellt. 

Dem  entspricht  der  in  geschichdicher  Zeit  nicht  seltene,  für  die  vor- 
geschichtliche Entwicklung  kaum  zu  berücksichtigende  Fall,  dass  ein  neueres 
Recht  auf  zwei  verschiedene  ältere,  etwa  das  römische  und  ein  germanisches 
Recht  zurückgeht,  aus  einer  Mischung  von  Rechten  entstanden  ist,  welche 
bis  dahin  in  keiner  Verwandtschaft  oder  wenigstens  in  keiner  für  unsere 
Zwecke  zu  beachtenden  Verwandtschaft  standen.    Dann  ergibt  sich  aller- 
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dings  eine  mehrfache  Verwandtschaft  des  Rechts,  die  aber  doch,  da  es 
sich  einfach  um  das  Zusammenstossen  zweier  bisher  ausser  Zusammenhang 
stehender  Rechtskreise  handelt,  zu  keinen  verwickeiteren  Gestaltungen 
fuhren  wird. 

Wie  sich  aber  in  der  Sippe  oft  die  verwickeltsten  und  mannichfel- 
tigsten  Verwandtschaftsverhältnisse  daraus  gestalten  können,  dass  Vater 
und  Mutter  derselben  Sippe  angehörten,  ohnehin  schon  verwandt  waren, 
ganz  ebenso  kann  das  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  der  Fall  sein,  wenn  ein 
Recht  aus  zwei  anderen,  ohnehin  schon  in  einem  näheren  oder  entfernteren 
Verwandtschaftsverhältnisse  stehenden  abgeleitet  ist.  Damit  ist  dann  un- 
mittelbar nicht  zu  entscheiden,  was  ihm  von  der  einen,  was  von  der  andern 
Seite  zugekommen  ist,  da  in  ihm  die  Abstanmiungslinien,  die  sich  vom 
Urrechte  aus  verzweigten,  wieder  zusammenlaufen.  Den  einfacheren  Fäl- 
len mehrfacher  Verwandtschaft  gegenüber  werden  wir  dieses  Verhältniss 
insbesondere  mit  einem  dort  weniger  zutreffenden  Ausdrucke  als  durch- 
kreuzende Verwandtschaft  bezeichnen  können,  da  dasselbe  zur 
Folge  haben  wird,  dass  in  ein  und  demselben  Rechte  Haltpunkte,  welche 
an  und  ftlr  sich  auf  ein  bestimmtes  einfaches  Verwandtschaftsverhälmiss 
zu  andern  Rechten  hinweisen  würden,  mit  solchen  zusammentreffen,  sich 
mit  solchen  kreuzen,  welche  ebenso  bestimmt  für  einen  ganz  anderen  Zu- 
sammenhang sprechen  mUssten. 

17.  Solche  Verhältnisse  lassen  sich  in  geschichtlicher  Zeit  mehrfach 
zweifellos  nachweisen,  weil  uns  die  an  und  für  sich  bereits  verwandten 
Rechte  selbst  bekannt  sind,  aus  deren  Mischung  sich  das  neue  Recht  er- 
gab. Von  vornherein  fehlt  uns  aber  jede  Bürgschaft,  dass  nicht  ebenso 
schon  in  vorgeschichdicher  Zeit  solche  Verhältnisse  in  weitester  Ausdeh- 
nung eingegriffen  hatten.  War  das  wirklich  der  Fall,  so  wird  es  kaum 
einer  vorläufigen  Auseinandersetzung  bedürfen,  um  nachzuweisen,  wie 
ausserordentlich  dadurch  die  Aufgabe  erschwert  sein  würde,  aus  dem  uns 
vorliegenden  spätem  Bestände  der  germanischen  Rechte  auf  deren  ver- 
wandtschaftlichen Zusammenhang,  auf  ihre  Entwicklung  von  einem  ger- 
manischen Urrechte  aus  zurückzuschliessen.  Würde  die  Aufgabe  auch 
dann  schliesslich  nicht  gerade  eine  schlechtweg  unlösbare  sein  müssen,  so 
würde  jeder  Versuch  der  Lösung  doch  auf  so  gehäufte  Schwierigkeiten 
stossen,  dass  da  wenigstens  bei  einem  ersten  Versuche  sicher  auf  kein  auch 
nur  annäherndes  Gelingen  zu  rechnen  sein  würde. 

Eben  damit  scheint  mir  aber  auch  das  Mittel  geboten  zu  sein,  um 
uns  zu  vergewissem,  in  wie  weit  jenes  beirrende  Verhältniss  thatsächlich 
eiugreift.  Wir  werden  uns  auf  vorläufige  Nichtberücksichtigung 
mehrfacher  Verwandtschaft  hingewiesen  sehen.  Wir  sind  ja  schon 
insofern  berechtigt,  dieselbe  als  die  Ausnahme,  die  einfache  Verwandtschaft 
als  die  Regel  zu  betrachten,  als  mindestens  diese  überall  vorliegen  muss, 
die  mehrfache  und  kreuzende  nur  eingreifen  kann.  Nun  könnten  ft*eilich 
die  Ausnahmen  so  gehäufte  sein,  dass  sie  der  Verwendung  der  Regel  kaum 
noch  Raum  lassen  würden.    Das  aber  muss  sich  gerade  bei  jenem  Vor- 
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17]  gehen  herausstellen.  Wir  werden  suchen,  uns  vor  allem  zu  vergegenwär- 
tigen, wie  sich  unter  der  Voraussetzung  nur  einfacher  Verwandtschaft  nach 
den  für  diese  zu  begründenden  Regeln  das  Verhöltniss  der  uns  vorliegen- 
den Rechte  zu  einander  gestaltet  haben  müsste.  Würde  dann  aber  die 
Prüfung  ergeben,  dass  das  danach  zu  erwartende  Verhältniss  durchweg 
nicht  zutrifft,  dass  die  Beachtung  verschiedener  Haltpunkte  auch  auf  ver- 
schiedenen Zusammenhang  führt  und  die  Annahme  einfacher  Verzweigung 
damit  nicht  ausreicht,  um  die  spätere  Gestaltung  zu  erklären,  so  würde 
auch  nichts  erübrigen,  als  die  Annahme,  es  müssten  da  kreuzeude  Ver- 
hältnisse schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  in  solchem  Umfange  eingegriffen 
haben,  dass  von  einer  Verwendung  der  auf  jenem  Wege  gewonnenen 
Regeln  ein  irgend  nennenswerther  Erfolg  nicht  mehr  zu  erwarten  sein 
würde.  Würde  umgekehrt  eine  Prüfung  nach  diesen  Regeln  keinen  erheb- 
lichem Schwierigkeiten  begegnen,  würden  die  verschiedensten  Haltpunkte 
da  immer  oder  doch  ganz  vorwiegend  auf  denselben  einfachen  Zusammen- 
hang führen,  so  würden  wir  auch  nicht  zu  bezweifeln  haben,  dass  die  ver- 
glichene Gruppe  von  Rechten  sich  schon  in  vorhistorischer  Zeit  überwie- 
gend nur  einfach  verzweigt  haben  kann.  Es  würde  damit  der  Gang  der 
Rechtsentwicklung  innerhalb  dieser  Gruppe  im  Ganzen  und  Grossen  nicht 
zweifelhaft  und  damit  ein  durchaus  ausreichendes  Mittel  geboten  sein,  um 
die  vereinzelten  Fälle  durchkreuzender  Verwandtschaft,  welche  auch  da 
eingegriffen  haben  mögen,  zu  erkennen  und  zu  beurtheilen. 

In  dieser  Richtung  liegen  nun  die  Verhältnisse  bezüglich  der  ost- 
germanischen Gruppe  ganz  besonders  günstig,  wie  ich  das  weiterhin 
zu  begründen  versuchen  werde.  Andere  Haltpunkte,  dann  aber  die  Ver- 
gleichung  der  Rechte  selbst  scheinen  zu  ergeben,  dass  es  sich  hier  ganz 
überwiegend  um  einfache  Weiterverzweigung  handelt;  dass  bei  einer  Be- 
schränkung auf  die  Erbenfolge  sich  lediglich  im  isländischen  Rechte  Ver- 
hältnisse  ergeben,  die  nicht  wohl  aus  jener  zu  erklären  sind ;  dass  auch  bei 
einem  Weitergreifen  auf  andere  Rechtsgebiete,  soweit  meine  Untersuchun- 
gen mir  dazu  Veranlassung  boten,  nur  noch  das  longobardische  Recht 
kreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse,  aber  zunächst  zu  andern  ostger- 
manischen Rechten  zeigt;  dass  insbesondere,  wie  schon  S  9  angedeutet, 
Fälle,  bei  welchen  wir  uns  bestimmter  auf  eine  Vermengung  ostgermani- 
scher und  westgermanischer  Bestandtheile  hingewiesen  sehen,  nicht  die- 
jenigen Rechte  treffen,  für  welche  wir  Zugehörigkeit  zur  ostgermanischen 
Gruppe  voraussetzten.  Um  so  bestimmter  werden  die  nächste  Veranlassung 
und  der  Zweck  unserer  theoretischen  Erörterung  darauf  hinweisen,  von 
den  verwickeiteren  Verhältnissen  der  mehrfachen  Verwandtschaft  vorläufig 
ganz  abzusehen  und  sie  erst  nachträglich  als  Ausnahme  von  der  Regel  zur 
Erörterung  zu  bringen. 

Wir  werden  es  daher  versuchen,,  uns  zu  vergegenwärtigen,  wie  die 
einfache  Verzweigung  der  Rechte  von  einem  Urrechte  aus  sich  im  allge- 
meinen gestaltet  haben  dürfte,  in  wie  weit  Uebereinstimmung  der  spätem 
Rechte  uns  berechtigt,  sie  als  eine  verwandtschaftliche,  durch  jene  Ver- 
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zweigung  veranlasste,  zu  behandeln,  und  wie  sich  dann  auf  Grundlage  des 
Wechsels  in  Uebereinstimmung  und  Abweichung  der  verwandtschafdiche 
Zusammenhang  der  Rechte  feststellen  ISsst.  Es  wird  sich  dann  die  Erörte- 
rung der  weitern  Frage  anzuschliessen  haben,  in  wie  weit  die  festgestellten 
Verwandtschaftsverhältnisse  und  andere  Haltpunkte  es  nun  auch  ermög- 
lichen, die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  der  Rechte  und  ihrer  einzelnen 
Bestimmungen  zu  beurtheilen,  festzustellen,  wo  dieselben  noch  dem  Ur- 
rechte entsprechen,  wo  sie  sich  mehr  oder  weniger  von  demselben  entfernt 
haben  mUssen. 

I.  Verzweigung  der  Rechte. 

18.  Wie  die  Sprache  und  die  verschiedensten  sonstigen  Gegenstände 
vergleichender  Forschung  darauf  hinführen,  dass  die  spätem  germanischen 
Stämme  auf  ein  germanisches  Urvolk  zurückgehen  mUssen,  so  weisen  auch 
die  spätem  germanischen  Rechte  auf  ein  germanischesUrrecht  zu- 
rück, welches  gewiss  im  wesendichen  einheitlich  gestaltet  war  und  auf 
welches  das  zurückgeht,  was  in  allen  oder  doch  den  meisten  spätem  ger- 
manischen Rechten  so  übereinstimmt;  dass  die  Uebereinstimmung  sich 
sichtlich  nicht  erst  nachträglich  im  Laufe  der  Entwicklung  ergeben  haben 
kann. 

Löste  sich  nun  der  Zusammenhang  des  Urvolks,  ging  dasselbe  in 
eine  sich  mit  der  Zeit  mehrende  Zahl  von  Stämmen  auseinander,  so  musste 
das  auch  eine  Wei ter Verzweigung  des  Rechts  zur  Folge  haben,  da 
nun  jeder  Stamm  das  einst  gemeinsame  Recht  selbstständig  weiterentwickelte. 
Dabei  konnte  dieses  sich  mehr  oder  weniger  vom  Urrechte  entfernen.  Es 
konnte  bei  einem  Stamme  so  wenig  Veranlassung  geboten  sein,  am  her- 
gebrachten Rechte  zu  ändern,  dass  auch  später  sein  Recht  sich  dem  Ur- 
rechte noch  ungleich  näher  anschloss,  als  die  Rechte  anderer  Stämme.  Aber 
weiter  werden  wir  da  auch  nicht  gehen  dürfen.  Wir  werden  zweifellos 
von  vornherein  voraussetzen  dürfen,  dass  sich  in  keinem  der  spätem  Rechte 
das  Urrecht  ungeändert  erhalten  haben  kann. 

19.  Denn  für  die  Beurtheilung  dieser  Verhältnisse  haben  wir  zwei- 
fellos von  der  Annahme  stätig  fortschreitender  Aenderung  der 
Rechte  in  vorgeschichtlicher  Zeit  auszugehen.  Es  wird  kaum  nöthig  sein, 
das  für  Zeiten  bestimmter  zu  begründen,  in  denen  das  Recht  noch  ein  un- 
geschriebenes, nur  in  der  Kunde  der  Rechtsgenossen  vorhandenes  war  und 
damit  in  Folge  von  Umständen,  auf  welche  wir  bei  Besprechung  des  Ver- 
hältnisses von  Sitte  und  Recht  ohnehin  einzugehen  haben  werden,  fort- 
währenden Aenderungen  unterworfen  sein  musste,  wenn  dieselben  auch 
den  Rechtsgenossen  selbst  gar  nicht  zum  Bewusstsein  kommen  mochten. 
Wir  haben  bei  den  folgenden  Erörterungen  von  der  Annahme  auszugehen, 
dass  jedes  Recht  sich  stätig  änderte,  nach  Verlauf  jedes  irgend  beachtens- 
werthen  Zeitraumes  nicht  mehr  dasselbe  war,  demnach  in  irgendwelchem 
frühern  Bestände  auch  nicht  mehr  unmittelbar  erkennbar  sein  kann^  bis 
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19]  mit  der  ersten  schriftlichen  Fixirung  zwar  nicht  die  Weiterentwick- 
ung selbst  aufhöne,  aber  trotz  derselben  der  frühere  Bestand  unmittelbar 
erkennbar  bleibt. 

Auf  die  entsprechende  Annahme  sehen  wir  uns  bei  jeder  vergleichen- 
den Forschung  hingewiesen,  bei  welcher  Verhältnisse,  wie  Sprache,  Sitte 
und  andere,  bis  in  Zeiten  zurUckverfolgt  werden  sollen,  wo  dieselben  noch 
lediglich  in  Wort  und  That  zum  Ausdruck  gelangten.  Während  eben 
wegen  der  dadurch  bedingten  Sachlage  die  Aufgabe  eine  wesentlich  andere 
sein  muss,  sobald  es  sich,  wie  etwa  bei  dem  Versuche,  den  Urtext  eines 
Werkes  durch  Vergleichung  der  aus  ihm  abgeleiteten  Texte  wiederherzu- 
stellen, bei  der  Forschung  nur  um  das  Zurückgehen  auf  einen  Ausgangs- 
punkt handelt,  der  selbst  schon  ein  schriftlich  fixirter  war. 

Den  betonten  Umstand  würden  wir  insbesondere  schon  für  das  ger- 
manische Urrecht  in  Rechnung  zu  bringen  haben,  wenn  die  Abgran- 
zung  der  Aufgabe  eine  weiter  gegriffene  wäre.  Wir  haben  zweifellos  an- 
zunehmen, dass  von  da  ab,  wo  sich  das  germanische  Recht  von  den  ihm 
nächstverwandten  arischen  Rechten  schied,  bis  dahin,  wo  es  selbst  sich 
zuerst  in  mehrere  germanische  Rechte  verzweigte,  ein  nicht  unbedeutender 
Zeitraum  verfioss,  während  dessen  wir  das  Recht  zwar  als  wesentlich  ein- 
heitlich gestaltet,  aber  doch  keineswegs  als  unveränderlich  zu  fassen  haben. 
Das  Recht  des  Endpunktes  wird  von  dem  des  Anfangspunktes  wesentlich 
verschieden  gewesen  sein.  Während  jenes  Zeitraumes  könnte  sich  Alles 
erst  entwickelt  haben,  bezüglich  dessen  die  Forschung  ergeben  würde, 
dass  es  zwar  einerseits  gesammtgermanisch,  andererseits  aber  auch  lediglich 
germanisch,  dem  Rechte  auch  der  nächstverwandten  arischen  Völker  fremd 
gewesen  sei. 

Haben  wir  die  Aufgabe  von  vornherein  auf  den  germanischen  Rechts- 
kreis beschränkt,  werden  die  folgenden  Erörterungen  sich  nur  mit  der 
Frage  zu  beschäftigen  haben,  in  wie  weit  die  uns  bekannten  spätem  ger- 
manischen Rechte  einen  Schluss  auf  die  Gestaltung  des  germanischen  Ur- 
rechts  ermöglichen,  so  werden  wir  selbst  beim  Gelingen  eines  solchen  Ver- 
suches auf  jenem  Wege  immer  nur  bis  zur  Gestaltung  desselben  am  Ende 
jenes  Zeitraumes  zurückgelangen  können;  diese  werden  wir  demnach  auch 
immer  im  Auge  haben,  wo  wir  weiter  von  urgermanischem  Rechte  schlecht- 
weg sprechen.  Dagegen  würde  der  Unterschied  allerdings  durchaus  be- 
achtenswerth  sein,  wenn  es  versucht  würde,  das  auf  jenem  Wege  gewon- 
nene Ergebniss  in  der  S  3  angedeuteten  Weise  auch  für  die  Beurtheilung 
der  Entwicklung  anderer  arischer  Rechte  zu  verwerthen.  Dabei  würde 
zunächst  das  Recht  des  Anfangspunktes  in  Frage  kommen  und  nicht  darauf 
zu  vergessen  sein,  dass  dieses  bis  zu  der  auf  jenem  Wege  allein  erkennbaren 
Endgestaltung  hin  sich  doch  wesentlich  geändert  haben  kann.  Während 
dann  wieder  nur  eine  Ausdehnung  der  Vergleichung  auf  näherverwandte 
arische  Rechte  bei  günstiger  Sachlage  ein  Urtheil  ermöglichen  würde,  in 
welchem  Umfange  und  in  welcher  Richtung  sich  das  germanische  Urrecht 
während  jenes  Zeitraumes  geändert  haben  dürfte. 


Fortschreitende  Aendening.  Zweitheilung.  27 

Wegen  jener  immer  vorauszusetzenden  fortschreitenden  Aendening 
aller  Rechte  ist  demnach  mit  Sicherheit  von  vornherein  anzunehmen,  dass 
sich  in  keinem  der  uns  bekannten  Rechte  das  germanische  Urrecht  un- 
geSndert  erhalten  hat,  da  das  voraussetzen  wUrde,  dass  während  des  langen 
Zeitraumes,  der  von  der  ersten  Verzweigung  des  germanischen  Urrechts 
bis  zur  ersten  Niederschrift  des  bezüglichen  Sonderrechtes  zweifellos  ver- 
floss,  dieses  ein  durchaus  unverändertes  geblieben  wäre. 

30.  Suchen  wir  uns  nun  den  Gang  der  Verzweigung  vom  Urrechte 
aus  zu  vergegenwärtigen,  so  wird  da  für  die  folgenden  Erörterungen  be- 
sonders ins  Gewicht  fallen,  dass  wir  zweifellos  Zweitheilung  der 
Rechte  als  Regel  anzunehmen  haben,  dass  unmiuelbare  Ableitung  einer 
Mehrzahl  von  Sonderrechten  aus  ein  und  demselben  Urrechte  durchaus 
unwahrscheinlich  ist.  Die  Sachlage  ist  hier  eine  ganz  wesentlich  andere, 
als  da,  wo  es  sich  um  die  Verzweigung  schriftlicher  Quellen  handelt.  Ist 
der  Ausgangspunkt  ein  Schriftwerk  und  damit  unveränderliclien  Bestandes, 
so  können  aus  ihm  selbst,  wie  aus  jeder  spätem  Abschrift  eine  Reihe  wei- 
terer Abschriften  in  den  verschiedensten  Zeiten  unmittelbar  abgeleitet  sein. 
Ist  der  Ausgangspunkt  aber  ein  ungeschriebenes  Urrecht,  so  haben  wir 
auch  davon  auszugehen,  dass  es  fortwährenden  Aenderungen  unterworfen 
war,  dass,  wenn  wir  es  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  als  x  bezeichnen, 
die  Bezeichnung  nach  Verlauf  irgendwelchen  Zeitraumes  nicht  mehr  passen 
wird,  das  x  dann  zu  einem  y  geworden  sein  wird.  Unmittelbare  Ableitung 
einer  Mehrzahl  von  Rechten  aus  demselben  x  würde  demnach  voraussetzen, 
dass  an  einem  bestimmten  Zeitpunkte  dasselbe  Recht  sich  in  drei  oder  mehr 
Rechte  verzweigt  hätte. 

Nun  wäre  es  ja  immerhin  denkbar,  dass  in  Folge  bestimmter  Ver- 
anlassungen ein  bis  dahin  einheidicher  Stamm  gleichzeitig  in  drei  oder 
mehr  Theile  auseinandergegangen  wäre,  von  denen  nun  jeder  sein  Recht 
von  derselben  Grundlage  aus  selbstständig  entwickelte.  Es  wird  aber  keiner 
weitern  Erörterung  bedürfen,  wie  gewiss  nur  die  bestimmtesten  Hahpunkte 
uns  veranlassen  dürften,  ein  so  unwahrscheinliches  Verhältniss  anzunehmen. 
Selbst  dann,  wenn  die  Vergleichung  von  drei  oder  mehr  Rechten  zunächst 
nur  zu  dem  Ergebnisse  führen  würde,  dass  alle  irgendwie  aus  einem  ge- 
meinsamen Urrechte  abgeleitet  sein  müssen,  werden  wir  Bedenken  tragen, 
das  auf  jenen,  wenn  nicht  unmöglichen,  doch  ganz  unwahrscheinlichen 
Fall  zurückzuführen ;  wir  werden,  so  lange  dieselbe  nicht  bestimmt  aus- 
geschlossen ist,  die  Annahme  vorziehen,  dass  es  uns  nur  an  genügenden 
Haltpunkten  fehlt,  um  die  Art  der  Verzweigung  durch  fortgesetzte  Zwei- 
theilung genauer  festzustellen.  Denn  im  allgemeinen  werden  wir  zweifeUos 
davon  ausgehen  dürfen,  dass  der  zahlreicher  gewordene  Stamm  und  damit 
sein  Recht  zunächst  nur  in  zwei  Theile  zerfiel,  von  denen  etwa  der  eine 
in  den  bisherigen  Sitzen  verblieb,  der  andere  sich  neue  suchte ;  dass  dann 
jeder  der  Theile  sich  erst  weiter  spaltete,  nachdem  sein  besonderes  Recht 
sich  so  lange  einheitlich  weiterentwickelt  hatte,  dass  damit  eine  nähere  ge- 
meinsame Grundlage  auch  für  die  weiteren  Theilrechte  gegeben  war. 
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20]  Weist  uns  die  Erwägung  der  Sachlage  von  vornherein  auf  solche 
Annahme  hin,  so  bestätigt  sie  sich  auch  durchweg  durch  die  eingehendere 
Prüfung  der  Verwandtschaftsverhaltnisse.  Wo  immer  zunächst  drei  Rechte 
sich  den  übrigen  gegenüber  näher  verwandt  zeigen,  da  ergeben  sich  auch 
durchweg  alsbald  Haltpunkte,  nach  welchen  wieder  für  zwei  derselben 
nähere  Verwandtschaft  gegenüber  dem  dritten  anzunehmen  ist  und  dem- 
nach nur  dieses  unabhängig  von  den  andern  aus  dem  Urrechte  abgeleitet 
sein  kann,  während  diese  selbst  mit  demselben  durch  ein  weiteres  unbe- 
kanntes Glied  zusammenhängen  müssen.  Wir  werden  demnach  bei  den 
folgenden  Erörterungen  immer  davon  ausgehen  dürfen,  dass  der  Zusammen- 
hang dreier  verwandter  Rechte  thatsächlich  nicht  x  x 

/\\ ,  sondern 

/\  oder 
ein  entsprechender  gewesen  sein  wird.  *     ^ 

21.  Wir  werden  weiter  berechtigt  sein,  als  Regel  Einheitlichkeit 
der  Urrechte  anzunehmen.  Bei  den  folgenden  Erörterungen  werden 
wir  den  Begriff  des  Urrechts  nicht  als  einen  absoluten,  sondern  als  einen 
relativen  behandeln.  Wie  wir  von  einem  germanischen  Urrechte  sprechen, 
obwohl  dieses  ja  nicht  das  Urrecht  schlechtweg  ist  und  in  der  gesammten 
arischen  Gruppe  nur  als  abgeleitetes  Glied  erscheinen  würde,  so  lässt  sich 
der  Ausdruck  auch  innerhalb  des  germanischen  Rechtskreises  mit  Bezie- 
hung auf  jede  Gruppe  von  Rechten  verwenden,  welche  sich  aus  Verzwei- 
gung von  einem  Einzelrechte  aus  ergeben  hat.  Würde  bei  dem  vorhin 
angenommenen  Zusammenhange  x  das  Urrecht  für  die  Rechte  ^^^^^rsein, 
so  wäre  auch  y  wieder  Urrecht  für  b  und  c. 

Als  Regel  haben  wir  dann  gewiss  davon  auszugehen,  dass  das  Urrecht 
zur  Zeit  seiner  Verzweigung  noch  ein  einheitliches  war,  dass  Alles,  worin 
die  aus  ihm  abgeleiteten  Rechte  von  einander  abweichen,  sich  erst  bei  ihrer 
selbstständigen  Weiterentwicklung  ergeben  haben  wird.  Denn  die  Zahl  der 
Rechtsgenossen  haben  wir  ja  auch  für  die  Urrechte  nicht  gerade  höher  an- 
zuschlagen, als  für  die  einzelnen  aus  ihnen  abgeleiteten  Rechte ;  es  ist  kein 
Gnind  zu  bezweifeln,  dass  die  Germanen,  als  sie  sich  bestimmter  von 
andern  Ariern  schieden,  nur  einen  wenig  zahlreichen  Stamm  darstellten. 
Eher  würde  Grund  für  die  Annahme  sein,  dass  die  oft  bedeutende  Aus- 
dehnung des  Gebietes  mancher  Stammrechte  in  geschichtlicher  Zeit  uns 
nicht  auch  für  die  Verhähnisse  der  vorgeschichtlichen  Zeit  massgebend  sein 
darf,  dass  in  dieser  das  Rechtsleben  sich  wohl  überwiegend  in  engeren 
Kreisen  bewegte,  dass  die  Zahl  der  Sonderrechte  da  noch  eine  ungleich 
grössere  war,  während  dieselbe  im  Laufe  der  Zeit  sich  dann  insbesondere 
dadurch  wieder  beschränkte,  dass  das  Recht  eines  herrschenden  oder  doch 
vorherrschenden  Stammes  die  Rechte  anderer  Stämme,  die  mit  ihm  in 
nähere  Verbindung  gekommen  waren,  beseitigte.  Wird  für  die  Urzeit  die 
Zahl  der  Rechtsgenossen  eine  verhältnissmässig  geringe  gewesen  sein,  kam 
dann  wohl  durchweg  engerer  örtlicher  Zusammenhang  hinzu,  so  wird  auch 
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die  Annahme,  dass  die  Urrechte  durchweg  einheitliche  waren,  keinen  Be- 
denken begegnen. 

Nur  werden  wir  in  dieser  Richtung  nicht  zu  weit  gehen  dürfen. 
Insbesondere  das  später  genauer  zu  erörternde  Verhältniss  zwischen  Recht 
und  Sitte  konnte  auch  in  engern  Rechtskreisen  leicht  zu  dieser  oder  jener 
Verschiedenheit  im  Rechtsleben  führen.  Das  mochte  insbesondere  dann 
sich  starker  geltend  machen,  wenn  die  Zweitheilung  des  Stammes  und 
seines  Rechtes  sich  langer  vorbereitete,  der  Zusammenhang  sich  mehr  all- 
mählig  lockene,  wie  das  insbesondere  da  oft  der  Fall  sein  mochte,  wo  die 
sich  schliesslich  schärfer  geltend  machende  Verzweigung  nicht  mit  örtlicher 
Trennung  verbunden  war  und  die  Stämme  auch  weiterhin  benachbarte 
blieben.  Bei  solcher  Entwicklung  würde  sich  ja  selbst  in  dem  Falle,  dass 
wir  den  ganzen  Prozess  unmittelbar  verfolgen  könnten,  kaum  ein  Zeitpunkt 
angeben  lassen,  bis  zu  welchem  Stamm  und  Recht  noch  eine  Einheit  bil- 
deten, von  welchem  ab  wir  umgekehrt  zwei  Stämme  anzunehmen  hätten. 

Wo  solche  Sachlage  eingriff,  da  werden  Abweichungen  und  Gegen- 
sätze, welche  sich  bereits  in  dem  im  allgemeinen  noch  als  einheitlich  zu 
behandelnden  Rechte  festgestellt  hatten,  in  der  Regel  so  gewirkt  haben, 
dass  sie  sich  in  den  Tochterrechten  einfach  fortsetzten,  in  dem  einen  diese, 
in  dem  andern  jene  Bestimmung  zur  herrschenden  wurde.  Dann  aber 
bietet  dieses  Verhältniss  nichts,  was  Forschungen  über  die  Verzweigung 
der  Rechte  irgendwie  beirren  könnte.  Werden  wir  auf  den  Zusammenhang : 

X 

A 

y    < 
A   A 

a  b  c  d  zunächst  desshalb  schliessen,  weil  von  den  uns  bekannten  Rechten 
a  und  b  gemeinsam  von  c  und  d  abweichen,  so  kann  es  für  eine  Forschung, 
welche  nicht  die  Zeit,  sondern  die  Art  der  Verzweigung  der  Rechte  zu 
bestimmen  sucht,  ganz  gleichgiltig  sein,  ob  die  für  jene  Gruppen  sich  er- 
gebende Abweichung  sich  erst  in  y  und  ^  entwickelte,  oder  ob  sie  bis  auf  x 
zurückreicht;  keine  der  Folgerungen,  welche  wir  aus  dem  Bestände  der 
uns  bekannten  Rechte  zu  ziehen  haben  werden,  wird  irgendwie  dadurch 
berührt  werden. 

Nun  konnte  aber  zweifellos  die  Sachlage  auch  die  sein,  dass  sich 
schon  im  Urrechte  Abweichungen  ergaben,  welche  mit  einer  sich  vorbe- 
reitenden Verzweigung  in  keinerlei  Zusammenhange  standen,  welche  im 
ganzen  Rechtsgebiete  gleichmässig  nebeneinander  vorhanden  waren,  weil 
Recht  und  Sitte  das  eine,  wie  das  andere  Vorgehen  billigten,  es  dem  Ein- 
zelnen überliessen,  das  eine  oder  das  andere  einzuhalten.  So  möchte  ich 
etwa  annehmen,  dass  der  später  genauer  zu  besprechende  Unterschied  zwi- 
schen Hälftungsrecht  und  Drittelsrecht,  wonach  von  zwei  in  gewisser  Rieh-» 
tung  gleichzustellenden  Personen  entweder  jede  die  Hälfte,  oder  aber  die 
nach  einem  andern  Gesichtspunkte  zurückstehende  nur  ein  Drittel  erhält, 
wenigstens  in  seinen  Anfängen  auf  das  germanische  Urrecht  zurückreicht. 
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21]  Scheinen  diese  Anfänge  sich  anzuknüpfen  an  die  mit  der  Ehe  zusam- 
menhängende Theilung  gewisser  Vermögensbestandtheile  zwischen  Mann 
und  Frau,  beziehungsweise  deren  Erben,  so  mochten  ja  Recht  und  Sitte 
die  eine,  wie  die  andre  Theilungsart  billigen,  es  den  Parteien  überlassen, 
sich  bei  Eingehung  der  Ehe  für  die  eine  oder  andere  zu  entscheiden,  wah- 
rend doch  das  Nichtvorkommen  anderer  Theilungsarten,  abgesehen  von 
yereinzelten  Ausnahmen,  genugsam  darauf  hinweist,  dass  da  der  Willkür 
der  Parteien  nicht  völlig  freier  Spielraum  gelassen  war,  mindestens  die 
Sitte  eine  weitergehende  Zurücksetzung  der  Frau  in  dieser  Richtung  nicht 
billigte. 

Ist  diese  Annahme  begründet,  so  konnte  die  Abweichung  ebenso 
von  den  Tochterrechten  zunächst  beibehalten  werden ;  wie  in  x,  also  im 
gegebenen  Falle  im  germanischen  Urrechte,  so  mochten  in  y  und  {^  also 
den  ostgermanischen  und  westgermanischen  Urrechten,  beide  Arten  der 
Theilung  als  zulässig  festgehalten  sein.  Erst  bei  weiterer  Verzweigung 
mochte  dann  in  den  Sonderrechten  die  eine  oder  die  andere  Art  zur  herr- 
schenden werden.  Und  daraus  konnte  sich  dann  ein  die  näherverwandten 
Gruppen  der  uns  bekannten  Rechte  durchkreuzender  Gegensatz  ergeben, 
so  dass  wir  etwa  in^  und  ^  Hälftungsrecht,  in^  und  rf  Drittelsrecht  finden. 
Wie  denn  thatsächlich  meine  Annahme,  dass  der  Unterschied  bis  auf  das 
germanische  Urrecht  zurückreichen  dürfte,  sich  darauf  gründet,  das  bezüg- 
lich desselben  für  die  ostgermanische  und  westgermanische  Gruppe  sich 
wenigstens  bezüglich  der,  wie  ich  denke,  ursprünglichsten  Verwendung 
ein  durchkreuzendes  Verhältniss  ergibt,  während  anderweitige  Verwen- 
dungen des  Drittelsrechtes  sich  sichtlich  erst  innerhalb  der  ostgermanischen 
Gruppe  entwickelt  haben  können. 

Mit  der  Annahme  einheitlicher  Gestaltung  der  Urrechte  aber  ist  ein 
solches  Verhalten  der  uns  bekannten  Rechte  unvereinbar,  falls  es  sich,  wie 
wir  das  bezüglich  des  besprochenen  Beispiels  vorläufig  annehmen  mögen, 
wirklich  um  auf  Verwandtschaft  beruhende,  nicht  durch  irgendwelche 
andere  Ursachen  nachträglich  herbeigeführte  Uebereinstimmung  handelt. 
Die  Rechte  a  und  c  können  übereinstimmen,  weil  der  betreffende  Satz 
ebenso  schon  in  x  vorhanden  war  und  in^  und  i{  beibehalten  wurde.  Dann 
können  b  und  d  ihren  eigenen  Weg  eingeschlagen  haben ;  es  werden  dann 
beide  von  a  und  c  abweichen,  aber  in  verschiedener  oder  doch  nur  zufällig 
übereinstimmender  Weise,  wenn  x  hier  wirklich  einheidich  war.  Würde 
sich  aber  auch  für  die  abweichenden  Bestimmungen  in  b  und  d  eine  ver- 
wandtschafdiche ,  nur  durch  Zurückgehen  auf  das  gemeinsame  Urrecht 
zu  erklärende  Uebereinstimmung  ergeben,  so  wäre  auch  die  Folgerung 
nicht  abzuweisen,  dass  x  wenigstens  hier  nicht  einheidich  war  und  auch 
die  abweichende  Bestimmung  enthielt,  wie  das  dann  weiter  ebenso  für/ 
und  i  zutreffen  müsste. 

Nichts  würde  nun  die  Forschung  mehr  beirren  können,  als  wenn 
ein  solches  Verhalten  der  uns  bekannten  Rechte  sich  häufig  ergeben 
würde.   Wir  würden  uns  dann  auf  den  Schluss  hingewiesen  sehen,  dass 


Einheitlichkeit  der  Urrechte. 


3' 


in  germanischer  Urzieit  Sitte  und  Recht  so  mannichfaltig  gestaltet  waren, 
dass  da  von  einem  einheitlichen  Ausgangspunkte  nicht  füglich  mehr  die 
Rede  sein  könnte;  dass  die  Abweichungen  der  spätem  Rechte  sich  nicht 
zunächst  in  Folge  selbstständiger  Weiterentwicklung,  sondern  wesentlich 
daraus  ergeben  hänen,  dass  das  eine  diesen,  das  andere  jenen  der  im  Ur- 
rechte nebeneinander  vorkommenden  Sätze  festgehalten  habe.  Damit  aber 
würde  die  Hauptgrundlage  aller  vergleichenden  Forschung,  die  Voraus- 
setzung des  einheitlichen  Ausgangspunktes,  nicht  zutreffen.  Aber  auch  hier 
wird  die  Bürgschaft  gegen  wesentliche  Beirrung  der  Untersuchung  durch 
die  besprochene  Möglichkeit,  deren  häufigeres  Zutreffen  ja  von  vornherein 
unwahrscheinlich  ist,  darin  zu  suchen  sein,  dass  wir  beim  Ausgehen  von 
der  Annahme  der  Einheitlichkeit  aller  Unechte  als  Regel  keinen  grössero 
Schwierigkeiten  begegnen.  Nur  ausnahmsweise  werden  wir  uns  aaf  das 
besprochene  Verhältniss  zurückverwiesen  sehen,  das  allerdings  in  Einzel- 
fällen geeignet  ist,  eine  Erklärung  für  Erscheinungen  zu  bieten,  die  mit 
der  als  Regel  festgehaltenen  Einheit  der  Urrechte  schwer  vereinbar  sein 
würden. 

22.  Wir  werden  weiter  für  die  folgende  Erörterung  die  Unzu- 
lässigkeit der  Ableitung  verschiedener  Stammrechte  aus- 
einander als,  wie  ich  denke,  ausnahmslose  Regel  zu  betrachten  haben. 
Sieht  die  vergleichende  Forschung  sich  durchweg  auf  die  Beachtung  des 
Satzes  hingewiesen,  dass  die  Verwandtschaft  zweier  Glieder  entweder  durch 
Ableitung  derselben  auseinander,  oder  aber  durch  Ableitung  beider  aus 
einem  driuen  Gliede  zu  erklären  sei,  so  ist  da  bei  der  Rechtsvergleichung 
die  Sachlage  in  so  weit  eine  günstigere,  als  durchweg  von  vornherein  nicht 
zweifelhaft  ist,  welcher  von  beiden  Fällen  da  zutrifft. 

Die  Verschiedenheit  der  uns  in  Folge  ihrer  schrifdichen  Fixirung 
unmittelbar  erkennbaren  Rechte  der  geschichtlichen  Zeit  ist  bedingt  theils 
durch  die  Verschiedenheit  der  Stämme,  welchen  sie  angehören,  theils  durch 
die  Verschiedenheit  der  Zeit,  da  uns  das  Recht  desselben  Stammes  durch- 
weg in  mehreren  älteren  und  jüngeren  Aufzeichnungen  vorliegt.  Von  der 
letztem  können  wir  zunächst  ganz  absehen.  Liegen  die  Aufgaben  unserer 
Untersuchungen  nach  rückwärts,  suchen  wir  aus  der  Verschiedenheit  der 
Stammrechte  auf  die  Art  ihrer  Verzweigung  in  vorgeschichdicher  Zeit  zu- 
rückzuschliessen,  so  kommt  dafür  nur  die  älteste  erkennbare  Ge- 
staltung jedes  Stammrechtes  in  Betracht,  da  es  für  jenen  Zweck 
ganz  gleichgiltig  ist,  wie  sich  dasselbe  dann  später  weiterentwickelt  hat. 
Für  jene  älteste  Gestaltung  aber  sind  wir  zunächst  auf  die  erste  Aufzeich- 
nung des  bezüglichen  Rechtes  hingewiesen.  Sind  daneben,  worauf  wir 
zurückkommen,  vielfach  auch  spätere  Aufzeichnungen  zu  beachten,  so  ist 
das  doch  nur  in  so  weit  der  Fall,  als  sie  die  früheren  ergänzen,  oder  auch 
ihre  Vergleichung  mit  diesen  auf  eine  noch  ältere  Gestaltung  zurück- 
schliessen  lässt,  während  für  unsere  Zwecke  Alles  nicht  in  Betracht  kommt, 
was  sichriich  nur  auf  späterer  Weiterentwicklung  des  Sonderrechts  beruht. 
Die  verschiedenen  Aufzeichnungen  fallen  für  unsere  Zwecke  unter  den 
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32]  Begriff  des  einen  Stammrechtes  zusammen,  welches  für  dieselben  ledig- 
lich nach  der  ältesten  uns  unmittelbar  oder  mittelbar  erkennbaren  Gestal- 
tung desselben  zu  bemessen  ist. 

Wo  es  sich  nun  um  Stammrechte  in  diesem  Sinne  handelt,  da  dürfen 
wir  von  vornherein  davon  ausgehen,  dass  sie  nicht  auseinander  abgeleitet 
sein  können.  Kommen  zwei  Stämme  in  Frage,  welche,  wenn  auch  nächst- 
verwandt, sich  doch  zu  der  Zeit,  wo  wir  sie  und  ihr  Recht  zuerst  kennen 
lernen,  bereits  als  wesentlich  verschiedene  Stammindividualitäten  kenn- 
zeichnen, lässt  dann  überdies  bei  den  von  uns  zunächst  zu  beachtenden 
Fällen  überwiegend  schon  die  Entfernung  der  Wohnsitze  erkennen,  dass 
beide  Stämme  bereits  geraume  Zeit  selbstständig  ihren  Weg  verfolgt  halten, 
so  würde  von  einer  Ableitung  des  Rechts  des  einen  aus  dem  des  andern 
nur  unter  der  Voraussetzung  die  Rede  sein  können,  dass  der  eine  Stamm 
das  einst  beiden  gemeinsame  Recht  ganz  ungeändert  beibehalten,  nur  der 
andere  dasselbe  weiterentwickelt  habe.  Diese  Annahme  aber  ist  nach  dem 
S  19  Bemerkten  als  unzulässig  zu  behandeln,  da  wir  fortwährende  Weiter- 
entwicklung aller  Rechte  wenigstens  für  die  hier  aUein  in  Betracht  kom- 
mende Zeit,  wo  sie  noch  nicht  schriftlich  fixirt  waren,  anzunehmen  haben. 
Die  Verwandtschaft  zweier  Rechte  wird  daher  nie  durch  Ableitung  des 
einen  aus  dem  andern,  sondern  nur  durch  gemeinsames  Zurückgehen  auf 
ein  drittes  unbekanntes  Glied,  auf  das  uns  unmittelbar  nicht  mehr  erkenn- 
bare Urrecht,  von  dem  aus  die  Abzweigung  erfolgte,  zu  erklären  sein. 

Wie  nun  gewiss  sehr  häufig  bei  einer  Verzweigung  nur  der  eine  der 
Sonderstämme  den  Namen  des  alten  Gesammtstammes  fortführte,  so  kann 
es  sein,  dass  die  Aenderungen  des  einen  der  Rechte  nur  sehr  geringe  waren, 
dasselbe  auf  der  Stufe,  wo  wir  es  zuerst  kennea  lernen,  noch  im  wesent- 
lichen dem  einstigen  Urrechte  gleichstand.  Ob  aber  dieses  Verhältniss  über- 
haupt und  für  welches  der  beiden  Rechte  es  zutrifft,  ist  uns  unmittelbar 
nicht  erkennbar.  Die  Forschung  kann  auf  dasselbe  hinführen,  aber  nicht 
von  demselben  ausgehen.  Und  selbst  beim  Zutreffen  jenes  Falles  würde 
die  Voraussetzung  richtig  bleiben ;  b  würde  nicht  aus  a  selbst,  sondern  nur 
aus  einem  diesem  sehr  nahestehenden  x  abgeleitet  sein,  es  würde  nicht 
durch  a,  sondern  durch  x  mit  der  Gesammtheit  der  germanischen  Rechte 
zusammenhängen. 

Dem  Gesagten  gegenüber  liesse  sich  nun  etwa  geltend  machen,  dass 
weitere  Verzweigung  in  Stammrechte  auch  in  geschichtlicher  Zeit  noch 
vorkommen  konnte  und  dass,  da  die  Zeitpunkte,  in  welchen  die  verschie- 
denen Stammrechte  und  durch  die  erste  Aufzeichnung  bestimmter  bekannt 
werden,  sehr  weit  auseinanderliegen,  es  demnach  möglich  sei,  dass  von 
zwei  Rechten,  welche  wir  als  die  gesonderter  Stämme  behandeln,  das  eine 
das  Urrecht,  das  andere  ein  aus  ihm  abgeleitetes  sei.  Nehmen  wir  etwa 
an,  es  fehle  an  Haltpunkten,  welche  bestimmt  ergäben,  dass  die  älteste 
Aufzeichnung  göthischen  Rechts  sich  nur  auf  Westgöthland  beziehe,  es 
st\  das  nur  aus  irgendwelchem  Grunde  irrig  angenommen,  während  sie 
thatsächlich  noch  gesammtgöthisches  Recht  enthielte  und  die  Verzweigung 
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erst  später  eingetreten  wäre.  Dann  würde  allerdings  das  ostgöthische  Recht 
in  seiner  uns  bekannten  spätem  Aufzeichnung  aus  dem  als  westgöthisch 
behandelten  Rechte  abgeleitet  sein  und  insoweit  unsere  Regel  nicht  zu- 
treffen. Aber  doch  lediglich,  weil  da  ein  Irrthum  eingriffe,  der  die  Vor- 
aussetzungen, von  denen  wir  das  Zutreffen  der  Regel  abhängig  machen, 
beseitigt;  wir  hätten  das  für  Rechte  verschiedener  Stämme  gehalten,  was 
uns  nur  das  Recht  desselben  Stammes  auf  verschiedener  Entwicklungsstufe 
darstellt. 

Practisch  wird  die  hier  vorliegende  Möglichkeit  eines  Irrthumes  be- 
züglich der  Voraussetzungen  die  Untersuchung  kaum  irgendwo  beirren 
künnen,  wie  ich  denn  auch  nur  auf  ein  fingirtes  Beispiel  hinzuweisen  wusste. 
Hat  die  Theorie  mit  ihr  zu  rechnen,  so  wird  sie  auch  die  Mittel  bieten, 
um  den  Imhum  bezüglich  der  Voraussetzungen,  falls  ein  solcher  beim 
Auseinanderhalten  der  Stammrechte  eingegriffen  haben  sollte,  kenntlich  zu 
machen.  Beim  Zutreffen  unserer  Voraussetzungen  aber  wird  die  Regel, 
dass  verschiedene  Stammrechte  nicht  auseinander  abgeleitet  sein  können, 
als  eine  ausnahmslose  zu  behandeln  sein. 

23«  Ebenso  ausnahmslos  wird  andererseits  Ableitung  der  jün- 
geren Gestaltungen  eines  Stammrechtes  aus  der  ältesten 
anzunehmen  sein,  so  lange  wir  an  der  Voraussetzung  nur  einfacher  Ver- 
wandtschaft festhalten.  Ob  von  der  ältesten  uns  bekannten  Gestaltung  aus 
das  Recht  sich  später  noch  weiter  verzweigte,  oder  auch  in  seiner  Weiter- 
entwicklung ein  einheitliches  blieb,  ist  für  unsere  Zwecke  gleichgiltig,  da 
wir  für  dieselben  nur  jene  zu  beachten  haben.  Dagegen  ist  nun  wohl  zu 
beachten,  dass  die  älteste  erkennbare  Gestaltung  eines  Rechts  nicht  mit  der 
ältesten  Aufzeichnung  zusammenfallen  muss,  in  welchem  Falle  alle  Auf- 
zeichnungen späterer  Gestaltungen  für  unsere  Zwecke  werthlos  sein  würden. 

Es  kann  die  älteste  Aufzeichnung  dem  thatsächlich  geltenden 
Rechte  überhaupt  nicht  genügend  entsprechen,  weil  bei  ihr  weniger  be- 
absichtigt wurde,  das  Recht  so  aufzuzeichnen,  wie  es  war,  als  wie  es  nach 
Ansicht  des  Gesetzgebers  sein  sollte ;  wurde  die  Absicht  dann  nicht  erreicht, 
so  werden  spätere,  sich  enger  an  das  thatsächliche  Rechtsleben  anschlies- 
sende Aufzeichnungen  uns  die  älteste  Gestaltung  sicherer  erkennen  lassen, 
als  die  älteste  Aufzeichnung,  wie  ich  das  nach  dem  S  7  Bemerkten  insbe- 
sondere für  das  westgothische  Recht  annehme. 

Zeigen  weiter  die  späteren  Quellen  eine  weitgehende  Verzweigung 
des  Stammrechtes,  so  sollte  diese  sich  erst  nach  der,  anscheinend  ein  ein- 
heitliches Stammrecht  voraussetzenden  ersten  Aufzeichnung  entwickelt 
haben.  Aber  die  Vergleichung  mit  andern  germanischen  Rechten,  wie  wir 
das  später  nachweisen  werden,  kann  dann  auch  ergeben,  dass  die  Ver- 
zweigung weit  über  die  Zeit  der  ersten  Aufzeichnung  zurückreichen  muss, 
dass  schon  damals  das  Recht  nicht  so  einheitlich  sein  konnte,  wie  es  bei 
jener  vorausgesetzt  zu  sein  scheint ;  in  solchem  Falle  werden  dann  wieder 
die  spätem  Aufzeichnungen  dazu  dienen  können,  die  älteste  Gestaltung 
des  Stammrechtes  zu  erkennen. 
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28]  Vor  allem  aber  wird  zu  beachten  sein,  dass  die  ersten  Aufzeichnungen 
vielfach  so  wenig  erschöpfende  sind,  dass  wir  auch  der  späteren  bedürfen, 
um  zu  einer  irgend  vollständigen  Kenntniss  des  ältesten  Rechts  zu  gelangen. 
Es  mag  genügen,  darauf  hinzuweisen,  wie  misslich  es  mit  unserer  Kennt- 
niss des  ältesten  friesischen  Rechts  bestellt  sein  würde,  wenn  wir  da  ledig- 
lich auf  die  Lex  Frisionum  angewiesen  wären,  wenn  uns  da  Rückschlüsse 
aus  den  reichen  Quellen  des  spätem  Mittelalters  nicht  gestatteten,  die  dürf- 
tigen Angaben  derselben  zu  ergänzen. 

Haben  wir  für  unsere  Zwecke  nur  die  älteste  Gestaltung  jedes  Rechts 
zu  beachten,  nicht  die  späteren,  so  gilt  das  nicht  in  derselben  Weise  von 
den  Aufzeichnungen,  da  wir  in  den  verschiedensten  Beziehungen  auch  der 
zunächst  eine  spätere  Gestaltung  treffenden  Aufzeichnungen  bedürfen,  um 
uns  die  älteste  richtig  und  erschöpfend  zu  vergegenwärtigen.  Sind  wir 
aber  immerhin  in  erster  Reihe  auf  die  ältesten  Aufzeichnungen  hingewiesen, 
so  könnte  es  schon  bezüglich  dieser  Bedenken  erregen,  dass  das  absolute 
Alter  derselben  ein  so  überaus  verschiedenes  ist,  dass  von  den  ersten  Nieder- 
schriften germanischer  Volksrechte  bis  zu  den  ältesten  Aufzeichnungen 
einzelner  für  uns  zu  beachtender  Rechte  fast  ein  Jahrtausend  verflossen 
ist  und  es  demnach  scheinen  könnte,  als  müsse  der  Umstand,  dass  wenig- 
stens in  dieser  Richtung  so  verschiedenartige  Grössen  mit  einander  zu  ver- 
gleichen sind,  die  Sicherheit  der  Ergebnisse  wesentlich  beeinträchtigen. 

34.  Dem  gegenüber  wird  aber  darauf  hinzuweisen  sein,  wie  die 
Zulässigkeit  der  Verwerthung  jüngerer  Quellen  für  die  Fest- 
stellung ältester  Zustände  gerade  auf  dem  Gebiete  der  vergleichen- 
den Forschung  keinen  Bedenken  unterliegen  kann.  Denn  eben  die  Ver- 
gleichung  anderer  Rechte  bietet  uns  die  Mittel,  zu  beurtheilen,  was  auch  in 
den  jüngsten  Quellen  trotz  des  weiten  Zeitraumes,  der  sie  von  den  Urrechten 
trennt,  diesen  noch  entsprechen  muss.  Der  Umstand,  dass  wir  vielfach  auf 
sehr  späte  Quellen  angewiesen  sind,  wird  die  Forschung  wohl  erschweren, 
aber  nicht  beirren  können. 

Und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  wir  anzunehmen  hätten,  dass  die 
Weiterentwicklung  der  Rechte  im  allgemeinen  gleichen  Schritt  hielt,  die 
Uebereinstimmung  mit  den  Urrechten  eine  immer  geringere  wurde.  Han- 
delt es  sich  bei  unseren  Untersuchungen  vor  allem  um  Prüfung  der  Frage, 
in  wie  weit  verwandtschaftliche  Uebereinstimmung  mehrerer  Rechte  auf 
gemeinsame  Ableitung  aus  einem  näheren  oder  entfernteren  Urrechte 
schliessen  lässt,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  bei  jener  Voraussetzung  die 
Haltpunkte  für  die  Entscheidung  sich  mindern  müssen,  je  jünger  die  Auf- 
zeichnungen sind,  welche  uns  zu  Gebote  stehen,  je  weiter  demnach  die 
Rechte  sich  von  einander  entfernt,  je  mehr  sich  damit  die  Kennzeichen  der 
Verwandtschaft  verwischt  haben.  So  weit  sich  aber  trotzdem  noch  eine 
Uebereinstimmung  zeigt,  die  sich  nur  aus  Verwandtschaft,  aus  Zurückgehen 
auf  ein  gemeinsames  Urrecht,  erklären  lässt,  werden  die  aus  ihr  gezogenen 
Schlüsse  desshalb  nicht  minder  sicher  sein.  Würde  uns  das  longobardische 
Edict  mit  der  gesammten  an  dasselbe  anschliessenden  Rechtslitteratur  ver- 
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loren  sein,  wären  wir  für  die  Vergleichung  lediglich  auf  das  italienisch- 
longobardische  Recht  des  spätem  Mittelalters  hingewiesen,  so  würden  uns 
allerdings  eine  Reihe  von  Haltpunkten  fehlen,  die  sich  jetzt  für  die  nähere 
Verwandtschaft  des  longobardischen  mit  einzelnen  scandinavischen  Rechten 
geltend  machen  lassen.  Ergibt  sich  da  aber  trotzdem  noch  so  manche  auf- 
fallende Uebereinsiimmung,  insbesondere  auch  im  Erbrechte,  dass  sie,  wie 
ich  denke,  für  die  Feststellung  jener  nähern  Verwandtschaft  durchaus  ge- 
nügen würde,  so  könnte  der  Umstand,  dass  wir  für  den  Nachweis  dieser 
Uebereinstimmung  auch  auf  dieser  Seite  auf  die  Gestaltung  des  Rechts  in 
einer  sehr  späten  Zeit  angewiesen  sein  würden,  die  Richtigkeit  des  Schlusses 
in  keiner  Weise  beirren. 

Den  auf  solchem  Wege  zu  gewinnenden  Schlüssen  wird  oft  jede 
Rücksichtnahme  auf  das  absolute  Alter  derZeugnisse  zu  weichen 
haben.  Wäre  in  erster  Reihe  auf  dieses  zu  achten,  so  würden  ja  zweifellos 
alle  Untersuchungen  über  germanische  Erbenfolge  von  der  Angabe  des  Ta- 
citus  Germ.  c.  20  auszugehen  haben:  St  liberi  non  sunt, proximus gradus 
in  possessione  fratreSy  patrui,  avunculu  Wir  können  von  der  Frage  ganz 
absehen,  ob  er  da  nur  beispielsweise  einzelne  nächsten  Blutsft'eunde  auf- 
zählen oder  eine  genauere  und,  so  weit  die  Aufzählung  reicht,  vollständige 
Erbenfolge  geben  wollte.  Nehmen  wir  das  letztere  an  und  würden  danach 
die  Eltern,  insbesondere  auch  der  Vater,  durch  die  Seitenverwandten  vom 
Erbe  ausgeschlossen  sein,  so  ist  die  Angabe  eine  irrige  oder  kann  höchstens 
bezüglich  des  Grundeigenthums  bei  irgend  einem  ihm  näher  bekannten 
Stamme  zugetroffen  sein.  Jedenfalls  kann  sie  dem  germanischen  Urrechte 
nicht  entsprechen.  Um  das  zu  erweisen,  stehen  uns  allerdings  keine  andere 
Zeugnisse  auch  nur  annähernd  gleichen  Alters  zu  Gebote.  Aber  ungleich 
weiter  führt  uns  ja  die  Vergleichung  der  spätem  germanischen  Rechte 
zurück.  Ergibt  diese,  wie  ich  denke,  mit  voller  Sicherheit,  dass  im  germa- 
nischen Urrechte  alle  Seitenverwandten  durch  die  Eltern  vom  Erbe  aus- 
geschlossen waren,  so  wird  dem  gegenüber  auch  ein  anscheinend  wider- 
sprechendes Zeugniss  jedes  Gewicht  verlieren,  das,  wenn  in  diesen  Ver- 
hältnissen das  absolute  Alter  massgebend  sein  müsste,  allen  anderen  weit 
vorangehen  würde. 

25.  Dieser  Umstand  wird  denn  auch  im  Auge  zu  halten  sein  bei 
Beunheilung  eines  methodischen  Vorgehens,  bei  welchem  mir  eine  U  e  b  e  r- 
schätzung  der  ältesten  Aufzeichnungen  der  Volksrechte 
für  die  Ziele  vergleichender  Forschung  einzugreifen  scheint. 
Bei  diesen  handelt  es  sich  nicht  blos  um  Feststellung  des  germanischen 
Urrechts,  sondern  zunächst  um  die  Feststellung  der  ältesten  erkennbaren 
Gestaltung  der  Einzelrechte,  aus  deren  Vergleichung  sich  dann  jene  zu 
ergeben  hat.  Nun  sind  die  ältesten  Aufzeichnungen  der  Leges  vielfach 
sowohl  sehr  unvollständig,  als  sehr  unklar.  Bietet  sich  damit  die  Aufgabe 
der  Ergänzung  und  Erklärung,  so  liegt  der  Gedanke  nahe,  für  diese  zunächst 
die  annähernd  gleichaltrigen  ersten  Aufzeichnungen  anderer  germanischer 
Rechte  heranzuziehen.    Denn  den  Zeitverhältnissen  nach  würde  ja  anzu- 
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26]  nehmen  sein,  dass  diese  sich  ungleich  weniger  vom  Uirechte  und  damit 
von  einander  entfernt  hatten,  als  die  Rechte  des  spätem  Mittelalters.  Es 
könnte  scheinen,  als  dürften  wir  daraufhin  annehmen,  dass  der  Unterschied 
zweier  ältester  Aufzeichnungen  verschiedener  germanischer  Rechte  ein 
geringerer  gewesen  sein  werde,  als  der  einer  derselben  und  einer  an  tausend 
Jahre  später  fallenden  Aufzeichnung  des  Rechts  desselben  Stammes. 

Das  wird  nun  allerdings  zutreffen,  wenn  das  bezügliche  Recht  sich 
nicht  vorwiegend  auf  germanischer  Grundlage  weiterentwickelt,  etwa  das 
römische  Recht  da  inzwischen  zu  den  wesentlichsten  Umgestaltungen  ge- 
führt hat.  Wo  aber  das  oder  Aehnliches  nicht  eingreift,  da  möchte  selbst 
in  dem  Falle  das  Zutreffen  sehr  zweifelhaft  sein,  dass  uns  neben  der  Lex 
nur  eine  einzige  spätere  Aufzeichnung  des  weiterentwickelten  Siammrechtes 
zu  Gebote  stände.  Es  fehlen  uns  die  Mittel,  genauer  die  Grösse  des  Zeit- 
raumes zu  bestimmen,  der  von  der  ersten  Verzweigung  bis  zur  ersten  Auf- 
zeichnung germanischer  Rechte  verstrich.  Dass  er  jedenfalls  kein  geringer 
sein  konnte,  ergibt  ausser  sonstigen  Haltpunkten  schon  die  grosse  Ver- 
schiedenheit der  Bestimmungen  in  den  ältesten  Rechtsaufzeichnungen, 
wenn  man  sich  auch  nur  an  das  hält,  was  in  ihnen  vollkommen  klar  aus- 
gesprochen ist,  was  sich  durch  keine  mehr  oder  minder  gewagte  Erklärungs- 
versuche in  Uebereinstimmung  bringen  lässt.  Es  steht  kaum  etwas  der 
Annahme  im  Wege,  dass  jener  Zeitraum  nicht  geringer  sein  mochte,  als 
der,  welcher  von  der  ersten  Aufzeichnung  der  Lex  bis  zu  einer  Aufzeich- 
nung desselben  Rechts  aus  dem  spätem  Mittelalter  verfloss. 

Dann  konnten  schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  die  Aenderungen  ein 
und  desselben  Rechts  ebenso  bedeutende  gewesen  sein,  als  die  der  ge- 
schichtlichen Zeit.  Will  man  da  aber  auch  in  Anschlag  bringen,  dass  in 
der  letztern  die  ändemde  Weiterentwicklung  der  Rechte  im  allgemeinen 
eine  rascher  verlaufende  gewesen  sei,  als  in  der  Urzeit,  so  wird  das  doch 
mindestens  reichlich  aufgewogen  durch  den  Umstand,  dass  es  sich  don 
nicht  um  die  Entwicklung  eines  einzigen  Rechtes,  sondern  zweier  handelt, 
bei  denen  die  Entwicklung  möglicherweise  von  der  Zeit  der  ersten  Ver- 
zweigung ab  eine  von  einander  unabhängige  gewesen  war,  die  hier  und 
da  von  den  verschiedensten  Umständen  beeinflusst  zu  ungleich  grösseren 
Abweichungen  führen  konnte,  als  sie  sich  auf  ein  und  demselben  Rechts- 
gebiete auch  in  langen  Zeiträumen  zu  ergeben  pflegen.  Auch  wenn  uns 
nur  eine  einzige  der  spätem  uordfranzösischen  Coutumes  zur  Verfügung 
stände,  so  würde  mir  keineswegs  ausgeschlossen  scheinen,  dass  dieselbe 
uns  für  Ergänzung  und  Erklärung  der  Lex  Salica  bessere  Dienste  leisten 
könne,  als  etwa  das  longobardische  Edict, 

26*  Ungleich  grösseres  Gewicht  ist  aber  auf  den  Umstand  zu  legen, 
dass  dieselben  Mittel  vergleichender  Forschung,  welche  es  gestatten,  den 
Zusammenhang  der  Rechte  und  damit  die  Gestaltung  der  Urrechte  in  vor- 
geschichtlicher Zeit  zu  verfolgen,  überwiegend  auch  hier  verwendbar  sind, 
und  damitErgänzung  und  Erläuterung  der  ältesten  Aufzeich- 
nungen   durch  Vergleichung   der   späteren    Sonderrechte 
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des  Stammes  ermöglichen.  Die  Weiterverzweigung  der  Rechte  hat 
auch  später  durchweg  nicht  aufgehört.  Weisen  die  Leges  uns  überwiegend 
auf  einheidich  gestaltete  Stammrechte  hin,  so  können  wir  hier  von  der 
schon  S  23  angedeuteten  Frage  absehen,  in  wie  weit  diese  Einheidichkeit 
damals  wirklich  zutraf.  Jedenfalls  bewegte  sich  in  einer  folgenden  Periode 
die  Weiterentwicklung  überwiegend  in  engeren  Kreisen,  woraus  sich  dann 
eine  starke  Verzweigung  der  Rechte  ergeben  musste.  Nehmen  wir  auch 
an,  dass  zur  Zeit  der  Lex  Salica  das  salfränkische  Recht  ein  wesendich  ein- 
heitliches war,  so  zeigen  doch  die  späteren  Coutumes  des  bezüglichen  Ge- 
bietes, wie  wenig  da  von  einheidicher  Weiterentwicklung  von  der  gemein- 
samen Grundlage  aus  die  Rede  sein  konnte,  während  da  andererseits  doch 
auch  der  Einfluss  fremder  Rechte  sich  kaum  bemerklich  macht. 

Um  so  wichtiger  wird  damit  aber  auch  jede  verwandtschaftliche 
Uebereinstimmung  jener  spätem  Quellen.  Nach  den  allgemeinen  Regeln 
vergleichender  Forschung  gibt  uns  diese  dann  nicht  blos  Zeugniss  für  den 
Bestand  des  Rechtes  zur  Zeit  der  Aufzeichnung,  sondern  zur  Zeit  der  Ver- 
zweigung der  Einzelrechte.  Und  da  die  Möglichkeit  der  Vergleichung  mit 
andern  germanischen  Rechten  ergänzend  hinzutritt,  so  wird  sich  nach  später 
zu  erörternden  Haltpunkten  ergeben,  dass  diese  Zeit  mindestens  so  weit 
zurückliegt,  wie  die  der  ältesten  Aufzeichnungen,  dass  uns  damit  neben 
der  Lex  Salica  eine  weitere  wichtige  Erkenntnissquelle  des  ältesten  fränki- 
schen Rechts  zu  Gebote  steht.  So  weit  aber  diese  Quelle  reicht,  wie  sie 
sich  ähnlich  in  andern  Stammgebieten  ergibt,  würde  mir  eine  Methode 
verfehlt  erscheinen,  welche  sich  für  die  Ergänzung  und  Erklärung  der 
ältesten  Leges  nicht  in  erster  Reihe  an  die  Ergebnisse  einer  Vergleichung 
der  spätem  Sonderrechte  des  Stammes,  sondern  an  die  gleichaltrigen  Auf- 
zeichnungen der  Rechte  anderer  Stämme  halten  würde.  Kann  die  ge- 
schichtliche Darstellung  das  Vorschreiten  vom  Früheren  zum  Späteren  nicht 
vermeiden,  so  dürfte  es  für  die  Forschung  nur  erspriesslich  sein,  wenn 
dieselbe  auch  in  geschichtlicher  Zeit  häufiger,  als  das  üblich  ist,  die  rück- 
wärtsführenden Wege  nicht  scheuen  würde. 

27.  Endlich  wird  für  die  Rechtfertigung  der  Verwerthung  jüngerer 
Quellen  darauf  hinzuweisen  sein,  dass  absolutes  und  relatives  Al- 
ter der  Rechte  keineswegs  immer  zusammenfallen.  Ein  Recht,  welches 
uns  erst  auf  einer  mehrere  Jahrhunderte  späteren  Entwicklungsstufe  be- 
kannt wird,  als  ein  anderes,  welches  damit  nach  Massgabe  des  blossen 
Zeitabstandes  vom  Urrechte  das  unbedingt  jüngere  ist,  kann  dennoch  diesem 
gegenüber  als  das  wenigstens  relativ  ältere  bezeichnet  werden,  wenn  wir 
vom  absoluten  Alter  ganz  absehend  uns  lediglich  an  den  Inhalt  halten,  wenn 
wir  das  Gewicht  darauf  legen,  ob  es  sich  bezüglich  dieses  mehr  oder  we- 
niger vom  Urrechte  entfernt  hat.  Die  verschiedensten  Umstände  konnten 
ia  darauf  hinwirken,  dass  die  Weiterentwirklung  und  damit  die  Entfernung 
vom  Urrechte  bei  dem  einen  ungleich  rascher  erfolgte,  als  bei  dem  andern. 

Und  damit  gleicht  sich  auch  abgesehen  von  dem  bisher  Bemerkten 
das  Bedenken  aus,  welches  sich  daraus  zu  ergeben  scheint,  dass  wir  uns 
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37]  vielfach  genöthigt  sehen,  Zeugnisse  aus  sehr  verschiedener  Zeit  zu 
vergleichen,  dass  wir  keinen  Anstand  nehmen,  Angaben  nordischer 
Rechte,  die  uns  vielleicht  erst  aus  Quellen  des  vierzehnten  Jahrhunderts 
bekannt  sind,  nicht  blos  als  gleichwerthig  mit  denen  der  ältesten  Leges  zu 
behandeln,  sondern  sie  eventuell  als  die  relativ  alteren  zu  betrachten ;  vgl. 
Amira  in  Paul  Grundriss  2,36.  Es  ist  ja  vielfach  nicht  Zufall,  dass  gerade 
solche  Rechte,  w^elche  uns  erst  aus  sehr  späten  Aufzeichnungen  bekannt 
sind,  sich  so  ungleich  langsamer  entwickelt  hatten,  dass  dadurch  die  Un- 
terschiede des  absoluten  Alters  der  Quellen  hinreichend  ausgeglichen  er- 
scheinen. Oft  genug  wurde  darauf  hingewiesen,  wie  die  grosse  Wande- 
rung und  was  mit  ihr  zusammenhängt,  der  Wechsel  der  Wohnsitze,  die 
Gründung  von  Reichen  mit  gemischter  Bevölkerung,  die  engen  Berührun- 
gen mit  der  römischen  und  christlichen  Kultur  darauf  hinwirkten,  dass  es 
in  den  südgermanischen  Reichen  schon  früh  zu  einer,  durch  jene  Umstände 
nicht  blos  nahegelegten,  sondern  auch  ermöglichten  oder  erleichtenen  Auf- 
zeichnung der  Stammrechte  kam,  während  bei  den  Stämmen  des  Nordens 
unter  ganz  wesentlich  andern  Verhältnissen  noch  durch  Jahrhundene  weder 
Bedürfniss,  noch  Befähigung  zu  schrifdicher  Fixirung  des  Rechts  vorhan- 
den waren.  Es  bedarf  dann  aber  weiter  auch  keines  bestimmteren  Nach- 
weises, wie  bei  den  Südgermanen  eben  die  Umstände,  welche  für  die 
frühere  Aufzeichnung,  auch  für  die  raschere  Entwicklung  massgebend  sein 
mussten.  Dagegen  bot  im  Norden  das  Verbleiben  in  den  alten  Sitzen,  die 
damit  zusammenhängende  Stätigkeit  und  Isolirtheit  der  Entwicklung,  das 
Fehlen  unmittelbarer  Berührung  mit  dem  römisch-christlichen  Kulturkreise 
so  wenig  Veranlassung  zu  durchgreifenderen  Umwandlungen  des  Rechts, 
das  es  nicht  befremden  kann,  wenn  wir  in  scandinavischen  und  friesischen 
Quellen  des  spätem  Mittelalters  noch  au  f  Rechtszustände  stossen,  die  sicht- 
lich denen  der  Urzeit  vielfach  ungleich  näher  standen,  als  diejenigen,  denen 
wir  in  den  fast  ein  Jahrtausend  früher  aufgezeichneten  Leges  des  Südens 
begegnen. 

Eher  kann  es  auffallen,  wenn  ich  wenigstens  nach  Massgabe  der  von 
mir  beachteten  Rechtsgebiete  nicht  bezweifele,  dass  das  spanischeRecht 
nicht  blos  ein  wesentlich  germanisches  Recht  ist,  sondern  bezüglich  der 
Ursprünglichkeit  seiner  Bestimmungen  kaum  von  einem  andern  germani- 
schen Recht,  insbesondere  auch  nicht  von  den  scandinavischen,  übertroffen 
wird.  Das  Zutreffen  derThatsache  festzustellen,  wird  Aufgabe  der  späteren 
Untersuchungen  sein.  W^ie  sie  dann  zu  erklären,  ist  eine  Frage,  die  nicht 
mehr  in  den  Kreis  unserer  Aufgaben  fällt.  Waren  die  Gothen  an  den 
Wanderungen  stärker  betheiligt,  als  irgend  einer  der  von  uns  zunächst  zu 
beachtenden  Stämme,  so  mag  es  mit  dem  besondern,  hier  ja  zweifellos  in 
Anschlag  zu  bringenden  Wesen  des  Stammes  zusammenhängen ,  wenn 
derselbe  trotz  der  Wanderungen  zäher  am  hergebrachten  Rechte  festge- 
halten hat,  als  manche  Stämme,  von  deren  Betheiligung  an  den  Wande- 
rungen uns  nichts  bekannt  ist.  Allerdings  zeigt  uns  dann  die  Lex  Wisigo- 
thorum  das  Volksrecht  stärker  durch  römisches  und  kirchliches  beeinflusst, 
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als  das  in  irgend  einer  andern  Lex  der  Fall  ist.  Darüber,  wie  es  nun  etwa 
zu  erklären  sein  dürfte,  dass  trotzdem  die  Weiterentwicklung  sichtlich  wie- 
der an  das  altgothische  Recht  anknüpfte,  habe  ich  mich  bereits  Mitth.  E.  B. 
2.458  S.  ausgesprochen;  während  dann  die  besondere  Lage  und  Abge- 
schlossenheit der  gothischen  Königreiche  es  leichter  erklart,  wenn  weiterhin 
auch  hier,  ähnlich,  wie  im  Norden,  zu  weitergehenden  Aenderungen  des 
Rechts  wenig  Anlass  geboten  war.  Sind  unsere  Voraussetzungen  richtig, 
so  würden  wir  hier  demnach  sogar  einen  Beleg  finden,  wie  gerade  die 
Jüngern  Aufzeichnungen  ein  relativ  älteres  Recht  enthalten,  als  die  älteste 
Niederschrift  des  Stammrechtes. 

2.  Uebereinstimmung  und  Verwandtschaft. 

28.  Wir  haben  es  versucht,  auf  Grund  aUgemeiner  Erwägungen  uns 
den  Gang  der  Verzweigung  und  Weiterentwicklung  der  Rechte  in  vorge- 
schichtlicher Zeit  zu  vergegenwärtigen,  und  daraus  einige  vorläufige  Re- 
geln zu  gewinnen.  Im  allgemeinen  sind  diese  so  naheliegende,  dass  wir 
immerhin  bei  den  weiteren  Untersuchungen  von  ihnen  werden  ausgehen 
dürfen,  wenn  auch  der  Erweis,  dass  sie  wirklich  zutreffen,  dass  wir  uns 
bei  den  bezüglichen  Erwägungen  nicht  täuschten,  mehrfach  erst  dadurch 
zu  erbringen  sein  wird,  dass  wir  beim  Ausgehen  von  denselben  keinerlei 
Schwierigkeiten  begegnen,  wie  sie  sich  andernfalls  alsbald  geltend  machen 
müssten.  Bei  der  weitern  Untersuchung  wird  es  sich  nun  vor  allem  darum 
handeln,  ob  uns  für  den  Kreis  der  germanischen  Rechte  Mittel  zur 
Feststellung  des  Ganges  der  V e r z w e i g u n g  vom  gemeinsamen 
Urrechte  aus  zu  Gebote  stehen.  Der  einzige,  schon  mehrfach  angedeutete 
Weg,  auf  den  wir  da  hingewiesen  sind,  ist  der,  von  dem  Ergebnisse  jener 
Verzweigung,  von  dem  ältesten  uns  erkennbaren  Bestände  der  verschie- 
denen Rechte  ausgehend  es  zu  versuchen,  die  Art  der  Verzweigung  wieder 
nach  rückwärts  hin  bis  zum  gemeinsamen  Urrechte  zu  verfolgen,  aus  der 
Vergleich ung  des  Gewordenen  auf  den  Process  des  Werdens  zurUck- 
zuschliessen. 

Die  Vergleichung  der  uns  bekannten  Rechte  ergibt  Abweichung 
und  Uebereinstimmung  zwischen  einzelnen  Rechten  und  Gruppen 
von  Rechten.  Die  Abweichungen  verschiedener  Gruppen  von  einander 
werden  wir  von  vornherein  zu  beachten  haben ;  aber  doch  wesentlich  nur 
desshalb,  weil  das,  was  für  das  Gesammtgebiet  als  Abweichung,  für  die 
einzelne  Gruppe  sich  als  Uebereinstimmung  darstellt.  Die  Abweichungen 
der  einzelnen  Rechte  von  einander  werden  wir  aber  zunächst  nur  in  An- 
schlag zu  bringen  haben,  insofern  sie  ergeben,  dass  es  sich  um  verschiedene 
Rechte  handelt,  dieselben  demnach  nach  S  22  nicht  auseinander  abgeleitet 
sein  können.  Einfache  Abweichung  zweier  Rechte  von  einander  kann  uns 
keinen  weitern  Haltpunkt  bieten.  Anders,  wenn  wir  die  Abweichungen 
einer  Mehrzahl  von  Rechten  verfolgen  und  sich  dabei  ergibt,  dass  dieselben 
in  Zusammenhange  stehen  müssen,  sich  so  verhalten,  dass  von  je  drei 
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28]  Rechten  die  Bestimmung  des  einen  zwischen  den  beiden  andern  ver- 
mittelt. Kann  uns  das  sehr  wichtige  Haltpunkte  für  die  Bestimmung  des 
Zusammenhanges  der  Rechte  geben,  so  scheint  mir  da  doch  die  Beweis- 
führung eine  so  wesentlich  verschiedene  zu  sein,  dass  es  sich  empfehlen 
dürfte,  von  jenen  Vermittlungsverhältnissen  zunächst  ganz  abzusehen,  nur 
zu  prüfen,  wie  weit  uns  die  blosse  Beachtung  von  Uebereinstimmung  und 
Abweichung  führt.  Dabei  handelt  es  sich  insofern  zunächst  nur  um  die 
erstere,  als  wir  auf  die  Abweichung  vorlaufig  nur  in  so  weit  Rücksicht  zu 
nehmen  haben,  als  sie  sich  für  einen  engeren  Kreis  selbst  wieder  als  Ueber- 
einstimmung darstellt. 

29«  Es  wird  nun  aber  weiter  nicht  jede  Uebereinstimmung  mehrerer 
Rechte  für  unsere  Aufgabe  zu  verwerthen  sein.  Wir  waren  schon  mehrfach 
genöthigt,  den  Unterschied  zwischen  inhaltlicher  und  verwandt- 
schaftlicher Uebereinstimmung  zu  betonen.  Wo  nur  die  erste. 
nicht  zugleich  diese  zutrifft,  da  ist  uns  auch  kein  Haltpunkt  für  die  Beweis- 
führung geboten.  Nicht  Alles,  was  übereinstimmt  oder  sich  ahnlich  sieht, 
ist  desshalb  schon  verwandt,  wenn  der  übliche  Sprachgebrauch  das  auch 
vielfach  nicht  beachtet.  Ist  der  Ausdruck  dem  Verhältnisse  entnommen, 
in  welchem  nähere  oder  entferntere  Blutsfreunde  zu  einander  stehen,  so 
sollte  er  auch  nur  da  gebraucht  werden,  wo  mehrere  Dinge  in  einem  ent- 
sprechenden Verhälmisse  zu  einander  stehen,  ihre  Uebereinstimmung  oder 
Aehnlichkeit  darauf  zurückgeht,  dass  sie  von  einander  oder  gemeinsam  von 
einem  dritten  abstammen.  Uebereinstimmendes  in  zwei  Rechten  wird  uns 
also  nur  dann  berechtigen,  auf  Verwandtschaft  der  Rechte  zu  schliessen, 
wenn  sich  die  Annahme  rechtfertigt,  dass  jene  Uebereinstimmung  sich  auf 
keinem  andern  Wege,  als  auf  dem  der  Abstammung,  der  gemeinsamen 
Ableitung  aus  irgendwelchem  Urrechte  ergeben  haben  kann.  Das  aber 
trifft  keineswegs  bei  jeder  Uebereinstimmung  zu. 

Eine  nicht  durch  ursprüngliche  Verwandtschaft  be- 
gründete Uebereinstimmung  kann  sich  in  manchen  Fällen  ergeben, 
auf  welche  wir  bei  Besprechung  der  mehrfachen  Verwandtschaft 
zurückkommen  werden.  So  können  mehrere  sonst  nicht  näher  verwandte 
germanische  Rechte  Uebereinstimmung  zeigen,  weil  sie  gleichmässig  in 
manchen  Bestimmungen  vom  römischen  Rechte  beeinflusst  wurden.  Oder 
aber,  weil  das  eine  nachträglich  Bestimmungen,  welche  sich  im  andern 
entwickelt  hatten,  aus  diesem  entlehnte.  Sehen  wir  unserm  Plane  nach  von 
solchen  Fällen  mehrfacher  Verwandtschaft  vorläufig  ganz  ab,  so  kann  sich 
eine  nicht  durch  Verwandtschaft  begründete  Uebereinstimmung  nur  da 
ergeben,  wo  mehrere  Rechte  auch  bei  selbstständigerEntwicklung 
ganz  unabhängig  von  einander  zu  übereinstimmenden,  dem  gemeinsamen 
Urrechte  nicht  entsprechenden  Rechtssätzen  gelangen  konnten.  Dass  das 
in  weitem  Umfange  der  Fall  sein  konnte,  wird  gar  nicht  zu  bestreiten  sein. 

Blossen  Zufall  im  strengen  Sinne  des  Wortes,  bei  dem  die  Ueber- 
einstimmung in  der  Aenderung  durch  keinen  innern  Grund  nahegelegt 
war,  werden  wir  da  aUerdings  nur  in  seltenen  Ausnahmsfällen  in  Rechnung 
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zu  bringen  haben ;  wir  kommen  darauf  zurück.  Aber  dieselben  Ursachen 
konnten  zu  denselben  Wirkungen  führen.  Es  konnte  sich  im  gemeinsamen 
Urrechte  ein  Satz  festgestellt  haben,  der  auf  an  und  für  sich  nicht  unbe- 
rechtigtem Gesichtspunkte  beruhend  doch  wegen  zu  einseitiger  Beachtung 
desselben  zumal  dann  zu  nicht  zu  verkennender  Unbilligkeit  führte,  wenn 
die  Urzustände,  auf  die  er  zunächst  berechnet  gewesen  war,  im  Laufe  der 
Zeit  nicht  mehr  zutrafen.  Und  sobald  man  jene  Unbilligkeit  dann  be- 
stimmter beachtete,  lag  auch  der  Weg,  wie  ihr  abzuhelfen,  ohne  zur  ent- 
gegengesetzten Unbilligkeit  überzugehen,  vielfach  so  nahe,  dass  man  kaum 
auf  einen  andern  verfallen  konnte. 

So  möchte  ich  etwa  gar  nicht  bezweifeln,  dass  sich  das  Eintrittsrecht 
mehrfach  ganz  unabhöngig  in  wesentlich  übereinstimmender  Weise  ent- 
wickelt hat.  Die  Unbilligkeit  des  Ausschlusses  von  Enkeln  durch  die 
Kinder,  wonach  das  Erbrecht  jener  davon  abhängen  konnte,  ob  der  Vater 
einen  Tag  vor  oder  nach  dem  Grossvater  starb,  mochte  wenig  ins  Gewicht 
feilen  in  Zeiten,  in  denen  das  Sondereigenthum  überhaupt  nur  ein  geringes, 
etwa  auf  die  Gegenstände  des  unmittelbarsten  persönlichen  Bedarfs  be- 
schränktes gewesen  zu  sein  scheint  und  der  Einzelne  für  seinen  Unterhalt 
zunächst  auf  das  Gesammtgut  der  Sippe  angewiesen  war.  Trat  aber  das 
letztere  mehr  und  mehr  gegen  das  Sondereigenthum  zurück,  so  war  die 
Unbilligkeit  des  Verhältnisses  nicht  zu  verkennen.  Eben  so  wenig  aber 
auch,  dass  es  nicht  minder  unbillig  sein  würde,  nun  umgekehn  Enkel  zu 
Kopftheilen  mit  den  Kindern  erben  zu  lassen,  dass  da  auch  eine  Mehrzahl 
von  Enkeln  nur  den  Antheil  erhalten  dürfe,  der  dem  verstorbenen  Vater 
zugekommen  sein  würde.  Es  wäre  zweifellos  ungerechtfertigt,  aus  dem 
gleichmässigen  Vorkommen  des  Eintrittsrechts  in  verschiedenen  Rechten 
auf  Verwandtschaft  derselben  schliessen  zu  wollen.  Und  da  vielfach  alle 
Billigkeitsrücksichten  nicht  ausreichten,  das  althergebrachte  strenge  Recht 
zu  beseitigen,  so  wird  auch  umgekehrt  der  mehrfach  zutreffende  Umstand, 
dass  wir  in  einem  Rechte  das  Eintrittsrecht  finden,  in  einem  andern  nach 
sonstigen  Haltpunkten  nächsiverwandten  aber  nicht,  keinen  Anlass  bieten 
dürfen,  desshalb  die  nähere  Verwandtschaft  derselben  in  Zweifel  zu  ziehen. 

In  der  Regel  werden  stärkere  Aenderungen  des  hergebrachten  Rechts 
nur  in  Folge  einer  entsprechenden  Aenderung  der  Lebensverhältnisse  über- 
haupt eintreten.  Diese  Aenderung  mochte  nur  den  einzelnen  Stamm  treffen 
und  führte  dann  auch  nur  bei  diesem  zu  entsprechender  Weiterentwick- 
lung des  Rechts.  Aber  wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  auch  dann,  wenn 
die  Stämme  bereits  ihre  eigenen  Wege  eingeschlagen  haben  mochten,  den- 
noch manche  Aenderungen  der  Lebensverhältnisse  bei  allen  im  Laufe  der 
Zeit  sich  gleichmässig  geltend  machen  mussten.  Der  Uebergang  vom  Wan- 
derleben zu  fester  Ansiedlung,  von  ausschliesslicher  oder  doch  vorwiegen- 
der Viehzucht  zum  Ackerbau,  vom  Gesammteigenthum  zum  Sondereigen- 
thum an  Grund  und  Boden  mochte  bei  einem  Stamme  früher,  beim  andern 
später  eintreten ;  aber  nirgends  wird  er  gefehlt  haben.  Dann  aber  konnten 
dieselben  Ursachen  auch  bei  durchaus  selbstständiger  Fntwicklung  zu  den- 
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39]  selben  Wirkungen  führen.  Liessen  etwa  jene  Verhältnisse  den  für  die 
älteste  Rechtsordnung  so  massgebenden  Verband  der  Sippe  gegenüber  dem 
der  Nachbarschaft  und  anderen  mehr  und  mehr  zurücktreten,  so  ist  es  er- 
klärlich, wenn  sich  die  Theilnahme  der  Sippe  an  Zahlung  und  Empfang 
der  Todtschlagssühne  bei  den  Einzelstämmen  ganz  unabhängig  von  ein- 
ander verlor.  Aber  freilich  hier  früher,  dort  später;  es  wäre  zweifellos  un- 
gerechtfertigt, Vorkommen  oder  Nichtvorkommen  in  geschichtlicher  Zeit 
als  Kennzeichen  der  Verwandtschaft  behandeln  zu  wollen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  gerade  der  Uebergang  zum  Sondereigen- 
thum  an  Grund  und  Boden  die  weitgreifendsten  Aenderungen  veranlassen 
musste.  Insbesondere  auch  der  Erbenfolge.  Ganz  unabhängig  von  einan- 
der konnte  sich  da  doch  der  Gesichtspunkt  geltend  machen,  dass  es  nicht 
mehr  angemessen  sei,  einen  insbesondere  auch  aus  unbeweglichen,  zu- 
sammenhängenden, selbst  untheilbaren  Liegenschaften  bestehenden  Nach 
lass  nach  denselben  Gesichtspunkten  zu  behandeln,  wie  sie  da  am  Platze 
gewesen  waren,  wo  jeder  Erbe  die  auf  ihn  entfallende  Zahl  von  Vieh  durch 
die  ihm  zugefallenen  Knechte  dahin  treiben  lassen  konnte,  wohin  ihm  be- 
liebte. Wir  werden  es  versuchen  nachzuweisen,  wie  die  wichtigsten  der 
von  uns  vermutheten  Aenderungen  der  urgermanischen  Erbenfolge  gerade 
in  diesem  Uebergange  ihre  nächstliegende  Erklärung  finden  können.  War 
aber  das  durch  die  Aenderung  zu  befriedigende  Bedürfniss  hier  wie  dort 
dasselbe,  so  bedarf  es  auch  keines  weitern  Nachweises,  dass  sich  da  ganz 
unabhängig  von  einander  bei  nicht  näher  verwandten  Stämmen  die  Aen- 
derungen in  wesentlich  übereinstimmmender  Richtung  ergeben  konnten. 

30.  So  zweifellos  sich  aber  weitgehende  Uebereinstimmung  mehrerer 
Rechte  auch  bei  ganz  selbstständiger  Weiterentwicklung  ergeben  konnte, 
ebenso  zweifellos  stossen  wir  vielfach  auch  auf  nur  durch  Verwandt- 
schaft zu  erklärende  Uebereinstimmung,  weil  sie  sich  sichtlich 
nur  ergeben  haben  kann  aus  dem  gemeinsamen  Zurückgehen  auf  ein  Recht, 
welches  das  Uebereinstimmende  bereits  enthielt.  Fühnen  wir  die  unab- 
hängige Uebereinstimmung  darauf  zurück,  dass  dem  sich  in  mehreren 
Rechten  geltend  machenden  Bedürfnisse  in  derselben,  durch  die  Sachlage 
gewiesenen  Richtung  abzuhelfen  war,  so  wird  doch  zu  erwägen  sein,  wie 
weit  da  der  Satz,  dass  gleiche  Ursachen  gleiche  Wirkungen  haben  können, 
seine  Giltigkeit  behält.  Und  wenn  da  auch  Manches  dem  persönlichen  Er- 
messen überlassen  werden  muss,  der  Eine  die  Gränze  enger,  der  Andere 
weiter  zu  fassen  geneigt  sein  mag,  so  werden  wir  doch  schliesslich  auf 
einen  Punkt  gelangen,  über  den  hinaus  die  Uebereinstimmung  keine  un- 
abhängige mehr  sein  kann.  Wenn  dieselbe  Ursache  den  allgemeinen  Ge- 
sichtspunkt nahe  legte,  dem  entsprechend  die  Aenderung  zu  erfolgen  hatte, 
wenn  das  zu  einer  Uebereinstimmung  im  allgemeinen  führte,  so  musste 
es  nicht  zugleich  auch  zu  einer  Uebereinstimmung  in  den  Einzelnheiten 
führen.  Wo  wir  Uebereinstimmung  in  den  Nebendingen,  in 
Formen,  Symbolen,  Fristen,  in  der  sprachlichen  Bezeichnung  finden,  da 
werden  wir  uns  sagen  müssen,  dass  alles  das  sich  bei  selbstständiger  Ent- 
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Wicklung  auch  durchaus  anders  hätte  gestalten  können,  ohne  den  Haupt- 
zweck der  Aenderung  irgend  zu  beeinträchtigen;  dass  es  sich  verschieden 
hätte  gestalten  müssen,  wenn  wir  nicht  beim  Fehlen  eines  gerade  auf  diese 
besondere  Gestaltung  hinweisenden  innern  Grundes  annehmen  wollen, 
dass  blosser  Zufall  dazu  geführt  hätte,  dass  von  einer  grossen,  oft  geradezu 
unendlichen  Zahl  von  Wegen,  die  offen  gestanden  hätten,  zwei  Rechte  un- 
abhängig von  einander  gerade  denselben  eingeschlagen  hätten,  ohne  dass 
irgendwelche  Veranlassung  vorlag,  gerade  diesen  zu  wählen. 

Der  allgemeine  Gesichtspunkt,  dass  es  vom  wohlerwogenen  und 
unbeeinflussten  Willen  der  Entführten  abhängen  solle,  ob  die  R  a  u  b  e  h  e 
Bestand  habe  oder  nicht,  konnte  recht  wohl  unabhängig  in  verschiedenen 
Rechten  zur  Geltung  gelangen ;  finden  wir  aber  in  später  örtlich  ganz  ge- 
trennten germanischen  Rechten  dieselbe  Form  eingehalten,  dass  die  Ent- 
führte in  die  Mitte  zwischen  die  Eltern  und  den  Entführer  gestellt  wird, 
um  dann  zu  diesem  oder  jenem  zu  gehen,  so  lässt  das  doch  kaum  eine 
andere  Erklärung  zu,  als  dass  das  auf  eine  Zeit  zurückgeht,  in  welcher 
wenigstens  jene  Rechte  sich  noch  nicht  von  einander  verzweigt  hatten. 

Trifft  das  nicht  gerade  alle  germanischen  Rechte,  so  glaube  ich  es 
jedenfalls  auf  das  ger  anische  Urrecht  zurückführen  zu  dürfen,  wenn  bei 
der  Eheschliessung  die  beiderseitige  Zustimmung  regelmässig  in  der  Form 
der  Beantwortung  der  von  einem  Dritten  gestellten  bezüglichen  Gonsens- 
fragen  ausgesprochen  wird.  Diese  fällt  uns  nicht  auf,  weil  wir  noch  jetzt 
an  keine  andere  Form  gewöhnt  sind.  Darauf  aber,  dass  sie  recht  wohl 
auch  eine  andere  hätte  sein  können,  sehen  wir  uns  doch  unmittelbar  hin- 
gewiesen, wenn  wir  im  Mittelalter  in  romanischen  Rechtsgebieten  die  we- 
sentlich andere  einer  unmittelbaren  gegenseitigen  Erklärung  der  Eheleute 
finden ;  wenn  auch  die  altern  kirchlichen  Entscheidungen  nur  diese  im  Auge 
haben;  wenn  man  sich  des  Unterschiedes  beider  Formen  so  bestimmt  bewusst 
war,  dass  in  den  Ritualen  von  Bisthümern,  welche  sich  über  Gebiete  beider 
Rechtskreise  erstreckten,  wohl  ausdrücklich  bemerkt  wird,  dass  in  einem 
Theile  des  Bisthums  die  eine,  im  andern  die  andere  Form  in  Gebrauch 
war.  Findet  sich  aber,  so  weit  mir  die  Form  bestimmter  bekannt  ist,  die 
der  Consensfragen  später  bei  allen  germanischen  Stämmen,  so  beruht  das 
zweifellos  nicht  auf  Zufall  oder  unabhängiger  Neubildung;  sie  muss  urger- 
manisch sein  und  ist,  wie  ich  denke,  das  sicherste  Kennzeichen,  um  zu 
entscheiden,  ob  sich  in  einem  Gebiete  die  Eheschliessung  auf  vorwiegend 
germanischer  oder  romanischer  Grundlage  entwickelt  hat. 

Bezüglich  der  Gegenstände,  welche  als  Brautgeschenk  oder  als  Mor- 
gengabe gegeben  werden  sollten  oder  durften,  konnte  sich  immerhin 
eine  gewisse  Uebereinstimmung  selbstständig  ergeben,  da  es  sich  um  Sol- 
ches handelt,  was  dem  persönlichen  Bedarfe  der  Frau  dienen  soll.  Finden 
wir  aber  nicht  blos  den  jungen  Knecht  oder  die  junge  Magd  des  hier  sonst 
weniger  Uebereinstimmung  zeigenden  Sachsenspiegels  ziemlich  bei  jeder 
deranigen  Aufzählung  wieder;  ist  dasselbe  bezüglich  des  schon  von  Ta- 
citus  betonten  Frenatus  equus  der  Fall,  ergeben  da  ostgermanische  und 
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30]  westgermanische  Rechte,  die  des  Nordens  und  des  Südens,  wenn  wir 
von  der  Ersetzung  des  Pferdes  durch  ein  Maulthier  absehen,  die  auffaUendste 
Uebereinstimmung ;  wird  der  Pelzmantel  oder  Aermelmantel,  wie  in  Schwe- 
den, ebenso  in  Spanien  mehrfach  betont :  so  wird  doch  an  Zurückgehen 
auf  gemeinsame  Wurzel  nicht  wohl  zu  zweifeln  sein. 

Wie  in  Spanien,  so  wird  in  den  Ortsrechten  des  südlichen  Frankreich, 
so  weit  da  gothischer  und  burgundischer  Brauch  nachwirken  kann,  fast 
ausnahmslos  als  Strafe  des  Ehebruchs  das  Gurre re  erwähnt,  wonach  die 
schuldige  Ehefrau  mit  ihrem  Mitschuldigen  nackt  durch  den  Ort  zu  laufen 
hat,  bezüglich  des  letztern  wohl  mit  der  genauem  Angabe :  traheiur  per 
genitalia.  In  Nordfrankreich  und  weiterhin  bis  zur  Ostsee  findet  sich,  so 
weit  ich  sehe,  nicht  die  geringste  Spur  des  Brauches.  Wird  dieselbe  Strafe 
dann  aber  in  Schw^eden  erwähnt,  und  zwar  so,  dass  sie  virilibus  adulieri 
funiculo  ligatis  zu  ziehen  hat ;  heisst  es  in  den  Stadtrechten  von  Lübeck 
undRipen,  dass  er  von  ihr  trahatur  per  veretrum,  während  es  auch  in  dem 
von  Riga  heisst,  dass  sie  ihn  nackt  zu  leiten  habe ;  finden  sich  Reste  des 
Brauchs  auch  im  longobardischen  Gebiete :  so  wird  doch  trotz  des  weiten 
örtllichen  Auseinanderliegens  der  Zeugnisse  nicht  wohl  auch  nur  daran 
gedacht  werden  können,  so  auffallender  und  anstössiger  Brauch  könne 
sich  unabhängig  von  einander  festgestellt  haben.  Selbst  wenn  derselbe, 
wie  das  wohl  angenommen  ist,  aber  ganz  zweifellos  nicht  zutrifft,  nur  in 
das  Gebiet  des  Humors  im  Rechte  zu  verweisen  und  vorauszusetzen  wäre, 
dass  die  Strafe  immer  durch  eine  Geldzahlung  ersetzt  wurde,  würde  das 
die  Beweiskraft  in  angegebener  Richtung  in  keiner  Weise  schwächen  können. 

31«  Nicht  selten  kann  insbesondere  das  Zusammentreffen  in 
Zeitbestimmungen  einen  Anhalt  geben,  weil  da  in  der  Regel  die 
Sache  so  liegt,  dass  man  zwar  einer  allgemeingültigen  Frist  bedurfte,  aber 
doch  auch  nicht  abzusehen  ist,  wesshalb  bei  selbstständiger  Feststellung 
dieselbe  nicht  eben  sowohl  etwas  grösser  oder  geringer  bemessen  werden 
konnte.  Unabhängig  von  einander  konnten  verschiedene  Rechte  gewisse 
Rechtswirkungen  an  den  Verlauf  einer  bestimmten  Frist  knüpfen  und 
diese  gerade  nach  dem  durch  die  Natur  nahegelegten  Abschnitt  des  Jahres 
bemessen.  Haben  nun  aber  alle  oder  fast  alle  germanischen  Rechte  trotz 
der  später  thatsächlich  verschiedenen  Bemessung  der  Frist  dieselbe  als  die 
von  einem  Jahre  und  einem  Tag  bezeichnet,  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  da  ursprünglich  überall  Ausdruck  und  Sache  sich  deckten,  so  ist  doch 
schwer  anzunehmen,  dass  alle  Rechte  unabhängig  dazu  gelangten,  dem 
Jahre  noch  einen  Ueberschuss  zuzugeben;  noch  schwerer,  dass  sie  diesen 
sämmdich  gerade  auf  einen  Tag,  nicht  etwa  auf  drei  Tage  oder  eine  Woche 
bestimmten.  Denn  gerade  der  Umstand,  dass  das,  was  man  da  auch  später 
als  einen  Tag  bezeichnete,  vielfach  einen  bedeutend  längern  Zeitraum  um- 
fasste,  deutet  doch  darauf,  dass  man  mit  der  Zeit  die  kurze  Bemessung 
des  Zuschusses  als  unbillig  empfand,  während  die  mannichfache  Verschie- 
denheit in  der  Bemessung  der  Verlängerung  doch  wieder  ergibt,  dass  nicht 
auch  schon  diese  auf  germanische  Urzeit  zurückgeht. 
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la  der  Bestimmung  des  Mündigkeitstermines  stimmen  aller- 
dings die  germanischen  Rechte  nicht  miteinander  überein.  Damit  aber 
wird  es  nur  um  so  auffallender,  dass  da  durchweg  nur  das  zwölfte  oder 
aber  das  fünfzehnte  Jahr  genannt  wird,  nicht  aber  eines  der  zwischenlie- 
genden Jahre,  während  doch  bei  völlig  selbstständiger  und  freier  Entwick- 
lung vorauszusetzen  wäre,  dass  man  zunächst  auf  eines  dieser  übergegangen 
wäre,  wenn  man  im  Laufe  der  Zeit  glaubte,  dass  jene  etwas  zu  früh  oder 
zu  spät  angesetzt  seien.  Ich  wusste  das  schon  früher,  vgl.  Mitth.  E.  B.  2,527, 
nicht  anders  zu  erklären,  als  durch  die  Annahme,  dass  beide  Termine  im 
urgermanischen  Rechte  vorgezeichnet  waren,  so  dass  sich,  wie  das  in  ein- 
zelnen Rechten  noch  später  der  Fall  ist,  gewisse  Wirkungen  schon  an  den 
frühern,  die  volle  Mündigkeit  erst  an  den  spätem  Termin  anknüpften,  wäh- 
rend dann  später  selbst  von  nächstverwandten  Rechten  das  eine  nur  jenen, 
das  andere  nur  diesen  beibehielt. 

So  aber  auch,  wo  es  sich  nicht  um  die  Feststellung  von  allen  ger- 
manischen Rechten  Gemeinsamem,  sondern  um  die  nähere  Verwandtschaft 
bestimmter  Gruppen  handelt.  Für  die  nähere  Verwandtschaft  der  ostger- 
manischen Rechte  scheint  mir  kaum  etwas  bezeichnender  zu  sein,  als  die 
Auffassung,  dass  auch  das  uneheliche  Kind  bei  rechtlich  feststehender  Va- 
terschaft nicht  zur  Mutter,  sondern  zum  Vater  gehört.  Immerhin  wäre  es 
denkbar,  dass  Gründe  der  Billigkeit  in  mehreren  Rechten  unabhängig  von 
einander  diese  Auffassung  durchdringen  Hessen.  Auch  könnte  es  dann 
nicht  auffallen,  wenn  alle  dabei  den  Umstand  beachteten,  dass,  wenn  das 
Kind  auch  dem  Vater  zur  Last  fallen  solle,  dasselbe  doch  in  den  ersten 
Lebensjahren  der  Sorge  der  Mutter  nicht  entraihen  könne.  Nun  finden 
wir  im  spanischen  und  ponugiesischen,  ebenso  aber  auch  im  gothländischen, 
schwedischen  und  friesischen  Hecht  die  Dauer  der  Nährpflicht  der 
Mutter  übereinstimmend  angegeben  und  gerade  den  Ablauf  des  dritten 
Jahres  als  den  da  massgebenden  Zeitpunkt  bezeichnet,  mit  dem  die  Ver- 
pflichtung der  Mutter  oder  wenigstens  ihre  ausschliessliche  Verpflichtung 
aufhört.  Das  hängt  zweifellos  damit  zusammen,  dass  man  einst  annahm, 
dass  das  Kind  so  lange  der  Muttermilch  bedürfe,  so  dass  sich  sagen  liesse, 
es  sei  hier  die  Uebereinstimmung  auf  eine  durch  die  Natur  gegebene  Grund- 
lage zurückzuführen  und  derselbe  Zeitpunkt  bei  westgermanischen  Stämmen 
nur  desshalb  nicht  genannt,  weil  da  eine  die  Mutter  ablösende  Verpflich- 
tung des  Vaters  überhaupt  unbekannt  war.  War  aber  die  Nährzeit  eine 
lange,  wie  noch  jetzt  bei  Völkern  niederer  Kultur,  vgl.  Hellwald  Die  mensch- 
liche Familie  168  ff.,  so  wird  doch  schwerlich  anzunehmen  sein,  dass  sie 
eine  so  festbestimmte  war,  dass  sich  daraufhin  auch  unabhängig  von  einan- 
der bei  verschiedenen  Stämmen  jene  Frist  nicht  auch  geringer  oder  grösser 
hätte  feststellen  können.  Greifen  wir  über  den  bezüglichen  Rechtskreis 
hinaus,  so  ergibt  sich  das  wohl  unmittelbar.  Nach  den  Leges  Wallicae  ed. 
Wottonus  l.  2  c.  I  S  5  5  dauert  die  ausschliessliche  Verpflichtung  der  Mutter 
nur  andenhalb  Jahre. 

32.    Der  überaus  wichtige  Haltpunkt,  welchen  bei  der  Feststellung 
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33]  der  Verzweigung  von  Schriftwerken,  bei  welcher  der  gemeinsame 
Ausgangspunkt  bereits  ein  schriftlich  fixirter  war,  dieUebereinstim- 
mung  der  sprachlichen  Fassung  bietet,  fehlt  uns  allerdings  im  all- 
gemeinen da,  wo  es  sich  um  die  vorgeschichtliche  Verzweigung  der  Rechte 
handelt.  Die  ältesten  Aufzeichnungen,  auf  welche  wir  zunächst  hingewie- 
sen sind,  stutzten  sich  auf  mUndliche  und  thatsöchliche  Ueberlieferung.  Die 
wörtliche  Fassung  war  dem  Belieben  der  Aufzeichner  überlassen  und  konnte 
demnach  auch  bei  grOsster  Uebereinstimmung  des  Inhaltes  eine  durchaus 
verschiedene  sein.  Ergibt  sich,  was  wir  noch  mehrfach  zu  beachten  haben 
werden,  zuweilen  auch  eine  Beeinflussung  ältester  Aufzeichnungen  eines 
Stammrechtes  durch  die  eines  andern,  so  wird  das  unsere  Aufgabe  eher 
beirren,  als  fördern  können,  weil  der  Anschluss  an  die  fremde  Fassung  zu 
einer  grössern  Uebereinstimmung  auch  des  Inhalts  fuhren  konnte,  als  sie 
sich  bei  voller  Selbstständigkeit  der  Fassung  ergeben  haben  durfte. 

Aber  vielfach  fehlt  es  doch  auch  hier  nicht  an  ähnlichen  Haltpunkten. 
Auch  bei  mündlicher  Ueberlieferung  kann  die  sprachliche  Fassung  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  bereits  eine  feststehende  sein.  Die  ersten  Aufzeichner 
fanden  ja  einen  feststehenden  rechtlichen  Sprachgebrauch 
bereits  vor.  Ergibt  sich,  dass  verschiedene  Stämme  denselben  rechtlichen 
Begriff  mit  demselben  Ausdrucke  bezeichnen,  wo  die  Sprache  selbst  zwei- 
fellos sehr  verschiedene  Ausdrucke  ermöglicht  hätte,  da  dürfen  wir  auch 
annehmen,  dass  Begriff  und  Bezeichnung  desselben  über  die  Verweigung 
der  Stämme  hinausreichen.  Und  es  handelt  sich  nicht  blos  um  einzelne 
Ausdrücke,  bei  denen  die  Gemeinsamkeit  der  Sprache  doch  immerhin  auch 
unabhängig  von  einander  auf  entsprechende  Ausdrücke  führen  konnte. 
Ganze  Rechtssätze,  wofür  ja  der  Verweis  auf  die  oft  bei  den  verschiedensten 
Stämmen  übereinstimmenden  Rechtssprichwörter  genügt,  ganze  Formeln 
wurden  sichtlich  schon  von  ältesten  Zeiten  her  mit  denselben  Ausdrücken, 
mit  denselben  Wendungen  ausgesprochen,  ohne  dass  für  diese  Ueberein- 
stimmung irgendwelche  in  der  Sache  selbst  liegende  Nöthigung  vorhan- 
den war. 

Ich  wUsste  da  kaum  einen  überzeugendem  Beleg  geltend  zu  machen, 
als  den,  auf  welchen  Amira  Zweck  und  Mittel  56  hinweist,  wonach  in  den 
verschiedenen  scandinavischen  Rechten,  aber  ebenso  im  friesischen  und 
longobardischen,  ein  von  dem  durch  Thiere  angerichteten  Schaden  handeln- 
der Rechtssatz  wenigstens  in  seinem  Anfange  übereinstimmend  und  alli- 
lerirend  gefasst  war.  Ob  man  ihn  desshalb,  so  lange  er  nicht  in  zweifellos 
westgermanischen  Rechten  nachgewiesen  ist,  schon  als  urgermanisch  fassen 
muss,  oder  ob  man  umgekehrt  bis  dahin  berechtigt  ist,  ihn  für  Zurechnung 
des  friesischen  und  longobardischen  Rechts  zur  ostgermanischen  Gruppe 
geltend  zu  machen,  wird  dann  freilich  davon  abhängen  müssen,  in  wie  weit 
sich  für  die  letztere  Annahme  auch  sonstige  ausreichende  Gründe  werden 
geltend  machen  lassen. 

Manche  feststehende  sprachliche  Wendungen  gehen  aber  ganz  zwei- 
fellos auf  die  germanische  Urzeit  zurück.    Rechtsgeschichtlich  scheint  mir 
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da  in  den  verschiedensten  Richtungen  kaum  ein  Umstand  beachtenswerther, 
als  dass  bei  der  schon  erwähnten  zweifellos  urgermanischen  Form  der  ehe- 
lichen Consenserklürung  auf  Befragung  auch  die  Fassung  von  Frage  und 
Antwort  bei  allen  germanischen  Stämmen  übereinstimmt;  dass  da  die  C  o  n- 
sens fragen  nicht  darauf  gerichtet  sind,  ob  die  Eheschliessenden  sich 
jetzt  zum  Ehemann  und  zur  Ehefrau  nehmen,  sondern  darauf,  ob  sie  sich 
zur  Ehe  nehmen  wollen;  dass  auch  die  Antwort  ursprünglich  zweifellos 
mit  Volo  zu  geben  war,  andere  Bejahungsarten  erst  später  zulässig  erschie- 
nen; dass  man  sich  der  darin  liegenden  Besonderheit  der  Fassung  sowohl 
bewusst  war,  dass  im  spätem  Mittelalter  der  ganze  Hergang  zuweilen  als 
Eheschliessung  durch  Visvolo  bezeichnet  wird.  Uns  fällt  die  Fassung  nicht 
auf,  weil  sie  die  übliche  geblieben  ist.  Dass  sie  sich  aber,  wie  das  ihrer  ur- 
sprünglichsten Verwendung  zweifellos  entspricht,  strenggenommen  nicht 
auf  jetzt  beginnende,  sondern  auf  künftige  Ehe  bezieht,  ist  früher  recht  wohl 
beachtet  worden.  Canonisten  haben  geltend  gemacht,  dass  damit  nur  ein 
Consensus  de  futuro,  nicht  de  praesenti  ausgesprochen  sei ;  kirchliche  Ge- 
richte haben  die  Form  nicht  als  genügend  zum  Beweis  der  Ehe  betrachtet; 
in  einer  Reihe  von  Ritualen  hat  man  wohl  an  der  vom  weltlichen  Brauche 
geforderten  Formel  festgehalten,  ihr  aber  sichtlich  jener  Bedenken  wegen 
eine  zweite  Consenserklärung  zugefügt,  welche  dem  aus  dem  romanischen 
Brauche  in  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  Decretalen  übergegangenen 
Accipio  te  entspricht.  Ist  nun  bei  manchen  Stämmen  für  jene  Formel  kein 
Beleg  zu  finden,  der  nicht  schon  durch  die  bestimmtere  kirchliche  For- 
derung des  Consensus  de  praesenti  beeinflusst  sein  könnte,  so  ist  doch 
zweifellos  jeder  Gedanke  ausgeschlossen,  es  könne  sich  eine  der  kirchlichen 
Forderung  so  wenig  genügende  Fassung  erst  in  späterer  Zeit  unabhängig 
von  einander  mehrfach  selbstständig  entwickelt  kaben. 

Und  so  in  vielen  andern  Fällen.  Der  Gedanke,  dass  Jemand  nun 
gehen  könne,  wohin  er  wolle,  liess  sich  gewiss  in  sehr  verschiedener  Weise 
ausdrücken.  Heisst  es  aber  in  portugiesischer  Urkunde  von  1094,  Portu- 
galliae  Monumenta  Dipl.  1,479,  bei  einer  Freilassung:  in  quattuor  angulos 
terrae^  übt  volueris,  perge,  so  kann  doch  sicher  angenommen  werden, 
dass  das  in  verwandtschaftlichem  Zusammenhange  mit  der  entsprechen- 
den, auf  die  vier  Weltgegenden  oder  den  zu  diesen  führenden  Kreuzweg 
verweisenden  Ausdrucksweise  bei  anderen  Stämmen  steht;  vgl.  Grimm 
Rechtsalterth.  331,  Zöpfl  Deutsche  Rechtsg.  2,149. 

33.  Wo  es  sich  nur  um  Uebereinstimmung  in  Einzel  aus- 
drücken handelt,  da  werden  dieselben  allerdings  auch  unabhängig  von 
einander  so  gewählt  sein  können,  wenn  der  übliche  Wortsinn  ohnehin  der 
zu  bezeichnenden  Sache  entspricht.  Scheint  etwa  der  Ausdruck  Nachge- 
schwisterkinder nur  bei  einzelnen  Stämmen  üblich  zu  sein,  so  wird  das 
schwerlich  berechtigen,  auf  nähere  Verwandtschaft  derselben  zu  schliessen ; 
der  Ausdruck  schliesst  sich  an  und  für  sich  so  genau  der  Sache  an,  dass 
mehrfache  selbstständige  Aufnahme  desselben  recht  wohl  denkbar  ist.  Ganz 
anders,  wenn  es  sich  um  die  Uebereinstimmung  in  Ausdrücken  handeh, 
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88]  welche  sich  dem  üblichen  Wortsiane  nicht  fügen,  wo  nur  besondere 
Umstände  dazu  geführt  haben  konnten,  die  Sache  gerade  so  zu  bezeichnen, 
die  dann  zweifellos  nicht  mehrmals  ganz  in  derselben  Weise  wirksam  wur- 
den. In  spanischen,  longobardischen  und  isländischen  Quellen  finden  wir 
übereinstimmend  die  gleichen  Grade  der  Verwandtschaft  als  erste,  zweite 
und  dritte  Brüder  bezeichnet.  Bei  dem  geringen  Vorrath  der  germanischen 
Sprachen  an  einfachen  Bezeichnungen  der  Verwandtschaft  wäre  es  im- 
merhin denkbar,  dass  mehrere  Stämme  unabhängig  von  einander  darauf 
verfielen,  auch  die  weitern  gleichen  Grade  als  Brüder  zu  bezeichnen  und 
durch  Zählung  zu  unterscheiden.  Dann  aber  sollte  es  doch  selbstverständ- 
lich scheinen,  dass  nur  die  Brüder  selbst  als  erste  Brüder  bezeichnet  werden 
konnten.  Werden  nun  statt  dessen  diese  nur  als  Brüder  schlechtweg,  da- 
gegen ihre  Kinder  als  erste  und  dem  entsprechend  ihre  Urenkel  als  dritte 
Brüder  bezeichnet,  so  ist  das  eine  so  auffallende  und  so  schwer  zu  erklärende 
Ausdrucksweise,  dass  kaum  auch  nur  daran  zu  denken  ist,  dieselbe  könne 
sich  selbstständig  bei  mehreren  Stämmen  ergeben  haben. 

84.  Es  könnte  allerdings  scheinen,  als  werde  das  Gewicht  aller  an 
den  Sprachgebrauch  anknüpfenden  Haltpunkte  wesentlich  dadurch  ge- 
schwächt, dass  uns  die  Rechte  mancher  Stämme  nur  in  lateinischer  oder 
romanischer  F'assung  erhalten  sind.  Aber  ich  denke,  dass  der  Unterschied 
germanischer  und  romanischer  F'assung  doch  vielfach  zu  hoch 
angeschlagen  wird.  Habe  ich  früher  Mitth.  E.  B.  2,461  die  Vermuthung 
geäussert,  der  Werth  der  spanischen  Rechtsquellen  als  Erkennmissmittel 
altgermanischer  Rechtszustände  dürfte  kaum  gegen  den  der  scandinavischen 
zurückbleiben,  so  ist  dagegen  von  Amira  unter  Zustimmung  von  Maurer, 
vgl.  Krit.  Vierteljahrsschr.  N.  F.  12,192,  ausser  andern  Umständen,  denen 
gegenüber  ich  an  meiner  Vermuthung  doch  im  allgemeinen  glaube  fest- 
halten zu  dürfen,  insbesondere  auf  den  Vorrang  hingewiesen,  der  den 
letztern  schon  durch  die  germanische  Fassung  gesichen  sei,  da  auch  die 
beste  Uebersetzung  das  Original  nicht  zu  ersetzen  vermöge. 

Das  grosse  Gewicht  dieses  Umstandes  gebe  ich  bereitwilligst  zu.  Nur 
glaube  ich,  dass  man  ihn  in  der  angedeuteten  Richtung  auch  nicht  über- 
schätzen darf.  Ueberall  ergibt  sich,  dass  die  Germanen  recht  wohl  fühlten, 
wie  die  römische  Rechtssprache  vielfach  ganz  ungeeignet  sei  zur  Verwen- 
dung für  die  germanischen  Begriffe,  wie  der  dem  germanischen  Ausdruck 
nächststehende  römische  sich  doch  mit  demselben  keineswegs  in  allen  Be- 
ziehungen decke.  Selbst  in  der  Lex  Wisigothorum,  wo  doch  der  Anschluss 
an  die  römische  Rechtssprache  ein  besonders  enger,  macht  sich  das  be- 
merklich ;  man  fühlte  wohl  das  Bedürfniss,  ausdrücklich  festzusteUen,  dass 
ein  der  römischen  Rechtssprache  enmommener  Ausdruck  eine  andere,  dem 
gothischen  Recht  angepasste  Bedeutung  haben  solle ;  vgl.  etwa  das  Mitth. 
E.  B.  2,523  bezüglich  des  Ausdrucks  Pupillus  Bemerkte. 

Häufiger  sah  man  aber  vom  römischen  Sprachgebrauche  ganz  ab. 
Man -griff  zu  neugebildeten,  an  den  germanischen  Sprachschatz  anknüpfen- 
den Ausdrücken,  weil  selbst  der  nächstentsprechende  lateinische  Ausdruck 
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zur  Bezeichnung  der  Sache  nicht  geeignet  schien.  Oder  man  verwandte 
wohl  die  lateinischen  Worte,  passte  sie  aber  in  den  bezüglichen  Zusammen- 
setzungen und  Wendungen  dem  germanischen  Sprachgebrauche  aufs  engste 
an,  übersetzte  aus  diesem  so  genau,  wie  das  nur  irgend  möglich  war,  und 
gelangte  damit  zu  Ausdrücken,  die  trotz  der  lateinischen  oder  romanischen 
Worte  der  römischen  Sprache  ganz  fremd  gewesen  waren.  Heissen  die, 
wie  schon  erwähnt,  in  Spanien  als  Segundos  hermanos  bezeichneten  Nach  - 
geschwisterkinder  in  Italien  Cugini  secondi,  in  Frankreich  Cousins  seconds 
oder  gewöhnlicher  Cousins  en  autre,  so  würde  an  und  für  sich,  zumal  die 
Ausdrücke  zweifellos  nicht  auf  Consobrinus,  sondern  auf  Consanguineus 
zurückgehen,  an  wörtlicher  Uebertragung  aus  dem  Germanischen  nicht 
wohl  zu  zweifeln  sein.  Wollte  man  aber  etwa  geltend  machen,  es  könne 
da  schon  das  Vulgärlatein  ähnliche  Ausdrücke  enthalten  haben,  so  muss 
sich  doch  jeder  Zweifel  beseitigen,  wenn  wir  die  Blutsfreunde  desselben 
Grades  in  Flandern  als  Anderzweers,  in  Friesland  als  Otherberning  oder 
Achterbaren,  in  Island  als  Andrebrüder  bezeichnet  finden  werden.  Wir 
werden  auf  manche  ähnliche  Belege  stossen.  In  vielen  Fällen  wenigstens 
wird  uns  da  die  Uebersetzung  für  unsere  Zwecke  dieselben  Dienste  leisten 
können,  als  das  Original,  insofern  jene  sich  sichtlich  diesem  so  eng  an- 
schliesst,  dass  sie  auch  die  Fassung  in  der  Ursprache  nicht  wohl  zweifelhaft 
lassen  kann. 

Und  unter  Verhältnissen  kann  uns  die  Uebersetzung  geradezu  grössere 
Dienste  leisten.  Gewiss  ist  es  richtig,  wenn  Amira  Zweck  und  Mittel  2 1 
betont,  wie  in  vielen  Fällen  uns  das  Verständniss  der  Ausdrücke  der  roma- 
nischen Rechtsquellen  erst  durch  den  Vergleich  mit  den  entsprechenden 
germanischen  genügend  erschlossen  wird.  Aber  es  ist  doch  auch  umgekehrt 
der  Fall  nicht  gerade  selten,  wo  die  genaue  Bedeutung  eines  germanischen 
Ausdruckes  in  älteren  Rechtsquellen  sich  nicht  unmittelbar  mit  Sicherheit 
ergibt.  Den  sichersten  Aufschluss  kann  es  dann  geben,  wenn  wir  uns  ver- 
gegenwärtigen, wie  er  in  den  romanischen  Sprachen  wiedergegeben  wurde. 
Würde  es  etwa,  um  an  den  erwähnten  Beleg  anzuknüpfen,  nach  andern 
Haltpunkten  nicht  zu  entscheiden  sein,  was  die  ursprüngliche  Bedeutung 
des  flämischen  Zweer,  sprachlich  entsprechend  dem  jetzt  in  anderm  Sinne 
gebrauchten  Ausdruck  Schwager,  gewesen  sei,  so  würde  der  Umstand,  dass 
die  Verwendung  desselben  sich  genau  mit  der  des  französischen  Cousin 
deckt,  gar  nicht  zweifeln  lassen,  dass  die  Franken  zur  Zeit  des  Ueberganges 
zur  fremden  Sprache  ihm  eine  Bedeutung  unterlegten,  die  Uebersetzung 
mit  Consanguineus  gestattete. 

Ich  hoflfc  noch  manche  Belege  dafür  beibringen  zu  können,  wie  wenig 
vielfach  selbst  die  an  die  Sprache  anknüpfenden  Haltpunkte  durch  den 
Unterschied  germanischer  und  romanischer  Ausdrucksweise  beim  werden, 
und  wie  es  sich  doch  empfehlen  kann,  auch  dieser  letztern  für  solche  Zwecke 
mehr  Gewicht  beizulegen,  als  das  bei  zunächst  germanistischen  Unter- 
suchungen der  Fall  zu  sein  pflegt.  Täusche  ich  mich  nicht  in  dem,  was 
ich  über  eine  älteste  Gliederung  der  germanischen  Sippe  nach  Vetterschaften 
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84]  später  auszuführen  denke,  so  ist  es  in  erster  Linie  der  bis  jetzt  fortdau- 
ernde, an  dieselben  anknüpfende  spanische  Sprachgebrauch,  der  da  den  Weg 
gezeigt  hat,  ohne  den  die  Reste  der  bezüglichen  Ausdrucksweise  in  germanisch 
gefassten  Quellen  kaum  verständlich  sein  würden. 

35.  Nach  dem  bisher  Gesagten  lässt  sich  die  allgemeine  Regel 
immerhin  dahin  fassen,  dass  die  Uebereinstimmung  da  Verwandtschaft  er- 
weist, wo  sie  sich  nicht  mehr  als  Wirkung  derselben  Ursache,  eines  hier 
wie  da  gleichmassig  vorhandenen  Haltpunktes  für  die  Weiterentwicklung 
erklaren  lässt.  In  besonders  günstig  liegenden  Einzelfällen  kann  sich  das 
allerdings  mit  solcher  Bestimmtheit  geltend  machen,  dass  für  irgendwelche 
Einwendungen  von  vornherein  kein  Raum  mehr  geboten  scheint.  Aber 
das  wird  doch  nur  in  der  Minderzahl  der  von  uns  zu  beachtenden  Fälle 
zutreffen.  Im  allgemeinen  wird  doch  grosse  Unsicherheit  bei  Ver- 
wendung der  Regel  auf  Grundlage  von  Einzelfällen  zuzu- 
geben sein. 

Mit  der  Regel  ist  wenig  gewonnen,  wenn  es,  von  Ausnahmen  ab- 
gesehen, im  Einzelfalle  doch  wieder  vielfach  nur  Sache  des  persön- 
lichenErmessens  sein  kann,  ob  man  jene  Voraussetzung  als  zutreffend 
betrachtet  oder  nicht.  Finden  wir,  dass  in  zwei  Rechten  die  Tochter  im 
Erbrechte  dem  Sohne  gleichsteht,  oder  aber  in  zwei  anderen,  dass  sie  durch 
den  Sohn  oder  weitergehend  selbst  durch  den  Sohnessohn  von  jedem  Erb- 
recht ausgeschlossen  ist,  so  ist,  mag  nun  das  eine  oder  das  andere  das  ur- 
sprünglichere sein,  zuzugeben,  dass  die  einseitige  Beachtung  der  Nähe  des 
Bluts  oder  aber  des  Unterschieds  des  Geschlechts  recht  wohl  unabhängig 
von  einander  in  mehreren  Rechten  zu  derselben  einfachen  Gestaltung  füh- 
ren konnte.  Finden  wir  dagegen  übereinstimmend  in  zwei  Rechten,  dass 
die  Tochter  dem  Sohne  weder  gleichsteht,  noch  von  ihm  ausgeschlossen 
ist,  sondern  neben  ihm  nur  ein  Drittel  nimmt,  oder  aber,  dass  sie  vom 
Sohne  zwar  ausgeschlossen  ist,  aber  mit  dem  Sohnessohne  zu  gleichen 
Theilen  erbt,  so  scheinen  das  doch  Bestimmungen  zu  sein,  welche  so  sehr 
den  Eindruck  des  Gekünstelten,  des  erst  im  Laufe  der  Zeit  Erwachsenen 
machen,  welche  auch  bei  gleichzeitiger  Beachtung  der  Nähe  des  Bluts  und 
des  Unterschiedes  des  Geschlechts  sich  so  anders  hätten  ausgestalten  können, 
dass  ich  wenigstens  nach  meinem  persönlichen  Ermessen  nicht  anstehen 
möchte,  darin  Kennzeichen  der  näheren  Verwandtschaft  beider  Rechte  zu 
sehen.  Würde  aber  ein  Anderer  das  als  nicht  genügend  betrachten,  geltend 
machen,  dass  nach  seinem  Ermessen  zwei  Rechte  jene  beiden  Momente 
beachtend  recht  wohl  unabhängig  von  einander  dazu  gelangen  konnten, 
beide  gerade  in  angegebener  Weise  zur  Ausgleichung  zu  bringen,  so  würde 
es  allerdings  an  Mitteln  fehlen,  ihm  zu  erweisen,  dass  seine  Ansicht  da 
eine  unberechtigte  sei ;  denn  die  Möglichkeit  ihres  Zutreffens  ist  ja  nicht 
in  Abrede  zu  stellen. 

Weiter  aber  wird  die  Möglichkeit  des  EingreifensblossenZu- 
falls  immerhin  nicht  unbeachtet  bleiben  dürfen.  Durch  selbstständige 
Aenderungen  konnte  sich  Uebereinstimmung  zweier  Rechte  in  einem  Punkte 
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herstellen,  ohne  dass  es  sich  um  gleiche  Ursachen  handelte,  ohne  dass  die 
Uebereinstimmung  sich  durch  einen  beiderseits  in  der  Sache  liegenden  ge- 
meinsamen Halt  gerade  so  ergeben  musste,  weil  ja  möglicherweise  ein  und 
dieselbe  Aenderung  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten  entsprechen  konnte. 
So  finden  wir  etwa  im  dänischen  und  ebenso  im  norwegischen  Frostuthings- 
rechte,  dass  der  Grossvater  mit  dem  Vatersbruder  und  dem  Bruderssohne 
zu  gleichem  Rechte  erbt,  während  er  nach  dem  einfachem  Gesichtspunkte 
der  Nähe  des  Grades  sie  ausschliessen,  oder  nach  dem  des  Nichtaufsteigens 
des  Erbes  durch  sie  ausgeschlossen  sein  sollte.  Die  Ordnung  ist  eine  so 
aufTallende,  dass  sie  an  und  für  sich  gewiss  zunächst  an  Verwandtschaft 
denken  liesse,  wenn  es  sich  nicht  um  zwei  Rechte  handeln  würde,  deren 
Erbenfolge  übrigens  alle  nähern  Berührungspunkte  fehlen.  Die  nähere 
Vergleich ung  beider  Gesammtfolgen  wird  denn  auch  ergeben,  dass  die 
Uebereinstimmung  nur  eine  durchaus  zufällige  sein  konnte ;  dass  jene  Ein- 
reihung  sich  im  dänischen  Recht  aus  einer  diesem  eigenthUmlichen  Auf- 
fassung des  Verhältnisses  zwischen  Eltern  und  Kindern  ergab,  der  Gross- 
vater da  ganz  entsprechend  dem  Vater  behandelt  ist;  umgekehrt  im  nor- 
wegischen Recht  aus  einer  nicht  den  Vater,  sondern  nur  die  weitere 
Ascendenz  treffenden  Zurücksetzung.  Und  lässt  sich  hier  die  Annahme 
rein  zufälligen  Zusammentreffens  bestimmter  begründen,  so  wird  man  den 
Zufall  doch  immerhin  auch  da,  wo  das  nicht  in  gleicher  Weise  möglich 
ist,  nicht  ganz  ausser  Acht  lassen  dürfen. 

Endlich  aber  wird,  wie  schon  S  29  betont,  zu  beachten  sein,  dass 
Entlehnung  von  Einzelsätzen  aus  einem  nicht  näher  verwandten  Rechte 
und  andere  bei  Besprechung  der  mehrfachen  Verwandtschaft  zu  berührende 
Umstände  zu  einer  Uebereinstimmung  führen  können,  welche  nicht  auf 
Verwandtschaft  oder  wenigstens  nicht  auf  die  zunächst  vorausgesetzte  ein- 
fache Verwandtschaft  zurückgeht. 

Alles  Gesagte  würde  demnach  unmittelbar  doch  lediglich  auf  die 
unsere  Zwecke  wenig  fördernde  Regel  führen,  dass  selbst  die  auffallendste 
Uebereinstimmung  zweier  Rechte  in  einem  Einzelfalle  wohl  die  nähere  Ver- 
wandtschaft höchst  wahrscheinlich  machen,  aber  doch  nicht  unbedingt 
erweisen  kann,  da  selbst  dann,  wenn  ein  innerer  Grund  für  unabhängige 
Entwicklung  der  Uebereinstimmung  durchaus  nicht  abzusehen  ist,  immer- 
hin noch  der  Zufall  oder  andere  Umstände  ihr  Spiel  getrieben  haben  können. 
Der  Werth  solcher  auffallender  Einzelübereinstimmungen  wird  denn  auch 
vor  allem  nur  darin  zu  suchen  sein,  dass  sie  uns  auf  die  Wahrscheinlichkeit 
der  näheren  Verwandtschaft  hinweisen,  dass  sie  uns  veranlassen,  dem  da- 
nach zu  vermuthenden  Verhältnisse  näher  nachzugehen. 

36.  Das  aber  ändert  sich  nun  schon  wesentlich,  wenn  es  sich  nicht 
blos  um  zwei  Rechte  handelt,  sondern  sich  die  auffallende  Ueberein- 
stimmung in  einer  Mehrzahl  von  Rechten  findet.  Wir  müssen 
bedenken,  dass  diese  Fälle  durchweg  so  liegen,  dass  unabhängiges  tEnt- 
stehen  der  Uebereinstimmung  auch  nur  in  zwei  Rechten  lediglich  möglich, 
aber  durchaus  unwahrscheinlich  ist,  diese  UnWahrscheinlichkeit  sich  also 
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36]  in  einer  der  Unmöglichkeit  sich  mehr  und  mehr  nähernden  Weise 
steigert,  wenn  wir  nicht  blos  für  zwei,  sondern  für  eine  Mehrzahl  von 
Fällen  das  Unwahrscheinliche  als  gleichmässig  eingetreten  annehmen  müss- 
ten.  Wir  erwähnten  S  3 1  die  Bedenken,  welche  der  Annahme  im  Wege 
stehen,  dass  sich  die  Bestimmung  einer  häufig  vorkommenden  Frist  von 
einem  Jahre  und  einem  Tag  überhaupt  mehrmals  unabhängig  ergeben 
konnte.  Die  Annahme,  sie  könne  sich  in  der  ganzen  Masse  der  germanischen 
Rechte  überall  selbstständig  entwickelt  haben,  kann  als  schlechtweg  un- 
zulässig bezeichnet  werden.  Doch  ist  freilich  zuzugeben,  dass  auch  die 
Mehrzahl  hier  nicht  ausreichen  würde,  sie  als  urgermanisch  zu  erweisen, 
wenn  auch  nur  die  Möglichkeit  zweimaliger  unabhängiger  Entstehung  zu- 
gegeben wird;  sie  könnte  sich  einmal  im  westgermanischen,  ein  anderes- 
mal  im  ostgermanischen  Urrechte  selbstständig  festgestellt  haben,  würde 
dann  erst  in  den  Einzelrechten  beider  Gruppen  auf  Verwandtschaft  zurück- 
gehen. Findet  sie  sich  aber  in  nahezu  allen  Rechten  beider  Gruppen,  so 
müsste  ihre  Entstehung  wenigstens  in  eine  Zeit  zurückreichen,  wo  beide 
Gruppen  sich  noch  nicht  weiter  verzweigt,  lediglich  ihre  Urrechte  sich  ge- 
schieden hatten.  Und  wie  auch  damit  die  Unwahrscheinlichkeit  sich  stei- 
gert, bedarf  keiner  weitem  Bemerkung. 

87,  Ungleich  beachtenswerther  ist  aber  das  Verhältniss,  dass  es  sich 
überhaupt  nicht  um  Einzelfälle,  sondern  um  Uebereinstimmung  be- 
stimmter Rechte  in  einer  Reihe  von  Fällen  handelt,  bei  denen 
es  überall  wenigstens  unwahrscheinlich  ist,  dass  die  Uebereinstimmung 
sich  selbstständig  ergeben  haben  kann.  Das  an  und  für  sich  Unwahrschein- 
liche würde  nicht  blos  überhaupt  mehrfach  in  irgendwelchen  Rechten, 
sondern  wiederholt  gerade  in  denselben  beiden  Rechten  zugetroffen  sein. 
Würde  man  da  eine  Wahrscheinlichkeitsrechnung  anstellen,  so  würde  sich 
bald  ergeben,  wie  die  schon  von  vornherein  vorliegende  Unwahrschein- 
lichkeit sich  in  einem  Umfange  steigern,  die  Möglichkeit  selbstständigen 
Zusammentreffens  sich  in  einer  Weise  verringern  würde,  dass  es  durchaus 
unzulässig  sein  müsste,  sie  für  die  geschichtliche  Forschung  noch  irgendwie 
in  Anschlag  bringen  zu  wollen.  Und  das  auch  dann,  wenn  die  Ueberein- 
stimmung in  den  Einzelfällen  nicht  gerade  eine  so  auffallende  sein  würde, 
dass  sie  an  und  für  sich  unabhängige  Entstehung  unwahrscheinlich  machen 
müsste ;  die  grössere  Zahl  der  Fälle  einer  Uebereinstimmung,  wie  sie  sich 
möglicherweise  in  jedem  Einzelfalle  auch  selbstständig  in  den  verschieden- 
sten Rechten  so  hätte  ergeben  können,  wird  sich  nur  aus  Verwandtschaft 
erklären  lassen,  wenn  sie  gerade  immer  mehrere  bestimmte  Rechte  in  Ab- 
weichung von  den  übrigen  trifft. 

Auf  ganz  denselben  Gesichtspunkt  sehen  wir  uns  ja  bei  verwandten 
Aufgaben  hingewiesen.  Findet  sich  bei  zwei  Schriftstellern  ein  ganzer 
Hergang  wesentlich  mit  denselben  Worten  erzählt,  so  wird  schon  der  Ein- 
zelfall an  und  für  sich  genügend  erweisen,  dass  sie  nur  auseinander  oder 
einer  gemeinsamen  dritten  Quelle  schöpften.  Auch  wenn  die  Ueberein- 
stimmung sich  nur  auf  drei  oder  vier  Worte  beschränkt,  welche  recht  wohl 
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anders  hätten  gewählt  oder  geordnet  werden  können,  so  wird  das  auffallen, 
uns  Verwandtschaft  wenigstens  vermuthen  lassen,  ohne  dass  sie  ft*eilich 
damit  schon  als  erwiesen  gelten  könnte.  Begegnen  wir  aber  demselben 
Verhältnisse  an  einer  ganzen  Reihe  von  Stellen,  so  wird  das,  auch  wenn 
keine  der  Stellen  an  und  für  sich  beweiskräftig  sein  sollte,  doch  gar  nicht 
mehr  bezweifeln  lassen,  dass  das  nur  aus  Verwandtschaft  erklärt  werden 
kann. 

Bei  der  Vergleichung  von  Rechten  wird  das  dann  in  der  Regel  da- 
durch noch  zweifelloser,  dass  sich  ergibt,  wie  diese  gemeinsamen  Fälle  der 
Uebereinstimmung  vielfach  in  innerem  Zusammenhange  stehen,  auf 
demselben,  an  und  für  sich  oft  nicht  gerade  nächstliegenden  Grundgedanken 
beruhen,  während  die  Abweichungen  der  andern  Rechte  sichtlich  von  einem 
ganz  verschiedenen  Gesichtspunkte  ausgehen,  sich  da  eine  Verschiedenheit 
der  Gesammtauffassung  ergibt,  welche  dann  zweifellos  schon  in  frühester 
Zeit  für  die  Gesammtenrwicklung  des  Rechtes  beider  Gruppen  massgebend 
wurde.  Werden  wir  etwa  in  mehreren  Rechten  abweichend  von  den  übri- 
gen der  auffallenden  Auffassung  begegnen,  dass  der  Begriff  der  Vollge- 
schwisterschaft sich  lediglich  an  die  Einheit  des  Vaters  anknüpft,  Einheit 
oder  Verschiedenheit  der  Mutter  dafür  nicht  in  Betracht  kommt,  so  werden 
wir  wenigstens  vermuthen,  dass  die  Rechte  näherverwandte  seien.  Das 
wird  sich  dadurch  bestätigen,  dass  wir  noch  bei  einer  Reihe  von  andern 
Sätzen  Uebereinstimmung  gerade  in  denselben  Rechten  finden..  Und  jedes 
Bedenken  muss  sich  da  beseitigen,  wenn  sich  ergibt,  dass  diese  Sätze  auch 
in  innerm  Zusammenhange  stehen,  dass  sich  ausser  dem  genannten  noch 
manche  andere  finden,  welche  sichtlich  Ausfluss  desselben,  an  und  für  sich 
auffallenden  Grundgedankens  sind,  dass  das  Kind  nicht  zunächst  zur  Mut- 
ter, sondern  zum  Vater  gehöre.  Allerdings  Hesse  sich  dann  etwa  geltend 
machen,  dass,  wenn  die  zu  Grunde  liegende  Auffassung  einmal  Eingang 
gefunden  hatte,  daraufhin  auch  manche  Einzelsätze  sich  unabhängig  von 
einander  übereinstimmend  gestalten  konnten.  Das  mag  je  nach  der  beson- 
dern Sachlage  zuweilen  zuzugeben  sein.  Jedenfalls  aber  ist  bei  solcher 
Sachlage  im  aUgemeinen  jeder  Gedanke  daran  ausgeschlossen,  die  Ueber- 
einstimmung habe  sich  aus  Zufall,  Einzelentlehnung  aus  dem  anderen 
Rechte  oder  ähnlichen  Umständen  ergeben  können. 

3.  Verwandtschaftlicher  Zusammenhang  der  Rechte. 

38.  Auf  Grund  der  bisherigen  Ausführungen  werden  wir  davon 
ausgehen  dürfen,  dass  uns  genügende  Mittel  zu  Gebote  stehen,  um  nach- 
zuweisen, dass  mehrere  Rechte  in  verwandtschaftlichem  Zusammenhange 
stehen  müssen,  dass,  wenn  die  Verwerthung  auch  besonders  auffallender 
Einzelsätze  immer  Bedenken  unterliegen  mag,  die  Grundlage  der  Beweis- 
führung doch  da  eine  durchaus  sichere  wird,  wo  es  sich  um  ganze  Reihen 
entsprechender  Einzelfälle  handelt.  Versuchen  wir  nun  aber,  daraufhin 
weiter  vorzugehen,  so  macht  sich  bald  bemerklich,  dass  es  sich  da  um  sehr 
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88]  wechselnde  Verwandtschaftsverhaltnisse  handelt,  dass 
Uebereinstimmung  und  Abweichung,  nach  denen  wir  die  Verwandtschaft 
zu  beunheilen  haben,  sich  mannichfach  durchkreuzen.  Nach  den  vor- 
herrschenden, sich  zunächst  bemerklich  machenden  Verhältnissen  dieser 
Art  wird  man  im  allgemeinen  die  Rechte  in  eine  Anzahl  näher  und  ent- 
fernter verwandter  Gruppen  zerlegen  können.  Aber  bei  genauerer  Prüfung 
wird  sich  ergeben,  dass  die  Verwandtschaftsverhältnisse  keineswegs  immer 
dieselben,  sondern  sehr  wechselnde  sind ;  dass  ein  Recht  sich  hier  diesem, 
dort  aber  jenem  andern  Rechte  näher  anschliesst;  dass  ein  Recht,  welches 
im  allgemeinen  einer  bestimmten,  näherverwandten  Gruppe  angehört,  doch 
wieder  in  Einzelfällen  die  auffallendste  Verwandtschaft  mit  Rechten  einer 
übrigens  ganz  fernstehenden  Gruppe  zeigen  kann.  Hängt  das  zweifellos 
mit  der  besonderen  Art  der  Verzweigung  zusammen,  so  werden  wir  auch 
hoffen  dürfen,  durch  Verfolgen  solcher  wechselnder  Verhältnisse  die  Art 
der  Verzweigung  und  damit  die  Art  des  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hangs der  uns  vorliegenden  Rechte  und  Gruppen  feststellen  zu  können. 
Für  diesen  Zweck  wird  es  aber  vor  allem  nöthig  sein,  uns  bestimmter  zu 
vergegenwärtigen,  wie  sich  auf  Grundlage  der  Verzweigung  die  Verwandt- 
schaftsverhältnisse gestalten  konnten  und  mussten. 

89«  Wir  wiesen  bereits  S  22  ff.  darauf  hin,  dass  bei  den  Aufgaben 
der  Rechtsvergleichung  die  Frage,  ob  zwei  verwandte  Glieder  auseinander 
oder  gemeinsam  aus  einem  dritten  abgeleitet  sind,  durchweg  als  von  vorn- 
herein beantwortet  behandelt  werden  kann.  Von  jenem  kann  nur  da  die 
Rede  sein,  wo  uns  dasselbe  Stammrecht  in  mehreren  altern  und  jüngeren 
Gestaltungen  vorliegt.  Die  Verwandtschaftsverhältnisse  aus- 
einander abgeleiteter  Rechte  gestalten  sich  im  allgemeinen  sehr 
einfach.  Bezeichnen  wir  die  Masse  der  sonstigen  germanischen  Rechte 
mit  Uy  die  ältere  und  jüngere  Gestaltung  des  Sonderrechts  aber,  also  etwa 
die  des  longobardischen  Rechts  zur  Zeit  des  Edict  und  im  spätem  Mittel- 
alter, mit  b  und  ^,  so  ergibt  sich  der  Zusammenhang  x 

A 

a    b 

c;  c  hängt  mit  dem 
germanischren  Urrechte  x  lediglich  durch  b  zusammen.  Daraus  muss  sich 
eine  nähere  Verwandtschaft  zwischen  a  und  b  gegenüber  c  ergeben,  was 
wir  mit  ~  bezeichnen  können,  da  b  noch  Manches  gemeinsam  mit  a  aus 
dem  Urrechte  beibehalten  haben  wird.  Es  wird  sich  weiter  ~  ergeben,  in- 
sofern ^Weiterentwicklung  des  von  ä  verschiedenen  Rechtes  b  ist.  Immer- 
hin wäre  es  denkbar,  dass  sich  c  im  Laufe  der  Zeit  so  geändert  hätte,  dass 
eine  nähere  Verwandtschaft  mit  b  kaum  noch  erkennbar  wäre.  Aber  selbst 
dann  müsste  das  Zurückgehen  von  c  auf  b  sich  wenigstens  dadurch  erpro- 
ben, dass  sich  kein  y  ergibt,  da  sich  c  wohl  immer  weiter  von  b  entfernen, 
damit  aber  nicht  zugleich  a  nähern  kann.  Beruht  c  seinem  ganzen  Umfange 
nach  auf  b,  so  wird  es  für  unsere  Zwecke  überhaupt  werthlos  sein,  da  es 
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sich  für  diese  lediglich  um  die  älteste  erkennbare  Gestaltung  jedes  Rechtes 
handelt. 

Wir  wiesen  nun  aber  S  23  darauf  hin,  dass  diese  nicht  einfach  mit 
der  ältesten  Aufzeichnung  des  Rechtes,  also  im  gewählten  Falle  des  longo- 
bardischen  Edict,  zusammenfällt.  Bezeichnen  wir  zunächst  diese  als  b,  so 
kann  sie  unvollständig  sein,  und  es  kann  sich  dann  natürlich  eine  Ver- 
wandtschaft ac  zeigen  bei  allen  Bestimmungen,  welche  überhaupt  in  d 
fehlen,  wo  von  einer  Uebereinstimmung  auch  mit  diesem  also  überhaupt 
nicht  die  Rede  sein  kann.  Dann  wird  uns  der  Nachweis  von  ac  von  Werth 
sein,  weil  er  ergibt,  dass  die  bezüglichen  Bestimmungen  in  c  trotz  ihres 
geringen  Alters  nicht  Ergebniss  späterer  selbstständiger  Entwicklung  sind, 
sondern  auf  das  urgermanische  und  damit  auf  das  altlongobardische  Recht 
zurückgehen.  Dagegen  darf  sich  ein  y  jedenfalls  nicht  ergeben ,  wenn  6 
eine  zwar  unvollständige  Aufzeichnung  des  Stammrechts  ist,  die  aber  doch 
nur  solches  Recht  enthält,  welches  beim  Stamme  thatsächlich  und  allgemein 
in  Geltung  war. 

Ergibt  sich  nun  aber  wirklich  ausser  ^  und  ^  auch  noch  das  dritte, 
unter  den  bisherigen  Voraussetzungen  unzulässige  Verwandtschaftsverhält- 
niss  ~,  so  müssen  wir  uns  in  einer  der  Voraussetzungen  getäuscht  haben. 
Dann  sind  zwei  Fälle  denkbar.  Es  kann  sich  ergeben,  dass  wir  uns  in  der 
Voraussetzung,  b  und  c  seien  lediglich  verschiedene  Gestaltungen  desselben 
Stammrechtes,  welche  sich  nur  auf  dem  Wege  einfacher  Ableitung  aus  dem 
ältesten  Rechte  des  Stammes  ergeben  haben  müssen,  nicht  irren,  wofür  es 
nach  Massgabe  der  spätem  Erörterungen  an  ausreichenden  Haltpunkten 
nie  fehlen  wird. 

Dann  aber  irren  wir  in  der  Voraussetzung,  dass  b  wenigstens  in  den 
Bestimmungen,  welche  es  überhaupt  umfasst,  das  älteste  erkennbare,  that- 
sächlich und  allgemein  geltende  Stammrecht  darstellt.  Es  führt  uns  ^  dann 
noth  wendig  auf  eine  ältere  Gestakung  des  Stammrechtes  zurück ;  der  nähere 
Anschluss  von  c  an  andere  germanische  Rechte  erweist  dann,  dass  es  mit* 
nicht  lediglich  durch  b  zusammenhing,  sondern  noch  durch  ein  y,  durch 
ein  mit  demselben  nicht  zusammenfallendes  Urrecht  des  Stammes :  x 

A 

a    y 

A 

b  c. 
Ist  etwa  b  die  Lex  Wisigothorum,  c  das  spätere  spanische  Recht,  so 
stützt  sich  meine  Annahme,  vgl.§  7,  dass  sich  in  dem  spätem  c  das  altgothische 
Recht  y  ungetrübter  erhalten  hat,  als  in  b,  einfach  auf  das  Verhältniss  ^, 
auf  die  nähere  Verwandtschaft  des  spanischen  Rechts  mit  andern  germa- 
nischen Rechten,  wie  sie  nicht  vorhanden  sein  könnte,  wenn  c  sich  nur 
auf  Grundlage  von  b  weiterentwickelt  haben  würde.  Würde  hier  das  Haupt- 
gewicht darauf  zu  legen  sein,  dass  b  wahrscheinlich  dem  thatsächlich  gel- 
tenden Rechte  nur  wenig  entsprach,  so  könnte  in  andern  Fällen  der  Grund 
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39]  darin  zu  suchen  sein,  dass  in  der  ältesten  Aufzeichnung  b  zwar  that- 
sächlich  geltendes,  nicht  aber  immer  beim  ganzen  Stamme  geltendes  Recht 
enthalten  war ;  dass  schon  eine  Verzweigung  des  Stammrechtes  vorlag, 
welche  die  Lex  nicht  berücksichtigte,  aber  auch  nicht  rückgängig  machte. 
Fänden  wir  etwa  Grund  zu  der  Vermuthung,  dass  die  grosse  Verschieden- 
heit der  nordfranzösischen  Coutumes  c  über  die  Zeit  der  Lex  Salica  b  zu- 
rückreiche, so  würden  wir  die  Entscheidung  zweifellos  von  dem  Vorkommen 
des  Verhältnisses  y  abhängig  zu  machen  haben,  von  dem  Nachweis,  dass 
auch  in  solchen  Fällen,  welche  in  der  Lex  Salica  beachtet  sind,  die  Coutumes 
sich  andern  germanischen  Rechten  näher  verwandt  zeigen,  als  dieser. 

Das  Vorkommen  des  Verhältnisses  ~f  kann  dann  weiter  seine  Erklä- 
rung  darin  finden,  dass  wir  uns  in  der  Voraussetzung  einfacher  Verwandt- 
schaft täuschen,  dass  zwar  b  durchaus  dem  Rechte  entsprach,  wie  es  in 
früherer  Zeit  beim  Stamme  thatsächlich  und  allgemein  in  Gehung  war,  dass 
aber  c  nicht  einfache  Weiterentwicklung  desselben,  sondern  auch  von  einem 
fremden  Stammesrechte  a  beeinflusst  war.  Wird  es  auch  da  an  Haltpunkten 
zur  Unterscheidung  vom  ersten  FaUe  nicht  fehlen,  so  sähen  wir  uns  damit 
auf  die  Doppelverwandtschaft  x 

A 
a    b 

V 
c  hingewiesen.    Wäre  etwa  b  das    älteste 

longobardische,  a  das  fränkische  Recht,  so  würden  ja  die  karolingische 

Gesetzgebung  und  der  Einfluss  der  fränkischen  Einwanderung  es  leicht 

erklären,  wenn  wir  im  spätem  longobardischen  Recht  auch  das  dritte  Ver- 

wandtschaftsverhälmiss  y  finden. 

40.  Haben  die  aus  einem  andern,  uns  bekannten  Rechte  abgeleiteten 
Rechte  für  unsere  Zwecke  nur  untergeordnete  Bedeutung,  so  ist  es  für 
diesen  um  so  wichtiger,  uns  die  Verwandtschaftsverhältnisse 
selbstständiger  Rechte  zu  vergegenwärtigen,  wie  wir  für  den  näch- 
sten Zweck  kurzweg  die  Rechte  der  verschiedenen  Stämme  in  ihrer  ältesten 
erkennbaren  Gestaltung  bezeichnen  können.  Nach  dem  S  22  Ausgeführten 
ist  bei  diesen  von  vornherein  davon  auszugehen,  dass  sie  nicht  auseinander 
abgeleitet  sein  können,  sondern  ihre  Verwandtschaft  immer  durch  gemein- 
same Ableitung  aus  x,  aus  einem  uns  unmittelbar  nicht  bekannten  altern 
Urrechte  zu  erklären  ist. 

So  lange  es  sich  da  nur  um  zwei  Rechte  handeh,  kann  von  be- 
sondem  Verwandtschaftsverhältnissen  des  einen  oder  andern  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein.  Wir  finden  da  bald  Abweichung |^,  bald  Uebereinstimmung 
ab  und  schliessen  aus  letzterer,  dass  beide  irgendwie  gemeinsam  auf  ein  x 
zurückgehen  müssen.  Aber  für  einen  weitergehenden  Schluss  würde  es 
an  jeder  Grundlage  fehlen. 

41«  Dieses  Verhältniss  gestaltet  sich  aber  auch  nicht  anders  bei  einer 
Mehrzahl  verwandter  Rechte,  so  lange  wir  uns  auf  die  Beachtung 
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der  in  ihnen  überhaupt  vorkommenden  Verwandtschaftsverhähnisse  be- 
schränken. Vergleichen  wir  drei  verwandte  Rechte,  so  muss  sich  einmal 
ein  Bestand  ergeben,  bei  dem  alle  von  einander  abweichen,  da  es  sich  an- 
dernfalls überhaupt  nicht  um  verschiedene  Rechte  handeln  würde.  Weiter 
ein  Bestand,  in  dem  alle  übereinstimmen,  da  sie  andernfalls  nicht  verwandt 
sein  würden.  Endlich  aber  wird  sich  ein  für  uns  zunächst  beachtenswerther 
Bestand  von  besonderen  Verwandtschaftsverhältnissen  finden, 
bei  welchen  je  zwei  Rechte  übereinstimmen,  das  dritte  abweicht.  Und 
zwar  muss  sich,  wenn  drei  Rechte  irgendwie  gemeinsam  auf  ein  x  zurück- 
gehen, also  X 


a  b  Cy  auch  das  dreifache  besondere  Verwandtschaftsverhältniss 
^ ,  y ,  ^  ergeben.  Denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  nicht  wenigstens 
ein  oder  anderesmal  je  zwei  der  Rechte  aus  x  etwas  gemeinsam  beibehielten, 
bei  welchem  das  dritte  von  ihm  abwich. 

Es  mag  nun  sein,  dass  einer  der  Bestandtheile,  etwa  y  sich  nur  we- 
nig bemerklich  macht.  Sollte  sich  aber  auch  bei  genauerer  Prüfung  her- 
ausstellen, dass  er  ganz  fehlt,  dass  sich  wohl  ^  und  ^  findet,  aber  kein 
Fall,  bei  welchem  c  mit  a  stimmt,  b  aber  abweicht,  so  könnte  c  überhaupt 
kein  selbstständiges  Stammrecht  im  angegebenen  Sinne,  sondern  nach  Mass- 
gabe des  S  22  Bemerkten  nur  eine  jüngere  Gestahung  des  Rechtes  b  sein, 
die  aus  diesem  abgeleitet,  nur  durch  dieses  mit  den  übrigen  germanischen 
Rechten  zusammenhängt.  Damit  würde  nun  das  Mittel  geboten  sein,  um 
den  thatsächlich  nicht  leicht  vorkommenden,  aber  doch  S  22  als  Möglichkeit 
berücksichtigten  Fall  zur  Entscheidung  zu  bringen.  Halten  wir  uns  an  das 
dort  gewählte  fingirte  Beispiel,  könnte  es  zweifelhaft  sein,  ob  Östgöta- 
lagen  c  aus  der  altern  Gestalt  von  Westgötalagen  b  abgeleitet,  oder  neben 
demselben  als  ein  selbstständiges  Recht  zu  betrachten  sei,  so  müsste  dafür 
das  Fehlen  des  Verhältnisses  y  massgebend  sein ;  es  müsste  sich  ergeben, 
dass  c,  wo  es  von  b  abweicht,  doch  nie  mit  andern  germanischen  Rechten  a 
näher  übereinstimmt. 

Finden  sich  nun  aber  auch  die  drei  vorauszusetzenden  besondern 
Verwandtschaftsverhältnisse,  so  führt  das  unmittelbar  nicht  weiter,  als  die 
Vergleichung  von  zwei  Rechten ;  es  berechtigt  lediglich  zu  dem  Schlüsse, 
dass  alle  drei  irgendwie  auf  x  zurückgehen.  Nun  kann  es  sein,  dass  wir 
uns  wegen  Mangel  an  Haltpunkten  für  genauere  Bestimmung  mit  diesem 
Ergebnisse  begnügen  müssen,  wonach  alle  unabhängig  von  einander  auf  x 
zurückgehen  würden.  Dann  aber  dürfen  wir  nach  dem  S  20  Ausgeführten 
auch  annehmen,  dass  uns  da  nur  jener  Mangel  hindert,  weil  davon  aus- 
zugehen ist,  dass  in  der  Regel  alle  Weiterverzweigung  der  Rechte  nur  durch 
fortgesetzte  Zweitheilung  erfolgte. 

42.  Damit  aber  ergibt  sich  dann  auch  dieNothwendigkeitder 
Annahme  einer  Mehrzahl  von  unbekannten  Gliedern,  sobald 
es  sich  um  mehr  als  zwei  Rechte  handeh.  Von  drei  Rechten  kann  dann  nur 
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42]  eines,  etwa  a,  sich  selbstständig  von  x  abgezweigt  haben ;  x  theilte  sich 
zunächst  in  a  und^^  dieses  dann  in  b  und  c;  oder,  wie  sich  das  auch  aus- 
drücken Hesse,  b  und  c  zweiten  sich  erst,  als  das  ursprünglichere  x  sich 
bereits  zu  y  weiterentwickelt  hatte :  x 

A 

a    y 

A 

b  c.  Es  ergibt  sich  dann  leicht, 
dass  auch  bei  einer  grössern  Zahl  verwandter  Rechte  das  Verhältniss 
kein  anderes  sein  kann.  Ergeben  die  Verwandtschaftsverhältnisse  für  vier 
Rechte  Zurückgehen  auf  ein  x,  so  kann  der  thatsächliche  Zusammenhang 
nur  X  X 

A  A 

y     l  a  y 

A    A     oder  A 

a     b  c    d  3   ^ 

A 

c  d  sein.  Können  immer  nur  zwei  der  näher- 
verwandten Rechte  unmittelbar  aus  demselben  unbekannten  Gliede  abge- 
leitet sein,  so  wird  auch  der  Zusammenhang  einer  grössern  Zahl  verwandter 
Rechte  immer  mindestens  durch  eine  um  eine  Einheit  zurückbleibende 
Zahl  unbekannter  Glieder  vermittelt  sein  müssen,  während  thatsächlich 
die  Zahl  noch  grösser  gewesen  sein  kann,  da  uns  ja  nicht  alle  Endglieder 
erhalten  sein  werden ;  genügt  für  die  uns  erhaltenen  Glieder  a  und  b  die 
Annahme  y 

A 

a    by  so  schliesst  das  das  Eingreifen  eines  weitern  unbekannten 
Gliedes     y 

A 
A 

a     V      nicht  aus,  da  uns  ja  das  Recht  v  verloren  sein  kann. 

43«  Dürfen  wir  nun  auch  davon  ausgehen,  dass  von  drei  näher  ver- 
wandten Rechten  nur  eines  selbstständig  aus  x  abgeleitet  ist,  die  beiden 
andern  aber  durch  Vermittlung  eines ^,  würde  also  die  Bestimmung 
des  selbstständig  abgeleiteten  Gliedes  massgebend  für  die  Fest- 
stellung des  Zusammenhangs  der  drei  Rechte  sein,  so  genügt  die  blosse 
Beachtung  der  überhaupt  vorkommenden  Verwandtschaftsverhältnisse  nicht 
zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  wir  in  a,  oder  aber  in  b  oder  c  das  selbst- 
ständig abgeleitete  Glied  zu  sehen  haben.  Müssen  sich  ausser  dem  in  allen 
verschiedenen  und  dem  allen  gemeinsamen  Bestände  die  besonderen  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse -^-.^f  1  ~a  finden ,  so  ergeben  diese  unmittelbar 
keinen  Halt,  da  sie  sich  auch  bei  der  Annahme  unmittelbarer  Ableitung 
aller  drei  Glieder  aus  x  nicht  anders  stellen  würden. 

Dagegen  gewinnen  wir  nun  in  dieser  Richtung  einen  bestimmteren 
Halt,  wenn  wir  das  quantitative  Moment,  den  Umfangderbesonderen 
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Verwandtschaftsverhältnisse  beachten.  Lässt  sich  etwa  ^und^ 
nur  in  wenigen  Fällen  nachweisen,  dagegen  häufig  -~  ,  so  werden  wir  auf 
den  Zusammenhang    x 

A 
a   y 

A 
b     c  schliessen,  weil  die  häufigere  Uebereinstimraung 

zwischen  b  und  c  ihre  nächstliegende  Erklärung  darin  findet,  dass  beide 

nicht  blos  durch  x,  sondern  ausserdem  noch  durch  ein  y  näher  verbunden 

waren. 

Dieser  Schluss,  dass,  wenn  von  drei  Gliedern  zwei  sich  unter  sich 
ungleich  näher  verwandt  zeigen,  das  dritte  unabhängig  von  ihnen  auf  den 
gemeinsamen  Ausgangspunkt  zurückgehen  muss,  ist  ein  so  überaus  nahe- 
liegender, und  thatsächlich  so  regelmässig  zutreffender,  dass  wir  ihn  auf 
den  verschiedensten  Gebieten  vergleichender  Forschung  fortgesetzt  in  An- 
wendung zu  bringen  pflegen,  ohne  auch  nur  zu  erwägen,  ob  denn  da  auch 
die  Möglichkeit  anderen  Zusammenhanges  ausgeschlossen  sei.  Es  ist  aber 
die  undankbare  Aufgabe  der  Theorie,  dass  sie,  um  allen  Einwendungen 
zu  begegnen,  die  Möglichkeiten  auch  da  zu  berücksichtigen  hat,  wo  die- 
selben für  die  Aufgaben  des  practischen  Forschers  kaum  von  Bedeutung 
sind. 

44«  Unter  der  Voraussetzung  normaler  Weiterentwicklung,  bei  wel- 
cher jede  Verzweigung  zu  annähernd  entsprechend  weiterer  Abweichung 
vom  Urrechte  führte,  konnte  das  angenommene  Verwandtschaftsverhälmiss 
sich  allerdings  lediglich  in  Folge  jenes  Zusammenhanges  so  gestalten.  Aber 
wenigstens  theoretisch  haben  wir  doch  auch  die  Möglichkeit  einer 
die  quantitativen  Verhältnisse  störenden  ungleichmässi- 
gen  Weiterentwicklung  zu  berücksichtigen.  Und  dann  ist  bei  Be- 
schränkung auf  die  Beachtung  jener  Verwandtschaftsverhältnisse  die  An- 
nahme nicht  unbedingt  ausgeschlossen,  dass  nicht  a,  sondern  eines  der 
andern  Glieder  selbstständig  aus  x  abgeleitet  war,  also  etwa  x 

A 

c     f 

A 

Ä  j.  Es  ist 
denkbar,  dass  c  und  y  sich  nur  wenig  von  x,  und  wieder  b  nur  sehr  wenig 
von  y  entfernte,  während  eine  stärkere  Abweichung  sich  erst  beim  Ueber- 
gange  von  ^  zu  ^  ergab,  so  dass  trotz  jenes  Zusammenhanges  c  und  b  sehr 
nahe  verwandt  sein  können,  während  a  nur  selten  besondere  Ueberein- 
stimraung mit  dem  einen  oder  andern  zeigt. 

Nicht  anders  bei  einer  grössern  Zahl  von  Rechten.  Man  überzeugt 
sich  leicht  nach  Massgabe  der  beiden  oben  für  den  Zusammenhang  von 
vier  Rechten  gegebenen  Gestaltungen,  wie  zwar  die  nähere  Verwandtschaft 
von  ab  gegenüber  cd  zunächst  annehmen  lassen  wird,  dass  beide  Gruppen 
unabhängig  von  einander  aus  x  abgeleitet  seien ;  wie  aber  dieselbe  unter 
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44]  entsprechenden  Voraussetzungen  doch  nicht  ausschliesst,  dass  die 
zweite  Gestaltung  zutraf,  dass  nur  a  gegenüber  den  drei  andern  Rechten 
selbstständig  aus  x  abgeleitet  war. 

Es  wird  nun  aber  nicht  leicht  der  Fall  vorkommen,  dass  das,  was  da 
theoretisch  als  möglich  erscheint,  auch  thatsöchlich  zutreffen  wird.  Höch- 
stens dann  wäre  jene  Möglichkeit  auch  nur  in  Erwägung  zu  ziehen,  wenn 
die  fraglichen  drei  Rechte  überhaupt  die  nächstverwandten  Rechte 
in  der  gesammten  Masse  sein  würden,  so  dass  von  ihnen  anzunehmen 
wäre,  sie  seien  unmittelbar,  lediglich  unter  Eingreifen  noch  eines  y,  aus 
dem  sie  verbindendenden  x  abgeleitet.  Je  geringer  die  Zahl  der  die  Rechte 
verbindenden  Glieder  ist,  um  so  eher  ist  wenigstens  denkbar,  dass  der 
Gang  der  Entwicklung  ein  so  unregelmässiger  sein  konnte,  dass  er  zu  jenem 
Ergebnisse  fühne.  Und  doch  würde  das  selbst  in  dem  angegebenen  gün- 
stigsten Falle  nur  möglich  sein  bei  der  Annahme,  dass  der  dreifache  Ueber- 
gang  von  x  zu  c,  von  x  zwy  und  von  ^  zu  ^  geringere  Aenderungen  her- 
beigeführt hätte,  als  der  einmalige  von  y  zu  a.  Was  da  möglich,  würde 
doch  selbst  in  dem  angegebenen  günstigsten  Falle  mindestens  ganz  un- 
wahrscheinlich sein. 

46.  Um  so  bestimmter  wird  jene  sich  theoretisch  ergebende  Mög- 
lichkeit ganz  ausser  Rechnung  bleiben  müssen,  wenn  es  sich  um  die 
Vergleichung  nicht  näher  verwandter  Rechte  handelt,  da 
damit  die  betonten  UnWahrscheinlichkeiten  sich  ganz  ausserordentlich  stei- 
gern würden.  Suchten  wir  nachzuweisen,  dass  der  normale  Zusammenhang 
irgendwelcher  drei  germanischer  Rechte  mit    x 

A 

a   y 

A 

b  c  zu  formuliren  sei,  $0  soll 
damit  nicht  gesagt  sein,  dass  a  und  y  unmittelbar  aus  x,  b  und  c  unmittelbar 
aus  y  abgeleitet  seien,  wie  das  immer  nur  dann  der  Fall  sein  könnte,  wenn 
es  sich  gerade  um  die  drei  nächstverwandten  Rechte  der  gesammten  ger- 
manischen Gruppe  handeln  würde.  Sind  die  Rechte  nur  wenig  verwandt, 
so  wird  auch  von  vornherein  anzunehmen  sein,  dass  sie  durch  eine  Reihe 
weiterer  unbekannter  Glieder  mit  dem  gemeinsamen  Urrechte  zusammen- 
hängen, wie  sich  das  sofort  ergeben  müsste,  sobald  wir  uns  nicht  auf  drei 
Rechte  beschränkten,  sondern  die  ganze  Masse  der  germanischen  Rechte 
in  die  Vergleichung  einbezögen. 

Denn  bei  Beschränkung  auf  irgendwelche  drei  Rechte  werden  aller- 
dings die  überhaupt  vorkommenden  Verwandtschaftsverhältnisse  selbst 
dann  keine  andern  sein  können,  wenn  wir  zwei  möglichst  nahe  verwandte 
Rechte  mit  einem  möglichst  wenig  verwandten  vergleichen ;  so  etwa  die 
nächstverwandten  norwegischen  Landrechte,  die  Gulathingslög  und  die 
Frostuthingslög,  b  und  c,  mit  dem  fränkischen  oder  irgendwelchem  andern 
westgermanischen  Rechte  a.  Die  Abweichungen  werden  da  so  bedeutende 
sein,  dass  wir  von  vornherein  geneigt  sein  werden,  anzunehmen,  der 
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Unterschied  zwischen  a  einerseits,  bc  andererseits  müsse  auf  eine  schon 
an  das  germanische  Urrecht  anknüpfende  Verzweigung  zurückgehen.  Aber 
lediglich  die  quantitativen  Verhältnisse  werden  sich  da  anders  stellen,  als 
bei  der  Vergleichung  dreier  nächstverwandter  Rechte. 

Es  wird  sich  auch  dann  ein  in  allen  übereinstimmender  Bestand  zei- 
gen, wegen  des  gemeinsamen  Zurückgehens  auf  das  Urrecht;  aber  er  wird 
verhältnissmässig  gering  sein.  Ebenso  ein  in  allen  dreien  abweichender 
Bestand,  der  aber  gleichfalls  nur  gering  sein  kann  wegen  der  nahen  Ver- 
wandtschaft von  ^  und  ^.  Trotz  dieser  werden  auch  die  Bestandtheile 
^  und  y  nicht  ganz  fehlen ;  bei  dem,  worin  beide  von  einander  abweichen, 
wird  bald  das  eine,  bald  das  andere  sich  solchem  urgermanischen  Rechte, 
welches  auch  in  a  übergegangen  ist,  näher  anschliessen.  Je  geringer  aber 
alle  diese  Bestandtheile  sein  werden,  um  so  mehr  muss  natürlich  der  Be- 
standtheil  ~  der  durchaus  vorherrschende  sein.  Das  alles  erklärt  sich  in 
einfachster  Weise,  wenn  wir  annehmen,  dass  a  unabhängig  von  b  und  c 
auf  X  zurückgeht,  diese  aber  durch  Vermittlung  eines  sie  näher  verbinden- 
den yy  während  sowohl  a  als  y  erst  durch  eine  Reihe  weiterer  unbekannter 
Glieder  mit  x  zusammenhängen  werden,  da  bei  unmittelbarer  Ableitung 
beider  aus  x  das  starke  Auseinandergehen  sich  nicht  wohl  erklären  würde. 

Nun  Hesse  sich  ja  auch  hier  einwenden,  dass  jene  Verwandtschafts- 
verhältnisse den  Zusammenhang   x 

A 

c    y 

A 

b  a  nicht  nothwendig  ausschliessen,  dass 
die  beiden  norwegischen  Rechte  c  und  b  dennoch  unabhängig  von  ein- 
ander aus  dem  germanischen  Urrechte  abgeleitet  sein  könnten,  dagegen  a 
immerhin  mit  b  aus  einem  diesem  nächstverwandten  y ;  dass  daher  die 
ganze  auf  entsprechende  Verwandtschaftsverhältnisse  begründete  Annahme, 
ostgermanische  und  westgermanische  Rechte  gingen  unabhängig  von  ein- 
ander auf  das  germanische  Urrecht  zurück,  eine  irrige  sein  könne,  da  jene 
Verhältnisse  die  Möglichkeit  belassen,  dass  nur  die  eine  Gruppe  auf  das 
germanische  Urrecht  zurückgeht,  das  besondere  Urrecht  der  andern  Gruppe 
erst  aus  einem  Gliede  jener  abgeleitet  ist. 

Nun  bedarf  es  aber  doch  kaum  einer  Andeutung,  auf  wie  gehäufte 
UnWahrscheinlichkeiten  eine  solche  Annahme  führen  müsste.  Um  trotz 
jenes  Zusammenhanges  den  Umstand  zu  erklären,  dass  b  nähere  Verwandt- 
schaft zu  ^  zeigt,  als  zu  irgendeinem  andern  germanischen  Rechte,  müssten 
wir  annehmen,  dass  wir  in  b  und  c  gerade  die  Rechte  ihrer  Gruppe  ge- 
troffen hätten,  welche  am  unmittelbarsten  mitA?  zusammenhängen,  so  dass 
alle  andern  Glieder  der  Gruppe  aus  ihnen  abgeleitet  sein  müssten  oder 
vielmehr  nach  §  22  aus  ihnen  nächststehenden  Rechten.  Das  würde  dann 
wieder  zur  Einschiebung  noch  weiterer,  die  Zahl  der  Uebergänge  zwischen 
b  und  c  vermehrender  und  damit  ihre  nahe  Verwandtschaft  um  so  un- 
wahrscheinlicher machender  unbekannter  Glieder  nöthigen.    Umgekehrt 
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46]  würden  wir,  um  die  starke  Abweichung  des  a  von  b  und  damit  von  y 
zu  erklaren,  annehmen  müssen,  der  ganze  weitgreifende  Gegensatz  zwischen 
ostgermanischem  und  westgermanischem  Recht  habe  sich  nicht  auf  dem 
Wege  langsam  vorschreitender  Entwicklung  in  Folge  einer  auf  das  ger- 
manische Urrecht  selbst  zurückgehenden  Verzweigung  ergeben,  sondern 
durch  den  einzigen  Uebergang  von  y  zu  a,  obwohl  doch  Alles  gegen  die 
Annahme  sprechen  muss,  es  könnten  in  vorgeschichtlicher  Zeit  weitgreifende 
Aenderungen  des  Rechts  sprungweise  erfolgt  sein.  Denn  wir  haben  bei  a  nicht 
gerade  nur  ein  westgermanisches  Recht  im  Auge,  dessen  weite  Abweichung 
von  b  und  y  sich  daraus  erklären  liesse,  dass  es  mit  y  nur  durch  eine  Reihe 
weiterer  unbekannter  Glieder  verbunden  war.  Wir  fassen  a  vielmehr  als 
Vertreter  der  ganzen  Gruppe,  als  ein  Recht,  welches  Alles  enthält,  wodurch 
sich  die  verschiedenen  westgermanischen  Rechte  von  den  ostgermanischen 
unterscheiden,  wie  das  zunächst  bei  dem  westgermanischen  Urrechte  zu- 
treffen würde,  dessen  Abweichungen  sich  nach  jenem  Zusammenhange  bei 
unmittelbarer  Ableitung  aus  irgendwelchem  ostgermanischen  Rechte  er- 
geben haben  müssten. 

Es  wird  überflüssig  sein,  Alles,  was  dem  Zutreffen  jener  Möglichkeit 
im  Wege  stehen  würde,  genauer  zu  verfolgen ;  es  wird  sich  ohnehin  später 
Gelegenheit  bieten,  mehrfach  auf  die  Unwahrscheinlich keiten,  die  sich  aus 
demselben  ergeben  würden,  aufmerksam  zu  machen.  Es  mag  genügen, 
schon  hier  darauf  hinzuweisen,  wie  auch  jene  Möglichkeit  sich  beseitigt, 
wenn  wir  uns  nicht  lediglich  auf  die  Verwandtschaftsverhältnisse  beschrän- 
ken, sondern  die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  ins  Auge  zu  fassen.  Lässt 
sich  auch  nur  in  einem  einzigen  Falle  mit  voller  Sicherheit  erweisen,  dass 
a  das  Ursprüngliche,  das  mit  ;itr  Stimmende  erhalten  hat,  die  verwandtschaft- 
liche Uebereinstimmung  in  b  und  c  da  aber  nichtursprüngliche  Bestimmun- 
gen trifft,  die  dann  auch  das  sie  verbindende  y  getroffen  haben  muss,  so 
ist  damit  die  Annahme  der  Ableitung  von  ä  aus  ^  schlechtweg  unvereinbar; 
es  muss  unabhängig  von  b  und  c  und  dem  diese  verbindenden  y  auf  das 
Urrecht  zurückgehen.  Und  es  dürfte  sich  ergeben,  dass  es  uns  nicht  an 
Mitteln  gebricht,  um  uns  über  Ursprünglichkeit  und  Nichtursprünglichkeit 
mancher  Bestimmungen  ein  sicheres  Urtheil  zu  bilden. 

46.  Nach  Massgabe  des  Bemerkten  wird  denn  auch  ein  Einwand 
gegen  die  Zugehörigkeit  des  longobardischen  Rechts  zu 
den  ostgermanischen  zu  beurtheilen  sein,  den  neuerdings  Schröder, 
Rechtsg.  280.294,  gegen  meine  bezügliche  Behauptung  erhoben  hat.  Hält 
er  die  Longobarden  für  Westgermanen,  stellt  er  andererseits  Verwandt- 
schaft ihres  Rechts  b  mit  den  nordgermanischen  Rechten  c  nicht  in  Abrede, 
so  sucht  er  dieses  Verhältniss  daraus  zu  erklären,  dass  es  sich  bei  dem 
Uebereinstimmenden  um  Reste  des  urgermanischen  Rechtes  x  handle, 
welche  hier  entschiedener,  als  in  andern  westgermanischen  Rechten  a  be- 
vvrahrt  seien. 

So  lange  es  sich  nun  nur  um  die  von  ihm,  wie  ft'üher  von  mir,  be- 
tonte Einzelbestimmung  handelt,  dass  in  b,  wie  in  c^  Rechtswirksamkeit 
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der  unechten  Vaterschaft  anerkannt  wird,  würde  wenigstens  nach  äusseren 
Haltpunkten  gegen  jene  Erklärung  nichts  einzuwenden  sein ;  es  könnte  das 
eine  noch  im  westgermanischen  Urrechte  y  aus  x  beibehaltene  Bestimmung 
sein,  welche  dann  erst  beim  Uebergange  vony  zu  a  durch  rechtliche  Nicht- 
beachtung der  unechten  Vaterschaft  ersetzt  wurde.  Aber  es  handelt  sich 
nicht  um  eine  Einzelbestimmung,  sondern,  wie  die  spätem  Untersuchungen 
ergeben  werden,  wenigstens  bei  der  Erbenfolge  und  was  damit  zusammen- 
hangt um  eine  ganze  Reihe  von  auf  denselben  Gesichtspunkten  beruhen- 
den Bestimmungen,  in  welchen  b  mit  c  zusammentriift.  Alle  diese  Be- 
stimmungen nun  mUssten  sich  bei  Stichhaltigkeit  jener  Erklärung  ebenso 
in  X  gefunden  und  aus  demselben  sowohl  in  dem  ostgermanischen,  als  in 
dem  westgermanischen  Urrechte  y  erhalten  haben,  während  dann  erst  beim 
Uebergange  von  y  zm  a  sich  der  ausserordentlich  starke  Unterschied  zwi- 
schen den  sonstigen  westgermanischen  Rechten  und  den  ostgermanischen 
ergeben  haben  würde. 

Trifft  aber  weiter  die  nähere  Verwandtschaft  zwischen  b  und  c  nicht 
alle  ostgermanischen  Rechte  gleichförmig,  sondern  bei  der  Erbenfolge  zu- 
nächst nur  das  norwegische  Recht,  so  würde  bei  jener  Erklärung  auch  der 
Schluss  nicht  abzuweisen  sein,  dass  das  longobardische  und  norwegische 
Recht  die  ursprünglichsten,  die  dem  germanischen  Urrechte  nächststehen- 
den Glieder  beider  Gruppen  seien,  insbesondere  alles  in  ihnen  Ueberein- 
stimmende,  wie  etwa  die  Hälftung  zwischen  Tochter  und  Enkel  oder  die 
Nichtberücksichtigung  der  Verschiedenheit  der  Mutter  für  das  Verhälmiss 
der  Vollgeschwisterschaft,  germanisches  Urrecht  sei.  Zeigen  dann  gerade 
auch  bezüglich  solcher  Bestimmungen  andere  westgermanische  und  ost- 
germanische Rechte  grosse  Uebereinstimmung,  so  könnte  sich  diese  natür- 
lich nur  in  Folge  selbstständiger  Weiterentwicklung  ergeben  haben.  Wür- 
den so,  wie  ich  denke,  schon  die  quantitativen  Verwandtschaftsverhältnisse 
zum  Erweise  ausreichen,  dass  die  scandi  na  vischen  Rechte  nicht  unabhängig 
vom  longobardischen  aus  dem  germanischen  Urrechte  abgeleitet  sein  kön- 
nen, so  würde  ein  einziger  Fall,  in  dem  sich  mit  Sicherheit  nachweisen 
liesse,  dass  ein  im  longobardischen  und  einem  der  scandinavischen  Rechte 
übereinstimmender  Satz  nicht  der  ursprüngliche,  nicht  der  des  germanischen 
Unrechts  sein  könne,  ausreichen,  um  das  Nichtzutreffen  jener  Erklärung 
zu  erweisen.  Und  dafür  wird  uns  nicht  blos  ein  einzelner,  sondern  eine 
Reihe  von  Sätzen  zu  Gebote  stehen,  falls  anders  die  später  darzulegende 
Methode  zur  Bestimmung  der  Ursprünglichkeitsverhältnisse  als  zutreffiend 
anerkannt  wird. 

Ich  würde  es  kaum  für  nöthig  gehalten  haben,  auf  jene  so  entfernte 
Möglichkeit  einer  die  quantitativen  Verhältnisse  störenden  unregelmässigen 
Weiterentwicklung  näher  einzugehen,  wenn  sie  nicht,  so  weit  ich  sehe, 
die  einzige  wäre,  die  sich  theoretisch  gegen  das  unbedingte  Zutreffen  ge- 
rade der  Regel  geltend  machen  lassen  würde,  welche  den  wichtigsten  Aus- 
gangspunkt für  alle  weitern  Untersuchungen  zu  bilden  hat;  der  Regel 
nämlich,  dass,  wenn  von  drei  Rechten  sich  zwei  dem  dritten  gegenüber 
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46]  näher  verwandt  zeigen,  dieses  dritte  unabhängig  von  ihnen  auf  das  ge- 
meinsame Urrecht  zurückgehen  muss,  während  sie  selbst  nur  durch  ein  ihre 
nähere  Verwandtschaft  erklärendes  gemeinsames  Zwischenglied  mit  dem 
letztern  zusammenhängen  können.  Wir  werden  nach  dem  vorher  Bemerk- 
ten weiterhin  von  dem  ausnahmslosen  Zutreffen  einer  Regel  ausgehen 
dürfen,  welche  ja  ohnehin  als  eine  für  die  verschiedensten  Aufgaben  ver- 
gleichender Forschung  anerkannte  betrachtet  werden  darf. 

47.  Lässt  sich  nach  der  bisher  begründeten  Regel  der  verwandt- 
schaftliche Zusammenhang  zwischen  jeden  willkürlich  herausgegriffenen 
näher  oder  entfernter  verwandten  drei  Rechten  bestimmen,  so  genügt  das 
durchaus,  um  auch  die  Bestimmung  des  Zusammenhangs  jeder 
grössernZahl  verwandter  R  e  c  h  t  e  wenigstens  theoretisch  mit  voller 
Sicherheit  durchführen  zu  können.  Praaisch  werden  da  in  der  Regel  an- 
dere, schneller  zum  Ziele  führende  Anen  der  Beweisführung,  wie  sie  durch 
später  zu  erörternde  Haltpunkte  ermöglicht  sind,  näherliegen.  Aber  für 
den  theoretischen  Zusammenhang  wird  es  von  Wenh  sein,  nachzuweisen, 
dass  sich  gestützt  nur  auf  jene  Regel,  also  nur  auf  Grundlage  der  Verwandt- 
schaftsverhältnisse, der  Zusammenhang  jeder  Anzahl  von  verwandten  Rech- 
ten nachweisen  lässt. 

Wir  werden  einfach  so  lange  den  Zusammenhang  verschieden  zu- 

sammengefasster  Dreiheiten  von  Rechten  bestimmen,  als  sich  dafür  ein 

Bedürfniss  ergibt.   Wir  haben  die  sich  damit  ergebenden  Gruppen  dann 

so  in  Verbindung  zu  setzen,  dass  auch  in  dem  Gesammtzusammenhange 

das  Ergebniss  gewahrt  bleibt,  welches  sich  in  den  Einzelgruppen  für  das 

Verhältniss  je  dreier  Rechte  zu  einander  ergab.  Hat  sich     x 

A 
a    y 

A 

b  c  ergeben, 
so  wurde  schon  §  45  darauf  hingewiesen,  dass  damit  a  nicht  überhaupt  als 
unmittelbar  aus  x  abgeleitet  hingestellt  werden  soll.  Es  soll  darin  lediglich 
die  doppelte  Behauptung  liegen,  einmal,  dass  a  unabhängig  von  b  und  c 
aus  X  abgeleitet  ist ;  weiter,  dass  b  und  c  gegenüber  a  noch  durch  ein  y 
näher  verbunden  sind.    Würde  nun  etwa  die  zweite  Gruppe  x 

A 

b  K 
A 

a    d  hinzu- 
kommen, so  würde  der  Zusammenhang  der  vier  Rechte  nur     x 

A 

<    y 
A  A 

a  d  b  c  sein 
können,  da  nur  er  die  Behauptungen,  dass  a  unabhängig  von  b  und  c,  b 
unabhängig  von  a  und  d  aus  x  abgeleitet,  und  b  und  c,  dann  a  und  d  durch 
ein  weiteres  unbekanntes  Glied  verbunden  seien,  unberührt  lässt.  Dagegen 
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würde  das  bei  jedem  andern  Zusammenhange  nicht  der  Fall  sein  können. 
Nähmen  wir  etwa      x 

A 

a    i 

A 

d    y 

A 
b    c  an,  so  würde  das  allerdings  zur  ersten  Gruppe 

stimmen.  Nicht  aber  zur  zweiten,  in  welcher  die  Behauptung  liegt,  dass 
a  und  d  unabhängig  von  h  durch  ein  unbekanntes  Glied  mit  x  zusam- 
menhangen. 

So  un  nittelbar,  wie  in  dem  angeführten  Falle,  wird  sich  der  Zusam- 
menhang allerdings  nicht  immer  ergeben ;  wohl  aber  durch  weiter  fort- 
gesetzte Bestimmungen.    So  sind  die  Gruppen   x  x 

A  A 

y  f        i   a 

A      und    A 

ad  b     c       mit  sehr 

verschiedenem  Zusammenhange  vereinbar,  da  sie  die  Stellung  von/zu  b 
und  c  noch  ganz  unbestimmt  lassen.  Untersuchen  wir  diesen  aber  und 
ergibt  sich  dabei      { 

A  « 

WC  A 

A  y    K 

b  f,  so  kann  nur   /\     f\ 
a    dw  c 

A 

b  f  zutreffen,  da  nur  dieser  den 
früheren  Ergebnissen  nicht  widerspricht.    Ergibt  sich  dagegen  x 

A 
t  / 
A 

/|\  b     c,  so 

führt  das  zunächst  nur  auf  y     f    K 

A        A 

ad  b  c.  Damit  aber  sind  wir  der 
weitern  Untersuchung  noch  nicht  überhoben,  da  wir  nach  $  20  anneh- 
men, dass  die  Rechte  sich  in  der  Regel  nur  durch  Zweitheilung  weiter 
verzweigt  haben.  Wird  unter  dieser  Voraussetzung  der  thatsächliche  Zu- 
sammenhang entweder      x  x 

A  A 

y  ^  y   K 

A  A   oder     A     A 
w  fb    c  a    d  f  V 

A  A  .^ 

ad  b    c  sein  müssen,  so  wird 

die  Entscheidung  zwischen  beiden  Fällen  von  Bestimmung  der  Stellung 
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47]  von /zu  zweien  der  nicht  näher  verwandten  andern  Rechte  abhängig  zu 
machen  sein.   Ergibt  sich  dann     x 

A 

y    b 

A 

Ä    /  SO  wird  der  erste  Fall  zutreffen. 

48,  Ob  ein  solches  Vorgehen  vollständig  zum  Ziele  führt,  wird  davon 
abhängen,  ob  sich  genügende  Haltpunkte  finden,  ob  sich  also  die  quanti- 
tativen Verhältnisse  der  Uebereinstimmung  und  Abweichung  so  stark  be- 
merklich machen,  dass  wir  nicht  im  Zweifel  sein  können,  welche  beiden 
von  drei  Rechten  als  die  näherverwandten  zu  betrachten  sind.  Aber  nicht 
immer  werden  sie  ausreichen.  Sie  werden  zuweilen  nicht  weiter  führen, 
als  auf  MittelstellungeinesRechteszwischenzweiGruppen 
von  Rechten,  ohne  dass  sich,  wie  das  im  letztbesprochenen  Falle  an- 
genommen wurde,  noch  weiter  entscheiden  Hesse,  welcher  von  beiden 
Gruppen  das  Recht  selbst  zuzuzählen  sei.  Da  die  späteren  Untersuchungen 
uns  mehrfach  auf  solche  Fälle  zurückführen  werden,  so  ist  es  nicht  zu  um- 
gehen, uns  zu  vergegenwärtigen,  unter  welchen  Voraussetzungen  solche 
Fälle  eintreten  können,  welche  Schlüsse  dieselben  damit  gestatten. 

Wo  es  sich  um  Rechte  handelt,  deren  Bestand  sich  erst  durch  fort- 
gesetzte Verzweigung  vom  Urrechte  aus  ergeben  hat,  bei  denen  damit  das 
dritte  voraussichtlich  stärker  vom  Urrechte  und  von  den  beiden  andern 
abweichen  wird,  da  wird  es  an  Haltpunkten  für  die  Entscheidung  nicht 
fehlen.  Fassen  wir  die  zuletzt  erörterten  Fälle  ins  Auge,  so  wird  sich  zwei- 
fellos sehr  bald  ergeben,  dass  aii  und  bc  unabhängig  von  einander  aus  dem 
Urrechie  abgeleitet  sein  müssen.  Kommt  dann  ein /hinzu,  so  wird  sich 
auch  für  dieses  die  Einreihung  leicht  feststellen  lassen,  wenn  es  sich  erst 
durch  Weiterverzweigung  einer  jener  Gruppen  entwickelt  hat,  wie  in  dem 
ersten  jener  Fälle,  wo  wir  annahmen,  dass  es  mit  b  zu  derselben  Verzwei- 
gung gehört;  seine  nahe  Verwandtschaft  mit  ^,  die  entsprechende  starke 
Abweichung  von  ad  wird  das  Verhältniss  unmittelbar  kenntlich  machen 
müssen. 

Anders  wird  sich  das  gestalten,  wenn /etwa  gerade  das  Recht  ist, 
welches  sich  am  wenigsten  vom  Urrechte  entfernt  hattei  Steht  fest,  dass  ad 
einerseits,  bc  andererseits  unabhängig  von  einander  durch  y  und  ^  auf  x 
zurückgehen,  dass  aber  auch /wegen  des  ihm  mit  allen  jenen  Rechten 
gemeinsamen  Bestandes  auf  dasselbe  x  zurückgehen  muss,  so  ist,  wie  schon 
betont,  wegen  der  regelmässigen  Zweitheilung  der  Rechte  anzunehmen, 
dass  auch /entweder  durch  ^,  oder  durch  ^  mit  ä"  zusammenhängt.  Die 
Entscheidung  wird  davon  abhängig  zu  machen  sein,  ob/ beim  Vergleiche 
mit  den  Rechten  beider  Gruppen  sich  nach  dem  quantitativen  Verwandt- 
schaftsverhältniss  entschieden  denen  der  einen  Gruppe  näher  anschliesst. 
Hing  nun  thatsächlich  /  durch  r  mit  ä"  zusammen,  und  war  derUebergang 
von  X  zu  y  ein  stark  ändernder,  so  wird  es  auch  kaum  an  Haltpunkten 
fehlen,  welche  nicht  zweifeln  lassen,  dass/ nur  mit  ad  auf^,  nicht  mit  bc 
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auf  ^  zurückgehe.  War  dagegen  der  Uebergang  von  x  zu  y  ein  wenig  än- 
dernder, so  dass^  sich  nur  wenig  von  x  unterschied,  die  stärkere  Abwei- 
chung sich  erst  beim  Uebergange  von  y  zu  w  ergab,  mochte  dann  noch 
hinzukommen,  dass  auch  /  sich  nur  wenig  von  jv  entfernte,  so  konnten  sich 
danach  die  quantitativen  Verwandtschaftsverhältnisse  so  stellen,  dass /trotz 
der  Zugehörigkeit  zur  Gruppe  y  eben  so  häufig  mit  bc,  als  mit  ad  über- 
einstimmte, sich  da  wenigstens  kein  Unterschied  ergab,  der  ausreichend 
scheinen  würde,  /  mit  Bestimmtheit  der  einen  oder  andern  Gruppe  züzu  - 
weisen.  Wir  müssen  uns  dann  auf  Grundlage  der  Verwandtschaftsverhält- 
nisse mit  dem  Ergebnisse        x 

/l\ 

y  f  ^  begnügen,  obwohl  wir  voraussetzen 
dürfen,  dass  dasselbe  nicht  vollkommen  genau  sein,/thatsächlich  durch  ;^' 
oder  jf  auf  x  zurückgehen  wird. 

Die  hier  bleibende  Unsicherheit  kann  aber  die  Forschung  nur  wenig 
beirren.  Nach  dem  Gesagten  können  sich  so  unsichere  Verwandtschafts- 
verhältnisse nur  da  ergeben,  wo  es  sich  um  die  ersten  Verzweigungen  vom 
Urrechte  aus  handelt,  nur  dann,  wenn /unabhängig  von  den  andern  Glie- 
dern der  Gruppe  aus  ^  oder  ^  abgeleitet  ist,  so  dass  die  bezüglich /ver- 
bleibende Unsicherheit  die  sonstigen  Ergebnisse  bezüglich  der  Verzweigung 
der  Rechte  beider  Gruppen  in  keiner  Weise  in  Frage  stellen  kann.  Dagegen 
kann  gerade  das  Zutreffen  jenes  anscheinend  hindernden  Verwandtschafts- 
verhältnisses uns  in  anderer  Richtung  einen  sehr  wichtigen  Haltpunkt  geben. 
Auch  bei  Zurückgehen  auf  die  erste  Verzweigung  wird  sich  die  Zugehörig- 
keit von /zur  einen  Gruppe  nur  dann  nicht  stärker  bemerklich  machen, 
wenn  das  Urrecht  x  beim  Uebergange  zu  y  oder  ^  und  wieder  von  einem 
dieser  zu /sich  nur  wenig  änderte.  Damit  ist  der  Schluss  gerechtfertigt, 
dass,  wenn  ein  Recht  zu  zwei  ihm  näherverwandten,  unabhängig  von  ein- 
ander aus  dem  Urrechte  abgeleiteten  Gruppen  sich  so  verhält,  dass  es 
beiden  gleich  nahe  zu  stehen  scheint,  dieses  Recht  sich  überhaupt  nur  sehr 
wenig  vom  Urrechte  entfernt  haben  kann. 

49.  Das  Ergebniss  der  Prüfung  der  Verwandtschafts- 
verhältnisse beschränkt  sich  demnach  nicht  darauf,  dass  sie  es  uns  er- 
möglichen, die  Gesammtmasse  der  Rechte  einfach  in  näher  und  entfernter 
verwandte  Gruppen  zu  zerlegen.  Der  Wechsel  und  der  verschiedene  Um- 
fang der  Verwandtschaftsverhältnisse  gestatten  es  uns  überdies,  uns  zu  ver- 
gegenwärtigen, welche  Rechte  unabhängig  von  einander  auf  ein  Urrecht 
zurückgehen,  welche  umgekehn  durch  weitere  unbekannte  Glieder  näher 
verbunden  sein  müssen,  und  daraufhin  den  verwandtschaftlichen  Zusam- 
menhang der  Gesammtmasse  zu  bestimmen. 

Mit  der  Feststellung  dieses  Zusammenhanges,  wie  ihn  die  Verglei- 
chung  der  Verwandtschaftsverhältnisse  ermöglicht,  ist  nun  aber  unmittelbar 
für  unsern  Hauptzweck  nichts  gewonnen,  falls  wir  diesen  darin  sehen, 
uns  auf  Grundlage  der  uns  bekannten  Rechte  zu  vergegenwärtigen,  wie 
das  Urrecht  derselben  beschaffen  war,  welches  der  uns  vorliegenden  Rechte 

5* 
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49]  demnach  wegen  seines  nähern  Anschlusses  an  jenes  als  das  ursprüng- 
lichste der  Gruppe  zu  betrachten  ist.  Denn  jener  Zusammenhang  zeigt  ja 
nicht  eine  Ableitung  der  uns  bekannten  Rechte  auseinander,  sondern  aus  un- 
bekannten Gliedern,  die  demnach  auch  unmittelbar  nichts  darüber  ergeben 
können,  in  welchem  der  aus  ihnen  abgeleiteten  Rechte  sich  die  ursprüng- 
licheren Bestimmungen  erhalten  haben.  Ergeben  die  Verwandtschaftsver- 
hältnisse, dass  die  Rechte  ab  cd  aus  einem  x  abgeleitet  sein  müssen,  und 
zwar  wegen  ihrer  näheren  Verwandtschaft  a  und  b  einerseits,  und  c  und  d 
andererseits  unabhängig  von  einander  durch  Vermittlung  eines  y  und  ;[, 
so  kann  ebensowohl  ab  wie  cd  das  Ursprünglichere  aus  x,  und  weiter 
ebenso  a,  wie  b,  das  Ursprünglichere  aus^  erhalten  haben.  Um  die  sich  hier 
aufwerfenden  Fragen  zur  Entscheidung  zu  bringen,  bieten  uns  allerdings 
die  besprochenen  Verwandtschaftsverhältnisse  und  der  auf  Grundlage  der- 
selben festgestellte  Zusammenhang  wichtige  Haltpunkte;  aber  doch  nicht 
solche,  welche  in  allen  Fällen  ausreichen. 
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60.  Nach  §22  sind  mehrere  verwandte,  aber  verschiedenen  Stämmen 
angehörende  Rechte  nie  auseinander  abgeleitet.  Ihre  Verwandtschaft  ist 
zu  erklären  aus  dem  Zurückgehen  der  Gruppe  auf  ein  Urrecht,  mit  welchem 
aber  keines  der  uns  erhaltenen  Rechte  vollständig  zusammenfallen  wird. 
Wir  wiesen  schon  S  2 1  darauf  hin,  dass  wir  den  Begriff  des  Urrechts  nicht 
als  einen  absoluten,  sondern  als  einen  relativen  fassen,  der  sich  immer  nur 
auf  die  weitere  oder  engere  Gruppe  bezieht,  welche  wir  eben  im  Auge 
haben.  Demnach  haben  wir  für  unsere  Zwecke  auch  den  Begriff  der 
UrsprUnglichkeit  als  einen  relativen,  durch  das  eben  in  Frage  kom- 
mende Urrecht  bedingten  zu  behandeln.  Was  für  die  engere  Gruppe 
ursprünglich,  dem  Urrechte  derselben  entsprechend  ist,  wird  sich  für  die 
weitere  Gruppe  vieUeicht  als  nicht  ursprünglich  erweisen.  Als  absolut 
ursprünglich  werden  wir  für  unsere  Zwecke  immerhin  das  behandeln  kön- 
nen, was  dem  gesammtgermanischen  Urrechte  entspricht;  aber  doch  auch 
das  nur  insoweit,  wie  S  2 1  betont,  weil  wir  uns  überhaupt  auf  die  germa- 
nische Gruppe  beschränken. 

51.  Haben  wir  nach  $  19  davon  auszugehen,  dass  keines  der  uns 
erhaltenen  Rechte  vollständig  irgend  einem  Urrechte  entspricht,  durch 
welches  es  mit  andern  zusammenhängt,  so  kann  auch  kein  Recht  einer 
Gruppe  als  das  ursprüngliche  schlechtweg  bezeichnet  werden.  Es  kann 
nur  von  grösserer  oder  geringerer  Ursprünglichkeit  der 
Rechteselbst  die  Rede  sein.  Sind  a  und  b  aus  x  abgeleitet,  so  ist  dessen 
uns  unbekannter  Inhalt  allerdings  in  seinem  ganzen  Umfange  für  die  be- 
zügliche Gruppe  als  ursprünglich  zu  fassen,  was  wir  mit  x^-\-  bezeichnen 
können.  Diesem  wird  das  angehören,  was  in  beiden  Rechten  übereinstimmt. 
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Wo  diese  nicht  übereinstimmen,  können  beide  unabhängig  von  einander 
von  X  abgewichen  sein.  Weiter  aber  ist  anzunehmen,  dass  von  den  ab- 
geleiteten Rechten  bald  das  eine,  bald  das  andere  die  ursprünglichen 
Bestimmungen  aus  x  beibehalten  hat,  wo  das  zweite  sie  durch  nichtur- 
sprüngliche ersetzte;  ihr  bezüglichen  Inhalt  würde  sich  demnach  mit  a-\— 
und  d — h  bezeichnen  lassen.  Wäre  anzunehmen,  dass  a-i-  und  Ä-f  sich  im 
allgemeinen  die  Wage  halten,  so  wäre  damit  für  die  Kenntniss  von  at  nichts 
gewonnen ;  beide  Rechte  würden  aus  einem  x^^  abgeleitet  sein,  aus  einem 
Xy  welches  in  den  Einzelfällen  eben  so  oft  mit  a^  als  mit  ö  stimmte,  so  dass 
jeder  Grund  fehlt,  eines  dieser  Rechte  gegenüber  dem  andern  als  das  ur- 
sprünglichere zu  bezeichnen;  beide  würden  sich  im  Laufe  ihrer  selbst- 
ständigen Entwicklung  gleich  weit  vom  Urrechte  entfernt  haben.  So  gleich- 
massig  aber  gestaltete  sich  im  allgemeinen  der  Gang  der  Entwicklung  nicht. 
Würde  sich  nachweisen  lassen,  dass  bei  den  Abweichungen  zwischen  a 
und  b  in  allen  eine  Prüfung  gestattenden  Einzelfällen  immer  oder  doch  über- 
wiegend a-i-  und  Ä—  anzunehmen  sei,  so  würde  das  den  Schluss  recht- 
fertigen, dass  beide  aus  einem  ^  abgeleitet  seien,  aus  einem  Rechte,  welches 
zwar  nicht  mit  a  zusammenfiel,  ihm  aber  doch  sehr  nahe  stand.  Lässt  sich 
ein  solches  Verhältniss  feststellen,  so  ist  damit  a  als  das  ursprünglichere 
Recht  erwiesen.  Es  ergibt  sich  damit  dann  zugleich  die  begründete  Ver- 
muthung,  dass  a  auch  in  solchen  Fällen,  welche  eine  unmittelbare  Prüfung 
nicht  gestatten,  das  Ursprüngliche  erhalten  haben  wird.  Aber  freilich  nur 
eine  wohlbegründete  Vermuthung ;  denn  da  ^  nicht  schlechtweg  mit  a 
zusammenfällt,  kann  in  Einzelfällen  auch  b  das  Ursprüngliche  aus  x  be- 
halten hat. 

53.  Kann  nach  dem  Gesagten  das  Ursprüngliche  sich  bald  in  dem 
einen,  bald  in  dem  andern  Rechte  finden,  so  kann  auch  die  etwaige  grössere 
Ursprünglichkeit  des  einen  sich  nur  aus  der  Prüfung  von  Einzelbestim- 
mungen beider  ergeben.  Wir  sehen  uns  damit  für  die  gesammte  weitere 
Untersuchung  aufZerlegung  derRechte  in  entsprechendeEin- 
zelbestimmungen  und  Prüfung  der  Ursprün gl ichkeitsver- 
hältnisse  dieser  hingewiesen;  erst  wenn  diese  genügend  weit  durch- 
geführt ist,  lässt  sich  auf  Grundlage  des  Ergebnisses  über  die  grössere  oder 
geringere  Ursprünglich keit  der  Rechte  selbst  urtheilen. 

Je  weiter  wir  zwei  Rechte  in  ihre  Bestandtheile  zerlegen,  um  so 
grösser  wird  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  sich  in  einem  derselben  die  ge- 
meinsame Grundlage  im  wesentlichen  ungeändert  erhalten  hat.  Sind  von 
ihrer  Verzweigung  ab  auch  Jahrhunderte  bis  zu  der  uns  bekannten  Ge- 
staltung derselben  verflossen  und  mögen  beide  sich  inzwischen  wesentlich 
geändert  haben,  so  ist  es  immerhin  denkbar,  dass  das  eine  selbst  bezüglich 
einer  zusammenhängenden  Reihe  von  Rechtsbestimmungen,  wie  sie  etwa 
die  Erbenfolge  darstellt,  wesentlich  am  Althergebrachten  festgehalten  hat, 
weil  nichts  auf  eine  Aenderung  hinwies.  Ebenso  möglich  ist  es  freilich 
auch,  dass  das  eine  Recht  bezüglich  dieses,  das  andere  bezüglich  jenes 
Theiles  der  Erbenfolge  das  ältere  Recht  erhalten  hat,  sich  demnach  für  die 
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52]  Erbenfolge  im  allgemeinen  auch  nicht  behaupten  lässt,  dass  hier  eines 
der  Rechte  das  ursprünglichere  sei. 

Dieses  Verhältniss  aber  kann  uns  möglicherweise  nöthigen,  mit  der 
Zerlegung  so  weit  vorzugehen,  als  überhaupt  noch  ein  zerlegbarer  Inhalt 
erübrigt.  Bestimmt  etwa  a:  die  Tochter  erbt  mit  dem  Sohne  |  nur  die 
Fahrniss;  dagegen*.-  die  Tochter  erbt  nach  dem  Sohne  |  den  ganzen  Nach- 
lass,  so  ist  es  möglich,  dass  x  bestimmte :  die  Tochter  erbt  mit  dem  Sohne  | 
den  ganzen  Nachlass,  oder  umgekehrt :  die  Tochter  erbt  erst  nach  dem 
Sohne  |  und  nur  die  Fahrniss.  Im  einen,  wie  im  andern  Falle  würde  a 
bezüglich  der  einen,  b  bezüglich  der  andern  Einzelbestimmung,  in  welche 
sich  die  Sätze  noch  weiter  zerlegen  lassen,  die  entsprechende  des  Urrechts 
erhalten  haben.  Erst  dann,  wenn  sich  der  Inhalt  überhaupt  nicht  weiter 
zerlegen  lässt,  wenn  es  sich  etwa  lediglich  um  die  Sätze :  die  Tochter  erbt 
neben  dem  Sohne,  und:  die  Tochter  erbt  nach  dem  Sohne,  handelt,  ist 
darauf  zu  rechnen,  dass  die  eine  Bestimmung  schlechtweg  die  ursprüng- 
lichere sein  wird.  Sind  die  beiden  Rechte  nächstverwandte,  haben  sich 
sichtlich  beide  nicht  weit  von  dem  sie  verbindenden  x  entfernt,  so  ist  in 
solchen  Fällen  auch  in  der  Regel  anzunehmen,  dass  von  den  beiden  nicht 
weiter  zerlegbaren  Sätzen  der  eine  sich  ebenso  in  x  gefunden  haben  wird. 
Da  aber  beide  Sätze,  wenn  auch  nicht  weiter  zerlegbar,  doch  nicht  die 
einzigen  sind,  nach  welchen  das  entsprechende  Verhältniss  geordnet  sein 
konnte,  so  ist  es  zwar  nicht  wahrscheinlich,  aber  doch  denkbar,  dass  x 
keinen  der  beiden  Sätze  enthielt.  Es  konnte  nach  der  einen  oder  andern 
Seite  hin  weiter  gehen,  bestimmen,  dass  die  Tochter  schon  vor  dem  Sohne 
erbt,  oder  umgekehrt,  dass  sie  überhaupt  nicht  erbt.  Das  würde  natürlich 
nichts  daran  ändern,  dass  sich  im  einen  Falle  in  a,  im  andern  in  b  zwar 
nicht  die  ursprünglichste,  wohl  aber  die  ursprünglichere  Bestimmung  er- 
halten hat. 

Dieses  Verhältniss  wird  sich  nur  dann  anders  gestalten,  wenn  die 
beiden  Bestimmungen  so  weit  auseinander  liegen,  dass  die  Möglichkeit 
bleibt,  X  habe  eine  zwischen  beiden  vermittelnde  enthalten.  In  dieser  Rich- 
tung ist  nun  zu  beachten,  dass  das  in  vielen  Fällen,  wie  etwa  bei  dem  ge- 
wühlten Beispiele,  von  vornherein  ausgeschlossen  ist.  Zwischen  dem  Erben 
der  Tochter  neben  oder  unmittelbar  nach  dem  Sohne  gibt  es  kein  Mittleres. 
Mag  sie  nach  den  weiteren  Bestimmungen  neben  dem  Sohne  nur  sehr 
Weniges,  nach  ihm  das  ganze  Vermögen  erhalten,  so  bleibt  desshalb  nicht 
minder  richtig,  dass  sie  entweder  neben,  oder  nach  dem  Sohne  erbte,  ohne 
dass  bei  dieser  Abgränzung  eine  vermittelnde  Bestimmung  auch  nur  denk- 
bar wäre.  Anders,  wenn  etwa  nach  a  die  Tochter  mit  dem  Sohne,  nach  b 
nach  dem  Sohnessohne  erben  würde.  Dann  wäre  es  denkbar,  dass  j«?  Erben 
nach  dem  Sohne  bestimmte,  demnach  weder  bei  a  noch  bei  b  von  grösserer 
Ursprünglichkeit  die  Rede  sein  könnte.  Ist  somit  die  Möglichkeit  nicht  zu 
bestreiten,  dass  das  Urrecht  eine  Mittelstellung  einnehmen  konnte,  so  würde 
daraus  nur  die  Regel  folgen,  dass  wir  uns  vorzugsweise  durch  solche  Ein- 
zelbesiimmungcn  leiten  lassen  sollen,  welche  nicht  blos  möglichst  eng  ab- 
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gegrunzt  sind,  sondern  sich  auch  inhaltlich  so  nahe  stehen,  dass  eine  zwi- 
schen ihnen  noch  vermittelnde  Bestimmung  überhaupt  nicht  denkbar  und 
damit  sicher  anzunehmen  ist,  dass  die  eine  der  andern  gegenüber  die  ur- 
sprünglichere, die  dem  gemeinsamen  Urrechte  sich  näher  anschliessende 
sein  muss. 

53«  Vergleichen  wir  nun  entsprechende  Einzelsütze  zweier  Rechte, 
welche  nach  dem  Gesagten  dazu  geeignet  sind,  und  verfügen  wir  überhaupt, 
worauf  wir  zurückkommen,  über  genügende  Mittel,  um  über  die  Ursprüng- 
lichkeitsverhältnisse  zu  urtheilen,  so  kann  das  Ergebniss  bezüglich 
des  Einzelsatzes  nur  die  Ursprünglichkeit  der  Bestimmung  in  a  oder 
aber  der  in  b  sein,  entweder  ^i  oder  ^.  Ein  dritter  Fall  ist  da  ausge- 
schlössen,  wenn  in  angegebener  Weise  die  Einzelbestimmungen  genügend 
eng  abgegränzt  und  inhaltlich  so  nahestehend  sind,  dass  das  Eingreifen 
einer  vermittelnden  Bestimmung  unzulässig  ist.  Es  ist  möglich,  dass  die 
Prüfung  überhaupt  zu  keinem  Ergebnisse  gelangt,  weil  es  an  genügenden 
Haltpunkten  für  die  Entscheidung  fehlt ;  sind  diese  aber  vorhanden,  so  kann 
das  Ergebniss  nur  auf  einen  Jener  beiden  Fälle  treffen. 

Dann  aber  sehen  wir  uns  auch  immer  auf  Ableitung  des  einen 
Einzelsatzes  aus  dem  andern  hingewiesen.  Wir  können  nämlich 
jene  Fälle  auch  dahin  formuliren,  dass  die  Einzelbestimmung  b  aus  der 
Einzelbestimmung  a  abgeleitet  sein  muss  oder  umgekehrt,  dass,  wie  sich 
das  ausdrücken  lässt,  ä> Ä  oder  b^a  zutreffen  muss.  Denn  wir  haben 
nur  die  Einzelsätze  selbst  ganz  unabhängig  von  den  Gesammtrechten,  in 
denen  wir  sie  zunächst  finden,  verglichen.  Sind  diese  letztern  nicht  aus- 
einander, sondern  aus  x  abgeleitet,  so  muss,  wenn  sich  für  den  Einzelsatz 
überhaupt  Ä-f  ergibt,  auch  x  in  demselben  mit  a  gestimmt  haben.  Ergibt 
sich  für  den  Einzelsatz     x-{- 


a^  b-j  so  fehlt  natürlich  jeder  Grund,  auch  hier  a? 
und  a  auseinanderzuhalten,  wie  das  bezüglich  der  ganzen  Rechte  allerdings 
nöthig  ist,  weil  bei  andern  Einzelsätzen  derselben  sich  b'^a  und  damit 
Uebereinstimmung  von  x  mit  b  ergeben  kann.  Wenigstens  für  die  in  an- 
gegebener Weise  abgegränzten  Einzelsätze  fällt  x  entweder  mit  a  oder  mit 
b  zusammen.  Finden  sich  etwa  die  Sätze :  die  Tochter  erbt  neben  dem 
Sohne,  und :  die  Tochter  erbt  nach  dem  Sohne,  in  überhaupt  näher  ver- 
wandten Rechten,  so  werden  sie  nicht  zusammenhanglos  entstanden  sein ; 
der  eine  muss  ursprünglich  in  allen  Rechten  der  verwandten  Gruppe  der 
allein  geltende  gewesen,  der  andere  eine  spätere  Aenderung  desselben  sein. 
Würde  sich  nun  etwa  erweisen  lassen,  dass  nur  der  das  Zusammenerben 
der  Tochter  mit  dem  Sohne  aussprechende  Satz  der  ursprünglichere  sei, 
dem  germanischen  Urrechte  oder  doch  dem  Urrechte  der  bezüglichen 
Gruppe  angehört  haben  müsse,  so  würde  hier  der  Satz  b  nur  als  aus  dem 
Satze  a  abgeleitet  betrachtet  werden  können,  weil  auch  das  die  Verwandt- 
schaft beider  Rechte  vermittelnde  x  ihn  ebenso  enthalten  musste ;  womit 
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53]  durchaus  vereinbar  bliebe,  dass  im  allgetneinea  sich  das  Recht  a  als 
weniger  ursprünglich  erweisen  würde,  als  das  Recht  b.  Glaubten  wir  S  22 
uns  dahin  aussprechen  zu  müssen,  dass  zwei  verwandte,  aber  selbstständige 
Rechte  nie  aus  einander  abgeleitet  sein  können,  so  wird  uns  die  Unter- 
suchung entsprechender  Einzelsätze,  wenn  überhaupt  zu  einem  Ergebnisse, 
auch  immer  zur  Ableitung  des  einen  aus  dem  andern  führen. 

Allerdings  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Sätze  eine  vermittelnde 
Bestimmung,  aus  der  beide  abgeleitet  sein  könnten,  nicht  zulassen.  Wird 
daher  theoretisch  vielfach  auch  die  Möglichkeit  zu  beachten  sein,  dass  beide 
Sätze  aus  einem  dritten  abgeleitet  sein  können,  so  wird  das  praaisch  we- 
nigstens bei  Vergleichung  der  beiden  nächstverwandten  Rechte,  auf  die 
wir  uns  hier  immer  zunächst  hingewiesen  sehen  werden,  wenig  ins  Gewicht 
fallen.  Ihre  Bestimmungen  werden  sich  überwiegend  so  nahe  liegen,  dass 
für  Vermittlung  wenig  Raum  geboten  ist.  Und  selbst  dann  wird  es  immer 
wenigstens  wahrscheinlicher  sein,  dass  das  sie  unmittelbar  verbindende  x 
mit  einem  der  Rechte  übereinstimmte,  als  dass  beide  sich  in  verschiedener 
Richtung  von  ihm  entfernt  haben  sollten.  Wir  werden  bei  Besprechung 
der  Vermittlungsverhältnisse  auf  die  sich  hier  bietenden  Möglichkeiten  ohne- 
hin zurückzukommen  haben. 

54.  Nach  diesen  Vorbemerkungen  wird  die  Möglichkeit,  die  grössere 
oder  geringere  Ursprünglichkeit  der  Rechte  zu  beurtheilen,  davon  abhängen, 
ob  wir  über  ausreichende  Hilfsmittel  zur  Entscheidung  über  die 
Ursprünglich keit  von  Einzelsätzen  gebieten.  Es  lässt  sich  dabei 
ein  doppelter  Weg  einschlagen. 

Man  kann  von  inneren  Haltpunkten  ausgehen,  indem  man  den 
Inhalt  der  abweichenden  Sätze  an  und  für  sich  ohne  alle  Rücksicht  auf  die 
Rechte,  in  welchen  dieselben  vorkommen,  und  deren  verwandtschaftlichen 
Zusammenhang  ins  Auge  fasst,  und  sich  zu  vergegenwärtigen  sucht,  auf 
welcher  Seite  die  Bestimmung  sich  den  Urzuständen,  so  weit  uns  dieselben 
erkennbar  zu  sein  scheinen,  enger  anschliesst,  oder  aus  irgendwelchen  an- 
dern Gründen  ihrem  Inhalte  nach  als  die  ursprünglichere  zu  betrachten  ist. 
So  etwa,  wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  den  Urzuständen  ein  Sonder- 
eigenthum  an  Liegenschatten  noch  unbekannt  war,  und  daraus  folgern, 
dass  von  zwei  sich  übrigens  entsprechenden  Sätzen  derjenige,  welcher  den 
Unterschied  von  Fahmiss  und  Liegenschaften  bereits  beachtet,  weniger 
ursprünglich  sein  wird,  als  der  andere,  welchem  jener  Unterschied  sichtlich 
noch  fremd  ist. 

Oder  aber,  wir  können  von  äusseren  Haltpunkien  ausgehen, 
indem  wir  es  ganz  dahingestellt  sein  lassen,  ob  der  Inhalt  der  Sätze  auf 
dieser  oder  jener  Seite  die  Ursprünglichkeit  wahrscheinlich  macht,  und  es 
versuchen,  ob  sich  nicht  auf  anderen  Wegen  eine  sichere  Entscheidung 
herbeiführen  lässt.    Dann  bieten  sich  zwei  Wege. 

Wir  können  ausgehen  von  den  Verwandtschaftsverhältnis- 
sen der  gesammten  Rechte,  in  welchen  sich  die  bezüglichen  Einzel- 
sätze finden,  und  dem  sich  nach  Massgabe  der  bisherigen  Erörterung  daraus 
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ergebenden  Zusammenhange  derselben,  und  es  versuchen,  daraufhin  fest- 
zustellen, welcher  der  Sätze  sich  schon  in  dem  die  Verwandtschaft  vermit- 
telnden Urrechte  befunden  haben,  demnach  der  ursprüngliche  sein  muss. 
Waren  uns  für  die  Feststellung  des  verwandtschaftlichen  Zusammenhanges 
bisher  nur  die  wechselnden  Uebereinstimmungsverhältnisse  massgebend, 
wahrend  sich  ergeben  wird,  dass  in  den  Vermittlungsverhältnissen  noch 
ein  zweiter  Weg  zur  Bestimmung  jenes  Zusammenhanges  geboten  ist; 
.werden  wir  weiter  auch  beim  Ausgehen  vom  Zusammenhange  der  Rechte 
wieder  die  Uebereinstimmungsverhältnisse  der  Einzelsätze  zu  beachten 
haben,  so  werden  wir  dieses  ganze  Vorgehen  als  Beurtheilung  der  ÜrsprUng- 
lichkeit nach  den  Uebereinstimmungsverhältnissen  bezeichnen 
können. 

Oder  aber  wir  können  ausgehen  von  den  schon  angedeuteten,  später 
genauer  zu  besprechenden  Vermittlungsverhältnissen  der  Ein- 
zelsätze, indem  sich  ergeben  wird,  dass  zwar  die  einzelne  Vermittlungs- 
reihe keinerlei  Entscheidung  gestattet,  wohl  aber  das  Zusammenfassen  meh- 
rerer Vermittlungsreihen,  insofern  sich  nachweisen  lässt,  dass  wenn  die 
einem  bestimmten  Rechte  angehörenden  Sätze  sich  immer  in  derselben 
festen  Stellung  zu  den  entsprechenden  Sätzen  anderer  Rechte  finden,  wir 
in  ihnen  auch  die  ursprünglichen  Sätze  zu  sehen  haben. 

Für  das  practische  Vorgehen  wird  es  sich  vielfach  empfehlen,  sich 
zunächst  an  die  inneren  Haltpunkte  zu  halten,  da  dieser  Weg  unabhängig 
von  den  sich  oft  erst  aus  fortgesetzten  mühsamen  Vergleichungen  er- 
gebenden Uebereinstimmungs  -  und  Vermittlungsverhältnissen  rasch  zu 
Ausgangspunkten  führt,  von  denen  aus  der  Zusammenhang  der  Einzel- 
sätze sich  unschwer  beurtheilen  lässt;  während  dann  im  Fortgange  der 
Untersuchung  der  zweite  Weg  die  Mittel  bietet,  die  Stichhaltigkeit  der 
auf  dem  ersten  gewonnenen  Ergebnisse  zu  prüfen.  Für  die  Theorie  aber 
ergibt  der  erste  Weg  das  Bedenken,  dass  bezüglich  der  Feststellung  der 
Ausgangspunkte  dem  persönlichen  Ermessen  sehr  weiter  Spielraum  ge- 
lassen ist,  dass  die  Annahmen  über  die  Gestaltung  der  Urzustände  oder 
andere  Voraussetzungen,  von  welchen  wir  da  ausgehen  werden,  nicht  all- 
gemein getheilte  sind,  dass  daher  an  und  für  sich  zwingende  Beweise  auf 
jenem  Wege  nicht  leicht  zu  erreichen  sind.  Hat  die  Theorie  aber  vor  allem 
die  Aufgabe,  nachzuweisen,  dass  sich  die  Ursprünglichkeit  nach  Haltpunk- 
ten beurtheilen  lässt,  welche  von  aller  Verschiedenheit  der  persönlichen 
Ansicht  über  das,  was  nach  innern  Gründen  das  Ursprüngliche  gewesen 
sein  muss,  absehen,  so  wird  es  sich  für  die  theoretische  Erörterung  auch 
empfehlen,  zunächst  die  äussern,  von  jeder  persönlichen  Voraussetzung 
unabhängigen  Haltpunkte  ins  Auge  zu  fassen  und  zu  prüfen,  in  wie  weit 
sie  zu  einem  gesicherten  Ergebnisse  führen  können. 
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I.  Ursprünglichkeit  nach  denUebereinstimmungsverhältnissen. 

56.  Von  einer  Prüfung  der  Ursprünglichkeit  der  Einzel- 
sätze auf  Grundlage  des  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hanges der  Rechte  würde  nicht  die  Rede  sein  können,  wenn  uns  nur 
zwei  Rechte  zur  Verfügung  ständen.  Ergibt  sich  dann  nichts,  als  dass  a 
und  b  unabhängig  von  einander  aus  einem  x  abgeleitet  sind,  so  fehlt  da, 
wo  a  und  b  von  einander  abweichen,  jeder  äussere  Haltpunkt,  wonach 
sich  beurtheilen  Hesse,  ob  wir  a-k-  oder  aber  b-\-  anzunehmen  haben.  Wir 
würden  uns  dann  lediglich  auf  die  inneren  Haltpunkte  hingewiesen  sehen. 

Bei  unsern  Untersuchungen  steht  uns  aber  immer  eine  Mehrzahl 
von  Rechten,  in  denen  wir  die  Gestaltung  der  entsprechenden  Einzel- 
sätze vergleichen  können,  zur  Verfügung.  Wir  wiesen  zugleich  S  47  nach, 
wie  sich  auf  Grundlage  des  Wechsels  und  des  Umfanges  der  besondern 
Verwandtschaftsverhältnisse  der  Zusammenhang  jeder  Mehrzahl  verwandter 
Rechte  bestimmen  lässt ;  insbesondere  auch,  welche  von  ihnen  unabhängig 
von  einander  aus  dem  bezüglichen  Urrechte  abgeleitet  sind,  welche  gegen- 
über den  andern  eine  sclbstständige,  nur  durch  das  Urrecht  mit  ihnen  zu- 
sammenhängende Gruppe  bilden. 

Ergibt  sich  nun  eine  Abweichung  dergesammten  Gruppen 
von  einander,  stimmen  etwa  bei  dem  Zusammenhange     x 

A 
A    A 

a  b  c  d  die 
entsprechenden  Einzelsätze  in  a  und  b  überein,  während  c  und  d  überein- 
stimmend abweichen,  so  liegt  das  Verhältniss  nicht  anders,  als  bei  derVer- 
gleichung  von  nur  zwei  Rechten.  Dem  Zusammenhange  lässt  sich  nichts 
entnehmen,  was  ergeben  würde,  ob  der  Satz  ab  oder  aber  der  Satz  cd  sich 
auch  in  x  fand  und  damit  der  ursprüngliche  sein  würde.  Erkennen  etwa 
alle  ostgermanischen  Rechte  Rechtswirkungen  der  unehelichen  Vaterschaft 
an,  während  das,  wie  ich  denke,  ebenso  übereinstimmend  in  allen  west- 
germanischen nicht  der  Fall  war,  so  würde  die  Frage,  was  von  beiden  dem 
germanischen  Urrechte  entsprochen  haben  dürfte,  sich  lediglich  auf  Grund 
innerer  Haltpunkte  beantworten  lassen. 

56.  Dagegen  haben  wir  nun  lediglich  nach  äussern  Haltpunkten 
Ursprünglichkeit  aller  in  Rechten  verschiedener  selbst- 
ständiger Gruppen  verwandtschaftlich  übereinstimmen- 
den Einzelsätze  anzunehmen,  falls  die  weiterhin  zu  erwähnenden 
Voraussetzungen  vorhanden  sind,  von  denen  wir  das  Zutreffen  der  Regel 
abhängig  zu  machen  haben.  Was  in  allen  spätem  germanischen  Rech- 
ten übereinstimmt,  muss  auch  dem  germanischen  Urrechte  angehört  haben, 
wie  dasselbe  zu  der  Zeit  gestaltet  war,  als  es  sich  zuerst  verzweigte.  Aber 
für  einen  solchen  Schluss  bedarf  es  in  keiner  Weise  der  Uebereinstimmung 
aller  oder  auch  nur  der  Mehrzahl  der  Rechte.    Es  genügt  dazu  die  Ueber- 
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einstimmung  auch  nur  unter  zwei  Rechten,  wenn  diese  unabhängig  von 
einander  aus  dem  Urrechte  abgeleitet  sind.  Ergibt  sich  bei  dem  oben  an- 
genommenen Zusammenhange         x+ 


/\  /\ 
a-\-  b-  c-\r  ^-,  dassa  in  Einzelsätzen  mit  c 
verwandtschaftlich  übereinstimmt,  während^  und  ^  von  beiden  abweichen, 
ohne  imter  sich  Übereinzustimmen,  so  Icisst  das  keine  andere  Erklärung  zu, 
als  dass  die  übereinstimmenden  Sätze  sich  ebenso  in  x,  weiter  in  y  und  ^ 
fanden,  und  aus  diesen  in  a  und  c  übergingen.  Und  an  diesem  Verhält- 
nisse würde  sich  natürlich  nichts  ändern  können,  wenn  es  sich  bei  a  und  c 
nur  um  einzelne  Rechte  handelt,  alle  andere  Rechte  der  Gruppen  mit  b 
oder  d  übereinstimmten.  Ergeben  die  Verwandtschaftsverhältnisse,  vgl. 
S  45,  dass  ostgermanische  und  westgermanische  Rechte  unabhängig  von 
einander  auf  das  germanische  Urrecht  zurückgehen,  so  muss  diesem  alles 
entsprechen,  worin  auch  nur  ein  einzelnes  Recht  der  einen  Gruppe  mit 
einem  einzelnen  der  andern  Gruppe  verwandtschaftlich  übereinstimmt, 
während  alle  andern  Rechte  beider  Gruppen  abweichende  Bestimmungen 
haben.  Die  quantitativen  Verhältnisse  verlieren  für  die  Bestimmung  der 
Ursprünglichkeit  jedes  Gewicht.  Ungleich  wichtiger,  als  die  Ueberein- 
stimmung einer  grössern  Zahl  näher  verwandter  Rechte,  ist  die  weniger, 
aber  nicht  näher  verwandter  Rechte,  da,  je  geringer  die  Verwandtschaft  ist, 
um  so  weiter  das  sie  verbindende  x,  aus  dem  ihre  übereinstimmenden 
Sätze  abgeleitet  sind,  zurückliegen,  sich  dem  germanischen  Urrechte  nähern 
oder  mit  ihm  zusammenfallen  muss. 

57.  Je  wichtiger  und  verwerthbarer  der  Satz  ist,  das  Alles,  worin 
einzelne  Rechte  verschiedener  Gruppen  übereinstimmen,  auf  das  die  Grup- 
pen verbindende  Urrecht  zurückgehen  muss,  um  so  bestimmter  wird  frei- 
lich daraufhinzuweisen  sein,  inwieweit  bei  seiner  Verwendung  die  Vor- 
aussetzungen, aufweichen  seine  Richtigkeit  beruht,  wirklich  zutreffen. 
In  dieser  Richtung  wird  daran  zu  erinnern  sein,  dass  unsere  theoretische 
Erörterung  zunächst  überall  von  der  Voraussetzung  nur  einfacher  Ver- 
wandtschaft ausgeht.  Unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  Folgerung 
eine  durchaus  zwingende,  die  selbst  dann  anzuerkennen  sein  wird,  wenn 
andere  Verhältnisse  sie  unwahrscheinlicii  machen,  wenn  etwa  gerade  die 
Rechte,  welche  hier  den  ursprünglichsten  Satz  enthalten  sollen,  sich  nach 
andern  Haltpunkten  als  die  weniger  ursprünglichen  erweisen.  Nehmen 
wir  etwa       of 

A 

a    f 

A 

b  c  an,  ist  danach  im  allgemeinen  c  das  ursprünglichere 
Recht,  so  muss  dennoch  jede  verwandtschaftliche  Uebereinstimmung  in 
Einzelsätzen  zwischen  a  und  b  gegenüber  c  darauf  schliessen  lassen,  dass 
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67]  wenigstens  hier^,  welches  ja  nicht  schlechtweg  mit  o(F  undy^  zusam- 
menfällt, das  Ursprüngliche  nicht  erhalten  haben  kann.  Denn  bei  der  An- 
nahme, es  habe  auch  hier  c  mit  x  und  y  gestimmt,  würde  die  nähere  Ver- 
wandtschaft zwischen  a  und  b  sich  nicht  erklären. 

Immerhin  würde  aber  ein  solches  Verhältniss  uns  zu  genauerer 
Prüfung  auffordern.  Und  bei  Zuziehung  anderer  Glieder  der  Gruppe  und 
Beachtung  sonstiger  Haltpunkte  könnte  sich  herausstellen,  dass  das,  worin 
a  und  b  übereinstimmen,  nicht  ursprünglich  sein  könne.  Dann  aber  wür- 
den wir  nicht  an  der  Richtigkeit  des  Satzes  selbst,  sondern  an  dem  Zutreffen 
der  Voraussetzung  einfacher  Verwandtschaft  zu  zweifeln  haben.  Steht  jener 
Zusammenhang  fest,  so  würde  sich  ein  -^  lediglich  ergeben  können,  wenn 
a  und  b  nicht  blos  durch  x  und  y,  sondern  noch  durch  ein  weiteres  un- 
bekanntes Glied  miteinander  verbunden  waren,  auf  welches  ihre  Ueber- 
einstimmung  in  NichtursprUnglichem  zurückgehen  muss.  Das  aber  könnte 
unter  F'esthalten  jenes  Zusammenhanges  nur  bei  Doppelverwandtschaft  der 
Fall  sein,  also :         ;v+ 

A 

Kr  y^ 
A  A 

a-  b-  r-h.  Solche  aber  wird  sich  dann,  worauf  wir  zurück- 
kommen, nicht  blos  in  dem  einen  Falle,  sondern  auch  anderweitig  ver- 
rathen  und  ihr  etwaiges  Eingreifen  die  richtige  Verwendung  des  Satzes 
nicht  leicht  beirren  können. 

58.  Ungleich  bedenklicher  würde  es  sein,  wenn  bei  Verwendung 
des  Satzes  die  Voraussetzung  verwandtschaftlicher  Ueber- 
einstimmung  nicht  genügend  beachtet  würde.  Auf  den  Unterschied 
dieser  von  nur  inhaltlicher  Uebereinstimmung  haben  wir  §  29  ff.  hinge- 
wiesen. Doch  dürfte  es  nicht  überflüssig  sein,  denselben  für  das  uns  zu- 
nächst beschäftigende  Verhältniss  nochmals  ausdrücklich  zu  betonen  und 
an  einem  Einzelfalle  zu  zeigen,  wie  nahe  da  Fehlschlüsse  liegen  können, 
wie  aber  bei  einiger  Vorsicht  die  Verwendbarkeit  des  Satzes  doch  nicht 
wesentlich  dadurch  beeinträchtigt  werden  kann. 

Abweichend  von  allen  übrigen  westgermanischen  und  ostgermani- 
schen Rechten,  welche  das  kinderlose  eheliche  Kind  durch  die  Eltern  oder 
auch,  wovon  wir  hier  absehen  können,  nur  durch  den  Vater  beerben  lassen, 
spricht  nur  das  älteste  fränkische  Recht  die  Folge  ausschliesslich  der  Mutter 
und  ihrer  Sippe  zu.  Gehen  wir  von  den  später  zu  erörternden  inneren 
Gründen  aus,  so  sprechen  diese,  wie  ich  denke,  durchaus  dafür,  dass  sich 
hier  lediglich  im  fränkischen  Rechte  F  die  ursprünglichste  Bestimmung, 

G  also  die  des  germanischen  Urrechtes  G  erhalten  hat.    Dem 

A  steht  nicht  entgegen,  wenn  sämmtliche  ostgermanische  Rechte, 

^     .        b  und  c,  auch  da,  wo  sie  den  Vater  nicht  bevorzugen,  wenig- 

jj^     A      stens  beide  Eltern  erben  lassen:  der  Uebergang  könnte  ja 

/  eben  bei  Abzweigung  des  ostgermanischen  Unrechtes  O  er- 

p^  folgt  sein.   Nun  aber  stimmen  auch  die  übrigen  westgerma- 
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nischen  Rechte  a  mit  den  ostgermanischen  überein ;  und  hatten  wir  diese 
Uebereinstimmung  als  verwandtschaftliche  zu  fassen,  so  wflre  der  Schluss 
nicht  abzuweisen,  dass  auch  G  und  H^nur  ein  Erbrecht  der  Eltern  kannten, 
dass  das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutter  in  F  nur  Ergebniss  späterer 
Entwicklung  sein  könne.  Dem  gegenüber  aber  ist  doch  zu  beachten,  dass 
unter  dem  Einflüsse  der  festern  Gestaltung  der  Ehe  der  Uebergang  von 
allen  ausschliesslichen  Befugnissen  der  Mutter  zu  entsprechenden  der  El- 
tern ein  so  überaus  naheliegender  war,  dass  dieser  sich  sehr  wohl  mehrfach 
selbstständig  ergeben  konnte ;  so  beim  Uebergange  von  G  zu  O,  und  wie- 
der bei  dem  von  Wzu  a.  Und  gerade  hier  können  wir  das  ja  unmittelbar 
erweisen.  Alle  Jüngern  Formen  des  fränkischen  Rechts  F2  lassen  beide 
Eltern  erben,  obwohl  sie  lediglich  durch  das  abweichende  F  mit  den  übri- 
gen germanischen  Rechten  zusammenhängen,  so  dass  sich  hier  erweislich 
das  Recht  beider  Eltern  ganz  selbstständig  festgestellt  hat. 

Dieses  Verhältniss  wird  denn  auch  zu  beachten  sein  in  Fällen,  wo 
innere  Gründe  weniger  bestimmt  auf  die  Ursprünglichkeit  von  Sätzen  hin- 
weisen, welche  sich  lediglich  in  einem  einzelnen  Rechte  finden.  So  ist 
etwa  das  völlig  gleiche  Erbrecht  der  Tochter  und  des  Sohnes  ausdrücklich 
nur  im  gothischen  Rechte  ausgesprochen.  Das  schliesst  wenigstens  von 
vornherein  nicht  aus,  dass  sich  dennoch  gerade  da  die  ursprünglichste  Be- 
stimmung erhalten  haben  könne,  wenn  nur  anerkannt  wird,  dass  im  Laufe 
der  Entwicklung  sich  eine  Zurücksetzung  der  Tochter  sehr  wohl  mehrfach 
selbstständig  ergeben  konnte,  und  dass  die  Art  dieser  Zurücksetzung  in  den 
verschiedenen  Rechten  eine  so  wenig  übereinstimmende  ist,  dass  uns  da 
wenigstens  nichts  nöthigt,  die  Zurücksetzung  auf  verwandtschaftlichen 
Zusammenhang  und  damit  auf  das  germanische  Urrecht  zurückzuführen. 
Eine  Uebereinstimmung  selbst  aller  oder  fast  aUer  ostgermanischen  und 
westgermanischen  Rechte,  die  sich  der  Sachlage  nach  auf  dem  Wege  selbst- 
ständiger Weiterentwicklung  ergeben  haben  kann,  wird  nicht  massgebend 
sein  dürfen  für  die  Gestaltung  im  germanischen  Urrechte,  welche  sich  dann 
recht  wohl  nur  in  einem  oder  auch  in  keinem  der  uns  vorliegenden  Rechte 
erhalten  haben  kann. 

Wo  es  sich  dagegen  um  eine  Uebereinstimmung  handelt,  von  der 
zuzugeben  ist,  dass  sie  sich  nur  durch  Verwandtschaft  erklären  lässt,  da 
sind  wir  berechtigt,  aus  der  Uebereinstimmung  auch  nur  eines  Rechtes 
der  einen  Gruppe  mit  solchen  der  andern  auf  das  beide  Gruppen  verbin- 
dende Urrecht  zu  schliessen ;  vorausgesetzt  natürlich,  was  in  solchem  Falle 
um  so  genauer  zu  prüfen  wäre,  dass  der  ganzen  Sachlage  nach  nicht  erst 
spätere  Entlehnung  oder  andere,  die  einfachen  Verwandtschaftsverhältnisse 
störende  Umstände  die  Uebereinstimmung  herbeigeführt  haben  können. 
Ich  habe  S  30  fi*.  beispielsweise  Fälle  aufgeführt,  bei  welchen  wenigstens 
ich  die  Uebereinstimmung  glaube  auf  Verwandtschaft  zurückführen  zu 
müssen.  Würde  es  sich  etwa  bei  der  Fristbestimmung  nach  Jahr  und  Tag 
oder  bei  der  eigenthümlichen  germanischen  P'orm  der  ehelichen  Consens- 
erklärung  aufBefi-agung  durch  einen  Dritten  auch  nicht  um  eine  Mehrzahl 
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58]  von  Rechten  beider  Gruppen  handeln,  wUrde  nur  ein  einziges  der 
einen  mit  solchen  der  andern  unter  der  gedachten  Voraussetzung  über- 
einstimmen, so  würde  das  auch  den  Schluss  berechtigen,  dass  Frist  und 
Form  dem  germanischen  Urrechte,  wie  dem  besondern  Urrechte  der  Gruppe 
angehören  müssen,  dass  sie  sich  in  allen  andern  Rechten  der  Gruppe  erst 
auf  einer  spätem  Entwicklungsstufe  verloren  haben  werden. 

£s  würde  freilich  immerhin  misslich  bleiben,  ein  solches  Verhältniss 
lediglich  nach  einem  Einzelfalle  beurtheilen  zu  wollen,  bei  dem  doch  im- 
merhin nicht  leicht  zu  berechnende  Umstände  zu  einer  anscheinend  ver- 
wandtschaftlichen Uebereinstimmung  führen  konnten,  ohne  dass  dieselbe 
thatsächlich  durch  Zurückgehen  auf  das  Urrecht  herbeigeführt  war.  Aber 
es  wird  sich  da  eben  nicht  leicht  um  blosse  Einzelfälle  handeln.  Wir  wiesen 
schoa  S  37  darauf  hin,  dass  die  Hauptbürgschaft  dafür,  dass  wir  uns  in 
der  Annahme  verwandtschafdichen  Zusammenhangs  nicht  täuschen,  we- 
niger in  der  auffallenden  Uebereinstimmung  von  Einzelsätzen  zu  suchen 
ist,  als  darin,  dass  sich  bei  einer  Reihe  von  Einzelsätzen  die  nähere  Ueber- 
einstimmung immer  gerade  bei  denselben  Rechten  ergibt.  Und  diese  Bürg- 
schaft wird  uns  dann  auch  hier  durchweg  nicht  fehlen ;  so  gewagt  es  sein 
würde,  aus  einer  noch  so  auffallenden  einzelnen  Uebereinstimmung  in 
Rechten  verschiedener  Gruppen  auf  Ursprünglichkeit  des  bezüglichen  Ein- 
zelsatzes zu  schliessen,  so  wenig  kann  das  Bedenken  unterliegen,  wenn  das 
bei  einer  Reihe  anderer  Einzelsätze  immer  gerade  in  denselben  Rechten 
zutrifft. 

59.  Sind  alle  Einzelsätze  als  ursprünglich  zu  betrachten,  welche  in 
Rechten  verschiedener,  unabhängig  von  einander  aus  dem  Urrechte  ab- 
geleiteter Gruppen  verwandtschaftlich  übereinstimmen,  so  ist  es  damit 
nun  auch  ermöglicht,  auf  grössere  Ursprünglichkeit  einzelner 
Rechte  gegenüber  andern  zu  schliessen.  Es  kann  sich  allerdings  zeigen, 
und  es  wird  uns  dafür  insbesondere  bezüglich  des  Verhältnisses  enger  ab- 
gegränzter  Gruppen  zu  einander  an  Belegen  nicht  fehlen,  dass  die  für  die 
UrsprUnglichkeit  massgebende  Uebereinstimmung  in  Einzelsätzen  in  der 
einen,  wie  der  andern  Gruppe  bald  dieses,  bald  jenes  Einzelrecht  trifft. 
Dann  fehlt  jeder  Halt,  von  diesen  das  eine  Recht  für  ursprünglicher  zu 
hahen,  als  das  andere.  Wir  würden  dann  auf  einen  im  wesentlichen  gleich- 
massigen  Gang  der  Entwicklung  zu  schliessen  haben,  bei  dem  sich  alle 
Rechte  nahezu  gleich  weit  vom  Urrechte  entfernten,  nur  so,  dass  bald  das 
eine,  bald  das  andere  an  einem  Satze  desselben  festhielt  oder  denselben 
änderte. 

Aber  die  Vergleichung  ergibt  bald,  dass  wir  einen  so  gleich  massigen 
Gang  der  Entwicklung  nicht  voraussetzen  dürfen,  dass  sichtlich  die  ver- 
schiedensten Umstände,  denen  wir  nicht  näher  naclizugehen  haben,  be- 
wirkten, dass  das  Recht  des  einen  Sftammes  im  Laufe  der  Zeit  sich  nur  sehr 
wenig,  das  andere  sehr  weit  vom  Urrechte  entfernte.  Denn  nicht  selten 
zeigt  sich,  dass  bei  der  grossen  Mehrzahl  der  Einzelfälle,  welche  überhaupt 
in  der  angegebenen  Richtung  einen  Halt  gewähren,  es  immer  gerade  die- 
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selben  Rechte  beider  Gruppen  sind,  bei  welchen  die  Uebereinstimmung 
sich  geltend  macht.  So  wenn  etwa  das  gothische  und  das  fränkische  Recht 
ungleich  häufiger  miteinander  übereinstimmen,  als  irgendwelche  andere 
Rechte  der  ostgermanischen  und  der  westgermanischen  Gruppe. 

Dann  aber  ist  auch  der  Schluss  nicht  abzuweisen,  dass  solche  Rechte 
sich  weniger  von  dem  germanischen  Urrechte  und  damit  vom  Urrechte 
ihrer  Gruppe  entfernt  haben,  als  die  andern  Rechte  der  Gruppe,  dass  sie 
ursprünglicher  sind  als  diese.  Erwiesen  ist  das  zunächst  allerdings  nur  für 
eine  Anzahl  von  Einzelsätzen.  Trifft  das  aber  bei  allen  oder  doch  der  grossen 
Mehrzahl  derjenigen  zu,  welche  überhaupt  eine  Entscheidung  gestatten, 
so  wird  auch  anzunehmen  sein,  dass  damit  zugleich  ein  wenigstens  an- 
nähernd richtiger  Massstab  für  die  UrsprUnglichkeit  des  Rechtes  überhaupt 
gewonnen  und  zu  vermuthen  ist,  dass  es  auch  in  solchen  Sätzen,  bei  wel- 
chen die  Rechte  der  andern  Gruppe,  aber  auch  andere  Rechte  der  eigenen 
Gruppe  abweichen,  seinem  Urrechte  entsprechen  dürfte.  Freilich  handelt 
es  sich  dabei  nur  um  eine  nicht  unbegründete  Vermuthung.  Wird  die  für 
dieselbe  massgebende  Annahme  im  Ganzen  und  Grossen  zutreffen,  so  wird 
das  nicht  auch  bei  jedem  Einzelsatze  der  Fall  sein  müssen.  Ist  Ableitung 
der  ganzen  Gruppe  aus  x°'  anzunehmen,  so  &llt  dieses  doch  nicht  mit  a 
zusammen,  vgl.  §51;  in  Einzelfällen  kann  auch  ein  anderes  Recht  der 
Gruppe  das  Ursprüngliche  aus  x  erhalten  haben. 

60.  Lässt  sich  nach  dem  Gesagten  die  Urq>rünglichkeit  vieler  Einzel- 
sätze erweisen,  so  ergibt  sich  damit  zugleich  dieNichtursprünglich- 
keitvon  Einzelsätzen,  welche  von  jenen  abweichen.  Und  die  sich 
dabei  ergebenden  Verhältnisse  bieten  uns  manche  Mittel,  um  uns  über  das 
Zutreffen  der  bisherigen  Folgerungen  zu  vergewissern. 

Vor  allem  wird  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  wir  aus  dem  Ueber- 
einstimmen  von  Einzelsätzen  in  Rechten  verschiedener  Gruppen  auf  Ur- 
sprUnglichkeit schlössen,  sich  das  durch  Nichtübereinstimmung 
des  Nichtursprünglichen  in  den  übrigen  Rechten  der  Gruppen  er- 
proben muss.  Schlössen  wir  bei  dem  S  56  angenommenen  Zusammen- 
hange, dass  der  in  a  und  c  übereinstimmend  vorkommende  Satz  aufx 
zurückgehen  müsse,  weil  beide  unabhängig  von  einander  durch  ^  und  ^ 
aus  ihm  abgeleitet  sind,  so  ergibt  sich  damit  zugleich  die  Nichtursprüng- 
lichkeit  der  entsprechenden,  aber  abweichenden  Sätze  in  b  und  d.  Dann 
aber  haben  sich  diese  unabhängig  von  einander  entwickelt  und  dürfen 
keine  verwandtschaftliche  Uebereinstimmung  zeigen.  Denn  andernfalls 
würde  jener  Schluss  unzulässig  werden,  da  sich  dann  mit  demselben  Rechte 
Ursprünglichkeit  des  in  b  und  d  übereinstimmenden  Satzes  folgern  Hesse. 

Ergibt  sich  trotzdem  ein  solches  Verhältniss,  so  können  wir  uns  in 
einer  Voraussetzung  getäuscht  haben ;  es  wird  sich,  wenn  wir  von  der 
Doppelverwandtschaft  zunächst  absehen,  dann  auf  der  einen  oder  andern 
Seite  wohl  um  Uebereinstimmung,  nicht  aber  um  Verwandtschaft  handeln. 
Wir  wiesen  etwa  S  58  darauf  hin,  dass  das  nur  vereinzelt  vorkommende 
gleiche  Erbrecht  der  Tochter  mit  dem  Sohne  immerhin  ursprünglich  sein 
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60]  könne,  obwohl  fast  alle  Rechte  der  verschiedenen  Gruppen  in  irgend- 
welcher Zurücksetzung  derselben  übereinstimmen.  Denn  eine  solche  Zu- 
rücksetzung konnte  sehr  wohl  mehrfach  unabhängig  von  einander  erfolgen. 
Dagegen  würde  die  Ursprünglichkeit  zweifellos  von  vornherein  ausge- 
schlossen erscheinen,  wenn  die  Art  der  Zurücksetzung  in  den  verschiedenen 
ostgermanischen  und  westgermanischen  Rechten  eine  so  grosse  Ueberein- 
stimmung  zeigte,  dass  dieselbe  sich  nicht  wohl  mehrfach  selbstständig  ent- 
wickelt haben  könnte,  dass  sie  auf  das  germanische  Urrecht  zurückgehen 
müsste.  Davon  aber  kann  nicht  wohl  die  Rede  sein,  wenn  diese  Zurück- 
setzung in  der  allerverschiedensten  Weise  erfolgt,  bald  durch  Ausschluss 
der  Tochter  von  gewissen  Bestandtheilen  des  Nachlasses,  bald  durch  Zu- 
weisung eines  geringeren  Theilbetrags  des  Ganzen,  bald  durch  Ausschluss 
vom  ganzen  Nachlasse  durch  den  Sohn,  während  dann  wieder  neben  ent- 
fernteren männlichen  Blutsfreunden  ihr  Recht  in  verschiedener  Weise  ge- 
staltet ist.  Schon  diese  Mannichfaltigkeit  deutet  darauf  hin,  dass  die  bezüg- 
lichen Bestimmungen  nicht  auf  das  Urrecht  zurückgehen,  dass  sie  sich  un- 
abhängig von  einander  festgestellt  haben  müssen,  also  die  Möglichkeit  eines 
ursprünglich  ganz  gleichen  Erbrechts  in  keiner  Weise  ausschliessen.  An- 
dererseits freilich  ein  solches  nicht  schon  erweisen,  da  jene  Mannichfaltig- 
keit sich  eben  so  wohl  erklären  würde,  wenn  das  Urrecht  die  Tochter  nicht 
blos  zurücksetzte,  sondern  von  jedem  Erbrechte  ausschloss,  während  ihr 
dann  erst  nach  dem  Auseinandergehen  der  Rechte  ein  mehr  oder  weniger 
ausgedehntes  Erbrecht  zugestanden  wurde. 

Sollte  sich  nun  aber  auch  bei  genauer  Prüfung  der  Sachlage  ergeben, 
dass  wir  uns  nicht  füglich  in  einer  der  Voraussetzungen  getäuscht  haben 
können,  dass  insbesondere  sowohl  die  Uebereinstimmung  in  a  und  c,  wie 
die  davon  abweichende  Uebereinstimmung  in  b  und  d  sich  nur  durch  Ver- 
wandtschaft, nur  durch  gemeinsames  Zurückgehen  auf  x  erklären  lässt, 
würde  daher  nach  der  allgemeinen  Regel  das  eine  ebenso  ursprünglich 
sein,  wie  das  andere,  so  würden  wir  uns  damit  auf  das  $  2 1  als  Ausnahme 
zugegebene  Verhältniss  hingewiesen  sehen,  dass  das  Urrecht  selbst  zur 
Zeit  der  Verzweigung  nicht  einheidich  gestaltet  war  und  demnach  beide 
Sätze  aus  ihm  entnommen  sein  können.  Auch  dann  wird  in  der  Regel 
anzunehmen  sein,  dass  nur  einer  der  Sätze  der  ursprüngliche  war,  dass, 
was  insbesondere  das  germanische  Urrecht  betrifft,  die  Verzweigung  der 
Sätze  sich  erst  während  des  Zeitraumes  ergab,  der  von  der  Abzweigung 
der  germanischen  Rechte  von  den  näherverwandten  arischen  bis  zur  ersten 
Verzweigung  der  germanischen  Rechte  verfloss;  vgl.  S  19.  Sehen  wir  aber 
von  jeder  Vergleichung  anderer  arischer  Rechte  ab,  beschränken  wir  uns 
auf  den  germanischen  Kreis,  so  würden  wieder  in  solchen  ausnahmsweise 
vorkommenden  Fällen  nur  die  innern  Gründe  eine  Entscheidung  gestatten. 

61.  Sehen  wir  von  diesem  Ausnahmsfalle  ab,  so  wird  eine  nur  durch 
Verwandtschaft  zu  erklärende  Uebereinstimmung  in  Nichtur- 
sprünglichem immer  nur  in  derselben  Gruppe  vorkommen  können; 
sie  wird  erweisen,  dass  die  bezüglichen  Rechte  nicht  unmittelbar,  sondern 
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durch  Vermittlung  eines  weitem  unbekannten  Gliedes  aus  dem  Unrechte 
abgeleitet  sind.   Ergibt  sich       x+ 

A 
A 

6-  c-j  so  kann  die  verwandtschafdiche  Ue- 
bereinstimmung zwischen  b  und  c  in  einem  nichtursprUnglichen  Einzel- 
satze sich  nur  daraus  erklären,  dass  derselbe  sich  bereits  in  einem  y  ent- 
wickelt hatte.  Wir  suchten  S  43  ff.  nachzuweisen,  wie  sich  auch  bei  Nicht- 
berücksichtigung des  Moments  der  UrsprUnglichkeit  lediglich  auf  Grundlage 
der  quantitativen  Verwandtschaftsverhaltnisse  der  Zusammenhang  aller 
irgendwie  verwandten  Rechte  mit  ausreichender  Sicherheit  bestimmen  ISsst. 
Denn  wenn  dieselben  auch  theoretisch  einen  andern  Zusammenhang  denk- 
bar erscheinen  Hessen,  würde  die  Annahme  eines  solchen  doch  auf  einen 
so  unwahrscheinlichen  Gang  der  Entwicklung  führen,  dass  das  genügen 
müsste,  von  solcher  Annahme  überhaupt  abzusehen,  so  lange  nicht  die 
bestimmtesten  Haltpunkte  daraufhinwiesen,  dass  ein  solcher  Gang  dennoch 
ausnahmsweise  eingegriffen  haben  könne.  Sobald  wir  aber  in  der  Lage 
sind,  auch  das  qualitative  Moment  der  Ursprünglichkeit  in  Rechnung  zu 
bringen,  beseitigt  sich  die  Möglichkeit,  welche  wir  auf  Grund  der  quanti- 
tativen Verwandtschaftsverhältnisse  wenigstens  theoretisch  zuzugeben  hatten. 

Es  handelte  sich  um  die  Möglichkeit,  dass  trotz  der  ganz  überwie- 
genden Uebereinstimmung  von  ö  und  c  gegenüber  a  dennoch  eines  jener, 
nicht  aber  a  selbstständig  aus  x  abgeleitet  sein  könne.  Diese  Möglichkeit 
entfällt,  sobald  wir  auch  nur  in  einem  Falle  mit  Sicherheit  annehmen  dür- 
fen, dass  ein  Satz  in  a  ursprünglich,  in  b  und  c  aber  verwandtschafdich 
übereinstimmend  und  nichtursprünglich  ist.  Denn  der  sich  andernfalls 
ergebende  Zusammenhang,  vgl.  S  45,  also  etwa     x+ 

A 
A 

b-  a+y  erscheint  als  un- 
zulässig, sobald  c  und  b  nicht  blos  überhaupt  von  a  und  damit  von  x  ab- 
weichen, sondern  in  dieser  Abweichung  so  übereinstimmen,  dass  das  nur 
durch  verwand tschafdichen  Zusammenhang  erklärt  werden  kann. 

Damit  ist  dann  ein  ganz  sicheres  Hilfsmittel  geboten,  um  die  Zuver- 
lässigkeit des  zunächst  auf  Grundlage  der  quantitativen  Verwandtschafts- 
verhältnisse festgesteUten  Zusammenhanges  der  Rechte,  vgl.  $  47,  zu  prüfen. 
Jedes  unbekannte,  aus  dem  Urrechte  x  abgeleitete  Glied,  welches  wir  nach 
Massgabe  der  quantitativen  Verhältnisse  anzunehmen  hatten,  wird  sich  da- 
durch kennüich  machen,  dass  alle  aus  ihm  unmittelbar  oder  mittelbar  ab- 
geleiteten Rechte  irgendwie  auch  in  Nichtursprünglichem  übereinstimmen, 
da  anzunehmen  ist,  dass  bei  jeder  weitem  Verzweigung  Ursprüngliches 
durch  Nichtursprüngliches  ersetzt  wurde,  dass  das  letztere  auch  auf  die  ab- 
geleiteten Rechte  einwirkte  und  damit  der  Bestand  an  übereinstimmendem 
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61]  Nichtursprünglichen  in  ihnen  wuchs,  durch  je  mehr  unbekannte 
Glieder  sie  mit  dem  Urrechte  zusammenhingen.  So  muss  der  Zusammen- 
hang        x-H- 


c —  d —  wenigstens  bei  manchen  Einzelsätzen  die  ange- 
deuteten UrsprUnglichkeitsverhaltnisse  ergeben.  Es  wird  sich  in^  Nicht- 
ursprüngliches  zuerst  festgestellt  haben,  das  dann  übereinstimmend  in  alle 
aus  demselben  abgeleiteten  Rechte  b,  c  und  d,  überging.  Das  weitere  un- 
bekannte Glied  ;(  aber  wird  sich  dann  dadurch  kenntlich  machen,  dass  c 
und  ^ausserdem  noch  Uebereinstimmung  in  Nichtursprünglichem  in  Fallen 
zeigen,  wo  b  das  Ursprüngliche  erhalten  hat  oder  doch  selbstständig  ab- 
weicht. 

62.  Nun  möchte  ich  allerdings  ein  theoretisches  Bedenken 
gegen  die  bisherige  Beweisführung  nicht  unbetont  lassen.  Es  ist 
nicht  zu  laugnen,  dass  wir  uns  dabei  in  einem  Kreise  bewegen.  Der  sich 
aus  den  Verwandtschaftsverhältnissen  ergebende  Zusammenhang  soll  nach 
dem  zuletztBemerkten  durch  Prüfung  der  Ursprünglichkeitsverhälinisse  be- 
stätigt werden.  Ueber  diese  urtheilten  wir  aber  bisher  lediglich  auf  Grund- 
lage eben  jenes  Zusammenhanges,  indem  wir  das  für  ursprünglich  halten, 
was  in  Rechten  zweier  unabhängig  von  einander  aus  dem  Urrechte  abge- 
leiteter Gruppen  übereinstimmt,  also  etwa  in  westgermanischen  und  ost- 
germanischen. Der  Schluss  würde  hinfällig,  wenn  die  auf  jenem  Zusam- 
menhange beruhende  Voraussetzung  der  unabhängigen  Ableitung  aus  dem 
Urrechte  irrig  sein  sollte,  wenn  etwa  die  westgermanische  und  ostgerma- 
nische Gruppe  nicht  unabhängig  von  einander  aus  einem  germanischen 
Urrechte,  sondern  die  eine  erst  aus  irgendwelchem  unbekannten  Gliede 
der  andern  abgeleitet  sein  würde. 

Der  bisherige  Weg  setzt  allerdings  Richtigkeit  des  aus  den  Verwandt- 
schaftsverhältnissen gefolgenen  Zusammenhanges  voraus.  Wie  sehr  diese 
aber  doch  verbürgt  erscheint,  zu  wie  grossen  Unwahrscheinlichkeiten  die 
Annahme  eines  den  quantitativen  Verwandtschaftsverhältnissen  widerspre- 
chenden Zusammenhanges  führt,  wurde  $  43  ff.  erönert.  Damit  aber  sind 
wir  dann  auch  berechtigt,  uns  von  dieser  höchst  wahrscheinlich  richtigen 
Grundlage  aus  die  sich  danach  ergebenden  Ursprünglichkeitsverhälinisse 
zu  vergegenwärtigen,  und  dann  wieder  umgekehrt  zu  prüfen,  ob  sich  bei 
Ausgehen  von  diesen  irgendwelche  Bedenken  gegen  jenen  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  die  Frage  der  Ursprünglichkeit  festgestellten  Zusammenhang  er- 
geben. Treffen  wir  bei  einem  Ausgehen  vom  diesem  auf  keine  Schwierig- 
keiten, gestalten  sich  da  die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  so,  wie  wir  sie 
nach  dem  Bemerkten  auf  Grund  des'angenommenen  Zusammenhanges  zu 
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erwarten  haben,  so  ist  damit  zweifellos  auch  eine  erhöhete  Bürgschaft  für 
das  Zutreffen  dieses  geboten. 

Will  man  aber  trotzdem  geltend  machen,  dass  nach  dem  S  43  ff.  Be- 
merkten wenigstens  theoretisch  die  Möglichkeit  anderen  Zusammenhanges 
und  damit  die  Möglichkeit  anderer  Gestaltung  der  nach  diesem  bemessenen 
UrsprUnglichkeitsverhalmisse  nicht  ausgeschlossen  ist,  so  wUrde  dem  ge- 
genüber zu  bemerken  sein,  dass  wir  für  die  Entscheidung  über  die  Ur- 
sprUnglichkeit  von  Einzelsätzen  keineswegs  auf  jenes  Ausgehen  vom  ver- 
wandtschaftlichen Zusammenhange  beschränkt  sind,  wie  schon  §  54  bemerkt. 
Einerseits  bietet  uns  dafür  das  Verfolgen  der  Vermittlungsverhältnisse  einen 
weitern  äussern  Haltpunkt,  der  von  einer  vorherigen  Feststellung  des  ver- 
wandtschaftlichen Zusammenhanges  ganz  absieht.  Andererseits  aber  stehen 
uns  innere  Gründe  zu  Gebote,  welche  darüber  urtheilen  lassen,  welcher 
von  mehreren  entsprechenden  Einzelsätzen  als  der  ursprünglichere  zu  be- 
trachten ist.  Wir  dürfen  davon  ausgehen,  dass  wenigstens  einer  dieser 
Wege  in  jedem  Einzelfalle  eine  Entscheidung  gestattet,  während  überdies 
in  den  meisten  Fällen  die  Erreichung  desselben  Ergebnisses  auf  verschie- 
denen Wegen  die  Richtigkeit  desselben  verbürgen  und  die  Möglichkeiten 
beseitigen  wird,  welche  wenigstens  theoretisch  sich  gegen  die  volle  Sicher- 
heit des  einen  oder  des  andern  Weges  geltend  machen  lassen  mögen.  Be- 
sprachen wir  S  45  die  Möglichkeit,  es  könnte  sich  der  Unterschied  der 
ostgermanischen  und  westgermanischen  Gruppe  nicht  durch  Verzweigung 
des  Urrechts,  sondern  durch  Ableitung  der  einen  Gruppe  aus  einem  spä- 
tem Rechte  der  andern  ergeben  haben,  so  würde  sich  auch  diese  Möglich- 
keit beseitigen,  sobald  sich  auf  diesem  oder  jenem  Wege  nachweisen  lässt, 
dass  das  Ursprüngliche  sich  bald  auf  der  einen,  bald  auf  der  andern  Seite 
findet;  vgl.  S  46. 

Damit  aber  wird  dann  der  S  6 1  erörterte  Gesichtspunkt,  nach  welchem 
der  auf  Grundlage  der  blossen  Verwandtschaftsverhältnisse  festgestellte 
Zusammenhang  sich  durch  das  Entsprechen  der  Ursprünglichkeitsverhält- 
nisse  bezüglich  seiner  Richtigkeit  prüfen  lässt,  auch  für  den  seinen  Werth 
behalten,  der  gegen  den  bisher  eingehaltenen  Weg  zur  Feststellung  der 
Ursprünglichkeit  das  angegebene  oder  auch  etwaige  andere  Bedenken  gel- 
tend machen  möchte.  Denn  jener  Gesichtspunkt  setzt  nur  voraus,  dass 
sich  überhaupt  über  die  Ursprünglichkeit  und  Nichtursprünglichkeit  von 
Einzelsätzen  urtheilen  lässt,  wenn  auch  nicht  gerade  auf  dem  zunächst  an- 
gegebenen Wege. 

63.  Es  mag  nun  nicht  überflüssig  sein,  ausdrücklich  darauf  hinzu- 
weisen, wie  sich  bei  einem  Vergleiche  mit  der  Aufgabe  der  Her- 
stellung des  Urtextes  eines  Schriftwerkes  auf  Grund  einer 
MehrzahlvonAbschriften  ergibt,  dass  das  uns  da  durchaus  geläufige 
Vorgehen  in  allem  wesentlichen  kein  anderes  ist,  als  das  bisher  von  uns 
für  die  verwandte  Aufgabe  eingehaltene.  Haben  wir  mehrere  Abschriften, 
welche  aber  auseinander  abgeleitet  sind,  so  werden  die  jüngeren  für  die 
Herstellung  des  Urtextes  ebenso  werthlos  sein,  wie  die  jüngeren  Gestal- 

6* 
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63]  tungen  desselben  Stammrechtes,  vgl.  S  22 ;  es  sei  denn,  dass  die  erhaltene 
Vorlage  unvollständig  wäre.  Aber  auch  wenn  wir  zwei  Handschriften 
haben,  bei  denen  die  Vergleichung  ergibt,  dass  sie  unabhängig  von  einander 
auf  eine  ältere  Abschrift,  möglicherweise  auf  den  Unext  selbst  zurückgehen 
müssen,  so  wird  sich,  wenn  wir  von  allen  innern  Gründen  absehen,  auf 
Grundlage  derselben  in  keiner  Weise  entscheiden  lassen,  auf  welcher  Seite 
sich  bei  Abweichungen  das  Ursprüngliche  erhalten  hat,  wie  das  beim 
Vorliegen  von  nur  zwei  verwandten  Rechten  ebenso  der  Fall  sein  würde ; 
vgl.  S  55.  Haben  wir  aber  für  unsere  Aufgaben  immer  die  Gesammtmasse 
der  germanischen  Rechte  zur  Verfügung,  so  ist  hier  nur  der  Fall  zu  ver- 
gleichen, dass  uns  von  einem  Werke  eine  grössere  Menge  nicht  auseinander 
abgeleiteter,  mehr  oder  weniger  nahe  verwandter  Handschriften  zur  Ver- 
fügung steht. 

Die  nächste  Aufgabe  wird  dann  die  sein,  ganz  so,  wie  wir  das  S  43  ff. 
angaben,  auf  Grundlage  der  wechselnden  Verwandtschaftsverhälmisse  und 
des  Umfanges  derselben  den  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  der 
ganzen  Masse  festzustellen.  Es  werden  sich  dann  auch  hier  weitere  und 
engere  Gruppen  ergeben,  von  denen  wir  annehmen  dürfen,  dass  sie  un- 
abhängig von  einander  aus  der  Urschrift  selbst  oder  doch  aus  der  älteren 
Handschrift  abgeleitet  sind,  auf  welche  alle  vorhandenen  Texte  zurückgehen ; 
die  demnach  für  diese  die  Urschrift  bildet,  über  welche  eine  Vergleichung 
der  Texte  uns  so  wenig  zurückführen  kann,  wie  eine  Vergleichung  der 
germanischen  Rechte  über  das  gesammtgermanische  Recht,  wie  es  zur  Zeit 
der  ersten  Weiterverzweigung  gestaltet  war;  vgl.  S  19.  Theoretisch  würde 
freilich  auch  hier  die  S  44  ff •  erönerte  Möglichkeit  beirrend  eingreifen 
können.  Es  wäre  denkbar,  dass  von  zwei  Gruppen,  welche  wir  wegen  des 
scharfen  Gegensatzes  der  Verwandtschaftsverhältnisse  als  unabhängig  von 
einander  aus  der  Urschrift  abgeleitet  betrachten,  die  eine  sich  erst  auf  Grund- 
lage irgendwelcher  Handschrift  der  andern  gebildet  hätte,  indem  die  Nach- 
lässigkeit oder  Willkür  eines  einzelnen  Abschreibers  bei  einmaliger  Ver- 
vielfältigung zu  Aenderungen  gefühn  haben  würde,  die  weit  über  alles 
hinausgmge,  was  sich  von  Aenderungen  bei  der  Gesammtentwicklung 
der  andern  Gruppe  ergeben  hätte.  Aber  nicht  leicht  würde  hier  Jemand 
eine  solche  Möglichkeit  auch  nur  in  Erwägung  ziehen.  Einmal  wegen  der 
UnWahrscheinlichkeit  des  Falles  an  und  für  sich,  welche  ja  auch  uns  zu 
genügen  schien,  um  zunächst  von  der  entsprechenden  Möglichkeit  ganz 
abzusehen.  Dann  aber,  da  die  verschiedenen  Arten  der  Beweisführung 
wohl  theoretisch  zu  scheiden  sind,  aber  practisch  Hand  in  Hand  gehen, 
weil  hier  unmittelbar  sonstige  äussere  Haltpunkte,  wie  innere  Gründe  in 
der  auch  für  unsere  Aufgabe  §62  angedeuteten  Weise  ergeben  würden, 
dass  sich  Ursprüngliches  bald  in  der  einen,  bald  in  der  andern  Gruppe  er- 
halten habe,  demnach  die  eine  auch  nicht  aus  einer  Handschrift  der  andern 
abgeleitet  sein  könne. 

Dann  aber  werden  wir  die  Ursprünglichkeit  der  einzelnen  Lesarten 
auf  Grundlage  des   festgestelhen  verwandtschaftlichen  Zusammenhanges 
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ganz  nach  denselben  Regeln  beurtheilen,  wie  wir  sie  für  die  Entscheidung 
über  die  Ursprünglichkeit  der  einzelnen  entsprechenden  Rechtssätze  auf- 
stellten, wenn  wir  von  dem  Unterschiede  absehen,  der  sich  hier,  vgl.  $  20, 
daraus  ergibt,  dass  die  Urschrift  etwas  Unveränderliches  ist  und  demnach 
auch  eine  grössere  Zahl  von  Gruppen  zu  verschiedener  Zeit  selbstständig 
aus  ihr  abgeleitet  sein  kann.  Nehmen  wir  an,  es  ergäben  sich  auch  hier, 
wie  wir  das  für  die  Rechte  als  Regel  festzuhalten  haben,  nur  zwei  unmittel- 
bar aus  der  Urschrift  abgeleitete  Gruppen,  so  wird  sich,  wenn  die  Lesanen 
beider  Gruppen  sich  scheiden,  entsprechend  dem  S  55  Bemerkten,  über 
die  Ursprünglichkeit  derselben  auf  Grundlage  des  verwandtschaftlichen 
Zusammenhanges  überhaupt  nicht  unheilen  lassen.  Dagegen  wird  Niemand 
anstehen,  hier  die  S  56  ff.  für  Rechtssätze  begründete  Regel  in  Anwendung 
zu  bringen.  Wir  werden  alle  Lesarten  für  ursprünglich  halten,  bezüglich 
deren  auch  nur  eine  einzelne  Handschrift  der  einen  Gruppe  mit  einzelnen 
Handschriften  der  andern  übereinstimmt.  Allerdings  auch  hier  einmal 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Uebereinstimmung  eine  verwandtschaft- 
liche sein  muss,  dass  die  Lesan  sich  nicht  mehrfach  unabhängig,  etwa  in 
Folge  nächstliegender  Abschreiberversehen,  so  gestaltet  haben  kann.  Unter 
der  weitern  Voraussetzung,  dass  nicht  etwa  ein  Schreiber  gleichzeitig  zwei 
Handschriften  verschiedener  Gruppen  als  Vorlage  benutzte,  den  Text  der 
einen  nach  der  andern  besserte ;  also  ein  Vorgehen,  welches  der  Doppel- 
verwandtschaft der  Rechte  entsprechen  würde,  aber  bis  auf  die  Zeit  wissen- 
schaftlicher Beschäftigung  mit  den  Quellen  so  selten  war,  dass  wir  es  we- 
nigstens für  die  Beurtheilung  älterer  Handschriften  kaum  in  Rechnung  zu 
bringen  haben. 

64,  Die  von  uns  für  die  Beurtheilung  der  Ursprünglichkeit  von 
Rechtssätzen  an  die  Spitze  gestellte  Regel  ist  demnach  nur  eine  für  nächst- 
verwandte Aufgaben  bereits  allgemein  als  richtig  anerkannte,  ihr  theoreti- 
sches Zutreffen  wird  ausser  Frage  stehen.  Die  practische  Verwend- 
barkeit der  sonst  anerkannten  Regel  auf  dem  Gebiete  der 
Rechtsvergleichung  wird  nur  dadurch  bedingt  sein,  ob  wir  auch 
hier  bezüglich  der  Voraussetzungen  genügend  sicher  urtheilen  können. 
Nun  wird  ja  zuzugeben  sein,  dass  bei  einer  nur  durch  schriftliche  Glieder 
vermittelten  Verwandtschaft,  bei  welcher  auch  ganz  abgesehen  vom  über- 
einstimmenden Inhalte  die  Uebereinstimmung  der  Fassung  die  sichersten 
Haltpunkte  bietet,  das  Zutreffen  der  Forderung  verwandtschaftlicher  Ueber- 
einstimmung sich  ungleich  unmittelbarer  und  zweifelloser  ergeben  wird, 
als  bei  der  Vergleichung  von  Rechten,  welche  erst  auf  einer  spätem  Stufe 
unabhängig  von  einander  schriftlich  fixirt  wurden ;  bei  welchen  wir  uns 
wesentlich  auf  die  Uebereinstimmung  des  Inhaltes  beschränkt  sehen,  die 
nur  zuweilen  durch  Uebereinstimmung  der,  wenn  nicht  schriftlichen,  doch 
sprachlichen  Fassung  unterstützt  wird.  Das  aber  schliesst,  wie  ich  denke, 
die  S  29  ff.,  vgl.  auch  §  58,  vertretene  Annahme  nicht  aus,  dass  die  damit 
gebotenen  Haltpunkte,  wenn  sie  sich  auch  nicht  so  mühelos  darbieten,  den- 
noch durchweg  ausreichende  sind;  ohnedem  würde  jeder  Versuch,  den 
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64]  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  der  Rechte  festzustellen  und 
damit  eine  Grundlage  für  die  Beurtheilung  der  Ursprünglichkeit  der  ein- 
zelnen Rechtsbestimmungen  zu  gewinnen,  von  vornherein  ein  aussichts- 
loser sein. 

Grössere  Bedenken  gegen  die  practische  Verwerthbarkeit  Jener  Regel 
auch  auf  unserem  Gebiete  könnten  sich  daran  knüpfen,  dass  durchkreuzende 
Verwandtschaftsverhältnisse,  welche  wir  bei  Feststellung  des  Zusammen- 
hanges von  Abschriften  in  den  meisten  Fällen  ganz  unberücksichtigt  lassen 
dürfen,  zweifellos  schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  mehrfach  in  die  Em« 
Wicklung  der  Rechte  eingegriffen  haben.  In  wie  weit  dadurch  die  Ver- 
werthbarkeit der  auf  einfache  Verzweigung  der  Verwandtschaft  berechneten 
Regeln  in  Frage  gestellt  sein  kann,  werden  wir  später  zu  untersuchen  haben. 
Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  durch  jenes  Eingreifen  die  Verwendung  der 
Regeln  zumal  beim  Beginne  der  Forschung  gar  sehr  erschwert  und  beirrt 
werden  kann;  dass  es  uns  nöthigen  kann,  in  Einzelfällen  wenigstens  vor- 
läufig auf  ein  genügend  gesichertes  Ergebniss  zu  verzichten.  Aber  ich  hoffe 
doch  nachweisen  zu  können,  dass  auch  die  in  dieser  Richtung  sich  bieten- 
den Schwierigkeiten  nicht  so  unüberwindliche  sind,  als  das  auf  den  ersten 
Blick  scheinen  mag;  dass  insbesondere  auf  dem  von  uns  zunächst  ins  Auge 
gefassten  Gebiete  die  Verhältnisse  in  jener  Richtung  so  günstig  liegen,  dass 
wenigstens  eine  sichere  Entscheidung  über  den  Gang  der  Rechtsenrwick- 
lung  im  Ganzen  und  Grossen  durch  dieselbe  nicht  gehindert  wird  und 
theoretisch  auch  in  jener  Richtung  genügende  Haltpunkte  geboten  sind, 
um  erwarten  zu  lassen,  dass  Einzelfälle,  bei  denen  die  Lösung  vorläufig 
dahingestellt  bleiben  muss,  durch  fortgesetzte  und  ausgedehntere  Forschung 
gleichfalls  schliesslich  zu  sicherer  Entscheidung  gebracht  werden  können. 

Die  Regeln,  welche  wir  in  Anwendung  bringen,  sind  durchweg 
solche,  welche  bei  verwandten  Aufgaben  längst  als  massgebend  anerkannt 
sind.  Dass  ihre  Verwerthung  hier  eine  ungleich  mühevoUere  ist,  als  bei 
dem  zunächst  zur  Vergleichung  herangezogenen  Falle,  dass  das  Zutreffen 
der  Voraussetzungen,  von  denen  die  Richtigkeit  der  Irgebnisse  abhängt, 
hier  nicht  so  unmittelbar  vor  Augen  liegt,  muss  zugegeben  werden.  Es 
wird  Aufgabe  der  spätem  Einzeluntersuchungen  sein,  zu  prüfen,  in  wie 
weit  trotz  aller  nicht  zu  läugnenden  Schwierigkeiten  die  zunächst  theoretisch 
festgestellten  Regeln  geeignet  sind,  dennoch  zu  sicheren  Ergebnissen  zu 
gelangen. 

65.  Eben  dieser  Umstand,  dass  der  Werth  der  Ergebnisse  unserer 
bisherigen  allgemeinen  Erörterungen  für  die  besonderen  Aufgaben,  welche 
wir  uns  gestellt  haben,  sicherst  nach  Erledigung  der  Einzeluntersuchungen 
bestimmter  herausstellen  wird,  kann  es  nahe  legen,  schon  jetzt  kurz  zu- 
sammenfassend auf  die  beabsichtigte  Verwerthung  der  gefun- 
denenRegeln  fürdiebesondereAufgabe hinzuweisen, anzugeben, 
wie  wir  sie  zu  verwenden  gedenken,  und  zu  welchem  Ergebnisse  wir  auf 
diesem  Wege  gelangen  werden.  Allerdings  muss  dabei  die  Begründung 
aller  dafür  massgebenden  Voraussetzungen  der  spätem  Erörterung  vorbe^ 
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halten  werden.  Aber  es  wird  einmal  dazu  dienen,  Wenh  und  Verwend- 
barkeit der  allgemeinen  Regeln  deutlicher  hervortreten  zu  lassen.  Mehr 
Gewicht  möchte  ich  da  auf  einen  andern  Gesichtspunkt  legen.  Ein  solcher 
vorläufiger  Hinweis  wird  um  so  näher  liegen,  je  weniger  es  zweckmässig 
erscheinen  kann,  die  Einzelerörterungen  dem  Gange  der  Hauptbeweis- 
führung näher  anzupassen,  je  weniger  es  zu  vermeiden  ist,  dass  dieselben 
sich  zunächst  vielfach  in  eine  Verfolgung  von  Einzelfragen  verlieren  werden, 
deren  Zweck  unmittelbar  kaum  abzusehen  sein  würde,  wenn  nicht  von 
vornherein  bestimmter  darauf  hingewiesen  wäre,  was  schliesslich  aus  der 
Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der  Einzeluntersuchungen  gefolgert  wer- 
den soll.  Dabei  aber  handelt  es  sich  in  erster  Reihe  um  die  Bestimmung 
der  Stellung  des  gothischen  Rechts  zur  Gesammtheit  der 
germanischen  Rechte,  die  so  sehr  den  Kernpunkt  unserer  gesammten 
Untersuchungen  bildet,  dass,  wenn  bezüglich  dieser  die  Richtigkeit  unseres 
Ergebnisses  anerkannt  werden  sollte,  damit  die  Richtung  der  Entwicklung 
der  germanischen  Rechte  im  Ganzen  und  Grossen  kaum  noch  einem  Zweifel 
würde  unterliegen  können.  Um  so  mehr  wird  es  sich  empfehlen,  zusam- 
menfassend schon  jetzt  auf  den  Hauptbeweisgang  hinzuweisen,  der,  wie 
ich  denke,  auch  bei  blosser  Beachtung  der  bisher  besprochenen  Haltpunkte 
unter  vorläufiger  Annahme  der  erst  später  zu  begründenden  Richtigkeit 
der  einzelnen  Voraussetzungen,  zu  jenem  Ergebnisse  führen  muss. 

Entsprechend  der  als  Regel  zu  vermuthenden  Zweitheilung,  vgl.  §  20, 
zerfallen  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen  die  germanischen  Rechte 
zunächst  in eine'westgermanische  und  ostgermanische  Haupt- 
gruppe, welche  unabhängig  von  einander  aus  dem  Urrechte  abgeleitet 
sein  müssen;  vgl.  S  45.  Dem  fränkischen  und  den  ihm  näherverwandten 
deutschen  Rechten  gegenüber  zeigen  das  gothische  und  die  scandinavischen 
Rechte  trotz  des  Fehlens  aller  nähern  Berührungen  in  späterer  Zeit  so  auf- 
fallende gemeinsame  und  nur  durch  Verwandtschaft  zu  erklärende  Ab- 
weichungen, dass  da  engerer  Zusammenhang  nicht  zu  bezweifeln  ist;  zumal 
da  nicht  selten  der  S  37  betonte  Umstand  eingreift,  dass  sich  bei  den  inhalt- 
lich zusammenhängenden  Rechtssätzen  hier  und  dort  eine  übereinstimmende, 
von  der  der  andern  Gruppe  abweichende  Auffassung  geltend  macht.  Weiter 
aber  werden  wir  dann  bezüglich  alles  dessen,  was  uns  für  die  Sonderstellung 
der  gothisch-scandinavischen  Gruppe  massgebend  sein  wird,  auch  das  frie- 
sische, longobardische  und  burgundische  Recht  in  so  engem  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhange  mit  derselben  finden,  dass  damit  nicht  zwei- 
felhaft sein  kann,  welche  Rechte  wir  der  zunächst  durch  jene  gekennzeich- 
neten ostgermanischen  Hauptgruppe  zuzuzählen  haben. 

Wir  können  dann  weiter  auch  diese  in  näherverwandte  Gruppen 
zerlegen,  worauf  wir  zurückkommen,  dürfen  daraus  schliessen,  dass  dieser 
oder  jener  Kreis  von  Rechten  durch  ein  gemeinsames  Urrecht  näher  ver- 
bunden war.  Aber  darüber  kommen  wir  bei  blosser  Beachtung  der  Ver- 
wandtschaftsverhälmisse  nicht  hinaus.  In  welcher  Gruppe,  in  welchem 
Rechte  derselben  sich  das  ursprünglichere  Recht  erhalten  hat,  welcher 
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65]  demnach  der  Gang  der  Rechtsentwickluog  im  allgemeinen  war,  bleibt 
unklar,  so  lange  wir  nicht  die  $  54  angedeuteten  Haltpunkte  für  Beurthei- 
lung  der  UrsprUnglichkeit  zuziehen. 

66.  Nun  habe  ich  ebenda  bereits  angedeutet,  wie  es  sich  für  das 
thatsächliche  Vorgehen  vielfach  empfehlen  wird,  sich  zunächst  an  die  in- 
nern  Gründe  zu  halten.  Bei  den  Einzelerörterungen  werde  ich  denn  auch 
überwiegend  davon  ausgehen.  Und  es  dürfte  sich  dann  ergeben,  dass  bei 
einer  Prüfung  der  die  Erbenfolge  betreffenden  Einzelsätze  der  ostgermani- 
sehen  Rechte  fast  überall,  wo  diese  von  einander  abweichen,  sich  innere 
Gründe  für  die  Ursprünglichkeit  der  Bestimmungen  des  gothisch>  spani- 
schen Rechts  geltend  machen  lassen.  Dieses  Verhälmiss  müsste  also  auf 
die  Annahme  des  gothischen  Rechts  als  des  ursprüng- 
lichsten der  ostgermanischen  Gruppe  führen.  Es  würde  darauf 
hinweisen,  dass  alle  andern  ostgermanischen  Rechte  zwar  nicht  aus  dem 
gothischen  Rechte  selbst,  wohl  aber  aus  einem  ihm  sehr  nahe  stehenden 
Rechte  abgeleitet  sein  müssen;  dass  uns  demnach  für  die  vermutliche 
Gestaltung  des  ostgermanischen  Urrechtes  zunächst  das  gothische  mass- 
gebend sein  muss. 

Nun  habe  ich  freilich  schon  S  54  betont,  wie  bei  der  Beunheilung 
der  Ursprünglichkeit  einzelner  Bestimmungen  nach  inneren  Gründen  der 
Verschiedenheit  der  persönlichen  Ansicht  viel  zu  weiter  Spielraum  gelassen 
ist,  als  dass  wir  ein  nur  darauf  gegründetes  Ergebniss  als  ein  genügend 
gesichertes  behandeln  dürften.  Aber  es  handelt  sich  auch  nur  darum,  auf 
solche  Erwägungen  gestützt  einen  vorläufigen  Ausgangspunkt  zu  gewinnen, 
eine  immerhin  durch  gute  Gründe  nahe  gelegte  Vermuthung,  bezüglich 
deren  dann  zu  prüfen  sein  wird,  ob  sie  sich  auch  durch  Haltpunkte  be- 
stätigt, welche  unabhängig  von  der  persönlichen  Ansicht  sind.  Diesen  Halt 
aber  bieten  uns  die  S  59  erönenen  Verhältnisse.  Soll  das  gothische  Recht 
dem  ostgermanischen  Urrechte  am  nächsten  stehen,  so  muss  sich  das  da- 
durch erproben,  dass  es  häufiger,  als  andere  ostgermanische  Rechte,  sich 
westgermanischen  Rechten  näher  verwandt  zeigt.  Und  wie  sehr  das  zutriflft, 
wie  damit  der  zunächst  auf  innere  Gründe  gestützte  Schluss  durch  einen 
ganz  äusserlichen  und  damit  von  der  persönlichen  Ansicht  unabhängigen 
Halt  bestätigt  wird,  dürften  die  folgenden  Untersuchungen  genügend  er- 
geben. 

Ueberdies  steht  uns  da  eine  Gegenprobe  zur  Verfügung.  Vergleichen 
wir  die  westgermanischen  Rechte  unter  sich  nach  demselben  Gesichtspunkte, 
so  weisen  innere  Gründe  zweifellos  aufs  bestimmteste  darauf  hin,  dass  sich 
die  ursprünglicheren  Bestimmungen  durchweg  im  ftränkischen  Rechte  er- 
halten haben,  dass  dieses  demnach  das  dem  westgermanischen  Urrechte 
nächststehende  sein  wird.  Soll  das  richtig  sein,  so  muss  es  sich  wieder 
dadurch  erproben,  dass  gerade  das  fränkische  Recht  sich  ostgermanischen 
Rechten  und  vor  allem  dem  als  ursprünglichsten  derselben  angenommenen 
gothischen  Rechte  näher  verwandt  zeigt,  als  irgend  eines  der  andern  west- 
germanischen Rechte.   Auf  den  Nachweis,  dass  das  thatsächlich  zutrifft, 


Stellung  des  gothischen  zu  andern  Rechten.  gg 

glaubte  ich  daher  bei  den  Einzekrörterungen  besonderes  Gewicht  legen  zu 
müssen.  Sie  dürften,  wie  ich  denke,  wenigstens  für  das  von  mir  beachtete 
Gebiet  aufs  bestimmteste  ergeben,  dass  allerdings  einerseits  fränkisches 
und  gothisches  Recht  bezüglich  alles  dessen,  was  uns  für  die  Schei- 
dung beider  Hauptgruppen  massgebend  sein  wird,  in  unverkennbarem  Ge- 
gensatze stehen,  ihre  Einreihung  hiehin  und  dahin  keinem  Zweifel  unter- 
liegen kann.  Nicht  minder  bestimmt  aber  auch,  dass  in  andern  Richtungen 
gerade  diese  Rechte  sich  in  auffallendster  Weise  als  nächstverwandte  dar- 
stellen, sich  ungleich  näher  treten,  als  irgendwelche  andere  Rechte  beider 
Gruppen.  Das  aber  führt  dann  nothwendig  auf  den  Schluss,  dass  beide 
Rechte  in  ihrer  Gruppe  die  dem  Urrechte  derselben  und  damit  gemeinsam 
die  dem  germanischen  Urrechte  nächststehenden  sind. 

Würde  dieses  Ergebniss  zunächst  lediglich  auf  Grundlage  derUeber- 
einstimmungsverhältnisse  gewonnen  sein,  so  wird  sich  dann  für  die  Rich- 
tigkeit desselben  eine  sehr  gewichtige  Bürgschaft  darin  bieten,  dass  wir 
auch  auf  durchaus  verschiedenem  Wege,  bei  Ausgehen  von  den  später  zu 
erörternden  Vermittlungsverhältnissen,  wieder  zu  demselben  Ergebnisse 
gelangen  werden,  dass  in  dem  gothischen  Rechte  das  dem  Urrechte  nächst- 
stehende Recht  der  ostgermanischen  Gruppe  zu  sehen  sei. 

67.  Wird  es  uns  nun  gelingen,  die  bei  dem  angedeuteten  Beweis- 
gange vorausgesetzten  Verhältnisse  als  thatsächlich  zutreffende  ausreichend 
zu  begründen,  so  liegt  es  auch  auf  der  Hand,  wie  damit  eine  feste  Grund- 
lage für  die  Beurtheilung  der  Weiterverzweigung  der  ostgerma- 
nischen Rechte  geboten  ist.  Lassen  wir  vorläufig  ausser  Acht,  dass 
das  gothische  Recht  nicht  das  ostgermanische  Urrecht  selbst  ist,  dass  es  nach 
dem  bisherigen  Ergebnisse  nur  ein  demselben  sehr  nahe  stehendes  Recht 
sein  muss,  nehmen  wir,  wie  das  für  das  praaische  Vorgehen  jedenfalls 
zweckmässig  sein  würde,  vorläufig  an,  es  falle  mit  jenem  Urrechte  zusam  - 
men,  so  ist  in  den  andern  Rechten  der  Gruppe  ohne  alle  Rücksicht  auf 
innere  Gründe  alles  für  ursprünglich  oder  nichtursprünglich  zu  halten,  was 
dem  gothischen  Rechte  entspricht  oder  aber  von  ihm  abweicht.  Gehen  wir 
dann  nach  Massgabe  der  früher  im  allgemeinen  begründeten  Regeln  auf 
dieser  Grundlage  weiter  vor,  so  gelangen  wir  zu  Ergebnissen  bezüglich 
der  Weiterverzweigung  der  ostgermanischen  Rechte,  wie  sie  schwerlich 
von  vornherein  zu  erwarten  sein  würden,  deren  ersten  Spuren  ich  mit 
grösstem  Misstrauen  begegnete,  während  dann  doch  die  Häufung  der  Be- 
lege mir  schliesslich  jeden  Zweifel  auszuschliessen  schien. 

Bei  einer  Zerlegung  nach  den  Verwandtschaftsverhältnissen  ergeben 
sich  auch  hier  entsprechend  der  überall  zu  vermuthenden  Zweitheilung  der 
Urrechte  wenigstens  nach  Massgabe  der  Erbenfolge  und  der  mit  ihr  näher 
zusammenhängenden  Verhälmisse  zwei  wesentlich  geschiedene  Gruppen. 
Die  eine,  etwa  zunächst  als  dänische  Gruppe  zu  bezeichnen,  umfasst 
ausser  den  dänischen  Rechten  selbst  auch  die  friesischen  und  nordschwe- 
dischen, wie  ich  die  schwedischen  Rechte  im  engem  Sinne,  die  Swearechte, 
zur  deutlichem  Unterscheidung  von  den  gothischen  als  südschwedischen 
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67]  Rechten  bezeichnen  möchte.  Die  andere,  welche  wir  mit  Rücksicht 
auf  spiiter  zu  betonende  Unterschiede  genauer  ak  göthisch  -  norwegische, 
für  die  nächsten  Untersuchungen  schlechtweg  alsnorwegischeGruppe 
zusammenfassen  können,  umfasst  die  übrigen  scandinavischen  Rechte  mit 
Einschluss  des  göthischen,  dann  das  longobardische  und  burgundische 
Recht. 

Sind  nun  in  beiden  Gruppen  scandinavische  Rechte  vertreten,  so 
werden  wir  doch  geneigt  sein,  dieselben  trotz  auffälliger  Unterschiede  in 
n«^herem  Zusammenhange  zu  denken,  und  das  gothische,  wenn  auch  als 
verwandt,  doch  als  besonders  früh  und  bestimmt  abgezweigt  zu  fassen,  wie 
das  ja  auch  den  Ergebnissen  der  Sprachvergleichung  entsprechen  würde. 
Es  würde  das  einen  Zusammenhang  vermuthen  lassen,  wonach  zwar  beide 
Gruppen  mit  dem  göthischen  auf  das  diesem  am  nächsten  entsprechende 
Urrecht  zurückgehen,  aber  doch  durch  ein  weiteres  unbekanntes  Glied 
miteinander  in  näherer  Verbindung  stehen  würden :       9^ 

A 

G    y 

A 
D  N.  Ergibt  sich 
nun,  dass  G  bald  mit  Z>,  bald  mit  A^  näher  übereinstimmt,  so  ist  das  aller- 
dings mit  diesem  Zusammenhange  durchaus  vereinbar,  insofern  bald  D, 
bald  A^  das  aus  ;k<^  in  ^  übergegangene  Ursprüngliche  beibehalten  haben 
konnte.  Ob  wir  nun  aber  berechtigt  sind,  ein  die  Gruppen  D  und  A'^  näher 
verbindendes  y  anzunehmen,  würde  nach  §  6 1  insbesondere  davon  abhängig 
zu  machen  sein,  dass  sie  nicht  blos  überhaupt  beide  von  dem  Ursprüng- 
lichen in  G  abweichen,  sondern  auch  in  dem  Nichtursprünglichen  über- 
einstimmen, durch  welches  dasselbe  ersetzt  erscheint,  was  dann  bereits  in 
dem  beide  Gruppen  verbindenden  y  der  Fall  gewesen  sein  müsste.  Aber 
so  bestimmt  ich  das  erwartete,  habe  ich  mich  wenigstens  auf  dem  von  mir 
beachteten  Gebiete  vergebens  nach  Belegen  dafür  umgesehen,  dass  die 
dänische  und  die  norwegische  Gruppe  in  ihrem  von  G  abweichenden  Be- 
stände eine  nur  durch  Verwandtschaft  zu  erklärende  Uebereinstimmung 
ergeben  würden.  Wir  sehen  uns  damit  auf  den  Zusammenhang    ^ 

A 

D  N  hin- 
gewiesen ;  wir  haben  anzunehmen^  dass  beide  Gruppen  unabhängig  von 
einander  auf  das  dem  göthischen  nächstentsprechende  Urrecht  zurückgehen, 
nur  durch  dieses  miteinander  in  Verbindung  stehen.  Und  sollte  sich  den- 
noch eine  vom  göthischen  Rechte  abweichende  verwandtschaftliche  Ueber- 
einstimmung beider  Gruppen  nachweisen  lassen,  wie  das  wenigstens  mir 
nicht  gelang,  so  würde  dieselbe,  so  lange  es  sich  nur  um  Einzelfälle  han- 
delt, auch  unter  Festhaltung  jenes  Zusammenhanges  sich  noch  immer 
daraus  erklären  lassen,  dass  G  nicht  vollständig  mit  afi  zusammenfallt, 
D  und  A^  aus  diesem  etwas  Ursprüngliches  beibehalten  konnten,  was  G 
fallen  liess. 
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Vergleichen  wir  dagegen  nur  die  Glieder  jeder  der  beiden  Gruppen 
miteinander,  so  finden  wir  überaus  häufig  Belege,  dass  sie  auch  in  Solchem, 
was  wir  nach  Massgabe  des  gothischen  Rechts  für  nichtursprünglich  zu 
halten  haben  würden,  verwandtschaftliche  Ueberei  istimmung  zeigen,  dass 
sie  demnach  nicht  selbstständig,  sondern  nur  durch  Vermittlung  eines  sie 
näher  verbindenden  unbekannten  Gliedes  aus  o(ß  abgeleitet  sein  können. 
Dann  aber  wird  es,  wenigstens  so  lange  es  sich  nur  um  einfache  Verwandt- 
schaft handelt,  auch  keinen  Schwierigkeiten  unterliegen,  durch  Weiter- 
verfolgung desselben  Weges  den  Zusammenhang  der  Rechte  jeder 
Gruppe  genauer  zu  bestimmen.  Die  dänischen  D,  friesischen  F  und  die 
nordschwedischen  oder  Swearechte  5  zeigen  auch  in  Nichtursprünglichem 
so  grosse  Uebereinstimmung,  dass  sie  durch  ein  y  gemeinsam  mit  of^  ver- 
bunden sein  müssen.  Ergeben  dann  weiter  F  und  5  gegenüber  D  häufig 
nähere  Verwandtschaft  und  zwar  gleichfalls  auch  in  Nichtursprünglichem, 
während  da  D  das  Ursprüngliche  erhalten  hat,  so  kann  der  Zusammen- 
hang nur      y 

A 

A 

F  S  sein,  es  kann  sich  das  verwandte  Nichtursprüngliche  nur 
in  einem  F  und  5*  näher  verbindenden  {  so  gestaltet  haben. 

Und  in  entsprechender  Weise  müsste  sich  dann  auch  die  Verzwei- 
gung der  zweiten  Gruppe,  die  wir  als  norwegische  bezeichneten,  nach- 
weisen lassen,  wenn  wir  die  Ursprünglichkeit  der  Bestimmungen  nach 
Massgabe  des  gothischen  Rechts  beunheilen.  Wir  können  da  von  dem 
Ergebnisse  vorläufig  absehen,  da  uns  die  Besprechung  der  mehrfachen 
Verwandtschaft,  wie  sie  da  einzugreifen  scheint,  ohnehin  auf  bestimmtere 
Beachtung  dieser  Gruppe  zurückführen  wird. 

68«  Nun  haben  wir  freilich  vorläufig  unbeachtet  gelassen,  dass  auch 
bei  Richtigkeit  aller  unserer  Voraussetzungen  G  nicht  durchaus  mit  dem 
ostgermanischen  Urrechte  xP  zusammenfällt.  Wir  haben  uns  noch  zu 
vergegenwärtigen,  in  wie  weit  die  besprochenen  Verhältnisse  durch  den 
Einfluss  der  Abweichungen  des  gothischen  Rechts  vom  ost- 
germanischen Urrechte  berührt  werden.  Mag,  wie  die  früher  be- 
tonten Gründe  nicht  bezweifeln  lassen,  jenes  diesem  noch  so  nahestehen, 
so  haben  wir  doch,  wie  S  1 9  betont,  jedes  Recht  als  ein  sich  stätig,  wenn 
auch  noch  so  unmerklich  änderndes  zu  fassen.  Trotz  aller  Ursprünglich keit 
des  gothischen  Rechts  im  Ganzen  und  Grossen  kann  demnach  doch  in 
Einzelfällen  jedes  andere  der  ostgermanischen  Rechte  aus  9(Q  das  Ursprüng- 
lichere erhalten  haben;  vgl.  S  59. 

Wir  werden  denn  auch  vereinzelt  auf  Fälle  treffen,  wo  dieselben 
Gründe,  welche  sich  für  die  Ursprünglichkeit  des  gothischen  Rechts  im 
allgemeinen  geltend  machen  lassen,  bezüglich  einer  Einzelbestimmung  die 
eines  andern  Rechts  als  die  ursprünglichere  erweisen  müssten.  So  wird, 
wenn  wir  im  allgemeinen  das  gothische  als  das  ostgermanische  Urrecht 
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68]  behandeln  dürfen,  auch  die  Annahme  nicht  abzuweisen  sein,  dass  die 
Entwicklung  von  wesentlicher  Gleichstellung  des  Mannes  und  des  Weibes 
ausgehend  erst  nach  und  nach  zu  immer  weiterer  Zurücksetzung  der  Wei- 
ber gelangte.  Dann  aber  würde  gerade  diese,  zunächst  aus  der  Stellung 
des  gothischen  Rechts  selbst  gefolgerte  Annahme  über  die  Entwicklung 
des  Verhältnisses  im  allgemeinen,  auf  die  weitere  Annahme  hinweisen,  dass 
einzelne  scandinavische,  insbesondere  nordschwedische  Rechte,  den)  gothi- 
schen Rechte  gegenüber  wenigstens  in  einem  Einzelfalle  das  Ursprüng- 
lichere bewahrt  haben,  wenn  sie  auf  dem  Gebiete  der  Vormundschaft  dem 
Weibe  noch  ausgedehntere  Befugnisse  zugestehen,  als  das  gothische. 

Würdehnun  solche  Fälle  häufig  sein,  würden  wir  daraus  auf  stärkere 
Abweichung  zwischen  G  und  «G  schliessen  müssen,  so  würde  damit  aller- 
dings der  Werth  einer  Beweisführung,  bei  der  wir  vorläufig  G  und  «G 
gleichsetzten,  ein  sehr  unsicherer  werden.  Aber  wenigstens  soweit  meine 
Untersuchungen  sich  ausdehnten,  blieben  solche  Fälle  ganz  vereinzelte. 
Und  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Erbenfolge  würde  ich  in  Verlegen- 
heit sein,  auch  nur  einen  einzigen  solchen  Fall  mit  Bestimmtheit  nach- 
zuweisen, wenn  wir  da  nicht  alles,  was  sich,  wie  etwa  das  eventuelle  Erb- 
recht der  Ehegatten,  in  der  westgothischen  Lex  findet,  auch  als  gothisch 
betrachten,  sondern  nur  das,  bei  dem  das  Festhalten  im  spätem  spanischen 
Recht  auf  den  Anschluss  an  volksthümliches  altgothisches  Recht  deutet. 
Es  dürfte  sich  im  Laufe  der  Untersuchungen  ergeben,  dass  wir  auf  erb- 
rechdichem  Gebiete  kaum  auf  Schwierigkeiten  stossen,  wenn  wir  G  dem 
ostgermanischen  Urrechte  gleichstellen,  wenigstens  hier  also  die  Entwick- 
lung von  ^  zvlG  zu  keinen  irgend  nennenswerthen  Aenderungen  geführt 
haben  kann. 

69.  Zu  ganz  demselben  Ergebnisse  werden  wir  aber  noch  auf  einem 
andern  Wege  gelangen.  Es  greift  hier  nämlich  thatsächlich  das  Verhältniss 
ein,  welches  wir  bereits  S  48  ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  Einzel- 
fall ins  Auge  fassten,  indem  sich  eine  unentschiedene  Mittelstellung 
des  gothischen  Rechts  zu  den  ostgermanischen  Rechts- 
gruppen ergeben  wird.  Nach  dem  S  67  Angedeuteten  werden  wir  zu 
dem  Ergebnisse  gelangen,  dass  sowohl  die  dänische  Gruppe  D,  als  die 
norwegische  A^  unabhängig  von  einander  auf  das  ostgermanische  Urrecht  x 
zurückgehen  müssen.  Sehen  wir  uns  nun  im  allgemeinen  auf  Zweitheilung 
hingewiesen,  so  ist  anzunehmen,  dass  nicht  auch  das  gothische  Recht  G 
sich  ganz  unabhängig  von  den  Gruppen  D  und  A'^  von  x  aus  verzweigte, 
dass  es  vielmehr  selbst  zu  einer  der  Gruppen  gehört.  Zu  welcher  von  bei- 
den, würde  zunächst  davon  abhängig  zu  machen  sein,  dass  es  sich  auf- 
fallend häufiger  den  Rechten  der  einen,  als  der  andern  Gruppe  verwandt 
zeigt.  Aber  das  macht  sich  kaum  geltend ;  bald  zeigt  sich  die  nähere  Ver- 
wandtschaft auf  dieser,  bald  auf  jener  Seite ;  nur  zögernd  und  nicht  sicher, 
dass  nicht  die  eigene  Ansicht  sich  nach  Mas^gabe  bisher  nicht  beachteter 
Umstände  noch  ändern  könnte,  möchte  ich  mich  dahin  aussprechen,  dass 
die  quantitativen  Verhältnisse  doch  auf  näheren  Anschluss  an  D  deuten 
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dürften.  SichersteUen  Hesse  sich  dieser  Zusammenhang,  vgl.  S  6i,  nur 
durch  den  Nachweis  von  Fallen,  bei  welchen  DG  gegenüber  A'^  in  zwei- 
fellos Nichtursprünglichem  übereinstimmten.  Aber  ich  habe  bisher  ver- 
gebens nach  solchen  Fallen  gesucht. 

Führt  nun  die  Vergleichung  von  Uebereinstimmung  und  Abweichung 
nicht  mit  Sicherheit  über         x 

A\ 

D   G   N  hinaus,  obwohl  anzunehmen  ist,  dass 
der  thatsSchliche  Zusammenhang      x  x 

A  A 

y    N  Z)    j[ 

A         oder         A 
DG  G    N  war,  so  suchte  ich 

S  48  nachzuweisen,  dass  ein  solches  Verhalmiss  nur  zutreffen  kann,  wenn 
nicht  allein  G  sich  schon  bei  der  ersten  Verzweigung  von  den  übrigen 
Rechten  der  Gruppe  sonderte,  sondern  überdies  der  Uebergang  von  x  über 
y  oder  {;  zu  G  ein  so  wenig  ändernder  war,  dass  G  sich  nur  sehr  wenig 
von  X  unterscheiden  konnte.  So  gelangen  wir  auch  auf  diesem  Wege  zu 
dem  Schlüsse,  dass  G  das  dem  Urrechte  der  ganzen  ostgermauischen  Gruppe 
nüchststehende  Recht  sein  muss.  Es  ergibt  sich  zugleich,  dass  es  die  auf 
der  Annahme  der  grössern  Ursprünglichkeit  von  G  beruhenden  Schlüsse 
in  keiner  Weise  beirren  kann,  wenn  wir  es  dahingestellt  sein  lassen,  ob  G 
unabhängig  von  D  und  A^  auf  x  zurückgeht,  oder  sich  bis  zur  ersten  Ver- 
zweigung noch  der  einen  oder  andern  Gruppe  anschloss.  Im  einen,  wie 
im  andern  Falle  wäre  anzunehmen,  dass  G  sich  nur  wenig  von  x  entfernt 
haben  kann,  während  trotzdem  doch  wieder  im  einen,  wie  im  andern  Falle 
die  Möglichkeit  bleiben  würde,  dass  bei  Einzelbestimmungen  andere  Rechte 
der  einen  oder  auch  beider  Gruppen  sich  x  näher  anschlössen,  als  G. 

Die  Richtigkeit  alles  Gesagten  wird  allerdings  davon  abhängen,  ob 
es  bei  den  Einzeluntersuchungen  gelingen  wird,  die  Voraussetzungen  be- 
züglich des  Verhaltens  der  Rechte  zu  einander,  welche  wir  da  vorläufig 
als  erwiesen  annehmen  mussten,  nun  auch  wirklich  zu  erweisen.  Aber  es 
schien  von  Wenh,  von  vornherein  auf  das  Hauptergebniss  hinzuweisen, 
auf  welches  mich  meine  Untersuchungen  zunächst  bezüglich  der  Verwandt- 
schaftsverhältnisse und  Ursprünglichkeitsverhältnisse  fühnen  und  welches 
ich  bei  den  späteren  Erörterungen  zu  begründen  versuchen  werde.  Ich 
gewinne  damit  vor  allem  den  Vortheil,  dass,  wenn  ich  vielfach  unterge- 
ordnete Einzelverhältnisse  verfolgen  werde,  um  zu  an  und  für  sich  nichts 
erweisenden  Ergebnissen  zu  gelangen,  sich  doch  von  vornherein  heraus- 
stellt, wie  dieselben  in  das  schliessliche  Hauptergebniss  eingreifen  soUen. 

2.  Ursprünglichkeit  nach  den  Vermittlungsverl^ältnissen. 

70.  Bei  dem  bisherigen  Vorgehen  sind  wir  ausgegangen  von 
dem  bereits  anderweitig  auf  Grundlage  der  Uebereinstifnmung  und  Ab- 
weichung festgestellten  Zusammenhange  der  Rechte,  um  daraufhin  die  Ur- 
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70]  sprUnglichkeit  voaEiazelsätzen  und  von  diesen  aus  wieder  die  Ursprung- 
lichkeit  der  Rechte  zu  beurtheilen.  Dieser  Weg  leitet,  wie  ich  denke,  sicher, 
reicht  aber  nicht  aus  zur  Lösung  aller  sich  bezüglich  der  UrsprUnglichkeit 
bietenden  Fragen.  Er  ist  nur  verwendbar,  so  weit  die  Uebereinstimmungs- 
Verhältnisse  der  Einzelsätze  sich  mit  der  Verzweigung  der  Gruppen  kreuzen, 
Rechte  verschiedener  Gruppen  in  Einzelsätzen  übereinstimmen.  Das  wird 
häufig  genug  der  Fall  sein,  um  uns  danach  die  Ursprünglichkeitsverhölt- 
nisse  der  Rechte  im  allgemeinen  vergegenwärtigen  zu  können;  um  weiter 
aus  dem  sich  dabei  ergebenden  Verhältnisse  übereinstimmender  Nicht- 
ursprünglichkeit,  vgl.  S  6i,  eine  erhöhete  Bürgschaft  für  die  Richtigkeit 
des  nach  Massgabe  der  quantitativen  Verwandtschaftsverhältnisse  ange- 
nommenen Zusammenhanges  zu  bieten. 

Aber  der  Weg  reicht  insbesondere,  vgl.  S  55,  nicht  aus,  über  die 
Ursprünglichkeit  von  Einzelbestimmungen  zu  unheilen,  sobald  da  einfach 
eine  Gruppe  der  andern  gegenübersteht.  Schon  dieses  Verhältnisses  wegen 
wird  es  uns  von  Werth  sein,  wenn  sich  noch  ein  anderer  Weg  ergibt,  der 
auch  in  solchen  Fällen  zum  Ziele  führen  mag,  wo  die  Haltpunkte  für  die 
Verfolgung  des  bisher  besprochenen  nicht  genügen.  Vor  allem  aber  wird 
ja  für  die  Sicherheit  der  auf  dem  einen  gewonnenen  Ergebnisse  eine  über- 
aus gewichtige  Bürgschaft  darin  liegen,  wenn  dieselben  sich  beim  Ver- 
folgen eines  zweiten  nicht  anders  stellen.  Dieser  aber  ist  damit  geboten, 
dass  wir  von  dem  aus  den  Uebereinstimmungsverhältnissen  sich  ergeben- 
den Zusammenhange  der  gesammten  Rechte  ganz  absehen,  einfach  den 
Zusammenhang  entsprechender  Einzelsätze  ins  Auge  fassen 
und  es  versuchen,  uns  von  dieser  wesendich  verschiedenen  Grundlage  aus 
ein  Urtheil  über  die  Ursprünglichkeit  der  Einzelsätze  und  weiter  der  Rechte, 
denen  sie  angehören,  zu  bilden. 

71.  Wir  gingen  bisher  aus  von  abweichenden  oder  übereinstimmen- 
den Kinzelsätzen.  Und  so  lange  nur  zwei  Rechte  verglichen  werden,  kann 
es  sich  nur  um  solche  handeln.  Werden  aber  mindestens  drei  Rechte  ver- 
glichen, so  werden  wir  überaus  häufig  auch  aufvermittelnde  Einzel- 
sätze stossen.  Wenn  die  entsprechenden  Sätze  aller  Rechte  so  eng  ab- 
gegränzte  und  naheliegende  sind,  wie  wir  das  §  52  verlangten,  so  ist  aller- 
dings für  einen  vermittelnden  Satz  kein  Raum  geboten.  So  etwa,  wenn 
die  Bestimmungen  nicht  darüber  hinausgehen,  dass  die  Tochter  neben  dem 
Sohne  oder  unmittelbar  nach  dem  Sohne  erbt.  In  solchen  Fällen  müssen 
immer  je  zwei  Rechte  einen  der  Sätze  übereinstimmend  enthalten.  Der 
Umstand,  dass  eines  der  Rechte  bald  mit  diesem,  bald  mit  jenem  der  andern 
stimmt,  kann  dann  allerdings  bei  häufiger  Wiederholung  auf  eine  gewisse 
Mittelstellung  des  Rechtes  selbst  schliessen  lassen.  Ergibt  sich  etwa  bei  dem 
Normalfalle       x 

A 

a    y 

A  .       , 

b     c  besonders  häufig  ^  und  ^,  so  nimmt  b  insofern  eine 
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Mittelstellung  ein,  als  zwar  a  und  c  nicht  durch  b  selbst  zusammenhängen, 
aber  doch  das  y,  welches  alle  drei  Rechte  verbindet,  ein  b  sehr  nahestehen- 
des Recht  gewesen  sein  muss.  Aber  von  vermittelnden  Einzelsätzen  kann 
da  nicht  die  Rede  sein,  da  gerade  die  paarweise  Uebereinstimmung  in 
solchen  der  ganzen  Beweisführung  zu  Grunde  liegt. 

Anders,  wenn  die  Bestimmungen  zweier  Rechte  inhaltlich  so  weit 
auseinanderliegen,  dass  eine  dritte  Bestimmung  denkbar  ist,  welche  zwischen 
beiden  liegt,  sich  in  einer  Richtung  der  einen,  in  anderer  der  zweiten  näher 
anschliesst,  so  dass  sich  damit  eine  mindestens  inhaltliche  Mittelstellung 
jener  dritten  Bestimmung  ergibt.  Heisst  es  in  ^ :  die  Tochter  erbt  neben 
dem  Sohne,  in  c\  sie  erbt  nach  dem  Sohnessohne,  so  kann  ein  drittes 
Recht  b  vermittelnd  bestimmen,  dass  sie  nach  dem  Sohne  erbt.  Dann  er* 
gibt  sich  allerdings  unminelbar  keinerlei  Uebereinstimmung  des  Satzes  in 
zwei  Rechten  gegenüber  dem  dritten,  aber  doch  ein  dem  zweifachen  lieber- 
einstimmungsverhälmisse  ~  und  ^  durchaus  entsprechendes  Verhältniss, 
das  wir  als  Vermittlungsverhältniss  bezeichnen  und  kurzweg  mit 
abc  zusammenfassen  können. 

Ebenso  aber,  wenn  der  Inhalt  der  Sätze  so  weit  gegriffen  ist,  dass  er 
sich  in  zwei  entsprechende  Bestandtheile  auflösen  lässt,  welche  zwar  in 
je  zwei  Rechten  übereinstimmen,  aber  so,  dass  die  Uebereinstimmung  bei 
beiden  Bestandtheilen  verschiedene  Rechte  trifft.  So :  die  Tochter  erbt  (ab) 
neben  dem  Sohne  (a)  die  Fahrniss;  dann:  (ab)  neben  dem  Sohne  (bc) 
das  Ganze ;  endlich :  (c)  nach  dem  Sohne  (bc)  das  Ganze ;  es  ergibt  sich 
da  eben  so  unmittelbar  die  Mittelstellung  abc, 

Ist  nun  dieses  Verhältniss  auf  Verwandtschaft  der  Rechte  zurück- 
zuführen, handelt  es  sich  um  verwandtschaftliche  Mittelstellung  des  Satzes 
in  b,  so  müssen  auch  die  Rechte  selbst  in  einem  jener  Mittelstellung  ent- 
sprechenden Zusammenhange  stehen;  es  müssen  dann  auch  die  Rechte  a 
und  c  irgendwie  durch  das  Recht  b  oder  doch  ein  ihm  in  jenem  Einzel- 
satze entsprechendes  Recht  zusammenhängen. 

72.  Ganz  ebenso,  wie  wir  das  S  29  bezüglich  der  Uebereinstimmung 
betonten,  wird  nun  aber  auch  hier  zwischen  inhaltlicher  und  ver- 
wandtschaftlicher Vermittlung  zu  unterscheiden  sein.  Im  allge- 
meinen werden  allerdings  die  Vermittlungsverhältnisse  sicherer  auf  Ver- 
wandtschaft schliessen  lassen,  als  die  Uebereinstimmungsverhältnisse,  da 
sie  sich  nicht  so  leicht  unabhängig  von  einander  so  gestalten  werden.  Aber 
so  lange  es  sich  nur  um  Einzelsätze  handelt,  würde  doch  die  Annahme 
häufig  eine  irrige  sein,  dass  der  inhaltlich  vermittelnde  Satz  sich  daraus  er- 
geben habe,  dass  das  Recht,  welchem  er  angehört,  auch  die  Verwandtschaft 
zwischen  den  beiden  andern  Rechten  vermittelte.  Nehmen  wir  als  that- 
sächlichen  Zusammenhang  der  drei  Sätze     a 

A 

b  c  an,  so  konnten  sich  b  und  c 
in  der  gleichen  Richtung  von  a  entfernen,  aber  so,  dass  b  dabei  nicht  so 
weit  ging,  als  c.  Dann  würden  sich  die  drei  Sätze  wie  n-hh,  *+-  und  c — 
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72]  verhalten,  es  würde  d  inhaltlich  die  Mittelstellung  einnehmen,  a  aber  ver- 
wandtschaftlich. Der  einzelne  Satz  würde  dieses  Verhältniss  nicht  erkennen 
lassen.  Hat  sich  aber  in  dem  Einzelfalle  die  MittelsteUung  zufällig  unab- 
hängig vom  verwandtschaftlichen  Zusammenhange  ergeben,  so  wird  das 
in  andern  FäUen  nicht  ebenso  zutreffen ;  die  Vergleichung  einer  grossem 
Zahl  von  Fällen  wird  jenen  leicht  als  Ausnahmsfall  erkennen  lassen. 

So  etwa,  wenn  nach  dem  gothischen  Rechte  a  die  Tochter  gleichen 
Theil  mit  dem  Sohne  nimmt,  nach  dem  dänischen  d  den  halben  Theil  des 
Sohnes,  nach  dem  isländischen  c  durch  den  Sohn  ausgeschlossen  ist,  erst 
nach  ihm  erbt.  Für  den  einzelnen  Satz  ergibt  sich  da  der  vermittelnde 
Inhalt  so  bestimmt,  wie  nur  möglich,  so  dass  er  auf  verwandtschaftliche 
Mittelstellung  des  Rechtes  b  schliessen  lassen  sollte.  Diesem  Schlüsse 
würde  nun  aber  das  Ergebniss  der  Prüfung  anderer  Sätze  aufs  bestimmteste 
widersprechen,  welche  durchweg  ergeben,  dass  gothisches  und  isländisches 
Recht  nicht  durch  das  dänische  mit  einander  verbunden  sein  können,  viel- 
mehr für  jene  drei  Rechte  das  gothische  durchweg  die  Mittelstellung  ein- 
nimmt ;  vgl.  §  69.  Wir  sehen  uns  damit  auf  die  Annahme  hingewiesen, 
dass  die  inhaltliche  Mittelstellung  hier  nicht  auf  verwandtschaftlicher  Mittel- 
stellung beruht,  sondern  sich  unabhängig  davon  ergeben  haben  muss.  Das 
würde  ja  im  gegebenen  Falle  nicht  befremden  können.  Hatte,  wie  ich 
denke,  die  Tochter  ursprünglich  volles  Erbrecht,  so  konnten  sich  unab- 
hängig von  einander  in  den  verschiedensten  Rechten  die  Gründe  geltend 
machen,  welche  auf  eine  Zurücksetzung  derselben  hinwiesen ;  unabhängig 
von  einander  konnte  diese  in  sehr  verschiedener  Weise  erfolgen.  Während 
man  sie  in  manchen  Rechten  nach  ganz  andern  Gesichtspunkten  zurück- 
setzte, konnte  man  sie  hier  sogleich  ganz  durch  den  Sohn  ausschliessen, 
don  neben  demselben  zu  halbem  Rechte  erben  lassen,  so  dass  sich  ohne 
nähere  Verwandtschaft  eine  inhaltliche  Mittelstellung  ergeben  konnte. 
Ebenso  aber  auch,  wenn  der  völlige  Ausschluss  der  Tochter  das  Ursprüng- 
liche gewesen  sein  sollte.  Fand  man  das  mit  der  Zeit  unbillig,  so  konnte 
man  ihr  unabhängig  von  einander  hier  sogleich  das  volle,  dort  das  halbe 
Erbrecht  des  Sohnes  gewähren. 

Es  ergibt  sich  daraus  für  das  Vorgehen  von  der  Mittelstellung  aus 
einmal  die  Regel,  dass  wir  da  auf  Einzelfälle  nur  dann  grösseres  Gewicht 
legen  dürfen,  wenn  der  Inhalt  es  von  vornherein  unwahrscheinlich  macht, 
dass  er  sich  in  dem  vermittelnden  und  einem  der  Endglieder  unabhängig 
von  einander  entwickelt  haben  könne.  Heisst  es  etwa  im  isländischen  a 
und  andern  Rechten,  dass  die  Tochter  nach  dem  Sohne  das  Ganze  nimmt, 
im  norwegischen  b^  dass  sie  auch  neben  dem  Sohnessohne  nur  die  Hälfte 
nimmt,  im  burgundischen  c,  dass  sie  neben  dem  Sohnessohne  ein  Viertel 
nimmt,  im  longobardischen  d  aber  nicht  blos  neben  dem  Sohnessohne, 
sondern  auch  neben  entfernteren  Schwenmagen  die  Hälfte  nimmt,  so  schei- 
neii  mir  diese,  zwischen  dem  Vorzug  des  Geschlechts  und  des  Grades 
künstlich  vermittelnden  Bestimmungen  doch  an  und  für  sich  so  bestimmt 
auf  Verwandtschaft  zu  deuten,    dass  schon  der  Einzelfall,  welcher  die 
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Vermittlungsverhältnisse  abc,  abd  und  wieder  ^W  ergibt,  kaum  bezweifeln 
lassen  wird,  dass  jene  Rechte  selbst  durch  das  Recht  b  oder  doch  ein  in 
diesem  Satze  mit  ihm  übereinstimmendes  Recht  miteinander  verbunden 
sein  müssen. 

Das  Bedenken  aber,  uns  da  zu  sehr  durch  einen  Einzelfall  bestimmen 
zu  lassen,  wird  sich  dann  jedenfalls  beseitigen,  wenn  wir  noch  eine  Reihe 
anderer  Falle  finden,  in  welchen  gerade  jene  Rechte  in  Vermittlungsver- 
haltnissen zu  einander  stehen,  da  nicht  anzunehmen  ist,  dass  dieselben  in 
nachstverwandten  Rechten  sich  unabhängig  von  einander  festgestellt  haben 
sollten.  Dabei  wird  aus  spater  zu  erörternden  Gründen  allerdings  nicht 
gerade  immer  dasselbe  Recht  die  Mittelstellung  einnehmen.  Aber  alle  Ver- 
mittlungsverhaltnisse müssen  so  gestaltet  sein,  dass  sie  denselben  verwandt- 
schafdichen  Zusammenhang  ergeben.  Trifft  das  nach  den  spater  zu  be- 
gründenden Regeln  zu,  so  werden  wir  in  einer  solchen  Gruppe  auch  jede 
inhaltliche  Mittelstellung  zugleich  als  verwandtschafdiche  zu  betrachten 
haben,  wie  wir  sie  weiterhin  immer  im  Auge  haben,  wo  von  Vermittlung 
schlechtweg  die  Rede  ist.  Widerspricht  dann  aber  ein  Einzelfall,  wie  der 
früher  erwähnte,  dem  sich  sonst  ergebenden  Zusammenhange,  so  kann  es 
sich  nur  um  lediglich  inhaltliche  Mittelstellung  handeln. 

73«  Finden  wir  einen  Einzelsatz,  bei  welchem  b  zwischen  a  und  c 
vermittelt,  so  können  wir  die  sich  daraus  ergebende  Vermittlungsreihe  vor- 
laufig mit  abc  bezeichnen  unter  dem  Vorbehalte,  dass  damit  nichts  gekenn- 
zeichnet sein  soll,  als  jene  Mittelstellung  des  einen  der  Rechte,  so  dass  cba 
dasselbe  ausdrücken  würde.  Denn  aus  jenem  Verhaltnisse  ist  nichts  weiter 
zu  folgern,  als  dass  die  äussern  Glieder  irgendwie  durch  das  Mittelglied 
zusammenhangen  müssen.  Der  Zusammenhang  der  vermittelten 
Einzelsatze  kann  dann  nur      b  a  c 

A  I         I 

a     c  oder  b  b 

I  oder  I 

c    .       a  sein,  was  wir  auch 
mit  a<ib^c  oder  a^b^c  oder  c^b^a  bezeichnen  können. 

Damit  aber  ergibt  sich  nichts  über  die  ursprüngliche  Gestaltung  des 
Satzes.  Halten  wir  uns  an  einen  mehrfach  beispielsweise  verwandten  Fall, 
so  kann  das  Erbrecht  der  in  b  nur  durch  den  Sohn  ausgeschlossenen  Toch- 
ter sich  einerseits  in  a  zur  Gleichstellung  mit  jenem  gebessert,  andererseits 
in  c  zum  Ausschlüsse  auch  durch  den  Sohnessohn  verschlechtert  haben. 
Es  kann  aber  ebensowohl  auch  die  günstigste  Stellung  in  a  oder  aber  die 
ungünstigste  in  c  die  ursprünglichste  gewesen  sein.  Der  einzelne  vermittelte 
Satz  wird  keinerlei  Schluss  auf  die  Ursprünglichkeitsverhaltnisse  desselben 
gestatten. 

74,   Ebenso  ergibt  sich  für  denZusammenhang  der  drei  ver- 
mittelten Rechte  lediglich,  dass  dieser  ein  solcher  sein  muss,  welcher 
es  ermöglichte,  dass  der  vermittelnde  Satz  sich  in  einem  Rechte  finden  konnte, 
durch  welches  die  beiden  andern  in  Verbindung  standen.     Dieser  Zusam- 
F  i  c  k  e  r ,  Untenuchungen.  I.  7 
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74]  menhang  kann  nicht  derselbe  sein,  wie  der  der  Einzelsätze,  da  wohl  für 
diese,  vgl.  S  53,  nicht  aber  für  die  gesammten  Rechte  Ableitung  auseinander 
anzunehmen  ist.  Beim  Ausgehen  von  regelmässiger  Zweitheilung  kann 
der  Zusammenhang  von  drei  Rechten  immer  nur  der  sein,  dass  alle  auf 
ein  X  und  ausserdem  zwei  von  ihnen  auf  ein  y  zurückgehen.  Dann  lässt 
die  Reihe  aic  den  Zusammenhang    x 

A 

a   y  X 

A  A 

b    c,  aber  ebenso   c    y 

A 

b  a  zu,  da  bei 
beiden  sich  der  vermittelnde  Satz  b  auch  in  x  finden  konnte^  was  der  Ab- 
leitung der  Sätze  a<i^b^c  entsprechen  würde,  oder  wenigstens  in  y,  was 
für  die  Sätze  m\\  a'^b^ c  oder  c'^b^a  zusammenfallen  würde.  Da- 
gegen würde  der  Zusammenhang  x 

A 

b    y 

a  c  unzulässig  sein,  da  er  die  Reihe 
abc  nicht  erklären  könnte.  Dabei  setzen  wir  allerdings  voraus,  dass  y  ent- 
weder mit  a  oder  mit  c  stimmte  und  sehen  vorläufig  von  dem  später  zu 
besprechenden  möglichen,  aber  unwahrscheinlichen  Falle  ab,  dass  der  Satz  b 
sich  nicht  blos  inx,  sondern  auch  \n  y  ebenso  fand  und  sich  dann  allerdings 
a  und  c  in  verschiedener  Richtung  von  ihm  entfernen  konnten,  womit  sich 
dann  gleichfalls  ä^^  ergeben  musste.  Für  die  Entscheidung  zwischen  jenen 
beiden  zulässigen  Fällen  gibt  aber  die  einzelne  Vermittlungsreihe  keinen 
Anhalt. 

76.  Solche  Haltpunkte  finden  wir  nun  aber  beiVergleichung 
mehrerer  Vermittlungsreihen  derselben  Rechte.  Allerdings 
geben  auch  diese  keinen  Halt,  so  lange  sie  in  derselben  Weise  verlaufen, 
so  lange  bei  mehreren  vermittelten  Einzelsätzen  die  Folge  der  Rechte  immer 
dieselbe  ist.  Wir  können  viele  Vermittlungsreihen  bilden,  bei  welchen 
gerade  das  gothische  und  das  longobardische  Recht  Aussenglieder  sein 
würden.  So  insbesondere  bei  allen  Bestimmungen,  welche  damit  zusam- 
menhängen, dass  jenes  in  Erbrechte  Mann  und  Weib,  Mannsstamm  und 
Weiberstamm  ganz  gleichstellt,  dieses  das  Weib  durch  jeden  Mann,  und 
weiter  den  Mann  vom  Weibe  durch  jeden  Mann  vom  Manne  ausschliessen 
lässt,  während  dann  die  Bestimmungen  der  übrigen  §  67  als  norwegische 
Gruppe  bezeichneten  Rechte  eine  Mittelstellung  einnehmen.  Der  Aus- 
gangspunkt bleibt  da  auch  bei  einer  Mehrzahl  von  Reihen  ungewiss ;  sehen 
wir  auch  von  den  vermittelnden  Rechten  ab,  so  könnte  er  ebensowohl  das 
longobardische,  als  das  gothische  Recht  treffen. 

Würden  die  zu  vergleichenden  Rechte  ebenso,  wie  wir  das  für  die 
Einzelsätze  anzunehmen  haben,  auseinander  abgeleitet  sein,  so  könnten 
auch  die  bezüglichen  Vermittlungsreihen  immer  nur  in  übereinstimmender 
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Weise  verlaufen.  So  wenn  es  sich  um  mehrere  Gestahungen  desselben 
Stammrechtes  auf  verschiedenen  Entwicklungsstufen  handelt,  welche  nach 
Massgabe  des  $  23  Bemerkten  als  auseinander  abgeleitet  zu  fassen  sind; 
die  Bestimmungen  des  der  Zeit  nach  mittleren  Rechts  werden  da  auch 
immer  die  Minelstellung  zwischen  dem  älteren  und  jüngeren  Recht  ein- 
nehmen mtlssen. 

Es  sind  nun  aber  die  von  uns  zu  vergleichenden  Rechte  nach  S  42 
nie  auseinander  abgeleitet,  sondern  nur  durch  unbekannte  Glieder  mit 
einander  verbunden.  Daraus  kann  sich  nun  eine  wechselnde  Sellung 
der  Rechte  in  den  Vermittlungsreihen  ergeben,  weil  von  zwei 
Rechten,  welche  aus  einem  unbekannten  Gliede  abgeleitet  sind,  bald  das 
eine,  bald  das  andere  aus  diesem  das  Ursprünglichere  beibehalten  haben 
wird,  und  demnach  auch  bald  das  eine,  bald  das  andere  in  die  Mittelstellung 
zu  einem  Rechte  treten  kann,  mit  welchem  beide  durch  das  unbekannte 
Glied  zusammenhängen. 

Gehen  wir  nun  diesem  Verhältnisse  genauer  nach,  so  wird  sich  er- 
geben, dass  bei  der  Prüfung  mehrerer  Vermittlungsreihen  derselben  Rechte 
nur  ausnahmsweise  die  Stellung  Jedes  der  Rechte  gegenüber  den  andern 
eine  veränderliche  sein  kann ;  wir  werden  auf  diese  Ausnahme  nach  Er- 
önerung  des  regelmässigen  Verhaltens  zurückkommen.  Als  solches  aber 
wird  sich  feste  Stellung  eines  der  Rechte  gegenüber  den  an- 
dern ergeben.  Entweder  so,  dass  es  in  allen  Reihen  Aussenglied  ist.  Oder 
auch  so,  dass  sich  eine  feste  Mittelstellung  desselben  ergibt,  welche  zwischen 
zwei  Gruppen  anderer  Rechte,  aber  nie  zwischen  Rechten  der  einen  oder 
der  ändernder  sich  daraus  ergebenden  Gruppen  vermittelt,  so  dass  es  damit 
für  jede  Vermittlungsreihe  der  Einzelgruppen  wieder  die  Aussenstellung 
einnimmt.  Daraus  ergibt  sich  dann  aber  die  für  die  Verwerthung  der  Ver- 
mittlungsverhältnisse massgebende  Regel,  dass  in  den  verglichenen  Reihen 
alle  Einzelsätze  ursprünglich  sein  müssen,  welche  dem  in  allen  Reihen 
eine  feste  Stellung  einnehmenden  Rechte  angehören ;  woraus  sich  dann 
wieder  die  grössere  Ursprünglichkeit  dieses  Rechtes  selbst  ergibt. 

76.  Um  das  zu  erweisen,  fassen  wir  zunächst  den  einfachem  Fall 
der  festen  Aussenstellung  eines  Rechtes  ins  Auge,  bei  welchem 
schon  bei  Vergleichung  von  nur  drei  Rechten  das  Zutreffen  der  Regel 
sich  bestimmt  ergibt.  Finden  wir  für  die  EinzelsStze  immer  nur  die  Reihen 
ade  oder  acd,  so  soll  damit  zunächst  nichts  behauptet  sein,  als  dass  bald  6, 
bald  c  vermittelt.  So  lange  wir  nur  die  Einzelsätze  an  und  für  sich  ins 
Auge  fassen,  sind  dieselben  durchaus  mit  der  Annahme  vereinbar,  dass  die 
Bestimmungen  in  dem  ständigen  Aussenglied  a  überall  die  am  wenigsten 
ursprünglichen  seien;  der  Zusammenhang  der  Sätze  würde  dann  theils 
c^b^a,  theils  b^c^a  sein.  Nun  kann  aber  der  Zusammenhang  aller 
Einzelsätze  dreier  Rechte  nur  ein  solcher  sein,  dass  mit  ihm  irgendwelcher 
einheidiche  Zusammenhang  der  Rechte  selbst  vereinbar  bleibt.  Das  aber 
würde  bei  jener  Annahme  nicht  zutreffen.  Die  einen  Reihen  der  Einzelsätze 
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76]   würden  für  die  gesammten  Rechte  nur  den  Zusammenhang       of 

A 

ofi  c     yb 

die  andern  nur        /\  /\ 

b    j^  b    a, 

A 

c  a  zulassen.  Dass  drei  Rechte  bei  einfacher  Ver- 
zweigung der  Verwandtschaft  in  dem  einen  und  zugleich  in  dem  andern 
Zusammenhange  stehen  können,  ist  ebenso  unzulässig,  wie  die  Annahme, 
dass  dieselbe  Person  bald  Vater,  bald  aber  Grossvater  einer  andern  sein 
könne.  Und  es  können  weiter  selbstverständlich  nicht  bald  die  Bestimmun- 
gen in  b  aus  den  entsprechenden  in  Cy  bald  die  in  c  aus  denen  in  b  abge- 
leitet sein,  wie  sich  das  bei  jener  Annahme  ergeben  mUsste,  da  x  allerdings 
bezüglich  der  gesammten  Rechte  bald  mit  b,  bald  mit  c  stimmen  konnte, 
bezüglich  des  Einzelsatzes  aber  bei  der  ersten  Stellung  nur  mit  c^  bei  der 
zweiten  nur  mit  b. 

Nun  können  ft-eilich,  vgl.  §73,  die  Reihen  auch  in  dem  Zusammen- 
hange stehen,  dass  beide  Aussenglieder  aus  dem  Mittelgliede  abgeleitet 
sind,  was,  wenn  es  in  Jenem  Falle  zutreffen  könnte,  ergeben  würde,  dass 
die  Sätze  im  festen  Aussengliede  a,  wenn  nicht  gerade  die  am  wenigsten 
ursprünglichen,  doch  auch  nicht  die  ursprünglichsten  sein  würden.  So 
lange  wir  nur  die  Einzelreihen  abc  haben,  sieht  der  Annahme  a<ib^c 
nichts  im  Wege ;  sie  würde  für  die  Rechte  auf  den  Zusammenhang 

A  A 

a     yb  c    yb 

A    oder        A 

b     c  b     a  führen,  was  für  den  nächsten  Zweck  keinen  Unter- 

schied begründet.  Finden  wir  dann  daneben  die  Reihen  acb,  so  hätten 
wir  damit  auch  für  diese  a<Cc^b  anzunehmen  und  damit  den  Zusammen- 
hang      c(F  of 

A  A 

a    yf^  b    y^ 

A     oder        A 
b     c  a     c.  Das  würde  dann  allerdings  mit  ein  und  dem- 

selben Zusammenhange  der  Rechte  vereinbar  sein,  da  sich  ein  solcher 
wenigstens  für  die  beiden  ersterwähnten  Fälle  ergibt.  Um  so  bestimmter 
würde  sich  aber  auch  bei  diesen  das  zweite  der  als  unzulässig  bezeichneten 
Verhältnisse  geltend  machen.  Es  würden  nicht  allein  bald  die  Einzelsätze 
in  b  aus  denen  in  c,  bald  umgekehrt  die  in  c  aus  denen  in  b  abgeleitet  sein, 
sondern  weiter  auch  die  in  a  bald  aus  denen  in  ^,  bald  aus  denen  in  c. 

Würde  nun  trotzdem  die  Untersuchung  der  Ursprünglichkeitsver- 
hältnisse  nach  andern  Haltpunkten  mit  Sicherheit  ergeben,  dass  der  Zu- 
sammenhang der  Einzelsätze  nur  b^c^a  und  c^b^a  sein  kann  und 
sich  damit  bei  der  Annahme  einfacher  Verwandtschaftsverhältnisse  nicht 
erklären  lässt,  so  müssten  wir  sich  durchkreuzende  Verwandtschaft  an- 
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nehmen.  Denn  der  einzig  zulässige  Zusammenhang  der  Rechte  wäre 
dann  sfio 

/\ 
/\/\ 

b  a         ^.    Es  müsste  a  seine  Sätze  theils  aus  yiff ,  theils  aus  ^^ 

entommen  haben,  wobei  sich  dann,  je  nachdem  wir  für  den  Einzelsatz 
xff  oder;if^  annehmen,  bald  ^^^^-a,  bald  ^>Ä>tf  ergeben  wird.  Ebenso 
würde  nur  derselbe  Zusammenhang  das  Nebeneinandervorkommen  von 
a<^b^c  und  a<ic^b  erklären  können,  da  bei  demselben  bald  die  Sätze 
in  a  und  c  auf  ä,  bald  die  in  a  und  b  auf  c  zurückgehen  können. 

Unter  Voraussetzung  einfacher  Verwandtschaft  aber  wird  sich  das 
Nebeneinandervorkommen  der  Reihen  abc  und  acb  lediglich  erklären  lassen, 
wenn  wir  die  Sätze  in  a  als  die  ursprünglichsten  fassen  und  sich  damit  der 
Zusammenhang  der  Rechte  auf         x^ 

A 

a    ybc 

A 

b  c  stellt.  Während  a  immer  als 
Aussenglied  erscheint,  wird  die  Stellung  von  b  und  c  eine  wechselnde  sein, 
weil  bald  das  eine,  bald  das  andere  mitjv  stimmen  und  demnach  das  Mittel- 
glied darstellen  wird.  Allerdings  ßlllt  a  nicht  mit  of'  zusammen,  so  dass 
in  andern  Fällen  immerhin  b  oder  c  das  Ursprünglichste  erhalten  haben 
kann.  So  weit  aber  der  Bestand  jener  drei  Rechte  die  wechselnde  Stellung 
nur  zweier  der  Glieder  bei  Einzelsätzen  zeigt,  kann  das  Nichtzusammen- 
fallen  von  a  und  ofi  ganz  ausser  Rechnung  bleiben,  da  dieses  nur  die  ge- 
stammten Rechte,  nicht  die  Einzelsätze  trifft,  vgl.  §  5  3,  und  bezüglich  dieser  a 
mit  9^  zusammenfallen  oder  mindestens  so  weit  mit  ihm  übereinstimmen 
musste,  dass  sich  daraus  die  Ableitung  der  Sätze  in  b  und  c  aus  denen  in 
a  erklärt. 

Sind  die  drei  Rechte  nächstverwandte,  so  wird  es  an  einer  grössern 
Zahl  von  Vermittlungsreihen  nicht  fehlen.  Nimmt  dann  in  diesen  a  immer 
die  Aussenstellung  ein,  so  dürfen  wir  auch  schliessen,  dass  es  das  ursprüng- 
lichste der  drei  Rechte  ist,  dass  die  beiden  andern  aus  einem  ihm  sehr  nahe- 
stehenden Rechte  abgeleitet  sein  müssen. 

77«  Es  wird  sich  empfehlen,  uns  das  besprochene  Verhältniss  an 
einem  Einzelfalle  zu  vergegenwärtigen.  I.  Nach  gothischem  Rechte 
erben  die  Grossekern  vor  den  Geschwistern,  nach  isländischem  b  nach  den 
Geschwistern,  nach  gothischem  c  erst  nach  den  Geschwisterkindern.  IL 
Nach  a  erbt  die  Mutter  mit  dem  Vater,  nach  c  nach  dem  Vater,  nach  b  erst 
nach  Vater  und  Bruder.  Die  aufs  bestimmteste  vorliegende  Vermittlung 
ist  hier  zweifellos  auch  eine  verwandtschaftliche,  da  es  sich  um  näher  ver- 
wandte Rechte  handelt  und  dem  entsprechend  sich  andere  ähnliche  Ver- 
mittlungsverhältnisse, bald  abc,  bald  acb,  für  jene  Rechte  auffinden  lassen 
würden. 
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77]  Fassen  wir  nun  die  Bestimmuagea  in  a  als  die  ursprünglichen,  so 
ergibt  sich  keinerlei  Schwierigkeit.  Sie  fanden  sich  ebenso  in  x^ ,  während 
dann  y  von  den  abweichenden  Bestimmungen  in  b  und  c  die  vermittelnden, 
die  a  näherstehenden  enthielt,  die  Grosseltern  nach  den  Geschwistern  und 
die  Mutter  nach  dem  Vater  erben  liess,  schliesslich  aber  bei  der  Weiter- 
verzweigung c  nur  die  Grosseltern,  b  nur  die  Mutter  noch  weiter  zurück- 
setzte. Jeder  der  Einzelsätze  würde  nun  allerdings  an  und  für  sich  auch 
die  Annahme  gestatten,  dass  die  Bestimmung  in  a  die  am  wenigsten  ur- 
sprüngliche sei.  Aber  ihr  Zusammenvorkommen  in  denselben  Rechten 
würde  dann  zu  dem  unzulässigen  Ergebnisse  führen,  dass  im  einen  Falle 
b  aus  c,  im  andern  c  aus  b  abgeleitet  sei.  Oder  aber,  wir  müssten  eine 
Entwicklung  der  Rechte  für  zulässig  halten,  bei  welcher  entweder  die  Gross- 
eltern ursprünglich  nach  den  Geschwistern,  dann  nach  den  Geschwister- 
kindern, endlich  aber  vor  den  Geschwistern  selbst  erbten ;  oder  aber  die 
Muner  ursprünglich  nur  nach  dem  Vater,  dann  erst  nach  dem  Bruder, 
endlich  aber  schon  mit  dem  Vater  erbte. 

So  lange  es  sich  nur  um  einen  Einzelfall  handelt,  könnten  ja  immer- 
hin besondere  Ausnahmsverhältnisse  zu  einer  so  sonderbaren  Entwicklung 
bei  auseinander  abgeleiteten  Sätzen  geführt  haben.  Das  aber  ist  unbedingt 
ausgeschlossen,  sobald  es  sich  nicht  um  einen  Einzelfall,  sondern  um  eine 
Reihe  entsprechender  Fälle  handelt.  Stellen  sich  diese  überall  dahin,  dass 
nur  ein  Recht  immer  als  Aussenglied  erscheint,  dagegen  die  Sätze  der  an- 
dern Rechte  wechselnd  die  Mittelstellung  einnehmen,  so  kann  immer  nur 
jenes  die  ursprünglichen  Sätze  erhalten  haben. 

78«  Diese  Regel  wird  als  eine  ausnahmslos  zutreffende  zu  betrachten 
sein,  falls  wir  in  keiner  der  Voraussetzungen  irren.  Zu  diesen  gehörte  aber 
insbesondere  auch  die,  dass  a  immer  die  Aussenstellung  einnimmt.  Würde 
das  nun  auch  in  allen  uns  aufgefallenen  Reihen  der  Fall  sein,  so  ist  doch 
auch  mit  der  Möglichkeit  zu  rechnen,  dass,  wenn  die  vorläufige  und  auf 
ein  einzelnes  Gebiet  beschränkte  Untersuchung  uns  das  eine  Recht  immer 
nur  als  Aussenglied  zeigt,  eine  genauere  und  ausgedehntere  doch  auch 
Fälle  ergeben  könnte,  bei  welchen  dasselbe  als  Mittelglied  erscheint.  Es 
wird  sich  damit  die  Frage  aufwerfen,  ob  in  solchem  Falle  der  aus  der 
Regel  gezogene  Schluss  zu  einem  unhaltbaren  werden  oder  es  gestattet 
sein  würde,  dennoch  an  ihm  festzuhalten. 

Ganz  zweifellos  würde  das  letztere  zutreffen.  Denn  so  wenig  wir 
uns  dadurch  im  practischen  Vorgehen  gehindert  sehen  werden,  wird  wenig- 
stens theoretisch  die  Möglichkeit  vereinzelter  Mittelstellung 
des  ursprünglichsten  Gliedes  durchaus  zuzugeben  sein.  Ergibt 
sich  durchweg  nur  abc  oder  acb,  so  weist  das  nach  dem  Gesagten  auf  den 
Zusammenhang      ofi 

A 

a    ybda) 

A 

b     c  hin.    Dann  aber  ergibt  sich  unmittelbar,  dass  jenes 
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herrschende  Verhältniss  nicht  ausschliesst,  dass  sich  vereinzelt  auch  bac 
findet.  Entfernte  sich  y  im  allgemeinen  in  der  Richtung  von  b  und  c  von 
AT^ ,  so  ist  damit  das  vereinzelte  Vorkommen  von  y^  nicht  ausgeschlossen ; 
y  konnte  in  einem  Einzelfalle  den  Satz  noch  ungeMndert  in  Uebereinstim- 
mung  mit  x  und  a  beibehalten  haben,  während  erst  b  und  c  unabhängig 
von  einander  von  y  abwichen,  und  sich  damit  bac  ergab. 

Dass  dieses  Verhälmiss  eingreift,  muss  sich  einmal  in  der  Vereinzelt- 
heit der  Fälle  zeigen.  Haben  wir  y  anzunehmen,  weil  bald  b,  bald  c  den 
Einzelsätzen  in  a  näher  tritt,  und  werden  wir  demnach  zunächst  b  und  c 
als  massgebend  für  den  Bestand  von  y  zu  betrachten  haben,  so  stellt  sich 
damit  ^  im  allgemeinen  als  ein  von  a  und  ä?^  schon  stärker  abweichendes 
Recht  dar,  so  dass  es  von  vornherein  unwahrscheinlich  ist,  dass  es  häufiger 
Sätze  aus  xf'  ungeändert  erhalten  habe,  ohne  dass  das  auch  in  b  oder  c 
der  Fall  sein  würde. 

Es  würde  sich  aber  weiter  in  einem  solchen  Falle  keine  nähere  Ver- 
wandtschaft in  den  Abweichungen  von  b  und  c  gegenüber  a  finden,  da  sie 
unabhängig  von  einander  erfolgt  sein  müssten.  In  dem  S  77  besprochenen 
Einzelfalle  ist  das  durch  die  gleichmässige  Richtung  der  Abweichungen 
von  a  ausgeschlossen.  Aber  in  einem  andern  Falle  könnte  es  zutreffen. 
Vergleichen  wir  die  Vermittlungsreihen  des  gothischen  a^  des  isländischen 
b  und  des  norwegischen  Gulathingsrecht  c,  so  ergibt  sich  durchweg  Aussen- 
Stellung  von  a,  während  b  und  c  wechseln,  welche  demnach  mit  a  durch 
ein  y  verbunden  sein  werden.  Erben  nach  a  beide  Grosseltern  zu  gleichem 
Rechte  vor  den  Geschwistern,  so  würde  es  auf  jf  zurückzuführen  sein,  dass 
in  b  und  c,  wie  in  allen  andern  Rechten  der  norwegischen  Gruppe,  vgl. 
S  67,  das  Weib  nicht  mehr  mit  dem  Manne  entsprechender  Stellung  erbt, 
sondern  mindestens  durch  diesen  ausgeschlossen  ist.  Ergibt  sich  nun  die 
von  den  andern  Reihen  abweichende  Folge:  b  Erben  aller  Grosseltern 
nach  den  Geschwistern,  a  Erben  aller  Grosseltern  vor  den  Geschwistern, 
c  Erben  nur  des  Vatervaters  vor  den  Geschwistern,  nimmt  da  also  a  ver- 
einzelt eine  Mittelstellung  ein,  so  wird  sich  das  daraus  erklären,  dass  y  we- 
nigstens in  dem  Erben  aller  Grosseltern  vor  den  Geschwistern  noch  mit  a 
übereinstimmte;  dass  dann  von  da  aus  einerseits  b  zwar  die  Grossmüiter 
nicht  weiter  hinter  die  Grossväter,  wohl  aber  beide  hinter  die  Geschwister 
zurücksetzte;  andererseits  c  zwar  das  Erben  vor  den  Geschwistern  nicht 
überhaupt  aufgab,  aber  es  nur  noch  dem  Vatersvater  zugestand,  Mutter- 
vater und  beide  Grossmütter  weit  zurücksetzte.  Es  würde  also  die  Ab- 
weichung von  y  in  ganz  verschiedener  Richtung  erfolgt  sein. 

Entsinne  ich  mich  aber  auf  dem  von  mir  beachteten  Gebiete  keines 
weitern  Falles,  in  welchem  das  zwei  andern  gegenüber  durchweg  als  Aus- 
senglied erscheinende  Recht  vereinzelt  die  Mittelstellung  einnimmt,  müssen 
wir  selbst  in  jenem,  abgesehen  von  etwaigen  anderen  Einwendungen,  das, 
was  in  y  mit  a  gestimmt  haben  dürfte,  möglichst  beschränken,  so  spricht 
das  jedenfalls  dafür,  wie  selten  jener  theoretisch  zu  beachtende  Fall  that- 
sächlich  vorliegt.  Wo  er  aber  zutrifft,  da  ergibt  sich  auch,  dass  er  dem  aus 
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78]  dem  herrschenden  Verhältnisse  gezogenen  Schluss,  dassa  wegen  seiner 
Aussenstellung  immer  die  ursprünglichem  Bestimmungen  erhalten  hat, 
nicht  beeinträchtigt;  auch  die  abweichenden  Einzelfälle  erklären  sich  nur 
bei  der  Annahme,  dass  a  gegenüber  b  und  c  die  ursprünglichere  Bestim- 
mung hat. 

Allerdings  wäre  es  denkbar,  dass  bei  dem  Zusammenhange     9^ 

A 

a    y^ 

A 

b  c  sich 
eine  Annäherung  von  a  eiti  c  daraus  ergeben  hätte,  dass  im  Laufe  der  Zeit 
dieselben  Gründe  bei  beiden  auf  eine  Abweichung  von  b  in  derselben 
Richtung  hinwiesen,  c  da  weiter  ging  als  a  und  sich  damit  die  Reihe  bac 
herstellen  konnte,  wie  in  dem  §72  besprochenen  Falle,  wonach  die  Toch- 
ter in  b  mit  dem  Sohne  erbt,  in  a  neben  ihm  die  Hälfte  nimmt,  in  c  durch 
ihn  ausgeschlossen  ist.  Das  aber  würde  sich  dann  unabhängig  von  dem 
verwandtschaftlichen  Zusammenhange  ergeben  haben,  nur  inhaltliche  Ver- 
mittlung sein  und  sich  durch  die  Vereinzelung  des  Falles  und  den  Wider- 
spruch mit  den  sonstigen  Verwandtschaftsverhältnissen  kenntlich  machen. 
79«  In  allen  solchen  Fällen  werden  die  quantitativen  Verhältnisse, 
die  weit  überwiegende  Aussenstellung  eines  der  Rechte,  die  Seltenheit 
seines  Vorkommens  als  Minelglied,  dieselben  als  die  Regel  nicht  beein- 
trächtigende Ausnahmen  leicht  erkennen  lassen.  Anders  würde  das  aller- 
dings sein  bei  gleichmässig  wechselnder  Stellung  aller  drei 
Rechte.  Fänden  wir  bald  abc,  bald  acb,  eben  so  häufig  aber  auch  bac, 
so  würde  sich  das  nur  erklären  lassen  durch  die  Annahme  selbstständiger 
Ableitung  aller  drei  Rechte  aus  dem  Urrechte:  a?«*^ 

/|\ 

a  b  c.  Hängen  alle 
drei  Rechte  wirklich  nur  durch  x  zusammen,  so  müssen  auch  alle  vermit- 
telnden Sätze  sich  schon  in  x  vorgefunden  habeuj  aus  welchem  dieselben 
bald  von  dem  einen,  bald  von  dem  andern  der  drei  Rechte  beibehalten 
wurden,  während  dann  die  beiden  andern  sich  in  verschiedener  Richtung 
von  ihm  entfernten. 

Das  würde  dann  aber  der  §  20  begründeten  Annahme  widersprechen, 
dass  die  Weiterentwicklung  der  Rechte  in  der  Regel  durch  Zweitheilung 
erfolgte.  Würde  sich  demnach  jenes  Verhältniss  bei  völlig  ausreichenden 
Haltpunkten  und  ohne  Möglichkeit  eines  Irrthums  in  den  Voraussetzungen 
ergeben,  so  müssten  wir  allerdings  auf  das  Zutreffen  der  ja  immerhin  mög- 
lichen Ausnahme  schliessen.  Habe  ich  aber,  so  weit  meine  Untersuchun- 
gen reichten,  nie  Veranlassung  gefunden,  ein  solches  Verhälmiss  anzu- 
nehmen, so  ergibt  sich  damit  ein  weiterer  Beleg  für  die  Zweitheilung  als 
Regel.  Es  können  genügende  Haltpunkte  fehlen,  um  den  Zusammenhang 
dreier  nächstverwandter  Rechte  nach  den  Vermittlungsverhälmissen  zu  be- 
stimmen.  Wo  dieselben  aber  vorhanden  sind,  da  wird  sich  immer  auch 
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bald  die  feste  AussensteUung  oder  aber  die  später  zu  besprechende  feste 
Mittelstellung  eines  der  Rechte  ergeben. 

80.  Die  begründete  Regel  wird  aber  ebenso  zutreffen,  wenn  es  sich 
um  eine  grössere  Zahl  von  Rechten  handelt.  Nimmt  bei  Verglei- 
chung  der  Rechte  einer  grossem  näherverwandten  Gruppe  a  in  allen  sich 
ergebenden  Vermittlungsreihen  bei  wechselnder  Stellung  der  übrigen  Rechte 
immer  eine  Aussensteilung  ein,  so  hat  es  auch  in  allen  Fällen  die  ursprüng- 
lichste Bestimmung  erhalten,  wird  danach  als  das  ursprünglichste  Recht 
der  ganzen  Gruppe  zu  betrachten  sein,  so  dass  alle  andern  Rechte  derselben 
aus  einem  a  nächststehenden  Rechte  abgeleitet  sein  müssen. 

Nach  dem  über  das  Verhältniss  bezüglich  dreier  Rechte  Bemerkten 
würde  es  kaum  erforderlich  sein,  bestimmter  nachzuweisen,  dass  bei  einer 
Mehrzahl  die  Regel  ebenso  zutreffen  müsse.  Gehe  ich  dennoch  auf  die 
sich  hier  ergebenden  Gestaltungen  näher  ein,  so  ist  das  dadurch  nahe  ge- 
legt, dass  sich  damit  zugleich  die  Möglichkeit  der  Bestimmung  des 
Zusammenhanges  einer  Mehrzahl  von  Rechten  nach  den 
Vermittlungsreihen  ergibt  und  damit  ein  Mittel,  um  uns  zu  verge- 
wissem, ob  der  S  43  ff.  auf  blosser  Grundlage  von  Uebereinstimmung  und 
Abweichung  festgestellte  Zusammenhang  der  thatsächlich  zutreffende  ist. 

Das  trifft  schon  bei  drei  Rechten  zu.  Nahmen  wir  für  b  und  c 
ein  y  an,  weil  sie  häufig  gemeinsam  von  a  abweichen,  so  führt  es  auf  die- 
selbe Annahme,  wenn  sie  beim  Vergleiche  mitdiin  der  Mittelstellung  wech- 
seln. Es  würde  sich  demnach  auch  hier  auf  dem  S  47  angegebenen  Wege 
durch  fortgesetzte  Bestimmung  der  Vermittlungsreihen  von  je  drei  Rechten 
schliesslich  der  Zusammenhang  jeder  grössern  Zahl  von  Rechten  bestimmen 
lassen,  wenn  wir  hier  in  derselben  Weise  immer  auf  ausreichende  Halt- 
punkte rechnen  dürften.  Das  aber  wird  kaum  der  FaU  sein.  Beim  Aus- 
gehen von  den  Uebereinstimmungsverhältnissen  wird  es  sich  geradezu 
empfehlen,  nicht  zunächst  drei  Rechte  ins  Auge  zu  fassen,  welche  sämmt- 
lich  nächstverwandte  sind,  sondern  zwei  nächstverwandte  zunächst  mit 
einem  nicht  näherverwandten  zu  vergleichen,  da  sich  da  Uebereinstimmen- 
des  und  Abweichendes  rascher  kenntlich  machen  werden ;  danach  dann 
zunächst  die  Hauptgruppen  zu  sondern,  um  von  da  aus  zur  Bestimmung 
des  Zusammenhanges  der  sich  verengernden  Gruppen  weiter  vorzugehen. 
Dagegen  werden  wir  in  der  Regel  nur  beim  Ausgehen  von  näherverwandten 
Rechten  auf  ausreichende  Vermittlungsreihen  rechnen  dürfen;  steht  das 
eine  nur  in  entferntem  Verwandtschaftsverhältnisse  zu  den  andern,  so  wer- 
den die  Reihen  fehlen  oder  doch  kein  genügend  sicheres  Urtheil  zulassen. 
Wir  werden  daher  hier  nur  von  näherverwandten  Gruppen  ausgehend 
schliesslich  zur  Feststellung  des  Gesammtzusammenhanges  gelangen  können. 

Weiter  aber  wird  hier  die  Beachtung  von  nur  drei  näherverwandten 
Rechten  da  überhaupt  nicht  genügen,  wo  die  später  zu  besprechende  feste 
Mittelstellung  eingreift.  Es  werden  ferner  auch  da,  wo  es  sich  um  die  feste 
Aussensteilung  handelt,  bei  der  Vergleichung  einer  grössern  Zahl  von 
Rechten  sich  manche  leicht  zum  Ziele  führende  Haltpunkte  für  den  Zu- 
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80]  sammenhang  der  ganzen  Gruppe  ergeben,  welche  bei  Beschränkung 
auf  die  Vergleichung  von  je  drei  Rechten  entfallen  würden.  Es  muss  sich 
daher  empfehlen,  sogleich  ausgedehntere  Gruppen  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  sich  aber  durch  die  Liebereinstimmungsverhältnisse  oder  durch  das 
leicht  erkennbare  Ineinandergreifen  der  Vermitdungsreihen  im  allgemeinen 
als  näherverwandte  kennzeichnen. 

81.  Es  können  sich  nämlich  Vermittl  ungsreihen  von  mehr 
als  drei  Gliedern  daraus  ergeben,  dass  ein  Satz,  welcher  bei  Beschrän- 
kung auf  drei  Rechte  eine  Aussenstellung  einnimmt,  nun  bei  Zuziehung 
eines  vierten  zwischen  diesem  und  dem  frühem  Mittelgliede  selbst  die 
Mittelstellung  einnimmt,  und  so  weiter.  Ich  wies  schon  $  2  daraufhin,  dass 
die  Einzelsätze  zweier  germanischer  Rechte  nicht  seilen  so  durchaus  ab- 
weichende sind,  dass  es  an  und  für  sich  ganz  unwahrscheinlich  ist,  sie 
hätten  sich  bei  Ausgehen  von  einem  einheitlichen  germanischen  Urrechie 
so  verschieden  gestalten  können ;  wie  dieses  Bedenken  aber  dadurch  ent- 
fällt, dass,  wenn  wir  die  ganze  Masse  der  germanischen  Rechte  ins  Auge 
fassen,  sich  wohl  verminelnde  Reihen  bilden,  welche  allmählig  von  der 
einen  Bestimmung  zur  andern  überleiten. 

So  etwa  bei  der  Beerbung  Kinderloser  durch  die  Mutter.  Sehen 
wir  da  auch  ab  von  dem  die  Reihe  noch  weiter  führenden  salischen  Rechte, 
wonach  sie  allein  erbt,  so  erbt  sie  nach  gothischem  a  mit  dem  Vater,  nach 
göthischem  b  nach  dem  Vater,  nach  isländischem  c  nach  dem  Bruder,  nach 
dem  Gulathingsrecht  und  dem  burgundischen  d  nach  der  Schwester,  nach 
dem  Frostuthingsrechte  e  auch  nach  dem  Bruderssohne,  nach  longobardi- 
schem/ überhaupt  nicht  oder  doch  nur  nach  allen  blutsverwandten  Män- 
nern. Inhaldich  vermittelt  jeder  Satz  zwischen  dem  nächstvorhergehenden 
und  nächstfolgenden;  damit  dann  aber  auch  zwischen  jedem  vorhergehen- 
den und  jedem  folgenden.  Dass  es  sich  zugleich  um  verwandtschafdiche 
Vermitdung  handelt,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Denn  die  Reihe  ver- 
läuft ausschliesslich  in  der  Gruppe  ostgermanischer  Rechte,  von  welcher 
wir  schon  $  67  bemerkten,  dass  sie  nach  den  Uebereinstimmungsverhält- 
nissen  als  näherverwandte  norwegische  Gruppe  von  einer  andern,  die  wir 
als  dänische  bezeichneten,  zu  scheiden  sei.  Es  bestätigt  sich  das  dann  auch 
dadurch,  dass  sich  leicht  andere,  nur  in  dieser  Gruppe  verlaufende  Ent- 
wicklungsreihen auffinden  lassen. 

Beschränken  wir  uns  auf  den  Einzelsatz,  so  steht  nichts  der  Annahme 
im  Wege,  dass  von  den  sich  nächststehenden  Bestimmungen  immer  die 
eine  aus  der  andern  abgeleitet  sei.  Ueber  die  Richtung  aber,  in  welcher 
das  dann  geschehen  sein  dürfte,  und  damit  über  die  grössere  UrsprUng- 
lichkeit dieser  oder  jener  Bestimmung  erhalten  wir  auch  dann  keinen  Auf- 
schluss.  Der  Satz  kann  sich  in  der  Richtung  von  a  nach/,  ^ >/  entwickeh 
haben.  Ebenso  in  der  umgekehrten />ä.  Und  so  sehr  innere  Gründe 
dafür  sprechen  mögen,  dass  im  Einzelfalle  das  eine  oder  das  andere  der 
Fall  gewesen  sein  wird,  so  würde  der  blosse  Zusammenhang  der  Ver- 
mittlungen nicht  ausschliessen,  dass  irgendwelches  der  Mittelglieder  die 
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ursprünglichste  Bestimmung  erhalten  hätte,  etwa  a<Cb'^f  odtv  a<id^f, 
von  der  aus  sich  dann  das  Recht  der  Muner  nach  der  einen  Seite  hin  fort- 
schreitend gebessert,  nach  der  andern  hin  fortschreitend  verschlechten  hätte. 

82.  Solche,  sich  durch  eine  ganze  Gruppe  von  Rechten  einheidich 
durchziehende  Reihen  werden  sich  allerdings  aus  Gründen,  auf  welche  wir 
zurückkommen,  selten  finden  und  auch  dann  nicht  gerade  erweisen,  dass 
jede  Einzelbestimmung  aus  der  nächstvorhergehenden  abgeleitet  sein  müsse. 
Würden  sich  damit  aber  die  zu  erwägenden  Verhältnisse  am  einfachsten 
gestalten,  so  empfiehlt  es  sich,  zunächst  von  dieser  Annahme  auszugehen, 
weil  sie  die  Möglichkeit  der  Bestimmung  der  Richtung  derEnt- 
wicklungnach  dem  Wechsel  derEndglieder  am  unmittelbarsten 
erkennen  lässt. 

Fänden  wir  nämlich  in  einer  Gruppe  von  Rechten  mehrfach  den 
Zusammenhang  abcde,  so  würden  wir,  wenn  wir  von  der  Möglichkeit  der 
Ursprünglichkeit  eines  der  mittleren  Glieder  vorläufig  absehen,  daraus  nicht 
entnehmen  können,  wo  der  Ausgangspunkt  der  Entwicklung  der  Einzel- 
sätze zu  suchen  sei,  ob  die  Richtung  a'^e  oder  e'^a  anzunehmen  sei. 
Nehmen  wir  vorläufig  an,  die  Einzelsätze  seien  in  jener  Folge  auseinander 
abgeleitet,  so  würde  sich  aus  jenen  Reihen  als  Zusammenhang  der  Rechte 
selbst,  welche  nicht  auseinander  abgeleitet  sein  sollen,  entweder 
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a  ergeben.  Fänden  wir  nun  aber  neben 
jenen  Reihen  andere,  welche  mit  abced  oder  aber  mit  bacde  verlaufen,  so 
würde  damit  die  Entscheidung  gegeben  sein.  Nur  beim  Ausgehen  von  a 
konnte  sich  eine  wechselnde  Stellung  von  d  und  e  ergeben,  weil  bald  das 
eine,  bald  das  andere  sich  w  und  damit  c  näher  anschliessen,  und  sich  da- 
her bald  cde,  bald  ced  ergeben  konnte.  Dagegen  nicht  bald  abc,  bald  bac 
nach  Massgabe  des  $  76  über  drei  Rechte  Bemerkten;  es  würde  das  auf 
die  unzulässige  Annahme  führen,  dass  bald  die  Einzelsätze  in  b  aus  denen 
in  üy  bald  die  in  a  aus  denen  in  b  abgeleitet  seien.  Ebenso  würde  das  Um- 
gekehrte beim  Ausgehen  von  e  zutreffen.  Es  ergibt  sich  also  auch  hier  die 
Regel,  dass  die  Bestimmungen  des  Rechtes,  welches  als  festes  Ausgangs- 
glied erscheint,  auch  immer  die  ursprünglichsten  sein  müssen. 

83.  Es  ergibt  sich  aber  weiter  auch  unmittelbar  die  Unzulässig- 
keit eines  Wechsels  zweier  Mittelglieder.  Beim  Ausgehen  von 
a  können  unter  Voraussetzung  jenes  Zusammenhanges  lediglich  die  beiden 
Endglieder  d  und  e  wechseln,  nicht  aber  auch  zwei  Mittelglieder;  es  kön- 
nen sich  nicht  etwa  auch  die  Reihen  acbde  oder  abdce  bilden.    Denn  der 
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b  d  würde  in  Verbindung  mit 
jenen  andern  Reihen  wieder  auf  die  schon  S  76  betonte  unzulässige  An- 
nahme fuhren,  dass  bald  die  Sätze  in  c  aus  denen  in  b,  bald  die  in  b  aus 
denen  in  c  abgeleitet  seien.  Dieselbe  feste  Aussenstellung,  welche  a  für 
die  ganze  Gruppe  der  aus  ofi  abgeleiteten  Rechte  einnimmt,  muss  auch  b 
für  die  aus  yb  ,  c  für  die  aus  ^^  abgeleiteten  Rechte  behaupten.  Würden 
wir  nun  in  jenen  Rechten  lediglich  die  Reihen  abcde  und  abced  ündtn  oder 
doch  nur  solche,  welche,  wie  ace  jene  Folge  nicht  stören,  da  sich  ja  beim 
Uebergange  von  ^  zu  ^  und  vom  w  zu  d  das  Vermittlungsverhältniss  ver- 
wischt haben  kann,  so  würde  auch  der  Zusammenhang  der  fünf  Rechte 
nur  der  angegebene  sein  können. 

84«  Wir  sind  bisher  von  der  einfachsten  Annahme  ausgegangen, 
dass  von  den  vermittelten  Einzelsätzen  der  nachfolgende  immer  aus  dem 
nächstvorhergehenden  abgeleitet  sei.  Kann  das  aber  der  Fall  sein,  so  muss 
es  nicht  zutreffen.  Auch  bei  längeren  Reihen,  wie  bei  der  S  8 1  angegebenen, 
welche  sich  ohne  Störung  der  Vermittlung  durch  die  ganze  Gruppe  hin- 
ziehen, muss  die  nachfolgende  Bestimmung  keineswegs  gerade  immer  aus 
der  nächstvorhergehenden  abgeleitet  sein;  es  ergibt  sich  vielmehr  Zuläs- 
sigkeitunmittelbarerAbleitung  jedes  nach  folg  endenGlie- 
des  aus  jedem  dervorhergehencien.  Bei  jeder  Verzweigung  konnte 
das  eine  Recht  sich  in  der  Richtung  der  Entwicklung  sehr  weit,  das  zweite 
nur  sehr  wenig  vom  nächsten  Ausgangsrechte  entfernen,  woraus  sich  dann 
immer  eine  Mittelstellung  des  zweiten  ergeben  musste. 

Nehmen  wir  in  jenem  Falle,  weil  a  auch  sonst  als  Aussenglied  er- 
scheint, die  Richtung  der  Entwicklung  mit  a  >/  an,  so  konnte  sich  sehr 

e 
wohl  a^d <^^  ergeben ;  vom  Erben  der  Muner  nach  den  Geschwistern 

in  d  mochte  e  nur  auf  Erben  nach  Geschwisterkindern, /aber  sogleich  auf 
völligen  Ausschluss  übergehen.  Und  wenn  zu  starke  Sprünge  in  der  Ent- 
wicklung immer  unwahrscheinlich  sein  mögen,  so  steht  wenigstens  der 
Möglichkeit  nichts  im  Wege,  dass  in  jener  Reihe  sogar  der  Satz  in/ un- 
mittelbar aus  a  abgeleitet  sein  konnte.  Von  Gleichstellung  beider  Eltern 
im  Erbrecht  in  a  konnte  /  sogleich  auf  völligen  Ausschluss  der  Mutter  über- 
gehen, während  die  übrigen  Rechte  die  Mutter  nur  mehr  und  mehr  zurück- 
setzten, ohne  doch  überhaupt  bis  zum  Ausschlüsse  zu  gelangen,  so  dass  sie 
trotz  jenes  Sprunges  bezüglich  des  Einzelsatzes  noch  sämmtlich  die  Mittel- 
stellung zwischen  a  und /einnehmen  würden.  Ist  die  Richtung  der  Ent- 
wicklung des  Einzelsatzes  einmal  gegeben,  so  kann  jedes  nachfolgende 
Glied  nicht  blos  aus  dem  nächstvorhergehenden,  sondern  aus  jedem  vorher- 
gehenden abgeleitet  sein. 
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Dagegen  ergibt  nun  allerdings  schon  die  einzelne  Reihe,  ohne  dass 
wir  andere  zur  Vergleichung  heranziehen,  die  Unzulässigkeit  der 
Ableitung  einesvorhergehenden  aus  einem  nachfolgenden 
Gliede.  Es  würde  das  eine  rückläufige  Entwicklung  ergeben,  welche  im 
allgemeinen  zweifeUos  als  unzulässig  zu  behandeln  ist.  Beim  Ausgehen 
von  a  konnte /vom  vollen  oder  wenig  beschränkten  Erbrechte  der  Mutter 
sofon  zur  völligen  Beseitigung  desselben  übergehen.  Aber  es  kann  dann 
keiner  der  vermittelnden,  ein  beschränktes  Erbrecht  gewährenden  Sätze 
aus  ihm  abgeleitet  sein.  Wollen  wir  in  solchen  Dingen  nicht  von  jeder 
Stätigkeit  der  Entwicklung  absehen,  so  muss  die  Annahme  unzulässig  er- 
scheinen, dass  nachdem  ein  Recht  vom  vollen  Erbrecht  der  Mutter  zum 
Mangel  alles  Erbrechts  derselben  vorgegangen  war,  nun  von  diesem  aus- 
gehend die  Weiterentwicklung  wieder  auf  ein  beschränktes  Erbrecht  zu- 
rückführte. Solche  rückläufige  Entwicklung  könnte  höchstens  in  Ausnahms- 
fällen vorgekommen  sein  und  würde  sich  dann  alsbald  durch  ihren  Gegen- 
satz zu  allen  auf  stätiger  Weiterentwicklung  beruhenden  Reihen  verratheU; 
Für  die  Regel  werden  wir  davon  abzusehen  haben. 

85.  Es  kann  damit  nach  dem  Gesagten  auch  bei  längeren  einheit- 
lichen Reihen  der  Zusammenhang  der  Einzelsätze  ein  sehr  verschiedener 
sein,  so  lange  er  nur  jener  Forderung  entspricht.  Kann  aber  der  Zusam- 
menhang der  Rechte  selbst  immer  nur  ein  und  derselbe  sein,  so  können 
wir  diesen  auch  nicht  der  einzelnen  Reihe  entnehmen.  Dagegen  ergibt 
sich  die  Möglichkeit  einer  Bestimmung  des  Zusammenhangs  der 
Rechte  nach  der  wechselnden  Gestaltung  einer  Mehrzahl 
von  Vermittlungsreihen. 

Reihen,  wie  die  bisher  besprochene,  welche  sich  durch  die  ganze 
Gruppe  der  verwandten  Rechte  hinziehen  und  dann  dieselbe  Folge  der 
Rechte  bis  auf  die  Endglieder  bedingen  sollten,  werden  sich  überhaupt  nur 
selten  finden,  und  sich  dann,  worauf  wir  zurückkommen,  unabhängig  vom 
genauer  bestimmten  Zusammenhange  mehr  zufällig  so  gestaltet  haben.  In 
der  Regel  werden  sich  für  eine  grössere  Gruppe  von  Rechten  auch  eine 
grössere  Zahl  verschieden  gestalteter,  aber  kürzerer,  nur  einen  Theil  der 
Rechte  umfassender  Reihen  bilden. 

Eine  Verschiedenheit  wird  sich  da  schon  ergeben,  wenn  wir  an  der 
bisherigen  einfachem  Annahme  einseitiger  Zweitheilung  der 
Rechte  festhalten,  wie  sich  etwa  die  Gestaltung  bezeichnen  lässt,  bei  der 
angenommen  ist,  dass  alle  Rechte  der  Gruppe  von  ihrem  Urrechte  aus 
durch  fortgesetzte,  aber  immer  nur  an  eines  der  beiden  sich  ergebenden 
Rechte  anknüpfende  Zweitheilung  weiterentwickek  seien.  Es  können  näm- 
lich auch  dann  die  Reihen  sich  zwar  nicht  so  umgestalten,  dass  zwei  Mittel- 
glieder in  der  Stellung,  welche  sie  in  der  längern  Reihe  einnehmen  wech- 
seln; aber  sie  können  sich  durch  Ausfallen  einzelner  Glieder  verkürzen, 
und  damit  zugleich  vervielfachen,  ohne  dass  desshalb  der  Zusammen- 
hang der  Rechte  selbst,  der  immer  nur  derselbe  sein  kann,  sich  ändern 
müsste. 
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85]      Nehmen  wir  an,  die  Vermittlungsreihen  abcd  führten  zunächst  auf 
den  Zusammenhang         ^ 

A 

a    yi^ 

A 

h     ^ 

A 

c  dy  SO  kann  sich  daneben  nach  dem  S  83  Be- 
merkten abdc,  aber  nicht  acbd  finden,  da  das  auf  die  unzulässige  Voraus- 
setzung der  Ableitung  des  Satzes  in  ^  aus  dem  in  c  führt  und  mit  demselben 
Zusammenhange  der  Rechte  nicht  vereinbar  sein  würde.  Dagegen  bleibt 
dieser  unberührt,  wenn  wir         ofi 

A 

a    f 

A 

b   f 

A 

c  ^annehmen.  Ist j>^  nächstes  Ausgangs- 
recht für  b  und  c,  so  kann  das  eine,  wie  das  andere  aus  ihm  das  Ursprüng- 
lichere erhalten  haben ;  neben  der  Reihe  abc  ist  auch  acb  zulässig.  Aber 
während  abc  sich  weiter  in  abcd  fortsetzen  kann,  ist  das  bei  acb  nicht  der 
Fall.  Wegen  der  geänderten  Stellung  von  b  kann  dieses  bei  demselben 
Satze  nicht  weiter  in  die  Vermittlungsreihe  eingreifen ;  es  wird  sich  für 
diesen  daneben  noch  die  Reihe  acd  ergeben.  Der  angenommene  Zusam- 
menhang der  Rechte  lässt  also  vier  verschiedene  Reihen  zu :  abcdy  abdc, 
acb  und  acd,  welche  darin  übereinstimmen,  dass  bei  fester  SteUung  von  a 
nur  die  jedesmaligen  Endglieder  der  Reihen  wechseln.  Finden  wir  aber 
diese  sämmtlich  vertreten,  so  bedarf  es  keiner  weitern  Ausführung,  dass 
dann  der  Zusammenhang  der  Rechte  auch  nur  der  angegebene  sein  kann. 

86.  Gingen  wir  bisher  von  der  einfachsten  Annahme  aus,  so  wird 
die  UnWahrscheinlichkeit  des  Zutreffens  nur  einseitiger 
Verzweigung  da,  wo  es  sich  um  eine  grössere  Gruppe  von  Rechten 
handelt,  kaum  einer  weitern  Begründung  bedürfen.  Die  Vorzussetzung, 
dass  von  zwei  Geschwisterrechten  immer  nur  das  eine  sich  weiter  ver- 
zweigte, das  andere  ein  einheitiiches  verblieb,  ist  ja  von  vornherein  eine 
ganz  unwahrscheinliche. 

Es  würde  sich  aber  auch  bald  herausstellen,  dass  der  thatsächliche 
Bestand  der  Rechte  mit  solcher  Annahme  nicht  vereinbar  sein  würde.  Wir 
wiesen  §75  darauf  hin,  dass  bei  den  Vermittlungsreihen  innerhalb  der 
norwegischen  Gruppe  sich  mehrfach  das  longobardische  Recht  vom  gothi- 
schen  am  weitesten  entfernt,  während  die  übrigen  Rechte  zwischen  ihnen 
vermitteln.  Aber  es  ergibt  sich,  dass  bei  andern  Sätzen  gerade  jene  Rechte 
sich  am  nächsten  stehen,  das  longobardische  Recht  da  zwischen  dem  gothi- 
schen  und  allen  oder  den  meisten  Rechten  der  Gruppe  zu  vermitteln  scheint. 
So  wenn  die  im  gothischen  Recht  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  Gunsten 
der  Nachkommen  eingeschränkte  Vergabungsfreiheit  im  longobardiscben 
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lediglich  zu  Gunsten  des  Sohnes  und  des  Vaters  beschrankt  ist,  dagegen 
in  andern  Rechten  der  Gruppe  auch  zu  Gunsten  sonstiger  nächster  Erben. 
So  wenn  im  gothischen  Rechte  Grosseltern  vor  Geschwistern  erben, 
im  longobardischen  wie  ich  denke,  entsprechend  dem  Gulathingsrechte, 
wenigstens  der  Vatersvater  noch  dem  Bruder  vorgeht,  während  er  im 
Frostuthingsrechte  erst  mit  dem  Vatersbruder  und  Brudersohn  erbt,  im 
isländischen  mit  den  übrigen  Grosseltern  nach  den  Geschwistern,  im  gothi- 
schen nach  den  Geschwisterkindern. 

Es  ist  zweifellos,  dass  sich  thatsächlich  die  Weiterverzweigung  im 
allgemeinen  nicht  so  einseitig  gestaltet  haben  kann,  wie  wir  das  vorläufig 
annahmen.  Konnte  das  aber  bei  einer  nicht  zu  ausgedehnten  Gruppe 
immerhin  der  Fall  sein,  so  ergab  sich  S  85,  wie  dann  die  Gestaltung  der 
Vermittlungsreihen  das  Zutreffen  des  Verhältnisses  und  den  Zusammenhang 
der  Rechte  sicher  erkennen  lässt. 

87.  Nach  dem  Gesagten  wird  es  sich  überwiegend  um  Weiter- 
verzweigung derRechte  durch  beiderseitige  Zweitheilung 
gehandelt  haben.  Halten  wir  auch  hier  an  der  Annahme  fest,  dass  a  wegen 
seiner  regelmässigen  Aussensteilung  bereits  als  das  ursprünglichste  Recht 
der  Gruppe  erwiesen  ist,  so  könnte  der  thatsächliche  Zusammenhang  von 
fünf  näherverwandten  Rechten  etwa  folgender  gewesen  sein      ^ 


a  ybcde 


Tbc         y)de 


b  cd  e» 

Es  wird  sich  daher  fragen,  ob  auch  in  diesem  Falle  die  Gestaltung  der 
Vermittlungsreihen  eine  so  fest  gegebene  ist,  dass  wir  aus  ihr  mit  Sicher- 
heit auf  das  Zutreffen  gerade  nur  jenes  Zusammenhanges  schliessen  dürfen. 

Nun  ergibt  sich  zunächst,  dass  solche  Art  der  Verzweigung  sich  im 
allgemeinen  im  Fehlen  einheitlich  die  ganze  Gruppe  durch- 
ziehender Vermittlungsreihen  kenntlich  machen  muss.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dass  sich  hier  auf  Grundlage  der  Verzweigung  selbst  nicht 
wohl  eine  solche  einheitliche  Reihe,  also  etwa  abcde,  bilden  konnte,  da 
nach  dem  Zusammenhange  c  in  keiner  Weise  b  mit  de  verbinden  kann. 
Bildete  sich  dennoch  eine  solche  Reihe,  so  konnte  das  nur,  in  Folge  be- 
sonderer, von  der  Art  der  Verzweigung  unabhängiger  Umstände  der  Fall 
sein.  So  konnte  sich  etwa  im  Anschlüsse  an  den  §  8 1  erwähnten  Fall  auch 
hier  die  Reihe  abcde  dadurch  bilden,  dass  y  die  Mutter  nur  hinter  den 
Vater  zurücksetzte,  b  daran  festhielt,  auch  c  der  Mutter  nur  den  Bruder 
vorzog,  dagegen  w  unmittelbar  zur  Zurücksetzung  nach  Geschwistern  über- 
haupt vorging,  d  daran  festhielt,  e  sie  noch  weiter  zurücksetzte. 

Haben  wir  aber  anzunehmen,  dass  die  Aenderung  der  Rechte  in  Folge 
der  Verzweigung  eine  wenigstens  annähernd  gleiehmässig  fortschreitende 
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87]  war,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  ein  Fall,  wonach  die  zweimalige 
Verzweigung  von  y  bis  c  zu  geringerer  Aenderung  führte,  als  die  einmalige 
von  y  zu  Wy  nur  als  Ausnahme  in  Rechnung  zu  bringen  ist.  Würden  sich 
nur  solche  durch  die  ganze  Gruppe  laufende  Reihen  finden,  so  müssten 
sie  allerdings  die  S  86  angenommene,  von  vornherein  unwahrscheinliche 
einseitige  Verzweigung  der  ganzen  Gruppe  erweisen.  Aber  vereinzelt  vor- 
kommend werden  sie  den  aus  den  übrigen  Reihen  zu  folgernden  Zusam- 
menhang der  Rechte  nicht  in  Frage  stellen  können,  da  sie  sich  ausnahms- 
weise unabhängig  von  demselben,  aber  auch  ohne  Störung  desselben  er- 
geben konnten. 

88.  Suchen  wir  uns  Gestaltung  und  Zahl  der  sich  aus  bei- 
derseitiger Zweitheilung  ergebenden  Vermittlungsreihen 
zu  vergegenwärtigen,  so  ergibt  sich  zunächst  für  jeden  Einzelsatz,  dass  er 
irgendwie  in  zwei  Reihen,  einmal  in  der  Gruppe  ^,  weiter  in  der  Gruppe 
w  verlaufen  muss ;  dass  also  neben  abc  sich  für  denselben  Satz  auch  etwa 
abde  finden  wird.  Für  die  verschiedenen  Einzelsätze  aber  können  sich 
überhaupt  zwölf  verschiedene  Reihen  finden.  Denn  y  kann  mit  jedem  der 
vier  abgeleiteten  Rechte  gestimmt  haben,  womit  sich  in  der  einen  Gruppe 
abc  oder  acb^  in  der  andern  aber  ade  oder  aed  ergeben  konnte.  Zu  jeder 
in  der  einen  Gruppe  verlaufenden  dreigliedrigen  Reihe  musste  sich  dann 
in  der  andern  eine  viergliedrige  ergeben,  die  aber  wegen  des  zulässigen 
Wechsels  der  Endglieder,  vgl.  S  83,  eine  zweifach  gestaltete  sein  konnte. 
So  ergibt  abc  für  die  andere  Gruppe  abde  und  abed;  während  sich  dann 
ebenso  neben  den  andern  dreigliedrigen  Reihen  noch  weiter  acde  und  aced, 
adbc  und  adcb,  aebc  und  aecb  ergeben  konnten. 

•  Finden  sich  alle  diese  Reihen,  so  kann  natürlich  der  Zusammenhang 
der  Rechte  selbst  kein  anderer  sein,  als  der  angenommene.  AUe  Reihen 
stimmen  darin  überein,  dass  nur  die  zwei  Endglieder  in  wechselnder  Stel- 
lung zu  einander  vorkommen.  Würde  das  immer  dieselben  zwei  Rechte 
treffen,  so  müsste  das  die  unwahrscheinliche,  §85  angenonmiene  einseitige 
Verzweigung  ergeben.  Trifft  es  aber  immer  entweder  b  und  Cy  oder  d  und 
e,  während  etwa  b  und  d  nie  als  wechselnde  Endglieder  erscheinen,  so 
ergibt  das  bestimmt,  dass  die  Rechte  sich  in  zwei  Richtungen  verzweigten, 
da  nur  dadurch  sich  das  Vorkommen  zweier  Paare  von  Endgliedern  erklärt. 

89.  Allerdings  werden  wir  nun  alle  Reihen  in  annähernd  gleicher 
Zahl  nur  dann  antreffen,  wenn  die  durch  die  Verzweigung  herbeigeführten 
Aenderungen  ziemlich  gleichmässige  waren,  während  sich  andernfalls  ein 
Vorherrschen  bestimmter  Vermittlungsreihen  ergeben  wird. 
Stimmten  y,  und  weiter  wieder  ;f  und  w,  mit  keinem  der  aus  ihnen  abge- 
leiteten Rechte  näher  überein,  als  mit  dem  andern,  so  werden  aUe  mög- 
lichen Reihen  auch  in  annähernd  gleicher  Zahl  vorkommen.  Stimmte  aber 
etwa  y  nahezu  mit  b  überein,  hatten  sich  aUe  andern  Rechte  weiter  von  y 
entfernt,  so  muss  sich  das  daran  kenntlich  machen,  dass  die  mit  ab  be- 
ginnenden Reihen  überwiegen,  dass  b  gegenüber  den  übrigen  aus  y  abge- 
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leiteten  Rechten  durchweg  dieselbe  feste  Aussenstellung  zeigt,  wie  wir  sie 
bei  a  fUr  die  ganze  Gruppe  annehmen. 

Dann  aber  wird  sich  ebenso  bestimmt  ergeben,  dass  nur  der  ange- 
nommene Zusammenhang  zutreffen  kann.  Es  werden  sich  dann  ausschliess- 
lich oder  vorwiegend  nur  die  Reihen  abc  und  die  sie  ergänzenden  abde 
und  abed  finden.  Erscheinen  auch  hier  lediglich  b  und  c  oder  d  und  e  als 
Endglieder,  so  erweist  das,  dass  beide  Paare  unabhängig  von  einander  auf 
a  zurückgehen.  Schliesst  sich  immer  nur  b,  nie  ein  anderes  Recht  un- 
mittelbar an  a  an,  ergibt  sich  für  b  damit  eine  ebenso  feste  Stellung,  wie 
für  a  selbst,  so  ist  das  nur  daraus  zu  erklären,  dass  die  Verzweigung  der 
beiden  Gruppen  nicht  bis  auf  a  zurückgeht,  sondern  erst  bei  einem  b  nächst - 
stehenden  y  begonnen  haben  kann.  Ist  dann  weiter  ein  b  und  c  verbin- 
dendes {  anzunehmen,  so  muss  dieses  natürlich  in  demselben  Masse,  wie^^ 
mit  b  gestimmt  haben,  wie  sich  das  durch  das  Fehlen  der  Reihen  acb  be- 
stätigt. Haben  wir  weiter  noch  ein  d  und  e  mit  b  verbindendes  w  anzu- 
nehmen, so  wird  dieses,  wenn  sich  beide  viergliedrige  Reihen  finden,  bald 
mit  d,  bald  mit  e  gestimmt  haben.  Würde  sich  aber  neben  abc  lediglich 
abde  finden,  so  ergäbe  sich  daraus  wieder  die  grössere  Ursprünglichkeit 
von  d,  da  dieses  in  aUen  einen  Haltpunkt  bietenden  Fallen  mit  dem  näch- 
sten Ausgangsrecht  w  gestimmt  haben  müsste. 

90.  Die  erönerten  Verhältnisse  werden  in  aUen  FäUen,  falls  die  Halt- 
punkte überhaupt  genügen,  auch  eine  Feststellung  der  Ursprüng- 
lichkeitsverhältnisse  einer  Gruppe  von  Rechten  nach  den 
Vermittlungsreihen  ermöglichen.  Denn  es  kann  dieselbe  feste  Aussen- 
stellung, aus  der  wir  auf  ofi  schlössen,  sich  ebenso  bei  jedem  der  weitem 
Rechte  bezüglich  der  aus  ihm  abgeleiteten  Glieder  wiederholen.  Finden 
wir  überhaupt  nur  zwei  Reihen  vertreten,  so  muss  das  in  beiden  zu- 
nächst auf  a  folgende  Recht  überall  die  ursprünglichsten  Bestimmungen 
erhalten  haben;  ebenso  das  dann  in  der  viergliedrigen  Reihe  zunächst  fol- 
gende Recht  wenigstens  gegenüber  dem  Endgliede ;  es  würde  sich  damit 
die  grössere  Ursprünglichkeit  der  Rechte  selbst  bestimmt  ergeben.  Würden 
wir  umgekehrt  alle  zwölf  R e i h e n  vertreten  finden,  so  wiese  das  auf 
ganz  gleichmässige,  der  Folge  der  Verzweigung  entsprechende  Aenderungen 
hin.  Dann  liesse  sich  allerdings  noch  beim  Festhalten  an  a  als  Ausgangs- 
punkt über  die  Ursprünglichkeit  der  Einzelsätze  urtheilen,  nicht  aber  der 
Rechte  selbst,  da  sich  die  ursprünglichsten  Einzelsätze  auf  alle  Rechte  gleich- 
massig  vertheilen  würden.  Müssen  sich  aber  mindestens  zwei,  können  sich 
höchstens  zwölf  Reihen  vertreten  finden,  so  können  sich  auch  vier  oder 
sieben  Reihen  finden,  jenachdem  sich  zwei  oder  drei  der  vier  Rechte  un- 
mittelbar an  a  anschliessen,  und  werden  dann  mit  derselben  Sicherheit 
nicht  blos  auf  den  Zusammenhang,  sondern  auch  auf  die  Ursprünglichkeits- 
verhältnisse  schliessen  lassen.  Finden  sich  vier  Reihen,  etwa  abc  und 
acb  und  daneben  nur  abde  und  acde,  so  ergibt  sich  unmittelbar,  da  sich 
d  und  e  nie  an  a  anschliessen,  dass  die  Gruppe  ;{  gegenüber  w  durchweg 
die  ursprünglichere  ist,  dagegen  von  den  beiden  wechselnden  Gliedern 
Ficker,  Untersuchnngea  L  8 
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90]  jener  Gruppe  b  und  c  keines  dem  andern  gegenüber  als  ursprünglicher 
bezeichnet  werden  kann,  wohl  aber  in  der  andern,  im  allgemeinen  weniger 
ursprünglichen  Gruppe,  d  gegenüber  e.  Ergeben  sich  diesiebenReihen 
abc  mit  abde,  acb  mit  acde,  ade^  mit  adbc  und  adcb,  so  würde  weder  die 
Gruppe  ;[,  noch  die  Gruppe  w  als  die  ursprünglichere  bezeichnet  werden 
können,  sondern  sich  lediglich  grössere  Ursprünglichkeit  von  d  gegenüber 
e  ergeben. 

Daneben  werden  dann  auch  die  quantitativen  Verhältnisse  zu  beach- 
ten sein.  Finden  sich  wohl  vorwiegend,  aber  doch  nicht  ausschliesslich 
Reihen,  in  welchen  b  die  feste  Stellung  hinter  a  behauptet,  so  wird  wohl  ^ 
immerhin  das  ursprünglichste  Recht  sein,  aber  doch  nicht  in  dem  Masse, 
dass  nicht  zuweilen  auch  die  anderen  Rechte  die  ursprünglichere  Bestimmung 
erhalten  hätten,  und  damit  der  Schluss,  dass  gerade  b  auch  in  Fällen,  wo 
sich  keine  sonstige  Haltpunkte  für  die  Entscheidung  ergeben,  wahrschein- 
lich das  Ursprünglichere  erhalten  haben  werde,  unsicherer  wird. 

91.  Haben  wir  uns  bisher  auf  eine  Gruppe  von  fünf  Rechten  be- 
schränkt, so  wird  es  kaum  nöthig  sein,  dieVerwendbarkeit  der  ent- 
wickelten Regeln  für  jede  Zahl  vonRechten  eingehender  nach- 
zuweisen. Zusammenhang  und  Ursprünglichkeitsverhältnisse  werden  sich 
auch  bei  einer  noch  grössern  Zahl  auf  dem  angedeuteten  Wege  mit  Sicher- 
heit feststellen  lassen.  Stellen  wir  etwa  in  den  bisher  angenommenen  Zu- 
sammenhang statt     w 

A     i^och  ein  Glied  mehr     w 
a     e  A 

d     V 

A 
e    f  ein,  so  wird  das  nur 

eine  Aenderung  bezüglich  der  in  der  frühern  Zusammenstellung  mh  Joder  e 
endenden  Reihen  bedingen,  welche  also,  wenn  wir  die  übrigen  Glieder 
unberücksichtigt  lassen,  mit  a^de  oder  a'^ed  verlaufen  müssten.  Diese 
würden  sich  nun,  da  d  nicht  mehr  wechselndes  Endglied  sein  kann,  zu 
a'^d,  a'^ef,  a ^fe,  a > def,  a'^dfe  vermehren.  Und  dass  dann  schliess- 
lich sich  über  Zusammenhang  und  Ursprünglichkeit  eben  so  sicher  ent- 
scheiden lassen  würde,  bedarf  keiner  weitern  Erörterung. 

Dagegen  liesse  sich  nun  allerdings  geltend  machen,  dass  zwar  das 
theoretische  Zutreffen  ausser  Zweifel  stehen  möge,  dass  sich  aber  bei  dem 
Versuche,  das  für  eine  grössere  Zahl  von  Rechten  durchzuführen,  eine 
Mannichfaltigkeit  der  Gestaltungen  ergeben  müsse,  welche  die  practische 
Verwendbarkeit  der  Methode  von  vornherein  auszuschliessen 
scheint.  Das  wäre  aber  doch  nur  richtig,  wenn  wir  immer  die  ganze  Masse 
der  Rechte  gleichzeitig  im  Auge  haben  müs$ten  und  wenn  die  Beachtung 
der  Vermitdungsverhälmisse  der  einzige  Haltpunkt  für  die  Bestimmung 
des  Zusammenhanges  sein  würde. 

Wir  werden  uns  zunächst  auf  die  drei  Rechte  der  Gruppe  beschrän- 
ken können,  welche  wegen  ihrer  gemeinsamen  Abweichungen  von  den 
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übrigen  sich  als  nMchstverwandte  ergeben.  Findet  sich  da  etwa  nur  def 
und  dfe,  so  lässt  das  an  und  fUr  sich  wegen  der  festen  Aussenstellung  von 
d  den  Zusammenhang  der  Gruppe  nicht  zweifelhaft.  Und  bei  nächstver- 
wandten Rechten  wird  der  Zusammenhang  in  seinem  Einflüsse  auf  die 
Vermittlüngsverhältnisse  sich  durchweg  doch  so  bemerkbar  machen,  dass 
es  dann  an  jenen  Reihen  nicht  fehlen  wird ;  man  mUsste  sonst  annehmen, 
dass  der  Uebergang  von  t£;  zu  ^  einerseits,  zu  v(ef)  andererseits  ein  so  stark 
ändernder  gewesen  sei,  dass  er  alle  Spuren  des  Zusammenhangs  in  jener 
Richtung  verwischt  hätte.  Erst  in  solchen  Ausnahmsfällen  würde  es  nöthig 
sein,  auch  die  andern  Glieder  der  Gruppe  zuzuziehen.  Finden  sich  dann 
etwa  die  Reihen  abdy  weiter  abef  und  abfe,  so  würden  auch  diese  denselben 
Zusammenhang  wenigstens  dann  nicht  zweifelhaft  lassen,  wenn  die  ge- 
meinsamen Abweichungen  von  dfe  erweisen,  dass  diese  näherverwandt  sein, 
auf  ein  besonderes  Urrecht  w  zurückgehen  müssen. 

Lässt  sich  so  in  der  Regel  schon  durch  blosse  Beachmng  der  Ver- 
mittlungsreihen, in  Ausnahmsfällen  aber  mindestens  unter  Zuziehung  der 
Uebereinstimmungsverhältnisse,  der  Zusammenhang  jeder  drei  Rechte  be- 
stimmen, so  ist  es  auch  nicht  nöthig,  sogleich  die  ganze  Masse  der  Rechte 
ins  Auge  zu  fassen;  es  wird  sich  dann  in  ähnlicher  Weise,  wie  wir  das 
S  47  für  die  Verwandtschaftsverhältnisse  nachwiesen ,  durch  fortgesetzte 
Vergleichung  von  je  drei  Rechten  der  Gruppe  der  Gesammtzusammenhang 
der  Gruppe  bestimmen  lassen.  Nur  freilich  mit  dem  bereits  §  80  betonten 
Unterschiede,  dass  da,  wo  wir  uns  überhaupt  nur  an  die  Uebereinstim- 
mungsverhältnisse halten,  es  gleichgiltig  ist,  ob  die  zunächst  verglichenen 
Rechte  nächstverwandte  sind ;  während  sich  hier  Ausgehen  von  den  nächst- 
verwandten Rechten  empfiehlt  und  in  so  weit  die  Prüfung  der  Vermitt- 
lungsverhältnisse durch  vorherige  Feststellung  des  Zusammenhangs  nach 
den  Uebereinstimmungsverhälmissen  wesentlich  erleichtert  wird. 

Es  liegt  nun  auf  der  Hand,  eine  wie  grosse  Sicherheit  der  Be- 
weisführung durch  das  Inandergreifen  von  Ueberein- 
stimmungsverhältnisse n  und  Vermittlungsverhältnissen 
gewonnen  wird,  indem  wir  Zusammenhang  und  Ursprünglichkeit  der  Rechte 
auf  zwei  wesentlich  verschiedenen  Wegen  feststellen  können.  Im  Anschluss 
nur  an  die  Uebereinstimmungsverhältnisse  können  wir  den  Zusammen- 
hang    X 

A 

a    y 

A 

b  c  nachweisen,  weil  die  Rechte  b  und  c  häufig  übereinstimmen, 
wo  a  abweicht.  Wir  schliessen  daraus  dann  weiter  nach  %  56,  dass  alle 
Einzelbestimmungen  ursprünglich  sind,  bei  welchen  a  entweder  mit  b  oder  c 
übereinstimmt.  Hier  dagegen  gehen  wir  von  den  Einzelsätzen  aus  und 
schliessen,  weil  sich  immer  abc  oder  acb  ergibt,  müssen  alle  bezüglichen 
Bestimmungen  in  a  die  ursprünglichen  sein,  es  muss  demnach  auch  a  un- 
abhängig von  b  und  c  aus  x  abgeleitet  sein. 

8* 
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91]  Haben  wir  den  Zusammenhang  zunächst  nach  den  Uebereinstim- 
mungsverhälmissen  der  gesammten  Rechte  geordnet,  ergibt  dann  die  Prü- 
fung der  Vermittlungsreihen  der  Einzelsätze  ganz  denselben  Zusammen- 
hang, so  ist  damit  eine  so  grosse  Sicherheit  gewonnen,  wie  sie  Überhaupt 
in  solchen  Dingen  erreichbar  ist.  Griffen  auf  dem  einen  oder  andern  Wege 
Fehlschlüsse  ein,  haben  wir  uns  über  irgendwelche  der  Voraussetzungen 
getäuscht,  so  können  beide  Wege  nicht  zu  demselben  Ergebnisse  führen, 
wenn  wir  nicht  annehmen  wollen,  dass  nach  dieser  oder  jener  Seite  ein- 
geschlagene und  weiter  verfolgte  Abwege  schliesslich  dennoch  zu  dem- 
selben Ziele  führen  müssen.  Das  aber  würde  nur  bei  der  unzulässigen 
Annahme  zutreffen  können,  es  habe  sich  in  allen  Fällen  der  Abweg  nach 
der  einen  Seite  immer  durch  einen  entsprechenden  nach  der  andern  Seite 
hin  wieder  richtig  gestellt. 

92.  Unsere  gaaze  bisherige  Beweisführung  ging  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  bei  allen  in  einer  Gruppe  sich  ergebenden  Reihen  immer 
eines  der  Rechte  die  Aussenstellung  einnehme  und  damit  der  Ausgangs- 
punkt der  Entwicklung  aller  Reihen  nicht  zweifelhaft  sein  können.  Es 
kann  sich  aber  weiter  auch  das  Verhältniss  fester  Mittelstellung 
eines  Rechtes  ergeben.  Gibt  bei  einer  einzelnen  Reihe  die  Mittelstellung 
keinen  weitern  Halt,  als  dass  die  Aussenglieder  irgendwie  durch  das  Mittel- 
glied verbunden  sein  müssen,  und  bleibt  es  damit  ungewiss,  welches  der 
Aussenglieder  unabhängig  von  den  beiden  andern  Gliedern  aus  x  abgeleitet  ist, 
vgl.  §74,  so  kann,  so  lange  wir  uns  auf  die  Vergleichung  von  drei  Rech- 
te n  beschränken,  auch  das  aus  einer  Mehrzahl  von  Reihen  gewonnene 
Ergebniss  kein  anderes  sein,  wenn  wir  da  immer  dasselbe  Mittelglied,  immer 
abc  finden ;  es  fehlt  dann  der  Wechsel  der  Stellung,  der  uns  bisher  zu  ge- 
naueren Ergebnissen  führten. 

Anders,  wenn  es  sich  um  die  Reihen  einer  grössern  Zahl  von 
Rechten  handelt.  Dann  kann  sich  ein  und  dieselbe  Reihe  durch  alle 
Rechte  durchziehen.  Ich  gab  dafür  §  8 1  ein  Beispiel,  bei  welchem  schon 
innere  Gründe  darauf  hinwiesen,  dass  der  Ausgang  bei  einem  der  Aussen- 
glieder zu  suchen  sei ;  was  sich  dann,  wie  ich  denke,  dadurch  auf  Grund 
unserer  bisherigen  Erörterung  bestätigen  würde,  dass  bei  allen  in  derselben 
Gruppe  von  Rechten  verlaufenden  Reihen  bei  Zuziehung  des  gothischen 
Rechtes  dieses  die  feste  Aussenstellung  einnehmen  würde.  Aber  ich  wies 
auch  S  86  darauf  hin,  wie  solche  Reihen,  welche  sich  von  einem  der  Aussen- 
glieder aus  einheitlich  durch  eine  ganze  Gruppe  durchziehen,  sich  wohl 
ausnahmsweise  nachweisen  lassen,  sich  dann  aber  mehr  zufällig,  unabhängig 
von  dem  Zusammenhange  der  Rechte  selbst,  gebildet  haben  werden,  da 
dieser  andernfalls  ein  ganz  unwahrscheinlicher  sein  würde. 

Nun  kann  aber  an  und  für  sich  bei  der  einzelnen  Reihe  ebensowohl 
auch  ein  Mittelglied  den  Ausgang  der  Entwicklung  gebildet  haben,  indem 
sich  von  ihm  aus,  entsprechend  dem  Zusammenhange  a<ib'^c,  der  Satz 
nach  verschiedener  Richtung  hin  weiterentwickelt  hat.     Auch  dann  wird 
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die  Vermittlungsreihe  als  solche  eine  einheitlich  verlaufende  sein. 
Aber  sie  ist  dann  nicht  zugleich  einheitliche  Entwicklungsreihe,  son- 
dern zerfällt  in  zwei,  von  einem  der  Mittelglieder  ausgehende  Entwicklungs- 
reihen. 

Damit  aber  mindern  sich  auch  bei  einer  grössern  Zahl  von  Rechten 
die  Bedenken  gegen  das  häufigere  Zutreffen  solcher  längerer  einheidicher 
Reihen.  So  können  wir  etwa  im  Anschluss  an  das  frühere  Beispiel  und 
unter  Vorbehalt  der  Begründung  einzelner  Annahmen  bei  der  Einzelunter- 
suchung die  Vermitüungsreihe  bilden :  a  Westmannalagen :  Erben  der  El- 
tern nach  den  Geschwisterkindern ;  b  friesisch :  nach  den  Geschwistern ; 
c  upländisch  und  dänisch :  mit  den  Geschwistern ;  d  södermännisch  und 
gothisch :  gleichgestellt  vor  den  Geschwistern ;  dann  unter  Beibehaltung  der 
Stellung  des  Vaters  vor  den  Geschwistern :  e  burgundisch  und  Gulathings- 
recht :  Mutter  nach  Geschwistern ;  /Frostuthingsrecht :  auch  nach  Bruders- 
sohn ;  g  longobardisch :  nach  allen  erbberechtigten  Männern.  Schon  innere 
Gründe  würden  es  da  wahrscheinlich  machen,  dass  die  Entwicklung  der 
Reihe  abcdefg  nicht  von  einem  der  Aussenglieder  aus  verlaufen  ist,  sondern 
von  einem  Mittelgliede,  und  zwar  wahrscheinlich  von  d  aus.  Nehmen  wir 
das  vorläufig  an,  so  beheben  sich  die  Bedenken  gegen  längere,  in  derselben 
Richtung  einheitlich  verlaufende  Vermittlungsreihen,  welche  dann  zugleich 
für  den  Einzelsau  Entwicklungsreihen  sein  würden.  Ist  die  Bestimmung 
in  d  die  ursprünglichste,  so  löst  sich  die  Vermitüungsreihe  in  die  bei- 
den unabhängig  von  einander  verlaufenden  Entwicklungsreihen  dcha  und 
defg  auf. 

93.  Die  einzelne  Reihe  wird  allerdings,  wenn  wir  von  allen  innern 
Gründen  absehen,  nie  ergeben  können,  dass  der  Ausgang  bei  einem  der 
Mittelglieder  und  bei  welchem  von  ihnen  zu  suchen  ist.  Bei  einer  Mehr- 
zahl von  Reihen  wird  sich  aber  die  feste  Mittelstellung  daraus  Ergeben, 
dass  ein  Recht  immer  zwar  nicht  gerade  zwischen  dieselben  zwei  Rechte 
tritt,  aber  die  sämmdichen  übrigen  Rechte  in  zwei  Gruppen  scheidet,  so 
dass  nur  die  Rechte  derselben  Gruppe  eine  wechselnde  Stellung  zu  ein- 
ander einnehmen,  nie  aber  die  eine  Gruppe  über  das  feste  Mittelglied  hin- 
weg in  die  andere  übergreift,  und  sich  so  eine  Scheidung  in  zwei 
durch  das  festeMittelglied  auseinandergehalteneGruppen 
ergibt. 

Finden  wir  in  fünf  Rechten  die  Reihen  cbade^  bcade,  cbaed^  bcaed^ 
nie  aber  bcdae  oder  eine  andere  Reihe,  bei  welcher  a  zwischen  b  und  c 
oder  zwischen  d  und  e  vermitteln  würde,  so  ergibt  sich  eine  feste  Stellung 
von  a  auf  der  Gränze  beider  Gruppen,  welche  sich  nur  dadurch  erklären 
lässt,  dass  die  Vermitdungsreihen  aus  je  zwei  Entwicklungsreihen,  etwa 
abc  und  ade  bestehen,  bei  welchen  a  immer  die  feste  Aussenstellung  einer- 
seits gegen  b  und  Cy  andererseits  gegen  d  und  e  einnimmt,  so  dass  der 
Zusammenhang  der  Rechte  jeder  Gruppe  nach  dem  über  die  feste  Aussen- 
stellung Bemerkten   nicht  zweifelhaft   sein   kann.    Verbinden  wir  dann 


ii8     ni  2.  UrsprUnglichkeit  nach  den  Vermittlungsverhh. 

93]    beide   Gruppen   mheinander,  so  führt  uns  das   zunächst   auf  den 
Zusammenhang 

y    a    ^ 
A       A 

b     c     d     e. 

Es  ergibt  sich  nun  unmittelbar,  dass,  wenn  a  in  allen  Fällen,  wo  es 
überhaupt  in  die  Vermittlung  eingreift,  die  feste  Mittelstellung  behauptet, 
sich  das  nur  daraus  ergeben  haben  kann,  dass  die  Gruppen  bc  und  de  un- 
abhängig von  einander  aus  x  abgeleitet  sind.  Lediglich  in  Fällen,  in  wel- 
chen a  überhaupt  von  x  abweicht,  und  damit  dann  überhaupt  in  die  Ver- 
mittlungsverhältnisse der  Gruppe  nicht  eingreift,  kann  irgendwelches  der 
andern  Rechte  den  Satz  aus  x  erhalten  haben  und  damit  die  Rechte  beider 
Gruppen  verbinden.  Aber  auch  solchesNichteingreifen  des  Mittel- 
gliedes in  die  Reihe  würde  dieselbe  nur  kürzen,  ohne  die  Folge  der 
übrigen  Rechte  anders  zu  gestalten.  Greift  a  überhaupt  nicht  in  die  Ver- 
mittlung ein  und  nehmen  wir  etwa  o(f>  an,  so  werden  sich  nur  die  Reihen 
bde  und  bed  ergeben,  oder  bei  der  Annahme  von  ocd  nur  dbc  und  dcb; 
also  auch  dann  immer  nur  Wechsel  unter  den  sonst  durch  a  auseinander- 
gehaltenen Rechten.  Wir  dürfen  also  als  Regel  testhalten,  dass  da,  wo 
ein  Recht  die  feste  Mittelstellung  einnimmt  und  überdies  auch  in  solchen 
Fällen,  wo  dasselbe  nicht  in  dieselbe  eingreift,  sich  lediglich  ein  Wechsel 
innerhalb  der  dadurch  auseinandergehaltenen  Gruppen  ergibt,  beide  Grup- 
pen unabhängig  von  einander  aus  dem  Urrechte  abgeleitet  sind. 

Wie  ich  die  bisher  gefundenen  Regeln  zunächst  zu  verwenhen  ge- 
denke, ergibt  genugsam  das  §  67  vorläufig  über  den  Zusammenhang 
der  ostgermanischen  Rechte  Bemerkte.  Wo  das  gothische  Recht 
in  Vermittlungsreihen  eingreift,  welche  sich,  wie  die  S  92  erwähnte,  durch 
die  ganze  ostgermanische  Gruppe  durchziehen,  da  nimmt  es  die  feste  Mit- 
telstellung zwischen  den  Rechten  der  Gruppen  ein,  welche  ich  als  nor- 
wegische und  dänische  unterschied ;  dagegen  die  feste  Aussenstellung  bei 
Reihen,  welche  nur  in  der  einen  oder  der  andern  Gruppe  verlaufen.  FaUs 
dafür  die  Einzeluntersuchung  genügende  Belege  bietet,  ist  auch  wieder  der 
Schluss  nicht  abzuweisen,  dass  beide  Gruppen  unabhängig  von  einander 
aus  einem  dem  gothischen  sehr  nahestehenden  Urrechte  abgeleitet  sein 
müssen. 

94.  Die  sich  bezüglich  der  festen  Mittelstellung  ergebende  Regel  ist 
eine  ebenso  ausnahmslos  zutreffende,  wie  die  für  die  feste  Aussenstellung. 
Dagegen  wird  auch  hier,  entsprechend  dem  S  78  Bemerkten,  zu  beachten 
sein,  dass  die  Verwendbarkeit  der  Regel  nicht  dadurch  beeinträchtigt  wird, 
dass  wir  die  Möglichkeit  schwankender  Stellung  des  festen 
Mittelgliedes  zugeben  müssen,  dass  dasselbe  vereinzelt  zwischen  solche 
Rechte  treten  kann,  welche  nach  der  regelmässigen  Mittelstellung  verschie- 
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denen  Entwicklungsreihen  angehören  würden.    Denn  es  liegt  bei  dem 
Zusammenhange 

/|\ 
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d  e  f  g  d\t  Möglichkeit  vor,  dass  die  Bestim- 
mung in  a  aus  x  auch  noch  in  -f  überging,  sich  erst  bei  der  weitern  Ver- 
zweigimg nach  verschiedenen  Richtungen  hin  änderte. 

Aber  auch  in  solchem  Falle  könnte  sich  chdeafg  statt  cbadefg  nur  in 
Folge  eines  so  unwahrscheinlichen  Zusammentreffens  von  Umständen 
bilden,  das  das  thatsächlich  die  Forschung  kaum  beirren  wird.  Schon  bei 
einer  Gruppe,  bei  fester  Aussenstellung  von  a^  wird  sich  das  Verhältniss, 
dass  Sätze  in  v  und  w  aus  einem  ;[^  abgeleitet  sind,  nach  dem  S  78  Be- 
merkten nur  ganz  vereinzelt  ergeben  und  dann  unschwer  erkennbar  sein. 
Trifft  es  zu,  so  würde  a  dann  allerdings  für  die  ganze  norwegische  Gruppe 
^  eine  Mittelstellung  einnehmen.  Die  S78  angeführte  Reihe  lässtsich  nach 
beiden  Seiten  noch  weiterführen :  e  göthisch :  Erben  aller  Grosseltern  nach 
Geschwisterkindern;  d  isländisch:  nach  Geschwistern;  a  göthisch:  vor 
Geschwistern ;  /  Gulathingsrecht :  nur  Vatersvater  vor  Geschwistern ;  g  Fro- 
stuthingsrecht :  Vatersvater  nach  Geschwistern.  Ergibt  sich  damit  aber  edafg, 
so  ist  es  nicht  wohl  denkbar,  dass  auch  b  und  c  in  dieselbe  Reihe  ohne 
Stömng  eingreifen  können,  da  der  Satz  a  dreimal  unabhängig  von  einander 
in  y,  V  und  w  geändert  ist,  was  den  Zusammenhang  stören  musste.  Ergäbe 
sich  bei  jenem  Satze  für  die  dänische  Gruppe :  b  einige  friesische  Rechte : 
Grosseltern  vor  Geschwistern,  c  übrige  Rechte :  Grosseltern  nach  Geschwi- 
stern, so  würde  sich  zur  Noth  der  Zusammenhang  e(dc)(ha)fg  herstellen 
lassen,  sich  damit  aber  auch  die  Unvereinbarkeit  mit  allen  sonstigen  Ver- 
mitdungsreihen  so  deutlich  herausstellen,  dass  sich  unmittelbar  ergeben 
würde,  der  einheitliche  Verlauf  der  Reihe  müsse  hier  durch  irgendwelchen 
Ausnahmsfall  gestört  sein ;  dessen  Vorkommen  neben  der  Regel  sich  dann 
allerdings  durch  die  Möglichkeit,  dass  derselbe  Satz  a  sich  einmal  von  x 
und  nochmals  von  ;f  aus  verzweigte,  erklären  Hesse. 

96.  Nimmt  ein  Recht  a  eine  feste  Mittelstellung  ein,  scheidet  es  da- 
durch alle  übrigen  Rechte  in  zwei  Gruppen,  so  lässt  sich  der  Zusammen- 
hang dieser  mit  voller  Sicherheit  ordnen,  da  a  für  jede  der  Gruppen  dann 
das  feste  Aussenglied  bildet.  Dagegen  erübrigt  dann  nach  dem  $  93  ge- 
gebenen Zusammenhange  noch  eine  unentschiedene  Stellung  des 
Mittelgliedes  selbst,  da  wir  nach  der  oft  erwähnten  Regel  der  Zwei- 
theilung, vgl.  S  20,  nicht  anzunehmen  haben,  dass  a  unabhängig  sowohl 
von  yy  wie  von  jf  aus  x  abgeleitet  sei.  Es  ist  vorauszusetzen,  dass  a  selbst 
entweder  durch  y  oder  durch .{  mit  x  zusammenhing,  also  der  thatsächliche 
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war. 


Prüften  wir  §  48  denselben  Fall  nach  Massgabe  der  Uebereinstim- 
mungsverhältnisse,  so  ergab  sich,  dass  diese  wenigstens  dann,  wenn  der 
Uebergang  von  xz\x  y  oder  ;[  ein  stark  ändernder  war,  auch  die  Zugehörig- 
keit von  a  zur  einen  oder  andern  Gruppe  nicht  zweifelhaft  lassen  werden. 
Hier  bietet  sich  kein  entsprechender  Haltpunkt.  Wo  a  mit  y  übereinstimmte, 
wird  es  zwischen  den  Gruppen  bc  und  de  vermitteln;  wo  es  sich  stärker 
von  y  entfernt  hatte,  wird  es  überhaupt  nicht  in  die  Vermittlung  eingreifen. 
Aber  das  eine,  wie  das  andere  wird  gerade  so  zutreffen,  wenn  wir  anneh- 
men, a  sei  aus  .{  abgeleitet.  Erscheint  a  überall,  wo  es  in  die  Vermittlung 
eingreift,  als  das  die  Gruppen  bc  und  de  auseinanderhaltende  Mittelglied, 
so  wird  sich  daraus  lediglich  ergeben,  dass  es  sich  schon  bei  einer  der  bei- 
den ersten  Verzweigungen  vom  gemeinsamen  Urrechte  ab  von  den  andern 
Rechten  beider  Gruppen  getrennt  haben  muss. 

Dagegen  geben  nun  in  solchem  Falle  die  quantitativen  Verhältnisse 
ähnlich,  wie  S  48,  einen  wichtigen  Halt  für  die  Beurtheilung  der  Ursprüng- 
lichkeit. Sind  der  Fälle  nur  wenige,  in  welchen  a  zwischen  bc  und  de  ver- 
mittelt, schliessen  diese  sich  überwiegend  in  den  Reihen  unmittelbar  an 
einander  an,  so  ergibt  das,  dass  a  sich  sehr  weit  von  y  oder  {;  und  damit 
von  X  entfernt  haben  muss,  dass  es  zwar  ein  früh  abgezweigtes,  aber  keines- 
wegs ursprünglicheres  Recht  ist,  als  die  übrigen.  V^ürde  aber  a  regelmässig 
die  Mittelstellung  in  aUen  sich  durch  die  ganze  Gruppe  hinziehenden  Rei- 
hen einnehmen,  so  würde  sich  das  nur  daraus  erklären,  dass  der  Ueber- 
gang von  y  oder  ^  zu  a  ein  sehr  wenig  ändernder  war,  dass  a  in  allen  einen 
Halt  bietenden  Einzelsätzen  mit  einem  der  Urrechte  beider  Gruppen  über- 
einstimmte. Mit  welchem  von  beiden,  lassen  allerdings  die  Vermittlungs- 
verhältnisse nicht  entscheiden.  Jedenfalls  wird  aber  das  Verhälmiss  die 
Vermuthung  grösserer  Ursprünglichkeit  für  a  nahe  legen.  Kommt  dann 
aber  hinzu,  dass  auch  die  Uebereinstimmungsverhältnisse,  vgl.  S  48^  keine 
Annäherung  an  die  eine  oder  andere  Theilgruppe  ergeben,  so  ist  auch  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  es  überhaupt  das  ursprünglichste  Recht  der  Gesammt- 
gruppe  ist  und  seine  Mittelstellung  darauf  zurückzuführen  sein  wird,  dass 
es  durchweg  in  seinen  vermittelnden  Sätzen  nicht  blos  mit  y  oder .{,  sondern 
auch  mit  x  gestimmt  haben  wird.  Wird  sich  ergeben,  dass  das  gothische 
Recht  durchweg  eine  Mittelstellung  zu  den  ostgermanischen  Gruppen  ein- 
nimmt, so  wird  das  den  S  65  ff.  auf  Grundlage  der  Uebereinstimmungs- 
verhälmisse  gezogenen  Schluss,  dass  es  als  das  ursprünglichste  aller  ost- 
germanischen Rechte  zu  betrachten  ist,  nur  bestätigen  können. 
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96.  Es  kann  sich  nun  aber  schliesslich  bei  einer  grössern  Zahl  von 
Rechten  auch  noch  der  Fall  festerMittelstellung  zweier  Glieder 
ergeben.  Finden  wir  neben  abcdef  auch  bacdfe  und  andere  sich  aus  dem 
Wechsel  der  Aussenglieder  ergebende  Combinationen,  während  c  und  d 
immer  dieselbe  Stellung  zu  einander  und  zwar  in  der  Mitte  der  übrigen 
Rechte  einnehmen,  so  weist  das  bestimmt  daraufhin,  dass  alle  Vermittlungs- 
reihen in  zwei  Entwicklungsreihen  zu  zerlegen  sind,  in  zwei  Gruppen,  bei 
welchen  dann  aber  nicht,  wie  wir  bisher  annahmen,  das  eine  feste  Mittel- 
glied in  beiden  die  feste  Aussenstellung  einnimmt,  sondern  diese  in  der 
einen  Gruppe  immer  auf  c,  in  der  zweiten  immer  auf  d  treffen  wird.  Ein 
solches  Verhältniss  wird  sich  bilden,  wenn  zwei  Gruppen  sich  unabhängig 
von  einander  vom  Urrechte  aus  verzweigt  haben,  in  jeder  Gruppe  aber 
eines  der  Rechte  sich  als  das  entschieden  ursprunglichste  der  Gruppe 
erweist. 

Nach  den  Uebereinstimmungsverhältnissen  glaubten  wir  das  S  66  in 
der  ostgermanischen  für  das  gothische,  in  der  westgermanischen  fUr  das 
fränkische  Recht  annehmen  zu  müssen.  Soll  sich  das  durch  die  Ver- 
mitdungsverhältnisse  bestätigen,  so  mUssten  sich  nur  Reihen,  wie  abGFcd 
finden  oder  ähnliche,  bei  welchen  G  und  F  in  ihrer  Stellung  bleiben,  nur 
die  übrigen  ostgermanischen  Rechte  ab  und  andererseits  die  übrigen  west- 
germanischen cd  mit  einander  wechseln.  Dass  ich  auf  der  ostgermanischen 
Seite  das  Zutreffen  dieses  Verhältnisses  annehme,  habe  ich  schon  S  93  be- 
tont. Dass  es  sich  auf  der  westgermanischen  ebenso  erproben  würde,  habe 
ich  gerade  keinen  Grund  zu  bezweifeln,  möchte  mich  da  aber  doch  nicht 
so  bestimmt  aussprechen,  da  ich  neben  dem  fränkischen  die  übrigen  Rechte 
der  Gruppe  nur  wenig  beachtete  und  in  ihr  durchkreuzende  Verhältnisse 
ungleich  mehr  Schwierigkeiten  zu  bieten  scheinen,  als  in  der  ostgerma- 
nischen. 

Dass  aber  jedenfalls  in  vielen  Fällen  gerade  das  fränkische  Recht  die 
ursprünglichsten  Sätze  seiner  Gruppe  erhalten  haben  muss,  ergibt  sich  bei 
Richtigkeit  unserer  Annahme  bezüglich  der  andern  Gruppe  schon  daraus, 
dass  es  in  den  sich  durch  beide  Gruppen  ziehenden  Reihen  sich  nicht  selten 
unmittelbar  an  das  gothische  Recht  anschliesst.  So  verminelt  etwa  G  zwi- 
schen den  ostgermanischen  Rechten  ab  einerseits  und  den  westgermanischen 
Fcd  andererseits,  wenn  nach  G  die  Tochter  mit  dem  Sohne  den  ganzen 
Nachlass  theilt,  nach  /^durch  denselben  nur  von  bestimmten  Liegenschaften, 
nach  andern  deutschen  Rechten  von  allen  Liegenschaften  ausgeschlossen 
ist,  dann  weiter  dieser  Ausschluss  auch  neben  dem  Sohnessohne,  endlich 
neben  aUen  erbberechtigten  Schwertmagen  eintritt.  Gehen  beide  Gruppen 
bei  der  Zurücksetzung  der  Tochter  von  ganz  verschiedenem  Gesichtspunkte 
aus,  erfolgt  dieselbe  in  den  ostgermanischen  Rechten,  vgl.  §72,  nicht  durch 
Zerlegung  des  Nachlasses  in  seine  Bestandtheile,  sondern  durch  Beschrän- 
kung auf  einen  Theilbetrag  des  ganzen  Nachlasses  oder  durch  Ausschluss 
vom  Ganzen  durch  gewisse  männliche  Erben,  so  vermittelt  G  zwischen  bei- 
den Gruppen  und  zwar  so,  dass  F  ihm  in  der  andern  am  nächsten  tritt,  in 
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96]  dieser  die  ursprünglichste  Bestimmung  erhalten  haben  muss.  Und  leicht 
würden  sich  weitere  Fälle  nachweisen  lassen,  bei  welchen  G  zwischen  F 
einerseits,  den  ostgermanischen  Rechten  andererseits  vermittelt.  So  wenn, 
um  uns  an  bereits  berücksichtigte  Falle  zu  halten,  F  nur  die  Mutter  erben 
lässt,  G  dieselbe  dem  Vater  gleichstellt,  andre  ostgermanische  Rechte,  vgl. 
S  8 1 ,  sie  fonschreitend  hinter  den  Vater  zurücksetzen.  Oder  wenn  F  die 
Grosseltern  vor  Geschwistern  erben  lässt,  aber  nur  bei  Fahrniss  und  Er- 
rungenschaft, G  sie  schlechtweg  den  Geschwistern  vorstellt,  andre  ost- 
germanische Rechte,  vgl.  $  94,  sie  gleichfalls  in  das  gesammte  Vermögen 
folgen  lassen,  sie  aber  mehr  und  mehr  gegen  Geschwister  zurückstellen. 
Es  würde  sich  damit  die  Regel  ergeben,  dass  überall,  wo  zwei  Rechte 
eine  feste  Mittelstellung  einnehmen,  ihre  Bestimmungen  die  ursprünglich- 
sten der  bezüglichen  Gruppen  sein  müssen. 

97.  Diese,  wie  andere  der  bisher  aufgestellten  Regeln,  werden  sich 
dann  durchweg  noch  weiter  begründen  lassen  durch  den  Nachweis  der 
Unzulässigkeit  der  Annahme  umgekehrter  Richtung  der 
Entwicklung  in  bezüglichen  Einzelfällen.  Einen  solchen  gerade  hier 
im  Anschlüsse  an  den  zuletzt  besprochenen  Fall  beispielsweise  zu  ver- 
suchen, wird  dadurch  nahe  gelegt,  dass  jenes  Ergebniss,  wonach  die  die 
Tochter  dem  Sohne  ganz  oder  nahezu  gleichstellenden  Bestimmungen  des 
gothischen  und  fränkischen  Rechts  die  ursprünglichsten  sein  sollen,  durch- 
aus gegen  die  herrschende  Ansicht  verstösst,  wonach  im  urgermanischen 
Recht  den  Töchtern,  wie  andern  Weibern,  überhaupt  kein  Erbrecht  zu- 
gestanden habe.  Es  empfiehlt  sich  das  auch  desshalb,  weil  es  uns  auf  eine 
Sachlage  führt,  der  wir  noch  sehr  häufig  wieder  begegnen  werden;  der 
nämlich,  dass  das  fränkische  und  gothische  Recht  einerseits,  das  longo- 
bardische  andererseits  am  stärksten  von  einander  abweichen,  Aussenglieder 
von  Entwicklungsreihen  sind,  und  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  dann 
L^FG,  oder  aber  FC^L  anzunehmen  ist,  sich  durchweg  als  mass- 
gebend für  die  Richtung  der  Gesammtentwicklung  der  germanischen  Rechte 
darstellt. 

Wäre  die  Ansicht,  dass  Weiber  ursprünglich  überhaupt  kein  Erbrecht 
hatten,  richtig,  so  müsste  die  vorhin  angenommene  Vermittlungsreihe  sich 
natürlich  vollständig  umgestalten.  Die  Mittelstellung,  welche  zugleich  die 
Ausgangspunkte  beider  Entwicklungsreihen  bezeichnen  würde,  könnten 
dann,  da  jener  völlige  Ausschluss  vom  Erbrecht  in  keinem  germanischen 
Rechte  sich  erhalten  hat^  nur  die  Rechte  einnehmen,  welche  in  jeder  Gruppe 
die  Töchter  am  weitesten  zurücksetzen ;  also  in  der  ostgermanischen  das 
longobardische,  wonach  sie  neben  den  entferntesten  erbberechtigten 
Schwertmagen  nur  den  halben  Nachlass,  in  der  westgermanischen  das 
thüringische,  wonach  sie  neben  denselben  nur  die  Fahrniss  nehmen. 
Dagegen  müssten  dann  das  gothische  und  fränkische  Recht  an  das  Ende 
beider  Entwicklungsreihen  gestellt  werden;  es  würde  sich  die  Gesammt- 
reihe  GiaLTdcF  ergeben  müssen,  welche  andernfalls  mit  LabGFcdTytr- 
laufen  würde. 
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Nun  lasst  sich  nicht  wohl  bestreiten,  dass  in  diesem  bestimmten  Falle 
L  und  T  sich  insbesondere  wegen  des  Ausschlusses  gerade  nur  durch 
Schwertmagen  nahe  genug  treten,  um  die  Annahme  zuzulassen,  sie  seien 
die  dem  germanischen  Urrechte  nfichststehenden  Glieder  ihrer  Gruppe ; 
während  andererseits  die  Richtung  auf  fortschreitende  Besserstellung  der 
Tochtet  sich  recht  wohl  unabhängig  von  einander  geltend  machen  und 
damit  schliesslich  zu  den  inhaltlich  nächststehenden  Bestimmungen  in  G 
und  F  fuhren  konnte. 

Aber  die  Einzelreihe  kann  da  nie  entscheidend  sein.  Was  in  dieser 
Beziehung  S  73  ff.  für  einheitliche  Entwicklungsreihen  ausgefühn  wurde, 
gilt  natürlich  ebenso,  wo  es  sich  um  zwei  Entwicklungsreihen  von 
der  Mittelstellung  aus  handelt.  Lässt  die  einzelne  Reihe  eben  so  wohl 
G  <Z  7^ /v,  wie  Z<CGi*'>  r  zu,  so  wird  die  Entscheidung  davon  ab- 
hängig zu  machen  sein,  ob  andere  in  denselben  Reihen  verlaufende  Reihen 
mit  dem  einen  oder  andern  Zusammenhange  vereinbar  sind. 

Während  wir  nun  schon  leicht  zu  vermehrende  Belege  anführten, 
wonach  G  und  F  sich  auch  in  andern  Vermitdungsreihen  zunächst  stehen, 
dürfte  es  schwer  sein,  das  noch  in  sonstigen  Reihen  für  L  und  T  nach- 
zuweisen. Es  deutet  schon  das  darauf  hin,  dass  das  in  jenem  EinzelfaUe 
sich  nur  in  Folge  besonderer  Ausnahmsverhältnisse  so  gestaltet  haben  dürfte ; 
wie  ich  denn  auch  später  zu  begründen  suchen  werde,  dass  die  nähere 
Uebereinstimmung  zwischen  L  und  7"  sich  in  jenem  Falle  nur  daraus  er- 
geben haben  wird,  dass  das  thüringische  Recht,  sich  im  allgemeinen  den 
westgermanischen  anschliessend,  doch  ein  Mischrecht  mit  starken  ostger- 
manischen Bestandtheilen  sein  muss.  Gerade  auch  in  andern  Fällen,  wo 
das  longobardische  Recht  in  einer  Bestimmung  weiter  geht,  wie  irgend  ein 
anderes  germanisches,  wo  sich  also  auch  daran  denken  liesse,  es  könnte 
allein  die  Bestimmung  des  germanischen  Urrechts  erhalten  haben,  ergibt 
das  thüringische  keinerlei  Annäherung.  So  etwa,  wenn  nach  jenem  das 
Gut  der  vorverstorbenen  Ehefrau  sogar  mit  Ausschluss  der  Kinder  an  den 
Ehemann  und  also  durch  diesen  an  die  Sippe  des  Mannes  kommt,  während 
nach  diesem,  wie  in  den  andern  Rechten,  die  Mutter  von  ihren  Kindern 
oder  von  ihrer  Sippe  beerbt  wird. 

Wir  können  nun  aber  für  unsere  Zwecke  von  dem  in  jener  Reihe 
hervortretenden  nähern  Anschluss  von  L  gerade  an  T  ganz  absehen,  es 
dahingestellt  sein  lassen,  welches  Recht  auf  westgermanischer  Seite  als  das 
ursprünglichste  zu  betrachten  sei,  und  uns  einfach  daran  halten,  dass  wir 
eine  Einzelreihe  fanden,  welche  an  und  für  sich  nicht  ausschliessen  würde, 
dass  L  da  von  allen  ostgermanischen  Rechten  das  dem  germanischen  Ur- 
rechte und  damit  auch  der  westgermanischen  Gruppe  nächststehende  Recht 
sei,  aus  dem  dann  die  entsprechenden  Bestimmungen  aller  andern  ostger- 
manbchen  Rechte  abgeleitet  sein  müssten ;  und  zwar  so,  dass  G  dann  am 
Endpunkte  der  Entwicklung  stehen  würde.  Und  in  dieser  Beschränkung 
würde  der  Fall  nicht  vereinzelt  stehen;  wir  wiesen  schon  §75  darauf  hin, 
dass  sich  mehrfach  Reihen  ergeben,  bei  welchen  L  und  G  die  am  meisten 
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97]  von  einander  abweichenden  Bestimmungen  zeigen,  während  dann 
andere  ostgermanische  Rechte,  insbesondere  die  der  norwegischen  Gruppe 
zwischen  ihnen  vermitteln;  in  allen  solchen  Fällen  könnte  nur  L  oder  G 
das  dem  germanischen  Urrechte  nächststehende  Recht  sein.  Wollten  wir 
das  nun  fUrZ  annehmen,  so  würde  das  auf  den  Zusammenhang      x 

A 

W  y 

A 

L    l 

A 
O    G 

fuhren.  Ist  dieser  aber  durch  jene  eine  Reihe  nicht  ausgeschlossen,  so  er- 
weist er  sich  zweifellos  als  unzulässig,  sobald  wir  die  Gesammtheit  der  in 
denselben  Rechten  verlaufenden  Reihen  ins  Auge  fassen. 

Nach  jenem  Zusammenhange  wäre  zunächst  zu  erwarten,  dass  L 
häutiger  zwischen  westgermanischen  Rechten  H^und  den  übrigen  ostger- 
manischen O  und  G  vermittelte.  Das  aber  trifft,  so  weit  ich  sehe,  wenig 
stens  auf  dem  Gebiete  der  Erbenfolge  nirgends  zu ;  andere  ostgermanische 
Rechte,  insbesondere  G,  zeigen  da  durchweg  ungleich  grössere  Annäherung 
an  die  westgermanische  Gruppe.  Schon  dieser  Umstand,  dass  L  da  fast 
nie  in  eine  Mittelstellung  zwischen  beiden  Hauptgruppen  gebracht  werden 
könnte,  muss  jenen  Zusammenhang  ganz  unwahrscheinlich  machen.  Aber 
unbedingt  ausschliessen  würde  es  denselben  nicht.  Auch  wenn  L  das  am 
frühesten  abgezweigte  Recht  der  ostgermanischen  Gruppe  war,  muss  es 
desshalb  nicht  das  ursprünglichste  sein.  Der  Uebergang  von  yzwL  konnte 
ein  so  stark  ändernder  sein,  dass  sich  dadurch  die  zu  vermuthende  grössere 
Annäherung  von  Z  an  VF  im  allgemeinen  verwischt  hätte,  was  dann  nicht 
ausschliessen  würde,  dass  in  Einzelfällen  Z  den  Satz  ungeändert  aus  y  er- 
halten hätte  und  damit  zwischen  W  und  O  vermittelte. 

Entschieden  unzulässig  wird  jener  Zusammenhang  aber  durch  einen 
andern  Umstand.  Bei  demselben  wird  Z  entweder  überhaupt  nicht  in  die 
Vermittlung  eingreifen,  weil  es  selbstständig  von^  abwich.  Oder  aber, 
wo  es  in  die  Vermittlung  eingreift,  muss  sein  Satz  sich  ebenso  in^  gefunden 
haben,  und  der  Zusammenhang  kann  dann  immer  nur  WLOG  oder  WLGO 
gewesen  sein;  Z  muss  dann  immer  gegenüber  O  und  G  die  feste  Aussen- 
stellung  einhalten.  Nehmen  wir  auch  nur  in  einem  einzigen  FaUe  an,  die 
in  die  Vermitdung  eingreifende  Bestimmung  von  Z  sei  die  dem  germani- 
schen Urrechte  x  nächststehende,  der  Satz  habe  sich  in  der  Richtung 
L^O^G  entwickelt,  so  muss  das  in  allen  andern  Fällen  ebenso  sein. 
Es  kann  sich  daneben  nicht  auch  etwa  O'^L'^G  finden,  da  das  auf  die 
schon  oft  als  unzulässig  erwähnte  Annahme  führen  würde,  es  könne  das 
einemal  der  Sau  inO  auf  Z^  das  anderemal  umgekehrt  der  Satz  in  Z  aufO 
beruhen.  Nimmt  nun  aber  wirklich,  wie  schon  S  75  und  S  86  bemerkt, 
Z  eine  solche  wechselnde  Stellung  ein,  während  das  bei  G  nicht  der  Fall 
ist,  so  erübrigt  auch  nichts,  als  in  allen  Fällen,  wo  Z  und  G  die  beiden 
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Ausseoglieder  sind,  den  Satz  in  G  als  dem  ursprünglichsten,  den  in  Z  als 
den  am  wenigsten  ursprünglichen  zu  betrachten.  Woraus  sich  dann  wieder 
ergibt,  dass  auch  F  in  allen  Fällen,  wo  ihm  G  am  nächsten  steht,  als  ur- 
sprünglichstes Glied  der  westgermanischen  Gruppe  zu  betrachten  ist. 

98,  Nimmt  nur  ein  Recht  für  eine  ganze  Gruppe  die  feste  Mittel- 
stellung ein,  so  muss  es  in  allen  Sätzen,  bei  welchen  das  zutrifft,  mit  dem 
Urrechte  der  Gruppe  übereinstimmen.  Dagegen  ergibt  sich  nun  Nicht- 
ausreichen der  Vermittlungsverhältnisse  zur  Bestimmung 
der  grössern  Ursprünglichkeit  des  einen  von  zwei  festen 
Mittelgliedern. 

Halten  wir  uns  an  den  besprochenen  Fall,  nehmen  wir  an,  das  gothi- 
sche  und  frankische  Recht  würden  in  einer  Reihe  von  Fällen  die  Mittel- 
stellung für  alle  germanischen  Rechte  einnehmen,  also  im  allgemeinen  die 
dem  germanischen  Urrechte  x  am  nächsten  stehenden  Rechte  sein,  so  ergibt 
sich  noch  die  weitere  Frage,  ob  sich  nun  auch  Mittel  bieten,  auf  Grundlage 
der  Vermittlungsverhältnisse  zu  entscheiden,  welches  von  beiden  Mittel- 
rechten im  Einzelfalle  mit  dem  Urrechte  gestimmt  haben  muss.  Einen 
Anhalt  könnte  da  wieder  nur  die  Voraussetzung  geben,  dass  alle  Rechte 
einer  Gruppe  nie  unmittelbar  aus  einem  der  uns  bekannten  andern  Rechte 
derselben,  sondern  nur  durch  Vermitdung  unbekannter  Glieder  aus  dem 
Urrechte  der  Gruppe  abgeleitet  sein  können.  Damit  würde  der  thatsäch- 
liche  Zusammenhang  x 


y        < 
A        A 
O     G  F     W  anzunehmen  sein;  y  und  ^  würden 

die  aus  dem  germanischen  Urrechte  x  abgeleiteten  Urrechte  der  ostger- 
manischen und  westgermanischen  Gruppe,  O  und  W^die  übrigen  Rechte 
derselben  sein. 

Nun  ist  zunächst  anzunehmen,  dass  in  allen  Fällen,  wo  G  und  F 
wirklich  die  Mittelstellung  einnehmen,  wo  sich  OG/^  H^ergibt,  auch  G  m\Xy, 
und  F  mit  -f  gestimmt  haben  wird.  Dann  aber  fehlt  jede  Grundlage,  um 
nach  äussern  Haltpunkten  zu  bestimmen,  ob  G  oder  jFmit  x  übereinstimmte, 
da  ebensowohl^,  als  ;f  mit  ä?  stimmen  oder  von  ihm  abweichen  konnte; 
wir  wären  dann,  wie  in  allen  solchen  Fällen,  vgl.  §55,  lediglich  auf  innere 
Gründe  hingewiesen.  Aber  nicht  anders,  wenn  sich  auch  zuweilen  die 
Reihen  GOF  oder  G  WF  ergeben  würden,  bei  welchen  nicht  G,  sondern 
O  mit^,  oder  nichtig  sondern  H^  mit  ^  gestimmt  haben  würde.  Denn 
auch  da  würde  sich  nichts  für  x  ergeben,  da  wieder  unentschieden  bliebe, 
ob  dieses  mit  y  oder  :{  stimmte. 

Würde  Oy  wenn  auch  nur  ein  sonst  wenig  ursprüngliches  Recht, 
nicht  blos  zwischen  G  und  F  vermitteln,  sondern  mit  F  übereinstimmen, 
so  würde  das  allerdings  Zurückgehen  des  Satzes  auf  ;r  erweisen,  vgl.  S  56. 
Dann  aber  würde  es  sich  überhaupt  nicht  mehr  um  Vermitdungsverhältnisse 
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98]  handeln.  Diese  können  uns  von  nächstverwandten  Gruppen  auf- 
steigend schliesslich  immer  nur  auf  die  beiden  unbekannten  Glieder  führen, 
welche  sich  unmittelbar  von  dem  Urrechte  für  die  Gesammtheit  der  ver- 
glichenen Rechte  abzweigten;  nicht  aber  weiter,  da  bei  nur  zwei  Gliedern 
von  einer  Vermittlung  überhaupt  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann.  Nur  bei 
Ausdehnung  solcher  Untersuchungen  über  den  germanischen  Kreis  hinaus 
auf  andere  arische  Rechtsgruppen  würden  auch  die  Vermittlungsreihea 
Haltpunkte  für  die  Entscheidung  geben  können,  ob  von  den  beiden,  für 
das  ostgermanische  und  westgermanische  Recht  als  die  ursprünglichsten  zu 
erweisenden  Sätzen  der  eine  oder  der  andere  mit  dem  germanischen  Ur- 
rechie  übereinstimmte. 

Anders  würde  das  sein,  wenn  sich  die  durch  beide  Gruppen  hin- 
ziehenden Reihen  abGFcd  so  in  Entwicklungsreihen  zerlegen  lassen  würden, 
dass  etwa  F  immer  die  Aussensteilung  einnähme,  ob  wir  nun  von  seinen 
Sätzen  ausgehend  Reihen  nur  in  der  westgermanischen,  oder  aber  in  der 
ostgermanischen  Gruppe  verfolgen.  Würden  sich  dann  immer  nur  die 
Reihen  Fcd  und  FGab  unter  Wechsel  der  spätem  Glieder  finden,  so  hätten 
wir  F  als  festes  Mittelglied  für  alle  germanischen  Rechte  und  damit  als  ein 
dem  germanischen  Urrechte  so  nahestehendes  Recht  zu  betrachten,  dass 
auch  die  ostgermanische  Gruppe  erst  aus  einem  dem  fränkischen  sehr  nahe- 
stehenden, also  westgermanischen  Rechte  abgeleitet  sein  müsste.  Bestätigt 
sich  das  aber  nicht,  ergeben  schon  die  früher  angeführten  Fälle,  dass  wir 
daneben  ebensowohl  die  Reihen  Gab  und  GFcd  bilden  können,  in  welchen 
G  die  Aussenstellung  einnimmt,  so  ergibt  sich,  dass  wir  F  und  G  wohl 
als  die  ursprünglichsten  Glieder  ihrer  Gruppen,  und  damit  zugleich  beide 
als  die  ursprünglichsten  aller  germanischen  Rechte,  aber  keins  von  beiden 
als  das  ursprünglichste  germanische  Recht  schlechtweg  bezeichnen  können. 

Das  ist  ja  auch  insofern  von  vornherein  zu  erwarten,  als  es  der  regel- 
mässigen Zweitheilung  der  Urrechte  zunächst  entspricht.  Gelingt  es  das, 
was  wir  vorläufig  annahmen,  genügend  zu  begründen,  so  ergeben  die  Ver- 
mittlungsverhältnisse ebenso,  wie  früher  die  Uebereinstimmungsverhältnisse, 
vgl.  S  46,  unmittelbare  Ableitung  der  ostgermanischen  und 
der  westgermanischen  Gruppe  aus  dem  germanischen  Ur- 
rechte. Dasselbe  Verhältniss  hätte  sich  dann  in  jeder  Gruppe  wieder- 
holen können ;  bei  ganz  regelmässigem  Vorschreiten  der  Entwicklung  wür- 
den wir  auch  da  nicht  ein  Recht,  sondern  zwei  Rechte  in  fester  Mittel- 
stellung finden,  etwa  das  gothische  und  dänische,  oder  das  gothische  und 
norwegische.  Trifft  das  nicht  zu,  werden  wir  da  überwiegend  nur  das 
eine  gothische  Recht  in  der  Mittelstellung  finden,  so  erklärt  sich  das  daraus, 
dass  eben  die  Weiterentwicklung  nicht  immer  eine  regelmässige  war  und 
damit  dieses  eine  Recht  sich  ungleich  weniger  vom  Urrechte  entfernen 
konnte,  wie  sich  das  nach  dem  §  95  Bemerkten  aus  der  regelmässigen  Mit- 
telstellung desselben  ergeben  muss. 

99.  Suchen  wir  uns  nochmals  das  Hauptergebniss  der  Er- 
örterungen über  die  Vermittlungsverhältnisse  zu  vergegen- 
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wSrtigea,  so  können  wir  dafür  von  dem  Über  die  Mittelstellung  Gesagten 
ganz  absehen.  Denn  es  ergab  sich,  dass  diese  immer  auf  zwei  Entwick- 
lungsreihen führt,  von  denen  dann  jede  nach  den  für  die  Aussenstellung 
gegebenen  Regeln  zu  beurtheilen  ist.  Die  gesammte  an  die  Vermittlungs- 
verhälmisse  anknüpfende  Beweisführung  beruht  damit  auf  der  Haupt- 
regel, dass  von  einer  Gruppe  verwandter  Rechte  die  Bestimmungen  des- 
jenigen die  ursprünglichsten  sind,  welches  in  den  Entwicklungsreihen 
immer  dieselbe  feste  Aussenstellung  einnimmt.  Wir  haben  dieselbe  unter 
Beachtung  auch  der  in  den  Zusammenhang  der  Rechte  eingreifenden  un- 
bekannten Glieder  eingehender  zu  begründen  gesucht,  wie  das  nöthig  war, 
wenn  die  Untersuchung  zugleich  den  genaueren  verwandtschafdichen  Zu- 
sammenhang der  ganzen  Gruppe  ergeben  sollte.  Sehen  wir  davon  ab, 
fassen  wir  nur  die  Behauptung  ins  Auge,  dass  die  Sätze  des  festen  Aussen- 
gliedes denen  aller  andern  Glieder  der  Gruppe  gegenüber  die  ursprüng- 
lichsten sein  müssen,  so  werden  wir  uns  das  Zutreffen  derselben  auch 
durch  eine  oberflächlichere  Beweisführung  vergegenwärtigen 
können. 

Steht  a  immer  am  Endpunkte  der  Reihen,  wie  sie  sich  unmittelbar 
oder  nach  Auflösung  der  Vermittlungsreihen  in  Entwicklungsreihen  er- 
geben, während  die  Stellung  der  andern  Rechte  eine  wechselnde  ist,  a  bei 
den  einzelnen  Sätzen  bald  mit  diesem,  bald  mit  jenem  Rechte  näher  über- 
einstimmt und  demnach  bald  durch  dieses,  bald  durch  jenes  Recht  mit  den 
übrigen  in  Verbindung  steht,  so  treffen  alle  Reihen  in  dem  Rechte  a  zu- 
sammen, müssen  irgendwie  durch  dasselbe  verbunden  sein.  Das  erklärt 
sich  einfach  durch  die  bisher  vertretene  Annahme,  dass  alle  Reihen  irgend- 
wie aus  a  abgeleitet  seien :       a 


h     c    d.   Will  man  diese  nicht  zugeben,  so 
würde  nur  die  Annahme       x 


b    c    d 

a  erübrigen;  das  Recht  a  mUsste  seine 
Bestimmungen  bald  aus  diesem,  bald  aus  jenem  Rechte  einer  ohnehin 
schon  näher  verwandten  Gruppe  abgeleitet  haben. 

Solche  Zusammensetzung  eines  Rechtes  aus  mehreren 
anderen  kann  allerdings  vorkommen.  So  insbesondere  da,  wo  G  e  s  e  t  z  - 
gebung  eingreift,  wo  der  Gesetzgeber  aus  einer  Reihe  ihm  bekannter 
Rechte  die  Bestimmungen  auswählt,  welche  ihm  die  angemessensten  schei- 
nen. Das  wird  unsern  Fall  überhaupt  nicht  treffen,  wenn  es  sich  dabei 
nicht  um  näherverwandte  Rechte  handelt,  wenn,  wie  etwa  in  dem  Recht 
der  Lex  Wisigothorum,  die  Bestimmungen  theils  einem  einzelnen  germa- 
nischen Volksrecht,  theils  dem  römischen  und  canonischen  Recht  entnom- 
men sind.    Doch  konnte  das  immerhin  auch  näherverwandte  germanische 
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99]  Rechte  treffen ;  so  etwa,  wenn  spätere  schwedische  oder  norwegische 
Könige  die  verschiedenen,  in  ihren  Reichen  bis  dahin  geltenden  Rechte  zu 
verschmelzen  suchten  und  damit  ein  Reichsrecht  schufen,  welches  für  alle 
bisherigen  zwar  verwandten,  aber  doch  verschiedenen  Einzelrechte  einen 
einheitlichen  Abschluss  der  Entwicklung  bildete.  Und  ftlllt  das  in  eine 
spätere,  für  unsere  Zwecke  im  allgemeinen  nicht  mehr  zu  beachtende  Zeit, 
so  wäre  es  immerhin  möglich,  dass  Aehnliches  schon  zur  Zeit  der  ersten 
schrifdichen  Fixirung  germanischer  Volksrechte  eingriff;  wir  werden  das 
bei  späteren  Untersuchungen  mehrfach  zu  beachten  haben.  Aber  weiter 
werden  wir  da  schwerlich  zurückgreifen  dürfen.  Für  vorgeschichtliche 
Zeiten  haben  wir  zweifellos  mindestens  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts 
von  jeder  künstlichen  Zusammensetzung  des  Rechts  abzusehen,  wie  gesetz- 
geberische Willkür  und  schriftliche  Aufzeichnung  sie  später  herbeiführen 
konnten.  Die  Zusammenhänge  aber,  welche  wir  hier  vorzugsweise  zu  ver- 
folgen haben,  wie  die  sswischen  dem  goihischen  und  den  scandinavischen 
Rechten,  können  sich  nur  in  einer  weit  zurückliegenden  vorgeschichtlichen 
Zeit  gestaltet  haben. 

100.  Allerdings  konnte  sich  nun  auch  bei  volksmässiger,  durch  Ein- 
greifen solcher  Umstände  nicht  beirner  Weiterentwicklung  der  Rechte, 
wie  wir  sie  für  vorgeschichdiche  Zeit  anzunehmen  haben,  ein  auf  mehrere 
andere  Rechte  zurückzuführendes  Mischrecht  daraus  ergeben,  dass 
Theile  von  Stämmen  verschiedenen  Rechts  zu  einer  neuen  Stammeseinheit 
zusammentraten  und  das  neue  Recht  sich  auf  Grundlage  einer  Verschmel- 
zung der  früheren  Rechte  bildete.  Wir  werden  bei  Besprechung  der  mehr- 
fachen Verwandtschaft  darauf  zurückkommen  und  die  Gründe  angeben, 
wesshalb  das  insbesondere  für  den  Kreis  der  ostgermanischen  Rechte  nur 
ausnahmsweise  und  kaum  anders,  als  durch  Verschmelzung  nur  zwei  ver- 
schiedener Rechte  vorgekommen  sein  dürfte.  Jedenfalls  wird  das  für  den 
Zusammenhang,  den  wir  vorzugsweise  im  Auge  haben,  ausser  Rechnung 
bleiben  müssen.  Es  wird  nicht  leicht  Jemand  auf  den  Gedanken  kommen, 
das  Zusammentreffen  fast  aller  ostgermanischen  Vermittlungsreihen  im 
gothischen  Recht,  wie  ich  es  auf  Grund  der  spätem  Einzeluntersuchungen 
annehme,  könne  sich  daraus  ergeben  haben,  dass  Theile  der  verschieden- 
sten ostgermanischen  Stämme  sich  zu  einem  neuen  gothischen  Stamme 
mit  einem  aus  den  Rechten  aller  zusammengesetzten  Mischrechte  vereinigt 
hätten. 

Wollte  man  solche  Annahme  aber  wirklich  in  Rechnung  bringen, 
so  würde  sie  sich  auch  unmittelbar  dadurch  als  unzulässig  erweisen,  dass 
jene  Rechte  ohnehin  schon. verwandt  sind,  also  auch  auf  ein  Urrecht  x 
zurückgehen  müssen,  während  doch  die  vorliegenden  Vermittlungsreihen 
mit  wechselnder  Stellung  der  übrigen  Rechte  wohl  Ableitung  aus  a  ge- 
statten, dagegen  Ableitung  in  umgekehrter  Richtung  aus  irgendwelchem 
einheitlichen  Urrechte  unmöglich  machen  würden.  Es  dürfte  genügen, 
da  auf  das  S  82  ff.  Bemerkte  zurückzuverweisen,  woraus  sich  ergibt, 
dass  für  den  allein  zulässigen  Wechsel  zweier  bestimmter  Glieder  jeder 
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Entwickluagsreihe  bei  fester  Folge  der  übrigen  durchaus  die  Richtung  der 
Entwicklung  massgebend  Ist,  dass  demnach  die  vorliegenden  Reihen,  welche 
in  a  zusammenlaufen,  nicht  auch  in  umgekehrter  Richtung  in  einem  von 
diesem  abweichenden  x  zusammenlaufen  können,  sondern  nur  in  einem 
in  allen  bezüglichen  Fällen  mit  a  übereinstimmenden  x.  Nun  bedarf  es 
doch  keiner  weitem  Bemerkung,  wie  durchaus  unzulässig  die  Annahme 
sein  würde,  es  hätten  sich  in  allen  bezüglichen  Fällen  eine  Anzahl  Rechte 
von  einem  mit  a  ganz  übereinstimmenden  Rechte  aus  verzweigt  und  spätere 
Völkermischungen  hätten  dann  Bestandtheile  dieser  Rechte  zufällig  wieder 
so  zusammengefügt,  dass  sich  damit  gerade  immer  die  Bestimmungen  des 
Urrechts  wiederherstellten.  Ist  die  Möglichkeit  eines  Wiederzusammen- 
laufens  ohnehin  verwandter  Rechte  schon  in  vorgeschichtlicher  Zeit  zwei- 
fellos gegeben,  so  würde  dieselbe  ebenso  zweifellos  zu  einem  durchaus 
anderen  Ergebnisse  geführt  haben. 

Die  der  unbeirrten  und  selbstständigen  volksmässigen  Weiterent- 
wicklung Uberlassenen  Stammrechte  werden  sich  im  allgemeinen  immer 
weiter  vom  Urrechte  und  von  einander  entfernen ;  so  weit  nur  einfache 
Verwandtschaft  in  Frage  kommt,  würde  es  ungereimt  sein  anzunehmen, 
dass  die  Entwicklungsreihen  schliesslich  zufällig  sämmtlich  in  einem  der 
Rechte  ihren  Einigungspunkt  gefunden  hätten.  Es  lässt  das  schlechtweg 
keine  andere  Erklärung  zu,  als  dass  dieses  Recht  den  gemeinsamen  Aus- 
gangspunkt für  alle  Reihen  bildete.  Und  konnten  beim  Falle  kreuzender 
Verwandtschaft  allerdings  die  Sätze  eines  Rechts  aus  denen  mehrerer  an- 
derer entnommen  sein,  so  müsste  sich  das  dadurch  verrathen,  dass  zwar 
die  Vergleichung  der  übrigen  Rechte  der  Gruppe  auf  mit  der  Annahme 
immer  weiteren  Auseinandergehens  von  einem  unbekannten  Urrechte  aus 
vereinbare  Reihen  ftlhren  würde,  die  Einfügung  der  Bestimmungen  des 
Mischrechts  aber  zu  Reihen,  welche  in  der  %  84  angegebenen  Weise  bei 
einfacher  Verwandtschaft  sich  nicht  bilden  konnten ;  die  dann  darauf  deuten, 
dass  hier  in  Folge  ausnahmsweiser  Verhälmisse  die  Reihen  vom  natür- 
lichen Laufe  abgelenkt  waren. 

101.  Bei  dieser  Folgerung,  dass  dasjenige  Recht  einer  Gruppe,  aus 
welchem  sich  alle  andern  Rechte  derselben  ableiten  lassen,  das  Urrecht 
oder  doch  das  dem  Urrechte  der  Gruppe  nächststehende  Recht  sein  muss, 
weil  die  Annahme  jedes  andern  Zusammenhangs  auf  Unzulässigkeiten 
führen  würde,  liegt  wieder  der  Vergleich  mit  der  Aufgabe  der 
Feststellung  des  Urtextes  eines  Schriftwerkes  überaus  nahe. 
Es  handelt  sich  bei  jener  Folgerung  um  kein  anderes  Vorgehen,  als  das, 
welches  uns  ganz  geläufig  ist,  wo  sich  die  Aufgabe  bietet,  die  Verwandt- 
schaftsverhältnisse verschiedener  Werke  oder  auch  verschiedener  Recen- 
sionen  oder  Handschriften  eines  und  desselben  Werkes  zu  bestimmen. 
Finden  wir  da  eine  Form,  welche  mit  den  übrigen  Formen  bald  hier,  bald 
da,  bald  mit  einzelnen,  bald  mit  mehreren  so  übereinstimmt,  dass  sie  ent- 
weder die  Urschrift  sein  oder  aber  aus  allen  mosaikartig  zusammengesetzt 
sein  muss,  so  werden  wir  über  die  Entscheidung  keinen  Augenblick  in 
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101]  Zweifel  sein.  Wenigstens  so  lange,  als  wir  da  nur  die  Entwicklung 
in  Anschlag  zu  bringen  haben,  wie  sie  die  durch  Nachlässigkeit  und  Will- 
kür der  Benutzer  und  Abschreiber  herbeigeführt  zu  werden  pflegt.  Erst 
da  haben  wir  den  zweiten  Fall  anzunehmen,  wo  die  wissenschafdiche  Be- 
arbeitung eingreift,  und  auf  Grundlage  aller  erhaltenen  Formen  den  Urtext 
künstlich  wiederherzustellen  sucht;  womit  sich  dann  ein  ganz  ähnliches 
Verhältniss  ergibt,  wie  es  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  eine  spätere,  aus  den 
Bestimmungen  verschiedener  Rechte  auswählende  Gesetzgebung  herbei- 
führen kann. 

3.  Ursprünglichkeit  nach  innem  Gründen. 

102,  Nach  demErgebnisse  der  bisherigen  Erörterungen 
unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  wenigstens  theoretisch  das  Verfolgen 
der  Uebereinstimmungsverhälmisse  und  Vermittlungsverhaltnisse  es  ge- 
stattet, mit  voller  Sicherheit  den  verwandtschafdichen  Zusammenhang  aller 
germanischen  Rechte,  die  Art  ihrer  Verzweigung  vom  germanischen  Ur- 
rechte aus  festzustellen;  die  Möglichkeit  thatsMchlicher  Durchführung  wird 
nur  durch  das  Vorhandensein  ausreichender  Haltpunkte  bedingt  sein. 

Dagegen  ist  auch  theoretisch  das  Nichtausreichen  der  äussern 
Haltpunkte  zur  völligen  Feststellung  der  Ursprünglich- 
keitsverhältnisse  zuzugeben.  Allerdings  gestatten  sie  es  wenigstens 
theoretisch,  uns  über  die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  jedes  Rechtssatzes 
und  damit  über  den  Gang  der  Entwicklung  wenigstens  von  den  beiden 
Rechten  aus,  in  welche  das  Urrecht  zunächst  zerfiel,  ein  sicheres  Unheil 
zunächst  an  der  Hand  der  Vermittlungsverhaltnisse  zu  bilden, 
welche,  wo  genügende  Haltpunkte  vorhanden  sind,  ergeben,  wie  jeder  Satz 
im  Urrechte  jeder  Gruppe  gestaltet  gewesen  sein  muss,  wie  er  sich  dem- 
nach innerhalb  der  Gruppe  weiterentwickelte.  Dagegen  werden  sie,  vgl. 
S98,  nicht  mehr  ausreichen,  sobald  wir  bis  zur  ersten  Verzweigung  zurück- 
gelangt sind  und  es  sich  nun  fragt,  welches  der  Urrechte  der  beiden  grossen 
Gruppen  hier  dem  germanischen  Urrechte  entsprochen  haben  dürfte.  Und 
auf  entsprechende  Schranke  führten  uns  die  Uebereinstimmungs- 
verhältnisse.  Gestanen  sie  es  überhaupt  nicht,  bei  Beschränkung  auf 
nur  eine  Gruppe  über  die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  zu  urtheilen,  vgl. 
S  55,  so  ermöglichen  sie  es  allerdings,  durch  Beachtung  des  Ueberein- 
stimmenden  in  beiden  Hauptgruppen  vielfach  bis  auf  die  Gestaltung  des 
germanischen  Urrechts  zurückzugelangen;  vgl.  §  56.  Aber  doch  nur,  weil 
das  den  Schluss  gestattet,  dass  da  die  Urrechte  beider  Gruppen  überein- 
gestimmt haben  müssen.  Wo  die  Gruppen  sich  gegenüberstehen,  mussten 
auch  ihre  Urrechte  von  einander  abweichende  Sätze  haben,  über  deren 
UrsprÜnglichkeit  dann  wieder  nicht  zu  urtheilen  ist. 

Die  durch  Vergleichung  der  germanischen  Rechte  gebotenen  Halt- 
punkte führen  also  vielfach  nur  bis  auf  die  Urrechte  beider  Hauptgruppea 
zurück.    Wo  diese  versagen,  würde  die  vergleichende  Methode  nur  noch 


Ausgehen  von  abweichenden  Einzelbestimmungen.  131 

nach  Zuziehung  anderer  arischer  Rechte  weiterführen  können,  von  der 
wir  aber  bei  Abgrenzung  unserer  Aufgabe  von  vornherein  abgesehen  haben. 

Haben  wir  diese  nun  im  aDgemeinen  darauf  beschränkt,  die  Ent- 
wicklung der  Erbenfolge  nur  für  die  ostgermanische  Gruppe  zu  verfolgen 
und  im  Anschlüsse  daran  die  Zugehörigkeit  einzelner  Rechte  zu  derselben 
festzustellen)  so  reichen  dazu  allerdings  die  besprochenen  Hilfsmittel  we- 
nigstens theoretisch  vollsttfndig  aus,  da  sie  mit  Sicherheit  auf  den  Bestand 
des  ostgermanischen  Urrechts  zurückführen.  Aber  die  Verhälmisse  der 
andern  Hauptgruppe  greifen  da  doch  so  vielfach  in  die  Beweisführung  ein, 
dass  schon  das  die  Frage  nahe  legt,  ob  da,  wo  die  äussern  Haltpunkte  ver- 
sagen, nicht  eine  Beachtung  innerer  Gründe  weiter  führt  und  eine 
Entscheidung  auch  da  gestattet,  wo  die  Urrechte  beider  Gruppen  sichtlich 
von  einander  abweichen.  Ist  dieselbe  zu  bejahen,  so  ergeben  sich  damit 
noch  andere  Vonheile.  Auch  wo  theoretisch  die  äussern  Haltpunkte  aus- 
reichen würden,  werden  sie  thatsächlich  nicht  immer  genügend  vorhanden 
sein.  Und  wo  sie  ausreichen,  wird  wenigstens  die  Sicherheit  des  Ergeb- 
nisses eine  weitere  gewichtige  Bürgschaft  gewinnen,  wenn  die  Prüfung 
nach  innem  Gründen  auf  dasselbe  führt.  Endlich  aber  werden  wir,  wie 
schon  S  54  betont,  oft  leichter  und  rascher  zum  Ziele  kommen,  wenn  wir 
von  den  innem  Hahpunkten  ausgehen  und  uns  auf  diese  hin  ein  vorläufiges 
Urtheil  über  den  wahrscheinlichen  Gang  der  Entwicklung  bilden,  um  dann 
zu  prüfen,  ob  die  zwar  sicherer,  aber  mühsamer  leitenden  äussern  Halt- 
punkte jenes  bestätigen.  Und  das  wird  insbesondere  bei  Einzelunter- 
suchungen zutreffen,  bei  welchen  die  innem  Gründe  sofort  ein  Unheil 
gestatten  können,  während  das  nach  äussern  Haltpunkten  vielfach  erst  auf 
Grundlage  einer  Zusammenfassung  ihrer  Ergebnisse  möglich  sein  wird ; 
vgl.  %  65. 

lOS.  Auch  bei  der  Bestimmung  der  Ursprünglichkeit 
nach  innern  Halt  punkten  wird  es  sich  immer  nur  um  ein  Aus- 
gehen von  abweichenden  Einzelbestimmungen  handeln  kön- 
nen. Wir  werden  ganz  absehen  von  den  Rechten,  in  denen  sie  sich  finden, 
und  deren  Zusammenhang,  werden  lediglich  ihren  Inhalt  ins  Auge  fassen 
und  erwägen,  in  wie  weit  dieser  uns  einen  Anhalt  dafür  bietet,  die  eine 
der  Bestimmungen  für  ursprünglicher  zu  halten,  als  die  andere. 

Das  Vorgehen  bei  verwandten  Aufgaben  wird  ja  vielfach  kein  anderes 
sein  können.  Auch  hier  liegt  der  schon  §  63  und  $101  benutzte  Ver- 
gleich mit  der  Aufgabe  der  Herstellung  des  Urtextes  eines 
Schriftwerkes  besonders  nahe.  Die  Sachlage  kann  da  eine  ganz  über- 
einstimmende sein,  wie  wir  sie  als  Endergebniss  einer  Vergleichung  der 
germanischen  Rechte  nach  äussern  Haltpunkten  fanden.  Liegen  uns  eine 
Menge  von  Abschriften  vor,  so  mag  es  gelingen,  den  Zusammenhang  der- 
selben mit  der  Urschrift  durchaus  sicher  zu  bestimmen.  Aber  es  kann  sich 
auch  nur  ergeben,  dass  alle  schliesslich  auf  zwei  unminelbar  aus  der  Ur- 
schrift entnommene  Abschriften  zurückgehen  müssen.  Ueber  den  Bestand 
dieser  wird  sich  dann  allerdings  aus  den  Ableitungen  sicher  urtheilen  lassen ; 

9* 


132  ^^  3'  UrsprOnglichkeit  nach  Innern  Gründen. 

108]  wo  derselbe  aber  ein  abweichender  ist,  fehlt  jeder  äussere  Halt,  der 
über  beide  hinaus  ein  sicheres  Unheil  über  den  Bestand  des  Unextes  selbst 
ermöglichen  würde.  Nicht  anders,  wenn  sich  von  einem  Werke  überhaupt 
nur  zwei  stark  von  einander  abweichende  Abschriften  erhalten  haben.  Wir 
werden  uns  dann  nur  an  die  einzelnen  abweichenden  Lesarten  halten  kön- 
nen. Wir  werden  zu  erwägen  haben,  welche  nach  innern  Gründen,  nach 
dem  Zusammenhange,  nach  dem  Inhalte,  nach  der  Schreibweise  des  Ver- 
fassers, nach  dem  Sprachgebrauche  des  Volkes  und  der  Zeit  die  Annahme 
rechtfertigt,  dass  nur  sie  die  ursprüngliche  sein  könne. 

104.  An  ähnlichen  Haltpunkten  fehlt  es  nun  auch  nicht  bei  der 
Frage  nach  der  Ursprünglichkeit  abweichender  Rechtsbestimmungen.  Vor 
allem  sehen  wir  uns  da  daraufhingewiesen,  dass  der  nähere  Anschluss 
an  die  Zustände  einer  frühern  Entwicklungsperiode  die  Ur- 
sprünglichkeit einer  Bestimmung  gegenüber  einer  andern  erweisen  wird, 
deren  Inhalt  umgekehrt  darauf  deutet,  dass  er  erst  unter  dem  Einflüsse  der 
Zustände  einer  spätem  Periode  sich  gestaltet  haben  kann. 

Dass  solche  Erwägung  wenigstens  da,  wo  sie  sich  an  feststehende 
Thatsachen  der  geschichtlichen  Zeit  anknüpfen  lässt,  zu  durchaus 
gesichenen  Ergebnissen  führen  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Finden  wir  in 
germanischen  Rechten  zwei  entsprechende  Bestimmungen,  bei  welchen  für 
die  eine  sichtlich  nur  eine  Auffassung  massgebend  gewesen  sein  kann,  die 
sich  erst  in  der  christlichen  Kirche  entwickelt  hat,  während  die  andere  die 
kirchlichen  Forderungen  nicht  allein  nicht  berücksichtigt,  sondern  ihnen 
zuwiderläuft,  und  sich  demnach  nicht  erst  in  christlicher  Zeit  so  festgestellt 
haben  wird,  so  haben  wir  in  der  letztern  zweifellos  die  ursprünglichere  zu 
sehen.  Nicht  anders,  wenn  nur  die  eine  sichtlich  durch  römische  Rechts- 
auffassung  beeinflusst  ist. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  uns  für  die  Entwicklung  in  vorge- 
schichtlicher Zeit  ähnliche  Haltpunkte  zu  Gebote  stehen.  Und  das 
wird  doch  nicht  wohl  zu  verneinen  sein.  Sind  die  Urzustände,  von  denen 
aus  die  gesammte  spätere  Rechtsordnung  sich  entwickelte,  uns  unminelbar 
nicht  erkennbar,  so  können  wir  sie  uns  doch  vielfach  vergegenwärtigen 
durch  Erwägung  dessen,  was  sich  aus  den  einfachsten,  sich  immer  gleich 
bleibenden  natürlichen  Verhältnissen,  wie  dem  Unterschiede  des  Geschlechts, 
des  Alters  und  Aehnlichem,  nothwendig  zunächst  ergeben  musste.  Das  be- 
stätigt sich  dann  wohl  bestimmter  dadurch,  dass  wir  dem  entsprechend 
noch  jetzt  die  Rechtsverhältnisse  von  Völkern  geordnet  finden,  welche  sich 
nicht  wesentlich  von  den  Urzuständen  entfernt  haben. 

105.  Sind  wir  damit  auf  dieErgebnisse  der  vergleichenden 
Völkerkunde  hingewiesen,  werden  wir  auch  später  zuweilen  an  die- 
selben anzuknüpfen  haben,  so  ergibt  sich  die  Frage,  in  wie  weit  diese  eine 
Verwerthung  für  die  rechtsvergleichende  Forschung  überhaupt  gestatten. 
Von  der  Annahme,  es  könne  die  Vergleichung  der  Rechtseinrichtungea 
der  verschiedensten  Völker  des  Erdballs  schliesslich  in  ähnlicher  Weise  auf 
ein  menschliches  Urrecht  zurückführen,  wie  etwa  die  Vergleichung  der 
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germanischea  Rechte  auf  ein  germanisches  Urrecht,  ist  zweifellos  von  vorn- 
herein abzusehen.  So  wenig  das  bezüglich  der  Sprache  der  Fall  zu  sein 
scheint,  so  wenig  reichen  auch  die  Anfänge  des  Rechts  bis  auf  die  Anftinge 
der  Menschheit  selbst  zurück.  Sie  gehören  zweifellos  einer  spätem  Ent- 
wicklungsstufe an,  müssen  sich  ganz  unabhängig  von  einander  an  sehr 
verschiedenen  Orten  entwickelt  haben.  Nur  in  engern  Kreisen  wird  da  noch 
verwandtschaftlicher,  durch  Ableitung  von  einem  gemeinsamen  Urrechte 
begründeter  Zusammenhang  angenommen  werden  können.  Wie  diese  im 
Einzelfalle  abzugränzen  seien,  können  wir  für  unsere  Zwecke  dahingestellt 
lassen.  Haben  wir  mehrfach  darauf  hingewiesen ,  wie  das  germanische 
Urrecht,  über  das  wir  im  allgemeinen  nicht  hinausgehen,  sich  selbst  durch 
Abzweigung  von  einem  zu  vermuthenden  arischen  Urrechte  ergeben  haben 
wird,  so  genügt  das.  Ob  sich  genügende  Veranlassung  findet,  auch  über 
diesen  arischen  Kreis  hinaus  noch  Rechtsverwandtschaft  anzunehmen,  ist 
eine  uns  nicht  weiter  berührende  Frage,  wenn  anerkannt  wird,  dass  sich 
da  schliesslich  überhaupt  eine  enger  oder  weiter  zu  ziehende  Gränze  finden 
muss,  dass  von  einem  Zurückgehen  aller  und  jeder  Rechte  auf  ein  mensch- 
liches Urrecht  abzusehen  ist. 

Damit  aber  entfällt  nicht  zugleich  der  Werth  der  bezüglichen  Ergeb- 
nisse der  vergleichendenVölkerkunde  für  die  rechtsgeschichtliche  Forschung. 
Finden  wir  in  den  Einrichtungen  unkultivirter,  den  Urzuständen  näher 
stehender  Völker  oft  auch  da,  wo  an  verwandtschaftlichen  Zusammenhang 
nicht  zu  denken  ist,  die  auffallendste  Uebereinstimmung,  so  kann  das  nur 
darauf  zurückgehen,  dass  dieselben  Ursachen  zu  denselben  Wirkungen 
führen  werden ;  dass  jene  Uebereinstimmung  auch  bei  voller  Selbstständig- 
keit der  Entwicklung  sich  nur  daraus  ergeben  konnte,  dass  die  überall 
gleichen,  durch  die  Natur  selbst  gegebenen  Verhältnisse  zunächst  auch  auf 
dieselben  rechtlichen  Anschauungen  und  ihnen  entsprechende  Einrichtun- 
gen führen  mussten.  Können  wir  nun,  wie  gesagt,  auch  bei  der  rechts- 
geschichtlichen Forschung  schliesslich  darauf  hingewiesen  sein,  uns  die 
Urzustände  zu  vergegenwärtigen,  so  zeigen  die  durch  die  vergleichende 
Völkerkunde  erwiesenen  Thatsachen  doch  viel  unmittelbarer  und  über- 
zeugender, als  die  von  den  bezüglichen  Thatsachen  absehende  und  zu  leicht 
durch  die  uns  geläufige  Gestaltung  solcher  Dinge  beirne  Erwägung,  wie  sich 
auf  den  von  der  Natur  selbst  gebotenen  Grundlagen  die  ursprünglichsten 
Zustände  gestalten  konnten.  Sie  weisen  den  Forscher  auf  Möglichkeiten 
und  Wahrscheinlichkeiten  hin,  auf  welche  er  bei  blosser  Beachtung  der 
geschichdich  erkennbaren  Rechtszustände  der  Kulturvölker  kaum  verfallen 
würde. 

Gewiss  würde  es  mir  verfehlt  erscheinen,  bei  der  rechtsgeschicht- 
lichen Forschung  von  jenen  Ergebnissen  als  an  und  für  sich  genügend  ge- 
sicherten und  aUgemeingiltigen  auszugehen,  daraufhin  als  feststehend  an- 
zunehmen, dass  auch  die  germanische  Rechtsentwicklung  schliesslich  auf 
dieselben  Zustände  zurückgehen  müsse,  und  dem  die  Ergebnisse  der  Ver- 
gleichung  der  spätem  Rechte  anzupassen.  Wohl  aber  muss  es  sich  durchaus 
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105]  empfehlen,  sich  wenigstens  versuchsweise  zu  vergegenwärtigen ,  in 
wie  weit  sich  von  da  aus  die  unmittelbar  zu  erkennenden  Verhältnisse  der 
spätem  Zeit  entwickelt  haben  können.  Und  so  lange  sich  dabei  keine 
Schwierigkeiten  ergeben,  wird  der  Forscher  wenigstens  vorläufig  immerhin 
an  ihnen  festhaken  dürfen.  Denn  es  liegt  jedenfalls  eine  wohlbegründetc 
Vermuthung  vor,  die  sehr  geeignet  sein  kann,  um  erkennen  zu  lassen,  wie 
die  spätem  Verhältnisse  sich  entwickelt  haben  dürften,  und  zweifeUos  in 
manchen  Fällen  genügt,  um  uns  die  Ueberzeugung  gewinnen  zu  lassen, 
dass  nach  Massgabe  der  spätem  Gestaltung  der  ursprünglichste  Zustand 
nicht  wohl  ein  anderer  gewesen  sein  kann.  Während  wir  ohne  einen  solchen 
Fingerzeig  vielleicht  nie  darauf  verfallen  sein  würden  zu  prüfen,  ob  sich 
diese  spätere  Gestaltung  gerade  von  solchem  Ausgangspunkte  aus  erklären 
lasse. 

Damit  ist  ja  durchaus  vereinbar,  dass  wir  uns  immer  gegenwärtig 
halten,  dass  das,  was  danach  Ausgangspunkt  gewesen  sein  kann,  nicht  noth- 
wendig  Ausgangspunkt  gewesen  sein  muss.  Die  grosse  Verschiedenheit, 
die  sich  neben  mancher  Uebereinstimmung  doch  auch  in  den  Einrichtungen 
anscheinend  den  Urzuständen  sehr  nahe  stehender  Völker  zeigt,  weist  ja 
an  und  für  sich  genügend  darauf  hin,  wie  sich  auch  auf  Grundlage  der- 
selben natürlichen  Verhältnisse  sehr  verschiedene  rechdiche  Auffassungen 
und  Einrichtungen  ergeben  konnten. 

106.  Geheil  wir  nun  nach  dem  Bemerkten  vorläufig  davon  aus,  dass 
wir  uns  wenigstens  in  manchen  Fällen  ein  genügend  sicheres  Urtheil  über 
die  ßeschafifenheit  der  Urzustände  zu  bilden  vermögen,  aufweiche  schliess- 
lich auch  die  germanischen  Rechtseinrichtungen  zurückgehen  müssen,  so 
wird  in  der  Uebereinstimmung  und  Nichtübereinstimmung 
mitdenUrzuständen  auch  ein  Mittel  geboten  sein,  um  über  die  Ur- 
sprünglichkeit von  einander  abweichender  Bestimmungen  zu  urtheilen, 
deren'  Auseinandergehen  schon  in  fernste  vorgeschichtliche  Zeiten  fallen 
muss.  Wir  werden  daraufhin  von  manchen  noch  später  nachwirkenden 
Bestimmungen  annehmen  dürfen,  dass  sie  auf  die  Urzustände  zurückreichen 
müssen,  dass  das  bezügliche  Verhältniss  von  jeher  nicht  wohl  anders  ge- 
staltet gewesen  sein  kann.  Umgekehrt  werden  wir  von  derselben  Grund- 
lage aus  sehr  häufig  zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sein,  dass  gewisse  Bestim- 
mungen eine  schon  so  weit  entwickelte  und  über  die  einfachsten  natürlichen 
Verbände  hinaus  verbürgte  Rechtsordnung  voraussetzen,  wie  sie  zweifeUos 
den  Urzuständen  noch  fremd  sein  musste.  Wir  werden  demnach  von  zwei 
abweichenden,  aber  entsprechenden  Bestimmungen  die  eine  als  die  ur- 
sprünglichere bezeichnen,  weil  sie  schon  den  Urzuständen  entspricht,  wäh- 
rend die  andere  sich  erst  in  Folge  einer  längern  Entwicklung  so  feststellen 
konnte. 

Nun  ist  freilich  nicht  zu  läugnen,  dass  bei  solchem  Vorgehen  die 
Richtigkeit  der  Voraussetzung  nicht  so  offen  zu  Tage  liegt,  als  da,  wo 
solche  Erwägungen  an  unmittelbar  bezeugte  geschichtliche  Thatsachen 
anknüpfen.   Dem  persönlichen  Ermessen  scheint  da  ein  sehr  weiter  Spiel- 
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räum  gestattet  zu  sein.  Führe  ich  beispielsweise  einige  solcher,  für  unsere 
nächsten  Zwecke  besonders  beachtenswerther  Voraussetzungen  an,  welche 
mir  persönlich  genügend  gesichen  scheinen,  so  weiss  ich  sehr  wohl,  dass 
auch  gegen  sie  Einwendungen  erhoben  sind.  Ich  werde  davon  hier  absehen 
und  bestimmtere  Begründung,  so  weit  sie  für  die  nächsten  Zwecke  noth- 
wendig  erscheint,  den  spätem  Einzeluntersuchungen  vorbehalten  dürfen. 
Bei  diesen  muss  sich  dann  ja  ohnehin  ergeben,  ob  das,  was  zunächst  auf 
Erwägung  der  wahrscheinlichen  Urzustände  hin  angenommen  wurde,  sich 
dadurch  bestätigt,  dass  von  ihm  aus  die  Weiterentwicklung  und  spätere 
Gestaltung  der  Rechte  sich  genügend  erklän,  dagegen  jeder  Versuch,  die 
Entwicklung  vom  umgekehrten  Ausgangspunkte  aus  zu  erklären,  auf  nicht 
zu  beseitigende  Schwierigkeiten  stösst.  Insbesondere  wird  sich  dabei  er- 
geben müssen,  ob  diese  Voraussetzungen  nun  auch  zu  den  auf  durchaus 
anderem  Wege  durch  Prüfung  der  äussern  Haltpunkte  zu  gewinnenden 
Ergebnissen  stimmen.  Es  kann  genügen,  hier  beispielsweise  auf  einige 
der  wichtigsten  Voraussetzungen  hinzuweisen,  welche,  wie  ich  denke,  von 
vornherein  genügend  begründet  scheinen,  um  von  ihnen  ausgehen  zu 
dürfen,  ohne  befürchten  zu  müssen,  dabei  auf  Wege  zu  gerathen,  welche 
sich  bei  der  Prüfung  nach  anderen  Haltpunkten  als  Irrwege  erweisen 
mUssten. 

107.  So  scheint  mir  von  Einzelhaltpunkten  vor  allem  der  Satz, 
dass  die  Mutter  immer  sicher  ist,  dagegen  für  die  Vaterschaft  nur  eine  mehr 
oder  weniger  begründete  Vermuthung  sprechen  kann,  so  bestimmt  in  den 
natürlichen  Verhältnissen  begründet,  dass  die  Behauptung  nicht  wohl  zu 
bestreiten  sein  dürfte,  dass  von  zwei  entsprechenden  Bestimmungen  die- 
jenige, welche  sichtlich  noch  davon  ausgeht,  dass  das  Kind  rechtlich  nur 
zur  Mutter  gehört,  ursprünglicher  sein  muss,  als  eine  andere,  welche  die 
Vaterschaft  bereits  als  rechtlich  feststehend  oder  feststellbar  behandelt.  Be- 
achtung des  Verhältnisses  der  Bestimmungen  zum  Mutterrechte  wird 
vielfach  die  sichersten  Haltpunkte  für  die  grössere  oder  geringere  Ursprüng- 
lichkeit derselben  geben  können.  Ist  eine  vielbesprochene  Angabe  der  Lex 
Salica  wirklich,  wie  ich  denke,  dahin  zu  verstehen,  dass  der  Kinderlose 
nur  von  der  Mutter  oder  der  Muttersippe  unter  Ausschluss  des  Vaters  be- 
erbt wird,  so  lässt  sich  auch  nicht  wohl  bestreiten,  dass  diese  Bestimmung 
ursprünglicher  sein  muss,  als  jede  andere,  welche  ein  Erbrecht  des  Vaters 
anerkennt. 

Umgekehrt  schliesst  die  Ehe  sicher  nicht  schon  an  die  einfachsten 
natürlichen  Verhältnisse  an,  wenn  wir  für  den  BegrifiF  derselben  nicht  schon 
das  blosse  dauernde  Zusammenleben  als  massgebend  betrachten,  sondern 
uns  an  die  sich  durch  besondere  Rechtswirkungen  von  jedem  andern  Ge- 
schlechtsverkehr unterscheidende  rechte  Ehe  der  germanischen  Rechte 
halten.  Zweifellos  bedurfte  es  einer  schon  weit  entwickelten  Rechtsordnung, 
bis  Einrichtungen  Platz  greifen  konnten,  auf  Grundlage  deren  eine  Freie 
dauernd  in  die  Gewalt  eines  ihrer  Sippe  fremden  Mannes  kommen  konnte, 
ohne  doch  zugleich  ihre  Freiheit  zu  verlieren,  ohne  zu  seiner  Magd  zu 
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107]  werden.  Wir  dürfen  darauf  hin  behaupten,  dass  alle  Bestimmungen, 
welche  die  rechte  Ehe  voraussetzen,  erst  einer  spätem  Entwicklungsstufe 
angehören  können,  ihnen  gegenüber  solche  als  die  ursprünglicheren  er- 
scheinen müssen,  welche  auch  ehelosen  Zuständen  entsprechen  würden. 
Wird  etwa  in  einem  Rechte  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  dasselbe 
Erbrecht  zugesprochen,  deutet  das  auf  Zustände  zurück,  welchen  nur  Kin- 
der schlechtweg  bekannt,  der  Begriff  von  Ehe  und  Unehe  in  dieser  Richtung 
noch  fremd  war,  so  sind  zweifellos  alle  Bestimmungen,  welche  die  unehe- 
lichen gegen  die  ehelichen  Kinder  zurücksetzen,  für  weniger  ursprüngliche 
zu  halten. 

Reicht  die  Ehe  jedenfalls  weit  in  vorgeschichtliche  Zeiten  zurück,  so 
sind  wir  bei  andern  Haltpunkten  nicht  blos  auf  allgemeine  Erwägungen 
beschränkt,  sondern  finden  das  Ergebniss  derselben  bestimmter  dadurch 
bestätigt,  dass  die  einer  spätem  Periode  angehörende  Entwicklung  beim 
Beginne  der  geschichtlichen  Zeit  noch  nicht  abgeschlossen  war,  der  Ueber- 
gang  wenigstens  theilweise  noch  unmittelbar  erkennbar  ist.  Wenn  schon 
allgemeinere  Erwägungen  es  nahe  legen  würden,  dass  das  Sondereigen- 
thum  ursprünglich  nur  Fahrniss,  erst  in  einer  spätem  Zeit  auch  Lie- 
genschaften umfasste,  so  wird  das  durch  ausdrückliche  geschichtliche 
Angaben  bestätigt.  Damit  können  alle  Bestimmungen,  welche  Sonder- 
eigenthum  an  Liegenschaften  voraussetzen,  erst  in  einer  spätem  Zeit  ent- 
standen sein.  Insbesondere  wird  darauf  hin  der  Schluss  gerechtfertigt  sein, 
dass  überall,  wo  in  einem  Rechte  eine  verschiedene  Erbenfolge  für  Fahrniss 
und  für  Liegenschaften  vorgesehen  ist,  sich  zunächst  in  jener  die  ursprüng- 
liche Erbenfolge  überhaupt  erhalten  haben  wird. 

Wir  werden  im  Laufe  der  Untersuchung  auf  manche  ähnliche  Halt- 
punkte stossen,  bei  denen  es  aber  einer  eingehenderen  Begründung  be- 
dürfen würde,  während  das  für  die  hier  hervorgehobenen,  schon  oft  be- 
achteten, kaum  erforderlich  zu  sein  scheint.  Würden  aber  auch  nur  diese 
als  von  vornherein  feststehende  anerkannt,  so  dürften  sie,  wie  die  Einzel- 
untersuchung ergeben  wird,  so  ziemlich  genügen,  um  wenigstens  im  all- 
gemeinen die  Richtung  der  Entwicklung  der  germanischen  Frbenfolge  nicht 
zweifelhaft  zu  lassen.  Denn  der  Werth  jener  Haltp unkte  liegt  we- 
niger darin,  dass  sie  es  ermöglichen,  eine  Anzahl  EinzelfWe  unmittelbar 
zur  Entscheidung  zu  bringen.  Er  ist  vor  allem  darin  zu  suchen,  dass,  wenn 
damit  zunächst  nur  einzelne  feste  Haltpunkte  gewonnen  sind,  wir  doch 
von  diesen  ausgehend  eine  ganze  Reihe  weiterer  mit  nicht  geringerer  Sicher- 
heit feststellen  können. 

Insbesondere  ergibt  ja  schon  das  früher  über  die  Vermittlungsver- 
hältnisse Bemerkte,  wie  gerade  bei  Untersuchungen,  wie  wir  sie  beabsich- 
tigen, überaus  häufig  die  Sachlage  sich  so  gestaltet,  dass  für  ganze  Reihen 
zusammenhängender  Bestimmungen  die  Feststellung  der  grössern  Ursprüng- 
lichkeit einer  einzigen  im  Verhältnisse  zu  irgend  einer  der  andern  genügt, 
um  in  dieser  Richtung  über  die  ganze  Reihe  unheilen  zu  können.  Ist  ia 
der  S  8 1  angefühnen  Reihe  die  Bestimmung  des  fränkischen  Rechts  über 
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das  ausschliessliche  Erbrecht  der  Mutter  wegen  ihres  Anschlusses  an  das 
Mutterrecht  als  die  ursprünglichste  zu  betrachten,  so  kann  natürlich  auch 
die  Richtung  des  weitern  Verlaufs  der  ganzen  Reihe  nicht  zweifelhaft  sein. 
Und  ähnlich  bei  den  Uebereinstimmungsverhältnissen.  Weichen  zwei 
Rechte  häufig  gemeinsam  von  einem  dritten  ab,  so  wird  nach  dem  S  6 1 
Bemerkten  der  Nachweis,  dass  ihre  Uebereinstimmung  auch  nur  in  einem 
einzigen  Falle  NichtursprUngliches  trifft,  genügen,  um  die  von  ihnen  un- 
abhängige Ableitung  des  dritten  Gliedes  aus  dem  Urrechte  sicher  zu  stellen. 
Und  dann  wird  es  nicht  leicht  an  Entscheidungsgründen  fehlen,  wenn  wir 
auch  nur  jene  Voraussetzungen  als  feststehende  annehmen  und  für  weitere 
Folgerungen  verwerthen. 

108»  Der  nähere  Anschluss  an  die  zu  vermuthenden  Zustände  der 
Urzeit  ist  nun  aber  keineswegs  der  einzige  Halt,  welcher  uns  unabhängig 
von  äussern  Gründen  über  die  Ursprünglichkeit  mancher  Bestimmungen 
urtheilen  lässt.  Auch  wenn  wir  vom  besondern  Inhalte  ganz  absehen,  kann 
die  Gestaltung  der  Sätze  im  Einzelfalle  an  und  für  sich  oder  in 
Verbindung  mit  andern  Umständen  darauf  hinweisen,  dass  der  eine  sehr 
wohl  die  ursprünglichste  Bestimmung  erhalten  haben  kann,  dass  jedenfalls 
der  andere  erst  das  Ergebniss  einer  spätem  Entwicklung  sein  muss.  Was 
da  einen  Halt  für  die  Entscheidung  abgeben  kann,  wird  freilich  so  sehr 
von  der  besondern  Sachlage  im  Einzelfalle  abhängen,  dass  sich  von  vorn- 
herein kaum  erschöpfende  Regeln  aufstellen  lassen.  Es  wird  genügen,  wenn 
wir  zum  Belege  auf  einzelne  Gesichtspunkte  hinweisen,  welche  da  beson- 
ders häufig  eingreifen  oder  für  die  Prüfung  der  zunächst  nach  äussern 
Haltpunkten  getroffenen  Entscheidungen  besonders  verwendbar  erscheinen. 

So  werden  wir  insbesondere  in  der  Regel  von  der  Voraussetzung  der 
Ursprünglichkeit  der  einfachsten  Bestimmungen  ausgehen 
dürfen.  Es  würde  uns  zweifellos  misstrauisch  gegen  unsere  aus  äussern 
Haltpunkten  gewonnenen  Ergebnisse  machen  müssen,  wenn  nach  diesen 
die  Entwicklung  von  zusammengesetzten,  künstlich  zwischen  verschiedenen 
Gesichtspunkten  vermittelnden  Bestimmungen  auszugehen  hätte,  um  dann 
erst  zu  einfacheren  zu  gelangen.  Sitte  und  Recht  werden  sich  ursprüng- 
lich an  möglichst  einfache,  unmittelbar  an  die  natürlichen  Verhältnisse  an- 
knüpfende Gesichtspunkte,  wie  etwa  für  die  Erbenfolge  an  den  Unterschied 
des  Geschlechts  oder  die  Nähe  des  Bluts  gehalten,  diese  dann  aber  ganz 
einseitig  durchgeführt  haben.  Bestimmungen,  welche  sichtlich  mehrere 
der  da  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  gleichzeitig  im  Auge  haben, 
künstlich  zwischen  ihnen  zu  vermitteln  suchen,  sind  zweifellos  den  Urzu- 
ständen fremd  gewesen.  Sie  lassen  unmittelbar  erkennen,  dass  sie  erst  das 
Ergebniss  einer  längern  geschichtlichen  Entwicklung  sein  können,  während 
deren  die  Unbilligkeit  der  einseitigen  Betonung  nur  des  einen  Gesichts  - 
punktes  oder  die  geringere  Eignung  desselben  unter  geänderten  Lebens- 
verhältnissen sich  fühlbar  machte,  und  man  nun,  ohne  die  frühere  Gestal- 
tung völlig  zu  beseitigen,  sie  in  dieser  oder  jener  Weise  dem  sich  ergeben- 
den Bedürfnisse  näher  anzupassen  suchte. 
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108]  Wir  machten  schon  S  6  darauf  aufmerksam,  wie  die  grosse  Mannich- 
faltigkeit  der  Erbenfolge  in  den  andern  ostgermanischen  Rechten,  das  sich 
da  überall  geltend  machende  Durchkreuzen  der  verschiedensten  Gesichts- 
punkte von  vornherein  nicht  daran  denken  lässt,  dass  sich  in  irgend  einem 
derselben  die  urgermanische  Folge  im  vvresentlichen  erhalten  habe. '  Zeigt 
uns  dem  gegenüber  gerade  das  gothische  Recht  eine  besonders  ein- 
fache Gestaltung,  ist  es  da  abgesehen  vom  Vorzuge  der  geraden  Linie  ledig- 
lich der  Gesichtspunkt  der  Nähe  des  Blutes,  welcher  die  gesammte  Folge 
vom  nächsten  bis  zum  entferntesten  Erben  beherrscht,  so  kann  man  es 
ja  dahingestelh  sein  lassen ,  ob  das  an  und  für  sich  die  Annahme  aus- 
reichend begründen  kann,  dass  uns  hier  die  ursprünglichste  Gestaltung 
vorliegt.  Wird  sich  aber  ergeben,  dass  ohnehin  sowohl  die  Uebereinstim- 
mungsverhältnisse,  vgl.  S  65,  wie  die  Vermittlungsverhältnisse,  vgl.  S  93, 
darauf  hinweisen,  dass  das  gothische  Recht  hier  das  dem  ostgermanischen 
Urrechte  nächststehende  sein  muss,  so  wird  doch  das  Gewicht  des  Inein- 
andergreifens  der  Ergebnisse  nicht  zu  verkennen  sein. 

Wird  sich  das  bestimmter  geltend  machen,  wo  es  sich,  wie  bei  der 
Erbenfolge  im  allgemeinen,  um  einen  zusammenhängenden  Bestand  von 
Bestimmungen  handelt,  so  wird  sich  doch  auch  schon  beim  Verfolgen  von 
Einzelsätzen  vielfach  ergeben,  wie  manche  derselben  so  künstlich  ge- 
staltet sind,  dass  sie  sicher  nicht  den  Ausgang  der  Entwicklung  gebildet 
haben  können.  Bestimmungen  über  das  Erbrecht  der  Tochter,  wo- 
nach diese  zu  gleichem  Rechte  mit  dem  Sohne  erbt  oder  wonach  sie  umge- 
kehrt durch  jeden  männlichen  Nachkommen  ganz  vom  Erbe  ausgeschlossen 
ist,  sind  so  einfach,  hier  einseitig  die  Nähe  des  Bluts,  dort  ebenso  einseitig 
den  Vorzug  des  männlichen  Geschlechts  betonend,  dass  nichts  im  Wege 
stehen  würde,  die  eine  oder  die  andere  als  den  Ausgang  zu  fassen.  Bedenk- 
licher würde  das  schon  sein  bei  der  vermittelnden  Bestimmung,  wonach  die 
Tochter  vom  Erbe  durch  den  Sohn  ausgeschlossen  ist,  nach  ihm  aber  auch 
vor  dem  Sohnessohne  das  Ganze  nimmt,  also  in  erster  Reihe  das  Geschlecht, 
in  zweiter  die  Nähe  des  Bluts  betont  wird.  Findet  sich  aber  statt  dessen 
die  Bestimmung,  dass  die  durch  den  Sohn  ausgeschlossene  Tochter  weder 
ihrerseits  den  Sohnessohn  ausschliesst,  noch  von  ihm  ausgeschlossen  wird, 
sondern  mit  ihm  zu  gleichen  Theilen  erbt,  so  ist  die  Bestimmung  doch 
eine  so  künstlich  zwischen  den  verschiedenen  Gesichtspunkten  vermit- 
telnde, dass  schwerlich  anzunehmen  ist,  sie  könne  die  Bestimmung  des 
Urrechts  sein. 

Aehnlich  beim  Erbrecht  der  Unechten.  Wird  dem  Naturalis 
jedes  Erbrecht  nach  dem  Vater  abgesprochen  oder  aber  ihm  das  volle  Erb- 
recht des  Legitimus  zugestanden,  so  mag  vom  Gesichtspunkte  der  Einfach- 
heit aus  die  eine,  wie  die  andere  Bestimmung  die  ursprünglichste  sein. 
Schwerlich  wird  aber  Jemand  die  Annahme  vertreten  wollen,  es  könne 
eine  Bestimmung  dem  Urrechte  entsprochen  haben,  welche,  wie  die  longo- 
bardische,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Naturales  ihr  Erbrecht  neben 
echten  Söhnen  von  der  Zahl  derselben  abhängig  macht,  ihnen  insgesammt 
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den  halben  Kopftheil  eines  Sohnes  zuspricht;  während  sie  dann  wieder 
neben  Töchtern  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  derselben  den  Naturales 
immer  ein  Drittel  des  gesammten  Nachlasses  anweist.  Solche  Bestimmungen 
lassen  doch  unmittelbar  erkennen,  dass  sie  nur  das  Ergebniss  einer  längern, 
bald  von  diesem,  bald  von  jenem  Gesichtspunkte  beeinflussten  Entwicklung 
sein  können. 

109,  Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  dieser  Gesichtspunkt  uns  insbe- 
sondere häufig  zu  einem  Schluss  auf  die  Richtung  der  Entwick- 
lung berechtigen  wird,  wie  das  insbesondere  in  solchen  Fällen  von  Werth 
sein  kann,  wo  äussere  Haltpunkte  jene  ungewiss  lassen  würden.  Das  würde 
nach  dem  S  73  ff.  Ausgefühnen  immer  der  Fall  sein,  so  lange  uns  nur 
eine  einzelne  Vermittlungsreihe  vorliegt.  Lässt  dieselbe  auch  er- 
kennen, dass  die  Sätze  ineinandergreifen,  dass  ihre  Folge  das  Ergebniss 
einer  Entwicklung  innerhalb  der  Gruppe  sein  muss,  so  lässt  sie,  so  lange 
wir  uns  auf  äussere  Haltpunkte  beschränken,  die  Richtung  derselben  ganz 
unklar;  es  kann  jedes  der  beiden  Aussenglieder,  ebenso  aber  auch  jedes 
der  Mittelglieder  den  Ausgangspunkt,  die  ursprünglichste  Bestimmung 
enthalten. 

Der  betonte  Gesichtspunkt  wird  da  aber  auch  bei  der  einzelnen  Reihe 
sehr  häufig  die  Richtung  unmittelbar  erkennen  lassen.  Enthält  eins  der 
Aussenglieder  eine  sehr  einfache  Bestimmung,  von  welcher  die  Mittelglieder 
mehr  und  mehr  abweichen,  während  dann  das  andere  Aussenglied  eine 
so  gekünstelte  Gestaltung  zeigt,  wie  etwa  die  erwähnte  longobardische  über 
das  Erbrecht  der  Naturales,  so  wird  die  ursprünglichste  Bestimmung  selbst 
dann  beim  ersten  Aussenglied  zu  vermuthen  sein,  wenn  auch  noch  nicht 
geprüft  ist,  ob  seine  Aussensteilung  sich  bei  Zuziehung  anderer  Reihen  als 
eine  feste  bewährt.  Umgekehrt  werden  wir,  wenn  ein  Mittelglied  eine  sehr 
einfache  Gestaltung  zeigt,  die  beider  Aussenglieder  aber  darauf  hindeutet, 
dass  sie  erst  Ergebniss  fortschreitender  Entwicklung  sein  wird,  jenes  als 
Ausgangsglied  zu  betrachten  und  die  Vermittlungsreihe  in  zwei  Entwick- 
lungsreihen, vgl.  S  92,  zu  zerlegen  haben. 

110.  Dabei  kann  noch  ein  anderes  eingreifen,  die  Unzulässigkeit 
der  Annahme  einer  Weiterentwicklung  in  entgegengesetz- 
ter Richtung.  Es  kann  sich  ergeben,  dass  die  Aussenglieder  einer  Reihe 
gleich  einfach  gestaltet  sind,  aber  auf  geradezu  entgegengesetzten  Gesichts- 
punkten beruhen.  So  etwa,  wenn  wir  bei  der  §  81  angeführten  Reihe 
einerseits  ausschliessliches  Erbrecht  der  Mutter,  andererseits  Fehlen  alles 
Erbrechts  derselben  finden.  So  wenn  wir  das  Erbrecht  der  Seitenverwandten 
einerseits  lediglich  nach  der  Nähe  des  Grads,  andererseits  lediglich  nach  der 
Nahe  der  Parentel  bestimmt  finden,  während  sich  da  in  andern  Rechten  die 
mannichfachsten,  zwischen  beiden  Extremen  vermittelnden  Bestimmungen 
ergeben.  Dann  fehlt  uns  allerdings  der  angegebene  Halt  für  die  Bestim- 
mung der  Richtung;  beide  Endsätze  sind  so  einfach,  dass  beide  recht  wohl 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  ursprünglichsten  sein  konnten. 
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110]  Wohl  aber  berechtigt  uns  jenes  Verhäkniss  zu  dem  Schlüsse,  dass 
uns  in  der  Vermittlungsreihe  zugleich  eine  einheitliche  Entwick- 
lungsreihe vorliegt,  für  welche  eines  der  Aussenglieder  den  Ausgang 
gebildet  haben  muss.  Denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  Verlauf 
leicht  zu  erklären.  Neben  dem  ursprünglich  in  einem  der  Aussenglieder 
ganz  einseitig  massgebenden  Gesichtspunkte  macht  sich  ein  abweichender 
zuerst  nur  in  untergeordneter  Weise  geltend,  wird  dann  immer  stärker 
betont.  Gelingt  es  diesem  nicht,  den  andern  völlig  zu  verdrängen,  so  wird 
dann  das  andere  Aussenglied  eine  künstlich  vermittelnde  Gestaltung  zeigen 
und  die  Richtung  nicht  zweifelhaft  sein.  Aber  er  konnte  in  einzelnen 
Rechten  schliesslich  zum  allein  massgebenden  werden  und  sich  damit  das 
Endglied  ebenso  einfach  gestalten,  als  das  Anfangsglied,  nur  auf  Grund- 
lage eines  ganz  anderen,  entgegengesetzten  Gesichtspunktes. 

Auch  der  Umstand,  dass  uns  dann  in  dem  spatern  Nebeneinander 
der  Rechte  noch  das  ganze  Nacheinander  der  Entwicklung  vorliegt,  kann 
bei  jener  Annahme  nicht  befremden.  Es  kann  recht  wohl  bei  einem  Stamme 
die  Neigung,  an  dem,  was  einmal  Recht  war,  einfach  festzuhalten,  sich 
stärker  erweisen,  als  die  vielleicht  auch  bei  ihm  nicht  fehlenden  Gründe, 
welche  bei  andern  Stämmen  auf  fortschreitende  Aenderungen  in  entgegen- 
gesetzter Richtung  hinwiesen. 

111.  Anders  gestaltet  sich  das,  wenn  wir  bei  solcher  Sachlage  vor- 
aussetzen wollten,  eines  der  Mittelglieder  enthalte  die  ursprünglichste  Be- 
stimmung, und  uns  damit  auf  die  Annahme  zweier  Entwicklungs- 
reihen in  der  einen  Vermitilungsreihe  hingewiesen  sähen.  In  der  Regel 
wird  das  schon  die  weniger  einfache  Gestaltung  der  Mittelglieder  unwahr- 
scheinlich machen.  Doch  liesse  sich  immerhin  zugeben,  es  sei  euva  in  der 
S  8 1  angefühnen  Reihe  die  Bestimmung,  wonach  der  Vater  vor,  die  Mutter 
nach  den  Geschwistern  erbt,  keine  so  fernliegende,  dass  sie  nicht  immer- 
hin den  gemeinsamen  Ausgangspunkt  gebildet  haben  könnte.  Dann  aber 
wäre  doch  weiter  zu  beachten,  dass  uns  eine  solche  Annahme  auf  einen 
Verlauf  der  Entwicklung  in  entgegengesetzter  Richtung 
führen  würde.  Man  wäre  von  jenem  Mittelgliede  aus  auf  dem  Wege  der 
mit  der  Zeit  fortschreitenden  Weiterentwicklung  hier  zum  ausschliesslichen 
Erbrecht  der  Mutter,  don  zum  Ausschluss  derselben  von  allem  Erbrecht 
gelangt. 

Nun  wäre  es  in  einem  Einzelfalle  ja  denkbar,  dass  die  für  die  Weiter- 
entwicklung massgebenden  Verhältnisse  bei  zwei  Gruppen  von  Stämmen 
so  durchaus  verschieden  lagen,  dass  das  Ergebniss  ein  geradezu  entgegen- 
gesetztes war.  Was  aber  in  einem  Einzelfalle  möglich  und  dann  jedenfalls 
bestimmter  zu  erweisen  wäre,  wird  im  allgemeinen  zweifellos  als  unzu- 
lässige Annahme  zu  betrachten  sein.  So  verschieden  auch  das  Leben  der 
einzelnen  Stämme  verlaufen  mochte,  so  trafen  doch  gewisse  Uebergänge, 
welche  für  die  Aenderungen  der  Erbenfolge  sichtlich  besonders  massgebend 
waren,  für  alle  Stämme  zu,  wenn  auch  nicht  gerade  gleichzeitig;  so  der 
Uebergang  von  loseren  Geschlechtsverbindungen  zur  Ehe,  der  Uebergang 


UrsprUnglichkeit  der  einfachsten  Bestimmungen.  141 

zu  fester  Ansiedlung,  zum  Sondereigenthum  an  Gruud  und  Boden.  Nun 
können  dieselben  Ursachen  wohl  zu  sehr  verschieden  gestalteten  Wirkun- 
gen fuhren ;  aber  doch  im  allgemeinen  nicht  zu  gerade  entgegengesetzten. 
Wir  haben  zweifellos  anzunehmen,  dass  die  Weiterentwicklung,  auch  wo 
sie  eine  durchaus  selbstständige  war,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  dieselbe  Richtung  verfolgte,  und  führten  es  S  29  darauf  zurück,  dass 
sich  später  so  manche  Uebereinstimmung  zeigt,  welche  uns  nicht  zur  An- 
nahme von  Verwandtschaft  berechtigt.  Wo  die  Aussenglieder  auf  einfachen, 
aber  ganz  entgegengesetzten  Gesichtspunkten  beruhen ,  da  wird  sich  auch 
durchweg  alsbald  herausstellen,  dass  die  Annahme,  es  habe  sich  in  einem 
Mittclgliede  die  ursprünglichste  Bestimmung  erhalten,  zu  ganz  unzulässigen 
Folgerungen  führen  würde. 

112«  Umgekehrt  wird  dann  die  Annahme  des  am  einfachsten  ge- 
stalteten Mittelgliedes  als  Ausgangspunkt  sich  dadurch  bestätigen  können, 
dass  die  sich  danach  als  Endpunkte  beider  Entwicklungsreihen  darstellenden 
Aussenglieder  nicht  entgegengesetzte,  sondern  nur  abweichende  Bestim- 
mungen zeigen,  welche  darauf  deuten,  dass  sie  sich  zwar  unabhängig  von 
einander  so  gestaltet  haben,  dass  aber  in  den  beiden  Reihen  der  Verlauf 
der  Entwicklung  in  entsprechender  Richtung  erfolgte.  So 
etwa,  wenn  wir  die  gothische  Bestimmung,  wonach  die  Tochter  mit  dem 
Sohne  den  ganzen  Nachlass  theilt,  als  Ausgang  für  zwei  Reihen  fassen, 
wonach  die  eine,  in  der  westgermanischen  Gruppe  verlaufend,  die  Tochter 
nur  vom  Grundeigenthume  zunächst  durch  den  Sohn,  dann  auch  durch 
entferntere  Männer  ausschliessen  lässt ;  die  andere  ostgermanische  aber,  an 
der  Einheit  des  Nachlasses  festhaltend,  die  Tochter  erst  nach  dem  Sohne 
in  das  Ganze,  dann  auch  neben  entfernteren  Männern  nur  noch  in  einen 
Theübetrag  des  Nachlasses  folgen  lässt.  Oder  bei  dem  $  92  erwähnten 
Falle,  wonach  beim  Ausgehen  von  der  gothischen  Bestimmung  des  Erbens 
der  Eltern  vor  den  Geschwistern  die  in  der  dänischen  Gruppe  verlaufende 
Reihe  beide  Eltern  gegenüber  den  Geschwistern  weiter  zurücksetzt,  bis  sie 
schliesslich  auch  durch  Geschwisterkinder  ausgeschlossen  erscheinen;  wäh- 
rend die  in  der  norwegischen  Gruppe  verlaufende  Reihe  unter  Festhalten 
an  der  Stellung  des  Vaters  nur  die  Mutter  immer  weiter  zurücksetzt.  Da 
macht  sich  in  beiden  Reihen  derselbe  allgemeinere  Gesichtspunkt,  dass  die 
Tochter  zurückzusetzen,  dass  die  Geschwister  zu  bevorzugen  seien,  geltend. 
Aber  unabhängig  von  einander,  in  verschiedener  Weise  und  damit  auch 
zu  verschiedenem  Endergebnisse  führend.  Das  stimmt  durchaus  zur  An- 
nahme einer  Weiterentwicklung  von  dem  verbindenden  Mittelgliede  aus. 

Dagegen  bedarf  es  keiner  Bemerkung,  wie  bestimmt  innere  Gründe 
hier  gegen  die  Annahme  sprechen  müssten,  es  könne  eines  der  Aussen- 
glieder der  Ausgangspunkt  sein  und  es  läge  uns  damit  eine  einheitliche 
Entwicklungsreihe  vor.  Greifen  die  Bestimmungen  überhaupt  ineinander, 
sind  sie  nicht  unabhängig  von  einander  entstanden,  so  wird  auch  nicht 
leicht  Jemand  die  Ansicht  venreten  mögen,  es  sei  etwa  das  Erben  der  Eltern 
erst  nach  Geschwisterkindern  die  ursprünglichste  Bestimmung,  von  der 
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112]  aus  die  Weiterentwicklung  zunächst  durch  steigende  Bevorzugung 
der  Eltern  endlich  zum  Erben  derselben  vor  Geschwistern  geführt  haben 
würde,  um  sich  dann  von  da  aus  bezüglich  der  Mutter  in  umgekehner 
Richtung  bis  zum  Entfallen  alles  Erbrechts  derselben  fortzusetzen. 

Liegt  in  solchen  Fällen  eine  Bürgschaft  für  die  Richtigkeit  der  An- 
nahme darin,  dass  die  Entwicklungsreihen  vom  Mittelgliede  aus  in  ein- 
sprechender Richtung,  aber  unabhängig  voa  einander,  und  daher  mit  ver- 
schiedenem Endergebnisse  Terlaufen.  so  Hesse  sich  nun  daran  denken,  es 
könne  sich  ein  übereinstimmendes  Endergebniss  bei  unab- 
hängig verlaufenden  Entwicklungsreihen  ergeben  haben;  es 
könnten  beide  Reihen  wegen  des  Entsprechens  des  in  beiden  für  die  Weiter- 
entwicklung massgebenden  Gesichtspunktes  schliesslich  auf  dasselbe  ein- 
fache, dem  Ausgangspunkte  entgegengesetzte  Ergebniss  geführt  haben.  In 
solchem  Falle  würde  sich  also  ein  Wiederzusammenlaufen  der  Reihen  er- 
geben. Es  würde  damit  das  Endglied  ebensowohl  als  Mittelglied  und  Aus- 
gangspunkt der  ganzen  Enwicklunggefasst  werden  können,  als  das  zunächst 
als  solcher  gefasste  Mittelglied,  welches  dann  als  Endglied  beider  Reihen 
erscheinen  würde ;  es  würde  die  gesammte  Vermittlungsreihe  ebenso  wohl 
den  Zusammenhang  ö<i>Ä,  als  ä<ä>ä  zulassen. 

Nun  ist  aber  das  Zutreffen  solcher  Möglichkeit  ein  so  durchaus  un- 
wahrscheinliches, dass  wir  es  zweifellos  von  vornherein  ausser  Rechnung 
lassen  dürfen.  Allerdings  gaben  wir  S  1 10  Fälle  zu,  bei  welchen  in  einer 
einheitlichen  Reibe  die  Entwicklung  bis  zum  vollen  Di]fdiidnng.en  eines 
entgegengesetzten  Gesichtspunktes  führen  konnte.  Aber  schon  das  ist  doch 
zweifellos  nur  als  Ausnahme  zu  fassen.  Im  allgemeinen  wird  anzunehmen 
sein,  dass  der  für  den  Ausgang  massgebende  Gesichtspunkt  auch  in  der 
Weiterentwicklung  nicht  so  jedes  Gewicht  verlor,  dass  er  nicht  irgend- 
wie noch  später  nachwirkte,  dass  das  geradezu  Entgegengesetzte  an  seine 
Stelle  trat. 

Noch  weniger  wird  anzunehmen  sein,  dass  das  bezüglich  desselben 
Gegenstandes  unabhängig  von  einander  zweimal  erfolgte ;  und  zwar  trotz- 
dem, dass  bei  beiden  Reihen  zunächst  verschiedene,  wenn  auch  in  derselben 
Richtung  verlaufende  Wege  eingeschlagen  waren.  Hat  sich,  falls  wir  die 
gothische  Bestimmung  als  die  ursprüngliche  fassen,  die  Richtung  auf  Zu- 
rücksetzung der  Tochter  mehrfach  unabhängig  von  einander  geltend  ge- 
macht, so  hat  sie  in  keinem  Rechte  bis  zur  entgegengesetzten  Bestimmung 
des  Ausschlusses  der  Tochter  von  allem  Erbrechte  geführt.  Haben  wir,  wie 
ich  denke,  die  gothische  Bevorzugung  der  geraden  Linie  und  der  Nähe  des 
Grades  bei  der  Erbenfolge  als  das  Ursprüngliche  zu  betrachten,  so  hat  sich 
von  da  aus  die  Richtung  auf  Bevorzugung  der  nähern  Parentel  zweifeUos 
mehrfach  unabhängig  von  einander  geltend  gemacht;  aber  es  wird  sich 
auch  finden,  wie  verschieden  da  das  Endergebniss  gestaltet  war,  wie  sich 
da  trotz  aller  Annäherung  an  den  abweichenden  Gesichtspunkt  überall  die 
verschiedensten  Reste  des,  wie  ich  denke,  ursprünglich  massgebenden 
finden.    Und  sollte  ein  an  und  für  sich  so  unwahrscheinlicher  Fall,  dass 


Ursprünglichkeit  der  einfachsten  Bestimmungen.  14^ 

von  demselben  Ausgangspunkte  aus  verschiedene  Wege  schliesslich  wieder 
zu  demselben  Endpunkte  führten,  dennoch  bei  einer  Einzelbestimmung 
eingetreten  sein,  so  würde  die  Vergleichung  der  Entwicklung  anderer  Ein- 
zelbestimmungen und  der  sich  daraus  ergebende  Zusammenhang  der  Rechte 
selbst  leicht  die  Entscheidung  geben,  von  welcher  der  beiden  einfachen 
Gestalmngen  da  auszugehen  sei. 

113.  Mit  dem  Gesagten  hängt  ein  anderer  Haltpunkt  eng  zusammen, 
den  uns  das  Massgeben  abweichender  Gesichtspunkte  bei 
zusammenhängendenBestimmungen  desselben  Rechts  bie- 
tet und  der  mir  gerade  für  unsere  nächsten  Zwecke  vielfach  verwerthbar 
zu  sein  scheint.  So  ist  längst  beachtet,  dass  in  vielen  Rechten  die  Erben* 
folge  sichtlich  durch  ganz  verschiedene  Gesichtspunkte  bestimmt  ist,  jenach- 
dem  es  sich  um  die  näheren  oder  entfernteren  Blutsfreunde  handelt;  dass 
sich  damit  derUnterschied  eines  engeren  und  weiteren  Erben- 
kreises ergibt.  Wo  in  jenem  sichtlich  der  Gesichtspunkt  derParentelen- 
ordnung,  der  Nähe  des  gemeinsamen  Stammvaters,  massgebend  ist,  ordnet 
sich  wohl  im  weitem  Kreise  die  Folge  lediglich  nach  der  Nähe  d«  Grades. 
Wo  im  engern  die  Weiber  gegen  Männer  zurückgesetzt  sind,  ist  für  den 
weitern  Gleichstellung  der  Männer  und  Weiber  wohl  ausdrücklich  betont. 
Wo  im  engem  das  Eintrittsrecht  anerkannt  ist,  erscheint  es  im  weitern 
wohl  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

Dass  diese  und  ähnliche  Gegensätze  nicht  von  aller  Urzeit  her  sich 
in  der  Erbenfolge  fanden,  dass  diese  ursprünglich  nach  einheitlichem  Ge- 
sichtspunkte geordnet  war,  ist  gewiss  von  vornherein  wahrscheinlich.  Für 
einen  derselben,  den  das  Eintrittsrecht  betreffenden,  lässtsich  ja  unmittelbar 
nachweisen,  wie  ersieh  erst  in  geschichtlicher  Zeit  feststellte.  Es  liegt  nahe 
zu  vermuthen,  dass  in  solchen  Fällen  auf  der  einen  Seite  die  ursprünglich 
allgemein  massgebende  Bestimmung  beibehalten  wurde,  während  sie  auf 
der  andern  im  Laufe  der  Entwicklung  einer  neueren  zu  weichen  hatte. 
Würde  sich  nun  ein  allgemein  massgebender  Gesichtspunkt  auffinden  lassen, 
welcher  die  Annahme  gestattete,  dass  in  solchen  Fällen  sich  immer  auf 
derselben  Seite  das  Ursprünglichere  erhalten  habe,  so  liegt  es  auf  der  Hand, 
ein  wie  überaus  wichtiges  Hilfsmittel  damit  gewonnen  sein  würde,  um  die 
Stichhaltigkeit  der  sich  nach  äussern  Haltpunkten  ergebenden  Richtung 
der  Entwicklung  zu  prüfen. 

Ich  denke  nun,  dass  sich  immerhin  ein  allgemeiner  Gesichtspunkt 
geltend  machen  lässt,  welcher  in  der  Regel  die  Annahme  der  Erhaltung 
der  ursprünglicheren  Bestimmung  im  weitern  Kreise  recht- 
fertigen wird,  wenn  ich  da  auch  Manches  späterer  bestimmterer  Begründung 
vorbehalten  muss.  Es  wird  doch  hier,  wie  in  entsprechenden  Fällen  auf 
andern  R.echtsgebieten,  davon  auszugehen  sein,  dass  man  vom  hergebrachten 
Recht  nicht  abwich,  so  lange  und  so  weit  sich  keine  Veranlassung  dazu 
vorfand,  dass  Aenderungen  nur  so  weit  durchgeführt  wurden,  als  ein  be- 
stimmtes Bedürfniss  dafür  vorhanden  war ;  dass  man  aber,  zumal  so  lange 
da  nicht  umfassendere  Gesetzgebung  eingriff,  schwerlich  auch  nur  daran 
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114]  dachte,  wie  man  nun  der  Einheitlichkeit  des  massgebenden  Gesichts- 
punktes zu  Liebe  folgerichtig  auch  weiter  über  jene  Gränze  hinausgehen 
müsse. 

Nun  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  das  Erbrecht  des  weitem  Krei- 
ses, um  den  es  sich  da  handelt,  nur  ganz  ausnahmsweise  wirksam  wird. 
In  den  friesischen  Landrechten,  vgl.  Amira  Erbenf.  163,  wird  es  als  eine 
Hereditas  inopinata,  als  etwas,  was  ausser  der  Berechnung  lag,  bezeichnet, 
wenn  das  Erbe  über  die  sechs  Hände,  über  Nachkommen,  Eltern  und  Ge- 
schwister hinausfällt.  Auch  wenn  später  Aenderungen  in  der  Erbenfolge 
in  Folge  besonderer  Bedürfnisse  eintraten,  ist  es  erklärlich,  wenn  man  sich 
dabei  auf  die  nächsten  Erben  beschränkte,  sich  um  die  seltenen  Ausnahms- 
ftlle,  wo  den  Erblasser  nur  entfernte  Verwandte  überlebten,  nicht  kümmene 
und  es  da  einfach  bei  dem  beliess,  was  von  jeher  Brauch  gewesen  war. 

Das  aber  lag  um  so  näher,  weil  die  die  Aenderung  veranlassende 
Unbilligkeit  und  Unzweckmässigkeit  der  ursprünglichen  einheitlich  ge- 
regelten Erbenfolge  sich  vielfach  überhaupt  nur  im  nächsten  Erbenkreise 
geltend  machte.  Wurden  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  durch  ihre 
Vatergeschwister  ausgeschlossen,  so  kam  ihnen  überhaupt  keinerlei  Erbgut 
zu ;  sie  verloren  .durch  den  vorzeitigen  Tod  des  Vaters  jeden  Anspruch  auf 
das  Gut,  welches  sie  andernfalls  durch  diesen  zu  erwanen  hauen.  Ganz 
anders  doch,  wenn  Kinder  eines  vorverstorbenen  Bruders  durch  den  Bru- 
der ausgeschlossen  waren.  Jene  hatten  durch  ihren  Vater  aus  dem  gross- 
väterlichen Erbe  bereits  das  erhalten,  auf  was  sie  mit  Bestimmtheit  rechnen 
durften;  der  kinderlose  Tod  des  Oheim  war  ein  Glücksfall,  den  sie  im  all- 
gemeinen nicht  zu  erwanen  hatten ;  es  lag  da  nicht  dasselbe  Bedürfniss 
vor,  von  der  ursprünglichen  Folge  nach  der  Nähe  des  Grades  abzusehen. 
Dass  neben  Söhnen  auch  die  vielleicht  in  der  Ferne  verheiratheten  Töchter 
kraft  ihres,  wie  ich  denke,  ursprünglich  gleichen  Erbrechts  auch  am  Hofe 
des  Vaters  Antheil  haben  sollten,  musste  unzweckmässig  scheinen.  Fehlten 
aber  nächste  Angehörige,  kam  der  Hof  an  einen  entfernten  Erben,  so  konnte 
es  auch  nach  dem  Aufkommen  des  Sondereigenthums  an  Grund  und  Boden 
ganz  gleichgiltig  sein,  ob  das  nach  der  Nähe  des  Grades  einen  Mann  oder 
ein  Weib  traf. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  Anderes.  Ich  denke  die  Annahme  ge- 
nügend begründen  zu  können,  dass  die  wichtigsten  Aenderungen  der  Er- 
benfolge sich  daraus  ergaben,  dass  der  Erblasser  kraft  seiner  ursprünglich 
kaum  beschränkten  Befugniss  zu  Vergabung  und  Abfindung  schon  bei 
Lebzeiten  unbilligen  Verhältnissen,  welche  sich  aus  dem  gesetzlichen  Erb- 
recht ergeben  konnten,  entgegentrat,  etwa  den  Enkeln  eines  vorverstorbe- 
nen Sohnes  so  viel  schenkte,  als  diesem  zugefallen  sein  würde,  oder  die 
Töchter  für  ihr  Erbrecht  abfand ;  dass  das  dann  zur  Sitte  wurde  und  sich 
dem  schliesslich  auch  das  Recht  anpasste.  Sobald  sich  das  aber  bestimmter 
begründen  lässt,  ist  gewiss  auch  die  Erwägung  vollberechtigt,  dass  der 
Erblasser  durchweg  nur  bezüglich  seiner  nächsten  Verwandten  ein  Interesse 
daran  haben  konnte,  durch  Uebung  der  ihm  zustehenden  Befugnisse  dem 
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Eintreten  der  gesetzlichen  Erbenfolge  vorzubeugen.  Dieses  Interesse  musste 
durchweg  fehlen,  wenn  er  nur  entfernte  Vettern  als  nächste  Erben  hatte; 
er  wird  da  der  gesetzlichen  Erbfolge  freien  Lauf  gelassen  haben.  Und 
konnte  er  einen  begünstigen  wollen,  konnte  er  ihm  sein  Vermögen  ver- 
gaben oder  ihn  zum  Sohn  und  Erben  annehmen,  so  handelte  es  sich  auch 
dann  um  so  verschieden  gestaltete,  durch  keinen  allgemeinen  Gesichtspunkt 
bestimmte  Einzelfälle,  dass  dieselben  nicht  wohl  ändernd  auf  Sitte  und 
Recht  einwirken  konnten.  Es  werden  sich  demnach  auf  diesem  Wege  nur 
Aeoderungen  der  Folge  im  engern  Kreise  ergeben  haben,  während  es  für 
den  weitern  beim  Althergebrachten  verblieb. 

Und  weiter  macht  sich  dann  auch  hier  der  früher  betonte  Haltpunkt 
wieder  bestätigend  geltend.  Während  die  gesammte  Folge  aller  entfernteren 
Blutsfreunde  in  der  Regel  nach  einem  einfachen  einheitlichen  Gesichts- 
punkte durchgreifend  geordnet  ist,  macht  sich  bei  den,  wie  ich  denke, 
durchweg  weniger  ursprünglichen  Bestimmungen  über  den  näheren  Kreis 
eine  Mannichfaltigkeit  der  Gestaltung,  ein  Durchkreuzen  der  verschieden- 
sten Gesichtspunkte  geltend,  welche  an  und  für  sich  schon  darauf  hinweisen 
mUssten,  dass  da  Bedürfnissen,  welche  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  geltend 
machten,  unabhängig  von  einander  bald  in  dieser,  bald  in  jener  Richtung 
abgeholfen  wurde. 

Wird  das  Zutreffen  des  hier  geltend  gemachten  Gesichtspunktes  aner- 
kannt, so  minden  sich  schon  damit  das  Auffallende  mancher  vorläufig  an- 
gedeuteten Annahmen,  auf  welche  mich  im  Gegensatze  zur  herrschenden 
Ansicht  zunächst  die  äussern  Haltpunkte  fühnen.  Scheinen  diese  etwa 
darauf  hinzuweisen,  dass  in  der  gothischen  Gleichstellung  der  Weiber  mit 
den  Männern  die  ursprünglichste  Gestaltung  zu  sehen  sei,  so  scheint  das 
wenig  damit  zu  stimmen,  dass  sich  auch  in  keinem  der  ostgermanischen 
Rechte  jene  Gleichstellung  erhalten  hat,  wenn  wir  dafür  die  Folge  im 
engern  Kreise  als  massgebend  betrachten.  Halten  wir  uns  aber  an  den 
weitern,  so  findet  sich  jene  Gleichstellung  ebenso  in  allen  Rechten,  welche 
wir  S  67  als  dänische  Gruppe  zusammenfassten,  während  dieser  gegenüber 
die  der  norwegischen  sich  insbesondere  auch  dadurch  als  näherverwandte 
kennzeichnen,  dass  in  ihnen  allen  auch  im  weitem  Kreise  das  Weib  gegen 
den  Mann  mehr  oder  weniger  zurückgesetzt  erscheint. 

114«  Haben  wir  einzelne  Belege  für  die  Verwerihbarkeit  in- 
nerer Gründe  aufgeführt,  so  sollen  damit  die  Gesichtspunkte,  welche  in 
Frage  kommen  können,  in  keiner  Weise  erschöpft  sein.  Es  können  da 
nach  der  Lage  des  Einzelfalls  die  verschiedensten  in  Verwendung  kommen. 
Aber  die  angeführten  Belege  werden  ausreichen,  um  nachzuweisen,  wie 
sehr  wichtige  Dienste  uns  solche,  von  jeder  vorherigen  Feststellung  des 
Zusammenhangs  der  Rechte  absehende  Erwägungen  leisten  können.  Sie 
haben  vor  allem  denVortheil,  dass  auf  sie  gestützt  auch  ohne  mühsame 
Vergleich ungen  sich  in  der  Regel  alsbald  entscheiden  lässt,  wo  wir  den 
Ausgang  der  Entwicklung  zu  suchen  haben.  Sie  haben  den  N  a  c  h  t  h  e  i  1, 
dass  bei  solchen  Erwägungen  dem  persönlichen  Ermessen  freierer  Spielraum 
Ficker,  Untenuchimgeii.  I.  lO 
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114]  gelassen  ist,  dass  gegen  eine  auf  sie  gestutzte  Beweisführung  immer 
geltend  gemacht  werden  kann,  wie  die  Richtigkeit  der  Voraussetzung  im 
allgemeinen  oder  wenigstens  ihr  Zutreffen  im  Einzelfalle  nicht  als  ausser 
Zweifel  stehend  behandelt  werden  könne.  Dann  stehen  zur  Prüfung  die 
äussern  Haltpunkte  zu  Gebote.  Diese  aber  leiten  theoretisch  vollständig 
sicher,  sobald  nur  nach  Massgabe  von  S  30  ff.  anerkannt  wird,  dass  es  uns 
nicht  an  Hilfsmitteln  gebricht,  um  zu  entscheiden,  ob  die  als  Ausgang  be- 
nutzten Uebereinstimmungs-  und  Vermittlungsverhöltnisse  sich  nur  aus 
Verwandtschaft  der  Rechte  ergeben  oder  auch  unabhlingig  davon  so  ge- 
staltet haben  können. 


IV.  Mehrfache  Verwandtschaft. 

115.  Unsere  bisherigen  Erörterungen  gingen  von  der  Voraussetzung 
nur  einfacher  Verwandtschaft  der  Rechte  aus,  wie  sie  sich  bei  allmflhliger 
Verzweigung  von  einem  Urrechte  aus  und  selbstständiger  Weiterentwick- 
lung aller  Glieder  ergeben  musste.  Und  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass 
es  sich  bei  den  für  unsern  nächsten  Zweck  vorzugsweise  zu  beachtenden 
Rechten  thatsSchlich  überwiegend  nur  um  dieses  Verhältniss  handelt,  dass 
wir  Vorherrschen  einfacher  Verwandtschaftsverhältnisse 
in  der  osigermanischen  Gruppe  anzunehmen  haben.  Es  ergibt 
sich  das  daraus,  dass  hier  die  Einzeluntersuchung  beim  Ausgehen  von  der 
Annahme  nur  einfacher  Verwandtschaftsverhältnisse  wenigstens  auf  dem 
von  mir  beachteten  Rechtsgebiete  nur  selten  auf  Schwierigkeiten  stösst; 
dass  im  allgemeinen  das  Verfolgen  der  einzelnen  Bestimmungen  zu  dem- 
selben Ergebnisse  bezüglich  des  Zusammenhangs  der  gesammten  Rechte 
fühn,  auf  das  schon  die  Untersuchung  anderer  Bestimmungen  hinwies. 
Jedenfalls  ist  das  so  überwiegend  der  Fall,  dass  wir  als  Regel  zweifellos 
selbstständige  Weiterentwicklung  der  einzelnen  Rechte  ohne  nachträgliche 
Beeinflussung  des  einen  durch  das  andere  anzunehmen  haben  und  damit 
auch  Ausgang  und  Richtung  der  Entwicklung  im  aUgemeinen  auf  Grund- 
lage der  besprochenen  Haltpunkte  mit  genügender  Sicherheit  werden  fest- 
stellen können.  Und  was  da  die  Vergleichung  der  Rechte  selbst  ergibt, 
wird  dann  bei  den  folgenden  Untersuchungen  mehrfach  dadurch  Bestäti- 
gung und  Erklärung  finden,  dass  manche  der  Verhältnisse,  auf  welche  das 
häufigere  Durchkreuzen  der  Verwandtschaft  in  der  westgermanischen  Gruppe 
zurückzuführen  ist,  sich  für  die  ostgermanische  nicht  in  gleicher  Weise 
geltend  machten. 

Eben  desshalb  möchte  ich  denn  auch  annehmen,  dass  alle  zunächst 
die  ostgermanische  Gruppe  ins  Auge  fassenden  Versuche,  auf  die  Gestal- 
tung des  germanischen  Urrechts  zurückzugelangen,  ungleich  leichter  Erfolg 
haben  dürften,  als  solche,  welche  von  der  westgermanischen  ausgehen, 
bei  der  diese  Verhältnisse  viel  weniger  einfach  zu  liegen  scheinen ;  dass 
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sich  da  im  allgemeinen  der  schon  §  4  angedeutete  Weg  empfiehlt,  durch 
Vergleichung  zunächst  der  ostgermanischen  Rechte  zu  Ausgangspunkten 
zu  gelangen,  durch  welche  dann  auch  für  Forschungen  über  die  Entwick- 
lung der  westgermanischen  eine  sichere  Grundlage  gewonnen  sein  wird. 

Freilich  fehlt  es  auch  in  der  ostgermanischen  Gruppe  nicht  an  ein- 
zelnen Ausnahmen,  bei  welchen,  jenachdem  wir  diese  oder  jene  Be- 
stimmungen der  Rechte  ins  Auge  fassen,  sich  ein  wesentlich  verschiedener 
Zusammenhang,  ein  Durchkreuzen  der  Verwandtschaftsverhältnisse  ergibt, 
wie  es  mit  der  Annahme  selbststäudiger  Weitere vitwicklung  der  Rechte 
nicht  vereinbar  ist,  und  damit  auf  das  Eingreifen  mehrfacher  Ver- 
wandtschaft hinweist.  Wir  wiesen  schon  früher  darauf  hin,  wie  sowohl 
das  Durchkreuzen  der  Uebereinstimmungsverhältnisse,  vgl.  S  57,  als  der 
Vermitdungsverhöltnisse,  vgl.  §  76,  uns  dazu  nöthigen  kann,  für  ein  Recht 
die  Doppelverwandtschaft         x 


a  b  c  anzunehmen,  weil  dieselben  Grün- 

de, welche  uns  zunächst  darauf  hinweisen,  eine  nicht  durch  x  vermittelte 
nähere  Verwandtschaft  zwischen  a  und  b  anzunehmen,  in  andern  Fällen 
ebenso  bestimmt  nähere  Verwandtschaft  zwischen  b  und  c  ergeben.  Es 
kann  demnach  in  solchen  Fällen  die  Annahme  selbstständiger  Weiter- 
entwicklung der  einzelnen  Rechte  von  ihrer  Abzweigung  ab  nicht  zutreffen ; 
es  muss  b  nach  seiner  Abzweigung  von  a  durch  ein  c,  oder  umgekehrt 
nach  seiner  Abzweigung  von  c  durch  ein  a  näherverwandtes  Recht  be- 
einüusst  sein.  Wir  werden  demnach  doch  auch  für  den  nächsten  Zweck 
auf  die  Fragen  einzugehen  haben,  wie  solche  Doppelverwandtschaften  ent- 
stehen konnten,  wie  sie  feststellbar  sind  und  in  wie  weit  sie  die  unter 
Voraussetzung  einfacher  Verwandtschaft  gewonnenen  Ergebnisse  beirren 
können. 

116.  Lassen  sich  nun  in  dieser  Richtung  recht  wohl  manche,  wie 
ich  denke,  allgemeingiltige  Regeln  aufstellen,  so  wird  es  doch  kaum  nöthig 
sein,  aufdie besondere  Schwierigkeit  theoretischerBehandlung 
der  Verhältnisse  mehrfacher  Verwandtschaft  hinzuweisen. 
Der  auf  dem  einheitlichen  Gesichtspunkte  der  Weiterverzweigung  von 
einem  Urrechte  aus  beruhenden  und  damit  als  Regel  zu  fassenden  einfachen 
Verwandtschaft  gegenüber  erscheint  die  mehrfache  als  das  störend  in  die 
regelmässige  Entwicklung  Eingreifende,  auf  die  verschiedensten  Ursachen 
Zurückgehende  und  demnach  überaus  mannichfaliig  Gestaltete.  Damit 
steigern  sich  alle  Schwierigkeiten,  auf  welche  ich  schon  S  1 3  bezüglich  der 
Aufgabe  theoretischer  Begründung  der  Methode  überhaupt  hinwies.  Alles, 
was  in  Frage  kommen  kann,  von  vornherein  ohne  Rücksicht  auf  bestimmte 
EinzelfäUe  zu  beachten  und  zu  berücksichtigen,  wird  hier  noch  weniger 
möglich  sein,  als  bei  den  bisherigen  Erörterungen.    Mehr  noch,  als  bei 
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116]  diesen,  werde  ich  mich  darauf  hingewiesen  sehen,  mich  lediglich  an 
das  zu  halten,  was  mir  bei  meinen  auf  ein  engeres  Rechtsgebiet  beschränkten 
Untersuchungen  aufgefallen  ist. 

Ich  glaubte  mich  nun  S  1 1  dahin  aussprechen  zu  dürfen,  dass  die 
Abgränzung  auf  das  bestimmte  engere  Gebiet  es  eher  fördert,  als  hindert, 
ein  begründetes  Urtheil  über  die  ursprünglichste  Verzweigung  der  Rechte 
zu  gewinnen.  Hier  liegt  die  Sache  anders.  Es  handelt  sich  nicht  um  den 
ursprünglichsten  Zusammenhang,  sondern  umgekehrt  gerade  um  das,  was 
diesen  erst  nachträglich  störte,  was  die  Haltpunkte,  welche  in  den  uns  vor- 
liegenden Gestaltungen  der  Rechte  jenen  ergeben  könnten,  vielfach  ver- 
wischte. Um  in  dieser  Richtung  eine  allseitig  genügende  Grundlage  zu 
gewinnen,  reicht  die  Beachtung  eines  Einzelgebietes  bestimmter  Rechte 
nicht  in  gleicher  Weise  aus.  Manche  hier  eingreifende  Verhältnisse  werden 
sich,  wie  unsere  Darlegung  ergeben  wird,  erst  bei  Beachtung  des  mir  nur 
ungenügend  bekannten  Gesammtgebietes  jener  Rechte  bemerklich  machen. 
Und  beschränken  sich  die  Durchkreuzungsverhältnisse  nicht  auf  die  zunächst 
ins  Auge  gefasste  Gruppe  germanischer  Rechte,  greifen  sie  auf  andere 
Rechtsgruppen  über,  so  würde  auch  in  dieser  Richtung  eine  weitere  Aus- 
dehnung der  Untersuchungen  nöthig  gewesen  sein,  als  ich  sie  durchführen 
konnte. 

Diese  Verhältnisse  werden  es  erklären,  wenn  bei  den  folgenden  Er- 
örterungen vielfach  weniger  der  Gesichtspunkt  eingehalten  scheint,  darzu- 
legen, wie  überhaupt  durchkreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse  zu  be- 
handeln sind,  als  zunächst  nur  das  hervorzuheben,  was  geeignet  scheint, 
um  die  Fälle  mehrfacher  Verwandtschaft  zu  erklären  und  zu  beurtheilen, 
welche  mir  auf  den  von  mir  beachteten  Gebieten  innerhalb  der  ostgerma- 
nischen Gruppe  selbst  oder  in  Durchkreuzung  der  angenommenen  Ab- 
gränzung beider  germanischen  Hauptgruppen  aufgefallen  sind. 

Das  aber  wird,  wie  ich  denke,  nicht  blos  für  den  nächsten  Zweck 
ausreichen,  sondern  doch  auch  die  Lösung  der  allgemeinen  Aufgabe  we- 
sentlich vorbereiten  und  fördern  können.  Wenigstens  dann,  wenn  meine 
S  1 1 5  ausgesprochene  Annahme  sich  bewähren  sollte,  es  sei  in  der  ost- 
germanischen Gruppe  die  spätere  Gestaltung  der  Rechte  so  vorwiegend 
auf  Grundlage  einfacher  Weiterverzweigung  erfolgt,  dass  da  der  verwandt- 
schaftliche Zusammenhang  der  Rechte  im  allgemeinen  und  die  allgemeine 
Richtung  der  Rechtsentwicklung  gar  nicht  zweifelhaft  sein  können.  Ist 
das  aber  richtig,  so  würde  damit  hier  auch  eine  ungleich  günstigere  Grund- 
lage geboten  sein,  um  Alles,  was  nachträglich  jene  gestört  haben  muss,  zu 
erkennen  und  zu  beunheilen,  als  das  insbesondere  auf  dem  westgermani- 
schen Rechtsgebiete  der  Fall  sein  würde,  wo,  wenn  ich  mich  nicht  täusche, 
jene  nachträglichen  Störungen  ungleich  weitergehende  gewesen  sein  dürften. 
Können  wir  uns  da  aber  bei  den  einfacher  liegenden  Verhältnissen  auf 
ostgermanischem  Gebiete  leichter  ein  sicheres  Urtheil  bilden,  so  wird  damit 
dann  zweifellos  auch  ein  wichtiger  Hahpunkt  für  die  Einsicht  in  verwandte 
Erscheinungen  auf  dem  w^estgermanischen  gewonnen  sein. 
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117.  Beruht  die  einfache  Verwandtschaft  lediglich  auf  der  Weiter- 
verzweigung vom  Urrechte  aus,  so  konnten  die  Veranlassungen  zur 
Entstehung  mehrfacherVerwandtschaft  sehr  verschiedenartige 
sein,  und  damit  dann  auch  das  Ergebniss  ein  verschiedenes. 

Es  kann  sich  einmal  um  Entlehnung  handeln.  Ein  bis  dahin  ein- 
heitlich entwickeltes  Recht  wird  auf  einer  spStern  Entwicklungsstufe  durch 
ein  anderes  Recht  beeinflusst,  eignet  sich  unter  Beseitigung  der  eigenen 
entsprechenden  Bestimmungen  Bestandtheile  desselben  an.  Dann  werden 
natürlich  die  ursprünglichen  und  die  entlehnten  Bestandtheile  ganz  ver- 
schiedene Verwandtschaftsverhältnisse  ergeben  müssen. 

Davon  zu  unterscheiden  wird  der  Fall  unvollsiändigerAus- 
gleichung  sein.  Die  Stämme,  welche  wir  später  massgebend  für  die 
Unterschiede  des  Rechtslebens  finden,  sind  vielfach  erwachsen  durch  das 
Zusammentreten  von  Bestandth eilen  verschiedenen  Rechts.  Die  Rechts- 
verschiedenheit kann  sich  dann  für  den  ganzen  Stamm  ausgleichen,  sei  es, 
dass  das  Recht  des  Hauptbestand theils  das  massgebende  für  den  ganzen 
Stamm  wird,  sei  es,  dass  sich  aus  Verschmelzung  der  verschiedenen  Rechte 
ein  neues  einheitliches  Recht  ergab.  Dieser  Ausgleichungsprocess  ist  aber 
sichtlich  nicht  überaU  zur  vollständigen  Durchführung  gelangt.  Auch  wo 
sich  im  allgemeinen  ein  einheitliches  Stammrecht  herstellte,  konnten  die 
alten  Rechtsverschiedenheiten  auf  einzelnen  Gebieten,  wo  das  Bedürfniss 
der  Ausgleichung  sich  weniger  fühlbar  machte,  wie  das  besonders  häufig 
das  Familienrecht  trifft,  sich  auch  später  erhalten.  Damit  ergaben  sich  dann 
insbesondere  örtliche  Verschiedenheiten  auf  einzelnen  Rechtsgebieten, 
welche  vielfach  ganz  andere  Verwandtschaftsverhältnisse  zeigen,  als  das  auf 
anderen  Gebieten  massgebende  gemeine  Recht  des  Stammes. 

Jenes  Erwachsen  der  späteren  Stämme  konnte  aber  auch  zu  einer 
Mischung  der  gesammten  Rechte  führen;  neue  Mischrechte  ergaben  sich 
dann  aus  der  Verschmelzung  der  Rechte  der  verschiedenen  Bestandtheile, 
aus  welchen  der  Stamm  erwuchs,  welche  dann  natürlich  Verwandtschafts- 
verhältnisse ergeben  müssen,  die  sich  der  Annahme  einfacher  Weiterver- 
zweigung nicht  fügen. 

Endlich  werden  unsere  Untersuchungen  uns  noch  auf  ein  Verhältniss 
führen,  welches  ich  als  wechselnde  Verwandtschaft  bezeichnen 
möchte.  Es  handelt  sich  weder  um  kreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse 
des  gesammten  Rechts,  noch  um  örtliche  Unterschiede.  Aber  es  ergeben 
sich  in  ein  und  demselben  Rechte  ganz  verschiedene  Verwandtschaftsver- 
hältnisse zu  anderen  Rechten,  jenachdem  wir  dieses  oder  jenes  Rechtsin- 
stitut mit  denselben  vergleichen.  Dieses  auffallende  Verhältniss  dürfte,  wie 
ich  denke,  aus  nur  zeitweiser  gemeinsamer  Weiterentwicklung  von  Nach- 
barrechten zu  erklären  sein,  welche,  da  einerseits  die  Verhältnisse  der  Nach  - 
Barschaft  wechselten,  andererseits  die  Ausbildung  der  Rechtsinstitute  ver- 
schiedenen Zeitperioden  angehört,  für  ein  und  dasselbe  Recht  verschiedene 
Verwandtschaft  begründen  konnte,  jenachdem  es  sich  um  dieses  oder  jenes 
Rechtsinstitut  handelt. 
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118.  Wir  fassen  als  Entlehnung  alle  Fälle  zusammen,  bei  welchen 
ein  Recht,  welches  sich  bis  dahin  selbstständig  entwickelt  hatte,  auf  einer 
spätem  Stufe  durch  ein  anderes  Recht  beeinflusst  wurde,  aus  diesem  sich 
Bestandtheile  aneignete,  welche  dann  andere  Verwandtschaftsverhältnisse 
zeigen  müssen,  als  die  dem  Rechte  ursprünglich  angehörenden.  Das  würde 
wenig  Schwierigkeiten  bieten,  wenn  es  sich  dabei  nur  um  Beeinflussung 
eines  einzelnen  germanischen  Rechts  durch  ein  ihm  bisher  nicht  näher 
verwandtes,  also  insbesondere  durch  ein  nichtgermanisches  Recht  handeln 
würde.  Aber  die  in  dieser  Richtung  beachtenswerthen  Fälle  liegen 
durchweg  anders.  Die  Beeinflussung  durch  Fremdrechte  trifft  durchweg 
nicht  ein  einzelnes,  sondern  eine  Mehrzahl  von  germanischen  Rechten,  so 
dass  sich  damit  unter  diesen  selbst  irreleitende  Verwandtschaftsverhältnisse 
ergeben  können.  Weiter  aber  werden  die  beeinflussenden  Rechte  nicht 
gerade  Fremdrechte  sein  müssen;  sie  können  auch  germanische  und  zwar 
näherverwandte  germanische  Rechte  sein,  in  welchem  Falle  alle  aus  den 
Verwandtschaftsverhältnissen  zu  ziehenden  Folgerungen  dadurch  beirrt 
werden  können,  dass  sich  nicht  unmittelbar  ergibt,  ob  im  Einzelfalle  die 
Verwandtschaft  auf  den  ursprünglichen  Zusammenhang  oder  die  spätere 
Entlehnung  zurückgeht. 

Wir  fassen  zunächst  den  FaU  einer  Beeinflussung  mehrerer 
verwandter  Rechte  durch  ein  nichtverwandtes  Recht  ins 
Auge.    Wurden  beim  Falle 
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manischen  Rechten  a,  b,  c  nur  a  und  b  nachträglich  durch  das  uns  vor- 
liegende Fremdrecht  n  oder  doch  eine  als  -^^  zu  bezeichnende  ältere  Ge- 
staltung desselben  beeinflusst,  so  kann  das,  so  lange  dieses  Verhältniss  nicht 
erkannt  ist,  zu  manchen  Fehlschlüssen  führen.  Wir  werden  wegen  der 
sich  durch  die  Vermittlung  von  n  ergebenden  nähern  Verwandtschaft  zwi- 
schen a  und  b  verleitet  werden  können,  dieselbe  auf  das  germanische  j*: 
zurückzufuhren  und  einen  nur  auf  dem  Fremdrechte  beruhenden  Satz  als 
germanisch  zu  betrachten;  wie  das  um  so  näher  liegen  würde,  als  bei  Vor- 
aussetzung nur  einfacher  Verwandtschaft  nach  S  56  Alles,  worin  a  und  h 
gegenüber  c  übereinstimmen,  als  ursprünglich  zu  betrachten  sein  würde. 
Wir  würden  weiter  durch  solche  erst  später  eingetretene  Aenderungen  zu 
irrigen  Annahmen  über  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der  germani- 
schen Rechte  selbst  geführt  werden  können,  da  dieselben  ja  zu  einer  ur- 
sprünglich nicht  vorhandenen  nähern  Verwandtschaft  zwischen  a  und  b 
fuhren  mussten. 


Aus  Fremdrechten. 
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119.  So  bedenklich  dieses  Verhältniss  auf  den  ersten  Blick  erscheinen 
mag,  so  wenig  wird  es  thatsächlich  die  Untersuchung  beirren  können.  Für 
die  Entwicklung  in  vorgeschichtlicher  Zeit  werden  wir  es  füg- 
lich ganz  ausser  Rechnung  lassen  dürfen.  Nichts  deutet  darauf  hin,  dass 
die  germanischen  Rechte,  nachdem  sie  sich  einmal  von  den  übrigen  arischen 
Rechten  getrennt  hatten,  noch  durch  eines  dieser  oder  irgend  ein  anderes 
Fremdrecht  in  irgend  erheblicher  Weise  beeinflusst  wurden.  Im  allgemeinen 
waren  die  Berührungen  germanischer  und  nichtgermanischer  Stämme  ge- 
wiss feindliche,  die  zur  Unterwerfung  und  Knechtung  des  einen  durch  den 
andern  und  damit  auch  zur  Beseitigung  des  einen  Rechtes,  nicht  zu  einer 
Mischung  beider  führten. 

Nun  mag  es  immerhin  sein,  dass  sich  da  in  Einzelfällen  ein  ähnliches 
Verhältniss  ergab,  wie  es,  worauf  wir  zurückkommen,  für  die  Beziehungen 
der  germanischen  Stämme  unter  sich  zweifellos  mehrfach  zutraf,  dass  ein 
germanischer  Stamm  stärkere  nichtgermanische  Bestandtheile  zu  vollem 
Rechte  in  sich  aufnahm,  sich  dann  allmählig  eine  Ausgleichung  beider 
Rechte  ergab  und  damit  ein  Recht,  das  vorwiegend  germanisch  sein  mochte, 
aber  doch  stark  etwa  durch  gallisches  oder  slavisches  Recht  beeinflusst  sein 
konnte.  So  wird  ja  in  geschichtlicher  Zeit,  als  auf  friedlichen  Wegen  deut- 
sches Recht  vielfach  zunächst  für  die  Städte  des  slavischen  Ostens  mass- 
gebend wurde,  immerhin  in  Rechnung  zu  bringen  sein,  dass  dabei  sehr 
wohl  eine  Beeinflussung  durch  die  bezüglichen  slavischen  Rechte  eingreifen 
konnte.    Kaum  aber  für  ähnliche  Verhältnisse  der  vorgeschichtlichen  Zeit. 

Wäre  irgend  eines  der  germanischen  Volksrechte  stärker  durch  ein 
nichtgermanisches,  etwa  a  durch  {*^  beeinflusst  worden,  so  müsste  sich  das 
darin  zeigen,  dass  a,  wenn  auch  zunächst  germanisch,  in  dem,  worin  es 
sich  von  andern  germanischen  Rechten  d  und  c  unterscheidet,  sich  enger 
an  »^  an  die  uns  bekannten  Glieder  der  bezüglichen  fremdrechtlichen 
Gruppe  anschliesst.  DasZutreff"en  eines  solchen  Verhältnisses  aber,  zu  des- 
sen Feststellung  es  nicht  an  Hilfsmitteln  fehlen  würde,  ist  meines  Wissens 
bisher  nie  für  irgend  eines  der  germanischen  Rechte  behauptet  worden. 

Wäre  es  aber  in  einem  Einzelfalle  dennoch  anzunehmen,  so  könnte 
es,  solange  es  sich  da  nur  um  fremdrechtliche  Beeinflussung 
eines  einzelnen  germanischenRechtes  handelte,  zu  keinen  Fehl- 
schlüssen bezüglich  der  Verwandtschaft  der  germanischen  Rechte  selbst 
führen.  Fremdrech iliche  Beeinflussung  von  a  würde  in  dieser  Richtung 
durchaus  dem  Falle  gleichzustellen  sein,  dassa  sich  in  Folge  selbstständiger 
Weiterentwicklung  besonders  stark  vom  gemeinsamen  Urrechte  entfernte. 
In  beiden  Fällen  würde  in  a  das  Ursprüngliche  stärker  verwischt  sein,  es 
würde  für  die  Untersuchung  über  den  Zusammenhang  der  germanischen 
Rechte  weniger  Haltpunkte  bieten.  Aber  es  könnte  dieselbe  nicht  beirren. 
Es  würde,  wenn  d  und  c  abweichen,  jede  Veranlassung  fehlen,  die  in  a 
eingedrungenen  fremdrechtlichen  Bestimmungen  für  germanisch  zuhalten. 
Und  ebenso  wenig  würde  sich  aus  diesen  eine  nähere  Verwandtschaft 
von  a  mit  *  oder  c  ergeben,  die  zu  irrigen  Folgerungen  bezüglich  des 
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119]    Zusammenhangs  der  germanischen  Bestandtheile  der  drei  Rechte 
führen  könnte. 

Nur  dann  würde  die  Untersuchung  durch  dieses  Verhältniss  beirrt 
werden  können,  wenn  wir  Grund  zur  Annahme  einer  Beeinflussung 
mehrerergermanischerRechte  durch  dasselbe  Fremdrecht 
in  vorgeschichtlicher  Zeit  hätten  Das  aber  ist  nach  dem  bereits  Bemerkten 
von  vornherein  so  unwahrscheinlich,  es  fehlt  bis  dahin  so  durchaus  an 
Allem,  was  irgendwie  auf  das  Eingreifen  eines  solchen  Verhältnisses  hin- 
weisen würde,  dass  wir  wohl  von  jeder  weitern  Erörterung  desselben  wer- 
den absehen  dürfen. 

120.  Insbesondere  werden  wir  auch  im  allgemeinen  die  Annahme 
ausser  Rechnung  lassen  dürfen,  es  könnte  auf  die  germanischen  Rechte, 
deren  älteste  uns  bekannte  Gestaltung  erst  auf  dem  Boden  des  Römerreichs 
entstand,  das  Recht  dervon  denRömern  unterworfenen  nicht- 
germanischen Bevölkerung  eingewirkt  haben ;  etwa  auf  fränkisches 
und  gothisches  Recht  das  der  Gallier  und  Iberer.  Im  allgemeinen  hat  da 
zweifellos  schon  die  einheitliche  Rechtsordnung  des  Römerreichs,  welche 
mit  der  Zeit  mehr  und  mehr  die  Geltung  alles  örtlichen  Gewohnheitsrechts 
beschränkte,  so  gründlich  aufgeräumt,  dass  kaum  noch  etwas  erübrigte, 
was  die  Weiterentwicklung  hätte  beeinflussen  können.  Die  Sitte  mag  an 
diesem  und  jenem,  für  die  Rechtswirkung  bedeutungslosen  Brauch  fest- 
gehalten haben;  es  mag  in  einzelnen  abgelegenem  Landestheilen  darüber 
hinaus  diese  oder  jene  privatrechtliche  Bestimmung  in  Abweichung  vom 
römischen  Rechte  in  Geltung  geblieben  sein.  Aber  im  allgemeinen  fanden 
da  die  einwandernden  Germanen  überall  nur  die  einheitliche  römische 
Rechtsordnung  vor,  die  dann  zunächst  für  die  romanische  Bevölkerung  in 
Geltung  blieb,  ohne  dass  sich  Unterschiede  von  irgendwelcher  Bedeutung 
kenntlich  machten.  Mag  sich  in  anderer  Richtung  das  Nachwirken  mancher 
Eigenthümlichkeiten  der  Urbevölkerungen  bestimmt  genug  geltend  machen, 
so  ist  wohl  als  anerkannt  zu  betrachten,  dass  für  die  Weiterentwicklung 
des  Rechts  in  Frankreich  und  Spanien  nur  römische  und  germanische 
Grundlagen  in  Rechnung  zu  bringen  sind ;  vgl.  Glasson  Hist.  du  droit  de  la 
France  1,200;  Hinojosa  Hist.  general  del  derecho  Espanol  1,142. 

Auch  die  eigenen  Untersuchungen  boten  mir  nirgends  Veranlassung, 
Anderes  anzunehmen.  Beim  Beginne  derselben  war  ich  allerdings  geneigt, 
daraus  insbesondere  einzelne  Bestimmungen  des  südfranzösischen  Rechts 
zu  erklären,  welche  entschieden  nicht  römisch  sind,  aber  auch  nicht  ger- 
manisch schienen,  insbesondere  von  denen  des  fränkischen  Norden  aufs 
bestimmteste  abweichen;  während  doch  auch  die  Aufzeichnungen  des  wesi- 
gothischen  und  burgundischen  Volksrechtes  keine  Anknüpfung  für  dieselbe 
boten.  Fand  sich  diese  dann  aber  im  spätem  spanischen  oder  scandina- 
vischen  Recht,  so  konnte  es  auch  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  der  scharfe 
Gegensatz  gegen  den  fränkischen  Norden  hier  eben  mit  dem  zwischen  ost- 
germanischem und  westgermanischem  Recht  zusammenfiel,  dass  es  sich 
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nur   um  Reste  gothischen   und   burgundischen  Brauchs  handeln  könne. 
So  etwa  bei  dem  S  30  erwähnten  Currere  als  Strafe  des  Ehebruchs. 

12L  Für  die  geschichtliche  Zeit  haben  wir  dann  allerdings 
Beeinflussung  aller  oder  doch  einer  Mehrzahl  germanischer  Rechte  durch 
Fremdrechte  in  Anschlag  zu  bringen.  Es  handelt  sich  da  um  das  kirch- 
liche und  römische  Recht.  Wurden  alle  germanischen  Stämme  früher  oder 
später  christianisirt,  so  sollten  sie  sich  damit  den  kirchlichen  Gesichtspunkten 
auch  da  fügen,  wo  diese  in  das  Gebiet  der  weltlichen  Rechtsordnung  ein- 
griffen. Traten  weiter  die  Germanen  der  weltlichen  Ordnung  des  Römer- 
reichs keineswegs  nur  feindlich  gegenüber,  wurde  ihnen  durch  das  Zu- 
sammenleben mit  Romanen  das  römische  Recht,  nach  dem  diese  fortlebten, 
bekannt,  mochte  ihnen  manche  Bestimmung  desselben  angemessener  schei- 
nen, als  die  des  eigenen  Volksrechts,  so  ist  natürlich  die  Möglichkeit  in 
Rechnung  zu  bringen,  dass  sie  sich  Manches  aus  demselben  aneigneten. 
Und  wenigstens  den  Zeitverhältnissen  nach  könnte  die  Beeinflussung  durch 
beide  Fremdrechte  schon  auf  die  germanischen  Rechte  in  ihrer  ältesten 
uns  bekannten  Gestaltung  eingewirkt  haben.  Aber  Untersuchungen  über 
den  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  derselben  werden  dadurch  kaum 
wesendich  beim  werden  können. 

Es  handelt  sich  da  in  erster  Reihe  um  das  kirchliche  Recht,  das 
mit  hier  kaum  zu  beachtenden  Ausnahmen  alle  germanischen  Rechte  schon 
in  ihren  ältesten  Aufzeichnungen  gemeinsam  beeinflusst  haben  kann  und 
auch  in  Einzelfällen  wohl  thatsächlich  beeinflusst  hat.  Mögen  etwa  gewisse 
Fälle  der  Blutschande  schon  früher  von  den  Germanen  missbilligt,  mög- 
licherweise bestraft  sein,  so  hat  sich  wohl  keine  bezügliche  Straf  bestimmung 
erhalten,  auf  die  nicht  bereits  kirchlicher  Einfluss  eingewirkt  hätte. 

Wo  das  aber  überhaupt  der  Fall  gewesen  sein  kann,  und  demnach 
zu  beachten  ist,  wird  im  allgemeinen  nicht  leicht  zweifelhaft  sein.  Es  mag 
etwa  sein,  dass  innerhalb  des  einzelnen  Rechtsgebietes  die  örtlichen  Kirchen- 
gewalten andere  Arten  des  Gottesurtheils,  das  sie  vorfanden,  gegenüber 
dem  Kampfe  bevorzugten,  sie  damit  förderten,  sie  im  Anschlüsse  an  den 
I^ndesbrauch  auch  im  kirchlichen  Verfahren  zur  Anwendung  brachten  und 
sie  ebenso,  wie  den  zweifellos  schon  dem  altern  germanischen  Recht  an- 
gehörenden Eid,  mit  kirchlichen  Formen  umkleideten.  Fehlt  aber  den 
Formen,  wie  sie  in  den  von  einander  entlegensten  Rechtsgebieten  über- 
einstimmend und  in  denselben  Fällen  zur  Anwendung  gebracht  werden, 
jeder  engere  Anschluss  an  kirchliche  Auffassung,  hat  die  allgemeine  Kir- 
chengewalt sich  das  Gottesurtheil  nicht  allein  nicht  angeeignet,  sondern  es 
durchweg  missbilligt,  so  scheint  es  mir  wenigstens  auch  unzulässig,  jene 
Uebereinstimmung  auf  kirchlichen  Einfluss  zurückzuführen.  Denn  bei 
diesem  darf  es  sich  für  die  hier  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  doch 
nur  um  allgemein  anerkannte  kirchliche  Institutionen,  nicht  um  den  viel- 
fach an  das  besondere  weltliche  Recht  anknüpfenden,  seinerseits  erst  durch 
dieses  bestimmten  Brauch  der  Landeskirchen  handeln. 
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133]  Wo  ein  Gebiet  in  Frage  kommt,  wie  das  des  Eherechts,  dessen  Re- 
gelung wenigstens  nach  manchen  Richtungen  die  Kirche  so  früh  und  so 
bestimmt  für  sich  beanspruchte,  wird  freilich  überall  zu  erwägen  sein,  ob 
das,  was  in  den  verschiedenen  germanischen  Rechten  übereinstimmt,  nicht 
kirchlichen  Ursprungs  sein  könne.  Auf  den  meisten  andern  Gebieten  des 
Privatrechts  fehlt  überwiegend  von  vornherein  die  Veranlassung,  kirch- 
lichen Einfluss  auch  nur  in  Erwägung  zu  ziehen.  So  trifft  das  auch  bezüg- 
lich der  uns  zunächst  beschäftigenden  Erbenfolge  nur  sehr  vereinzelt  zu, 
wie  etwa  bei  den  Erbrechtsverhältnissen  der  Unehelichen  oder  der  Ver- 
wandtschaftszählung und  der  damit  zusammenhängenden  Erbrechtsgränze. 
Ist  im  allgemeinen  leicht  zu  erkennen,  wo  und  wie  sich  kirchlicher  Einfluss 
geltend  machen  konnte,  so  wird  das  ganze  Verhältniss  die  Forschung  nur 
wenig  beirren. 

.  Eher  wird  diese  umgekehrt  durch  Vergleichung  des  kirchlichen  Rechts 
oft  wesentlich  gefördert  werden  können.  Die  Kirche  erhob  jederzeit  die 
Forderung,  dass  das  weltliche  Recht  dem  kirchlichen  nicht  widersprechen 
solle.  Wir  dürfen  im  allgemeinen  wohl  davon  ausgehen,  dass  das  erst  nach 
der  Christianisirung  neu  sich  bildende  Recht  durchweg  dieser  Forderung 
gerecht  wurde.  Unden  wir  sie  nun  überaus  häufig  nicht  eingehalten,  treffen 
wir  auf  Rechtssätze,  welche  den  Geboten  der  Kirche  aufs  bestimmteste 
widersprechen,  so  wird  da  auch  in  der  Regel  der  Schluss  gerechtfertigt 
sein,  dass  dieselben  in  die  heidnische  Zeit  zurückreichen  müssen,  dass  der 
Einfluss  der  Kirche  wohl  ausgereicht  haben  würde,  sie  nicht  aufkommen 
zu  lassen,  aber  nicht  mächtig  genug  war,  sie  zu  beseitigen.  Finden  wir 
etwa  in  den  verschiedensten  germanischen  Rechten  noch  in  späterer  Zeit 
die  Befugniss  des  Ehemanns  ausdrücklich  anerkannt,  die  ertappte  Ehe- 
brecherin zu  erschlagen,  so  müsste  von  allem  andern  abgesehen  schon  der 
Umstand,  dass  die  Kirche  die  Uebung  derselben  jederzeit  verbot,  zum  Er- 
weise genügen,  dass  es  sich  dabei  nur  um  altgermanisches  Recht  handeln 
konnte.  Wie  wichtige  Haltpunkte  sich  daraus  auch  bei  weniger  einfach 
liegenden  Fällen  ergeben  können,  bedarf  keiner  weitern  Ausführung. 

122.  Es  ist  dann  weiter  die  Möglichkeit  der  Beeinflussung  durch 
römisches  Recht  zu  beachten.  Und  diese  konnte  sich  allerdings  nicht 
blos  auf  einzelnen,  sondern  auf  allen  Rechtsgebieten  geltend  machen.  Es 
wird  sich  weiter,  wo  es  sich  um  zwei  weltliche  Rechte  handelt,  das  that- 
sächlich  zutreffende  Verhältniss  vielfach  nicht  so  unmittelbar  kenntlich 
machen,  wie  das  überwiegend  zutrifft,  wo  der  Gegensatz  zwischen  kirch- 
lichem und  weltlichem  Recht  in  Frage  kommt.  Wird  nun  beim  longobar- 
dischen  Recht  ein  weitergehender  Einfluss  des  römischen  von  vornherein 
nicht  behauptet,  so  trifft  das  von  der  uns  zunächst  beschäftigenden  Gruppe 
insbesondere  das  gothische  und  burgundische  Recht. 

In  dieser  Richtung  aber  bietet  uns  nun  der  Umstand,  dass  bei  den 
nordgermanischen  Rechten  jede  solche  Beeinflussung  ausgeschlossen  ist, 
die  genügenden  Mittel,  um  zu  beurtheilen,  in  wie  weit  der  Schluss  sich 
rechtfertigt,  dass  das,  was  in  südgermanischen  Rechten  mit  dem  römischen 
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übereinstimmt,  nun  auch  diesem  entnommen  sein  müsse.  Findet  sich  etwa 
die  als  römisch  betrachtete  Vormundschaft  der  Mutter  nicht  blos  im  gothi- 
schen  und  burgundischen  Recht,  sondern  ebenso  in  denen  des  Nordens, 
so  ergibt  sich  damit  zweifellos,  dass  sie  überhaupt  germanisch  sein  kann 
und  dann  doch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auch  germanisch  sein  wird. 
Während  sich  das  in  solchen  Fällen  dann  überaus  häufig  bestimmter  da- 
durch bestätigt,  dass  wohl  der  Rechtssatz  im  allgemeinen  sich  auch  im  rö- 
mischen Rechte  findet,  die  nJiheren  Bestimmungen  sich  aber  enger  denen 
nordgermanischer  Rechte  anschliessen.  Und  die  Einzeluntersuchung  wird 
ergeben,  wie  überaus  selten  die  Fälle  sind,  wo  dieser  Haltpunkt  nicht  aus- 
reicht, um  über  den  römischen  oder  germanischen  Ursprung  der  Einzel- 
bestimmungen jener  Rechte  zu  entscheiden. 

In  einer  spätem  Zeit  hat  dann  das  römische  Recht  noch  in  weiterm 
Umfange  ausgleichend  auf  die  germanischen  Rechte  eingewirkt,  indem  die 
Rechtswissenschaft  dasselbe  als  allgemein  verbindliches  Recht  geltend  zu 
machen  suchte.  Davon  werden  wir  hier  im  allgemeinen  absehen  können. 
Die  zu  beachtenden  Rechte  sind  uns  durchweg  auf  Entwicklungsstufen 
bekannt,  für  die  jener  Umstand  noch  nicht  in  Rechnung  zu  bringen  ist; 
nur  wo  wir  in  Einzelfällen  auch  Zeugnisse  einer  sehr  späten  Zeit  heran- 
ziehen werden  oder  wo,  wie  insbesondere  in  Italien,  der  Einfluss  der  Rechts- 
studien auf  das  thatsächliche  Rechtsleben  sich  besonders  früh  geltend  macht, 
mag  das  zu  beachten  sein. 

123«  Nach  dem  Gesagten  lässt  sich,  wie  ich  denke,  mit  genügender 
Sicherheit  feststellen,  was  in  den  uns  vorliegenden  ältesten  Aufzeichnungen 
der  germanischen  Rechte  auf  Fremdrecht  beruhen  dürfte,  so  dass  die  Unter- 
suchung der  Verwandtschaftsverhältnisse  nicht  leicht  dadurch  beirrt  werden 
wird.  Wohl  aber  kann  sich  eine  erhebliche  Erschwerung  der  For- 
schung durch  die  Entlehnung  aus  Fremdrechten  in  der  Rich- 
tung ergeben,  dass  die  ftemdrechtlichen  Bestandtheile  so  ausgedehnt  sein 
können,  dass  sie  das  Recht  in  seinem  frühesten  uns  erkennbaren  Bestände 
in  vielen  Beziehungen  nicht  mehr  geeignet  erscheinen  lassen,  über  die 
ursprüngliche  Gestaltung  des  Volksrechts  mit  einiger  Sicherheit  zu  ürtheilen 
und  danach  die  Verwandtschaftsverhältnisse  desselben  zu  bestimmen. 

Das  trifft  insbesondere  ein  für  unsere  Zwecke  besonders  wichtiges, 
das  gothische  Recht.  Das  ostgothische  Edict  beruht  so  überwiegend 
auf  römischer  Grundlage,  dass  überhaupt  nur  sehr  wenige,  vom  römischen 
Rechte  abweichende  und  dem  westgothischen  sich  annähernde  Bestimmun- 
gen desselben  für  die  Feststellung  des  altern  gothischen  Rechts  verwendbar 
sind.  Bezüglich  des  westgothischen  Rechtsbuchs  habe  ich  dann  allerdings, 
wie  schon  S  7  betont,  bereits  in  einer  frühern  Arbeit  nachzuweisen  versucht, 
dass  es  nicht  in  so  ausgedehntem  Masse  von  römischem  Recht  beeinflusst 
ist,  als  bisher  angenommen  wurde,  und  werde  dafür  in  den  folgenden  Er- 
örterungen weitere  Belege  bringen.  Das  aber  schliesst  nicht  aus,  dass  die 
fremdrechtliche  Beeinflussung  vielfach  eine  so  weitgehende  war,  dass  es 
auf  Grundlage  jenes  Rechtsbuches  nicht  möglich  sein  würde,  uns  zu  ver- 


156  IV  I.  Entlehnung. 

123]  gegenwärtigen,  wie  eine  Reihe  von  Rechtsinstituten  bei  den  Gothen 
ursprünglich  gestaltet  waren ;  dass  uns  dafür  demnach  jedes  Erkenntniss- 
mittel fehlen  würde,  falls  wir  anzunehmen  hätten,  dass  das  gothisch-spa- 
nische  Recht  sich  auf  Grundlage  jenes  Rechtsbuches  weiterentwickelt  habe, 
demnach  auch  Alles,  worin  es  von  demselben  später  abweicht,  als  Ergebniss 
selbstständiger  Entwicklung  für  unsere  Zwecke  nicht  weiter  zu  beachten 
sein  würde. 

Aber  hier,  wie  in  andern  Fällen  können  wir  uns  doch  auf  die  Noth- 
wendigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  demaufgezeichne- 
ten  und  dem  thatsächlich  geltendenRechte  hingewiesen  sehen. 
Kann  das  selbst  da  zu  beachten  sein,  wo  die  Aufzeichnung  nichts  Weiteres 
beabsichtigt,  als  das  schon  bisher  geltende  Recht  schrifdich  festzustellen, 
so  ist  das  natürlich  in  erhöhetem  Masse  da  der  Fall,  wo  es  sich,  wie  hier, 
zunächst  um  Gesetzgebung  handelt ;  weniger  um  Feststellung  dessen,  was 
geltendes  Recht  ist,  als  was  fortan  Recht  sein  soll.  Die  Annahme  aber,  dass 
es  nun  wirklich  von  da  ab  zunächst  geltendes  Recht  und  damit  auch  wei- 
terhin die  einzige  Grundlage  der  Weiterentwicklung  gewesen  sei,  wird 
dann  doch  vielfach  des  Beweises  bedürfen.  Dass  sie  im  gegebenen  Falle 
nicht  zutrifft,  habe  ich  schon  in  der  angeführten  Arbeit  zu  erweisen  gesucht 
und  werde  dafür  in  den  folgenden  Untersuchungen  gehäufte  Belege  bringen 
Blosse  Abweichungen  des  spätem  spanischen  Rechts  von  dem  der  Lex  Wi- 
sigothorum  würden  allerdings  Ergebniss  selbstständiger  Weiterentwicklung 
sein  können.  Ausgeschlossen  aber  ist  das,  wenn  die  Vergleichung  ergibt, 
dass  das  Abweichende  sich  durchweg  aufs  engste  den  Bestimmungen  an- 
derer ostgermanischer  Rechte  anschliesst.  Das  kann  sich  natürlich  nur  aus 
einer  weit  über  die  Zeit  der  Lex  zurückreichenden  Verwandtschaft  erklären ; 
es  erweist,  dass  das  spätere  Recht  sich  überwiegend  nicht  auf  Grundlage 
der  mit  kirchlichen  und  römischen  Bestandtheilen  versetzten  Lex  weiter- 
entwickelte, sondern  auf  Grundlage  des  althergebrachten  Volksrechtes,  dem 
gegenüber  die  abweichenden  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  durchweg 
nicht  zu  thatsächlicher  oder  wenigstens  nicht  zu  allgemeiner  und  dauernder 
Geltung  gelangt  sein  können. 

Dieses  Verhältniss  aber  greift  nicht  blos  in  diesem  Falle  ein.  Das, 
was  nach  den  Gesetzen  und  andern  Rechtsaufzeichnungen  auf  einer  ft-ühe- 
ren  Entwicklungsstufe  Recht  sein  sollte,  wird  keineswegs  immer  als  Grund- 
lage der  Weiterentwicklung  zu  betrachten  sein.  Zeigt  ein  Recht  auf  späterer 
Stufe  grössere  Verwandtschaft  mit  Rechten,  zu  denen  ihm  in  der  Zwischen- 
zeit alle  Beziehungen  fehlten,  so  ist  das  nur  durch  die  Annahme  zu  erklären, 
-dass  das  uns  vorliegende  schriftlich  festgestellte  ältere  Recht  dem  thatsäch- 
lich geltenden  nicht  entsprach  und  in  seinen  von  demselben  abweichenden 
Bestimmungen  nicht  genügend  zur  Geltung  gelangte.  Es  mag  ja  genügen, 
in  dieser  Richtung  an  die  Capitularien  zu  errinnern  und  an  den  Umstand, 
wie  auch  für  Gegenstände,  welche  durch  jene  einheitlich  geordnet  sein 
sollten,  die  spätem  deutschen  Rechte  sich  sichtlich  in  ihrer  Weiterentwick- 
lung durch  die  besondern  althergebrachten  Stammrechte  bestimmen  liessen. 
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Andererseits  ist  dann  freilich  die  Möglichkeit  aicht  ausgeschlossen, 
dass  in  manchen  Fällen  das,  was  abweichend  vom  alten  Rechte  fonan  Recht 
sein  sollte,  es  auch  wirklich  allgemein  geworden  sei.  Damit  kann  sich  dann 
allerdings  ein  durchkreuzendes  Verwandtschaftsverhöltniss  im  Gebiete  ein 
und  desselben  Rechts  ergeben.  Der  Zusammenhang  ist  dann  n         x 


a 

\ 

h ;  das 
spätere  spanische  Recht  b  beruht  zunächst  auf  dem  altgothischen  Rechte  x, 
aber  auch  auf  der  durch  Fremdrecht  beeinflussten  Lex  a,  durch  welche 
demnach  immerhin  fremdrechtliche  oder  auf  Willkür  des  Gesetzgebers 
beruhende  Bestandtheile  in  dasselbe  Eingang  gefunden^  haben  könnten. 
Stand  aber  x  mit  der  gesammten  Masse  der  ostgermanischen  und  germa- 
nischen Rechte  in  verwandtschaftlicher  Verbindung,  so  können  auch  die 
Minel  nicht  fehlen,  um  festzustellen,  wo  die  von  x  abweichenden  Bestand- 
theile in  a  einen  Einfluss  auf  h  geübt  haben  können. 

124.  Grössere  Schwierigkeiten,  als  aus  dem  Eingreifen  der  Fremd- 
rechte, ergeben  sich  aus  der  Beeinflussung  eines  germanischen 
Rechts  durch  andere  germanische  Rechte.  Weist  die  Verglei- 
chung  der  Rechte  selbst  mehrfach  darauf  hin,  dass  eine  solche  wegen  der 
sich  kreuzenden  Verwandtschaftsverhältnisse  in  vorgeschichtlicher  Zeit  statt- 
gefunden haben  muss,  so  ist  das  ja  auch  nach  der  ganzen  sonstigen  Sach- 
lage und  manchen  Haltpunkten,  welche  da  noch  die  Verhältnisse  der  ge- 
schichdichen  Zeit  bieten,  nicht  zu  bezweifeln.  Aber  vielfach  ist  man  doch 
auch,  wie  ich  denke,  in  der  Annahme  solcher  Beeinflussung  zu  weit  ge- 
gangen. 

Insbesondere  glaube  ich,  dass  von  der  Annahme  einer  Entlehnung 
einzelner  Rechtsbestimmungen  aus  einem  fremden  Rechte  nur 
da  Gebrauch  gemacht  werden  sollte,  wo  besondere  Verhältnisse  sie  im 
Einzelfalle  zu  rechtfertigen  scheinen.  Sehen  wir  auf  die  geschichtliche 
Zeit,  insbesondere  auf  den  Zustand  nach  Beendigung  der  grossen  Wan- 
derungen, wo  den  Stammrechten  durchweg  auch  bestimmte  Stammgebiete 
entsprechen,  so  ist  im  allgemeinen  gewiss  anzunehmen,  dass  die  einzelnen 
Stamme  ihr  Recht  im  wesendichen  selbstständig  weiter  enuvickelten,  dass 
sie  keine  Veranlassung  hatten,  sich  irgendetwas  aus  dem  Rechte  eines  an- 
dern Stammes  anzueignen.  Zumal,  wenn  wir  dabei  zunächst  nur  die  ost- 
germanischen Rechte  ins  Auge  fassen,  davon  absehen,  in  wie  weit  da  bei 
den  westgermanischen  Stämmen  der  engere  örtliche  Zusammenhang  und 
die  Einigung  der  meisten  derselben  im  Frankenreiche  vielleicht  eine  ab- 
weichende Sachlage  bedingten. 

Die  besondern  Gründe,  welche  auf  die  Aufnahme  kirchlicher  und 
römischer  Sätze  hinwiesen,  entfielen  da,  wo  es  sich  um  die  etwaige  Beein- 
flussung eines  germanischen  Rechts  durch  ein  anderes  handelt.  Eine  Aus- 
gleichung verschiedener  germanischer  Rechte,  bei  welcher  dann  die  Be- 
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124]  Stimmungen  eines  derselben  vorzugsweise  massgebend  werden  konn- 
ten, wird  zunächst  nur  etwa  da  anzunehmen  sein,  wo  ein  Bedürfhiss  zur 
Regelung  internationaler  Beziehungen  vorlag,  bei  Rechtsver- 
haltnissen, welche  über  das  Gebiet  der  Einzelrechte  hinausgriffen.  So  beim 
grossen  Handelsverkehr,  für  den  die  Bestimmungen  der  Einzelrechte  nicht 
ausreichten,  bei  dem  sich  das  Bedürfniss  fühlbar  machen  musste,  zu  ein- 
heitlicheren Bestimmungen  zu  gelangen,  wo  auch  immer  das  Geschäft 
zwischen  Angehörigen  verschiedener  Reiche  abgeschlossen  wurde.  So  bei 
den  Eheschliessungen  in  den  königlichen  und  fürstlichen  Familien,  bei 
denen  in  der  Regel  die  Contrahirenden  verschiedenen  Rechts  waren;  ich 
werde  an  anderm  Orte  auszuführen  suchen,  wie  sich  daraus  mehr  und  mehr 
für  das  ganze  Abendland  einheitliche,  vielfach  von  dem  besondere  Landes- 
brauche abweichende  Bestimmungen  ergeben  konnten,  die  dann  wohl  zu- 
nächst einzelnen  Rechtsgruppen  entlehnt  waren.  Aber  auch  solche  Rege- 
lung internationaler  Verhältnisse  hatte  schwerlich  weitergreifenden  Einfluss 
auf  die  Stammrechte  selbst.  Innerhalb  des  Gebietes  derselben  fehlte  jede 
Veranlassung,  sich  dem  anzupassen;  Handel  und  Wandel  voUzogen  sich 
da  im  allgemeinen  nach  dem  hergebrachten  Recht,  wenn  auch  etwa  die 
Grosshändler  unter  sich  die  im  internationalen  Verkehr  üblichen  Formen 
einhielten ;  die  Ehen  wurden  im  allgemeinen  nach  wie  vor  in  landesüblicher 
Weise  geschlossen,  wenn  da  in  die  grossen  Familien  auch  dieser  und  jener 
Brauch  fremden  Ursprungs  Eingang  finden  mochte. 

Für  die  Masse  der  Bevölkerung  konnten  da  nur  etwa  die  Verhält- 
nisse derNachbarschaft  ins  Gewicht  fallen.  In  den  Gränzgegenden 
konnte  sich  ein  Bedürfniss  nach  Ausgleichung  der  Rechte  geltend  machen; 
man  mochte  sich  da  hüben  und  drüben  allmählig  Sätze  des  andern  Rechts 
aneignen,  weil  sie  dem  Bedürfnisse  besser  zu  entsprechen  schienen,  als  die 
des  eigenen.  Aber  zu  hoch  wird  man  auch  das  nicht  anschlagen  dürfen, 
wo  nicht  ein  solcher  Prozess  durch  politische  Einigung  der  Gränzgebiete 
verschiedenen  Rechts  oder  stärkere  Einwanderung  aus  dem  einen  in  das 
andere  gefördert  wurde.  Und  auch  dann  würde  doch  eine  lange  Entwick- 
lung dazu  gehören,  um  solche  Entlehnungen,  welche  sich  zunächst  auf  die 
Gränzgegenden  beschränkten,  im  ganzen  Rechtsgebiete  festen  Fuss  fassen 
zu  lassen. 

In  der  Regel  wird  der  Einfluss  sich  auf  die  Gränzgebiete  selbst  be- 
schränkt haben,  und  konnte  da  zu  örtlichen  Abweichungen  vom  gemei- 
nen Rechte  des  Stammes  führen,  deren  Veranlassung  dann  aber  so  nahe 
liegt,  dass  das  Verhältniss  nicht  leicht  beirrend  in  die  Forschung  eingreifen 
wird.  Und  selbst  in  Gränzgebieten  wird  da  keineswegs  immer  an  gegensei- 
tige  Entlehnung  von  Einzelbestimmungen  zu  denken  sein,  die  mir  durchweg 
wenig  wahrscheinlich  ist.  Wo  sich  in  einem  Gränzgebiete  bald  Anlehnung 
an  das  eine,  bald  an  das  andere  Nachbarrecht  geltend  machte,  wie  etwa, 
worauf  wir  zurückkommen,  in  Flandern  an  das  fränkische  und  friesische, 
da  kann  das  auch  sehr  wohl  darauf  zurückgehen,  dass  die  Bevölkerung 
selbst  ursprünglich  verschiedenen  Stammes  und  verschiedenen  Rechts  war, 
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uad  sich  dann  durch  Ausgleichung  ein  Mischrecht  ergab,  das  aber  auf  die 
verwandten  Nachbarrechte  keinen  weitern  Einfluss  gewann,  sich  nur  so 
weit  bemerklich  macht,  als  wir  Mischung  der  Bevölkerung  annehmen  dürfen. 

125,  Will  man  aber  auch  den  Verhältnissen  der  Nachbarschaft  un- 
gleich grossem  Einfluss  auf  spätere  Ausgleichung  germanischer  Rechte 
zugestehen,  als  derselbe  mir  irgend  wahrscheinlich  ist,  so  ergibt  sich  jeden- 
falls, dass  kaum  abzusehen  ist,  wie  die  Untersuchung  der  Verwandtschafts- 
verhältnisse unter  den  ostgermanischen  Rechten  selbst  dadurch  sollte  beirrt 
werden  können.  Zur  Begründung  der  Unwahrscheinlichkeit  der 
Annahme  späterer  gegenseitiger  Beeinflussung  der  ost- 
germanischenRechte  genügt  ja  ein  Hinweis  auf  die  späteren  Wohn- 
sitze. Diese  schliessen  von  vornherein  die  Annahme  aus,  es  könne  eine 
Verwandtschaft  des  gothischen,  burgundischen,  longobardischen  mit  scan- 
dioavischem,  oder  des  friesischen  mit  nordschwedischem,  des  isländischen 
mit  göthischem  Recht  sich  erst  in  geschichtlicher  Zeit  durch  Entlehnung 
ergeben  haben.  Nur  hie  und  da,  wo,  wie  bei  den  gothischen  und  nord- 
schwedischen Rechten  zur  Nachbarschaft  politische  Einigung  hinzukam, 
werden  wir  Veranlassung  finden,  die  Möglichkeit  erst  nachträglicher  gegen- 
seitiger Beeinflussung  wenigstens  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Es  bietet,  wie  ich  denke,  diese  spätere  örtliche  Trennung  der  ostger- 
manischen Rechte  im  allgemeinen  und  wieder  gerade  solcher  Einzelrechte, 
deren  Bestimmungen  sich  näher  verwandt  zeigen,  den  grossen  Vortheil, 
dass  Untersuchungen  über  die  ursprünglichen  Verwandtschaftsverhältnisse 
innerhalb  der  ostgermanischen  Gruppe  sich  von  vornherein  auf  einer  feste- 
ren Grundlage  bewegen,  ihr  Ergebniss  weniger  Anfechtungen  Raum  gibt, 
weil  die  Annahme  nachträglicher  Entlehnung  und  Ausgleichung  da  durch- 
weg bestimmt  ausgeschlossen  ist.  Wer  zugeben  muss,  dass  Bestimmungen, 
welche  wir  im  spätem  spanischen  oder  italienischen  Recht  finden,  mit  denen 
dieses  oder  jenes  scandinavischen  Rechts  in  einer  Weise  übereinstimmen, 
dass  ein  verwandtschaftlicher  Zusammenhang  nicht  bezweifelt  werden  kann, 
der  wird  dann  auch  darauf  verzichten  müssen,  ihn  durch  nachträgliche 
gegenseitige  Beeinflussung  zu  erklären. 

136.  Freilich  dürfen  wir  uns  in  dieser  Richtung  nicht  auf  die  eine 
Gruppe  beschränken,  sondern  werden  insbesondere  auch  die  Möglich- 
keit gegenseitiger  Beeinflussung  ostgermanischer  und 
westgermanischerRechte  zu  erwägen  haben.  Denn  einerseits  soll 
ja  durch  die  Untersuchung  für  manche  Rechte  erst  festgestellt  werden,  ob 
wir  sie  der  einen  oder  andern  Gruppe  zuzuzählen  haben.  Andererseits  er- 
gaben unsere  früheren  Erörterungen,  vgl.  S  56.66,  dass  der  Vergleich  west- 
germanischer Rechte  vielfach  die  wichtigsten  Haltpunkte  für  die  Beurthei- 
lung  der  Verwandtschaftsverhältnisse  innerhalb  der  ostgermanischen  Gruppe 
bieten  kann.  In  dieser  Richtung  wird  nun  gerade  die  betonte  spätere  ort  - 
liehe  Gestaltung,  wonach  die  ostgermanischen  Stämme  die  örtlich  geschlos- 
sene Masse  der  westgermanischen  umgaben,  überaus  häufig  der  Behaup- 
tung freien  Raum  lassen,  es  könnten  die  Verhältnisse  der  Nachbarschaft 
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126]  zu  späterer  weitgreifender  Beeinflussung  von  Rechten  der  einen 
Gruppe  durch  solche  der  andern  geführt  haben. 

Solche  Beeinflussung,  mag  dazu  nun  die  blosse  Nachbarschaft  aus- 
reichen, mögen  andere  später  zu  besprechende  Gründe  eingreifen,  wird 
auch  kaum  ganz  in  Abrede  zu  stellen  sein.  Aber  gerade  die  Beachtung 
dieses  Verhältnisses  wird  dazu  dienen  können,  den  Gründen,  welche  lür 
Zugehörigkeit  eines  Stammes  zu  dieser  oder  jener  Gruppe  sprechen,  grösse- 
res Gewicht  zu  geben.  Nirgends  würden  wohl  die  Verhältnisse  der  Nach- 
barschaft den  Gedanken  an  spätere  allmählige  Ausgleichung  der  Rechte  so 
nahe  legen,  als  bei  Friesen  und  Sachsen,  zumal  wir  da  den  verwandten 
Prozess  der  Ausgleichung  der  Sprachen  unmittelbar  verfolgen  können.  Eine 
Beeinflussung  des  friesischen  Rechts  durch  sächsisches  wird  immerhin  in 
Rechnung  zu  bringen  sein.  Sie  könnte  eine  so  starke  gewesen  sein,  dass 
das  spätere  friesische  Recht,  auch  wenn  es  ursprünglich  ein  ostgermanisches 
gewesen  sein  sollte,  uns  nicht  mehr  die  nöthigen  Haltpunkte  bieten  würde, 
das  festzustellen.  Werden  statt  dessen  die  Einzeluntersuchungen  ergeben, 
dass  sich  auch  für  das  spätere  friesische  Recht  wenigstens  auf  dem  von  uns 
beachteten  Rechtsgebiete  die  Anknüpfung  durchweg  nicht  beim  sächsischen 
Recht  ergibt,  sondern  vorzugsweise  beim  dänischen  und  schwedischen,  so 
wird  nur  um  so  sicherer  auf  die  ursprüngliche  Zugehörigkeit  auch  des 
friesischen  Rechts  zur  ostgermanischen  Gruppe  geschlossen  werden  dürfen. 
Auf  andere  Verhältnisse  dieser  Art  wird  uns  die  spätere  Untersuchung 
führen. 

127.  Dagegen  würde  nun  durch  dieses  Verhältniss  die  Möglich- 
keit falscher  Schlüsse  aus  derUebereinstimmung  von  Rech- 
ten verschiedener  Gruppe  gegeben  sein;  es  kann  die  Untersuchung 
überall  unsicher  machen,  wo  wir  nach  dem  §  56  Bemerkten  den  Schluss 
zu  verwerthen  denken,  dass  das,  was  sich  übereinstimmend  in  Rechten 
beider  Gruppen  findet,  auch  als  ursprünglich  und  damit  für  den  Ausgangs- 
punkt der  beiderseitigen  Entwicklung  massgebend  zu  betrachten  sei.  Der 
Schluss  würde  natürlich  ein  irriger  sein,  wenn  die  Uebereinstimmung,  auf 
die  wir  ihn  stützen,  sich  da  erst  nachträglich  aus  gegenseitiger  Beeinflussung 
ergeben  konnte.  Ob  das  zutrifft,  wird  immer  nur  nach  den  besondern  Ver- 
hältnissen des  Einzelfalles  beurtheilt  werden  können.  Es  wird  genügen, 
wenn  wir  uns  in  dieser  Richtung  auf  Erörterung  des  bestimmten  Verhält- 
nisses beschränken,  für  das  wir  von  jenem  Schlüsse  vorzugsweise  Gebrauch 
zu  machen  denken. 

Nach  dem  §  66  Bemerkten  stütze  ich  auf  den  Umstand,  dass  das  spä- 
tere spanische  Recht  sich  zwar  in  dem,  was  beide  Hauptgruppen  überhaupt 
bestimmter  auseinanderhält,  vom  fränkischen  unterscheidet,  andererseits 
aber  sich  diesem  vielfach  näher  verwandt  zeigt,  als  das  bei  irgendwelchen 
anderen  Rechten  beider  Gruppen  zutrifft,  die  Annahme,  dass  das  gothi sehe 
und  fränkische  Recht  diejenigen  sein  müssen,  welche  dem  gemein- 
samen Urrechte  beider  Gruppen  am  nächsten  stehen.  Die  Zulässigkeit  des 
Schlusses  hängt  natürlich  davon  ab,  dass  die  nähere  Uebereinstimmung 
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beider  Rechte  sich  nicht  erst  durch  gegenseitige  Beeinflussung  in  geschicht- 
licher Zeit  ergeben  haben  kann,  wie  das  wohl  schon  früher  behauptet  ist, 
vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.B.  2,494,  während  dann  insbesondere  Amira,  vgl. 
S  12,  meinen  bereits  früher  auf  die  Uebereinstimmung  zwischen  gothischem 
und  fränkischem  Recht  gebauten  Schlüssen  mit  dem  Hinweis  auf  das  Nahe- 
liegen von  späteren  Endehnungen  gerade  bei  jenen  Rechten  entgegentrat. 

128.  Aber  ich  denke  doch,  dass  bei  näherer  Erwägung  die  U  n  - 
Wahrscheinlichkeit  späterer  gegenseitiger  Beeinflussung 
zwischen  fränkischem  und  gothisch-spanischem  Recht  in 
irgend  beachtenswerthem  Masse  kaum  wird  in  Abrede  gestellt  werden  kön- 
nen. So  weit  die  ersten  geschichtlichen  Zeugnisse,  die  Sprache  und  ähn- 
liche Verhältnisse  einen  Rückschluss  gestatten,  dürfte  kaum  für  zwei  andere 
germanische  Stämme  irgendwelcher  nähere  Zusammenhang  in  vorgeschicht- 
licher Zeit  so  unwahrscheinlich  sein,  wie  für  Franken  und  Gotlien.  Wie 
die  Vergleichung  der  Rechte  selbst  darauf  hinweist,  so  bieten  auch  alle 
sonstigen  Haltpunkte  nirgends  ein  Hinderniss  für  die  Annahme,  dass  alles 
Verwandte  im  fränkischen  und  gothischen  Recht  nur  durch  das  germanische 
Urrecht  vermittelt  sein  wird. 

Vorausgesetzt  freilich,  dass  nicht  eine  Beeinflussung  in  geschicht- 
licher Zeit  eingriff.  Denn  die  grosse  Wanderung  haue  allerdings  das  Ergeb- 
niss,  dass  das  fränkische  und  das  westgothische  Reich  zu  Nachbarrei- 
chen wurden,  während  dann  bald  der  in  Gallien  belegene  Theil  des 
letztern  mit  dem  erstem  vereinigt  wurde.  Kam  hier  also  zur  Nachbarschaft 
die  staadiche  Einigung  hinzu,  so  liegt  die  Annahme  wechselseitiger  Be- 
einflussung freilich  besonders  nahe.  Konnte  in  allem,  was  mit  dem  öffent- 
lichen Rechte  zusammenhängt,  das  fränkische  Recht  massgebend  für  Aqui- 
tanien  werden,  so  mag  auch  eine  gewisse  Beeinflussungdes  fränki- 
schen durch  altgothisches  Recht  von  Aquitanien  her  statt- 
gefunden haben.  Scheint,  worauf  auch  Amira  hinweist,  bei  Abfassung  der 
Lex  Salica  die  gothische  Antiqua  vorgelegen  zu  haben,  vgl.  Brunner  Rechtsg. 
1,301,  so  dürfte  darauf  kaum  Gewicht  zu  legen  sein;  da  die  Rechtssätze 
selbst  nicht  übereinstimmen,  hat  man  sich  sichtlich  nur  die  schwierige  Auf- 
gabe, ein  bisher  ungeschriebenes  Volksrecht  aufzuzeichnen,  durch  Ver- 
gleichung einer  Vorlage  erleichtert,  in  der  eine  entsprechende  Aufgabe 
bereits  gelöst  war.  Aber  wenn  etwa  das  spätere  französische  Lehnrecht  in 
Abweichung  vom  deutschen  und  longobardischen  die  Tochter  beim  Mangel 
eines  Sohnes  vom  Lehen  nicht  ausschliesst,  aber  dem  Herren  das  Recht 
zuspricht,  sie  zu  verheirathen,  wie  das  ebenso  in  der  L.  Wisigoth.  5,3  1.  i 
für  ganz  entsprechende  Verhältnisse  bestimmt  ist,  so  ist  mir  da  Beeinflussung 
des  fränkischen  Rechts  vom  gothischen  Süden  her  durchaus  wahrscheinlich ; 
was  Brunner  in  der  Zeitschr.  für  Rechtsg.  21,1  ff.  über  die  Anfänge  des 
Lehnwesens  ausfühn,  würde  diese  Annahme  wohl  nur  unterstützen  können. 

129.  Aber  es  handelt  sich  für  uns  nicht  um  Wechselbeziehungen 
zwischen  dem  gallischen  Süden  und  Norden,  sondern  um  die  Mög- 
lichkeit gegenseitiger  Beeinflussung  von  spanischem  und 
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129]  nordfranzösischem  Recht.  Nicht  das  Recht  des  französischen 
Süden,  wo  sich  später  nur  vereinzelte  schwache  Reste  des  gothischen  Rechts 
erhalten  haben,  sondern  das  spätere  Recht  Spaniens  ist  es,  von  dem  wir 
annehmen,  dass  sich  in  ihm  im  wesentlichen  das  altgothische  Recht  er- 
halten habe,  und  das  wir  desshalb  in  der  angegebenen  Richtung  mit  dem 
fränkischen  oder  nordfranzösischen  Recht  vergleichen. 

Erstreckte  sich  die  fränkische  Reichsordnung  bis  an  die  Pyrenäen 
und  über  dieselben  hinaus,  so  mögen  bezüglich  der  öffendichen  Rechts- 
verhältnisse beide  Rechte  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  Nachbar- 
rechte betrachtet  werden ;  es  wird  ein  Einfluss  von  Frankreich  her,  wie  er 
im  Osten  der  Halbinsel  dann  später  auch  durch  politischen  Zusammenhang 
geförden  wurde,  allerdings  in  Rechnung  zu  bringen  sein.  Was  aber  die 
Verhältnisse  des  Privatrechts,  die  wir  im  Auge  haben,  betrifft,  so  ist  mir 
da  an  und  für  sich  die  Annahme  einer  stärkern  Beeinflussung  durch  Nach- 
barrechte eine  wenig  wahrscheinliche.  Jedenfalls  aber  mUsste  es  sich  dann 
auch  auf  diesem  Gebiete  um  Nachbarrechte  handeln.  Da  aber  gränzten 
später  weder  an  den  Pyrenäen,  noch  an  der  Loire  fränkisches  und  gothi- 
sches  Rechtsgebiet.  Zwischen  beiden  haben  wir  das  einst  gothische  Gebiet 
als  ein  Land  römischen  Rechtes  zu  betrachten,  in  dem  das  germanische 
Recht  diesem  wenigstens  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  hatte  weichen 
müssen,  in  dem  sich  nur  Reste  desselben,  und  zwar  eng  mit  römisch- 
rechtlichen  Bestimmungen  verschmolzen,  erhalten  hauen.  Hätte  sich  von 
hier  aus  eine  spätere  Beeinflussung  des  spanischen  Rechts  geltend  gemacht, 
so  hätte  das  nur  eine  römischrechtliche  sein  können,  wie  sie  in  sehr  engen 
Gränzen  in  Catalonien  stattgefunden  haben  mag.  Zeigt  sich  im  allgemeinen 
bis  zum  dreizehnten  Jahrhunderte,  wo  das  römische  Recht  auf  andern 
Wegen  Eingang  fand,  keine  Beeinflussung  des  spanischen  Rechts  durch 
das  römische,  wie  es  im  Gebiete  dej  Droit  ecrit  in  Geltung  war,  so  bestätigt 
das  nur  unsere  Annahme,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  gegen- 
seitige Beeinflussung  von  Nachbarrechten  nur  wenig  in  Anschlag  zu  brin- 
gen ist. 

130.  Reicht  das  blosse  Verhältniss  der  Nachbarschaft  hier  am  wenig- 
sten aus,  um  es  zu  erklären,  dass  das  spätere  spanische  Recht  mit  dem 
germanischen,  insbesondere  dem  fränkischen  Recht  auch  in  solchen  Rechts- 
einrichtungen übereinstimmt,  für  welche  die  Lex  Wisigothorum  eine  ganz 
abweichende  Gestaltung  zeigt,  von  der  man  demnach  glaubte  annehmen 
zu  dürfen,  dass  sie  dem  gothischen  Rechte  von  jeher  fremd  oder  doch 
schon  früh  aus  demselben  beseitigt  waren,  so  ist  wohl  auf  den  Aufent- 
halt französischer  Ritterschaft  in  Spanien  hingewiesen  und 
geltend  gemacht,  wie  durch  die  vielfache  Theilnahme  derselben  an  den 
Kämpfen  gegen  die  Mauren  französisches  Recht  später  in  Spanien  Eingang 
finden  konnte.  Nun  wird  es  doch  kaum  nöthig  sein,  auch  hier  darauf  hin- 
zuweisen, dass  das  wohl  überwiegend  südfranzösische  Ritterschaft  traf, 
dass  sich  daraus  auf  privatrechtlichem  Gebiete  nicht  gerade  Uebereinstim- 
mung  zunächst  mit  fränkischem  Recht  hätte  ergeben  müssen.    Aber  dem 
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Einflüsse,  den  eine  fremde  Ritterschaft  in  einem  Lande,  in  dem  sie  sich 
kriegerischer  Zwecke  wegen  aufhält,  auf  eine  Umgestaltung  des  Rechtes 
desselben  auszuüben  in  der  Lage  ist,  sind  doch  gewiss  an  und  für  sich  so 
enge  Schranken  gezogen,  dass  dem  Verhältnisse  von  vornherein  nicht  leicht 
irgendwelche  grössere  Bedeutung  zugeschrieben  werden  kann. 

Es  mag  ja  sein,  dass  das  auf  ritterliche  Sitte  und  selbst  auf  das  Recht 
der  ritterlichen  Stände  einigen  Einfluss  übte.  Hatte  nach  französischem 
Recht  kein  Unehelicher  gesetzliches  Erbrecht  nach  dem  Vater,  findet  sich 
das  später  in  Portugal  in  Abweichung  vom  altern,  den  Goncubinenkindern 
volles  Erbrecht  zusprechenden  Landesrechte  ebenso  bestimmt,  aber  aus- 
schliesslich für  den  Adel,  ausgesprochen,  so  mag  es  sein,  dass  da  franzö- 
sischer Einfluss  wirksam  gewesen  war.  Ist  auf  diesen  insbesondere  bezüg- 
lich der  Gottesunheile  hingewiesen,  vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,494,  so 
könnte  das  ja  immerhin  zulässig  erscheinen,  wenn  es  sich  etwa  nur  um  den 
Zweikampf  handeln  würde.  Aber  es  scheint  mir  undenkbar,  dass  der  zeit- 
weise Aufenthak  französischer  Ritterschaft  im  Lande  dazu  ausgereicht  haben 
sollte,  das  rationellere  Beweissystem  der  Lex  wieder  aufzugeben,  und  dafür 
nicht  blos  den  ritterlichen  Kampf,  sondern  die  zunächst  nur  für  die  Masse 
der  Bevölkerung  in  Betracht  kommenden  Formen  des  Kesselfangs  und  des 
heissen  Eisens  allgemein  einzuführen. 

Wir  finden  dann  allerdings  auch  einzelne  fränkische  Ansied- 
lunge n  im  Lande.  Wo  uns  aber  über  das  Recht  derselben  Genaueres 
bekannt  ist,  ergibt  sich  auch  leicht,  wie  wenig  da  von  einer  Beeinflussung 
des  Landesrechts  im  allgemeinen  die  Rede  sein  konnte.  Wir  sehen,  dass 
den  fränkischen  Ansiedlern  ihr  Recht  belassen  wurde ;  wir  werden  etwa 
jener  fränkischen  Bestimmung  bezüglich  des  Erbrechts  der  Unehelichen 
ohne  Beschränkung  auf  den  Stand  in  einzelnen  portugiesischen  Orten 
wieder  begegnen.  Aber  in  ausdrücklicher  Beschränkung  auf  die  fränkische 
Bevölkerung  und  überdies  wohl  in  einer  dem  Landesrechte  entsprechenden 
Abschwächung.  Dann  wäre  freilich  nicht  ausgeschlossen,  dass  am  One 
selbst  eine  Ausgleichung  stattfand  und  dabei  das  Recht  der  vielleicht  zahl- 
reicheren fränkischen  Einwanderer  zur  ausschliesslichen  Geltung  gelangte. 
Aber  das  traf  dann  doch  nur  einzelne  Orte ;  es  ist  gar  nicht  abzusehen,  wie 
das  weitergreifen,  wie  sich  daran  ein  Process  anknüpfen  sollte,  der  für  das 
ganze  Land  zu  einer  Annäherung  an  fränkisches  Recht  fühne. 

131.  Ich  würde  auf  solche  Annahme  überhaupt  kaum  eingegangen 
sein,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  geltend  gemacht  worden  wäre,  wenn  ich 
nicht  andererseits  glaubte,  auf  den,  wie  ich  denke,  ursprünglichen  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhang  zwischen  fränkischem  und  gothischem  Recht 
besonderes  Gewicht  legen  zu  müssen.  Die  Nothwendigkeit  eines  Erklärungs- 
versuches würde  doch  erst  dann  vorliegen,  wenn  sich  bezüglich  einzelner 
Rechtsbestimmungen  nachweisen  Hesse,  dass  sie  wegen  ihrer  besondern 
Gestaltung  eben  nur  aus  dem  fränkischen  Recht  in  das  spanische  hätten 
Eingang  finden  können.  Ein  solcher  Nachweis  wird  aber  kaum  zu  erbrin- 
gen sein.    Und  wenn  er  erbracht  würde,  würde  er  ohne  Bedeutung  sein 
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131]  gegenüber demNichtausreichen  der  Annahme vonEinzel- 
entlehnungen  zur  Erklärung  des  Gesammtverhältnisses, 
wie  es  sich  hier  ergibt. 

Was  ich  gegenüber  der  vorherrschenden  Ansicht  von  der  frühen 
Entnationalisirung  des  vv^estgothischen  Rechts  gehend  mache,  ist  nicht  zu- 
nächst eine  auffallende  Uebereinstimmung  des  spätem  spanischen  Rechts 
gerade  mit  dem  fränkischen,  sondern  mit  germanischem  Rechte  im  allge- 
meinen. Und  überwiegend  ergibt  sich  da  in  Abweichung  vom  fränkischen 
Recht  der  nähere  Anschluss  bei  den  ostgermanischen  Rechten,  wo  also 
Beeinflussung  durch  fränkisches  Recht  den  gegenüber  der  Lex  auffallenden 
Wiederanschluss  an  germanische  Auffassung  von  vornherein  nicht  würde 
erklären  können. 

In  andern  Fällen  ergibt  sich  dann  allerdings,  dass  das  spanische  Recht 
sich  dem  fränkischen  ungleich  näher  anschliesst,  als  irgendeines  oder  doch 
die  meisten  der  andern  ostgermanischen  Rechte.  Würde  das  nun  nur  das 
spätere  spanische  Recht  treffen,  so  könnte  allerdings  die  Erklärung  durch 
nachträgliche  Beeinflussung  von  Frankreich  her  nicht  von  vornherein  als 
unzulässig  erscheinen.  Aber  es  ist  doch  wohl  zu  beachten,  dass  diese  nähere 
Uebereinstimmung  gerade  bezüglich  solcher  Verhähnisse,  welche  für  unsere 
Zwecke  vor  besonderer  Wichtigkeit  sind,  wie  etwa  der  elterlichen  Gewalt 
und  dem  Fehlen  der  Geschlechtsvormundschaft,  vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.  ß. 
2,503  ft'.,  oder  der  Gleichstellung  der  Töchter  und  Söhne  und  Vorzug  der 
Grosseltern  vor  Geschwistern  wenigstens  bei  Vererbung  der  Fahrniss,  sich 
nicht  blos  im  spätem  spanischen  Recht  findet,  sondern  ebenso  schon  in 
der  Lex  und  zwar  auch  in  ihren  altem  ßesiandtheilen.  Sie  muss  demnach 
schon  früher  vorhanden  gewesen  sein  und  kann  sich  dann  bei  der  betonten 
Unzulässigkeit  der  Annahme,  dass  schon  in  früherer  Zeit  fränkisches  und 
gothisches  Recht  sich  gegenseitig  beeinflussten,  wohl  nur  daraus  erklären, 
dass  gerade  nur  diese  Rechte  aus  dem  germanischen  Urrechte  Manches 
beibehielten,  was  andere  Rechte  fallen  Hessen. 

Finden  wir  dann  darüber  hinaus  im  spanischen  Recht  Ueberein- 
stimmung mit  dem  fränkischen  Recht  auch  wohl  da,  wo  die  Lex  eine  solche 
nicht  bestimmter  ergibt,  lässi  sich  aber  weiter  durch  Vergleichung  mit  ost- 
germanischen Rechten  nachweisen,  das  das  spanische  Recht  unabhängig 
von  der  Lex  und  selbst  im  Widerspruche  mit  ihr  überhaupt  viel  Germa- 
nisches festgehalten  hat,  so  fehlt  doch  jede  Veranlassung,  nicht  auch  das 
auf  einen  ältesten  Zusammenhang  in  der  Urzeit  zurückzuführen,  sondern 
nach  Umständen  zu  suchen,  welche  eine  an  und  für  sich  so  unwahrschein- 
liche spätere  Beeinflussung  des  spanischen  Rechts  von  Frankreich  her  etwa 
erklären  könnten.  Wenn  irgendwo,  so  scheint  mir  gerade  bei  der  für  un- 
sere Zwecke  so  wichtigen  nähern  Verwandtschaft  zwischen  gothisch-spa- 
nischem  und  fränkischem  Recht  die  Annahme  ausgeschlossen,  dass  sie  sich 
erst  durch  spätere  gegenseitige  Beeinflussung  habe  herstellen  können. 

132,  Für  den  besprochenen  Fall,  wie  für  alle  ähnlichen,  bei  welchen 
für  die  Uebereinstimmung  zwischen  zwei  Rechten   auf  die  Möglichkeit 
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späterer  Entlehnung  hingewiesen  wird,  wird  insbesondere  auch  das  Ver- 
hältnissdesangeblichEntlehntenzur  Gesa  mm  tauf  Fassung 
des  Rechts  zu  beachten  sein.  Die  Einzelbestimmungen  eines  Rechtes 
stehen  nicht  zusammenhangslos  nebeneinander,  verdanken  ihre  Gestaltung 
nicht  regelloser  Willkür.  So  weit  dieselben  in  inhaltlichem  Zusammen- 
hange stehen,  ergibt  sich  auch  Überwiegend,  dass  fUr  die  besondere  Ge- 
staltung derselben  in  diesem  oder  jenem  Rechte  ein  und  dieselbe  Auffassung 
massgebend  war,  alle  als  Ausfluss  ein  und  desselben  Grundgedankens  er- 
scheinen. Wir  wiesen  bereits  S  37  darauf  hin,  wie  sehr  die  Ueberein- 
stimmung  zweier  Rechte  nicht  blos  in  einer  grössern  Zahl  von  Einzelsätzen, 
sondern  in  der  den  inhaltlich  näherstehenden  zu  Grunde  liegenden  Auf- 
fassung die  Annahme  unterstützen  muss,  dass  die  Uebereinstimmung  auf 
Verwandtschaft,  auf  Zurückgehen  auf  dasselbe  Urrecht  beruht.  Danach 
wird  denn  insbesondere  auch  die  Wahrscheinlichkeit  von  Entlehnungen 
zu  beurtheilen  sein. 

AUerdings  finden  wir  auch  in  Rechten,  bei  welchen  nachträgliche 
Beeinflussung  durch  andere  Rechte  ganz  unwahrscheinlich  ist,  wohl  in- 
haldich  zusammenhängende  Bestimmungen  nach  wesendich  verschiedenen 
Gesichtspunkten  geordnet.  Wir  besprachen  das  Verhältniss  bereits  S  1 1 3 
und  führten  es  darauf  zurück,  dass  sich  im  Laufe  der  Zeit  ein  Bedürfniss 
nach  Abänderung  von  Bestimmungen  des  hergebrachten  Rechts  ergeben 
konnte,  dem  man  dann  nachgab,  so  weit  das  Bedürfniss  sich  unmittelbar 
geltend  machte,  ohne  desshalb  nun  auch  da,  wo  das  nicht  zutraf,  die  auf 
der  frühern  Auffassung  beruhenden  Bestimmungen  entsprechend  zu  ändern. 
Ganz  dasselbe  musste  nun  auch  zutreffen,  wenn  man,  wie  das  nahe  lag, 
bei  derAenderung  einer  Bestimmung  sich  etwa  durch  die  dem  Bedürfnisse 
genügende  eines  Nachbarrechtes  leiten  Hess.  Die  aus  diesem  entlehnten 
Bestimmungen  werden  sich  dann  in  der  Regel  dadurch  kenntlich  ma- 
chen, dass  sie  mit  der  im  Rechte  sonst  massgebenden  Auffassung  nicht  in 
Einklang  stehen,  weil  jede  Veranlassung  fehlte,  nun  auch  alle  zusammen- 
hängenden Bestimmungen  der  abweichenden  Auffassung  des  andern  Rechtes 
anzupassen. 

So  hielt  ich  es  S  130  nicht  für  unwahrscheinlich,  dass  die  spätere 
portugiesische  Bestimmung,  wonach  den  Concubinenkindern  nur  der  Adli- 
gen kein  Erbrecht  zustand,  dem  französischen  Rechte  endehnt  sei,  da  sie 
der  sonstigen,  gerade  in  Portugal  auch  später  festgehaltenen  Auffassung 
des  gothisch-spanischen  Rechts  durchaus  widerspricht ;  man  konnte  sich 
ja  für  die  Endehnung  der  Einzelbestimmung  durch  das  sich  in  dieser  spä- 
tem Zeit  so  häufig  geltend  machende  Bedürfniss  bestimmen  lassen,  dass 
der  Besitz  gerade  des  Adels  nicht  zu  sehr  zersplittert  werde.  Ich  werde 
später  die  Annahme  zu  begründen  suchen,  wonach  ursprünglich  die  west- 
germanischen Rechte  von  der  Auffassung  ausgingen,  dass  auch  die  bekannte 
uneheliche  Vaterschaft  keinerlei  Rechtswirkungen  begründe,  eine  Auffas- 
sung, welche  ja  auch  später  für  die  meisten  bezüglichen  Bestimmungen 
massgebend  blieb.  Aber  sie  erscheint  dann  durchbrochen  durch  die  einzelne 
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132]  Bestimmung,  dass  der  uneheliche  Vater  zu  Alimenten  verpflichtet  sei, 
welche  mit  jener  allgemeinen,  jede  Vaterschaftsklage  ausschliessenden  Auf- 
fassung unvereinbar  ist.  Eben  desshalb  aber  möchte  ich  auch  annehmen, 
dass  sie  den  westgermanischen  Rechten  ursprünglich  fremd  war  und  erst 
nachträglich  aus  dem  canonischen  Recht  aufgenommen  wurde. 

133.  Umgekehrt  wird  dann  aber  auch  die  Unzulässigkeit  der 
Annahme  von  Entlehnungen  zuzugeben  sein,  wenn  in  der  ange- 
gebenen Richtung  jede  Veranlassung  zu  solcher  Erklärung  fehlt;  wenn  die 
bezügliche  Bestimmung  sich  in  beiden  Rechten  der  auch  für  die  inhaltlich 
zusammenhängenden  Bestimmungen  massgebenden  Auffassung  anpasst; 
wenn  es  sich  damit  weniger  um  die  Uebereinstimmung  in  Einzelsätzen, 
als  um  die  in  der  Auffassung  ganzer  Rechtsinstitute  handelt,  womit  ja 
manche  Abweichung  in  den  darauf  beruhenden  Einzelsätzen  vereinbar  ist. 
Das  aber  ist  durchweg  der  Fall  bei  dem,  was  ich  für  die  nähere  Verwandt- 
schaft zwischen  gothischem  und  fränkischem  Recht  bereits  geltend  gemacht 
habe  und  weiter  geltend  machen  werde.  Es  wird  ebenso  durchweg  zu- 
treffen bei  dem,  worauf  ich  meine  Annahme  bezüglich  der  Zugehörigkeit 
des  longobardischen  Rechts  zur  ostgermanischen  Gruppe  zu  stützen  denke. 
Und  wo  die  Einzelbestimmung  an  und  für  sich  Entlehnung  aus  diesem 
oder  jenem  Rechte  zulassen  würde,  erscheint  das  wohl  bestimmt  ausge- 
schlossen, wenn  wir  sie  in  Zusammenhang  mit  den  sonstigen  bezüglichen 
Bestimmungen  beider  Rechte  bringen. 

Nimmt  man  etwa  bei  der  Vormundschaft  der  Mutter  in  süd- 
germanischen Rechten  Entlehnung  aus  dem  römischen  Rechte  an,  so  möchte 
dem  gerade  nichts  bestimmter  im  Wege  stehen,  wenn  es  sich  nur  um  das 
burgundische  Recht  handelte.  Denn  hier  erscheint  die  Mutter  bei  andern 
Bestimmungen  wenigstens  soweit  zurückgesetzt,  dass  dieEinzelbesiimmung, 
welche  sie  nach  dem  Tode  des  Vaters  vor  allen  andern  Blutsfreunden  be- 
vorzugt, an  und  für  sich  auffaUen  könnte.  Aber  im  gothischen  Rechte 
fehlt  jede  Veranlassung,  bei  jener  Bestimmung  an  Entlehnung  zu  denken. 
Sie  schliesst  sich  aufs  engste  einer  Reihe  von  Bestimmungen  an,  vgl.  Mitth. 
des  Inst.  E.  B.  2,523  ff.,  welche  überall  vom  Begriffe  einer  elterlichen  Ge- 
walt ausgehen,  deren  Uebung  wohl  vielfach  zunächst  Sache  des  Vaters  ist, 
die  aber  jedenfalls  nach  dessen  Tode  in  ihrem  vollen  Umfange  auf  die 
Mutter  übergeht.  Damit  ergibt  sich  nicht  allein  kein  Bedürfniss  für  die 
Annahme  der  Entlehnung  aus  dem  römischen  Rechte;  im  Gesammtzu- 
sammenhange  muss  dieselbe  geradezu  als  unzulässig  erscheinen,  da  wir 
im  römischen  Rechte  einer  wesentlich  verschiedenen  Auflassung  des  Ge- 
sammtverhältnisses  begegnen  und  der  Gedanke,  dass  sich  in  der  Tutela 
der  Mutter  die  Patria  potestas  fortsetzt,  da  durchaus  ausgeschlossen  ist. 
Finden  wir  nun  ebenso,  wie  bei  den  Gothen,  auch  bei  den  Franken,  vgl. 
Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,506  ff.,  alle  bezüglichen  Verhältnisse  nach  dem 
Gesichtspunkte  elterlicher  Gewalt  geordnet,  so  ist  doch  gar  kein  Zweifel, 
dass  wir  dann  da  die  Anknüpfung  zu  suchen  haben. 
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Aber  doch  zweifellos  so,  dass  sich  die  Uebereinstimmung  aus  Ver- 
wandtschaft, aus  Zurückgehen  auf  dasselbe  Urrecht  ergeben  hat,  nicht  aus 
späteren  gegenseitigen  Entlehnungen.  Einzektitze  mag  man  entlehnen. 
Dagegen  ist  doch  nicht  daran  zu  denken,  dass  etwa  das  gothische  Recht, 
falls  es  ursprünglich,  wie  das  insbesondere  in  ostgermanischen  Rechten 
der  norwegischen  Gruppe  zutrifft,  nur  eine  väterliche  Gewalt  kannte,  nach- 
träglich dem  ft-änkischen  Rechte  nicht  blos  einzelne,  die  Mutter  dem  Vater 
gleichstellende  Bestimmungen  entnahm,  sondern  die  ft-Uhere  Auffassung 
dieser  Verhältnisse  mit  solcher  Folgerichtigkeit  der  abweichenden  des  frän- 
kischen Rechts  anpasste,  dass  sich  nirgends  die  Spuren  nachträglicher 
Aenderung  mehr  kenntlich  machen,  dass  alle  irgend  davon  berührten 
Rechtsinstitute  in  ihren  bezüglichen  Bestimmungen  durch  dieselbe  ein- 
heitliche Auffassung  bestimmt  erscheinen. 

So  ist  insbesondere  auch  wohl  für  das  Gottesurtheil  des  spätem 
spanischen  Rechts,  vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,494,  auf  Entlehnung  hin- 
gewiesen. Solche  Annahme  könnte  zulässig  erscheinen,  wenn  es  sich  eben 
nur  um  das  Gottesurtheil  handeln  würde  und  uns  im  übrigen  das  Beweis- 
verfahren der  Lex  Wisigothorum  auch  für  das  spanische  Recht  massgebend 
sein  müsste,  da  das  Gottesurtheil  der  ganzen  Auffassung,  die  sich  da  gel- 
tend macht,  allerdings  in  keiner  Weise  entspricht.  Aber  im  späteren  spa- 
nischen Recht  schliesst  sich  in  Abweichung  von  der  Lex  das  ganze  gericht- 
liche Verfahren  sowohl  der  massgebenden  Gesammtauffassung,  wie  der 
Behandlung  der  Einzelftille  nach  so  eng  den  andern  germanischen  Rechten 
an,  dass,  wenn  wir  das  nicht  als  altgothisch  betrachten  wollen,  nichts  er- 
übrigen würde,  als  die  Annahme  einer  spätem  Entlehnung  nicht  eines 
einzelnen  Beweismittels,  sondern  des  gesammten  gerichtlichen  Verfahrens 
aus  andern  germanischen  Rechten ;  während  das  Entlehnte  dann  wieder 
so  folgerichtig  mit  dem  sonstigen  Gesammtrechte  verarbeitet  sein  würde, 
dass  sich  nirgends  ein  Gegensatz  der  Auffassung  mehr  geltend  machen 
würde. 

So  lange  wir  nur  einzelne  auffallende  Sätze  ins  Auge  fassen,  in  wel- 
chen zwei  Rechte  übereinstimmen,  mag  es  schwer  sein,  die  Behauptung  zu 
widerlegen,  es  könne  das  eine  Recht  den  Satz  nachträglich  aus  dem  andern 
endehnt  haben.  Anders  bei  Beachtung  des  Zusammenhanges.  Auch  wenn 
wir  von  allem  absehen,  was  sich  im  Einzelfalle  für  oder  gegen  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  gegenseitigen  Beeinflussung  zweier  Rechte  geltend 
machen  lässt,  dürfte  sich  aus  dem  Gesagten  eine  Regel  ergeben,  welche 
in  den  meisten  Fällen  für  ein  Unheil  darüber  ausreichen  wird,  ob  die  An- 
nahme einer  Entlehnung  zulässig  ist  oder  nicht.  Schliesst  der  überein- 
stimmende Satz  sich  nur  in  dem  einen  Rechte  der  Gesammtauffassung  an, 
wie  sie  sich  bei  den  inhaltlich  zusammenhängenden  Bestimmungen  geltend 
macht,  während  er  im  andern  nicht  zu  derselben  stimmt,  so  wird  allerdings 
Endehnung  wahrscheinlich  sein.  Dagegen  ist  Endehnung  nicht  anzuneh- 
men, wenn  sich  auf  beiden  Seiten  Uebereinstimmung  mit  der  Gesammt- 
auffassung ergibt. 
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134«  Entlehnung  einzelner  Bestimmungen  aus  andern  germanischen 
Nachbarrechten  werden  wir  gewiss  überhaupt  nur  in  seltenen  Fällen  in 
Anschlag  zu  bringen  haben,  so  lange  das  Recht  weniger  geändert,  als  wei- 
terentwickelt wurde.  Das  konnte  anders  werden,  seit  wir  den  Ein  flu ss 
der  Gesetzgebung  stärker  in  Anschlag  zu  bringen  haben,  die  dann 
mit  der  Zeit  mehr  Sache  der  Herrschers  und  seiner  Räthe  wurde.  Im  all- 
gemeinen sehen  wir  doch  auch  da,  dass,  so  weit  es  sich  um  das  germanische 
Recht  handelte,  die  Gesetzgebung  sich  zunächst  an  das  hergebrachte  Recht 
des  Stammes  hielt,  bei  ihr  nöthig  scheinenden  Aenderungen  desselben 
sich  wohl  durch  kirchliches  und  römisches  Recht,  aber  nicht  leicht  durch 
das  eines  andern  germanischen  Stammes  bestimmen  liess.  Der  Hinweis  auf 
Spanien  mag  da  ja  genügen.  Zweimal,  im  siebten  Jahrhunderte  und  wie- 
der im  dreizehnten  treffen  wir  da  auf  eine  königliche  Gesetzgebung,  welche 
neben  dem  besondern  Landesrechte  kirchliches  und  römisches  Recht  in 
weitgreifender  Weise  beachtete.  Aber  es  dürfte  sich  doch  kaum  ein  Fall 
nachweisen  lassen,  in  dem  Ghindaswind  oder  Alfons  der  Weise,  so  wenig 
sie  sich  im  allgemeinen  durch  das  herkömmliche  Landesrecht  gebunden 
fühlten,  sich  durch  ein  fremdes  germanisches  Recht  zu  irgendwelcher  Aen- 
derung  bestimmen  liessen. 

Anders  freilich  konnte  das  sein  in  Fällen,  wo  Stämme  verschiedenen 
Rechts  in  einem  Reiche  vereinigt  waren  und  es  sich  weniger  um  Aende- 
rung,  als  um  Ausgleichung  der  Rechte  handelte.  Einer  nähern  Begründung 
wird  das  kaum  bedürfen.  Dass  in  Einzelfällen  der  Gesetzgeber  sich  dann 
immerhin  auch  durch  abweichende  germanische  Bestimmungen  eines  Nach- 
barreiches leiten  lassen  konnte,  ist  natürlich  nicht  in  Abrede  zu  stellen  und 
lässt  sich  auch  wohl  durch  geschichtliche  Zeugnisse  belegen.  Die  Bestim- 
mung etwa,  dass  die  Tochter  neben  dem  Sohne  nur  einen  halben  Kopf- 
theil  nahm,  möchte  ich  jedenfalls  im  friesischen  und  dänischen  Rechte  für 
eine  althergebrachte  halten.  Würde  dann  die  später  genauer  zu  besprechende 
Angabe  über  die  Einführung  derselben  in  Schweden  durch  Birger  Jarl 
dahin  zu  verstehen  sein,  dass  sie  dem  schwedischen  Rechte  bis  dahin  un- 
bekannt war,  so  hätten  wir  allerdings  an  Entlehnung  aus  dem  dänischen 
Rechte  zu  denken.  Aber  auf  beachtenswerthe  Gründe  hin  glaube  ich  an- 
nehmen zu  dürfen,  dass  die  Bestimmung  auch  im  nordschwedischen  Rechte 
eine  althergebrachte  war,  dass  es  sich  weniger  um  Entlehnung,  als  um 
Ausgleichung  des  göthischen  Rechts  mit  den  Swearechten  handelte.  Wenn 
dann  aber  nicht  lange  nachher  dieselbe  Bestimmung  durch  Magnus  den 
Gesetzverbesserer  auch  in  das  norwegische  Recht  aufgenommen  wurde, 
so  dürfte  das  allerdings  blosse  Entlehnung  sein,  da  sie  den  uns  bekannten 
altern  norwegischen  Rechten  nicht  entspricht  und  es  wenigstens  unwahr- 
scheinlich ist,  dass  sie  einem  der  uns  nicht  erhaltenen  entsprochen  habe. 

Aehnliches  kann  dann  natürlich  auch  in  Fällen  geschehen  sein,  wo 
uns  die  Mittel  fehlen,  das  bestimmter  nachzuweisen.  Im  allgemeinen  ist 
aber  doch  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  in  einer  über  die  uns  vorliegenden 
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Aufzeichnungen  der  Rechte  zurückreichenden  Zeit  Einzelbestimmungen 
fremder  germanischer  Rechte  von  einem  Gesetzgeber  entlehnt  seien,  eine 
so  überaus  geringe,  dass  wir  bei  unseren  Untersuchungen  kaum  in  ver- 
einzelten Fällen  Veranlassung  finden  werden,  solchen  Sachverhalt  in  Er- 
wägung zu  ziehen  und  da  von  weiterer  Erörterung  werden  absehen  dürfen. 
Für  die  germanischen  Stammrechte,  wie  sie  uns  in  der  geschichtlichen 
Zeit  unmittelbar  erkennbar  vorhegen,  werden  wir  im  allgemeinen  kaum 
anzunehmen  haben,  dass  das  eine  dem  andern  ohne  besondere  Gründe, 
wie  sie  in  der  staatlichen  Einigung  oder  in  den  besondern  Bedürfnissen 
einzelner  Lebenskreise  gegeben  sein  konnten,  Einzelbestimmungen  ent- 
lehnte ;  und  wo  das  in  Folge  solcher  besonderen  Gründe  eingreifen  konnte, 
wird  dann  in  der  Regel  unschwer  erkennbar  sein. 

2.  Unvollständige  Ausgleichung. 

135«  Die  grössern  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  dem  Eingreifen 
mehrfacher  Verwandtschaft  für  die  vergleichende  Forschung  ergeben,  be- 
ruhen zweifellos  auf  dem  Erwachsen  vieler  geschichtlichen 
Stämme  aus  Bestandtheilen  verschiedenen  Rechts.  Daraus 
ergaben  sich  die  später  zu  besprechenden  Mischrechte ;  ebenso  aber  auch 
durchweg  die  Verhältnisse,  welche  wir  als  unvollständige  Ausgleichung 
zusammenfassen.  Theils  ausdrückliche  Angaben,  theils  die  Vergleichung 
der  Zeugnisse  über  die  Gliederung  und  die  Sitze  der  Einzelstämme  aus 
verschiedener  Zeit  ergeben,  dass  die  Hauptstämme,  welche  später  das  ge- 
schichtliche Leben  bestimmten  und  denen  im  allgemeinen  die  uns  vorlie- 
genden Stammrechte  entsprechen,  vielfach  erst  in  den  ersten  Jahrhunderten 
unserer  Zeitrechnung  durch  Vereinigung  von  Einzelstämmen  erwachsen 
sind ;  dass  demnach  auch  die  Stammrechte  in  ihrem  spätem  Bestände  das 
Ergebniss  einer  sehr  späten  Entwicklung  sein  können,  durch  welche  das 
verwischt  sein  mag,  was  uns  für  die  Bestimmung  des  ursprüngHchen  Zu- 
sammenhanges als  Halt  würde  dienen  können. 

In  dieser  Richtung  wird  nun  von  vornherein  zu  betonen  sein,  dass 
jenes  Verhältniss  wenigstens  da,  wo  wir  es  bestimmter  nachweisen  können, 
zunächst  westgermanische  Stämme  trifft;  dass  ihm  von  vornherein  ge- 
ringeres Gewicht  für  die  ostgermanische  Gruppe  beizulegen 
ist.  Manche  der  Stämme,  deren  Rechte  wir  als  ostgermanische  glauben 
bezeichnen  zu  dürfen,  waren  allerdings  an  den  Wanderungen  stark  be- 
theiligt. Aber  weder  bei  den  Gothen,  noch  bei  Burgundern  und  Longo- 
barden  haben  wir  doch  irgend  einen  Grund  für  die  Annahme,  dass  die 
Stämme  selbst  erst  in  der  Zeit  der  Wanderungen  aus  der  Vereinigung  ver- 
schiedener Bestandtheile  erwachsen  sind.  Und  beschränken  wir  uns  auf 
die  Vergleichung  der  als  ostgermanisch  angenommenen  Stammrechte  unter 
sich,  so  bestätigt  diese  im  allgemeinen  die  Vermuthung,  dass  die  Gliede- 
rung, welche  die  ostgermanischen  Stämme  in  der  geschichtlichen  Zeit 
zeigen,  im  wesentlichen  die  ursprüngliche  sein  dürfte,  wie  sie  sich  aus 
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135]  allmahliger  Verzweigung  des  zu  vermuthenden  ostgermanischen  Ur- 
stammes  ergeben  haben  wird. 

Denn  eine  solche  Vergleichung  ergibt,  so  weil  ich  sehe,  nur  ver- 
einzelte Fälle  von  mehrfacher  Verwandtschaft  bei  ostger 
manischen  Rechten.  Sehen  wir  von  dem  Einflüsse  ab,  den  da  erst 
in  späterer  Zeit  der  schwedische  und  norwegische  Reichsverband  üben 
konnte,  so  sind  es  insbesondere  nur  die  später  zu  erörternden  Verhältnisse 
des  isländischen  Rechts,  welche  darauf  zu  deuten  scheinen,  dass  das 
gesammte  Recht  sich  nicht  auf  dem  Wege  einfacher  Abzweigung,  sondern 
auf  Grundlage  zweier,  wenn  auch  näherverwandter,  doch  verschiedener 
Rechte  gestaltet  habe.  Glaube  ich  weiter  für  das  friesische  Recht  im 
allgemeinen  an  dem  S  67  angedeuteten  nähern  Zusammenhange  mit  däni- 
schem und  nordschwedischem  Recht  durchaus  festhalten  zu  dürfen,  so  zeigt 
sich  doch  gerade  da  eine  Mannich  faltigkeit  der  örtlichen  Gestaltung,  für 
welche  die  Erklärung  durch  selbstständige  Weiterentwicklung  nicht  aus- 
zureichen scheint,  weil  manche  Bestimmungen  sich  bald  diesem,  bald 
jenem  Rechte  näher  anschliessen  und  damit  darauf  zu  deuten  scheinen, 
dass  hier  auch  andere,  im  allgemeinen  weniger  nahe  verwandte  Rechte 
eingegriffen  haben  dürften.  Davon  aber  abgesehen  finden  wir,  so  lange 
wir  uns  auf  das  Verhältniss  der  Erbenfolge  beschränken,  kaum  bestimmtere 
Veranlassung,  ein  Durchkreuzen  der  Bestimmungen  anzunehmen  und  dar- 
aus auf  eine  gegenseitige  Beeinflussung  der  Rechte  auf  späteren  Entwick 
lungsstufen  zu  schliessen. 

So  weit  ich  da  urtheilen  kann,  ergibt  sich,  worauf  wir  zurückkommen, 
eine  Nöthigung  zur  Annahme  durchkreuzender  Verwandtschaftsverhältnisse 
erst  dann,  wenn  wir  uns  nicht  auf  jenes  eine  Rechtsinstitut  beschränken, 
sondern  andere  in  die  Untersuchung  einbeziehen.  Das  wird  sich  vielleicht 
stärker  geltend  machen,  wenn  die  Prüfung  von  jenem  Gesichtspunkte  aus 
weiter  durchgeführt  wird.  Habe  ich  insbesondere  nur  noch  die  Verhält- 
nisse der  Vormundschaft  und  Ehe  beachtet,  so  bot  wenigstens  auch  da 
grössere  Schwierigkeit  lediglich  das  wohl  nur  durch  Durchkreuzung  zu 
erklärende,  später  genauer  zu  besprechende  Verhältniss  des  longobar- 
dischen  Rechts  zum  norwegischen  einerseits,  zum göthischen  anderer- 
seits. So  weit  ich  sehe,  fügen  sich  die  ostgermanischen  Rechte  unter  sich 
verglichen  so  überwiegend  der  Annahme  einfacher  Verzweigung  von  einem 
gemeinsamen  Urrechte  aus,  dass  dieselbe  gewiss  als  Regel  für  die  Entwick- 
lung zu  betrachten  ist.  Es  scheint  damit  hier,  wie  schon  S  1 1 5  betont,  für 
die  vergleichende  Forschung  eine  ungleich  sicherere  Grundlage  geboten  zu 
sein,  als  bei  der  westgermanischen  Gruppe. 

136.  Dennoch  wird  es  auch  für  unsere  Zwecke  nöthig  sein,  den 
durchkreuzenden  Verwandtschaftsverhältnissen,  wie  sie  sich  insbesondere 
aus  dem  Erwachsen  der  geschichtlichen  Stämme  aus  verschiedenen  Be- 
standtheilen  ergeben  konnten,  noch  weiter  nachzugehen.  Denn  vereinzelt 
begegnen  wir  ihnen,  wie  gesagt,  auch  innerhalb  der  ostgermanischen 
Gruppe ;  und  es  mag  ja  sein,  dass  das  da  häufiger  zutreflen  würde,  sobald 
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die  Forschung  sich  nicht  auf  ein  so  enges  Gebiet  beschränkt,  wie  das  hier 
der  Fall.  Wir  werden  weiter,  wie  schon  betont,  doch  auch  für  unsere 
Zwecke  mehrfach  die  westgermanischen  Rechte  zu  berücksichtigen  haben, 
so  dass  es  schon  desshalb  von  Gewicht  ist,  uns  zu  vergegenwärtigen,  in 
wie  weit  sie  Überhaupt  noch  Schlüsse  auf  den  ursprünglichsten  Zusammen- 
hang gestatten. 

Vor  allem  aber  gestaltet  sich  jenes  Verhältniss  vielfach  anders,  wenn 
wir  die  als  ostgermanisch  angenommenen  Rechte  nicht  blos  unter  sich, 
sondern  mit  einzelnen  der  danach  als  westgermanisch  erübrigenden  Rechte 
vergleichen.  Es  ergibt  sich  dann  anscheinend  mehrfach  ein  Durchkreu- 
zen derVerwandtschafts Verhältnisse  ostgermanischer  und 
westgermanischer  Rechte.  Wir  stossen  bezüglich  einzelner  Ver- 
hältnisse zuweilen  auf  eine  überaus  auffallende  Uebereinstimmung  zwischen 
Gliedern  beider  Gruppen,  welche,  wenn  wir  sie  wirklich  auf  Verwandt- 
schaft zurückzuführen  haben,  die  mannichfachsten  Bedenken  gegen  die  von 
uns  angenommene  Abgränzung  beider  Gruppen  ergeben  könnte.  Aller- 
dings wird  es  in  solchen  Fällen  besonders  nahe  liegen,  zu  erwägen,  ob  es 
sich  da  nicht  um  eine  Uebereinstimmung  handelt,  wie  sie  sich  nach  dem 
S  29  Bemerkten  auch  bei  selbstständiger  Entwicklung  ergeben  konnte.  Wird 
aber  darüber  an  und  für  sich  die  Ansicht  mehrerer  Forscher  eine  sehr  ver- 
schiedene sein  können,  so  liegen  doch  manche  Fälle  so,  dass  selbst  der- 
jenige, der  da  in  der  Annahme  selbstständiger  Uebereinstimmung  am  wei- 
testen gehen  möchte,  sich  kaum  entschliessen  dürfte,  Verwandtschaft  in 
Abrede  zu  stellen.  Es  fragt  sich  daher,  in  wie  weit  sich  jene  Erscheinung 
aus  dem  Erwachsen  der  Stämme  aus  verschiedenen  Bestandtheilen  erklären 
lässt  und  wie  weit  wir  dem  gegenüber  an  den  Ergebnissen,  welche  wir  unter 
Voraussetzung  der  als  Regel  behandelten  einfachen  Verzweigung  gewan- 
nen, noch  werden  festhalten  dürfen. 

137«  Vereinigten  sich  Stämme  verschiedenen  Rechts  zunächst  für 
gemeinsame  äussere  Aufgaben,  so  schloss  das  an  und  für  sich  nicht  aus, 
dass  die  Theile  insbesondere  an  ihrem  besondern  Privatrecht  auch  ferner 
festhielten.  War  nun  aber  der  Verkehr  unter  den  Theilen  selbst  ein  fried- 
licher, schlössen  sich  an  die  Einrichtungen,  welche  Zusammenstehen  gegen 
aussen  verbürgten,  auch  solche  an,  welche  auf  Erhaltung  des  innern  Frie- 
dens, auf  Beseitigung  der  Fehden  durch  gerichtlichen  Austrag  gerichtet 
waren,  wurde  durch  gemeinsame  Wanderung  der  örtliche  Zusammenhang 
der  bisherigen  Theile  gelockert,  so  kann  es  nicht  befremden,  wenn  sich 
daraus  mehr  und  mehr  eine  Ausgleichung  des  Rechtes  innerhalb 
des  Gesammtstammes  ergab. 

War  einer  der  früheren  Einzelstämme  seiner  Zahl  und  Macht  nach 
der  vorherrschende,  standen  die  anderen  zu  ihm  von  vornherein  in  dem 
Verhältnisse,  wenn  nicht  gerade  von  Unterworfenen,  doch  von  Schutz- 
bedürftigen, so  mochte  auch  lediglich  das  Recht  des  herrschenden 
Stammes  für  das  spätere  Recht  des  Gesammtstammes  massgebend  wer- 
den.   Dieses  gewann  dann  weitere  Ausdehnung,  blieb  aber  dasselbe,  so 
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137]  dass  sich  für  unsere  Zwecke  keine  Beirrung  daraus  ergeben  kann. 
Nahm  aber  keiner  der  Stamme  eine  vorwiegende  Stellung  ein,  so  mochte 
sich  allerdings  die  Ausgleichung  vollziehen  durch  Verschmelzung  der 
bisherigen  Rechte  zu  einem  neuen  Rechte.  Dabei  wird  aber  doch 
zu  beachten  sein,  dass  die  Stämme,  welche  sich  einigten,  häufig  schon  bis 
dahin  in  ihrem  Rechte  nächstverwandte  waren,  in  welchem  Falle  wiederum 
die  Ausgleichung  die  Untersuchung  des  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hanges nicht  wesentlich  beirren  kann. 

138«  Freilich  mochte  es  im  einen,  wie  im  andern  Falle  nur  zu  u  n  - 
vollständiger  Ausgleichung  kommen.  Schieden  sich  ursprünglich 
sächsisches  und  thüringisches  Recht  sehr  wesentlich,  wurde  dann  Nord- 
thü  ringen  von  den  Sachsen  abhängig,  so  kann  es  nicht  befremden,  wenn 
hier  später  im  allgemeinen  sächsisches  Recht  galt.  Ist  das  im  dreizehnten 
Jahrhunderte  im  Sachs.  Ldr.  i ,  i  y  S  2  bestimmt  gesagt,  so  ist  dabei  doch 
auch  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  Ausgleichung  keine  vollständige  war, 
dass  wenigstens  in  einzelnen  Punkten  sich  sächsisches  und  nordthUringi- 
sches  oder  nordschwäbisches  Recht  noch  schieden.  Mag  der  sächsische 
Stamm  aus  einer  Vereinigung  schon  früher  näherverwandter  Bestand- 
theile  erwachsen  sein,  erscheint  nach  der  Lex  Saxonum  das  Recht  als  ein 
wesentlich  einheitliches,  so  ersehen  wir  doch  aus  ihr  selbst,  dass  insbe- 
sondere bezüglich  der  ehelichen  Vermögensrechte  ostfälisches  und  west- 
fälisches Recht  noch  von  einander  abwichen. 

Wie  lange  trotz  der  Ausgleichung  des  Rechts  im  allgemeinen  sich 
im  einzelnen  manche  Unterschiede  erhalten  konnten,  ergibt  die  Entwick- 
lung im  longobardischen  Italien,  seit  dort  mit  der  fränkischen 
Herrschaft  der  Grundsatz  der  Persönlichkeit  der  Rechte  zur  Geltung  ge- 
langte. Mag  da  anfangs  noch  in  weiterm  Umfange  an  dem  Unterschiede 
der  Rechte  festgehalten  sein,  so  glich  sich  das  bald  aus,  lebten  im  allge- 
meinen auch  Römer,  Franken  und  Angehörige  anderer  germanischer 
Stämme  nach  dem  longobardischen  Landesrecht,  vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.  B. 
2,53  ff-  Nur  bezüglich  einzelner  Punkte,  bei  denen  man  besonderes  Ge- 
wicht auf  die  Bestimmung  des  Sonderrechts  legte,  hielt  man  an  diesem  fest; 
da  aber  auch  mit  solcher  Hartnäckigkeit,  dass  es  vielfach  überhaupt  zu  keiner 
Ausgleichung  mit  dem  longobardischen  Rechte  kam,  bis  diese  auf  anderer 
Grundlage  unter  dem  Einflüsse  des  gelehrten  römischen  Rechts  erfolgte. 

Und  nicht  allein  das.  Entsprachen  solche  aus  einem  der  nichtlongo- 
bardischen  Rechte  festgehaltene  Bestimmungen  dem  Bedürfnisse  weiterer 
Kreise,  so  konnten  sie  mit  der  Zeit  auch  zu  allgemeinerer  Geltung  gelangen, 
ändernd  auf  das  longobardische  Recht  selbst  einwirken.  So  möchte  ich 
etwa  bezüglich  der  morganatischen  Ehe  nicht  bezweifeln  und  denke  das 
an  anderm  Orte  näher  zu  begründen,  dass  sie  sich  in  Italien  auf  Grundlage 
des  Sonderrechts  der  eingewanderten  Franken  zu  einer  allgemeiner  aner- 
kannten Institution  entwickelte. 

139.  Solche,  sich  aus  dem  Eingreifen  der  Persönlichkeit 
des  Rechts  ergebende  Verhältnisse,  die  dann  allerdings  vereinzelt  die 
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ursprünglichen  Verwandtschaftsverhältnisse  durchkreuzen  konnten,  werden 
wir  ftir  die  ostgermanische  Gruppe  wohl  nur  da  zu  beachten  haben,  wo, 
wie  in  Italien  oder  Sudfrankreich,  fränkische  Herrschaft  eingriff.  Ohne  in 
der  Lage  zu  sein,  das  genauer  feststellen  zu  können,  möchte  ich  doch  an- 
nehmen, dass  die  Ostgermanen  der  Persönlichkeit  des  Rechts  keinen  wei- 
tern Spielraum  gestatteten,  verlangten,  dass  jeder  im  Rechtsgebiete  An- 
sässige sich  auch  dem  Rechte  des  herrschenden  Stammes  füge ;  nur  etwa 
den  tiefgreifenden  Unterschied  römischen  und  germanischen  Rechts  aner- 
kennend und  doch  auch  da,  wie  sich  das  insbesondere  bei  den  Gothen  er- 
gibt, bald  auf  Ausgleichung  bedacht.  Von  den  Longobarden  wird  uns  die 
Nichtduldung  fremder  Rechte  ausdrücklich  gemeldet.  Wird  insbesondere 
im  gothlSindischen  Rechte  häufig  der  Rechtsunterschied  zwischen  Gothlän- 
dern  und  Nichtgothländern  betont,  so  ergeben  schon  die  Bestimmungen 
selbst  vielfach,  dass  man  bei  den  letztern  zunächst  eine  mehr  wechselnde, 
nicht  endgiltig  im  Rechtsgebiete  angesiedelte  Bevölkerung  im  Auge  hatte. 

Insbesondere  wird  nicht  anzunehmen  sein,  dass  diese  Verhältnisse 
die  Verwerthung  des  spätem  spanischen  Rechts  für  die  Beurtheilung 
des  altgothischen  beirren  können.  Waren  die  Gothen  nicht  die  ersten 
Germanen,  welche  sich  auf  der  Halbinsel  niederliessen,  so  wäre  insbeson- 
dere etwa  zu  erwarten,  dass  der  lange  Bestand  eines  suevischen  Reiches 
nicht  ohne  Rückwirkung  auf  die  spätere  Gestaltung  des  Rechts  geblieben 
wäre.  Aber,  so  weit  ich  sehe,  würde  sich  doch  nirgends  ein  bestimmterer 
Halt  für  solche  Annahme  ergeben.  Die  den  territorialen  Character  des 
Rechts  durchführende  Gesetzgebung  der  Lex  kennt  sichdich  nur  zwei  bisher 
im  Lande  geltende  Rechte,  das  gothische  und  das  römische;  es  fehlt  jeder 
Hinweis  auf  eine  germanische  Bevölkerung  anderen  Rechts,  wie  denn  auch 
die  innere  Gestaltung  des  spanischen  Rechts  nirgends  auf  Nachwirkungen 
eines  von  dem  gothischen  verschiedenen  germanischen  Rechts  schliessen 
lässt. 

Bestimmter  noch  wäre  zu  erwarten,  dass,  wenn  nach  der  Lex  in  ihrer 
spätem  Gestaltung  römisches  und  gothisches  Recht  ausgeglichen  sein  soll- 
ten, die  gothische  Bevölkerung  aber  sichtlich  in  Reaction  gegen  dieselbe 
am  rein  gothischen  Rechte  festhielt,  das  ebenso  da,  wo  sich  eine  dichtere 
römische  Bevölkerung  erhalten  hatte,  bezüglich  des  römischen  Rechtes  der 
Fall  gewesen  wäre ;  was  dann  auf  die  spätere  Gestaltung  eines  im  wesent- 
lichen einheitlichen  spanischen  Rechts  von  Einfluss  gewesen  sein  könnte. 
Aber  wenigstens  auf  den  von  mir  beachteten  Rechtsgebieten  weist  kaum 
etwas  auf  ein  solches  Verhältniss  hin.  Sollte  unter  den  letzten  gothischen 
Königen  das  römische  Recht  für  die  Römer  wieder  grössere  Bedeutung 
gewonnen  haben,  so  wird  anzunehmen  sein,  dass  die  allmählige  Wieder- 
herstellung der  christlichen  Herrschaft  von  den  Gebieten  des  Nordens  aus, 
deren  rein  gothische  Gestaltung  wohl  ausdrücklich  betont  wird,  vgl.  Mitth. 
des  Inst.  2,458,  auch  die  Wiederausdehnung  rein  gothischen  Rechts  über 
die  ganze  Halbinsel  zur  Folge  hatte. 

140,   Bei  späteren  Untersuchungen  wird  aber  vielfach  zu  beachten 
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141)]  sein,  dass  sich  trotz  der  Richtung  auf  Ausgleichung  des  Rechts  un- 
gleich mehr  örtliche  Rechtsunterschiede  innerhalb  der  Ge- 
biete der  Stammrechte  erhalten  zu  haben  scheinen,  als  das  die  uns 
vorliegenden  Aufzeichnungen  derselben  annehmen  lassen  sollten.  Nach 
diesen  hätten  wir  ganz  überwiegend  einheitliches  Recht  für  die  Gesammt- 
heit  des  Stammes,  wie  er  sich  schliesslich  fest  gestaltet  hatte,  anzunehmen. 
Es  ist  Ausnahme,  wenn  in  der  sächsischen  oder  friesischen  Lex  auf  önliche 
Unterschiede  ausdrücklich  hingewiesen  ist  oder  es  sogar  in  der  Lex  Gha- 
mavorum  zu  selbstständiger  Aufzeichnung  solcher  gekommen  ist. 

Dem  gegenüber  begegnen  wir  nun  sehr  weitgehenden  und  zahlrei- 
chen Abweichungen  bei  den  spätem  Sonderrechten,  die  sich  demnach, 
wenn  die  Ausgleichung  der  Stammrechte  wirklich  zur  Zeit  der  Aufzeich- 
nungen der  Volksrechte  schon  so  weit  vorgeschritten  war,  wie  diese  das 
vermuthen  lassen  sollten,  erst  nachträglich  durch  selbstständige  Weiter- 
entwicklung von  derselben  Grundlage  aus  ergeben  haben  könnten.  Wie 
in  westgermanischen,  so  ergibt  sich  das  ebenso  in  ostgermanischen  Gebieten, 
etwa  in  Spanien  oder  Italien.  Vielfach  wird  denn  auch  nicht  zu  bezweifein 
sein,  dass  es  sich  da  nur  um  spätere  auseinandergehende  Wei- 
terentwicklung handelt.  Ist  anzunehmen ,  dass  gerade  die  Wande- 
rungen vielfach  auf  Annäherung  und  Verschmelzung  der  frühern  Einzel- 
rechte hinwirkten,  so  vollzog  sich  doch,  nachdem  man  wieder  zu  festen 
Wohnsitzen  gelangt  war,  die  Weiterentwicklung  überwiegend  in  eagern 
örtlichen  Kreisen  und  konnte  dann  natürlich  zu  sehr  abweichenden  Be- 
stimmungen innerhalb  des  anscheinend  einst  einheitlich  gestalteten  Stamm- 
rechtes führen. 

Dieser  Umstand  erklärt  aber  keineswegs  alle  Erscheinungen,  wie  sie 
sich  insbesondere  auch  aus  Vergleichung  der  späteren  Quellen  des  bezüg- 
lichen Rechtsgebietes,  vgl.  S  26,  ergeben.  Es  würde  sich  vielfach  nicht 
blos  um  Abweichungen  vom  eigenen  Stammrechte,  sondern  um  auffallende 
Wiederannäherung  an  andere  germanische,  örtlich  ganz  getrennte  Stamm- 
rechte  handeln;  es  würde  sich  in  einer  Reihe  von  Fällen  die  Annahme 
begründen  lassen,  das  das  anscheinend  erst  später  selbstständig  Entwickelte 
sich  nach  Massgabe  der  Vergleichung  anderer  Rechte  ungleich  näher  dem 
Urrechte  anschliessen  muss,  wie  die  entsprechende  Bestimmung  des  ge- 
schriebenen Volksrechts.  Wir  sehen  uns  da  wenigstens  in  vielen  Einzel- 
fällen auf  denselben  Schluss  hingewiesen,  auf  den  hin  wir  annahmen,  dass 
das  spätere  spanische  Recht  uns  im  allgemeinen  eine  relativ  ältere  Ent- 
wicklungsstufe darstellt,  als  das  Recht  der  Lex  Wisigothorum,  da  seibst- 
ständige  Weiterentwicklung  wohl  jede  Abweichung  von  dieser,  nicht  aber 
die  auffallende  Annäherung  an  die  Bestimmungen  der  scandinavischen 
und  anderen  oslgermanischen  Rechte  erklären  würde.  Wo  sich  das,  wenn 
auch  erst  in  späten  Quellen,  so  bestimmt  geltend  macht,  dass  an  Verwandt- 
schaft nichi  zu  zweifehl  ist,  wird  es  auch  nur  daraus  zu  erklären  sein,  dass 
önlich  Rechtssätze  sich  erhalten  haben  müssen,  die  über  die  abweichen- 
den des  geschriebenen  Volksrechts  zurückreichen.    Is  kommt  hinzu,  dass 
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Urkunden  und  andere  Reste  des  thatsächlichen  Rechtslebens,  welche  schon 
der  Zeit  der  Rechtsaufeeichnungen  angehören  oder  doch  so  wenig  jünger 
$iQd,  dass  wesentliche  Aenderungen  des  Rechts  durch  Weiterentwicklung 
noch  kaum  in  Anschlag  zu  bringen  sind,  sich  mit  den  Angaben  der  Lex 
nicht  immer  in  Uebereinstimmung  bringen  lassen  und  darauf  deuten,  dass 
nicht  im  ganzen  Gebiete  derselben  entsprechend  vorgegangen  wurde. 

14L  Danach  wird  das  Zurückreichen  mancher  örtlicher 
Abweichungen  über  die  Zeit  der  ersten  Aufzeichnung  des 
aascheinend  einheitlichen  Volksrechtes  nicht  zu  bezweifeln 
sein.  Behufs  Erklärung  solcher  auf  ältestes  Recht  zurückweisender  Ab- 
weichungen wird  einmal  zu  beachten  sein,  dass  die  Volksrechte  sich  vielfach 
nicht  auf  alle  Theile  des  Rechts  erstrecken,  und  demnach  auch  der  Schluss 
sich  nicht  rechtfertigt,  dass  eine  so  einheitliche  Gestaltung,  wie  sie  uns  das 
Volksrecht  für  die  in  ihm  berücksichtigten  Gegenstände  zeigt,  auch  auf 
andern  Rechtsgebieten  bestanden  habe.  Tritt  vielfach  insbesondere  das 
Strafrecht  in  den  Vordergrund,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  da  ein  Be- 
dUrfniss  nach  Ausgleichung  im  Interesse  des  innern  Friedens  bestimmter 
geltend  machte,  weil  auf  diesem  Gebiete  besonders  häufig  verschiedene 
örtliche  Kreise  an  dem  Austrage  betheiligt  waren.  Wo  das  nicht  eingriff, 
fehlte  ein  Bedürfniss,  ändernd  in  den  Ortsbrauch  einzugreifen;  mangeln 
da  der  Lex  Bestimmungen  oder  sind  diese  ^o  allgemein  gehalten,  dass 
sehr  verschiedene  Gestaltung  im  Einzelnen  mit  ihnen  vereinbar  war,  so 
steht  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  sich  da  im  Anschlüsse  an  die 
frühern  Einzelrechte  die  mannichfachsten  Verschiedenheiten  erhalten  haben 
konnten. 

Aber  auch  da,  wo  etwas  als  allgemein  geltendes  Stammrecht  hinge- 
stellt wird,  mag  es  doch  vielfach  sehr  fraglich  sein,  ob  das  thatsächlich  zu- 
traf, ob  da  die  mit  der  Aufzeichnung  Betrauten  sich  nicht  zu  viel  durch 
das  leiten  liessen,  was  in  dem  engern  Kreise,  dem  sie  zunächst  angehörten, 
Rechtens  war.  Und  sollte  dann  die  Auizeichnung  auch  allgemeine  Norm 
für  den  Richter  sein,  so  ist  gewiss  nicht  immer  anzunehmen,  dass  sie  ins- 
besondere auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts,  wo  das  öffentliche  Interesse 
weniger  auf  Ausgleichung  hinwies,  nun  wirklich  eine  solche  zur  Folge 
hatte.  Zumal  ihr  gegenüber  doch  vielfach  der  Grundsatz  festgehahen  wurde, 
dass  der  besondere  Ortsbrauch  dem  gemeinen  Rechte  vorzugehen  habe. 

Bestimmter  noch  musste  sich  das  da  geltend  machen,  wo  die  uns 
vorliegenden  Aufzeichnungen  von  vornherein  nicht  gerade  das  geben  woll- 
ten, was  bisher  geltendes  Recht  war,  sondern  was  fortan  solches  sein  sollte. 
Da  schliesst  das  eine  bis  dahin  sehr  mannichfaltige  Gestaltung  des  Rechts 
nicht  aus ;  aber  ebenso  wenig,  dass  diese  sich  gegenüber  der  einheitlichen 
Gesetzgebung  auch  weiter  erhalten  konnte.  Zeigt  uns  insbesondere  das 
spanische  Recht,  wie  sich  trotz  der  abweichenden  Gesetzgebung  das  alte 
Volksrecht  im  allgemeinen  erhahen  konnte,  so  ist  natürlich  kein  Grund  zu 
bezweifeln,  dass  auch  die  vielfachen  örtlichen  Abweichungen  des  spanischen 
Rechts  auf  entsprechende  des  altgothischen  Rechts  zurückgehen  können. 
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141]  Wobei  es  sich  dann  freilich  nicht  gerade  um  Abweichungen  des 
Rechts,  sondern  insbesondere  auch  der  Sitte  handeln  mochte,  worauf  wir  bei 
Besprechung  des  Verhältnisses  dieser  zum  Rechte  zurückkommen  werden. 

142.  Solche  Abweichungen  innerhalb  eines  Stammrechts  werden 
auch  dann,  wenn  sie  auf  älteste  Zeiten  zurückreichen,  zumal  bei  Berück- 
sichtigung des  Verhältnisses  zwischen  Sitte  und  Recht,  nicht  gerade  aus- 
schliessen  müssen,  dass  dasselbe  sich  auf  wesentlich  einheitlicher  Grund- 
lage entwickelt  hat,  dass  die  Bestandtheile,  aus  denen  das  Recht  erwuchs, 
von  vornherein  so  nahe  verwandte  waren,  dass  es  zu  keinen  irrigen  An- 
nahmen über  die  Verwandtschaftsverhaltnisse  führt,  wenn  wir  es  bei  der 
Vergleichung  mit  andern  Rechten  dennoch  als  Einheit  behandeln.  Nicht 
selten  aber  ergibt  sich  ein  so  enger  Anschluss  der  örtlichen  Ab- 
weichungen an  andere  Stammrechte,  bei  denen  sonst  jede  nähere 
Verwandtschaft  fehlt,  dass  sie  sich  wohl  nur  daraus  erklären  lassen,  dass 
die  Bestandtheile,  aus  denen  der  Stamm  erwuchs,  nicht  schon  vornherein 
näher  verwandte  waren,  und  dass,  wenn  auch  im  allgemeinen  eine  Aus- 
gleichung des  Stammrechtes  erfolgte,  doch  in  dem  bezüglichen  önlichen 
Kreise  oder  auch  bei  einzelnen,  nach  persönlichem  Recht  lebenden  Ge- 
schlechtern insbesondere  an  manchen  privatrechtlichen  Bestimmungen  fest- 
gehalten wurde,  welche  in  die  Zeit  zurückreichen,  wo  er  mit  den  übrigen 
Theilen  des  Stammes  noch  m  keiner  näheren  Verbindung  stand.  Weicht 
etwa  der  als  EigenthUmlichkeit  des  sächsisch  -  nordschwäbischen  Rechts, 
vgl.S  138,  angegebene  Ausschluss  der  Weiber  vom  Erbrecht  ebenso  bestimmt 
vom  sächsischen  ab,  wie  er  sich  dem  thüringischen  aufs  engste  anschliesst, 
so  würden  wir,  auch  wenn  uns  sonstige  Zeugnisse  fehlten,  schliessen  dür- 
fen, dass  hier  ein  in  seinem  Rechte  ursprünglich  den  Thüringern  näher- 
stehender Bestandtheil  in  das  sächsische  Rechtsgebiet  aufgegangen  sei. 

143.  Für  unsere  Zwecke  wird  da  insbesondere  der  Fall  eines  A  n  - 
Schlusses  derAbweichungen  in  westgermani sc henRechts- 
gebieten  anostgermanischeRechte  beachtenswenh  sein.  Glaube 
ich  dabei  im  allgemeinen  den  umgekehrten  Fall  unberücksichtigt  lassen  zu 
dürfen,  so  hat  das  seinen  Grund  in  dem  Ergebnisse  der  spätem  Einzel- 
untersuchungen, welche  in  Uebereinstimmung  mit  den  schon  S  1 15.135 
betonten  einfacheren  Verwandtschaftsverhältnissen  der  ostgermanischen 
Gruppe  durchweg  darauf  zu  deuten  scheinen,  dass  da,  wo  sich  aufFaUende 
Uebereinstimmung  zwischen  einzelnen  Rechten  beider  Gruppen  ergibt, 
das  Eingreifen  mehrfacher  Verwandtschaft  überwiegend  auf  westgermani- 
scher Seite  anzunehmen  sein  wird.  Ausnahmen  möchte  ich  allerdings  nicht 
in  Abrede  stellen ;  wir  werden  später  für  Einzelfälle  das  Verhältniss  genauer 
zu  prüfen  haben. 

Im  allgemeinen  aber  wird  das  Zutreffen  desselben  kaum  zweifelhaft 
sein.  Denn  es  ergibt  sich  da  überwiegend,  dass  es  sich  auf  westgermani- 
scher Seite  nur  um  einzelne  Stammrechte  oder  auch  nur  um  Abweichungen 
innerhalb  einzelner  Stammrechte  handelt,  welche  dann  überdies  mit  der 
Gesammtauffassung  des  bezüglichen  Verhältnisses  in  der  westgermanischen 
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Gruppe  überhaupt  oder  in  dem  bestimmten  westgermanischen  Rechte  so 
wenig  in  Einklang  stehen,  dass  nicht  wohl  abzusehen  ist,  wie  sie  sich  da 
auf  dem  Wege  einfacher  Weiterentwicklung  ergeben  konnten.  Wöhrend 
dann  umgekehrt  auf  ostgermanischer  Seite  die  Bestimmung  nicht  allein  der 
Gesammtaufifassung  des  bezuglichen  Rechts,  sondern  auch  der  anderer 
ostgermanischer  Rechte,  bei  welchen  die  Annahme  nachträglicher  Beein- 
flussung durch  das  westgermanische  Recht  von  vornherein  ausgeschlossen 
ist,  durchaus  entspricht. 

Werden  wir  etwa  mehrfach  auf  nähere  Uebereinstimmung  zwischen 
sächsischem  und  longobardischem  Recht  stossen,  so  kann,  falls  dieselbe 
überhaupt  eine  verwandtschaftliche  ist,  die  Störung  der  sich  sonst  ergeben- 
den einfachen  Verwandtschaftsverhältnisse  an  und  für  sich  ebensowohl  auf 
der  einen,  wie  auf  der  andern  Seite  Stangefunden  haben.  Lässt  sich  dann 
aber  nachweisen,  dass  nicht  im  sächsischen,  wohl  aber  im  longobardischen 
Recht  andere  Verhältnisse  folgerichtig  nach  demselben  Gesichtspunkte  ge- 
ordnet sind,  dass  weiter  das  sächsische  Recht  da  in  seiner  Gruppe  vereinzelt, 
das  longobardische  aber  in  nächster  Verwandtschaft  zum  norwegischen 
und  andern  ostgermanischen  Rechten  steht,  so  sind  zweifellos  die  stören- 
den Verwandtschafbverhältnisse  auf  sächsischer  Seite  anzunehmen. 

Nun  kann  allerdings  jede  Uebereinstimmung  zwischen  einzelnen 
Rechten  beider  Gruppen  in  bestimmten  EinzelfäUen  sich  auch  auf  dem 
Wege  einfacher  Verwandtschaft  daraus  erklären,  dass  das  Recht  beider 
Hauptgruppen  auf  ein  gemeinsames  germanisches  Urrecht  zurückgeht,  dass 
aus  diesem  etwas,  was  die  eine  Gruppe  überhaupt  oder  überwiegend  fest- 
hielt, ausnahmsweise  auch  von  einzelnen  Bestandtheilen  der  andern  fest- 
gehalten werden  konnte.  Ob  solche  Annahme  zulässig,  wird  von  der  Sach- 
lage im  Einzelfalle  abhängig  zu  machen  sein.  Es  muss  sich  erweisen  lassen, 
dass  der  Satz  dem  germanischen  Urrechte  wenigstens  angehören  konnte, 
wie  das  überall  ausgeschlossen  ist,  wo  die  Verwandtschaftsverhältnisse  der 
Rechte  und  andere  Haltpunkte  ergeben,  dass  er  nichtursprünglich  ist,  dass 
er  sich  erst  nachträglich  innerhalb  der  einen  Gruppe  entwickelt  haben  kann. 
Daraufhin  glaubten  wir  schon  $  46  die  Annahme  zurückweisen  zu  dürfen, 
es  könne  das,  worin  das  longobardische  Recht  mit  scandinavischen  Rechten 
stimmt,  auf  das  germanische  Urrecht  zurückgehen.  Es  soU  dann  weiter 
auf  beiden  Seiten  das  Uebereinstimmende  der  Gesammtauffassung  der 
Rechte  sich  anschliessen.  Was  wir  in  dieser  Richtung  S  133  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  zwischen  gothischem  und  fränkischem  Recht  zunächst 
gegen  die  Annahme  von  Entlehnung  geltend  machten,  würde  für  jede 
sonstige  Art  der  Doppelverwandtschaft  ebenso  zutreffen. 

Bei  den  Fällen  aber,  wie  wir  sie  hier  zunächst  im  Auge  haben,  bei 
örtlichen  Abweichungen  innerhalb  des  Stammrechtes,  wird  die  Erklärung 
durch  Zurückgehen  auf  das  germanische  Urrecht  von  vornherein  immer 
unwahrscheinlich  sein.  Die  Uebereinstimmung  müsste  dann  ebenso  im 
westgermanischen  Urrechte  vorhanden  gewesen  sein  und  es  müsste  dann 
doch  sehr  auffallen,  dass  sie  sich  in  keinem  der  gesammten  Tochterrechte 
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143]  erhalten,  gerade  nur  ein  Bruchtheil  eines  Stammes  an  dem  festgehalten 
haben  sollte,  was  einst  für  die  gesammte  Gruppe  massgebend  war.  Und 
durchweg  würde  sich  dann  zugleich  nachweisen  lassen,  dass  das  Ueberein- 
stimmende  auch  dem  ostgermanischen  Urrechte  nicht  angehört  haben  kann, 
weil  es  sich  sichtlich  erst  im  Laufe  der  Zeit  in  der  ostgermanischen  Gruppe 
so  entwickelt  hat. 

144.  Ist  nun  in  solchen  Fällen  bei  genauerer  Prüfung  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  die  Uebereinstimmung  eine  verwandtschaftliche  sein  müsse, 
so  wird  die  nächsdiegende  Erklärung  indem  Erwachsen  eines  Stam- 
mes aus  westgermanischen  und  ostgermanischen  Bestand- 
theilen  zu  suchen  sein.  Es  müssen  ja  keineswegs  immer  nächstver- 
wandte Bestandtheile  gewesen  sein,  welche  durch  die  Wechselfklle  der 
Wanderungen  zu  engerer  Verbindung  veranlasst  wurden.  Dann  konnten 
sich  Mischrechte  bilden.  Waren  aber  die  ostgermanischen  Bestandtheile 
die  weniger  zahlreichen,  so  mochte  es  auch  zu  unvoUständiger  Ausgleichung 
kommen.  Das  gemeine  Recht  des  Stammes  beruhte  auf  der  westgermani- 
schen Grundlage ;  aber  in  manchen  Einzelnheiten  konnten  auch  die  Ost- 
germanen an  ihrem  hergebrachten  Rechte  festhalten. 

Solche  zunächst  nur  ördiche  und  auf  einzelne  Rechtsverhältnisse  be- 
schränkte Abweichungen  vom  Stammrechte  werden  auch  dann,  wenn  sie 
auf  Zusammenhang  mit  der  andern  Gruppe  hinweisen,  die  rechtsverglei- 
chende Forschung  im  Ganzen  und  Grossen  nicht  beirren  können.  Sie 
werden  sich  überhaupt  erst  bemerklich  machen  können,  nachdem  diese 
zu  bestimmteren  Ergebnissen  bezüglich  der  Abgränzung  der  Gruppen  ge- 
langt ist,  wofür  sie  sich  zunächst  an  das  zu  halten  hat,  was  als  gemeines 
Recht  des  Stammes  zu  betrachten  ist.  Ich  habe  denn  auch  schon  $  9  auf 
die  Gründe  hingewiesen,  welche  es  mir  zweckmässig  erscheinen  liessen, 
solchen  abweichenden  Verhälmissen  auf  dem  im  allgemeinen  westgermani- 
schen Rechtsgebiete  nicht  näher  nachzugehen.  Auf  einige  EinzelMle  wer- 
den uns  unsere  Untersuchungen  zurückführen.  Begnüge  ich  mich  hier, 
auf  einen  hinzuweisen,  so  ist  es  nicht,  weil  ich  gerade  da  überzeugt  wäre, 
dass  das  besprochene  Verhältniss  eingegriffen  haben  müsse.  Aber  Manches 
schien  dasselbe  so  nahe  zu  legen,  dass  ich  nicht  unterlassen  möchte,  die 
Aufmerksamkeit  Anderer  darauf  hinzulenken. 

Bemessen  wir  die  Zusammengehörigkeit  zur  einen  oder  andern  Haupt- 
gruppe nach  der  nähern  Verwandtschaft  zum  scandinavischen  und  gothi- 
schen  Rechte  hier,  zum  fränkischen  dort,  haben  wir  danach  dann  auch 
festgestellt,  welche  Rechtssätze  im  allgemeinen  nur  dieser  oder  jener  Gruppe 
eigenthUmlich  sind,  so  kann  die  Zugehörigkeit  des  alemannischen 
Rechts  zur  deutschen  Gruppe  im  allgemeinen  keinem  Zweifel  unterliegen. 
Ich  hatte  danach  bei  der  Abgränzung  meiner  Arbeit  auch  keine  Veranlassung, 
dem  alemannischen  Rechte  näher  nachzugehen.  Aber  es  fiel  mir  doch  auf, 
dass  nach  den  in  den  Handbüchern  für  deutsches  Recht  angeführten  Be- 
legen wiederholt  der  Fall  eintritt,  dass  sich  für  das  Gesammtgebiet  der 
deutschen  Rechte,  wenn  wir  dabei  von  dem,  wie  ich  denke,  ttborhaupt  als 
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ostgermanisch  zu  betrachtenden  friesischen  absehen,  lediglich  im  südlichsten 
Theile  des  alemannischen  Rechtsgebietes,  in  Rechten  der  Schweiz, 
Belege  für  Sätze  finden,  welche  sonst  nur  in  ostgermanischen  Rechten  vor- 
kommen; und  zwar  ohne  dass  sich  dabei  eine  etwa  aus  der  Nachbarschaft 
zu  erklärende  Annäherung  gerade  an  burgundisches  oder  longobardisches 
Recht  ergäbe. 

Wo  mir  das  aufgefallen,  habe  ich  daraufhingewiesen.  Aber  ich  glaube 
es  Anderen  überlassen  zu  dürfen,  dem  nflher  nachzugehen  und  sich  damit 
insbesondere  zu  vergewissern,  ob  jene  FfiUe  zahlreich  und  bezeichnend 
genug  sind,  um  darin  Reste  eines  ostgermanischen,  im  allgemeinen  in  das 
alemannische  aufgegangenen  Rechts  sehen  zu  dürfen,  ob  dasselbe  weiter 
auch  auf  von  mir  nicht  beachteten  Rechtsgebieten  zutrifft.  Denn  die  zu- 
nächst aus  Vergleichung  der  Hauptrechte  gewonnenen  Ergebnisse  würde 
das  nur  dann  in  Frage  stellen  können,  wenn  es  denn  Schluss  rechtfertigen 
würde,  dass  damit  überhaupt  die  Haltpunkte,  nach  denen  wir  beide  Grup- 
pen von  einander  schieden,  unzureichende  seien  müssten,  dass  das,  was  wir 
für  ostgermanisch  hielten,  thatsflchlich  gesammtgermanisch  sei.  Aber  es 
wird  nicht  nöthig  sein,  auf  die  ohnehin  schon  berührten  Gründe  wieder 
einzugehen,  welche  das  ausschliessen,  welche,  wenn  wirklich  Verwandt- 
schaft anzunehmen  ist,  bestimmt  auf  die  ntfchstliegende  Erklärung  hin- 
weisen, dass  sehr  wohl  ein  überwiegend  westgermanischer  Stamm  ostger- 
manische Bestandtheile  in  sich  aufgenommen  und  das  für  einzelne  Rechts- 
verhältnisse nachgewirkt  haben  kann. 

Solche  Verhältnisse,  welche  für  die  Feststellung  des  verwandtschaft- 
lichen Zusammenhangs  im  Ganzen  und  Grossen  ohne  Bedeutung  und  erst 
nach  dem  Vorhergehen  jener  bestimmter  erkennbar  sind,  werden  dann  freilich 
vonbesondererWichtigkeit  fürFragen  der  äussernGeschichte 
sein  können.  SoUte  sich,  was  ich  ganz  dahingestellt  sein  lasse,  die  Ver- 
muthung  bestätigen,  dass  sich  im  Rechte  der  Innern  Schweiz  ostgermanische 
Reste  erhalten  haben,  so  würden  damit  ja  zweifeUos  die  an  für  sich  ganz 
unverbürgten  Angaben,  welche  die  Bevölkerung  der  Urcantone  mit  dem 
scandinavischen  Norden  in  Verbindung  bringen,  eine  gewisse  Bedeutung 
gewinnen.  Sollte  die  Frage  nach  dem  Verbleibe  der  Reste  der  Ostgothen 
sich  überhaupt  noch  mit  Sicherheit  lösen  lassen,  so  dürfte  das  wohl  nur 
gelingen  auf  Grund  des  Nachweises  von  Ueberbleibseln  ostgothischen  Rechts, 
welches,  wie  von  vornherein  zu  erwarten  und  sich  durch  manche  Um- 
stände bestätigt,  demwestgothischen  sehr  nahe  gestanden  zuhaben  scheint, 
so  dass  auch  dieses  letztere  genügende  Haltpunkte  für  solche  Untersuchung 
bieten  dürfte. 

145.  Treffen  die  besprochenen  Verhältnisse  zunächst  das  westger- 
manische Rechtsgebiet,  finden  wir  auf  ostgermanischem  im  allgemeinen 
keine  Durchkreuzungen,  welche  bestimmter  auf  unvollständige  Ausglei- 
chung hinweisen  würden,  so  wäre  immerhin  zu  erwägen,  ob  dieselbe  nicht 
eingreifen  könnte  bei  der  schon  $  135  betonten  Mannichfaltigkeit  des  frie- 
sischen Rechts.    Allerdings  sind  gerade  die  Friesen  ein  Stamm,  der 
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146]  an  den  Wanderungen  der  geschichtlichen  Zeit  ganz  unbetheiligt  war, 
bei  dem  die  geschichtlichen  Nachrichten  auch  nicht  den  geringsten  Anhalt 
für  die  Annahme  eines  Erwachsens  aus  verschiedenen  Bestandtheilen  bieten. 
Können  wir  denn  auch  die  von  den  Nachbarrechten  abweichenden  Be- 
stimmungen nicht  selten  durch  das  ganze  Gebiet  von  der  Sincfala  bis  zu 
den  Nord  Friesen  hin  verfolgen,  so  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  für  das  ganze 
Gebiet  ein  einheitliches  Recht  vorzugsweise  massgebend  geworden  ist.  Ist 
aber  in  der  Lex  selbst  auf  Abweichungen  des  Rechts  hingewiesen,  so  ma- 
chen sich  diese  noch  ungleich  stärker  geltend  in  den  spätem  Sonderrechten 
und  zwar  so,  dass  sie  sich  nicht  selten  solchen  Rechten  näher  anschliessen, 
mit  welchen  das  friesische  Recht  im  allgemeinen  in  keiner  nähern  Ver- 
wandtschaft steht.  Und  würde  dann  in  Einzelf^en  die  Annahme  einer 
Beeinflussung  durch  Nachbarrechte  die  Erklärung  bieten  können,  so  würde 
dieselbe  überwiegend  durch  die  Sachlage  ausgeschlossen  sein. 

Dass  die  Mannich  faltigkeit  auch  hier  auf  die  Aufnahme  fremder  Be- 
standtheile  in  den  Hauptstamm  zurückgehen  könne,  ist  doch  von  vornherein 
nicht  ausgeschlossen.  Verharren  die  Friesen  in  geschichtlicher  Zeit  unbe- 
weglich in  ihren  Sitzen,  mag  das,  wenn  Rechtsverschiedenheiten  einmal 
vorhanden  waren,  dazu  beigetragen  haben,  dass  es  hier  auch  im  Laufe  der 
Zeit  weniger  zur  Ausgleichung  kam,  so  muss  das  in  vorgeschichtlicher  Zeit 
nicht  ebenso  gewesen  sein.  Sollte  es  gelingen,  die  S  67  vorläufig  erwähnte 
Annahme  näherer  Verwandtschaft  zwischen  friesischem  und  nordschwedi- 
schem Recht  bestimmter  zu  begründen  und  würde  das  dann  auf  ursprüng- 
liche Stammeseinheit  und  Trennung  durch  Wanderung  schliessen  lassen, 
so  mögen  ja  in  einer  weit  zurückliegenden  Vorzeit  auch  die  Friesen  in 
ihre  spätere  Sitze  eingewandert  sein.  Es  konnten  sich  dann  immerhin  fremde 
Bestandtheile  mit  ihnen  verbinden,  die  sie  in  den  neuen  Sitzen  vorfanden, 
die  sich  ihnen  auf  der  Wanderung  anschlössen  oder  die  später,  zumal  hier 
auch  der  Seeweg  in  Betracht  kommt,  zuwanderten. 

Dass  die  mehrfach  sich  durchkreuzenden  Verwandtschaftsverhältnisse 
des  spätem  friesischen  Rechts  nur  in  dieser  Weise  entstanden  sein  können, 
will  ich  damit  nicht  behaupten.  Auf  andere  Umstände,  welche  da  einge- 
griffen haben  könnten,  wird  die  Untersuchung  uns  zurückführen.  Die  Er- 
wägung, was  in  solchen  Fällen  das  Wahrscheinlichere,  wie  die  festgestellten 
Verhältnisse  geschichtlich  zu  erklären  sind,  f^Ut  nicht  mehr  in  den  Bereich 
unserer  Aufgabe.  Dieser  kann  es  genügen,  auf  das  Vorkommen  solcher 
abweichenden  Verwandtschaftsverhältnisse  hinzuweisen,  so  lange  dieselben 
sich  nicht  in  einem  Masse  geltend  machen,  dass  sie  die  Ergebnisse  bezüg- 
lich der  Stellung  des  Stammrechtes  im  aUgemeinen  zu  andern  Rechten 
zweifelhaft  erscheinen  lassen. 

3.  Mischrechte. 

146.  Die  besprochenen  Verhältnisse  werden  keine  Schwierigkeiten 
bieten,  so  lange  das  Erwachsen  der  Stämme  aus  Bestandtheilen  ursprünglich 
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verschiedenen  Rechts  sich  später  nur  an  mancherlei  örtlichen  Abweichun- 
gen kenntlich  machte  dagegen  das  gemeine  Recht  des  Stammes  sich  der 
Annahme  einfacher  Verwandtschaftsentwicklung  fügt;  sei  es,  weil  es  zu- 
nächst durch  das  Recht  des  in  der  neuen  Vereinigung  vorherrschenden 
Bestandtheils  bestimmt  war;  sei  es,  dass  wenigstens,  wenn  in  Folge  der 
Vereinigung  die  Rechte  der  frühern  Einzelstämme  sich  ausglichen,  diese 
an  und  für  sich  schon  so  nahe  verwandte  gewesen  waren,  dass  sich  daraus 
andern  Rechten  gegenüber  keine  durchkreuzende  Verhältnisse  ergeben 
konnten.  Aber  wir  werden  auch  den  Fall  einer  Verschmelzung  bis- 
her selbstständiger  Rechte  zu  einem  Mischrechte  in  Anschlag 
zu  bringen  haben.  Es  konnten  Bestandtheile  verschiedenen  Rechts  sich 
unter  Verhältnissen  vereinigen,  welche  keinem  ein  so  entschiedenes  Ueber- 
gewicht  gaben,  dass  gerade  nur  sein  Recht  für  die  Weiterentwicklung  mass- 
gebend wurde;  aus  Verschmelzung  beider  Rechte  konnte  sich  so  ein  we- 
sentlich neues  Recht  bilden. 

Für  dieses  mochte  dann  immerhin  das  eine  der  Rechte  vorzugsweise 
bestimmend  sein,  wie  etwa  in  geschichtlicher  Zeit  für  das  fränkisch- 
normannische Recht  das  fränkische.  Wir  werden  aber  doch  überall 
von  einem  Mischrechte  sprechen  dürfen,  wo  der  Einfluss  auch  des  andern 
Bestandtheils  sich  nicht  blos  in  örtlichen  Abweichungen,  sondern  in  der 
Gestaltung  des  gesammten  Rechts  kenntlich  macht.  Wenn  in  dem  erwähn- 
ten Falle  der  nordgermanische  Bestandtheil  auch  als  ein  sehr  geringer  er- 
scheint, so  ist  er  doch  fest  mit  dem  neuen  Gesammtrechte  verwachsen.  Er 
macht  sich  nicht  etwa  nur  in  der  Normandie  selbst  geltend ;  er  ist  ebenso 
mit  dem  gesammten  fränkisch-normannischen  Recht  nach  England  über- 
tragen. Aehnlich  konnten  natürlich  in  vorgeschichtlicher  Zeit  zwei  früher 
verschiedene  Rechte  fest  miteinander  verwachsen,  und  immerhin  auch  in 
der  Weise,  dass  sie  sich  in  der  neuen  Gestaltung  annähernd  das  Gleich- 
gewicht hielten. 

Fragen  wir  nun  nach  den  Kennzeichen  eines  Mischrechts, 
so  wird  das  Verhältniss  sich  nicht  kenndich  machen,  so  lange  wir  das 
Recht  an  und  für  sich  prüfen  oder  es  nur  mit  einzelnen  unter  sich  nächst- 
verwandten  Rechten  vergleichen.  Soll  aber  nicht  alles,  was  wir  über  die 
Möglichkeit  der  Feststellung  des  verwandtschafdichen  Zusammenhangs  der 
Rechte  bemerkten,  wieder  in  Frage  gestellt  werden,  so  muss  es  sich  kennt- 
lich machen,  wenn  wir  es  mit  einer  Mehrzahl  der  besondern  Sachlage  nach 
dazu  geeigneter  Rechte  vergleichen.  Bis  zu  ihrer  Verschmelzung  hatte 
jedes  Recht  seine  besondere  Verwandtschaftsverhältnisse;  ergab  sich  aus 
ihrer  Verschmelzung  ein  neues  Recht,  so  muss  sich  eine  nähere  Verwandt- 
schaft desselben  mit  beiden  sonst  nicht  näher  verbundenen  Gruppen  er- 
geben, in  ähnlicher  Weise,  wie  sich  in  dem  Kinde  ein  Zusammenhang 
zwischen  Vatersippe  und  Muttersippe  herstellt.  Das  neue  Recht  wird  sich 
dann  bald  der  einen,  bald  der  andern  Gruppe  näher  verwandt  zeigen  und 
das  Verhältniss  sich  leicht  kenntlich  machen,  wenn  beide  nicht  schon  frü- 
her in  einem  für  unsere  Zwecke  beachtenswerthen  verwandtschaftlichen 
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146]  Zusammenhange  standen.  Dass  das  sUdfranzösische  oder  proven- 
zalischeRechtein  Mischrecht  sein  muss;  wenn  auch  mit  entschiedenem 
Vorwiegen  des  römischen  Bestandtheils,  dürfte  sich  genugsam  ergeben, 
wenn  wir  es  mit  römischem  Rechte  einerseits,  mit  irgendwelchen  germa- 
nischen Rechten  andererseits  vergleichen. 

In  den  für  uns  beachtenswerthen  Fallen  gestaltet  sich  nun  die  Sach- 
lage dadurch  schwieriger,  dass  es  sich  auf  beiden  Seiten  um  germanische, 
vielleicht  um  naherverwandte  germanische  Rechte,  also  um  Mischung 
bereits  vorher  verwandter  Bestandtheile  handelt.  Es  greift  da 
also  immer  eine  Doppelverwandtschaft  ein,  wie  etwa  da^  wo  die  Eltern  des 
Kindes  selbst  schon  Geschwisterkinder  waren,  wo  demnach  der  Vater  als 
Vetter  der  Mutter  doch  auch  wieder  der  Muttersippe  angehörte.  Damit 
scheint  die  ganze  Grundlage  ftlr  bestimmteres  Auseinanderhalten  beider 
Gruppen  und  damit  des  Einflusses  derselben  auf  das  neue  Recht  eine  durch- 
aus schwankende  zu  werden.  Es  scheinen  damit  zugleich  die  Haltpunkte 
zu  entfallen,  welche  uns  überhaupt  berechtigen,  ein  Recht  für  ein  Misch- 
recht zu  halten,  da  ja  die  Uebereinstimmung  bald  mit  diesem,  bald  mit 
jenem  andern  Rechte  darauf  zurückgehen  könnte,  dass  alle  drei  aus  einem 
gemeinsamen  Urrechte  abgeleitete  sind,  vgl.  S  61,  wie  ja  auch  in  jenem 
Falle  die  gemeinsamen  Grosseltern  der  Eltern  zugleich  Urgrosseltern  des 
Kindes  sein  würden. 

147.  Wurden  die  ostgermanischen  Rechte  in  dem  Bestände,  den 
wir  unmittelbar  zu  vergleichen  in  der  Lage  sind,  vorwiegend  solche  Misch- 
rechte sein,  so  würde  die  Lösbarkeit  der  Aufgabe  der  Bestim- 
mung des  verwandtschaftlichen  Zusammenhanges  trotz 
der  Mischung  allerdings  theoretisch  bestehen  bleiben.  Aber  die  Aus- 
führungwürde mit  so  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben, 
dass  gewiss  erst  nach  lange  wiederholten  Versuchen  auf  den  verschieden- 
sten Rechtsgebieten  auf  ein  halbweg  genügendes  Ergebniss  zu  rechnen 
sein  würde. 

Müsste  die  Untersuchung  zunächst  eine  voraussetzungslose  sein,  hatte 
sie  davon  auszugehen,  dass  bezüglich  des  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hanges der  Rechte  der  Gruppe  noch  nichts  als  feststehend  betrachtet  wer- 
den kann,  so  würden  wir  gemäss  dem  $  52  ff.  und  $  71  ff.  angegebenen 
Vorgehen  die  Rechte  in  Einzelbestimmungen  zu  zerlegen  und  den  Zusam- 
menhang dieser  nach  Ursprünglichkeits  -  und  Vermittlungsverhaltnissen 
festzustellen  haben,  um  daraufhin  zu  einem  Urtheil  über  den  Zusammen- 
hang der  gesammten  Rechte  zu  gelangen.  Würden  wir  dabei  nun  überall 
in  der  §57  und  $  76  bezeichneten  Weise  auf  mit  der  Annahme  einfecher 
Verzweigung  unvereinbare  Ergebnisse  stossen,  würden  alle  einzelnen  Glie- 
der wechselnd  bald  das  mehr,  bald  das  weniger  Ursprüngliche  zeigen, 
würden  sie  bald  als  vermittelndes  Glied,  bald  als  Endglied  erscheinen,  so 
würden  wir  schliessen  müssen,  dass  alle  oder  die  Mehrzahl  Mischrechte 
seien.  Durch  fortgesetzte  Einschiebung  unbekannter  Glieder  und  fortge- 
setzte Versuche  neuer  Gruppirung  nach  Ueberzeugung  vom  Ungenügen 
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der  früher  versuchten  könnte  sich  dann  allerdings  schliesslich  ein  Zusam- 
menhang herstellen,  welchem  alle  feststellbaren  Verwandtschaftsverhältnisse 
der  Einzelsätze  sich  fügen  würden ;  aber  gewiss  nur  nach  langen  Mühen, 
nach  einer  Reihe  fehlgeschlagener  Versuche. 

Nun  bemerkte  ich  aber  schon  S  1 1 5,  dass  das  bei  den  ostgerma- 
nischen Rechten,  so  weit  ich  ihre  Bestimmungen  prüfte,  nicht  zutrifft. 
Wie  sonstige  Haltpunkte  hier  Mischrechte  weniger  wahrscheinlich  machen, 
als  bei  den  Westgermanen,  so  fügt  sich  auch  die  Vergleichung  der  Rechts- 
sätze durchweg  der  Annahme  einfacher  Verzweigung,  ergibt  dieselbe  nur 
selten  durchkreuzende  Verhältnisse,  so  dass  sie,  wie  ich  denke,  keinen  Zweifel 
über  die  Richtung  der  Entwicklung  im  allgemeinen  und  damit  über  die 
grössere  oder  geringere  Ursprünglichkeit  der  Rechte  und  ihrer  Einzelbe- 
stimmungen lässt.  Mag  im  einzelnen  manches  zunächst  unklar  bleiben, 
so  ist  doch  auch  da  die  Sachlage  durchweg  eine  solche,  dass  sich  dann  nur 
ein  Ungenügen,  nicht  aber  ein  Durchkreuzen  der  Haltpunkte  ergibt.  Gehen 
wir  aber  zunächst  so  weit  vor,  als  die  Annahme  einfacher  Verzweigung 
keinen  Schwierigkeiten  begegnet,  ist  damit  der  Zusammenhang  wenigstens 
der  Rechte,  bei  welchen  sich  keine  Durchkreuzung  ergab,  bereits  festgestellt, 
so  ist  damit  denn  auch  ein  fester  Halt  zur  Beurtheilung  solcher  Rechte,  bei 
welchen  die  Durchkreuzung  auf  Mischung  hinweist,  gewonnen.  AUerdings 
können  diese  überhaupt  erst  als  Mischrechte  erkannt  werden,  wenn  die 
Untersuchung  in  angegebener  Weise  genügend  weit  fortgeschritten  ist;  sie 
werden  daher,  so  lange  das  nicht  der  Fall,  die  Untersuchung  sehr  beirren 
können,  wenn  sie  bei  dieser  zunächst  als  einfache  Abzweigungen  behandelt 
werden.  Aber  der  weitere  Verlauf  muss  dann  das  Verhältniss  schliesslich 
klar  legen,  wenn  unsere  Annahmen  über  die  Möglichkeit,  aus  dem  uns 
bekannten  Bestände  der  Rechte  auf  ihren  verwandtschafdichen  Zusammen- 
hang und  die  Ursprünglichkeit  ihrer  Bestimmungen  mit  Sicherheit  zurUck- 
zuschliessen,  sich  überhaupt  erproben  sollen. 

148,  Um  das  zu  verdeudichen,  halte  ich  mich  an  den  Fall,  der  mir 
beim  Beginn  der  Versuche,  den  verwandtschafdichen  Zusammenhang  der 
ostgermanischen  Gruppe  zu  bestimmen,  die  bei  weitem  grössten  Schwierig- 
keiten verursachte,  nämlich  an  die  bezüglichen  Verhältnisse  des  isländi- 
schen Rechts.  Diese  sind  insofern  eigenthümliche,  als  es  sich  erst  in 
geschichtlicher  Zeit  vom  norwegischen  Recht  abzweigte ;  während  es  dann 
auch  weiterhin  wegen  der  ördichen  Abgeschlossenheit  zweifellos  jeder  Be- 
einflussung durch  fremde  Rechte  entzogen  war.  Es  muss  danach  scheinen, 
dass  hier  bestimmter,  als  bei  irgend  einem  andern  Rechte,  nur  einfache 
Verwandtschaft  eingreifen  kann.  Sein  Verhältniss  zum  norwegischen  und 
durch  dieses  zu  andern  ostgermanischen  Rechten  sollte  danach  vorzugs- 
weise als  Ausgangspunkt,  oder  auch  als  Prüfstein  dienen  können,  um  uns 
zu  vergewissern,  dass  die  Gesichtspunkte,  nach  denen  wir  die  Verwandt- 
schaft der  Rechte  zu  bestimmen  suchten,  und  der  sich  danach  ergebende 
Zusammenhang  richtig  seien. 
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148]  Habe  ich  das  von  vornherein  beachtet,  so  fand  ich  mich  beim  Beginn 
der  Untersuchung  durch  nichts  mehr  beirrt,  als  durch  den  Umstand,  dass 
den  Ergebnissen  bezüglich  der  Entwicklung  der  Erbenfolge,  aufweiche  die 
Vergleichung  der  übrigen  Rechte  aufs  bestimmteste  hinzuweisen  schien, 
das  isländische  Recht  bei  Voraussetzung  seiner  Abzweigung  von  dem  nor- 
wegischen Rechte  erst  in  geschichtlicher  Zeit  sich  in  keiner  Weise  fügte; 
dass  sich  da  überall  durchkreuzende  Verhältnisse  ergaben,  welche  bestimmt 
darauf  hinwiesen,  dass  entweder  jene  Ergebnisse  nicht  richtig  sein  könnten 
oder  aber  das  isländische  Recht  ein  Mischrecht  sein  müsse.  Nun  schienen 
aber  nicht  blos  jene  auf  der  Vergleichung  der  ganzen  Masse  der  ostger- 
manischen Rechte  beruhenden  Ergebnisse  an  und  für  sich  genügend  ge- 
sichert. Auch  alle  Versuche,  jenen  Zusammenhang  anders  zu  ordnen,  etwa 
nicht  von  der,  wie  ich  denke,  ursprünglichen  Gleichstellung  der  Weiber, 
sondern  umgekehrt  von  völligem  Ausschluss  der  Weiber  und  des  Weiber- 
stammes vom  Erbrechte  auszugehen,  führten,  wie  ich  am  bezüglichen  Orte 
ausfuhren  werde,  zu  keinem  andern  Ergebnisse;  die  Bestimmungen  des 
isländischen  Rechts  durchkreuzten  dann  nicht  minder  den  sich  damit  er- 
gebenden umgekehrten  Zusammenhang. 

Erübrigte  danach  nichts,  als  die  den  geschichtlichen  Haltpunkten 
gegenüber  anscheinend  so  gewagte  Annahme,  dass  das  isländische  Recht 
ein  Mischrecht  sei,  so  scheint  es  mir  zweckmässig,  von  vornherein  die 
Gründe  anzugeben,  welche  mich  zu  derselben  bestimmten,  und  anzudeuten, 
wie  dieselbe  etwa  mit  den  geschichtlichen  Zeugnissen  in  Uebereinstimmung 
zu  bringen  sein  dürfte.  Es  mag  ja  wieder  misslich  sein,  dass  ich  dabei  be- 
züglich anderer  Rechte  von  Annahmen  bezüglich  der  Verwandtschafts- und 
Ursprünglichkeitsverhältnisse  ausgehen  muss,  deren  Begründung  erst  Auf- 
gabe der  spätem  Einzeluntersuchungen  sein  kann.  Andererseits  aber  ist 
der  Gedanke,  die  Stichhaltigkeit  der  Ergebnisse  aller  Einzeluntersuchungen 
nach  jenen  anscheinend  feststehenden  Verhältnissen  des  isländischen  Rechts 
zu  prüfen,  ein  so  naheliegender,  dass  es  überall  misstrauisch  gegen  jene 
Ergebnisse  machen  müsste,  wenn  ich  diese  Verhältnisse  dabei  nicht  als  fest- 
stehende behandle,  ohne  von  vornherein  die  Gründe  angegeben  zu  haben, 
welche  mich  wenigstens  nach  dem  sonstigen  Gesammtergebniss  der  Unter- 
suchung dazu  berechtigen. 

Es  kommt  hinzu,  dass  nach  diesen  das  isländische  Recht  das  einzige 
der  ostgermanischen  Rechte  sein  würde,  welches  sich  auf  den  von  uns  an- 
gegebenen Wegen  als  ein  eigendiches  Mischrecht  darsteUt ;  demnach  Ver- 
folgen gerade  dieses  Einzelfalls  am  nächsten  liegen  muss,  um  an  einem 
Beispiele  die  Behauptung  zu  rechtfertigen,  dass,  wenn  überhaupt  genügende 
Haltpunkte  vorhanden  sind,  sich  die  Verwandtschaftsverhältnisse  eines 
Mischrechtes  mit  derselben  Sicherheit  bestimmen  lassen  müssen,  wie  die 
eines  einfachen  Rechts.  Endlich  aber  musste  sich  Verfolgen  gerade  dieses 
Einzelfalles  um  so  mehr  empfehlen,  als,  wenn  das  Zutreffen  der  Beweis- 
führung hier  anerkannt  werden  sollte,  das  für  die  Stichhaltigkeit  der  Me- 
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thode  um  so  schwerer  ins  Gewicht  fallen  muss,  als  gerade  bei  diesem  Falle 
die  Verhältnisse  besonders  ungünstig  liegen,  weil  die  geschichtlichen  An- 
gaben hier  keineswegs  ein  Mischrecht  vermuthen  lassen,  weil  die  zu  einem 
neuen  Rechte  verschmolzenen  Glieder  ohnehin  schon  naheverwandte  sein 
mussten,  und  weil  das  eine  dieser  Glieder  uns  nicht  einmal  in  späterer 
Gestaltung  erhalten  sein  würde. 

149.  Nach  den  bezüglichen  geschichtlichen  Angaben  ist 
Island  erst  in  den  spätem  Zeiten  des  neunten  Jahrhunderts  von  Norwegen 
aus  entdeckt  und  ganz  vorwiegend  von  da  aus  besiedelt  worden.  Hören 
wir  von  früheren  Bewohnern,  so  waren  diese  keltischer  Abkunft;  nichts 
berechtigt  zu  der  Annahme,  es  hätte  sich  dort  schon  eine  Bevölkerung 
vorgefunden,  deren  Recht  auf  das  später  in  Island  geltende,  durchaus  ger- 
manische Recht  nachgewirkt  haben  könnte.  Und  eben  so  wenig  wird  es 
einen  irgend  bestimmenden  Einfluss  auf  das  isländische  Recht  gehabt  haben, 
dass  auch  neben  den  Norwegern  noch  keltische  Bestandtheile  eingewandert 
zu  sein  scheinen ;  vgl.  Maurer  Island  28.  Wir  haben  daraufhin  anzunehmen, 
dass  im  neunten  Jahrhunderte  die  Grundlage  des  norwegischen  und  islän 
dischen  Rechtes  noch  eine  einheitliche  war.  Und  so  weit  der  Unterschied 
der  norwegischen  Rechte  selbst  zu  berücksichtigen  sein  würde,  sähen  wir 
uns  an  und  für  sich  zunächst  zweifellos  auf  die  Island  nächstgelegene  West- 
küste hingewiesen,  auf  die  Gebiete  der  unter  sich  näherverwandten  Rechte 
des  Gulathing  und  Frostuthing.  Ueberdies  kommen  dann  noch  ausdrück- 
liche Angaben  hinzu,  welche  die  Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  in  Island 
um  930  bestimmter  an  das  Gulathing  anknüpfen;  vgl.  Maurer  Ueber  das 
erste  Island.  Landrecht  in  den  Abh.  der  Münchner  Akademie  I  i2*,27  ff., 
Entstehungszeit  der  Gulathingslög  ebenda  i2<',ioi ;  dann  Island  49  ff. 

Die  geschichtlichen  Angaben  würden  demnach  darauf  deuten,  dass 
das  isländische  Recht  J  und  das  norwegische  A^  im  neunten  Jahrhunderte 
noch  einheitlich  gestaltet  waren,  sich  erst  von  da  ab  selbstständig  ent- 
wickelten. Dem  entspricht  es,  wenn  wir  sehr  häufig  nähere  Verwandt- 
schaft zwischen  /  und  N  finden.  Daneben  freilich  dann  auch  stärkere  Ab- 
weichungen, als  man  sie  bei  so  spät  von  einander  abzweigenden  Rechten 
erwarten  sollte.  Sind  aber  mehrere  Jahrhunderte  bis  zu  den  uns  bekannten 
Aufzeichnungen  von  /  und  N  verflossen,  so  wäre  immerhin  nicht  ausge- 
schlossen, dass  beide  Rechte  sich  besonders  stark  geändert  und  damit  so 
bedeutend  von  einander  entfernt  haben  könnten.  Und  ebenso  würde  es 
dann  nicht  befremden,  wenn  bald  das  eine,  bald  das  andere  Recht  das  Ur- 
sprünglichere erhalten  hätte. 

160,  Diese  Annahmen  reichen  aber  nicht  mehr  aus,  wenn  wir  die 
übrigen,  dem  isländischen  und  norwegischen  näherverwandten  Hechte  in 
die  Vergleichung  einbeziehen  und  den  Verwandtschaft  liehen  Zu- 
sammenhang mit  der  gesammten  nächstverwandten  Gruppe 
von  Rechten  festzusteUen  suchen.  Bezeichnen  wir  das  gothisch-spani- 
sche  Recht  mit  G,  die  göthischen  Rechte  Südschwedens  mit  S,  das  longo- 
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150]  bardische  mit  L,  so  würde  wenigstens  das  Ergebniss  der  späteren 
Untersuchungen  auf  folgenden  Zusammenhang  hinweisen : 


vN 


A 


7N 


N 

w    G 


N         J  S 

Es  würde  -[  das  nach  der  bisherigen  Annahme  im  neunten  Jahrhun- 
derte noch  einheidiche  Urrecht  für  /  und  N  sein.  Nun  werden  wir  überall 
auf  Belege  stossen,  dass  da,  wo  N  und  insbesondere  das  hier  zunächst  als 
massgebend  zu  behandelnde  Gulathingsrecht  von  /  abweicht,  jenes  durch- 
weg nähere  Verwandtschaft  mit  L,  aber  auch  mit  dem  für  den  nächsten 
Zweck  dem  longobardischen  gleichzustellenden  burgundischen  und  goth- 
ländischen  Rechte  zeigt.  Da  longobardisches  und  burgundisches  Recht 
sich  nur  in  einer  weit  zurückliegenden  vorgeschichdichen  Zeit  in^  abge- 
zweigt haben  können,  so  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  Alles,  worin  Z  un  J 
N  stimmen,  auch  in  y  und  jj;  ebenso  vorhanden  gewesen  sein  muss.  Sollte 
demnach  /  sich  aus  einfacher  Abzweigung  bei  {  ergeben  haben,  so  müssten 
in  allen  Fällen,  wo  N  und  L  gemeinsam  von  /  abweichen,  die  abweichen- 
den Bestimmungen  in  /  nicht  ursprüngliche,  sondern  seit  dem  neunten 
Jahrhunderte  selbststäudig  entwickelte  sein.  Das  scheint  sich  in  manchen 
Fällen  denn  auch  bestimmter  dadurch  zu  bestätigen,  dass  die  Bestimmungen 
in  -Yund  L  sich  näher  G  anschliessen,  von  dem  wir,  vgl.  S  65,  annehmen, 
dass  es  dem  ostgermanischen  Urrechte  am  nächsten  stand.  So  weil  würde 
also  nichts  der  nach  den  geschichtlichen  Zeugnissen  zu  vermuthenden  An- 
nahme einer  einfachen  Abzweigung  von  /  in  j{  im  Wege  stehen. 

Diese  wird  nun  aber  unhaltbar  durch  eine  Reihe  anderer  Fälle,  in 
welchen  sich  /  an  G  und  S  näher  anschliesst,  während  A^  und  Z  gemein- 
sam von  diesen  abweichen.  Das  weist  gerade  in  unserm  Falle  unmittel- 
barer und  sicherer  auf  Doppelverwandtschaft  hin,  weil  hier  durch  die  Sach- 
lage von  vornherein  die  Möglichkeit  ausgeschlossen  ist,  dass  J  erst  nach 
der  Zeit,  in  der  es  sich  von  -^^  trennte  und  selbstständig  entwickelte,  von 
G  und  5*  beeinflusst  werden  oder  umgekehrt  diese  beeinflussen  konnte. 
J  hätte  allerdings  auch  auf  dem  einfachen  Wege  durch  y  und  f  einiges 
Ursprüngliche  aus  xO  beibehalten  können,  was  auch  in  G  und  S  überging, 
während  Z  und  A^es  fallen  liessen,  es  durch  selbstständige  Bestimmungen 
ersetzten.  Dann  aber  müssten  diese  wohl  von  /  und  G  abweichende,  nicht 
aber  übereinstimmende  Sätze  zeigen.  Die  in  solchen  Fällen  sich  wieder 
und  wieder  ergebende  nähere  Verwandtschaft  zwischen  Z  und  A^  beweist, 
dass  das,  worin  sie  übereinstimmen,  sich  schon  in^  so  finden  musste,  J 
demnach  seine  mit  G  und  »S  stimmenden  Bestandtheile  nicht  auf  dem  Wege 
durch  ^  ausirG  erhalten  haben  kann.  Damit  sehen  wir  uns  bestimmt  darauf 
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hingewiesen,  dass  /mit  dem  ostgermanischen  Urrechte  ^  noch  auf  einem 
andern  Wege  zusammenhangen  muss,  auf  dem  ihm  die  Bestandtheile  zu- 
kamen, in  welchen  es  sich  G  und  S  näher  verwandt  zeigt.  Ergibt  sich 
dann  weiter,  dass  es  in  solchen  Fällen  mehrfach  gemeinsam  mit  S  von  G 
abweicht,  so  muss  es  durch  mindestens  zwei  unbekannte  Glieder  mit  x 
zusammenhängen ;  durch  v,  auf  welches  das  allen  drei  Rechten  Gemein- 
same, und  durch  w,  auf  welches  die  nähere  Verwandtschaft  mit  »S  zurückgeht. 

Das  bestätigt  sich  denn  auch  bei  Beachtung  der  Ursprünglichkeits- 
verhältnisse.  In  allen  Fällen,  wo /mit  G  übereinstimmt,  während  Z  und  A^ 
gemeinsam  abweichen,  wird  sich  überwiegend  in  /  das  Ursprünglichere 
erhalten  haben  müssen,  falls  als  bereits  bewiesen  angenommen  wird,  vgl. 
S  67,  dass  G  im  allgemeinen  dem  ostgermanischen  Urrechte  x  am  nächsten 
steht;  wenn  auch,  da  «G  und  G  doch  nicht  völlig  zusammenfallen,  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  in  Einzelfällen  A^und  Z  etwas  Ursprüngliches  aus  x 
beibehalten  haben  können,  was  in  pG  geändert  und  durch  dieses  dann 
auch  geändert  in /übergegangen  ist.  Das  bestätigt  sich  denn  auch  dadurch, 
dass  die  von  N  und  L  abweichenden  Sätze  in  /  nicht  blos  wegen  ihres 
nähern  Anschlusses  an  G,  sondern  auch  von  solchen  Gesichtspunkten  aus, 
nach  welchen  sich  ohne  alle  Beachtung  eines  schon  festgestellten  Zusam- 
menhanges der  Rechte  die  grössere  oder  geringere  Ursprünglichkeit  von 
Einzelsätzen  beurtheilen  lässt,  vgl.  §  102  ff.,  vielfach  als  die  ursprünglicheren 
erweisen  lassen  würden. 

Dagegen  wird  für  das,  worin  /  nur  mit  S  stimmt,  nicht  in  gleicher 
Weise  grössere  Ursprünglichkeit  gegenüber  A^  und  Z  zu  vermuthen  sein ; 
schon  das  gemeinsame  Abweichen  von  G  macht  es  wenigstens  wahrschein- 
lich, dass  der  Satz  sich  erst  in  w  gebildet  hat;  und  sicher  wird  das  in  allen 
Fällen,  wo  A^  und  Z  mit  G  übereinstimmen,  während  /  und  S  abweichen ; 
was  sich  dann  auch  hier  wohl  wieder  dadurch  bestätigt,  dass  auch  abge- 
sehen von  jeder  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  der  Rechte  die  Sätze  in 
/und  5  sich  nach  innem  Gründen  als  die  minder  ursprünglichen  erweisen 
werden. 

Was  ich  hier  vorläufig  voraussetzte,  während  es  erst  später  zu  er- 
weisen sein  wird,  ist  einmal  insbesondere,  dass  /  bald  nähere  Verwandt- 
schaft mitA^,  bald  mit  G  und  5"  zeigt;  dass  weiter  A^undZ  in  einem  nähern 
Verwandtschaftsverhältnisse  stehen,  welches,  da  deren  Abzweigung  von 
einander  weit  in  vorgeschichtliche  Zeiten  zurückfallen  muss,  es  ausschliesst, 
dass  die  nähere  Verwandtschaft  von  /  mit  G  und  S  durch  ein  auch  den 
nächsten  Ausgang  für  Z  und  A^  bildendes  unbekanntes  Glied  vermittelt  sein 
kann.  Werden  aber  die  dafür  später  geltend  zu  machenden  Einzelbelege 
als  ausreichend  anerkannt,  so  wird  auf  Grund  des  Gesagten  auch  der  Schluss 
nicht  abzuweisen  sein,  dass  das  isländische  Recht  sich  im  neunten  Jahr- 
hunderte nicht  einfach  von  den  uns  bekannten  norwegischen  Rechten  in 
ihrer  damaligen  Gestaltung  abzweigte,  sondern  dass  es  erwuchs  auf  Grund- 
lage zweier  Rechte,  jenes  norwegischen  und  eines  andern  Rechtes,  welches 
auch  in  späterer  Gestaltung  nicht  nachweisbar  zu  sein  scheint;  bezüglich 
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150]  dessen  sich  bisher  nur  ergab,  dass  es  dem  gothischen  und  dem  göthi- 
schen  Recht  näher  verwandt  gewesen  sein  muss,  als  die  uns  bekannten 
norwegischen. 

151.  Ich  könnte  mit  der  Darlegung  dieses  sich  aus  der  Gestaltung 
der  Rechte  oder  doch  zunächst  ihrer  Erbenfolge  ergebenden ,  allerdings 
gegenüber  den  bisherigen  Annahmen  befremdenden  Sachverhalts  abbrechen, 
da  die  blosse  Rechtsvergleichung  da  nicht  weiter  führen  kann,  und  es  An- 
deren durch  ihre  Vorkenntnisse  dazu  mehr  Berufenen  überlassen,  zu  er- 
wägen, wie  sich  eine  Erklärung  des  den  geschichtlichen  An- 
gaben anscheinend  widersprechenden  Ergebnisses  der 
Rechtsvergleichung,  falls  sie  dieses  als  genügend  begründet  aner- 
kennen sollten,  finden  lasse.  Habe  ich  selbst  mich  natürlich  nicht  damit 
begnügt  und  es,  so  weit  meine  ungenügenden  Vorkenntnisse  das  erlauben, 
wenigstens  versucht,  eine  Erklärung  zu  finden,  so  glaube  ich  es  bei  der 
grossen  Bedeutung  jenes  Sachverhalts  für  meine  gesammten  Untersuchun- 
gen und  für  das  dabei  eingehaltene  Vorgehen  nicht  unterlassen  zu  sollen, 
darauf  hinzuweisen,  in  welcher  Richtung  auf  Grundlage  des  Bemerkten 
meiner  Ansicht  nach  die  Erklärung  zu  suchen  sein  dürfte.  Wird  auch  nur 
die  Möglichkeit  des  Zutreffens  zugegeben,  so  ist  damit  das  Hauptbedenken 
gegen  ein  Ergebniss  beseitigt,  welches  doch  allein  zulässig  erscheint,  wenn 
der  auf  dem  von  mir  eingeschlagenen  Wege  sich  ergebende  Zusammen- 
hang der  Rechte  im  allgemeinen  mit  den  besondern  Verhältnissen  des  is- 
ländischen Rechts  in  Uebereinstimmung  gebracht  werden  soll. 

Daran  dürfte  festzuhalten  sein,  dass  die  Besiedlung  Islands,  so  weit 
es  sich  um  so  starke  Bestandtheile  handelt,  dass  sie  für  die  Gestaltung  des 
Rechts  massgebend  werden  konnten,  nur  von  Norwegen  aus  erfolgt  ist. 
Von  den  keltischen  Bestandtheilen  war  bereits  $  149  die  Rede.  Wenigstens 
so  weit  ich  mir  da  durch  Durchsicht  einzelner  näherliegender  Hilfsminel 
ein  Urtheil  bilden  konnte,  findet  sich  auf  dem  von  mir  beachteten  Rechts- 
gebiete keine  Veranlassung,  irgendwelche  Bestimmungen  gerade  auf  kelti- 
schen Einfluss  zurückzuführen.  Beachtenswerther  könnte  es  gerade  mit 
Rücksicht  auf  das  früher  Bemerkte  erscheinen,  wenn  auch  Göthen  unter 
den  Einwanderern  genannt  werden,  vgl.  Maurer  Island  27.  Schwerlich  aber 
handelte  es  sich  dabei  um  einen  so  zahlreichen  Zuzug,  wie  das  hier  zweifellos 
der  Fall  sein  müsste,  wenn  dieselben  als  Träger  des  zweiten  der  Rechts- 
bestandtheile  betrachtet  werden  sollten.  Während  weiter  doch  auch  die  Ab- 
weichungen der  gothischen  Rechte  in  ihrem  uns  bekannten  Bestände  vom 
isländischen  zu  bedeutend  sind,  als  dass  wir  da  bestimmter  gerade  auf  ein 
solches  Verhältniss  hingewiesen  sein  würden. 

Ist  anzunehmen,  dass  beide  Rechte,  aus  denen  das  isländische  erwuchs, 
auf  Norwegen  zurückgehen,  so  dürfte  für  die  Erklärung  an  die  Verschie- 
denheit der  norwegischen  Rechte  anzuknüpfen  sein,  an  den  Um- 
stand, dass  das  Recht  Norwegens  kein  einheitliches  war,  und  dass  uns  nur 
zwei  der  norwegischen  Rechte  genauer  bekannt  sind.  Diese,  die  Frostu- 
thingslög,  das  Recht  von  Drontheim,  dann  die  Gulathingslög  beherrschten 
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allerdings  später  die  ganze  Island  zugekehrte  Westküste  des  Landes.  Wir 
wissen  aber  insbesondere  vom  Gulathing,  dass  es  um  das  Ende  des  neunten 
Jahrhunderts  nur  erst  die  drei  nächst  Bergen  belegenen  Volklande,  einen 
kleinen  Theil  seines  spatern  Gebiets  umfasste,  vgl.  Munch  Norweg.  Gesch. 
übers,  von  Qaussen  1,132,  Maurer  Entstehungsz.  derGulath.  10 1 ;  es  mag 
sich  damit  auch  das  an  das  Gulathing  anknüpfende  Recht  erst  später  weiter 
über  den  Südwesten  verbreitet  haben.  Aber  auch  dann  hat  es  für  den 
Osten  des  Landes  keine  Geltung  gehabt.  In  diesem  galt  das  Recht  des 
Eidsifathing,  von  dem  sich  dann  das  für  die  als  Wik  bezeichneten  Kü- 
stengebiete des  Skagerrak  geltende  Recht  des  Borgarihing  abzweigte ;  vgl. 
Munch  2,169. 

Nun  werden  wir  doch  für  die  Einwanderung  nach  Island  nicht  von 
vornherein  ausschliesslich  auf  die  nflchstgelegene  Westküste  angewiesen 
sein.  Könnte  es  nahe  liegen,  den  Ausdruck  Wikinger  mit  jener  Wik  in 
Verbindung  zu  bringen,  und  würden  wir  dann  gerade  auf  das  Gebiet,  welches 
wir  im  Auge  haben,  als  Hauptausgang  der  Seefahrten  hingewiesen  sein, 
so  scheint  jener  Zusammenhang  allerdings  ein  sehr  zweifelhafter  zu  sein ; 
vgl.  Munch  2,237.  Aber  auch  davon  abgesehen  fällt  doch  im  allgemeinen 
für  Verkehr  über  See  die  etwas  grössere  oder  geringere  Entfernung  nicht 
ins  Gewicht ;  es  wäre  doch  sehr  möglich,  dass  über  die  Küstengebiete  des 
Südostens,  die  Gegend  um  Christiania,  nicht  minder  zahlreiche  und  an- 
gesehene Einwanderer  kamen,  als  aus  dem  Westen,  und  dass  sich  aus  der 
Verschmelzung  des  Rechtes  beider  jene  durchkreuzenden  Verhältnisse  im 
isländischen  Recht  ergaben. 

153*  Dieser  an  und  für  sich  gewiss  naheliegenden  Annahme  schei- 
nen nun  allerdings  die  schon  $  149  erwähnten  Angaben  im  Wege  zu  stehen, 
wonach  die  Aufzeichnung  des  ältesten  Landrechts  für  Island,  der  uns  nicht 
erhaltenen  Ulfljötslög,inso  engem  Ans c hl u SS  an  die  Gulathingslög 
erfolgte,  dass  der  Verfasser  zu  diesem  Zweck  auf  drei  Jahre  nach  Norwegen 
ging,  um  dort  mit  Hülfe  seines  angeblich  dann  auch  an  einer  Revision  der 
Gulathinslög  betheiligten  Mutterbruders  nach  dem  Muster  dieser  das  Rechts- 
buch zu  entwerfen.  Nun  weiss  ich  wegen  Nichtverständniss  der  Beleg- 
stellen den  bezüglichen  eingehenden  Erörterungen  Maurers  nicht  genau 
genug  zu  folgen,  um  mir  selbst  ein  Urtheil  darüber  bilden  zu  können,  in 
wie  weit  jene  Angabe  volle  Glaubwürdigkeit  beanspruchen  dürfte.  Aber 
ich  denke,  sie  kann  im  wesentlichen  richtig  sein,  ohne  unsere  Annahme 
auszuschliessen. 

Denn  zunächst  betont  wird  doch  nur  die  Ordnung  von  Verhältnissen 
des  öffentlichen  Rechts  nach  dem  norwegischen  Muster.  Nun  konnte  das 
islandische  Allthing  und  was  damit  zusammenhängt  recht  wohl  in  engstem 
Anschlüsse  an  das  Gulathing  geordnet  werden,  ohne  dass  das  ausschlösse, 
dass  im  Rahmen  einer  solchen  Gerichtsverfassung  ein  wesentlich  verschie- 
denes Privatrecht  gehandhabt  wurde.  Waren  etwa  sechszig  Jahre  seit  der 
ersten  Einwanderung  verflossen  und  waren,  wie  ich  denke,  die  Einwanderer 
verschiedenen  Rechts,  so  konnte  schon  bis  dahin  manche  Ausgleichung  des 
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152]  Rechts  erfolgt  sein,  die  man  dann  schwerlich  wieder  rückgängig  zu 
machen  versuchte.  Wurde  aber  in  den  Geschlechtern  verschiedener  Her- 
kunft bis  dahin  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechts  noch  an 
den  frühern  Unterschieden  festgehalten,  so  mochte  man  recht  wohl  Ver- 
fassung und  Verfahren  der  Gerichte  und  etwa  das  Strafrecht  einheitlich 
zunächst  nach  dem  Muster  des  Gulathing  gestalten,  ohne  dass  das  ebenso 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  der  Fall  sein  musste.  Ergab  sich  dann 
auf  diesem  die  völlige  Ausgleichung  der  örtlich  kaum  bestimmter  geschie- 
denen Rechte  zweifellos  in  nicht  zu  langer  Frist  ohne  Eingreifen  der  Ge- 
setzgebung aus  den  Bedürfnissen  des  täglichen  Verkehrs,  aus  den  Verehe- 
lichungen unter  Personen  verschiedenen  Rechts,  so  ist  auch  mit  jenen 
Angaben  die  Annahme  recht  wohl  vereinbar,  dass  sich  das  Privatrecht 
keineswegs  ausschliesslich  von  der  Grundlage  des  damaligen  Gulathings* 
rechtes  aus  weiterentwickelte. 

Dass  das  nicht  der  Fall  war,  würde  sich  auch  abgesehen  von  der  er- 
wähnten nähern  Verwandtschaft  des  isländischen  zum  gothischen  und 
göthischen  Recht  wohl  bestimmter  begründen  lassen.  Wir  liessea  bei  der 
früheren  Darlegung  des  Beweisganges  den  Unterschied  zwischen  Gula- 
thingsrecht  G  und  Frostuthingsrecht  F  unbeachtet,  fassten  sie  beide  als  A^ 
zusammen,  da  da  im  Ganzen  und  Grossen  das  für  das  eine  Recht  Ange« 
nommene  auch  das  andere  treffen  würde.  Nun  wird  aber  die  Einzelunter« 
suchung  mehrfach  ergeben,  dass  das  isländische  Recht  sich  näher  an  i^an«* 
schliesst,  als  an  G.  Das  würde  sich  an  und  für  sich  auch  unter  Festhalten 
gemeinsamer  Ableitung  aus  dem  Gulathingsrecht  des  neunten  Jahrhunderts 
daraus  erklären  lassen,  dass  sich  G  bis  zu  der  uns  bekannten  Gestaltung 
selbstständig  und  abweichend  weiterentwickelt  haben  konnte.  Aber  auch 
hier  ist  das  dadurch  ausgeschlossen,  dass  es  sich  zum  Theil  gerade  um 
Bestimmungen  handelt,  welche,  wie  etwa  der  Ausschluss  der  Weiber  de$ 
Mannsstammes  auch  durch  die  entfernteren  Männer  von  Manne,  die  nähere 
Verwandtschaft  des  longobardischen  gerade  mit  dem  Gulathingsrechte  bei« 
sonders  auffallend  hervortreten  lassen.  Diese  muss  demnach  G  im  neunten 
Jahrhunderte  schon  ebenso  enthalten  haben,  so  dass  da /beim  Beginne 
seiner  Entwicklung  wohl  mit  F,  nicht  aber  mit  G  übereinstimmen  konnte. 
Nähere  Verwandtschaft  gerade  mit  F  scheint  sich  denn  auch  wohl  auf  an- 
dere Rechtsgebieten  zu  ergeben,  so  bei  der  Wehrgeldsordnung ;  vgLAmira 
Zur  Textgeschichte  der  Frostuihingsbök  in  der  Germania  32,129  ff. 

153«  Zeigt  sich  demnach  selbst  da,  wo  die  erhaltenen  norwegischen 
Rechte  eine  unmittelbare  Prüfung  gestatten,  das  isländische  Recht  mehrfach 
in  näherm  Zusammenhange  nicht  gerade  mit  dem  derselben,  an  welches 
die  geschichtlichen  Zeugnisse  es  zunächst  anknüpfen,  so  scheint  doch  auch 
nichts  im  Wege  zu  stehen,  für  andere  Theile  seines  Inhalts  Beeinflus- 
sung durch  das  ostnorwegische  Recht  des  neunten  Jahrhunderts 
anzunehmen.  Freilich  lässt  sich  diese  nicht  unmittelbar  prüfen,  da  sich 
von  den  Rechten  des  Ostens,  des  Eidsifathing  und  Borgarthing,  nichts  er- 
halten hat,  als  die  Christenrechte,  welche  für  unsern  Zweck  nur  etwa  er- 
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geben,  dass  beide  Rechte  des  Ostens  unter  sich  sehr  nahe  verwandte  waren, 
dagegen  von  denen  des  Westens  stärker  abwichen;  vgl.  Munch  2,170. 

Nun  mUsste  diese  Abweichung  allerdings  eine  sehr  starke  gewesen 
sein,  wenn  sich  daraus  die  angegebenen  Verhältnisse  des  isländischen  Rechts 
erklären  sollen;  kaum  minder  starke,  als  etwa  die  der  göthischen  Rechte 
Sudschwedens  von  den  Swearechten  des  Nordens.  Aber,  so  weit  ich  da 
Überhaupt  unheilen  kann,  wüsste  ich  doch  auch  keinen  Grund  abzusehen, 
der  ein  entsprechendes  Verhältniss  für  Norwegen  ausschliessen  würde.  Und 
dann  bedarf  es  kaum  einer  Bemerkung,  wie  sehr  gerade  die  geltend  ge- 
machte nähere  Verwandtschaft  des  isländischen  mit  den  göthischen  Rechten 
jene  Annahme  unterstützen  würde.  Es  würde  sich  zunächst  um  das  Recht 
des  Theiles  von  Norwegen  handeln,  der  an  die  göthischen  Landschaften 
Schwedens  angränzt,  wo  auch  nach  sonstigen  Zeugnissen  näherer  Zusam- 
menhang mit  diesen,  als  mit  dem  westlichen  Norwegen  anzunehmen  ist, 
wie  sich  denn  auch  bei  den  erhaltenen  Christenrechten  göthischer  Einfluss 
bemerklich  macht;  vgl.  Munch  1,104.1 10  ß.  2,170.  Und  gerade  auch  auf 
dem  Gebiete  der  Erbenfolge  scheint  die  später  zu  besprechende  Inschrift 
von  Tunö  es  wahrscheinlich  zu  machen,  dass  das  in  der  Wik  um  550 
geltende  Recht  sich  wenigstens  bezüglich  des  Erbrechts  der  Weiber  dem 
göthischen  näher  anschloss,  als  den  uns  bekannten  norwegischen  Rechten. 

So  scheint  mir,  so  weit  ich  sehe,  nichts  der  Annahme  im  Wege  zu 
stehen,  manches  sie  zu  unterstützen,  dass  im  neunten  Jahrhunderte  im  süd- 
östlichen Norwegen  ein  Recht  in  Geltung  war,  aus  dessen  Vermischung 
mit  westnorwegischem  Recht  sich  die  angegebene  spätere  Gestaltung  des 
isländischen  Rechts  ergeben  konnte ;  ein  Recht  nämlich,  welches  den  uns 
erhaltenen  göthischen  Rechten  näher  verwandt  war,  sich  aber  andererseits 
wieder  dem  göthischen  näher  anschloss,  als  diese.  Die  Prüfung,  ob  diese 
meine  Vermuthungen  sich  als  stichhaltig  erweisen,  muss  ich  Berufenem 
überlassen. 

Jedenfalls  möchten  sie  eine  nähere  Prüfung  verdienen.  Denn  einmal 
würden  sie  die  starken  Abweichungen  des  isländischen  Rechts  von  den 
uns  bekannten  norwegischen  erklären,  die  doch  selbst  dann  auffallen  müs- 
sen, wenn  man  die  von  mir  zunächst  betonten  durchkreuzenden  Verwandt- 
schaftsverhältnisse nicht  berücksichtigt.  Andererseits  aber  würden  sie  auch 
insofern  vonWerth  sein,  als  sie  es  ermöglichen  würden,  uns  die  unmittel- 
bar nicht  erkennbare  Gestaltung  des  altern  Rechts  im  östlichen  Norwegen 
wenigstens  einigermassen  zu  vergegenwärtigen.  Auf  diese  müsste  dann 
alles  zurückgehen,  worin  das  gothische  und  göthische  Recht  mit  dem  is- 
ländischen stimmen,  während  die  Rechte  des  westlichen  Norwegen  ab- 
weichen. Wahrend  dann  umgekehrt  für  die  Beurtheilung  des  Bestandes 
dieser  im  neunten  Jahrhunderte  mancher  Haltpunkt  dadurch  geboten  sein 
würde,  dass  auf  diesen  das  zurückgehen  dürfte,  worin  das  isländische  in 
Abweichung  von  jenen  Rechten  sich  den  uns  bekannten  norwegischen 
Rechten  näher  anschliesst. 
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154.  Sehen  wir  von  späteren  Gesetzgebungen  ab,  bei  welchen  die 
Herrscher  ein  einheitliches  Reichsrecht  zunächst  auf  dem  Wege  einer  Ver- 
schmelzung der  verschiedenen  Rechte  der  Landschaften  des  Reichs  herzu- 
stellen suchten,  so  ist,  so  weit  ich  sehe,  unter  den  ostgermanischen  Rechten 
das  islandische  das  einzige,  bei  welchem  die  Vergleichung  insbesondere 
der  Erbenfolge  mit  der  der  anderen  Rechte  bestimmt  auf  Verhältnisse 
führt,  welche  darauf  hinweisen,  dass  es  aus  Verschmelzung  der  nicht  un- 
erheblich von  einander  abweichenden  Rechte  zweier  Hauptbestandtheile 
seiner  Bevölkerung  erwachsen  sein  muss.  Aehnliche  Verhältnisse  werden 
sich  vielleicht  noch  sonst  herausstellen,  wenn  die  Rechte  in  umfassenderer 
Weise  verglichen  werden,  als  ich  dazu  in  der  Lage  war.  Was  mir  da  sonst 
aufgefallen,  wie  insbesondere  die  $  145  erwähnten  starken  Abweichungen 
im  friesischen  Rechtsgebiete,  geht  doch  kaum  Über  das  hinaus,  was  ich 
zunächst  als  örtliche  Abweichung  innerhalb  des  umfassendem  Rechtsgebiets 
fasste. 

Nur  auf  einen  ähnlichen  Fall  werden  uns  unsere  Untersuchungen 
zurückfuhren,  der  auch  in  so  weit  besonders  beachtenswenh  erscheint,  als 
sich  dabei  Verschmelzung  eines  westgermanischen  und  ostgermanischen 
Rechts  ergeben  würde.  Es  bandelt  sich  dabei  um  das  thüringische 
Recht.  Sind  wir  dafür  zunächst  auf  die  als  Lex  Angliorum  et  Werinorum, 
aber  auch  als  Lex  Thuringorum  bezeichnete  Aufzeichnung  hingewiesen, 
so  können  wir  für  unsern  nächsten  Zweck  ganz  von  der  Frage  absehen, 
ob  hier  nur  das  Recht  einzelner,  dann  mit  den  Thüringern  verschmolzener 
Einzelstämme,  oder,  wie  mir  wahrscheinlicher,  thüringisches  Gesammirecht 
gegeben  werden  sollte.  Denn  jedenfalls  liegt  uns  hier  ein  Recht  von  we- 
sendich  einheidichem  Character  vor,  welches  in  seinem  ganzen  Geltungs- 
bereiche, mag  dieser  nun  ein  engerer  oder  weiterer  gewesen  sein,  so  ge- 
handhabt werden  sollte,  ohne  dass  örtliche  Unterschiede  irgendwie  ange- 
deutet wären.  Liegen  verschiedene  Rechte  zu  Grunde,  so  müssen  sie  sich 
ebenso  zu  einem  einheidichen  neuen  Rechte  ausgeglichen  haben,  wie  das 
beim  isländischen  der  Fall  zu  sein  scheint. 

Ueberwiegend  schliesst  sich  nun  das  thüringische  Recht  dem  frän- 
kischen und  andern  deutschen  Rechten  so  nahe  an,  dass  es  danach  zunächst 
der  westgermanischen  Gruppe  zuzuzählen  sein  wird.  Aber  nicht  blos  be- 
züglich der  Erbenfolge,  sondern  auch  auf  andern  von  mir  beachteten  Rechts- 
gebieten zeigt  es  mehrfach  mit  ostgermanischen  Rechten,  zunächst  dem 
longobardischen,  eine  so  auffallende  Uebereinstimmung,  dass  mir  dieselbe 
durchaus  über  das  hinauszugehen  scheint,  was  sich  auch  unabhängig  von 
einander  hätte  gestalten  können.  Wird  das  auf  Grund  der  spätem  Erörte- 
rung zugestanden  und  ergeben  sich  dann  für  die  Stellung  des  thüringischen 
Rechts  ähnliche  Beziehungen  bald  zur  westgermanischen,  bald  zur  ost- 
germanischen Gruppe,  wie  sich  das  isländische  nach  unserer  Annahme 
bald  der  norwegischen,  bald  der  göthischen  Gruppe  näher  anschloss,  so 
kann  dann  ebenso,  wie  da,  die  Erklärung  wohl  nur  darin  gefunden  werden, 
dass  der  Stamm,  für  den  das  Recht  galt,  aus  einer  Verschmelzung  von 
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Stämmen  verschiedenen  Rechts  erwachsen  sein  muss,  von  welchen  der 
westgermanische  nach  Zahl  und  Ansehen  überwiegen  mochte,  aber  doch 
nicht  in  dem  Grade,  dass  das  Recht  des  ostgermanischen,  bei  dem  dann  an 
die  Warnen  zu  denken  sein  würde,  etwa  nur  zu  ördichen  Abweichungen 
führte,  dass  er  nicht  auch  in  der  Gestaltung  des  Gesammtrechts  sich  be- 
merkbar machte. 

Der  Gang  der  Beweisführung  würde  da  derselbe  sein,  wie  beim  is- 
landischen Recht,  und  zu  einem  ebenso  sichern  Ergebnisse  führen  müssen. 
Natürlich  nur  bei  Richtigkeit  der  Voraussetzungen  bezüglich  des  bereits  als 
festgestellt  behandelten  Zusammenhangs  der  andern  Rechte,  von  dem  auch 
hier  nur  ausgegangen  werden  könnte ;  vgl.  S  150.  Zu  diesen  Voraussetzun- 
gen würde  denn  hier  insbesondere  auch  gehören,  dass  die  Abgrenzung 
beider  Hauptgruppen  bereits  feststehe.  So  lange  die  Untersuchung  diese 
noch  nicht  als  im  allgemeinen  feststehend  behandeln  kann,  würde  dieselbe 
allerdings  durch  eine  Gestaltung,  wie  wir  sie  für  das  thüringische  Recht 
annehmen,  sehr  beirrt  werden  können.  Liegt  zunächst  nur  das  VerhSltniss 
vor,  dass  thüringisches  und  longobardisches  Recht  in  manchen  Bestim- 
mungen näher  verwandt  sind,  bei  andern  aber  jenes  sich  den  westgerma- 
nischen^ dieses  den  ostgermanischen  Rechten  näher  anschliesst,  würde  das- 
selbe natürlich  eben  so  wohl  die  Folgerung  zulassen,  das  longobardische 
Recht  sei  ein  Mischrecht. 

Die  Entscheidung  aber  wird  dann  in  der  schon  S  143  angedeuteten 
Richtung  einfach  abhängig  zu  machen  sein  von  der  Bestimmung  der  Ver- 
wandtschaftsverhälmisse  der  gemeinsamen  Bestandtheile.  Es  wird  sich 
einerseits  ergeben,  dass  diese  nicht  eine  Eigenthümlichkeit  des  longobardi- 
schen  Rechts  sind,  dass  sie  sich  ebenso  in  andern  unbestritten  ostgermani- 
schen Rechten,  wie  etwa  dem  norwegischen,  finden  oder  dass  sie  wenigstens 
in  engstem  Zusammenhange  mit  der  sich  in  diesen  Rechten  kenntlich  ma- 
chenden Richtung  der  Entwicklung  stehen.  Andererseits  aber,  dass  um- 
gekehrt von  den  Rechten,  welche  uns  für  die  westliche  Gruppe  massgebend 
sind,  weder  irgend  eines  dieselben  Bestimmungen  enthält,  noch  auch  nur 
abzusehen  ist,  wie  von  ihnen  aus  sich  jene  gemeinsamen  Bestimmungen 
entwickeln  konnten.  Dann  aber  wird  bei  Richtigkeit  der  Voraussetzungen 
auch  mit  voller  Sicherheit  geschlossen  werden  dürfen,  dass  die  gemein- 
samen Bestimmungen  nur  ostgermanischen  Ursprungs  sein  können  und 
demnach  nur  das  thüringische,  nicht  aber  das  longobardische  Recht  als 
Mischrecht  zu  betrachten  ist. 

4.  Wechselnde  Verwandtschaft. 

155.  Besprachen  wir  bisher  Fälle,  bei  welchen  die  Vergleichung 
ergibt,  dass  sich  in  einem  wesenriich  einheitlichen  Stammrechte  ördich 
Einfluss  eines  abweichenden  Rechtes  geltend  macht,  oder  aber  dasselbe 
überhaupt  aus  der  Verschmelzung  verschiedener  Rechte  entstanden  sein 
muss,  so  erklären  sich  diese  leicht  durch  die  Annahme,  dass  der  Stamm 
F  i  c  k  e  r ,  Unursnchungen.  I.  1 3 
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155]  erwuchs  aus  Aaschluss  minder  mächtiger  Bestandtheile  an  einen  über- 
mächtigen oder  aber  aus  Vereinigung  annähernd  gleich  gewichtiger  Be- 
standtheile verschiedenen  Rechts.  Ungleich  auffallender  ist  es,  wenn  sich 
wohl  ein  Wechsel  der  Verwandtschaftsverhältnisse  nach 
Massgabe  des  beachteten  Rechtsinstituts  ergibt.  Es  handeh 
sich  weder  um  örtliche  Abweichungen,  noch  um  Mischung  der  gesanunten 
Rechte.  Jenachdem  wir  etwa  das  Erbrecht,  oder  aber  das  Eherecht  ins 
Auge  fassen,  ergeben  sich  wesentlich  verschiedene  Verwandtschaftsverhält- 
nisse. Das  Verhälmiss  wird  sich  etwa  als  das  wechselnder  Verwandtschaft 
bezeichnen  lassen. 

Ich  hebe  als  Beispiel  den  Fall  hervor,  der  mir  der  auffallendste  ge- 
wesen ist,  nämlich  die  wechselnde  Verwandtschaft  des  longo- 
bardischen  Rechts  mit  dem  norwegischen  und  mit  dem  gö- 
thi sehen.  In  meinem  Aufsatze  über  die  Verwandtschaftsverhältnisse  des 
gothisch-spanischen  Rechts,  Minh.  des  Inst.  E.  B.  2,475,  behauptete  ich 
nächste  Verwandtschaft  deslongobardischen  mit  dem  schwedisch-göthischen 
Rechte.  Die  Behauptung  stützte  sich  auf  Vergleichung  der  Bestimmun- 
gen über  die  Eheschliessung  und  die  damit  eng  zusammenhängende  Ge- 
schlechtsvormundschaft. Und  in  so  weit  glaube  ich  auch  jetzt  daran  durch- 
aus festhalten  zu  müssen,  als  auf  diesem  bestimmten  Rechtsgebiete  beide 
Rechte  eine  so  auffallende  Uebereinstimmung  zeigen,  dass  dieselbe  gewiss 
nur  in  Verwandtschaft  ihre  Erklärung  finden  kann. 

Ich  werde  darauf  auch  bei  den  folgenden  Untersuchungen  zurück- 
kommen. Konnte  bei  denselben  wegen  des  Erbrechts  des  longobardischen 
Mundwald  die  Geschlechtsvormundschaft  an  und  für  sich  nicht  unbeachtet 
bleiben,  so  bin  ich  absichtlich  auf  die  Vormundschaftsverhälmisse  nochmals 
weiter  eingegangen,  als  das  der  nächste  Zweck  der  Untersuchung  an  und 
für  sich  erforden  hätte.  Es  lag  mir  einmal  daran,  an  einem  nächstver- 
wandten  Verhältnisse  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  durch  einseitige  Beachtung 
der  Erbenfolge  gewonnenen  Annahmen  bezüglich  des  Zusammenhanges 
der  Rechte  sich  auch  bei  einem  andern,  allerdings  näherverwandten  Ver- 
hältnisse erproben  würden.  Insbesondere  aber  glaubte  ich  den  sich  dabei 
bietenden  Schwierigkeiten,  nachdem  ich  einmal  auf  sie  aufmerksam  ge- 
worden, nicht  aus  dem  Wege  gehen  zu  sollen,  wie  das  bei  strenger  Be- 
schränkung auf  die  Erbenfolge  aUerdings  möglich  gewesen  wäre.  Denn 
dieselbe  Schwierigkeit,  auf  welche  ich  da  schon  bei  Beachtung  nächstver- 
wandter Verhältnisse  stiess,  wird  sich  zweifellos  häufiger  bei  Untersudiun- 
gen  ergeben,  welche  das  gesammte  Rechtsgebiet  ins  Auge  fassen.  Sie  wird 
daher  bei  einer  Darlegung  nicht  umgangen  werden  dürfen,  welche  über 
den  zunächst  behandelten  Einzelgegenstand  hinaus  doch  auch  im  allge- 
meinen nachzuweisen  versucht,  dass  eine  sich  unter  Absehen  von  allen 
durch  die  Sprache  oder  andere  Verhältnisse  gebotenen  Hilfismitteln  auf  die 
Rechte  selbst  beschränkende  Vergleichung  zu  sichern  Ergebnissen  bezüg- 
lich des  verwandtschaftlichen  Zusammenhanges  derselben  führen  muss. 

Diese  Schwierigkeit  liegt  darin,  dass  sich  für  einige  ostgermanische 
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Rechte  bei  Prüfung  der  Erbenfolge  ein  wesentlich  anderer  Zusammenhang 
ergab,  als  der,  den  ich  früher  auf  Grundlage  der  Mundwaldschaft  und  Ehe 
behauptete.  Das  longobardische  Recht,  sich  hier  dem  göthischen  aufs  engste 
anschliessend,  in  der  Richtung,  in  der  beide  von  andern  Rechten  abwei- 
chen, noch  weit  über  dasselbe  hinausgehend,  zeigt  bei  der  Erbenfolge 
keinerlei  nähern  Zusammenhang  mit  demselben,  schliesst  sich  da  vielmehr 
auf  engste  einer  Gruppe  an,  welche  wir  als  norwegische  im  engern  Sinne, 
vgl.  S  67,  bezeichnen  können,  der  dann  ausser  dem  longobardischen  und 
norwegischen  Rechte  auch  noch  das  burgundische  und  gothländische  an- 
gehören. War  ich  auf  den  abweichenden  Zusammenhang  schon  aufmerk- 
sam geworden,  als  ich  Miuh.  des  Inst.  E.  B.  2,540  auf  die  sich  allmählig 
ändernde  Stellung  der  Mutter  in  der  Erbenfolge  hinwies,  so  glaubte  ich  dem 
Einzelfalle  zunächst  keine  grössere  Bedeutung  beilegen  zu  müssen.  Anders, 
als  ich  dann  die  Untersuchungen  über  die  gesammte  Erbenfolge  weiter 
fortsetzte  und  dabei  überall  auf  dasselbe  Verhältniss  traf. 

166.  Ergibt  sich  ein  solcher  Wechsel  der  Verwandtschaft,  so  wird 
dessen  Unvereinbarkeit  mit  der  Annahme  einfacher  Ver- 
wandtschaft kaum  einer  nähern  Begründung  bedürfen.  Haben  sich  die 
Unterschiede  der  Rechte  nur  durch  aUmählige  Verzweigung  von  einem 
Urrechte  aus  gestaltet,  so  kann  sich  auch  zwischen  danach  nicht  naher  ver- 
wandten Rechten  manche  Uebereinstimmung  durch  selbstständige  Weiter- 
entwicklung nachträglich  ergeben;  vgl.  S  29.  Das  aber  begründet  dann 
überhaupt  keine  Verwandtschaft.  So  weit  es  sich  aber  sichtlich  um  Ver- 
wandtschaft handelt,  muss  sich  unter  Voraussetzung  nur  einfacher  Ver- 
zweigung die  Art  der  Verwandtschaft  auf  allen  Gebieten  des  Rechts  auch 
als  ein  und  dieselbe  erweisen ;  der  Zusammenhang,  der  sich  auf  dem  einen 
ergibt,  muss  dann  für  alle  andern  ebenso  massgebend  sein.  So  weit  wir 
wirklich  nur  mit  einfacher  Verwandtschaft  zu  rechnen  haben,  muss  das 
Verfolgen  irgendwelchen  Rechtsverhältnisses,  welches,  mag  es  auch  noch 
so  eng  abgegränzt  sein,  doch  für  die  Prüfung  ausreichende  Haltpunkte 
bietet,  genügen,  um  den  Zusammenhang  der  gesammten  Rechte  festzustellen. 
Das  eine  kann  hier,  das  andere  don  dem  beiden  gemeinsamen  Urrechte 
näher  stehen,  die  Ursprünglichkeitsverhältnisse  können  demnach  hier  und 
dort  sich  anders  gestalten.  Aber  alles,  was  in  ihnen  wirklich  verwandt  ist, 
kann  ihnen  nur  aus  dem  sie  nächstverbindenden  unbekannten  Gliede  zu- 
gekommen sein,  durch  das  zugleich  ihre  Stellung  in  der  ganzen  Gruppe 
zu  einer  festbestimmten,  sich  immer  gleich  bleibenden  wird.  Ganz  ebenso, 
wie  die  Stellung  jeder  Person  zu  jedem  ihrer  Blutsfreunde  immer  nur  ein 
und  dieselbe,  nicht  eine  bei  dieser  oder  jener  Beziehung  wechselnde  sein 
kann,  so  lange  da  nicht  durch  Verehelichung  ohnehin  näher  verwandter 
Personen  mehrfache  Verwandtschaft  eingreift. 

Ebenso  aber  ergibt  sich  für  jenes  Verhältniss  auch  die  Unverein- 
barkeit mit  der  Annahme  eines  Mischrechtes.  Sind  wir  in  je- 
nem Falle  auf  Doppelverwandtschaft  hingewiesen,  haben  wir  anzunehmen, 
dass  das  longobardische  Recht  theils  auf  einem  dem  norwegischen,  theils 
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156]  auf  einem  dem  göthischen  nächststehenden  Rechte  beruht,  so  würde 
das  nicht  befremden  können,  wenn  diese  Doppelverwandtschaft  sich  an- 
nähernd gleichmässig  auf  allen  Rechtsgebieten  geltend  machte ;  wir  hätten 
dann  anzunehmen,  dass  der  longobardische  Stamm  aus  Verschmelzung 
eines  norwegischen  und  eines  göthischen  Bestandtheils  erwachsen  und  sein 
Recht  ein  Mischrecht  sei.  Dadurch  aber  kann  es  sich  doch  unmöglich  er- 
klären, dass  sich  das  abweichende  Verwandtschaftsverhältniss  nur  auf  ver- 
schiedenen Rechtsgebieten  geltend  macht,  von  denen  jedes  einzelne  einfache 
Verhältnisse  ergibt.  Es  könnte  ja  sein,  dass  bei  der  Verschmelzung  zweier 
Rechte  der  Einfluss  des  einen  auf  diesem,  des  andern  auf  jenem  Gebiete 
überwog ;  dass  er  sich  daneben  aber  nicht  wenigstens  in  untergeordneter 
Weise  auch  auf  dem  andern  geltend  gemacht  haben  sollte,  scheint  mir  un- 
denkbar, zumal  wenn  es  sich  um  so  nahe  verwandte  Rechtsgebiete  handelt, 
dass  die  Gestaltung  des  einen  nicht  wohl  ohne  Rückwirkung  auf  die  des 
andern  bleiben  konnte. 

Sollte  man  nun  die  später  anzuführenden  Belege  als  ausreichend  für 
den  Beweis  anerkennen,  dass  das  longobardische  Recht  mit  dem  norwegi- 
schen bezüglich  der  Erbenfolge,  mit  dem  göthischen  bezüglich  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft solche  Uebereinstimmung  zeigt,  dass  dieselbe  hier, 
wie  dort  sich  nur  aus  Verwandtschaft  erklären  kann,  so  weiss  ich  eine 
solche  Erscheinung  nur  zu  erklären  durch  Annahme  einer  gegenseiti- 
genBeeinflussung  nicht  näher  verwandter  Rechte  auf  einer 
spätem  Entwicklungsstufe,  auf  der  sich  das  eine  der  Rechtsver- 
hältnisse, um  die  es  sich  handelt,  überhaupt  erst  bestimmter  gestaltete.  Nur 
unter  dieser  Voraussetzung  konnte  sich,  wie  mir  scheint,  trotzdem,  dass 
beide  Rechte  auch  weiterhin  nicht  überhaupt  mit  einander  verschmolzen, 
jeder  Stamm  an  dem  seinigen  festhielt,  eine  Annäherung  und  gemeinsame 
Weiterentwicklung  bezüglich  eines  Rechtsinstituts  ergeben,  welches  ersi 
in  der  Entwicklung  begriffen  war,  welches  sich  noch  in  keinem  der  Rechte 
fest  ausgebildet  hatte.  Dann  aber  sehen  wir  uns  vor  allem  auf  die  Frage 
hingewiesen,  wo  wir  ursprünglichen  Zusammenhang,  wo  spätere  Beein- 
flussung anzunehmen  haben ;  ob  das  longobardische  Recht  nach  Massgabe 
der  Erbenfolge  sich  ursprünglich  vom  norwegischen  abzweigte,  und  dann 
erst  später  vom  göthischen  beeinfiusst  wurde,  oder  ob  umgekehrt  nach 
Massgabe  der  Geschlechtsvormundschaft  der  Zusammenhang  mit  dem  gö- 
thischen als  der  ursprünglichere  zu  betrachten  ist. 

157*  Für  die  sich  damit  ergebende  Aufgabe  der  Feststellung 
der  Zeitfolge  der  wechselnden  Verwandtschaftsverhält- 
nisse wird  zunächst  auf  das  S  104  über  die  Möglichkeit  Bemerkte  zu  ver- 
weisen sein,  uns  unabhängig  von  der  spätem  Gestaltung  des  Rechts  die 
des  Urrechtes  wenigstens  bis  zu  einer  gewissen  Gränze  vergegenwärtigen, 
und  damit  auch  darüber  urtheilen  zu  können,  ob  wir  Zurückreichen 
eines  Rechtsinstituts  bis  auf  das  gemeinsame  Urrecht  an- 
nehmen müssen  oder  nicht.  Es  gibt  gewisse  Rechtsverhältnisse,  welche 
von  jeher,  so  weit  überhaupt  von  einer  Rechtsordnung  die  Rede  sein  konnte, 
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der  Natur  der  Sache  nach  in  unmittelbarem  Anschlüsse  an  die  durch  die 
Natur  gegebenen  Grundlagen  irgendwie  durch  Sitte  oder  Recht  geordnet 
sein  mussten,  wie  kein  heutiges  Recht  denkbar  ist,  welches  sich  ihrer  Re- 
gelung entziehen  könnte. 

Zu  diesen  ist  zweifellos  die  Erben  folge  zu  rechnen,  vgl.  $  i.i  i, 
welche  mir  daher  auch  besonders  geeignet  erscheint,  aus  ihrer  Gestaltung 
auf  den  ursprünglichsten  Zusammenhang  der  Rechte  zurückzuschliessen. 
Noch  in  späterem  Bestände  wenigstens  in  Resten  bis  auf  die  Zeiten  der 
Herrschaft  des  Mutterrechts  und  der  Nichtbeachtung  des  Unterschiedes 
echter  und  unechter  Geburt  zu  verfolgen,  ist  sie  in  ihrem  Ursprünge  sicht- 
lich lediglich  durch  von  der  Natur  gegebene  Verhältnisse  bedingt,  noch 
nicht  durch  solche,  welche,  wie  die  rechte  Ehe,  erst  Ergebniss  geschicht- 
licher Entwicklung  sein  können.  Sie  ist  nicht  gerade  das  einzige  derartige 
Verhältniss ;  und  spätere  Untersuchungen  werden  uns  wohl  auf  die  Frage 
zurückfuhren,  ob  nicht  die  Anfänge  einer  rechtlichen  Ordnung  anderer 
weiter  zurückreichen  können.  Doch  scheint  auch  da  die  bestimmter  zu 
verfolgende  Entwicklung  durchweg  auf  die  Erbenfolge  als  auf  das  Vorher- 
gehende hinzuweisen. 

Mochte  es  etwa  von  jeher  selbstverständlich  scheinen,  dass  der  nächste 
Blutsfreund  Erbe,  so  wird  man  es  als  ebenso  selbstverständlich  betrachtet 
haben,  dass  er  zugleich  Vormund  des  Unmündigen  war,  ohne  dass  ein 
Grund  zur  Erwägung  vorlag,  in  wie  weit  das  eine  Verhältniss  durch  das 
andere  bedingt  war.  Aber  wenigstens  in  der  spätem  Gestaltung  spiegelt 
sich  doch  zweifellos  die  Auffassung,  dass  die  Erbenfolge  das  massgebende 
Verhältniss  war,  dass  Jemand  nicht,  weil  er  Vormund,  auch  zunächst  zum 
Erbe  berufen  wurde,  sondern  umgekehrt  der  nächste  Erbe  als  solcher  Vor- 
mund sein  sollte.  Es  ergibt  sich  das  vor  allem  daraus,  dass  das  vielfach 
nur  dann  zutreffen  sollte,  wenn  er  bestimmte,  den  Aufgaben  der  Vormund- 
schaft entsprechende  Eigenschaften  hatte,  insbesondere  männlichen  Ge- 
schlechts war,  ohne  dass  das  irgendwie  zugleich  für  sein  nach  anderen 
Gesichtspunkten  bemessenes  Erbrecht  massgebend  war. 

Wir  haben  das  für  den  nächsten  Zweck  nicht  genauer  zu  verfolgen. 
Es  genügt  für  diesen,  wenn  zugegeben  wird,  dass  zwei  bisher  nicht  näher 
verwandte  Stämme  nicht  wohl  in  irgendwelche  Verbindung  treten  konnten, 
ohne  dass  ihre  Erbenfolge  bereits  eine  feststehende  war;  dass  demnach, 
wenn  wir  die  Longobarden  wegen  der  Verhältnisse  der  Mundwaldschaft 
als  ursprünglich  zunächst  von  den  Göthen  abgezweigt  fassen  würden,  sie 
ihre  bereits  feststehende,  dann  der  göthischen  als  näher  verwandt  voraus- 
zusetzende Erbenfolge  bei  einer  spätem  Berührung  mit  der  norwegischen 
Gruppe  der  Erbenfolge  dieser  gemäss  geändert  haben  müssten,  ohne  dass 
doch  zugleich  eine  Ausgleichung  auf  andern  Rechtsgebieten  erfolgte. 

158«  Das  würde  uns  demnach  auf  ein  so  schwer  zu  erklärendes 
Verhältniss  führen,  dass  wir  dasselbe  gewiss  erst  dann  als  zutreffend  an- 
nehmen möchten,  wenn  jede  andere  Annahme  sich  als  unzulässig  erweisen 
würde.   Es  wird  sich  also  vor  allem  fragen,  ob  die  umgekehrte  Annahme, 
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158]  die  Longobarden  seien  ursprüaglich  den  Norwegern  nöchstverwandi 
und  seien  erst  aufeiner  spätem  Entwicklungsstufe  zudenGöthen  in  nähere 
Beziehung  getreten,  auf  gleich  grosse  Bedenken  fuhren  würde.  Nach  dem 
S  1 06  Bemerkten  wird  zuzugeben  sein,  dass,  wenn  gewisse  Verhältnisse 
in  jeder  noch  so  unvollkommenen  Rechtsordnung  irgendwie  geregelt  ge- 
wesen sein  müssen,  das  bei  andern  ebenso  bestimmt  nicht  der  Fall  ge- 
wesen sein  kann,  weil  sie  selbst  erst  das  Ergebniss  geschichtlicher 
Entwicklung  waren,  ihre  Regelung  daher  selbstverständlich  erst  auf 
einer  spätem  Stufe  erfolgt  sein  kann. 

Ich  fasse  da  zunächst  das  wohl  am  wenigsten  bestrittene  Verhältniss 
dieser  Art  ins  Auge.  Würde  sich  etwa  zeigen,  wie  das  bei  weiter  ausge- 
dehntem Verfolgen  solcher  Verhältnisse  höchst  wahrscheinlich  irgendwo 
zutreffen  würde,  dass  ein  Recht  bezüglich  des  Immobiliarsachenrechts,  des 
Liegenschaftsrechts,  sich  au£s  engste  an  ein  anderes  Recht  anschliesst,  da- 
gegen bezüglich  der  Erbenfolge  durchaus  von  ihm  abweicht,  sich  da  einem 
dritten  Rechte  nächstverwandt  zeigt,  so  würde  schwerlich  Jemand  anstehen, 
den  ursprünglichen  Zusammenhang  nach  der  Erbenfolge  zu  bemessen  und 
anzunehmen,  dass  das  kreuzende  Verhältniss  sich  erst  auf  der  spätem  Ent- 
wicklungsstufe, welche  bereits  ein  Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden 
kannte,  gestaltet  haben  kann.  Es  wird  sich  daher  im  gegebenen  Falle  fragen, 
ob  wir  berechtigt  sind,  die  Geschlechtsvormundschaft  in  ähnlicher  Weise 
überhaupt  erst  einer  spätem  Stufe  zuzuweisen. 

In  dieser  Richtung  wird  doch  zunächst  kaum  bestritten  werden  kön- 
nen, dass  die  Geschlechtsvormundschaft  nicht  in  gleicher  Weise, 
wie  etwa  die  Erbenfolge,  Bestandtheil  jeder,  also  auch  der  frühesten  Rechts- 
ordnung gewesen  sein  müsse.  Von  der  Vormundschaft  im  allgemeinen 
mag  das  zuzugeben  sein.  Verstehen  wir  aber  unter  Geschlechtsvormund- 
schaft  eine  Gewalt,  welcher  das  Weib  nicht  blos  als  Unmündige,  als  Tochter 
oder  Ehefrau,  sondern  lediglich  seines  Geschlechts  wegen  untersteht,  so 
dass  das  auch  die  volljährige  elternlose  Tochter,  wie  die  Wittwe  trifit,  so 
gilt  da  nicht  dasselbe.  Wie  neuere  Rechte  sich  ohne  ein  solches  Institut 
zu  behelfen  wissen,  so  ist  dasselbe  nicht  in  allen  altem  germanischen  Rech- 
ten nachzuweisen,  scheint  es  insbesondere  dem  fränkischem  ganz  gefehlt 
zu  haben,  vgl.  meine  Bemerkungen  und  nun  die  bestimmtere  Begründung 
von  Opet  in  den  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,503  ff.,  3,1  ff.,  während  sich  auch 
in  vielen  ostgermanischen  Rechten  nur  schwache  Spuren  derselben  finden. 
Das  schliesst  nun  allerdings  nicht  aus,  dass  sie  dennoch  einen  Bestandtheil 
des  ältesten  germanischen  Rechts  gebildet  haben  könne,  dass  sie  sich  erst 
im  Laufe  der  Entwicklung  hier  verloren,  dort  stark  abgeschwächt  habe. 
Ob  das  aber  zutrifft,  müssen  wir  beim  Beginne  solcher  Untersuchungen 
mindestens  dahingestellt  sein  lassen.  Und  dann  wird  doch  von  vornherein 
zu  beachten  sein,  dass  die  Geschlechtsvormundschaft  nicht  in  ähnlicher 
Weise,  wie  die  Erbenfolge,  einen  Bestandtheil  jeder  Rechtsordnung  bilden 
musste,  dass  sie  recht  wohl  fehlen  oder  nur  wenig  entwickelt  sein  konnte,  als 
zwei  Stämme  erst  auf  späterer  Entwicklungsstufe  in  nähere  Berührung  traten. 
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159.  Sind  wir  aber  beim  Beginne  solcher  Untersuchungen  zu  wei- 
tern Schlüssen  nicht  berechtigt,  so  wird  das  allerdings  der  Fall  sein,  wenn 
dieselben  weiter  fortgeschritten  sein  werden.  Wir  werden  auf  solche  durch- 
kreuzende Verhältnisse  erst  dann  aufmerksam  werden  und  damit  erst  dann 
eine  Beurtheilung  derselben  versuchen,  wenn  uns  die  Ergebnisse  einer 
Prüfung  der  einfachen  VerwandtschaftsverhSlmisse  bereits  vorliegen,  die 
mindestens  auf  ostgermamschem  Rechtsgebiete,  vgl.  S  1 15.135,  die  Regel 
bilden,  denGang  derEntwicklung  im  allgemeinen  mit  genügen- 
der Sicherheit  erkennen  lassen  und  damit  auch  einen  festen  Halt  für  die 
Beurtheilung  der  Aufeinanderfolge  bestimmter  Rechtseinrichtungen  bieten. 

Im  gegebenen  Falle  nun  wird  sich  dieser  Gang,  wie  ich  denke,  dahin 
feststellen  lassen,  dass  die  Entwicklung  der  Geschlechtsvormundschaft  in 
ganz  ahnlicher  Weise  verlief,  wie  der  des  nächstverwandten  Theiles  der 
Erbenfolge ;  dass,  wie  in  dieser  das  Weib  ursprünglich  dem  Manne  gleich- 
gestellt, bei  sich  allmählig  verschlechternder  Stellung  aber  schliesslich  in 
Einzelrechten  von  allem  Erbrecht  ausgeschlossen  war,  ebenso  das  Weib 
bezüglich  der  Vormundschaftsverhältnisse  ursprünglich  dem  Manne  we- 
sentlich gleichstand,  sich  die  Beschränkungen  der  Rechtsftihigkeit  der  Wei- 
ber erst  nach  und  nach  ergaben,  und  die  eigentliche  Geschlechtsvormund- 
schaft, welche  jedes  Weib  nur  seines  Geschlechtes  wegen  der  Gewalt  eines 
Mundwaldes  in  allen  wichtigem  Rechtsverhälmissen  unterstellte,  erst  einer 
spätesten  Entwicklungsstufe  angehören  kann.  Wenigstens  sobald  dieses 
später  zu  begründende  Ergebniss  einer  nur  von  den  einfachen  Verwandt- 
schaftsverhältnissen ausgehenden  Untersuchung  anerkannt  wird,  kann  dann 
auch  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  dass  uns  für  den  ursprünglichen  Zusam- 
menhang des  longobardischen  Rechts  mit  andern  nur  die  dasselbe  der  nor- 
wegischen Gruppe  zuweisende  Erbenfolge  massgebend  sein  darf;  dass  da- 
gegen die  nahe  Verwandtschaft  mit  göthischen  Rechten  bezüglich  der  Ge- 
schlechtsvormundschaft sich  erst  auf  einer  spätem  Stufe  ergeben  haben 
kann. 

Kann  so  bei  Richtigkeit  der  erst  später  zu  begründenden  Voraus- 
setzungen der  Sachverhalt  im  allgemeinen  nicht  zweifelhaft  sein,  so  wird 
sich  derselbe  auch  bei  der  Einzeluntersuchung  erproben,  es  wird  sich 
Uebereinstimmung  der  Lage  des  Einzelfalles  mit  deman- 
genommenen  Gange  der  Entwicklung  ergeben  müssen.  Sind 
auf  einer  spätem  Stufe  longobardisches  und  göthisches  Recht  irgendwie 
so  in  Verbindung  getreten,  dass  diese  nicht  zur  Verschmelzung,  sondern 
nur  zu  gegenseitiger  Beeinflussung  und  gemeinsamer  Weiterentwicklung 
zunächst  auf  einem  bestimmten  Rechtsgebiete  ftlhne,  ist  demnach  nicht 
anzunehmen,  dass  der  eine  Stamm  gerade  in  einem  Abhängigkeitsverhält- 
nisse zum  andern  stand,  so  können  die  Grundlagen,  auf  welchen  sich  das 
Verhälmiss  wenigstens  zeitweise  gemeinsam  weiterentwickelte,  auf  dieser, 
wie  auf  jener  Seite  geboten  gewesen  sein.  In  dieser  Richtung  werden  wir 
nun,  wie  das  später  bestimmter  zu  begründen  sein  wird,  davon  ausgehen 
dürfen,  dass  Folge  im  Erbe  und  Folge  in  jeder  Art  der  Vormundschaft 
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159J  ursprünglich  aufs  engste  zusammenhingen,  entweder  schlechtweg  zu- 
sammenfielen,  oder  sich  doch  nur  dadurch  unterschieden,  dass  von  der 
letztern  solche  Erben  ausgeschlossen  wurden,  welche  insbesondere  ihres 
Geschlechts  wegen  dazu  nicht  geeignet  waren.  Wir  werden  demnach  auch 
schliessen  mUssen,  dass  wir  die  Folge  in  der  Geschlechtsvormundschaft  im 
gegebenen  Falle  als  durch  das  Recht  des  Stammes  bestimmt  betrachten 
müssen,  dessen  Erbenfolge  derselben  entspricht. 

Das  aber  trifft  bei  den  Longobarden  zu.  Die  Mundwaldschaft  des 
nächsten  Schwenmagen,  des  Mannes  vom  Manne,  ist  auch  bei  Beachtung 
des  Umstandes.  dass  nur  ein  Wehrhafter,  ein  Mann,  Mundwald  sein  soll, 
keineswegs  etwas  Selbstverständliches.  Denn  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  würden  Mutterbruder  und  Schwestersohn  dem  Vaterbruder  und  Bru- 
dersohn ganz  gleichstehen.  Ist  nun  im  longobardischen  Recht  der  nächste 
Schwertmage  zugleich  Erbe  und  Mundwald,  im  göthischen  aber  nur  Mund- 
wald, während  die  Folge  im  Erbe  eine  durchaus  andere  ist,  so  kann  hier 
nur  das  longobardische  Recht  die  Grundlage  geboten  haben.  Stimmt  dieses 
aber  wieder  gerade  irn  Vorzug  der  Schwertmagen  in  auffallender  Weise 
mit  dem  norwegischen  Gulathingsrechte  überein,  zunächst  bezüglich  der 
Erbenfolge,  ebenso  aber  auch  bezüglich  der  Berufung  zur  Verlobung,  in 
der  wir  wenigstens  die  Anfänge  der  Mundwaldschaft  zu  sehen  haben  wer- 
den, so  bestätigt  das  natürlich  aufs  bestimmteste  die  Annahme,  dass  es 
sich  für  das  longobardische  Recht  nur  beim  norwegischen  um  ursprüng- 
lichen Zusammenhang  handeln  kann,  während  die  Verwandtschaft  mit  dem 
göthischen  sich  erst  auf  späterer  Stufe  ergeben  haben  wird. 

Ganz  dasselbe  würde  dann  zutreffen,  falls  wir  in  diesen  Verhältnissen 
Verwandtschaft  des  longobardischen  mit  dem  sächsischen  Recht  an- 
zunehmen hätten ;  bei  Abweichen  der  Erbenfolge  beruft  auch  das  sächsische 
Recht  den  nächsten  Schwertmagen  zum  Mundwald,  wofür  nur  im  longo- 
bardischen, norwegischen  und  thüringischen,  vgLS  1 54,  Recht  in  der  Erben- 
folge eine  nähere  Anknüpfung  geboten  ist. 

160.  Ich  habe  geglaubt,  unter  Vorverwerthung  erst  später  zu  be- 
gründender Annahmen  durch  Darlegung  des  Beweisganges  bei  dem  für 
uns  beachtenswerthesten  FaUe  dieser  Art  sogleich  nachweisen  zu  sollen, 
wie  sich  wenigstens  unter  Voraussetzung  der  Richtigkeit  der  noch  uner- 
wiesenen  Ergebnisse  ein  sicheres  Urtheil  darüber  gewinnen  lässt,  wo  es 
sich  um  ursprünglichen  Zusammenhang,  wo  um  Beeinflussung  auf  späterer 
Entwicklungsstufe  handelt,  wenn  die  Verwandtschaftsverhältnisse  von  Rech- 
ten sich  verschieden  gestalten,  jenachdem  wir  dieses,  oder  jenes  Rechtsin- 
stitut ins  Auge  fassen.  Denn  wenn  sich  das  Verhältniss  auch  sonst  nicht 
mit  derselben  Bestimmtheit  geltend  macht,  so  werden  sich  doch  noch 
weitere  Fälle  eines  Wechsels  der  Verwandtschaftsverhält- 
nisse bei  Erbenfolge  und  Geschlechtsvormundschaft  er- 
geben, was  dann  unsere  Annahme,  dass  beide  sich  in  ganz  verschiedenen 
Zeiten  festgestellt  haben  müssen,  nur  bestätigen  kann. 

Ist^  so  weit  ich  sehe,  keine  Veranlassung,  dänisches  und  friesi- 
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sches  Recht  bezüglich  der  Erbenfolge  mit  longobardischem  und  göthi- 
schem  Recht  in  engerm  Zusammenhang  zu  denken,  als  in  dem  durch  das 
gemeinsame  ostgermanische  Urrecht  vermittelten,  so  ergeben  jene,  wie 
diese,  aUgemeine  Geschlechtsvormundschaft,  während  eine  solche  dem 
diesen  in  der  Erbenfolge  näherstehenden  burgundischen,  norwegischen 
und  isländischen  Rechte  fremd  ist;  ebenso  aber  auch  den  Swearechten,  für 
welche  sich  umgekehrt  bezüglich  der  Erbenfolge  engerer  Anschluss  an 
dänisches  und  friesisches  Recht  ergeben  wird.  Dasselbe  aber  ergibt  sich 
auch  bei  der  Vergleichung  ostgermanischer  und  westgermani- 
scher Rechte.  Bei  der  Erbenfolge  fehlt  auch  da  überwiegend  die  Ver- 
anlassung, sie  in  näherm  Zusammenhange  zu  denken,  als  dem  durch  das 
germanische  Urrecht  vermittelten.  Während  aber  insbesondere  dem  frän- 
kischen Rechte  die  Geschlechtsvormundschaft  fehlt,  findet  sich  dieselbe, 
wie  in  den  angegebenen  ostgermanischen  Rechten,  nicht  blos  in  dem  als 
Mischrecht  angenommenen  thüringischen,  sondern  auch  im  sächsischen 
und  alemannischen  Recht. 

Kein  Umstand  würde  daher  die  Untersuchung  mehr  beirren,  die 
Möglichkeit,  auf  dem  Wege  der  Vergleichung  ein  sicheres  Unheil  über  den 
ursprünglichen  Zusammenhang  der  Rechte  zu  gewinnen,  bestimmter  in 
Frage  stellen,  als  der  besprochene,  wenn  nicht  von  vornherein  nachge- 
wiesen wird,  dass  auch  in  solchem  Falle  die  Haltpunkte  nicht  fehlen,  um 
nachzuweisen,  dass  die  Uebereinstimmung  bei  einem  der  Verhältnisse  sich 
erst  auf  einer  spätem  Entwicklungsstufe  ergeben  haben  und  demnach  auch 
den  auf  andere  Haltpunkte  hin  nachgewiesenen  ursprünglichsten  Zusam- 
menhang der  Rechte  nicht  wieder  in  Frage  stellen  kann. 

161.  Die  Annahme,  dass  zwei  Rechte,  ohne  überhaupt  mit  einander 
zu  verschmelzen,  nur  zeitweise  in  ein  Verhältniss  zu  einander  traten,  aus 
dem  sich  nähere  Verwandtschaft  nur  auf  einzelnen  Rechtsgebieten  zwischen 
ihnen  ergab,  hat  immerhin  etwas  Auffallendes.  Es  wird  das  doch  jedenfalls 
dazu  auffordern,  bestimmter  zu  erwägen,  ob  die  Voraussetzung  ver- 
wandtschaftlicher Uebereinstimmung  bei  dem,  was  uns  auf 
solche  Annahme  führte,  auch  genügend  zutrifft,  ob  die  Uebereinstimmung 
sich  nicht  auch  unabhängig  von  einander  so  gestaltet  haben  kann.  Bezüg- 
lich der  betonten  Uebereinstimmung  zwischen  göthischem  und  longobar- 
dischem Recht  glaube  ich  jenes  allerdings  nicht  bezweifeln  zu  dürfen.  In 
andern  FäUen  ist  das  zweifelhafter. 

Das  sächsische  Recht  zeigt  mehrfach  nähere  Uebereinstimmung 
mit  einzelnen  ostgermanischen  Rechten ;  so  etwa  im  Ausschluss  der  Toch- 
ter vom  Erbe  durch  den  Sohn,  so  in  der  Berufung  des  nächsten  Schwert- 
magen, der  hier  auch  Altersvormund  ist,  zum  Geschlechtsvormunde,  wäh- 
rend er  überdies  zwar  nicht  Erbe  überhaupt,  aber  doch  Erbe  für  das  Heer- 
gewette  ist.  Die  Frage,  ob  das  alles  über  das  hinausgeht,  was  sich  auch 
bei  unabhängiger  Entwicklung  übereinstimmend  gestalten  konnte,  wird  sich 
für  jeden  Einzelfall  schwer  mit  Sicherheit  beantworten  lassen.  Die  Rich- 
tung auf  Zurücksetzung  der  Tochter  im  Erbrechte  macht  sich  so  aUgemein 
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161]  geltend,  dass  sie  recht  wohl  mehrfach  unabhängig  von  einander  zum 
Ausschlüsse  durch  den  Sohn  führen  konnte.  Und  ebenso  lag  der  Aus- 
schluss der  Weiber  von  jeder  Art  der  Vormundschaft,  wenn  er  auch,  wie 
ich  denke,  dem  ursprünglichsten  Rechte  fremd  war,  doch  so  nahe,  dass  er 
schwerlich  Verwandtschaft  erweisen  kann.  Für  diese  würde  sich  also  ins- 
besondere nur  geltend  machen  lassen  der  nicht  so  nahe  liegende  Ausschluss 
der  Manner  der  Mutterseite  durch  entferntere  Schwertmagen.  Doch  würde 
es  auch  da  schwer  sein,  bestimmt  in  Abrede  zu  stellen,  der  sich  so  vielfach 
geltend  machende  Vorzug  der  Vaterseite  könne  nicht  auch  in  jener  Rich- 
tung mehrfach  unabhängig  zu  übereinstimmender  Gestaltung  gefühn  haben. 
Auch  das  alemannische  Recht  würde  bezüglich  der  Geschlechtsvor- 
mundschaft auf  ähnliche  Verhältnisse  füren;  wir  kommen  darauf  zurück. 

162.  Mag  nun  in  solchen  Fällen  das,  was  sich  zunächst  nur  auf 
einem  engern  Hechtsgebiete  ergibt,  die  Frage  nach  blosser  Uebereinstim- 
mung  oder  Verwandtschaft  offen  lassen,  so  wird  da  die  Ausdehnung  auf 
weitere  Rechtsgebiete  die  Entscheidung  vielleicht  nicht  mehr  zweifelhaft 
erscheinen  lassen  können.  Es  wird  sich  dabei  nach  dem  S  37  Bemerkten 
weniger  um  die  besonders  auffallende  Uebereinstimmung  in  EinzelßUlen, 
als  um  die  Zahl  der  Fälle  handeln.  Und  da  ist  nun  schon  anderweitig, 
vgl.  Stobbe  Rechtsq.  1,127,  Brunner  Rechtsg.  1,373,  auf  eine  Reihe  von 
Fällen  hingewiesen,  in  welchen  sich  auffallende  Uebereinstimmung 
zwischen  sächsischem  und  longobardischem  Recht  ergibt. 
Möchte  ich  da  diesem  und  jenem  kein  Gewicht  zugestehen,  so  ist  doch 
auch  die  Zahl  der  erübrigenden  Fälle  zu  gross,  theilweise  zu  auffallend, 
als  dass  ich  irgendwelchen  verwandtschaftlichen  Zusammenhang  zwischen 
beiden  Rechten  in  Abrede  stellen  möchte.  Zähle  ich  trotzdem  nur  das 
sächsische,  nicht  auch  das  longobardische  Recht  der  westgermanischen 
Gruppe  zu,  so  hängen  die  Erwägungen,  welche  mich  dazu  bestimmten, 
so  eng  mit  dem  über  das  Verhältniss  des  longobardischen  zum  göthtschen 
Recht  Bemerkten  zusammen,  dass  es  sich  empfehlen  muss,  dieselben  unter 
Verwenhung  der  Ergebnisse  der  folgenden  Einzeluntersuchungen  zusam- 
menzufassen. 

Fassen  wir  solche  Rechtsverhältnisse  ins  Auge,  von  denen  wir  vor- 
aussetzen dürfen,  dass  ihre  Regelung  bis  auf  die  Anftinge  aller  Rechts- 
ordnung zurückreicht,  so  ergibr  sich  keine  nähere  Uebereinstimmung  zwi- 
schen beiden  Rechten,  so  dass  wir  danach  Fehlen  ursprünglicher 
Verwandtschaft  annehmen  dürfen.  Werde  ich  für  die  Scheidung 
beider  Hauptgruppen  Hauptgewicht  auf  den  Umstand  legen,  dass  für  die 
zweifellos  an  die  älteste  Gestaltung  der  Geschlechtsverbindungen  anknü- 
pfende Rechtsstellung  der  Unehelichen  in  den  westgermanischen  Rechten 
sich  der  mutterrechtliche  Gesichtspunkt  ebenso  bestimmt  geltend  macht, 
wie  in  den  ostgermanischen  der  vaterrechtliche,  so  schliesst  sich  da  das 
sächsische  Recht  jenen,  das  longobardische  diesen  an.  Glaubten  wir  weiter 
S  1 57  die  Erbenfolge  als  ein  Verhältniss  betrachten  zu  müsseii,  nach  dem 
der  ursprünglichste  Zusammenhang  vorzugsweise  zu  bemessen  sein  wird, 
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so  wird  sich  auch  da  nirgends  nähere  Uebereinstimmung  beider  Rechte 
ergeben,  abgesehen  etwa  von  dem  schon  berührten  Ausschlüsse  der  Toch- 
ter durch  den  Sohn,  wie  er  sich  in  einer  Reihe  ostgermanischer  Rechte 
findet ;  während  dann  sofort  wieder  bei  den  sonstigen  Bestimmungen  über 
das  Erbrecht  der  Tochter,  insbesondere  ihrer  Behandlung  neben  dem  Soh- 
nessohne, sachsisches  und  longobardisches  Recht  auseinandergehen.  Damit 
wird  es  sich  auch  rechtfertigen,  wenn  ich  S  i  54  zunächst  nur  das  thürin- 
gische Recht,  bei  welchem  sich  auf  dem  Gebiete  der  Erbenfolge  selbst 
westgermanische  und  ostgermanische  Gesichtspunkte  kreuzen,  als  ein  Misch- 
recht glaubte  betrachten  zu  müssen,  während  diese  Verhältnisse  beim  säch- 
sischen Recht  wesentlich  anders  liegen.  Ein  ursprünglicher  näherer  Zu- 
sammenhang dieses  mit  dem  longobardischen  Rechte  ist  nach  dem  Be- 
merkten schwerlich  anzunehmen. 

163.  Schon  damit  sind  wir  darauf  hingewiesen,  dass  es  sich  nur 
um  Entstehung  der  Verwandtschaft  auf  späterer  Entwick- 
lungsstufe handeln  kann.  Und  das  bestätigt  sich  insofern,  als  es  sich  da 
insbesondere  auch  um  solche  Verhältnisse  handelt,  welche,  wie  unbestritten 
das  Sondereigenthum  an  Liegenschaften,  aber,  wie  ich  denke,  vgl.  S  158, 
auch  die  Geschlechtsvormundschaft,  an  und  für  sich  erst  späteren  Entwick- 
lungsstufen angehört  haben  können. 

In  dieser  Richtung  möchte  ich  insbesondere  auch  hinweisen  auf  das 
Vorkommenvon  Halb  freien  bei  den  Longobarden.  Allerdings  ist 
da  keine  Veranlassung,  das  gerade  mit  sächsischem  Recht  in  nähere  Ver- 
bindung zu  bringen.  Die  von  der  sächsischen  abweichende,  mit  der  baieri- 
schen  übereinstimmende  Bezeichnung  als  Aldien  würde  da  eher  auf  Zu- 
sammenhang mit  baierischen  Zuständen  deuten.  Davon  können  wir  für 
den  nächsten  Zweck  absehen.  Was  das  Verhältniss  für  uns  besonders  be- 
achtenswerth  zu  machen  scheint,  ist  der  Umstand,  dass  gerade  hier  die 
beiden  Rechte,  welche  ich  im  Gegensatze  zur  herrschenden  Annahme 
glaube  den  ostgermanischen  Rechten  zuzählen  zu  müssen,  das  longobar- 
dische  und  friesische,  nur  Uebereinstimmung  mit  den  westgermanischen 
Rechten  zeigen.  Denn  die  scandinavischen  Rechte,  wie  das  gothische  und 
burgundische,  kennen  ausser  den  Freien  nur  Unfreie  und  Freigelassene, 
aber  keinen  den  Liten  entsprechenden  Stand. 

So  scheint  sich  damit  ein  Verwandtschaftsverhältniss  zu  ergeben, 
welches  .unserer  Annahme  bezüglich  der  Abgränzung  beider  Gruppen  durch- 
aus zu  widersprechen  scheint.  Die  Verwandtschaft  selbst  möchte  ich  auch 
nicht  in  Abrede  stellen,  wenngleich  die  Stellung  des  longobardischen  Aldio 
nicht  gerade  genau  der  des  Liten  entspricht.  Ergibt  sich  das  Verhältniss 
lediglich  bei  den  beiden,  wie  ich  denke,  ostgermanischen  Stämmen,  bei 
welchen  die  Annahme  einer  Beeinflussung  durch  westgermanische  Zu- 
stände am  nächsten  liegt,  so  möchte  ich  auch  kaum  bezweifehi,  dass  auf 
diese  die  Aufnahme  des  Instituts  im  allgemeinen  zurückzuführen  ist,  was 
nicht  ausschliesst ,  dass  sich  dasselbe  im  Einzelnen  verschieden  ausge- 
staltete. 
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168]  Ueber  die  ursprünglichsten  Verwandtschaftsverhältnisse,  welche  wir 
zunächst  im  Auge  haben,  wird  sich  diesem  Verhältnisse  nichts  entnehmen 
lassen.  Wird  überhaupt  zugestanden,  dass  wir  für  gewisse  Rechtsverhält- 
nisse Entstehung  erst  auf  einer  spätem  Entwicklungsstufe  anzunehmen 
haben,  so  trifft  das  gewiss  für  das  der  Liten  zu.  Ohne  das  gerade  zu  er- 
weisen, würden  schon  die  Angaben  der  Quellen  über  den  Stand,  vgl.  Brun- 
ner Rechtsg.  i,ioi  ff.,  Schröder  Rechtsg.  39  ff.,  die  Annahme  erlauben, 
dass,  wenn  nicht  die  Entstehung,  doch  die  weitere  Ausdehnung  des  Ver- 
hältnisses erst  in  die  frühere  geschichtliche  Zeit  fällt.  Doch  können  wir 
davon  absehen.  Nach  dem  $  1 08  Bemerkten  sind  wir  zweifellos  zu  der 
Annahme  berechtigt,  dass  ein  solches,  künstlich  zwischen  den  Gesichts- 
punkten der  Freiheit  und  Unfreiheit  vermittelndes  Verhöltniss  ältesten 
Rechtsordnungen  noch  fremd  gewesen  sein  muss ;  dass  für  diese  nur  der 
einfache  Gegensatz  zwischen  Freiheit  und  Unfreiheit,  wie  er  sich  thatsäch- 
lich  auf  Grundlage  der  Machtverhältnisse  entwickelt  hatte,  vorhanden  war. 
Eine  Stellung,  bei  der  die  volle  Freiheit  fehlt,  manche  Freiheitsrechte  aber 
durch  das  Volksrecht  ausdrücklich  verbürgt  erscheinen,  setzt  eine  schon 
weit  vorgeschrittene  Rechtsordnung  voraus,  hat  sich  gewiss  erst  im  Laufe 
der  Entwicklung  durch  Anschluss  unterworfener  oder  schutzbedürftiger 
Bestandtheile  in  den  Stamm  ergeben. 

Dass  die  anscheinend  sehr  zahlreichen  longobardischen  Aldien  frem- 
den besiegten  Stämmen  angehönen,  ergeben  auch  die  geschichtlichen  Nach- 
richten ;  es  steht  kaum  etwas  der  Annahme  im  Wege,  dass  hier  das  Ver- 
hältniss  sich  überhaupt  erst  entwickelte,  als  die  Longobarden  ihre  Sitze  an 
der  Niederelbe  schon  verlassen  hatten  und  dann,  falls  wir  da  auf  die  Ueber- 
einstimmung  der  Bezeichnung  Gewicht  legen  wollen,  auch  mit  Stämmen 
baierischen  Rechts  in  nähere  Berührung  treten  konnten.  Findet  sich  weiter 
auch  im  friesischen  Gebiete  ein  Theil  der  Bevölkerung  in  ähnlicher  Stellung, 
so  Hesse  sich  das  etwa  für  die  S  1 45  geäusserte  Vermuthung  geltend  machen, 
auch  die  Friesen  seien  in  ihre  spätem  Sitze  erst  nachträglich  eingewandert, 
da  es  dann  nahe  liegen  könnte,  in  den  Liten  die  unterworfenen  früheren 
Bewohner  zu  sehen.  Jedenfalls  aber  wird  es  sich  rechtfertigen,  wenn  wir 
annehmen,  dass  das  Verhältniss  der  Urzeit  noch  unbekannt  war,  und  dem- 
nach auch  für  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der  Rechte  nichts  er- 
weisen kann. 

164.  Ist  nach  dem  Gesagten  irgendwelche  Berührung  zwischen  lon- 
gobardischem  und  sächsischem  Recht  anzunehmen,  so  mag  es  sich  da  um 
gegenseitige  Beeinflussung  gehandelt  haben.  Es  würde  das  dann 
zutreffen,  wenn  sich  ergäbe,  dass  bei  den  übereinstimmenden  Sätzen  der 
nähere  Anschluss  sich  bald  auf  ostgermanischer,  bald  auf  westgermanischer 
Seite  findet.  Dieselben  liegen  den  von  mir  beachteten  Rechtsgebieten  viel- 
fach zu  fern,  als  dass  ich  auf  die  sich  hier  bietenden  Fragen  näher  eingehen 
möchte.  Für  unsere  Zwecke  wird  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass 
die  Beeinflussung  jedenfalls  keine  so  weitgreifende  und  keine  so  einseitige, 
nur  von  westgermanischer  Seite  geübte  gewesen  sein  kann,  dass  sie,  auch 
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den  ursprünglich  ostgermanischen  Charaaer  des  longobardischen  Rechts 
zugegeben,  dasselbe  so  umgestaltet  haben  könnte,  dass  es  wenigstens  auf 
der  Entwicklungsstufe,  auf  der  es  uns  unmittelbar  erkennbar  ist,  nur  noch 
als  ein  Mischrecht  zu  betrachten  sein  wUrde. 

Denn  einmal  ist  der  Bestandtheil  des  mit  dem  sächsischen  Rechte 
Uebereinstimmenden  verglichen  mit  dem,  bei  welchem  die  nähere  Ver- 
wandtschaft des  longobardischen  mit  ostgermanischen  Rechten  nicht  zu 
verkennen  ist,  wenigstens  auf  den  von  mir  beachteten  Gebieten  ein  so  ver- 
schwindender, dass  er  für  den  Gesammtcharacter  des  Rechts  an  und  für 
sich  kaum  ins  Gewicht  faUen  würde.  Andererseits  gaben  wir  allerdings 
bezüglich  des  Verhältnisses  der  Aldien  zu,  dass  da  die  Beeinflussung  wenn 
nicht  von  sächsischer,  doch  von  westgermanischer  Seite  erfolgte ;  und  das- 
selbe mag  für  andere  Fälle  anzunehmen  sein.  Aber  gerade  bei  familien- 
rechtlichen, für  den  ursprünglichen  Zusammenhang  massgebenderen  Be- 
stimmungen, würde  die  Beweisführung,  auf  welche  wir  schon  §  143.154 
für  solche  Verhältnisse  hinwiesen,  ergeben,  dass  da  das  sächsische  Recht 
nur  von  ostgermanischer  Seite  her  beeinflusst  sein  kann,  sei  es  nun  durch 
das  longobardische  Recht  selbst,  sei  es  durch  ein  nächstverwandtes.  Denn 
es  handelt  sich,  wie  wir  bei  der  Einzeluntersuchung  nachzuweisen  ver- 
suchen werden,  um  Bestimmungen,  welche  das  longobardische  Recht  mit 
andern  der  ostgermanischen  Gruppe  theilt,  und  welche  sich  demnach  in- 
nerhalb dieser  entwickelt  haben  müssen,  während  da  in  den  westgermani- 
schen Rechten  die  Anknüpfung  fehlen  würde. 

Dagegen  könnte  dann  bei  Solchem,  das  zunächst  nur  dem  sächsischen 
und  longobardischen  Rechte  eigenthümlich  zu  sein  scheint,  wie  etwa  bei 
der  Vererbung  der  Gewalt  über  die  Wittwe  auf  die  nächsten 
Schwertmagen  des  verstorbenen  Mannes,  die  Beeinflussung,  wenn  wir  da 
Verwandtschaft  annehmen,  von  dieser  oder  jener  Seite  erfolgt  sein.  Für 
die  Annahme  einer  Entwicklung  der  Bestimmung  im  longobardischen  Recht 
würde  auch  hier,  vgl.  S  1 59,  sprechen,  dass  nur  in  diesem  der  nächste 
Schwenmage  zugleich  Erbe  ist.  Dagegen  liesse  sich  in  jenem  Einzelfalle 
für  das  sächsische  Recht  etwa  geltend  machen,  dass  wir  derselben  Bestim- 
mung auch  im  friesischen  Rechte  begegnen,  welches  doch  sonst  dem  lon- 
gobardischen nicht  näher  verwandt  zu  sein  scheint,  während  das  Verhältniss 
der  Nachbarschaft  da  Beeinflussung  von  Sachsen  her  besonders  nahe  legen 
könnte.  Denn  die  umgekehrte  Annahme  einer  Beeinflussung  von  Friesland 
her  würde  da  unzulässig  scheinen,  weil,  so  weit  sich  Uebereinstimmung 
des  sächsischen  Rechts  mit  ostgermanischem  Rechte  zeigt,  dieselbe  durch- 
weg nicht  auf  Verwandtschaft  mit  der  dänisch- friesischen  Gruppe,  vgl.  S  67, 
sondern  mit  der  norwegisch-longobardischen  hinweisen  würde. 

165.  Die  Frage,  ob  es  sich  in  solchen  Fällen  um  Beeinflussung  von 
dieser  oder  jener  Seite  her  handelt,  ist  für  unsere  nächsten  Zwecke  ohne 
grössere  Bedeutung,  so  lange  dieselbe  jedenfalls  keine  so  weit  greifende 
sein  würde,  dass  sie  den  ursprünglichen  Character  eines  der  Rechte  we- 
sentlich hätte  umgestalten  können.    Es  handelte  sich  zunächst  nur  um  die 
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165]  Thatsache,  dass  ein  Recht  wechselnde  Verwandtschaft  zu  andern 
Rechten  zeigen  kann,  ohne  doch  seine  Selbstständigkeit  zu  verlieren,  mit 
einem  derselben  ganz  zu  verschmelzen.  Eine  vorläufige  Andeutung  dessen, 
was  da  die  Einzeluntersuchungen  bezüglich  des  longobardischen  Rechts 
ergeben  dürften,  musste  sich  da  schon  desshalb  empfehlen,  weil  uns  das 
auf  mehrfache  wechselnde  Verwandtschaftsverhältnisse 
desselben  Rechts  führte.  Auf  den  von  mir  beachteten  Rechtsgebieten 
ergab  sich  wechselnde  Verwandtschaft  zum  norwegischen,  göthischen  und 
sächsischen  Recht;  deutete  ich  dann  §  163  auf  die  Möglichkeit  näherer 
Beziehungen  auch  zum  baierischen  Rechte  hin,  so  möchte  ich  kaum  be- 
zweifeln,  dass  eine  weitere  Ausdehnung  der  Vergleichung  da  noch  be- 
stimmtere Belege  bringen  dürfte. 

Trotzdem  hat  das  in  keinem  der  Fälle  zu  einer  Ausgleichung  der 
Rechte  überhaupt  geführt.  Denn  das  longobardische  Recht  erscheint  auch 
später  als  ein  von  allen  jenen  Rechten  bestimmt  geschiedenes.  Und  zwar 
so,  dass  die  Unterschiede  nicht  etwa  erst  Ergebniss  einer  letzten  selbst- 
ständigen  Entwicklungsstufe  sein  können,  welche  der  Zeit,  in  der  uns  das 
Recht  zuerst  bekannt  wird,  unmittelbar  vorherging,  sondern  sich  gerade 
auch  auf  solche  Verhältnisse  beziehen,  nach  denen  wir  den  ursprünglichsten 
Zusammenhang  der  Rechte  zunächst  zu  bemessen  haben  würden. 

Denn  schon  S  1 57  ff.  wiesen  wir  auf  die  Haltpunkte  hin,  welche  eine 
Bestimmung  der  Zeitfolge  mehrfacher  wechselnder  Verwandt- 
schaftsverhältnisse ermöglichen,  weil  die  Rechtseinrichtungen  selbst 
verschiedenen  Entwicklungsstufen  angehören  und  sich  an  der  Hand  der 
einfachen  Verwandtschaftsverhältnisse  die  allgemeine  Richtung  der  Ent- 
wicklung feststellen  lässt.  Wir  schlössen  dort,  dass  die  Verwandtschaft  des 
longobardischen  mit  dem  norwegischen  Recht  die  ursprüngliche  sein  muss, 
weil  sie  sich  bei  der  Erbenfolge  ergibt,  dagegen  die  zunächst  die  Geschlechts- 
vormundschaft treffende  Verwandtschaft  mit  göthischem  Recht  nur  einer 
spätem  Stufe  angehören  kann.  Kommt  nun  im  sächsischen  ein  drines 
Recht  hinzu  und  hat  die  Rechtsvergleichung  von  allen  sonstigen  Haltpunk- 
ten abzusehen,  welche  von  vornherein  daftlr  sprechen  könnten,  dass  die 
Berührung  mit  sächsischem  Recht  erst  später  erfolgt  sein  dürfte,  als  die 
mit  göthischem,  so  ergibt  sich  damit  die  Frage,  ob  die  verwandten  Rechts- 
bestimmungen nun  auch  ausreichen,  um  festzustellen^  welche  der  Berüh- 
rungen da  die  vorhergehende  gewesen  sein  müsse. 

Nun  wird  auch  die  Beantwortung  dieser  Frage  nicht  zweifelhaft  sein 
können,  sobald  zugegeben  wird,  dass  die  allgemeine  Richtung  der  Ent- 
wicklung sich  auf  Grundlage  der  Vergleichung  derjenigen  Rechte,  bei  wel- 
chen die  Untersuchung  durch  kreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse  nicht 
beirrt  wird,  sich  genügend  feststellen  lässt.  Es  genügt  dazu  eine  Beachtung 
der  zuletzt  erwähnten  Vererbung  der  Gewalt  über  die  Wittwe. 

Die  Vergleichung  der  Gesammtheit  der  germanischen  Rechte  scheint 
mir  wenigstens  mit  Bestimmtheit  zu  ergeben,  dass  nach  der  ursprüngliche- 
ren germanischen  Auffassung  bei  der  Ehe  der  Mann  nur  ein  persönliches 
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Recht  auf  die  freie  Ehefrau  erwarb;  dass  es  nur  spatere  Weiterentwicklung 
sein  kann,  wenn  die  Wittwe  gleich  sonstigem  Eigenthum  als  Theil  des 
Nachlasses  des  Mannes  behandelt  wird  und  auf  die  Blutsfreunde  desselben 
vererbt.  Das  göthische  Eherecht  steht  noch  auf  jener  frühern  Stufe ;  ihr 
muss  daher  auch  Alles  angehören,  worin  bezüglich  der  Ehe  in  engem  An- 
schlüsse an  die  volle  Entwicklung  der  Geschlechtsvormundschafr  das  longo- 
bardische  Recht  in  auffallendster  Weise  mit  dem  göthischen  Rechte  stimmt. 
Ist  es  dagegen  auf  Verwandtschaft  zurückzuführen,  wenn  sächsisches  und 
longobardisches  Recht  die  Gewalt  über  die  Wittwe  vererben  lassen,  so  kann 
die  Beeinflussung  beider  Rechte  erst  auf  einer  spätem  Stufe  stattgefunden 
haben,  sei  es^  dass  sich  die  Auffassung  bereits  im  sächsischen  Rechte  vor- 
fand und  auf  das  longobardische  zurückwirkte,  sei  es,  dass  sich  die  Auf- 
fassung im  longobardischen  Recht  auf  Grundlage  der  schon  zur  Zeit  der 
Berührung  mit  dem  göthischen  Recht  vollständig  ausgebildeten  Geschlechts- 
vormundschafr entwickelt  hatte. 

166.  Dieser  Fall  ergibt  zugleich^  wie  da,  wo  es  sich  um  wechselnde 
Verwandtschaft  zu  mehr  als  zwei  Rechten  handelt,  die  Vermittlungs- 
verhältnisse eingreifen  können.  Inhaltlich  können  wir  das  göthische 
Recht  mit  voller  Geschlechtsvormundschaft  der  nächsten  gebornen  Schwert- 
magen des  Weibes  selbst  als  vermittelnd  fassen  zwischen  dem  norwegischen 
Gulathingsrechte  einerseits,  welches  das  Verlobungsrecht,  in  welchem  ich 
den  Ausgang  der  Mundwaldschafr  sehen  möchte,  bereits,  wenn  wir  von 
der  Mutter  absehen,  dem  nächsten  gebornen  Schwertmagen  zuspricht,  dem 
sächsischen  und  longobardischen  andererseits,  welche  da  bis  zu  einer  Mund- 
waldschaft auch  der  Schwenmagen  des  Mannes  über  die  Wiitwe  vorge- 
schritten sind.  Es  können  also  nicht  die  letzten  Rechte  die  Mittelstellung 
einnehmen,  da  das  eine  rückläufige  Entwicklung,  vgl.  S  84,  ergeben  würde. 
Stehen  nun  norwegisches,  göthisches  und  sächsisches  Recht  sonst  nicht  in 
nächster  Verwandtschaft,  so  würden  wir,  vgl.  72>  auch  kaum  auf  verwandt- 
schaftliche Vermittiung  schliessen  dürfen,  wenn  sich  nicht  durch  die  wech- 
selnden Verwandtschaftsverhälmisse  des  longobardischen  Rechts  eine  Ver- 
bindung jener  Rechte  auf  dem  einzelnen  Rechtsgebiete  hergestellt  hätte. 
Die  ganze  Sachlage  weist  darauf  hin,  dass  uns  in  dem  Nebeneinander  jener 
drei  Rechte  zugleich  das  Nacheinander  in  der  Entwicklung  des  longobar- 
dischen Rechts  gegeben  ist,  dass  dieses  anfänglich  nur  die  Ansätze  zur 
Mundwaldschaft  hatte,  wie  sie  sich  noch  später  im  norwegischen  Rechte 
finden,  dann  zur  vollen  Mundwaldschaft  des  gebornen  Schwertmagen,  wie 
im  göthischen  Rechte,  weiter  zu  der  des  angeheiratheten  Schwertmagen, 
wie  im  sächsischen  Rechte,  vorschritt,  während  die  Entwicklung  dann 
schliesslich  in  dem  dem  longobardischen  Recht  eigenthümlichen  Erbrecht 
des  Ehemannes  als  Mundwald  seinen  Abschluss  fand. 

Allerdings  würde  das  nur  zutreffen,  falls  unsere  Annahme  über  die 
allgemeine  Richtung  der  Entwicklung  sich  als  stichhaltig  erweisen  solhe. 
Die  emeelne  Reihe  an  und  für  sich  würde  natürlich  auch  eine  Entwicklung 
in  umgekehrter  Richtung  zulässig  erscheinen  lassen.    Wir  hätten  dann  als 
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166]  die  ursprunglichsten  Bestimmungen  die  des  longobardischea  und  sach- 
sischen Rechts  zu  fassen,  von  denen  aus  die  Mundwaldschaft  sich  zunächst 
bis  auf  die  bezüglichen  Bestimmungen  des  göthischen,  weiter  des  norwe- 
gischen Rechts  abgeschwächt  haben  würde.  Was  aber  die  einzelne  Reihe 
nicht  ausschliesst,  wUrde  sich  sehr  bald  als  unzulässig  ergeben,  falls  wir 
den  gesammten,  sich  aus  den  einfachen  Verwandtschaftsverhältnissen  er- 
gebenden Zusammenhang  ins  Auge  fassen.  Ich  sehe  von  einer  weitem 
Erörterung  in  dieser  Richtung  ab,  da  S  q?  ein  ganz  entsprechender  Fall, 
bei  dem  gleichfalls  die  Bestimmungen  des  longobardischen  Rechts  nur  den 
Ausgangspunkt  oder  aber  den  Endpunkt  der  Entwicklung  bilden  konnten, 
eingehender  besprochen  wurde. 

Wo  es  sich  um  solche  durchkreuzende  Verwandtschaftsverhältnisse 
handelt,  sehen  wir  uns  schliesslich  für  die  Entscheidung  überall  auf  die 
allgemeineRichtung  der  Entwicklung  hingewiesen,  wie  sie  sich 
aus  der  Vergleichung  der  Gesammtheit  der  Rechte  und  Prüfung  derselben 
zunächst  nach  den  Gesichtspunkten  einfacher  Verwandtschaft  ergibt.  Auf 
diese  werde  ich  denn  auch  weiter  das  Hauptgewicht  legen.  Auf  die  be- 
sondern Schwierigkeiten,  welche  alle  Fragen  bieten,  bei  denen  durchkreu- 
zende Verwandtschaft  eingreift,  wurde  bereits  $  1 16  hingewiesen.  Ihnen 
überall,  so  weit  ich  auf  dieselben  aufmerksam  geworden,  näher  nachzugehen, 
würde  die  Hauptuntersuchung  nur  beirren  können.  Es  würde  zudem  voreilig 
sein,  indem  dabei  doch  immer  auf  die  Ergebnisse  dieser  als  feststehende  zu- 
rückzugreifen sein  würde;  erst  wenn  da  meine  von  den  herrschenden  vielfach 
so  stark  abweichenden  Annahmen  als  genügend  begründete  anerkannt  wer- 
den sollten,  würde  es  an  der  Zeit  sein,  auch  allen  Nebenfragen  nachzugehen. 
Es  würde  aber  auch  für  den  Hauptzweck  wenigstens  dann  überflüssig  sein, 
falls  meine  Annahme  richtig  ist,  dass  sie  wenigstens  auf  ostgermaniscber 
Seite  nur  in  wenigen,  bereits  zur  Sprache  gebrachten  Fällen  eingreifen  und 
sich  da  unschwer  kenndich  machen.  Und  scheint  das  letztbesprochene 
Verhältniss  wechselnder  Verwandtschaft  die  grössten  Schwierigkeiten  zu 
bieten,  so  dürften  doch  auch  da  die  bisherigen  Erörterungen  ergeben,  dass 
selbst  dieses  die  Forschung  wenigstens  dann  nicht  wesentlich  beirren  kann, 
wenn  sich  wirklich  der  allgemeine  Gang  der  Entwicklung  auf  Grund  der 
einfachen  Verwandtschaftsverhältnisse  mit  genügender  Sicherheit  feststellen 
i|[  lässt.  Sind  unsere,  vielfach  allerdings  erst  zu  erweisenden  Voraussetzungen 

richtig,  so  ergibt  das  zunächst  im  Anschluss  an  das  longobardische  Recht 
Bemerkte,  dass  es  dann  auch  an  Haltpunkten  nicht  fehlt,  welche  gestatten, 
die  wechselnden  Verwandtschaftsverhältnisse  selbst,  die  Zeitfolge  derselben 
und  die  Beeinflussung  von  dieser  oder  jener  Seite  festzustellen. 

167.  Damit  sind  dann  aber  auch  die  Aufgaben  und  die  Mittel  der 
rechtsvergleichenden  Forschung  erschöpft.  Aufschluss  insbesondere  über 
die  Entstehung  der  wechselnde  Verwandtschaftsverhält- 
nisse wird  sie  uns  an  und  für  sich  nicht  bieten  können.  Die  Beantwor- 
tung der  Frage,  welche  Vorgänge  in  vorgeschichtlicher  Zeit  zu  so  auffallen- 
den Durchkreuzungsverhältnissen  führen  konnten,  welche  Folgerungen 
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über  den  vorgeschichtlichen  Verlauf  der  Völkerbewegungen  jene  Ergebnisse 
der  Rechtsvergleichung  demnach  gestatten,  wird  von  anderweitigen,  sich 
für  den  Einzelfall  sehr  verschieden  gestalteten  Erwägungen  abhängig  zu 
machen  sein.  Sehe  ich  aber  auch  von  der  über  den  Kreis  unserer  Aufgabe 
hinausreichenden  Frage  ab,  wie  gerade  in  den  besprochenen  Einzelfällen 
jenes  Verhältniss  sich  gestaltet  haben  mag,  so  wird  immerhin  ein  Versuch 
naheliegen,  uns  zu  vergegenwärtigen,  wie  eine  so  auffallende  Gestaltung 
sich  überhaupt  ergeben  konnte,  da  die  bisher  besprochenen  Ursachen  durch- 
kreuzender Verwandtschaft  keine  genügende  Erklärung  bieten. 

Das  Erwachsen  der  Stämme  aus  Bestandtheilen  verschiedenen  Rechts, 
welches  zu  Mischrechten  und  Abweichungen  innerhalb  des  Stammgebietes 
führte,  kann  in  Fällen  nichts  erklären,  bei  welchen  die  sich  zeitweise  gegen- 
seitig beeinflussenden  Rechte  nachher,  wie  vorher,  selbstständige  Stamm- 
rechte verbleiben.  Näherliegtes,  da  das  Verhältniss  zur  Entlehnung 
ins  Auge  zu  fassen.  Es  handelt  sich  da  allerdings  um  naheverwandte  Sach- 
lage und  eine  scharfe  Gränze  wird  sich  kaum  ziehen  lassen.  Dennoch 
glaubte  ich  beide  Verhältnisse  auseinanderhalten  zu  sollen.  Bei  der  Ent- 
lehnung hatten  wir  zunächst  die  Aufnahme  fremder  Einzelsätze  in  ein 
übrigens  ungeändert  bleibendes  Recht  im  Auge;  dass  das  Entlehnte  dann 
nicht  mit  der  Gesammtauffassung  des  bezüglichen  Instituts  in  dem  auf- 
nehmenden Recht  stimmt,  glaubten  wir  §  132  als  Kennzeichen  der  Ent- 
lehnung behandeln  zu  dürfen. 

Hier  handelt  es  sich  weniger  um  Einzelbestimmungen,  als  um  die 
Uebereinstimmung  in  Auffassung  und  Behandlung  einzelner  Rechtsin- 
stitute, wie  sie  sich  in  zwei  sonst  nicht  näher  verwandten  Rechten  ergibt, 
so  dass  damit  jenes  Kennzeichen  der  Entlehnung  entfallt,  sich  unmittelbar 
nicht  ergibt,  welches  der  Rechte  das  beeinflussende,  welches  das  beeinflusste 
gewesen  sein  dürfte.  Glaubten  wir  weiter  auch  in  geschichtiicher  Zeit, 
wenigstens  so  weit  es  sich  um  germanische  Rechte  handelt,  auf  Einzel- 
entlehnungen nur  geringes  Gewicht  legen  zu  sollen,  so  dürften  dieselben 
für  vorgeschichdiche  Zeit  überhaupt  kaum  in  Anschlag  zu  bringen  sein. 
Hier  dagegen  handelt  es  sich  um  ein  Verhältniss,  dessen  Entstehung  erst 
in  geschichtlicher  Zeit  für  zwei  germanische  Rechte  wenigstens  bezüglich 
der  uns  beschäftigenden  privatrechtlichen  Gebiete  kaum  nachweisbar  sein 
dürfte,  während  dasselbe,  falls  unsere  früheren  Annahmen  richtig  sind,  in 
vorgeschichtlicher  Zeit  sich  nicht  gerade  selten  ergeben  haben  muss.  Das 
würde  dann  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  Voraussetzungen,  aufweiche 
hin  sich  ein  solches  Verhältniss  gestalten  konnte,  in  vorgeschichdicher  Zeit 
bestimmter  gegeben  waren,  als  später. 

168.  Ergibt  die  Rechtsvergleichung,  dass  zwei  Stammrechte  sich  auf 
einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  beeinflusst  haben  müssen,  welche  nach 
dem  ursprünglichsten  Zusammenhange  nicht  nüchstverwandte  waren,  wäh- 
rend andererseits  sich  auch  keine  dauernde  Verschmelzung  der  Stämme 
ergab,  dieselben  in  der  Zeit,  welche  den  ältesten  Aufzeichnungen  ihrer 
Rechte  zunächst  vorherging,  wieder  verschiedene  Wege  eingeschlagen 
Ficker,  Uotersuchungea  I.  14 
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168]  hatten,  so  setzt  ein  solches  Verhältniss  unbedingt  mindestens  zeit- 
weise Nachbarschaft  der  Stämme  voraus.  Konnte  in  Zeiten,  wo 
bereits  eine  Aufzeichnung  des  einen  Rechts  vorlag,  diese  einen  gewissen 
Einfluss  auf  das  Recht  auch  eines  entfernter  wohnenden  Stammes  ausüben, 
wie  das  etwa  bei  der  westgothischen  Antiqua  bezüglich  des  baierischen 
Rechts  zutraf,  so  ist  davon  für  altere  Zeiten  zweifellos  abzusehen.  Bis  da- 
hin nicht  näher  verwandte  Rechte  konnten  sich  nicht  beeinflussen,  wenn 
das  nicht  durch  Nachbarschaft  oder  dem  gleichzustellende  Verhältnisse,  wie 
insbesondere  den  Seeverkehr,  ermöglicht  war. 

Fällt  nun  die  Zeit  der  ältesten  Rechtsaufzeichnungen  nicht  schon  mit 
den  Anfängen  sicherer  geschichtlicher  Kunde  zusammen,  reicht  diese  im- 
merhin Jahrhunderte  weiter  zurück,  so  kann  damit  die  vorauszusetzende 
zeitweise  Nachbarschaft  noch  eine  geschichtlich  erweisbare  sein. 
Dürfte  eine  gewisse  gegenseitige  Beeinflussung  zwischen  westgermanischem 
und  ostgermanischem,  zunächst  longobardischem  Recht  und  zwar  auf  einer 
anscheinend  späten  Entwicklungsstufe  zuzugeben  sein,  so  würden  dazu  ja 
die  Angaben  über  die  frühern  Wohnsitze  der  Longobarden  an  der  untera 
Elbe,  ihre  Zugehörigkeit  zum  suevischen  Völkerbünde,  die  Richtung  ihrer 
spätem  Wanderung  durchaus  stimmen. 

Das  aber  ist  Ausnahme.  Ueberwiegend  führt  die  rechtsvergleichende 
Forschung  sowohl  bezüglich  des  ursprünglichen  Zusammenhangs,  als  spü- 
terer  zeitweiser  Beeinflussung  auf  Voraussetzungen  bezüglich  einstiger  Ver- 
zweigung und  Nachbarschaft,  welche  eine  geschichtlich  nicht  mehr 
erweisbare  ist,  da  ihr  die  Schichtung  der  Stämme  schon  beim  Beginne 
sicherer  geschichtlicher  Kunde  in  keiner  Weise  mehr  entspricht.  Es  ist 
erklärlich,  wenn  diese  unwillkürlich  unsere  Auff'assung  des  ursprünglichen 
Zusammenhangs  beeinflusst,  wenn  wir  ihr  gegenüber  zögern,  einen  solchen 
etwa  für  Friesen  und  Nordschweden,  für  Norweger  und  Burgunder  oder 
Longobarden  anzunehmen.  Aber  bei  näherer  Erwägung  fehlt  jeder  Grund, 
der  es  rechtfertigen  würde,  daraufhin  die  Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung 
für  bedenklich  zu  halten. 

Wenn  uns  die  geschichtliche  Zeit  einen  so  weitgreifenden  Wechsel 
in  der  Gruppirung  der  Stämme  zeigt,  so  steht  doch  nichts  der  Annahme 
entsprechender  Vorgänge  in  der  Vorzeit  im  Wege ;  selbst  dann  nicht,  wenn 
wir  anzunehmen  hätten,  dass  die  älteste  geschichtliche  Gruppirung  schon 
im  wesentlichen  in  der  nächstvorhergehenden  Periode  keine  andere  gewe- 
sen sein  dürfte,  dass  den  Zeiten  der  uns  bekannten  grossen  Wanderungen 
solche  grösserer  Sesshaftigkeit  vorhergegangen  sein  müssen.  Denn  für  die 
Verbindungen  später  weit  von  einander  wohnender  Stämme,  auf  welche 
nur  die  Rechtsvergleichung  hinweist,  gibt  es  nach  rückwärts  keinerlei  fest- 
stehende Zeitgränze.  Würden  sie  auch  Jahrhunderte  über  den  Beginn  jeder 
geschichtlichen  Kunde  zurückliegen,  so  sind  da  ja  Bewegungen  weder  aus- 
geschlossen, noch  auch  nur  unwahrscheinlich,  die  zu  ebenso  weitgehenden 
Verschiebungen  führten,  wie  die,  welche  uns  in  ihrem  Verlaufe  unmittel- 
bar erkennbar  sind. 
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Dieser  Erwägung  gegenüber  würde  es  natürlich  auch  durchaus  un- 
gerechtfenigt  sein,  von  der  Schichtung  der  geschichtlichen  Zeit  ausgehend, 
irgendwelche  nur  durch  Rechtsvergleichung  gewonnene  Ergebnisse  zu 
weitern  Schlüssen  verwerthen  zu  wollen.  Deutet  jene  bei  den  Longobar- 
den  auf  Nachbarschaft  zuerst  mit  den  Norwegern,  dann  mit  den  Göthen, 
schliesslich  mit  Sachsen  und  andern  Westgermanen,  so  würde  das  zunächst 
an  eine  stetige  Fortbewegung  der  Longobarden  von  Norden  nach  Süden 
denken  lassen.  Aber  nichts  bürgt  uns  doch  dafür,  dass  in  den  vorgeschicht- 
lichen Zeiten,  aufweiche  die  wechselnden  Verhältnisse  der  Rechtsverwandt- 
schaft zurückweisen,  Norweger  und  Göthen  auch  nur  annähernd  bereits 
die  Sitze  einnahmen,  in  welchen  wir  sie  später  finden;  der  Schluss,  dass 
sie  einst  mit  den  Longobarden  in  südlichem  Gegenden  wohnend  sich  dann 
erst  später  zum  Norden  wandten,  würde  da  nicht  minder,  aber  freilich 
auch  nicht  mehr  berechtigt  sein. 

Allerdings  fühn  über  die  Zeiten  sicherer  geschichtlicher  Kunde  noch 
die  Sage  zurück,  welche  nicht  blos  die  Göthen,  sondern  auch  die  Longo- 
barden aus  Scandinavien  herleitend,  die  erstere  Folgerung  unterstützen 
würde.  Und  scheint  die  friesische  Sage  von  Einwanderung  nichts  zu  wissen, 
so  deutet  sie  wenigstens  auf  ältere  nähere  Beziehungen  zum  scandinavischen 
Norden,  lässt  die  Friesen  bis  auf  die  Zeiten  Karls  des  Grossen  von  den 
Königen  über  Meer  abhängig  sein  und  den  Dänenkönigen  Zins  zahlen. 

Mag  sich  nun  immerhin  Manches  dafür  geltend  machen  lassen,  dass 
solchen  Stammsagen  an  und  für  sich  nicht  wohl  jede  Bedeutung  abzuspre- 
chen sei,  so  wäre  es  sicher  nicht  zu  rechtfertigen,  wenn  die  rechisverglei- 
chende  Forschung  sich  von  denselben  irgendwie  von  vornherein  beein- 
flussen lassen  würde.  Stimmen  aber  ihre  Ergebnisse  mit  der  Stammsage 
in  so  auffallender  Weise  überein,  so  können  dieselben,  an  und  für  sich, 
wie  ich  denke,  durchaus  gesichert,  allerdings  der  Unterstützung  der  Sage 
entrathen.  Wohl  aber  steigert  sich  dadurch  doch  ganz  ausserordentlich  die 
Wahrscheinlichkeil,  dass  die  Sage  ihrerseits  auf  glaubhafte  Ueberlieferung 
zurückgehe.  Wir  können  davon  für  unsere  Zwecke  absehen.  Beschränken 
wir  uns  auf  das  Gebiet  der  Rechtsvergleichung,  so  kann  diese  nie  etwas 
weiter  ergeben,  als  dass  in  irgendwelcher  Zeit  an  irgendwelchem  Orte  die 
Rechte  zweier  Stämme  in  Zusammenhang  gestanden  haben  und  demnach 
auch  die  Stämme  selbst  benachbarte  gewesen  sein  müssen. 

169.  Wird  die  Annahme  zeirweiser  Nachbarschaft  unerlässlich  sein, 
so  ist  weiter  die  Frage,  ob  sie  ausreicht,  die  Erscheinung  zu  erklären,  dass 
die  bis  dahin  nicht  näher  verwandten  Rechte  zweier  Stämme  sich  beein- 
Bussen  und  zeitweise  gemeinsam  weiterentwickeln  konnten.  Wir  haben 
schon  früher  S  1 24  ff.  das  Verhältniss  der  Nachbarschaft  berücksichtigt  und 
uns  dahin  ausgesprochen,  dass  es  wenigstens  in  geschichtlicher  Zeit  im 
aUgemeinen  zu  einer  stärkern  gegenseitigen  Beeinflussung  germanischer 
Rechte  nicht  geführt  habe.  Es  scheint  im  Widerspruche  zu  stehen,  wenn 
vvirgrösseres  Gewicht  der  Nachbarschaft  in  vorgeschicht- 
licher Zeit  annehmen. 
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169]    In  dieser  Richtung  muss  sich  aber  schon  daraus  ein  wesentlicher 
Unterschied  ergeben,  dass  es  sich  in  vorgeschichtlicher  Zeit  durchweg  nur 
um  eine  geringe  Zahl  von  Rechtsgenossen  gehandelt  haben  wird. 
Auch  wenn  die  Zahl  der  Stämme  dieselbe  gewesen  sein  würde,  mUsste  ja 
die  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  vermehrende  Zahl  der  Stammgenossen  frü- 
her eine  ungleich  geringere  gewesen  sein.    Nun  lassen  aber  überdies  die 
geschichtlichen  Nachrichten  nicht  den  geringsten  Zweifel,  dass  die  Zahl 
der  germanischen  Stämme  früher  eine  ganz  ungleich  grössere  war,  dass 
die  Mehrzahl  derselben,  sei  es  durch  Unterwerfung,  sei  es  durch  Einigung 
in  dQTi  grösseren  Stämmen  der  spätem  Zeit  aufging.  Die  Sachlage  in  älte- 
ster Zeit  war  da  doch  zweifellos  eine  durchaus  andere,  als  in  späteren  Jahr- 
hundenen,  in  denen  nur  eine  geringe  Zahl  der  ursprünglichen  kleinen 
Stämme  sich  in  seiner  Selbstständigkeit  behauptet,  diese  nun  aber  zu  zahl- 
reichen Völkerschaften  erwachsen  auf  Römerboden  grosse  Reiche  gegrün- 
det hatten,  bei  welchen  die  Wirksamkeit  der  Nachbarschaft  sich  höchstens 
in  den  Gränzgegenden  geltend  machen  mochte.    Solche  Stämme,  deren 
Recht  dann  später  in  Folge  der  verschiedensten  Wechselfälle  für  grosse 
Reiche  das  massgebende  wurde,  mögen  in  den  Zeiten,  auf  welche  wir  uns 
hingewiesen  sehen,  möglicherweise  nur  einige  hundert  Köpfe  gezählt  haben. 
Siedelten  nun  solche  wenig  zahlreiche  Stämme  verschiedenen  Rechts 
längere  Zeit  nebeneinander  und  zwar  in  im  allgemeinen  friedlichen  Ver- 
hähnissen,  so  konnte  doch  der  nähere  Verkehr  zu  mancher  Ausgleichung 
ihrer  Rechte  führen,  wie  dieselbe  auf  dem  Gebiete  des  Familienrechis 
insbesondere  durch  Wechselheirathen  nahe  gelegt  war;  während  es  dann 
bei  der  geringen  Zahl  der  Rechtsgenossen   überhaupt   nicht  befremden 
kann,  wenn  solche  Ausgleichung,  wie  sie  auch  später  hie  und  da  in  Gränz- 
gegenden vorkommen  mochte,  nicht  zu  blossen  Unterschieden  innerhalb 
der  Rechte  führte,  sondern  für  die  gesammten  Rechte  massgebend  wurde. 
Leichter  konnte  sich  das  natürlich  noch  geltend  machen,  wenn  zur 
Nachbarschaft  irgendwelche,  wenn  auch  noch  so  lose  staatliche  Eini- 
gung hinzukam.  Verbanden  benachbarte  Stämme  sich  auch  auf  dem  Fusse 
voller  Gleichberechtigung  zunächst  nur  zu  gemeinsamer  Abwehr  gegen 
Aussen,  schlössen  sich  dem  dann  in  der  Regel  wohl  gemeinsame  Veran- 
staltungen zur  Aufrechthaltung  des  Friedens  an,  so  bedarfes  keiner  weitem 
Ausführung,  wie  nahe  dann  gegenseitige  Beeinflussung  der  Rechte  lag. 
Wurden  solche  Verbindungen  zu  dauernden,  so  konnte  die  Ausgleichung 
eine  vollständige  werden.    Aber  zweifellos  hatten  solche  Verbindungen 
vielfach  nur  vorübergehende  Dauer,  wurden  mit  der  Zeit  wieder  gelöst. 
Traten  die  Stämme  dann  wieder  auseinander,  so  mochte  der  zeitweise  en- 
gere Verband  in  beiden  Rechten  nachwirken,  auch  ohne  dass  er  zu  einer 
weitergreifenden  Ausgleichung  geführt  hätte. 

170,  Was  ich  bis  dahin  betonte,  würde  allerdings  nicht  gerade  auf 
eine  gegenseitige  Beeinflussung  der  Rechte  nur  auf  bestimmten  Rechis- 
gebieten  führen,  wie  wir  sie  bei  dem  Verhältnisse  wechselnder  Verwandt- 
schaft zunächst  im  Auge  hatten.    Nur  für  einzelne  Gebiete,  wie  etwa  dem 
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des  Eherechts,  würde  sich  geltend  machen  lassen,  dass  auch  die  blosse 
Nachbarschaft  gerade  auf  solchem  Gebiete  zu  stärkerer  Ausgleichung  führen 
konnte.  In  dieser  Richtung  wird  aber  insbesondere  in  näherem  Anschlüsse 
an  unsere  frühere  Ausführung  noch  ein  weiterer  Umstand  zu  beachten 
sein,  nämlich  die  naheliegende  gleichartigeBehandlung  sich  erst 
entwickelnder  Verhältnisse  bei  Nachbarstämmen. 

Blosse  Nachbarschaft  von  Stämmen  verschiedenen  Rechts  wird  im 
allgemeinen  nicht  leicht  dazu  führen,  dass  der  eine  Etwas,  was  bei  ihm  von 
iiltersher  Recht  war,  aufgibt  und  sich  statt  dessen  die  entsprechende  Be- 
stimmung des  andern  Rechts  aneignet,  etwa  die  herkömmliche  Erbenfolge 
dem  entsprechend  ändert.  Nun  wiesen  wir  ja  aber  wiederholt  darauf  hin, 
dass  nicht  Alles,  was  später  rechtiich  geordnet  ist,  schon  von  jeher  rechtlich 
geordnet  sein  musste ,  dass  sich  für  manche  Verhältnisse  das  Bedürfniss 
rechtiicher  Regelung  erst  aufeiner  spätem  Stufe  ergab,  und  dass  die  Gleich- 
artigkeit des  zu  befriedigenden  Bedürfnisses  dann  zweifellos  auch  ganz  un- 
abhängig von  einander  zu  weitgehender  Uebereinstimmung  in  Rechten 
führen  konnte,  welche  ausser  aller  Verbindung  standen.  Das  musste  natür- 
lich in  erhöhetem  Masse  zutreffen,  wenn  eine  solche  hinzukam,  und  wenn 
es  auch  nur  eine  durch  blosse  Nachbarschaft  begründete  war. 

Die  Sachlage,  welche  unsere  Erwägungen  veranlasste,  war  ja  über- 
wiegend eine  solche,  dass  zu  ihrer  Erklärung  die  Annahme  zeitweiser  ge- 
meinsamer Weiterentwicklung  auf  gewissen  Rechtsgebieten,  bezüglich  ge- 
wisser Einrichtungen  ausreichen  würde,  ohne  dass  damit  zugleich  eine 
weitergehende  Beeinflussung  auf  andern  Gebieten  verbunden  sein  musste. 
So  etwa,  wenn  Stämme  verschiedenen  Rechts  zu  der  Zeit  in  näherer  Ver- 
bindung standen,  wo  sich  allmählig  der  Uebergang  zum  Sondereigenthum 
an  Grund  und  Boden  vollzog.  Dass  sich  dann  bei  ihnen  das  Liegenschafts- 
recht trotz  alles  Festhaltens  an  der  sonstigen  Verschiedenheit  der  Rechte 
nach  übereinstimmenden  Gesichtspunkten  regelte,  kann  nicht  befremden; 
althergebrachtes  Recht  stand  dem  nicht  im  Wege. 

Nun  konnte  freilich  die  Regelung  eines  solchen  neuen  Verhältnisses 
nicht  wohl  erfolgen  unabhängig  vom  ganzen  übrigen  Rechtsbestande.  Das 
konnte  zur  Folge  haben,  dass  die  Regelung  wohl  im  allgemeinen  dieselben 
Gesichtspunkte  einhielt,  sich  aber  dennoch  manche  Verschiedenheit  der 
Einzelbestimmungen  ergab,  weil  man  jene  den  hergebrachten  Abweichungen 
auf  andern  Rechtsgebieten  anzupassen  hatte.  Ebenso  wohl  konnte  es  aber 
auch  sein,  dass  das  Gewicht  des  neuen  Verhältnisses  sich  als  das  massge- 
bendere  erwies,  dass  sich  nicht  blos  dieses  übereinstimmend  ordnete,  son- 
dern nun  auch  solche  Bestimmungen,  welche  mit  demselben  zusammen- 
hingen, in  entsprechender  Weise  abgeändert  wurden  und  sich  damit  eine 
gewisse  Ausgleichung  auch  auf  andern  Gebieten  ergab.  So  etwa  auf  dem 
der  Erbenfolge,  welcher  sich  die  Behandlung  des  neuen  Vermögenstheils 
anpassen  konnte,  welche  aber  auch  umgekehrt  ihrerseits  der  jetzigen  Sach- 
lage gemäss  geändert  werden  mochte. 

Winsen  die  frUheru  Bemerkungen  insbesondere  auf  eine  von  dem 
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170]  ursprünglichen  Zusammenhange  abweichende  Verwandtschatt  be- 
züglich der  Geschlechtsvormundschaft  hin,  so  ist  ja  auch  da  Aehnliches 
nicht  ausgeschlossen,  falls  unsere  Annahme  sich  bestätigen  sollte,  dass  die- 
selbe sich  erst  auf  einer  spätem  Entwicklungsstufe  festgestellt  hat.  War 
die  Schichtung  der  Stämme  gerade  in  dieser  Zeit  eine  wesentlich  andere, 
als  in  einer  frühern,  welcher  die  bestimmtere  Gestaltung  der  Erbenfolgc 
angehört,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  der  jetzige  örtliche  Zusammenhang  da 
zu  einer  Regelung  des  sich  allmählig  fester  gestaltenden  Verhältnisses  nach 
denselben  Gesichtspunkten  auch  bei  früher  nicht  näher  verwandten  Stäm- 
men führen  konnte. 

Liegt  uns  überall  in  den  spätem  Rechten  nur  das  vor,  was  gewor- 
den ist,  wird  uns  auch  die  weitere  Vergleichung  nur  ergeben  können, 
in  welcher  Folge  und  in  welcher  Nachbarschaft  es  geworden  sein  muss, 
so  kann  es  sich  bei  Allem,  was  darüber  hinausgeht,  lediglich  um  Vermu- 
thungen  handeln,  für  welche  es  an  jeder  festern  Grundlage  gebricht.  Scheint 
die  Rechtsvergleichung  zu  ergeben,  dass  das  lo ngobardische  Recht  auf  einer 
spätem  Entwicklungsstufe  mit  dem  göthischen  in  näherer  Verbindung  ge- 
standen haben  muss,  so  wird  sich  für  den  Einzelfall  nicht  wohl  bestimmeo 
lassen,  wie  diese  beschaffen  war  und  was  die  sichtliche  gegenseitige  Beein- 
flussung beider  Rechte  veranlasste.  Aber  das  Gesagte  dürfte  es  wenigstens 
im  allgemeinen  immerhin  erklären,  wie  sich  zeitweise  Beeinflussung  und 
gemeinsame  Weiterentwicklung  von  Rechten  ergeben  konnte,  die  ursprün- 
lich  nicht  näher  verwandte  waren,  die  dann  auch  später  wieder  getrennte 
Wege  einschlugen.  So  auß'allend  die  Durchkreuzungsverhältnisse  sein 
mögen,  die  darauf  zurückzuführen  sein  würden,  so  scheinen  mir  doch  auch 
diese  genügend  erklärbar,  um  nicht  zu  Bedenken  gegen  die  Sicherheit  der 
Ergebnisse  der  rechtsvergleichendeu  Forschung  überhaupt  zu  nöthigen. 
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171.  In  den  bisherigenErörterungen  habe  ich  nachzuweisen 
gesucht,  wie  uns  wenigstens  theoretisch  Wege  der  Beweisführung  zu  Ge- 
bote stehen,  welche,  von  Vergleichung  der  uns  bekannten  germanischen 
Rechte  ausgehend,  mit  Sicherheit  den  Gang  der  Verzweigung  vom  germa- 
nischen Urrechte  aus  erkennen  und  zugleich  feststellen  lassen,  was  in  den 
einzelnen  Rechten  auf  das  nähere  oder  entferntere  Urrecht  zurückgeht. 
Sehen  wir  uns  dabei  zuweilen  genöthigt,  bei  der  ersten  Verzweigung  Hall 
zu  machen,  es  dahingestellt  sein  zu  lassen,  ob  die  eine  oder  die  andere  der 
sich  aus  jener  ergebenden  Gruppen  das  Ursprünglichere  erhalten  hat,  vgl. 
S  98,  so  hat  auch  das  nicht  darin  seinen  Grund,  dass  dieselben  Wege  der 
Beweisführung  überhaupt  nicht  weiter  zurückleiten  könnten ;  sondern  nur 
darin,  dass  wir  die  Aufgabe  von  vornherein  auf  den  Kreis  der  germanischen 
Rechte  beschränkten,  während  für  das  Weiterverfolgen  jener  Wege  auch 
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andere  arische  Rechte  zu  vergleichen  sein  würden.  Ich  habe  dann  weiter 
bereits  angedeutet,  zu  welchen  Ergebnissen  bezüglich  der  Verzweigung  der 
Rechte  uns  das  Verfolgen  jener  Wege  führen  wird. 

Vorausgesetzt  nun,  dass  es  uns  gelingen  sollte,  das  vorläufig  Ange- 
deutete durch  die  Einzeluntersuchungen  genügend  zu  erweisen,  würden 
sich  Widersprüche  mit  den  Ergebnissen  der  Sprachverglei- 
chung herausstellen.  Im  Ganzen  und  Grossen  ergibt  auch  diese  Bestäti- 
gung für  die  Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung,  insofern  sie  gleichfalls  auf 
zwei  germanische  Hauptgruppen  führt,  für  welche  der  nähere  Zusammen- 
hang zwischen  Gothischem  und  Scandinavischem  gegenüber  den  unter 
sich  näher  verwandten  Sprachen  der  deutschen  Stämme  massgebend  ist. 
Darüber  hinaus  aber  sind  die  Ergebnisse  auf  beiden  Gebieten  kaum  noch 
in  nähere  Uebereinstimmung  zu  bringen. 

Das  würde  einmal  bezüglich  der  Verzweigung  innerhalb  der 
der  ostgermanischen  Gruppe  auch  dann  schon  zutreffen,  wenn  wir 
dieser  im  Anschluss  an  die  herrschende  Annahme  nur  Scandinavier  und 
Goihen  mit  Sicherheit  zuzählen  würden.  Halte  ich  mich  auf  einem  Ge- 
biete, auf  dem  ich  auf  jedes  eigene  Urtheil  verzichten  muss,  an  die  Dar- 
legungen von  Noreen  in  Paul  Grundriss  1,417  ff.,  so  war  die  Sprache 
der  scandinavischen  Stämme  im  ersten  Jahrtausend  noch  eine  ein- 
heitliche. Etwa  seit  dem  achten  Jahrhundert,  in  der  Wikingerzeit,  machen 
sich  dann  nicht  allein  starke  Aenderungen  des  Characters  der  altnordi- 
schen Sprache  geltend,  sondern  auch  mehr  und  mehr  dialektische  Unter- 
schiede ;  aber  doch  nicht  in  dem  Masse,  dass  man  sie  nicht  nach  wie  vor 
als  einheitliche  Sprache  betrachtet  und  in  ihrer  Gesammtheit  als  dänische 
Sprache  bezeichnet  hätte.  Erst  im  eilften  Jahrhundert  ist  der  Zersplitte- 
rungsprocess  so  weit  fortgeschritten,  dass  nun  vier  Sprachen,  das  Isländische 
und  Norwegische,  dann  das  Schwedische  und  Dänische,  bestimmt  zu  unter- 
scheiden sind. 

Diese  Ergebnisse  der  Sprachkunde  sind  zweifellos  ganz  unvereinbar 
mit  dem,  was  uns  nach  Massgabe  der  Andeutungen  über  die  Verzweigung 
der  scandinavischen  Rechte  die  Rechts  vergleich  ung  ergeben  wird.  Wir 
betonten  da  S  67  insbesondere  die  Scheidung  in  eine  dänische  und  nor- 
wegisch-göthische  Gruppe.  P^s  wird  nicht  nöthig  sein,  auf  alle  Gründe 
hinzuweisen,  welche  dafür  sprechen  müssen,  dass  diese  Verzweigung  des 
Rechts  einer  ungleich  frühern  Zeit  angehören  muss,  als  die  für  die  Ver- 
zweigung der  Sprache  angegebene.  Es  kann  genügen,  auf  den  auch  S  1 50 
für  die  Zeitfrage  vorzugsweise  betonten  Umstand  hinzuweisen,  dass  gerade 
dds,  was  die  norwegische  von  der  dänischen  Gruppe  scheidet,  vielfach  auf- 
fallend nahe  Verwandtschaft  jener  mit  longobardischem  und  burgundischem 
Recht  ergibt.  Werden  aber  die  dafür  geltend  zu  machenden  Belege  als  be- 
weiskräftig anerkannt,  so  muss  sich  natürlich  das  scandinavisclie  Recht 
schon  in  einer  Zeit  verzweigt  gehabt  haben,  in  welcher  Longobarden  und 
Burgunder  noch  in  näherer  Verbindung  mit  den  Norwegern  gestanden 
haben  können.    Das  würde  also  Tür  die  Verzweigung  der  Rechte  auf  eine 
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171]  Zeil  führen,  die  jedenfalls  über  den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  und 
wahrscheinlich  weit  über  denselben  zurückreicht.  Während  es  dann  weiter, 
auch  abgesehen  von  jenem  Auseinanderfallen  der  Zeit  der  Verzweigung, 
auffallen  könnte,  dass  die  spätem  Unterschiede  der  Sprache  sich  mit  denen 
des  Rechts  nicht  überall  decken,  dass  wenn  die  göthischen  und  nordschwe- 
dischen Rechte  wenigstens  auf  familienrechdichem  Gebiete  keineswegs 
nächstverwandte  sind,  ihnen  doch  im  wesentlichen  eine  schwedische  Spra- 
che entspricht,  wenn  es  da  auch  an  gewissen  Abweichungen,  vgl.  Noreen 
Grundr.  438,  nicht  fehlen  mag. 

172.  Auf  ganz  ähnliche  Widersprüche  aber  stossen  wir  bei  Beach- 
tung des  Verhältnisses  der  göthischen  zu  den  scandina vi- 
schen Sprachen.  Beide  werden  allerdings  in  der  germanischen  Ge- 
sammtgruppe  als  näher  verwandte  Glieder  anerkannt.  Aber  die  Verwandt- 
schaft ist  doch  keine  so  enge,  dass  sie  nicht  auch  wohl  bezweifelt  worden 
wäre,  dass  nicht  die  Abweichungen  vom  Altnordischen  ungleich  mehr  in 
die  Augen  fallen  würden,  als  das  Uebereinstimmende ;  vgl.  Kluge  und 
Noreen  in  Paul  Grundr.  2,362.419.  War  nun  in  der  Zeit,  in  der  wir  die 
gothische  Sprache  kennen  lernen,  die  altnordische  noch  eine  einheitliche, 
so  würde  die  Sprachvergleichung  auf  eine  einzige  Hauptverzweigung  der 
ostgermanischen  Gruppe  in  einen  göthischen  und  einen  scandinavischen 
Zweig  deuten.  Da  dann  nach  den  geschichtlichen  Nachrichten  jene  Haupi- 
verzweigung  gleichfalls  über  den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  zurück- 
reichen dürfte,  so  würde  allerdings  das  starke  Auseinandergehen  der  Spra- 
chen bei  längerer  selbstständiger  Weiterentwicklung  an  und  für  sich  nichts 
Auffallendes  haben. 

Mit  dem  aber,  was  mir  die  Rechtsvergleichung  bezüglich  der  Stellung 
des  göthischen  Hechts  zu  ergeben  schien,  vgl.  S  65  ff.  93  ff.,  würde  jene 
Annahme  einer  Hauptverzweigung,  der  dann  nach  Massgabe  der  Sprache 
erst  ein  Jahrtausend  später  eine  Weiterverzweigung  auf  scandinavischer 
Seite  gefolgt  sein  würde,  durchaus  unvereinbar  sein.  Der  Umstand  allein, 
dass  mir  das  gothische  Recht  das  dem  ostgermanischen  Urrechte  nächst- 
stehende zu  sein  scheint,  würde  derselben  allerdings  nicht  im  Wege  stehen. 
Wohl  aber  das  auf  verschiedenen  Wegen  zu  begründende  Ergebniss,  dass 
die  dänische  und  die  norwegische  Gruppe  unabhängig  von  einander  mit 
dem  göthischen  Rechte  aus  einem  diesem  sehr  nahestehenden  osigermani- 
schen  Urrechte  abgeleitet  sein  müssen.  Damit  sehen  wir  uns  wieder  für 
die  Verzweigung  der  scandinavischen  Rechte  auf  eine  wahrscheinlich  weil 
vor  den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  zurückliegende  Zeit  hingewiesen,  in 
welcher  die  Gothen  mit  verschiedenen  scandinavischen  Stämmen  noch  in 
engerer  Verbindung  standen,  als  diese  unter  sich. 

Die  Vergleichung  der  Rechte  und  der  Sprachen  in  ihrem  ältesten 
uns  erkennbaren  Bestände  führt  da  also  zu  wesentlich  verschiedenen  Er- 
gebnissen; und  zwar  so,  dass  wenigstens  bei  den  Scandinaviern  die  Ver- 
zweigung der  Rechte  einer  ungleich  früheren  Zeit  angehören  muss.  Sollen 
beide  Ergebnisse  in  Uebereinstimmung  gebracht  werden,  so  böten  sich  nur 
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zwei  Annahmen  dar.  Entweder  hätten  wir  anzunehmen,  dass  zur  Zeit  der 
Verzweigung  der  Rechte  die  Sprache  der  Gothen  und  Scandinavier  eine 
einheitliche  war  und  bei  den  letztern  durch  ein  Jahrtausend  noch  eine  ein- 
heitliche blieb,  während  in  Folge  der  örtlichen  Trennung  wohl  die  gothische 
Sprache  sich  sehr  stark  änderte,  nicht  aber  das  Recht,  da  dieses  noch  in 
seinem  spätem  Bestände  sich  dieser  oder  jener  scandinavischen  Gruppe 
näher  anschliesst,  als  die  eine  dieser  Gruppen  der  andern.  Oder  aber  es 
waren  mit  den  Verzweigungen  des  Rechts  ursprünglich  auch  Abweichun- 
gen der  Sprache  verbunden,  welche  sich  bei  den  Gothen  in  Folge  der  Auf- 
hebung des  örtlichen  Zusammenhangs  verschärften,  während  umgekehrt 
bei  den  Scandinaviern  die  Verhältnisse  der  Nachbarschaft  bei  Fortbestehen 
der  Rechtsunierschiede  zunächst  zu  einer  weitergreifenden  Ausgleichung 
der  Sprache  führten,  bis  diese  später  sich  auf  mehrfach  anderer  Grundlage 
wieder  verzweigte.  Mag  man  nun  das  eine  oder  andere  annehmen,  so 
müsste  sich  jedenfalls  hier  bei  Richtigkeit  der  Voraussetzungen  das  Recht 
als  das  dauerndere,  Aenderungen  weniger  unterworfene  Verhältniss  er- 
geben, das  demnach  auch  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der  Stämme 
genauer  erkennen  lassen  würde. 

173.  Nun  sind  es  nicht  gerade  die  bisher  besprochenen,  für  unsere 
Hauptzwecke  weniger  gewichtigen  Verhältnisse,  welche  mich  veranlassten, 
auf  die  Widersprüche  näher  einzugehen.  Ungleich  wichtiger  ist  es,  dass 
sich  solche  Widersprüche  zwischen  Rechtsvergleichung  und  Sprachver- 
gleichung auch  bezüglich  der  Abgränzung  der  ostgermanischen 
Gruppe  geltend  machen.  Würden  die  abweichenden  Ergebnisse  der 
Sprachvergleichung  uns  da  zum  Beweise  genügen  müssen,  dass  die  der 
Rechtsvergleichung  nicht  stichhaltig  sein  können,  so  würden  freilich,  vgl. 
§  lo,  unsere  Untersuchungen  überhaupt  jeder  sichern  Grundlage  entbehren. 
Auch  das  bisher  über  die  scandinavischen  Rechte  Bemerkte  stützte  sich  ja 
wenigstens  zum  Theil  darauf,  dass  Longobarden  und  Burgunder  der  ost- 
germanischen Rechtsgruppe  zuzuzählen  seien. 

Nun  aber  werden  Friesen  und  Longobarden,  deren  Rechte 
sich,  wie  ich  denke,  mit  grösster  Sicherheit  als  den  ostgermanischen  nächst- 
verwandte erweisen,  nach  Massgabe  ihrer  Sprache  allgemein  den  westger- 
manischen oder  deutschen  Stämmen  zugezahlt.  Und  auch  bei  den  Bur- 
gundern ist  sprachlich  der  Anschluss  an  Westgermanen  vielfach  ein  en- 
gerer, als  der  an  das  Gothische;  vgl.  Brunner  Rechtsg.  1,50,  Schröder 
Rechtsg.  Q.  Handelt  es  sich  da  um  ein  Gebiet,  auf  dem  ich  mich  durchaus 
fremd  fühle,  so  liegt  es  mir  natürlich  ganz  fern,  irgendwelche  Einsprache 
gegen  die  Stichhaltigkeit  jener  Ergebnisse  zu  erheben ;  ich  habe  keinerlei 
Grund,  sie  nicht  als  durchaus  gesicherte  zu  betrachten.  Nur  darum  handelt 
es  sich,  ob  jener  Widerspruch  uns  an  den  theoretischen  Regeln  irre  machen, 
oder  wenigsten  erweisen  muss,  dass  die  später  geltend  zu  machenden  Halt- 
punkte keine  ausreichende  gewesen  sein  können,  weil  sie  beim  thatsäch- 
lichen  Vorgehen  nach  jenen  Regeln  zu  dem  abweichenden  Ergebnisse 
führten ;  ob  die  Forderung  berechtigt  ist,  dass  die  Ergebnisse  der  Sprach- 
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173]  vergleich ung  auch  für  die  rechtsgeschichtliche  Forschung  den  fest- 
stehenden Ausgangspunkt  zu  bilden  haben  und  die  Ergebnisse  der  Rechts- 
vergleichung nur  in  so  weit  als  gesicherte  gelten  können,  als  sie  mit  jenen 
übereinstimmen. 

174.  Diese  Forderung  des  Ausgehens  von  den  Ergeb- 
nissen der  Sprachvergleichung  ist  insbesondere  von  Amira  gegen 
die  Methode  meines  Vorgehens  geltend  gemacht.  Er  hat  schon  früher,  vgl. 
Zweck  u.  Mittel  der  germ.  Rechtsg.  26  ff.,  40  ff.,  jene  Forderung  mit  be- 
sonderer Schärfe  geltend  gemacht,  hat  betont  und  ausgeführt,  dass  die 
Grundlage  aller  germanischen  Rechtsgeschichte,  die  ethnographische  Grup- 
pirung  der  Stammesrechte,  nur  von  der  historischen  Sprachwissenschaft 
gewährt  werde;  dass  die  hier  massgebenden  ethnographischen Thatsachen 
vom  Rechtshistoriker  als  solchem  einer  selbstständigen  Prüfung  nicht  un- 
terworfen werden  können,  derselbe  vielmehr  die  Hilfe  benachbarter  Wissen- 
schaften, insbesondere  der  Sprachwissenschaft  anzusprechen  habe.  Er  hat 
dann  insbesondere  dem  entsprechend  gegen  meine  Annahme,  das  longo- 
bardische  sei  ein  ostgermanisches  Recht,  im  Litteraturbl.  für  germ.  u.  rom. 
Phil.  9,3,  geltend  gemacht,  dass  eine  Methode  eine  innerlich  unbegründete 
sei,  welche  die  Nationalität  eines  Rechts  nur  durch  die  Aehnlichkeit  oder 
Unähnlichkeit  seines  Inhaltes  mit  dem  eines  andern  Rechts  bestimmt  sein 
lasse;  dass  die  Nationalität  des  Rechts  bestimmt  sei  durch  die  Nationalität 
der  Rechtsgenossen,  deren  vornehmstes  Kennzeichen  die  Sprache ;  dass, 
wenn  wir  einem  Volke  seiner  Sprache  und  seiner  sonstigen  beglaubigten 
Geschichte  nach  deutsche  Nationalität  zuzuschreiben  haben,  wie  das  bei 
Longobarden  und  Friesen  zutrefie,  sein  Recht  eben  ein  deutsches  sei. 
Neuerdings  hat  dann  Amira  in  Paul  Grundr.  2,39  nochmals  den  Satz  ver- 
treten, dass  die  Rechtsfamilien  der  altern  Zeit  sich  mit  den  Sprachfamilien 
decken,  dass  unter  Voraussetzung  günstiger  geographischer  Verhältnisse 
die  Rechte  der  sprachlich  am  wenigsten  getrennten  Völker  am  längsten 
mit  einander  in  Verbindung  geblieben  seien. 

Suchte  ich  schon  früher,  vgl.  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,473  ff.,  dem 
vorauszusehenden  Einwände  zu  begegnen,  so  glaube  ich  auch  jetzt  durch- 
aus an  der  vollen  Selbstständigkeit  der  rechtsvergleichenden 
Forschung  festhalten  und  davon  ausgehen  zu  dürfen,  dass  der  Rechts- 
historiker da  keineswegs  von  vornherein  die  Hilfe  der  Sprachwissenschaft 
anzusprechen  habe ;  dass  diese  ihm  immerhin  wichtige  Fingerzeige  geben 
mag;  dass  ihm  aber  auf  eigenem  Gebiete  vollkommen  ausreichende  Wege 
geboten  sind,  um  mit  der  entsprechenden  Sicherheit,  wie  die  Sprachver- 
gleichung die  Verzweigung  der  Sprachen  nachweist,  auch  die  Verzweigung 
der  Rechte  festzustellen. 

Dafür  wird  sich  ja  vor  allem  die  Uebereinstimmung  der 
Grundlagen  der  Beweisführung  auf  beiden  Gebieten  geltend 
machen  lassen.  Würde  es  sich  bei  der  Rechtsvergleichung  nur  um  noch 
so  auffallende  Aehnlichkeit  von  Einzelbestimmungen  handeln,  so  würde 
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jener  Einwand  gewiss  zutreffen.  Mit  entsprechenden  Möglichkeiten  aber, 
wie  sie  da  auch  ohne  Verwandtschaft  eingreifen  können,  kann  ja  auch  die 
Sprachvergleichung  sich  auseinanderzusetzen  haben.  Der  Fall  konnte  ja 
vorkommen,  dass  der  eine  Stamm  Ausdrücke  von  einem  fremden  Stamme 
entlehnte,  dass  zwei  Stämme  in  einem  Einzelfalle  unabhängig  von  einander 
dazu  gelangten,  für  ein  Ding,  in  welchem  es  im  überkommenen  Sprach- 
schatze an  einem  Ausdrucke  fehlte,  denselben  im  Anschlüsse  an  dieselbe, 
wohl  mehr  oder  weniger  naheliegende,  aber  doch  nicht  nothwendig  zu 
wählende  Wurzel  zu  bilden,  oder  irgendwelche  sprachliche  Eigenthümlich- 
keit  unabhängig  von  einander  übereinstimmend  zu  entwickeln.  So  wenig 
aber  die  Sprachvergleichung  sich  durch  blosse  Einzelnheiten  leiten  lässt, 
sondern  den  gesammten  Wortschatz  und  insbesondere  den  Gesammtbau 
der  Sprachen  ins  Auge  fasst,  so  wenig  hat  doch  auch  die  Rechtsverglei- 
chung sich  damit  zu  begnügen;  vgl.  §37.  Wo  es  sich  aber  nicht  um  Ein- 
zclnheiten  handelt,  wo  die  Verhältnisse  der  Uebereinstimmung,  Vermitt- 
lung und  Abweichung  wieder  und  wieder  bei  denselben  Rechten  in  ent- 
sprechender Weise  zutreffen,  wo  sich  weiter  in  einer  Gruppe  für  Reihen 
zusammenhängender  Bestimmungen  sichdich  dieselbe,  von  der  einer  an- 
dern Gruppe  abweichende  Auffassung  geltend  macht,  da  ist  wenigstens 
theoretisch  ganz  dieselbe  Sicherheit  der  Beweisführung  geboten,  wie  bei 
der  Sprachvergleichung. 

Es  ist  freilich  die  theoretische  Möglichkeit  sicherer  Beweisführung 
werthlos,  wenn  nicht  ein  Ausreichen  der  Hallpunkte  hinzukommt, 
welche  im  Einzelfalle  ein  Durchführen  des  Beweises  gestatten.  Es  könnte 
sich  also  nur  um  die  Frage  handeln,  ob  etwa  im  allgemeinen  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechts  die  Haltpunkte,  auf  welche  sich  die  Beweisführung  zu 
stützen  hätte,  so  ungleich  dürftigere  seien,  dass  von  vornherein  auf  Ergeb- 
nisse von  irgend  entsprechender  Sicherheit,  wie  sie  die  Sprachvergleichung 
bietet,  nicht  gerechnet  werden  kann. 

Nun  mag  ja  bereitwillig  zugegeben  werden,  dass  sie  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts  nicht  überall  genügend  geboten  sind.  Aber  das  ist  doch  viel- 
fach auf  dem  Gebiete  der  Sprache  nicht  anders.  So  wenig  ich  irgendwie 
desshalb  die  Ergebnisse  der  Sprachforschung  bezüglich  der  Longobarden 
oder  Burgunder  in  Frage  stellen  möchte,  so  wird  doch  Niemand  in  Abrede 
stellen  können,  wie  ungleich  dürftiger  da  die  Grundlage  ist,  nach  der  wir 
über  die  Sprache  zu  urtheilen  haben.  Wird  aber  diese  von  den  Sprach- 
forschern für  ausreichend  erachtet,  um  sich  ein  sicheres  Urtheil  zu  bilden, 
so  ist  doch  schwer  abzusehen,  wie  der  Rechtsvergleichung,  der  da  verhält- 
nissmässig  ungleich  reichere  Hilfsmittel  zu  Gebote  stehen,  zugemuthet 
werden  kann,  sich  von  vornherein  eines  Urtheils  zu  begeben.  Sollte  mit 
der  Zeit,  wie  ich  kaum  bezweifle,  die  zunächst  nur  persönliche  Annahme, 
dass  eine  vorurtheilsfreie  Rechtsvergleichung  mit  Bestimmtheit  auf  nächste 
Verwandtschaft  des  longobardischen  Rechts  mit  andern  ostgermanischen 
Rechten  hinführt,  von  andern  Forschern  getheilt  werden,  so  wüsste  ich 
doch    keinen  Gesichtspunkt   aufzufinden,  wonach   dieses  Ergebniss  von 
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174]  vornherein  ein  minderwerthiges  bleiben  mUsste,  weil  die  Sprachfor- 
schung die  longobardische  Sprache  als  westgermanisch  erweist. 

Und  nicht  anders  bei  dem  S  171. 172  betonten  Umstände,  dass  nach 
den  Ergebnissen  der  Sprachkunde  die  altnordische  Ursprache  in  einer  Zeit 
eine  einheitliche  war,  wo  nach  Ausweis  der  Rechtsvergleichung  die  scan- 
dinavischen  Rechte  sich  längst  getrennt  haben  mussten.  Die  letztere  stützt 
sich  dabei  auf  eine  Vergleichung  dieser  mit  den  reichen  Quellen  des  go- 
thisch-spanischen,  longobardischen  und  burgundischen  Rechts.  Für  jenes 
abweichende  Ergebniss  der  Sprachforschung  stehen  nur  Lehnwörter  in 
fremden  Sprachen  und  eine  Anzahl  meist  kurzer  Inschriften  zu  Gebote; 
vgl.  Noreen  in  Paul  Grundr.  1,418.  Dass  diese  für  die  sprachliche  For- 
schung ausreichen,  mag  durchaus  zuzugeben  sein.  Dann  aber  doch  auch, 
dass  die  Rechtsvergleichung  hier  mit  ungleich  reicheren  Hilfsmitteln  arbeitet. 

175.  Jede  der  beiden  Wissenschaften  wird  da,  wie  ich  denke,  die- 
selbe Sicherheit  für  die  Ergebnisse  beanspruchen  dürfen,  welche  sie  auf 
ihrem  Gebiete  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  erreichen  weiss. 
Stehen  diese  Ergebnisse  nicht  in  Einklang,  so  ist  daraus  meines  Erachtens 
zunächst  nichts  weiter  zu  folgern,  als  dieNothwendigkeit  der  Be- 
schränkung der  Ergebnisse  auf  das  eigene  Gebiet,  über  das 
sie  ja  an  und  für  sich  nicht  hinausreichen  können.  Auch  wo  ausreichende 
Haltpunkte  durchaus  vorhanden  sind,  wird  die  Sprachvergleichung  nur 
die  Verzweigung  der  Sprachen  von  einer  Ursprache,  die  Rechtsvergleichung 
nur  die  der  Rechte  von  einem  Urrechte  aus  nachweisen  können.  Nicht 
aber  unmittelbar  auch  die  Verzweigung  der  Stämme,  welche  sich  dieser 
Sprachen  und  Rechte  bedienen,  auf  Grundlage  des  natürlichen  Ausgangs- 
punktes der  Abstammung  von  irgendwelchem  Ureltern paare. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  Sprache  und  Recht  sich  immer  den 
Verzweigungen  der  natürlichen  Abstammung  genau  ange- 
schlossen hätten,  würde  allerdings  die  Forderung  berechtigt  sein,  dass 
Sprachvergleichung  und  Rechtsvergleichung  zu  denselben  Ergebnissen  über 
den  Zusammenhang  führen  müssen,  falls  sie  überhaupt  richtig  sein  sollen. 
Jene  Voraussetzung  aber  trifft  zweifellos  nicht  zu.  Amira  Zweck  u.  M.  26 
weist  selbst  darauf  hin,  dass  auch  von  der  Sprachwissenschaft  nicht  Auf- 
schluss  über  die  anthropologische  Verwandtschaft  der  Stämme  zu  verlangen 
sei.  Die  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  Menschenkunde  scheinen  mehr 
und  mehr  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Bevölkerung,  bei  der  sich  die  ari- 
sche Sprache  entwickelte,  verschiedener  natürlicher  Abstammung  war ;  dass 
das  ebenso  für  die  Germanen  insbesondere  zutraf.  Sprache  und  Recht  ge- 
hören erst  späteren  Entwicklungsstufen  der  Menschheit  an.  Und  kaum 
wird  man  da  für  jene  mit  Bestimmtheit  gerade  die  frühere  in  Anspruch 
nehmen  dürfen.  Verwandte  Erscheinungen  im  Thierreiche  würden  immer- 
hin daran  denken  lassen  können,  dass  gewisse  rohe  Anfänge  einer  Rechts- 
ordnung schon  vor  der  Sprache  vorhanden  sein  mochten. 

Wir  können  davon  für  unsere  Zwecke  absehen,  annehmen,  dass 
Sprache  und  Recht  sich  etwa  gleichzeitig  feststellten  und  dann  im  allge- 
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meinen  auch  weiterhin  gemeinsam  den  Verzweigungen  der  Bevölkerung 
folgten;  darauf  deutet  ja  genugsam,  dass  wenigstens  vielfach  die  Gliede- 
rungen auf  sprachlichem  und  rechtlichen  Gebiete  sich  entsprechen.  Wäre 
das  als  ausnahmslose  Regel  festzuhalten,  so  müssten  allerdings  wieder  die 
Ergebnisse  auf  beiden  Gebieten  sich  völlig  decken.  Trifft  das  nicht  zu,  so 
kann  darin  doch  zunächst  nur  ein  Beweis  gefunden  werden,  dass  jene  Regel 
keine  ausnahmslose  war.  Ist  das  beiderseitige  Ergebniss  ein  genügend  ge- 
sichertes, so  weist  das  auch  bestimmt  darauf  hin,  dass  jene  Regel  hier  nicht 
zutraf,  dass  der  bezügliche  Stamm  entweder  sein  Recht,  oder  aber  seine 
Sprache,  wie  er  dieselben  auf  dem  Wege  einfacher  Verzweigung  überkom- 
men hatte,  im  Laufe  der  Zeit  geändert  haben  muss. 

Die  Entscheidung  der  sich  damit  bietenden  Frage  kann  nun  weder 
Aufgabe  der  Sprachvergleichung,  noch  der  Rechtsvergleichung  sein,  da  mit 
der  Feststellung  jenes  Ergebnisses  die  Mittel  beider  erschöpft  sind.  Ich 
könnte  daher  mit  der  Bemerkung  abbrechen,  dass  es  nicht  mehr  in  den 
Bereich  der  Aufgabe,  welche  ich  mir  stellte,  fällt,  mich  mit  der  Frage  zu 
beschäftigen,  ob  die  nachgewiesene  Verwandtschaft  der  Rechte  auf  die  ge- 
schichtliche Verzweigung  der  Stämme  selbst  mit  grösserer  Sicherheit  schlies- 
sen  lässt,  als  die  der  Sprachen,  oder  umgekehrt.  Denn  so  wichtig  gerade 
die  Beantwortung  dieser  Frage  für  die  allgemeinere  geschichtliche  For- 
schung sein  würde,  handelt  es  sich  dabei  nicht  mehr  um  die  rechisge- 
schichtliche  Untersuchung  selbst,  sondern  um  die  Art  und  Weise  der  Ver- 
werthung  ihrer  Ergebnisse  auf  anderm  Gebiete.  Andererseits  sind  aber  die 
Einwendungen,  welche  sich  aus  der  Sprachvergleichung  gegen  meine  An- 
nahmen zu  ergeben  scheinen,  so  naheliegende,  dass  es  sich  mit  Rücksicht 
darauf  empfehlen  muss,  doch  auch  jener  Frage  noch  so  weit  zu  folgen,  als 
das  der  nächste  Zweck  erfordern  dürfte. 

176.  Wo  Vergleichung  der  Sprache  und  des  Rechts  zu  widerspre- 
chenden Ergebnissen  führen,  da  erübrigt  allerdings  noch  die  älteste 
beglaubigte  Geschichte  des  Stammes,  um  es  zu  versuchen,  jene 
Frage  zu  entscheiden  oder  aber  auf  Haltpunkte  zu  gelangen,  welche  dennoch 
ergeben,  dass  die  aus  der  Rechtsvergleichung  gezogenen  Schlüsse  nicht 
richtig  sein  können.  Halten  wir  uns  an  den  für  unsere  Zwecke  beachtens- 
werthesten  Fall,  so  ist  es  ja  zweifellos,  dass  die  ältesten  beglaubigten  Nach- 
richten uns  Friesen  und  Longo  bar  den  in  nächster  Verbindung  mit 
deutschen  Stämmen  zeigen,  dass  die  Ergebnisse  der  Sprachvergleichung 
demnach  durch  die  Geschichte  gegenüber  denen  der  Rechtsvergleichung 
bestätigt  zu  werden  scheinen.  Aber  schon  S  1 68  wies  ich  darauf  hin,  wie 
leicht  uns  da  doch  die  Gestaltung  der  frühesten  geschichtlich  erkennbaren 
Schichtung  der  Stämme  über  den  ursprünglichen  Zusammenhang  täuschen 
kann.  Wie  weit  dieselbe  in  vorgeschichtliche  Zeit  zurückreicht,  ist  uns 
nicht  überliefert. 

Dann  aber  scheint  mir  doch  eine  andere  Folgerung  ungleich  berech- 
tigter, falls  die  widersprechenden  Ergebnisse  beider  Wissenschaften  als 
an  und  für  sich  genügend  gesicherte  anzusehen  sind.   Dass  Friesen  und 
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176]  Longobarden  erst  in  der  geschichtlichen  Zeit  mit  ostgermanischen 
Stämmen  in  so  nahe  Verbindung  traten,  dass  diese  sie  veranlassen  konnte, 
ihr  früher  deutsches  Recht  aufzugeben  oder  doch  dem  ostgermanischen 
aufs  engste  anzupassen,  ist  jedenfalls  ausgeschlossen.  Ist  dagegen  die  Nach- 
barschaft mit  deutschen  Stammen  in  geschichtlicher  Zeit  ausdrücklich  be- 
zeugt, so  liegt  es  doch  überaus  nahe,  jene  widersprechenden  Ergebnisse 
durch  die  Annahme  in  Uebereinstimmung  zu  bringen,  der  Stamm  habe 
sein  Recht  aus  vorgeschichtlicher  Zeit  beibehalten,  aber  seine  Sprache  der 
seiner  spätem  nachweisbaren  Nachbarn  angepasst.  Mindestens  aber  ergibt 
sich,  dass  auch  die  älteste  beglaubigte  Geschichte  zur  Entscheidung  jener 
Frage  nicht  ausreicht,  da  sie  ja  nirgends  über  einen  Zeitpunkt  zurückreicht, 
vor  dem  jeder  Wechsel,  sei  es  des  Rechts,  sei  es  der  Sprache  bei  einem 
Stamme  eingegriffen  haben  kann. 

177.  Mag  da  in  einem  Einzelfalle  dieser  oder  jener  Gesichtspunkt 
einen  Halt  bieten  können,  so  wird  eine  allgemeine  Grundlage  für  die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  für  den  ursprünglichen  Zusammenhang  der 
Stämme  die  Sprache  oder  aber  das  Recht  als  das  massgebendere  Moment 
zu  betrachten  sei,  nur  dadurch  zu  gewinnen  sein,  dass  wir  uns  zu  verge- 
genwärtigen suchen,  ob  bei  einem  Stamme  eher  Wechsel  des  Rechts  oder 
Wechsel  der  Sprache  zu  vermuthen  sein  wird.  Und  dann  möchte  ich  doch 
nicht  bezweifeln,  dass  im  allgemeinen  grössereStätigkeitdesRechts 
gegenüber  der  Sprache  anzunehmen  ist. 

In  dieser  Richtung  scheint  es  mir  zunächst  bedenklich,  mit  Amira 
an  den  Begriff  der  Nationalität  anzuknüpfen,  von  einer  Nationalität  des 
Rechts  zu  sprechen,  welche  bestimmt  sein  soll  durch  die  Nationalität  der 
Rechtsgenossen,  deren  vornehmstes  Kennzeichen  die  Sprache  sei.  Dem 
gegenüber  dürfte  sich  wenigstens  für  die  Zeiten,  bis  auf  welche  die  frühe- 
ren Zeugnisse  zurückleiten,  meines  Erachtens  eher  das  Recht  als  Kenn- 
zeichen der  Nationalität  bezeichnen  lassen.  Im  Ausdrucke  selbst, 
der  seinem  Wortsinne  nach  lediglich  auf  gemeinsame  Abstammung  hin 
deutet,  ist  weder  Beziehung  auf  das  eine,  noch  auf  das  andere  Verhältniss 
gegeben.  Dagegen  ist  es  allerdings  richtig,  dass  wir  jetzt  conventionell 
gewohnt  sind,  den  Ausdruck  auf  die  Gemeinsamkeit  der  Sprache  zu  be- 
ziehen, ohne  Rücksicht  auch  auf  die  noch  geschichtlich  erweisbare  ver- 
schiedene Abstammung  der  Sprachgenossen;  dass  man  selbst  bei  dem  Rück- 
schläge, der  sich  da  in  neuerer  Zeit  wohl  gehend  macht,  doch  nicht  über 
den  Unterschied  arischer  und  semitischer  Abstammung  hinauszugehen 
pflegt  und  davon  abgesehen  geneigt  ist,  in  allen  Deutschredenden  auch 
Germanen  zu  sehen.  Womit  sich  dann  weiter  die  Auffassung  einer  natio- 
nalen Verpflichtung  verbindet,  an  der  Muttersprache  selbst  festzuhalten,  sie 
weiter  zu  verbreiten,  jeder  drohenden  Verengerung  ihres  Gebietes  entgegen- 
zuarbeiten. 

Dürfen  wir  nun  aber  nach  entsprechender  Auffassung  auch  die  Ver- 
hältnisse weit  zurückliegender  Zeiten  bemessen  ?  So  weit  unsere  geschicht- 
lichen Zeugnisse  zurückreichen,  scheinen  dieselben  das  doch  bestimmt  zu 


Grössere  StUtigkeit  des  Rechts. 


22^ 


verbieten.  Das  Bewusstsein  der  näheren  Zusammengehörigkeit  der  durch 
gemeinsame  Abstammung  Verbundenen  war  zweifellos  auch  damals  ein 
sehr  lebhaftes.  Aber  an  die  Sprache  knüpfte  sich  das  nicht  bestimmter  an. 
Dem  Sachsen  und  Baiern  gegenüber  fühhen  die  Franken  sich  als  Einheit, 
mochten  sie  nun  romanisch  oder  germanisch,  niederdeutsch  oder  hoch- 
deutsch reden.  Als  wesentlichstes  Kennzeichen  der  gemeinsamen  Abstam- 
mung oder  Nationalität  aber  gilt  das  Recht.  Nach  diesem,  nicht  nach  der 
Sprache  bestimmt  es  sich,  ob  Jemand  Römer  oderGermane  ist;  ex  natione 
sua  oder  ex  natione  parentum  suorum  lebt  Jemand  nach  longobardischem 
oder  fränkischem  Recht,  ist  er  Longobarde  oder  Franke.  Treffen  wir  in 
jenen  Zeiten  überall  auf  einen  Sprachgebrauch,  welcher  zunächst  das  Recht 
als  Kennzeichen  der  Nationalität  behandelt,  so  weist  das  doch  auf  die  Auf- 
fassung hin,  dass  man  dieses  der  Sprache  gegenüber  als  das  Stätigere,  als 
das  für   den  ursprünglichen  Zusammenhang  Massgebendere    betrachtete. 

178,  Dem  entspricht  es,  wenn  wir  grossen  Werth  auf  das  Fest- 
halten am  angebornen  Recht  gelegt  finden.  Wo  die  staatliche  Ord- 
nung es  den  Einzelnen  gestattete,  nach  demselben  zu  leben,  da  sehen  wir, 
wie  die  einzelnen  Familien  durch  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  an  ihrem 
besondern  Recht  festhielten,  während,  wie  etwa  in  Italien,  auf  dem  Gebiete 
der  Sprache  sich  die  Ausgleichung  zweifellos  schon  in  den  ersten  Genera- 
tionen vollzogen  hatte.  Wo  vom  Staate  Einheit  des  Rechts  für  alle  Ange- 
hörigen verlangt  wird,  da  kennzeichnet  sich  die  Stellung  des  herrschenden 
Stammes  vor  allem  dadurch,  dass  nur  er  sich  in  seinem  Rechte  behauptet 
und  von  den  Abhängigen  fordert,  dass  sie  sich  demselben  unterwerfen. 
Als  die  Longobarden  das  von  den  mit  ihnen  nach  Italien  gezogenen  Sachsen 
verlangten,  zogen  diese  die  Rückkehr  vor.  Solche  Erscheinungen  lassen 
sich  doch  nicht  wohl  lediglich  aus  besondern  Vortheilen  erklären,  welche 
das  Leben  gerade  nach  dem  eigenen  Recht  gewährt  hätte ;  diese  mussien 
sich  ja  im  allgemeinen  ausgleichen.  Es  deutet  doch  hin  auf  eine  bei  den 
Germanen  sich  besonders  geltend  machende  Werthschätzung  des  ange- 
stammten Rechts  als  solchen,  das  vorzugsweise  als  ein  von  den  Vorfahren 
überkommenes,  treu  zu  hütendes  Gut  betrachtet  wurde,  dessen  Aufgeben  als 
Zeichen  der  Abhängigkeit  betrachtet  wurde,  an  dem  man  auch  da  festhielt, 
wo  das  bei  Sprache  und  Sitte  nicht  der  Fall  war,  so  dass  da  nicht  gerade 
nur  die  Neigung  zum  Festhalten  am  Hergebrachten  überhaupt  wirksam 
gewesen  sein  kann.  Die  Erhaltung  des  nationalen  Rechts  muss  in  ähnlicher 
Weise  als  Ehrensache,  als  nationale  Verpflichtung  aufgefasst  sein,  wie  das 
jetzt  bezüglich  der  Sprache  der  Fall  ist. 

Dass  man  auf  die  Erhaltung  der  Sprache  einen  entsprechenden  Wenh 
gelegt  hätte,  ergeben  meines  Wissens  die  Zeugnisse  nicht;  die  zu  erwäh- 
nenden Thatsachen  deuten  vielmehr  umgekehrt  auf  geringere  Werth- 
schätzung der  angebornen  Sprache.  Und  das  kann  ja  kaum  aut- 
halten. Ist  die  Sprache  vor  allem  Mittel  zur  Verständigung,  so  wird  man 
sich  der  Sprache  bedient  haben,  die  diesem  Zwecke  am  meisten  entsprach. 
Und  dafür  werden  zumeist  die  quantitativen  Verhältnisse  massgebend  ge- 
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178]  Wesen  sein.  Der  herrschende,  vielleicht  wenig  zahlreiche  Stamm,  der 
darauf  hielt,  dass  sein  Recht  im  ganzen  Gebiete  das  massgebende  blieb, 
passte  sich  der  Sprache  der  zahlreicheren  Unterworfenen  an.  Der  Herr, 
der  über  zahlreiche  anderssprachige  Hintersassen  gebot,  wird  das  Bedürf- 
niss  gefühlt  haben,  die  Sprache  derselben  zu  erlernen.  Einzelne  Familien 
und  Gemeinden  unter  anderssprachiger  Bevölkerung  mögen  im  inneru 
Verkehr  noch  lange  an  der  Muttersprache  festgehalten  haben;  aber  des 
äussern  Verkehrs  wegen  konnten  sie  der  Kenntniss  der  Sprache  der  Nach- 
barn nicht  entrathen;  und  wie  dann  mehr  und  mehr  die  der  Haussprache 
sich  verliert,  ergeben  ja  noch  die  jetzigen  Verhältnisse  genugsam.  We- 
nig zahlreiche  Stämme,  zwischen  solchen  anderen  Dialects  angesiedelt, 
auf  fortwährenden  Verkehr  mit  ihnen  angewiesen,  werden  den  eigenen 
mehr  und  mehr  dem  der  Nachbarn  angepasst  haben.  Haben  wir  in  allen 
solchen  Fällen  vielfach  auch  Ausgleichung  des  Rechts  anzunehmen,  so  war 
diese  durchweg  eine  nicht  so  rasche  und  vollständige  und  erfolgte  zweifel- 
los vielfach  in  der  umgekehrten  Richtung,  als  die,  auf  welche  die  für  die 
Sprache  zunächst  massgebenden  quantitativen  Verhältnisse  hinwiesen. 

179.  Es  fehlt  denn  auch  nicht  an  Belegen  aus  der  geschicht- 
lichen Zeit  fürWechsel  derSprache  unter  Festhalten  am 
Recht,  welche  die  durch  allgemeine  Erwägungen  nahegelegte  Annahme 
bestätigen.  Vor  allem  spricht  dafür  doch  die  so  ganz  verschiedene  Aus- 
dehnung des  romanischen  und  germanischen  Gebiets,  jenach- 
dem  wir  das  Recht  oder  die  Sprache  ins  Auge  fassen.  Auch  wo  die  herr- 
schenden Germanen  geringer  an  Zahl  waren,  hielten  sie  an  ihrem  herge- 
brachten Rechte  fest,  das  dann  auch  für  den  Ausgleichungsprocess,  wenn 
wir  vom  südlichen  Gallien  absehen,  durchaus  das  massgebende  blieb;  und 
zwar  noch  in  bedeutend  weiterm  Umfange,  als  das  bisher  angenommen 
wurde,  falls  sich  meine  Annahme  bewähn,  dass  auch  das  spätere  spanische 
Recht  als  ein  wesentlich  auf  germanischer  Grundlage  Erwachsenes  zu  be- 
trachten ist. 

Ganz  ähnlichen  Erscheinungen  begegnen  wir  auf  dem  germani- 
schen Sprachgebiete  selbst.  Wenn  die  Forderung,  dass  die  Sprache 
für  die  Verwandtschaft  der  Rechte  massgebend  sein  müsse,  berechtigt  ist, 
so  müsste  sich  das  vor  allem  erproben  bezüglich  des  sprachlichen  Gegensatzes 
zwischen  Hochdeutschem  und  Niederdeutschem.  Dann  mUsste 
das  Recht  der  niederdeutschen  Salfranken  dem  sächsischen  und  friesischen 
Rechte  näher  stehen,  als  dem  der  hochdeutschen  Franken,  der  Alemannen 
und  Thüringer.  Aber  so  weit  ich  sehe,  würde  auch  da  die  Rechtsverglei- 
chung zu  durchaus  abweichendem  Ergebnisse  führen.  Es  scheint  sich  um 
einen  erst  in  geschichtliche  Zeit  fallenden  Process  zu  handeln,  vgl.  Brunner 
Rechtsg.  1,31,  Schröder  Rechtsg.  9,  der  ausser  Zusammenhang  steht  mit 
ursprünglichen  Verschiedenheiten  der  Rechte,  bei  dem  das  weitere  Vor- 
schreiten lediglich  bedingt  war  durch  die  Verhältnisse  der  Nachbarschaft, 
der  damaligen  Schichtung  der  Stämme. 

Und  einen  ganz  ähnlichen  Process  können  wir  ja  in  viel  späterer 
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Zeit  bei  den  Friesen  verfolgen,  deren  Sprache  allmählig  bis  auf  wenige 
Reste  von  der  niedersüchsischen  verdrängt  wurde,  ohne  dass  da  doch  eine 
andere  Veranlassung  eingegriffen  haben  dürfte,  als  die  Nachbarschaft  und 
der  dadurch  geförderte  Verkehr.  Aber  das  Recht  blieb  davon  unberührt; 
auch  die  niederdeutsch  geschriebenen  Quellen  enthalten  friesisches  Recht. 

Die  von  den  Sachsen  unterworfenen  Nordthüringer  erscheinen 
später  durchaus  als  Sachsen,  es  weist  insbesondere  auch  in  der  Sprache 
nichts  auf  einen  ursprünglichen  Unterschied  mehr  hin;  vgl.  Richthofen 
Zur  Lex  Saxonum  40 1 .405.  Dass  sich  aber  Eigenthümlichkeiten  des  Rechts 
noch  bis  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  erhalten  haben,  wurde  schon  S  138 
bemerkt.  Und  gewiss  würde  sich  in  engeren  Kreisen  noch  vielfach  Aehn- 
liches  nachweisen  lassen ;  überall,  wo  sich  auch  in  engern  Gebieten  starke 
Abweichungen  des  Rechts,  nicht  aber  der  Sprache  zeigen,  sehen  wir  uns 
doch  auf  die  Annahme  hingewiesen,  dass  Wechsel  oder  Ausgleichung  auf 
dem  einen  Gebiete  sich  ungleich  rascher  und  vollständiger  vollzogen,  als 
auf  dem  andern. 

180.  Was  wir  aber  in  der  geschichtlichen  Zeit  unmittelbar  erweisen 
köQoen,  das  wird  doch  auch  in  vorgeschichtlicher  Zeit  sich  nicht 
anders  verhalten  haben,  wo  die  Sachlage  eine  entsprechende  war.  Schlies- 
sen  sich  die  Friesen  in  ihrem  Recht  enger  den  Nordschweden  und  Dänen 
an,  so  ist  allerdings  wahrscheinlich,  dass  auch  ihre  Sprache  oder  doch  die 
des  für  das  Recht  zunächst  massgebenden  Bestandtheils  des  Stammes  ur- 
sprünglich eine  näher  verwandte  war.  Sind  sie,  wie  wenigstens  die  Rechts- 
vergleichung anzudeuten  scheint,  vgl.S  145,  in  ihre  spätem  Sitze  erst  nach- 
träglich, wenn  auch  in  vorgeschichtlicher  Zeit  eingewandert,  so  konnte 
schon  die  Nachbarschaft  zu  Aenderungen  der  Sprache  führen.  Näher  aber 
läge  es  dann  vielleicht  anzunehmen,  zumal  ja  auch  bei  den  Friesen  Liten 
vorkommen  und  einen  bedeutenden  Theil  der  Bevölkerung  gebildet  zu 
haben  scheinen,  dass  die  Sprache  der  neben  dem  herrschenden  Stamme  in 
ihren  Sitzen  verbleibenden  Bevölkerung  massgebenden  Einfluss  gewann. 

Wird  aber  überhaupt  die  Möglichkeit  des  Wechsels  der  Sprache  zu- 
gegeben, so  würde  ein  solcher  gerade  bei  den  Longobarden  auch  nach 
den  geschichdichen  Nachrichten  überaus  nahe  liegen.  Waren  sie,  wie  schon 
Tacitus  hervorhebt,  und  durch  andere  Nachrichten  bestätigt  wird,  ein  wenig 
zahlreicher  Stamm,  so  wird  ja  gerade  die  Sprache  eines  solchen  am  meisten 
ändernden  Einflüssen  ausgesetzt  sein.  Und  waren  sie  der  herrschende 
Stamm,  so  wissen  wir  wieder  von  ihnen,  dass  sie  zahlreiche  Bestandtheile 
fremder  Völker  mit  sich  führten ;  es  findet  sich  auch  bei  ihnen  ein  zahlreicher 
Stand  von  Halbfreien.  Standen  sie  einst,  wie  im  Recht,  so  auch  in  der 
Sprache  nordgermanischen  Stämmen  näher,  so  müssen  von  da  ab  lange 
Jahrhunderte  vergangen  sein  bis  zur  Zeit  der  Zeugnisse,  nach  denen  wir 
ihre  Sprache  zu  beurtheilen  haben.  Diese  konnte  in  Folge  der  wechseln- 
den Nachbarschaft,  des  Einflusses  unterworfener  Bevölkerung  bis  dahin  die 
mannichfachsten  Wandlungen  durchgemacht  haben,  ohne  dass  das  beim 
Rechte  des  herrschenden  Stammes  in  gleicher  Weise  der  Fall  sein  musste. 

F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  L  I  5 
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180]  Zeigen  die  ältesten  Nachrichten  die  Longobarden  an  der  untern  Elbe, 
so  würde  es  dazu  stimmen,  wenn  Manches  darauf  hindeutet,  dass  das  lon- 
gobardische  und  das  sächsische  Recht  sich  auf  irgendwelcher  Entwicklungs- 
stufe beeinflusst  haben  dürften;  vgl.  §  162.  Die  uns  erhaltenen  Sprach- 
reste würden  aber  dieser  Stufe  noch  nicht  entsprechen.  Ist  für  ihre  Ein- 
reihung insbesondere  der  Anschluss  an  die  hochdeutsche  Lautverschiebung 
massgebend,  so  sind  wir  damit  auf  eine  spätere  Zeit  hingewiesen,  wo  der 
Stamm  bei  seiner  Fortbewegung  von  der  untern  Elbe  südwärts  nach  Pan- 
nonien  mit  hochdeutschen  Stämmen,  zunächst  wohl  den  Baiern,  in  nähere 
Berührungen  getreten  sein  muss;  vgl.  ßrunner  Rechtsg.  1,31.  Aber  für  ihr 
Recht,  auch  wenn  wir  es  der  westgermanischen  Gruppe  zuzählen  wollten, 
würde  schwerlich  gerade  bei  hochdeutschen  Stämmen  der  nähere  Atischluss 
zu  finden  sein.  Die  Forderung,  dass  die  Rechtsverwandtschaft  nach  der 
uns  bekannte!^  irühesten  Gestaltung  der  Sprache  des  Stammes  zu  bemessen 
sei,  würde  demnach  bei  den  Longobarden  auf  ganz  entsprechende  Schwie- 
rigkeiten stossen,  ob  wir  dafür  nun  den  Gegensatz  zwischen  ostgermanisch 
und  deutsch,  oder  zwischen  niederdeutsch  und  hochdeutsch  ins  Auge  fassen. 

181.  Ist  aber  überhaupt  zuzugeben,  dass  die  Sprache  nicht  noth- 
wendig  für  den  ursprünglichsten  Zusammenhang  massgebend  sein  muss, 
dass  bezüglich  dieser  die  Verhältnisse  wechselnder  Nachbarschaft  sich  mehr 
geltend  machten,  als  bezüglich  des  Rechts,  so  wird  gerade  auch  das  viel- 
fache Nichtübereinstimmen  der  Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung  und  der 
Sprachvergleichung  einen  weitern  wichtigen  Beleg  für  die  grössere  Stätig- 
keit  der  Rechtsverhältnisse  bieten  müssen  wegen  des  sich  dann  ergebenden 
weiteren  Zurückreichens  der  Rechtsverzweigung  gegen- 
über der  Sprachverzweigung. 

Setzt  jede  Rechtsverzweigung  einstige  Einheit  oder  Nachbarschaft  der 
bezüglichen  Stämme  voraus  und  gelingt  es  genügend  zu  erweisen,  dass 
das  gothische  den  scandinavischen  Rechten,  das  longobardische  und  bur- 
gundische  dem  norwegischen,  das  friesische  den  nordschwedischen  Rechten 
näher  verwandt  sind,  so  lassen  die  geschichtlichen  Nachrichten  über  die 
ältesten  Sitze  der  bezüglichen  Stämme  auch  keinen  Zweifel,  dass  die  bezüg- 
lichen Verzweigungen  weit  vor  dem  Beginne  unserer  Zeitrechnung  erfolgt 
sein  müssen.  Kann  ich  da  aber  selbst  nicht  prüfen,  so  finde  ich  wenigstens 
nirgends  behauptet,  dass  die  für  die  spätere  Gliederung  der  Sprache  mass- 
gebenden Unterschiede  auch  nur  annähernd  eben  so  weit  zurückreichen. 
So  wird  für  die  Entwicklung  des  Sprachunterschiedes  zwischen  Ostger- 
manen und  Westgermanen  wohl  das  zweite  Jahrhundert  unserer  Zeitrech- 
nung angegeben;  vgl.  Kluge  in  Paul  Grundr.  363.  Die  auch  für  die  Ein- 
reihung der  Longobarden  massgebende  Abzweigung  des  Hochdeutschen 
wird  frühestens  in  das  fünfte  Jahrhundert  gesetzt ;  vgl.Brunner  Rechtsg.  1,31. 
Wir  wiesen  schon  S  f7i  daraufhin,  dass  die  Verzweigung  der  scandina- 
vischen Sprachen  erst  in  den  spätem  Zeiten  des  ersten  Jahrtausends  be- 
gonnen haben  soll.  Wenigstens  dann,  wenn  die  Ergebnisse  auf  der  eiaen^ 
wie  auf  der  andern  Seite  als  gesichert  zu  betrachten  sind,  würde  danach 
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doch  gar  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  das  Recht  sich  als  das  ungleich 
siiitigere  Verhaltniss  erweist,  dass  es  weit  sicherer  auf  den  ursprünglichen 
Zusammenhang  der  Stamme  schliessen  lässt,  als  die  Sprache. 

Im  allgemeinen  sind  Weiterverzweigung  und  Weiterentwicklung 
von  Sprache  und  Recht  gewiss  Hand  in  Hand  gegangen.  Aber  besondere 
Veranlassungen  konnten  da  auch  sehr  wohl  zu  einer  Verschiebung  führen ; 
und  dann  scheinen  mir  allgemeine  Erwägungen,  wie  entsprechende  Vor- 
gänge in  geschichtlicher  Zeit  dafür  zu  sprechen,  dass  es  zunächst  die  Spra- 
che gewesen  sein  wird,  welche  der  Stamm  wechselte  oder  doch  unter  Ein- 
wirkung des  Verhältnisses  der  Nachbarschaft  wesentlich  änderte.  Gibt 
Maurer  in  einer  Besprechung  meines  frühern  bezüglichen  Aufsatzes,  Krit. 
Vierieljahrsschr.  N.  F.  12,192,  die  Möglichkeit  eines  Wechsels  der  Sprache 
ohne  Aufgeben  des  Rechts  als  Ausnahme  zu,  so  ist  ihm  gewiss  nur  zuzu- 
stimmen, wenn  er  verlangt,  dass  eine  solche  Ausnahme  von  Fall  zu  Fall 
strengstens  zu  erweisen  sei.  Für  solche  Beweisführung  wird  dann  eben 
der  Nachweis,  dass  das  Recht  des  Stammes  mit  Sicherheit  andere  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse zeigt,  als  die  Sprache,  die  Grundlage  bilden  müssen. 

Ich  bin  natürlich  weit  entfernt,  anzunehmen,  dass  auch  nur  bezüglich 
der  Longobarden  dieser  Nachweis  durch  das,  was  ich  in  der  frühern  Ar- 
beit nebenbei  bemerkte,  bereits  erbracht  war;  ich  betonte  schon  S  8,  wie 
gerade  das  Bedürftiiss,  das  vorläufig  Behauptete  bestimmter  zu  erweisen, 
mich  zunächst  zur  Veröft'endichung  der  folgenden  Untersuchungen  ver- 
anlasste. Sollte  es  mir  aber  gelingen,  bezüglich  der  behaupteten  Rechts- 
verwandtschaft den  Beweis  durch  blosse  Rechtsvergleichung  wirklich  zu 
erbringen,  so  glaube  ich  nach  dem  Gesagten  auch  davon  ausgehen  zu  dür- 
fen, dass  es  denselben  nicht  entkräften  kann,  wenn  die  Sprachvergleichung 
auf  andere  Verwandtschaftsverhältnisse  hinweist. 

182.  Eine  andere  Frage  ist  dann  allerdings  die,  ob,  wenn  solche 
durchkreuzende  Verhältnisse  zwischen  Sprache  und  Recht  wirklich  ein- 
greifen, dem  gegenüber  die  Verwendung  der  Ausdrücke  Ostger- 
manisch und  Westgermanisch  auf  dem  Gebiete  des  Rechts 
noch  zulässig  und  es  ein  zweckmässiger  Sprachgebrauch  sei,  wenn  wir  in 
solchem  Falle  sagen,  dass  die  Sprache  des  Volkes  westgermanisch  oder 
deutsch,  sein  Recht  aber  ein  ostgermanisches  war.  Es  liesse  sich  dagegen 
geltend  machen,  dass  wir  beim  Gebrauche  jener  Ausdrücke  so  sehr  gewohnt 
sind,  an  eine  Scheidung  zunächst  nach  der  Sprache  zu  denken,  dass  es  sich 
nicht  empfehlen  könne,  sie  auch  da  zu  verwenden,  wo  jenes  Scheidungs- 
moraent  nicht  zutrifft.  Glaubte  man  aber  bisher  keine  bestimmtere  Veran- 
lassung zu  haben,  in  dieser  Richtung  ein  Auseinander  fallen  von  Sprache 
und  Recht  in  Erwägung  zu  ziehen,  so  scheint  es  mir,  sobald  sich  da  ein 
Bedürfniss  herausstellt,  in  keiner  Weise  irre  leiten  zu  können,  wenn  wir 
uns  auf  beiden  Gebieten  derselben  Ausdrücke  bedienen.  Zumal  sich  das 
ja  auch  dem  in  entsprechenden  Fällen  üblichen  Sprachgebrauche  durch- 
aus anschliesst.  Denn  ganz  entsprechende  Verhältnisse  ergibt  ja  der  Gegen- 
satz zwischen  Romanisch  und  Germanisch,  während  es  weder  irreleitend, 
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182]  noch  ungebräuchlich  ist,  wenn  wir  etwa  von  den  Nordfranzosen 
sagen,  dass  ihre  Sprache  romanisch,  ihr  Recht  aber  germanisch  sei. 

Der  für  die  Scheidung  zwischen  Ostgermanisch  und  Westgermanisch 
massgebende  Gesichtspunkt  ist  derselbe  auf  dem  Gebiete  des  Rechts,  wie 
auf  dem  der  Sprache.  Den  Halt  für  das,  was  wir  als  Ostgermanisch  zu 
betrachten  haben,  geben  zunächst  die  scandinavischen  und  gothischen 
Stamme,  welche  sich  in  verschiedenster  Richtung  von  der  Masse  der  deutsch- 
sprechenden Stämme  bestimmt  unterscheiden.  Schliesst  sich  diesen  ein 
anderer  Stamm  in  seinem  Rechte  aufs  engste  an,  so  scheint  es  entsprechend, 
danach  auch  sein  Recht  als  ostgermauisches  zu  bezeichnen.  Was  damit 
gesagt  sein  soll,  wUrde  selbst  dann  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  wir  wUssten, 
dass  dieses  Recht  nicht  sein  ursprüngliches  war,  dass  er  sich  dasselbe  erst 
in  einer  späteren  Zeit  von  einem  der  gothisch  scandinavischen  Stämme  an- 
eignete. Den  Stamm  selbst  würden  wir  freilich  dann  nicht  den  Ostger- 
manen zuzählen  dürfen ;  es  würde  sich  um  Westgermanen  mit  ostgerma- 
nischem Recht  handeln. 

So  lange  es  sich  nur  entweder  um  die  Sprache  oder  das  Recht  han- 
delt, so  lange  es  dahingestellt  bleibt,  welches  Moment  für  die  ursprünglichste 
Verwandtschaft  als  massgebend  zu  betrachten  ist,  sollte  es  demnach  streng- 
genommen vermieden  werden,  die  Stämme,  deren  Recht  sich  in  jenem 
Sinne  als  ostgermanisch  erweist,  desshalb  schon  als  Ostgermanen  zu  be- 
zeichnen. Wo  es  sich  aber,  wie  bei  den  folgenden  Untersuchungen,  von 
vornherein  lediglich  um  die  Scheidung  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  handelt, 
da  wird  es  auch  in  keiner  Weise  irre  leiten  können,  wenn  ich  der  Kürze 
halber,  auch  ohne  damit  ein  Urtheil  über  den  ursprünglichsten  Zusammen- 
hang der  Stämme  selbst  aussprechen  zu  wollen,  mich  schlechtweg  des  Aus- 
druckes Ostgermanen  bediene,  um  die  Stämme  zusammenzufassen,  welche 
sich  in  ihrem  Rechte  den  gothisch-scandinavischen  verwandt  zeigen. 

Neige  ich  da  nach  dem  früher  Gesagten  auch  durchaus  der  Ansicht 
zu,  dass  bei  einem  Durchkreuzen  der  Ergebnisse  das  Recht  als  das  für  den 
ursprünglichen  Zusammenhang  massgebendere  Verhältniss  zu  betrachten 
sei,  so  kann  es  dahingestellt  bleiben,  ob  das  richtig  ist  oder  nicht.  Nur  der 
Ansicht  glaubte  ich  entgegentreten  zu  müssen,  dass  auf  diesem  Gebiete  die 
Rechtswissenschaft  sich  von  vornherein  den  Ergebnissen  der  Sprachwissen- 
schaft unterzuordnen  habe.  Führen  beide  auf  ihrem  Gebiete  auf  dem  Wege 
einer  sich  in  allem  Wesentlichen  entsprechenden  Beweisführung  zu  ab- 
weichenden Ergebnissen,  so  sind  ihre  Mittel  erschöpft,  haben  sie  das  er- 
reicht, was  mit  diesen  überhaupt  erreichbar  ist;  es  kann  dann  nur  Aufgabe 
der  umfassenderen  geschichdichen  Forschung  sein,  zu  erwägen,  wie  jene 
Ergebnisse  dennoch  zu  verwerthen  und  miteinander  in  Einklang  zu  brin- 
gen sind. 
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183.  Das  besprochene  Durchkreuzen  der  Ergebnisse  der  Sprach- 
vergleichung und  der  Rechtsvergleichung  ist  nicht  der  einzige  Umstand, 
welcher  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der  Ergebnisse  der  letztem  ergeben 
kann.  Mir  wenigstens  schien  da  der  sich  nicht  selten  geltend  machende 
anscheinende  Widerspruch  der  Angaben  späterer  Rechts- 
quellen gegen  die  Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung 
grössere  Schwierigkeiten  zu  bieten.  In  den  bisherigen  Erörterungen  wurde 
versucht  nachzuweisen,  dass  die  blosse  Vergleichung  der  Rechte  in  ihrem 
spätem  uns  unmittelbar  erkennbaren  Bestände  ausreicht,  um  den  ursprüng- 
lichsten Zusammenhang  der  Rechte,  ihre  weitere  Verzweigung  und  darauf 
gestutzt  die  Ausgangspunkte  und  die  Richtung  der  Weiterentwicklung  fest- 
zustellen. Sind  wir  nun  aber  in  der  Lage,  diese  Entwicklung  in  geschicht- 
licher Zeit  wenigstens  in  einem  spätem  Theile  ihres  Verlaufs  unmittelbar 
zu  verfolgen,  so  ergibt  sich  der  bedenkliche  Umstand,  dass  die  ausdrück- 
lichen Zeugnisse  dieser  spätem  Zeit  vielfach  dem  auf  jenem  Wege  gewon- 
nenen Ergebnisse  aufs  bestimmteste  zu  widersprechen  und  damit  die  Zu- 
verlässigkeit des  Weges  in  Frage  zu  stellen  scheinen.  Es  wird  sich  em- 
pfehlen, einen  Einzelfall  zu  verfolgen,  bei  dem  das  in  besonders  auffallender 
Weise  hervortritt. 

Vergleichen  wir  die  spätem  germanischen  Rechte,  so  scheint  ihre 
Uebereinstimmung  bestimmt  zu  ergeben,  dass  das  Warterecht  der 
nächstenErben  oder  wenigstens  der  Kinder  schon  dem  urgermanischen 
Rechte  angehörte,  dass  nach  gesammtgermanischer  Auffassung  der  Einzelne 
über  sein  Vermögen  nicht  nach  Willkür  verfügen,  sondern  dasselbe  auf 
seine  Kinder  vererben  solle.  Und  gerade  hier  lässt  sich  ja  für  das  Ergebniss 
der  Vergleichung  der  an  der  Spitze  aller  unserer  Zeugnisse  über  das  ger- 
manische Erbrecht  stehende  Satz  des  Tacitus  Germ.  c.  20  geltend  machen : 
Heredes  tarnen  successoresque  sui  cuique  liberi,  ei  nullum  testamenium. 

Wie  aber  ist  damit  nun  zu  vereinen,  wenn  es  LexThuring.  54  heisst : 
Libero  homini  liceat  hereditatem  suant,  cui  voluerit,  tradere?  Würde  es 
sich  nur  um  die  einzige  Stelle  handeln,  so  würde  man  es  ja  versuchen 
können,  den  sich  anscheinend  ergebenden  Widerspruch  durch  irgendwel- 
che mehr  oder  minder  gewagte  Erklärung  zu  beseitigen.  Aber  es  wird  sich 
ergeben,  dass  es  an  sonstigen  Zeugnissen  nicht  fehlt,  in  welchen  ausdrück- 
lich ausgesprochen  ist,  dass  Jeder  bei  Lebzeiten  mit  seinem  Vermögen  ver- 
fahren mag,  wie  er  will,  dass  er  dabei  nicht  einmal  durch  ein  Warterecht 
seiner  Kinder  behindert  sein  soll.  Werde  ich  es  später  versuchen  nachzu- 
weisen, dass  wir  gerade  darin  das  urgermanische  Recht  zu  sehen  haben, 
weil  manche  Erscheinungen  der  spätem  Entwicklung  sich  nur  beim  Aus- 
gehen von  solcher  Grundlage  erklären,  so  können  wir  für  den  nächsten 
Zweck  davon  absehen.  Fest  steht  jedenfalls,  dass  einige  Jahrhunderte  nach 
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183]  Tacitus  in  mehreren  Rechten  irgendwelches  Warterecht  nicht  aner- 
kannt war.  So  auffallend  das  sein  mag,  so  würde  es  sich  allerdings  auch 
bei  Richtigkeit  unseres  Ausgangspunktes  daraus  erklären  lassen,  dass  in 
einigen  Rechten  das  einst  allgemein  Anerkannte  sich  inzwischen  beseitigt 
hatte. 

Damit  aber  sähen  wir  uns  vor  eine  weitere  Schwierigkeit  gestelh. 
Gerade  bei  solchen  Stämmen,  bei  denen  uns  bestimmt  bezeugt  ist,  dass  das 
Warterecht  bis  dahin  fehlte,  bei  Westgothen  und  Burgundern,  sind  uns 
die  Gesetze  erhalten,  durch  welche  es  neu  eingeführt  wird.  Es  wäre  damit 
bei  Richtigkeit  unserer  Voraussetzungen  ein  Rückschlag  in  der  Entwicklung 
erfolgt,  indem  etwas,  was  in  der  Urzeit  ohnehin  schon  Rechtens  gewesen 
war,  durch  die  Gesetzgebung  neu  eingeführt  worden  wäre,  ohne  dass  sich 
insbesondere  in  den  bezüglichen  gothischen  Gesetzen  die  geringste  An- 
deutung fände,  wie  man  sich  bewusst  war,  dabei  nur  an  althergebrachtes, 
ausser  Uebung  gekommenes  Recht  wiederanzuknüpfen.  Kann  das  autfallen, 
so  würde  es  doch  nicht  gerade  unerklärlich  sein.  Hatte  sich  bei  einzelnen 
Stämmen  das  Recht  dahin  weiter  entwickelt,  dass  der  Vater  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  seine  Kinder  einem  Fremden  sein  ganzes  Vermögen  zuwenden 
durfte,  so  lag  darin  ja  eine  Unbilligkeit,  die  den  Gesetzgeber  recht  wohl 
veranlassen  konnte,  den  Kindern  bestimmte  Rechtsansprüche  zuzugestehen, 
auch  wenn  ihm  ganz  unbekannt  war,  dass  solche  im  ältesten  Rechte  bereits 
anerkannt  gewesen  waren. 

Dann  aber  konnte  er  ohne  alle  Rücksichtnahme  auf  schon  vorhan- 
dene Bestimmungen  ungehindert  dem  eigenen  Ermessen  folgen.  Von  einer 
Beeinflussung  seiner  Entscheidung  durch  andere  germanische  Rechte  konnte 
im  Gothenreiche  oder  Burgunderreiche  nicht  wohl  die  Rede  sein ;  um  so 
weniger,  als  auch  dem  da  etwa  zunächst  in  Frage  kommenden  fränkischen 
Rechte,  wie  sich  später  ergeben  dürfte,  das  Warterecht  fehlte.  Nahm  der 
König  auf  irgendwelche  schon  vorhandene  Regelung  des  Verhältnisses 
Rücksicht,  so  konnte  das  bei  solcher  Sachlage  nur  etwa  die  des  römischen 
Rechts  sein,  nach  dem  ein  grosser  Theil  seiner  Unterthanen  ohnehin  lebte. 
Aber  die  Regelung  erfolgt  vorwiegend  nach  Gesichtspunkten,  die  weder 
so  eigenthümlich  sind,  dass  wir  sie  auf  unbeeinflusstes  Ermessen  des  Ge- 
setzgebers zurückführen  dürften,  noch  aber  irgendwelche  Annäherung  ge- 
rade an  römische  Bestimmungen  ergeben. 

Um  so  auffallendere  an  die,  durch  welche  in  andern  germanischen, 
insbesondere  auch  scandinavischen  Rechten,  das  Verhältniss  geordnet  war. 
Dem  Interesse  der  nächsten  Erben  wird  genügt  durch  Feststellung  eines 
bestimmten  Theilbetrags  des  Vermögens  alsFreitheildesErblassers, 
über  den  dieser  nach  Belieben  verfügen  mag,  während  er  das  Uebrige  den 
Erben  zu  hinterlassen  hat.  Und  selbst  die  Bemessung  der  Quote  scheint 
nicht  auf  Willkür  zu  beruhen.  Es  muss  doch  auffallen,  wenn  sich,  wie  im 
gothischen  Gesetz,  gerade  das  Fünftel  auch  im  französischen  Recht  als 
Freitheil  findet ;  es  ist  vielleicht  nicht  zu  gewagt,  damit  auch  das  Zehntel 
scandinavischer  Rechte  in  Verbindung  zu  bringen,  anzunehmen,  es  habe 
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sich  auf  derselben  Grundlage  nachtiäglich  das  Zehntel  aus  Hälftung  oder 
das  Fünftel  aus  Verdoppelung  eines  ursprünglich  übereinstimmenden  Be- 
trags des  Freitheils  ergeben. 

Auf  ganz  entsprechende  Verhältnisse  aber  stossen  wir  häufig  auch 
dann,  wenn  uns  ein  änderndes  Gesetz  nicht  bekannt  ist,  sich  die  Aende- 
rung  allmählig  durch  Weiterentwicklung  ergeben  zu  haben  scheint.  Das 
Recht  des  freien  Gothen,  über  sein  Vermögen  ganz  nach  Willkür  zu  ver- 
fügen, wird  in  der  Lex  lediglich  im  Interesse  von  Nachkommen  beschränkt, 
allen  Ascendenten  und  Seitenverwandten  gegenüber  ausdrücklich  aufrecht 
erhalten.  Dass  mit  der  Zeit  auch  die  Ansprüche  dieser  eine  gewisse  Be- 
rücksichtigung fanden,  kann  nicht  auffallen.  Wie  aber  ist  es  zu  erklären, 
dass  das  nun  gerade  in  der  Form  eines  Näherrechtes,  eines  Vorkaufs- 
rechtes und  EinlOserechtes  der  nächsten  Erben  geschah,  wie  es  sich  auch 
bei  andern  Germanen  findet,  welches  sich  auch  in  den  Einzelbestimmun- 
gen aufs  engste  denen  des  hohen  Nordens  anschliesst,  wo  doch  jeder  Ge- 
danke an  gegenseitige  Beeinflussung  erst  in  geschichdicher  Zeit  von  vorn- 
herein ausgeschlossen  ist? 

Und  diese  Fälle  sind  keineswegs  vereinzelte  oder  etwa  die  auffallend- 
sten. Wir  werden  wiederholt  in  den  verschiedensten  spätem  Rechten,  die 
in  geschichtlicher  Zeit  in  keinerlei  Verbindung  mehr  stehen,  auf  Ueber- 
einstimmung  stossen,  welche  unbedingt  nach  den  S  30  betonten  Gesichts- 
punkten sich  nur  aus  Verwandtschaft  erklären  lassen  würde,  von  welcher 
demnach  anzunehmen  wäre,  dass  sie  in  den  bezüglichen  Rechten  schon 
in  vorgeschichtlicher  Zeit  ebenso  vorhanden  war.  Und  dennoch  scheint 
dieser  Schluss  unzulässig  zu  werden,  weil  sich  ergibt,  dass  der  Rechtssatz 
erst  in  geschichdicher  Zeit  in  dieses  oder  jenes  der  Rechte  unter  Umstän- 
den, welche  jede  nachträgliche  Beeinflussung  ausschliessen,  Eingang  fand, 
sei  es,  dass  uns  ein  bezügliches  Gesetz  erhalten  ist^  sei  es,  dass  sich  nach 
andern  Haltpunkten  ergibt  dass  der  Satz  jedenfalls  in  früherer  geschicht- 
licher Zeit  noch  nicht  als  Recht  anerkannt  war.  Mit  der  sich  damit  erge- 
benden anscheinenden  Entstehung  des  auf  vorgeschicht- 
liche Verwandtschaft  Deutenden  in  geschichtlicher  Zeit 
scheint  also  jede  feste  Grundlage  für  die  Beurtheilung  des  ursprünglichen 
Zusammenhangs  nach  der  spätem  Verwandtschaft  zu  entschwinden;  er- 
weist sich  dieselbe  in  FäUen,  wo  wir  unmittelbar  prüfen  können,  als  un- 
zuverlässig, so  werden  wir  ihr  auch  da  nicht  mehr  trauen  mögen,  wo  uns 
die  Mittel  zur  Prüfung  fehlen. 

184.  Kaum  mindere  Bedenken  ergibt  ein  anderer  Umstand.  Die  Ver- 
gleichung  der  späteren  Sonderrechte  innerhalb  des  Stammgebietes  weist 
oft  aufs  bestimmteste  darauf  hin,  dass  das  Recht  des  Gesammtstammes  auf 
einheitlicher  Grundlage  entwickelt  sein  muss,  dass  auch  da,  wo  derselbe 
aus  verschiedenen  Bestandtheilen  erwuchs,  das  Recht  eines  vorherrschen- 
den allein  massgebend  wurde,  oder  die  Rechte  aUer  ohnehin  schon  so  nahe 
verwandt  waren,  dass  wir  sie  andern  Stammrechten  gegenüber  von  vom- 
herein  als  einheitliche  Gestaltung  fassen  können.    Dennoch  finden  wir  bei 
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184]  Vergleichung  der  spätem  Sonderrechte  nicht  blos  Abweichungen, 
sondern  unmittelbar  entgegenstehende  Bestimmungen  inner- 
halb des  Gebietes  eines  wesentlich  einheitlichen  Rechts, 
von  denen  nicht  wohl  abzusehen  ist,  wie  sie  sich  von  derselben  Grundlage 
aus  ergeben  haben  sollten. 

So  etwa  im  Gebiete  des  westgothischen  Rechts,  in  dem  doch  auch 
die  Vergleichung  der  spätem  Einzelrechte  durchweg  auf  einheitliche  Grund- 
lage hinweist.  Aber  in  Einzelfällen  scheint  da  jeder  ursprüngliche  Zusam- 
menhang ausgeschlossen  zu  sein.  Sehen  wir  auch  von  der  einheitlichen 
Reichsgesetzgebung  ganz  ab,  gehen  wir  davon  aus,  dass  die  spätem  Einzel- 
rechte unmittelbar  auf  altgothischer  Grundlage  erwachsen  sind,  so  werden 
wir  in  den  einen  willkürliche  Verfügung  über  das  Vermögen  auch  beim 
Vorhandensein  von  Kindern  aufs  bestimmteste  gestattet,  in  andern  ebenso 
bestimmt  verboten  finden ;  oder  in  enger  Verbindung  damit  in  den  einen 
jede  Bevorzugung  eines  Kindes  vor  den  andern  ausdrücklich  erlaubt,  in 
andern  auch  die  geringste  untersagt.  Aehnliches  wird  sich  mehrfach  für 
das  fränkische  und  andere  Rechtsgebiete  ergeben.  Das  burgundische  Recht 
wird  uns  sogar  noch  näher  zu  besprechenden  Fälle  bieten,  bei  welchen 
solcher  Gegensatz  sich  in  Gesetzen  ein  und  desselben  Herrschers  geltend 
macht,  nach  dem  einen  die  Verfügungsfreiheit  des  Vaters  aufe  unumwun- 
denste anerkannt,  im  andern  eben  so  bestimmt  ausgeschlossen  erscheint. 

Es  ist  nicht  wohl  denkbar,  dass  solche  schlechtweg  widersprechende 
Bestimmungen  sich  durch  abweichende  selbstständige  Weiterentwicklung 
von  einem  vermittelnden  Rechtssatze  aus  ergeben  haben,  vgl.  S  1 1 2.  Alles 
lässt  annehmen,  dass  von  den  beiden  einfachen,  sich  schlechtweg  ausschlies- 
senden  Sätzen  nur  der  eine  der  des  ursprünglichsten  Rechts  gewesen  sein 
kann.  Aber  welcher  von  beiden?  Und  wie  ist  es  zu  erklären,  dass  der  an- 
dere bei  Entwicklung  von  der  gemeinsamen  Grundlage  aus  zum  schlecht- 
weg Entgegengesetzten  gelangte  ?  Es  liegt  auf  der  Hand,  wie  diese  Fragen 
einer  ausreichenden  Beantwortung  bedürfen,  wenn  sich  nicht  gegen  unser 
ganzes  Vorgehen  die  gewichtigsten  Bedenken  ergeben  sollen.  Denn  Ver- 
hältnisse, auf  welche  hin  wir  da,  wo  es  sich  um  den  Gegensatz  verschie- 
dener Rechte  handeln  würde,  jede  nähere  Verwandtschaft  unter  denselben 
in  Abrede  stellen  müssten,  finden  sich  hier  innerhalb  eines  im  allgemeinen 
einheitlich  gestalteten  Rechts,  in  dessen  Gebiete  wir  nach  den  für  die  Be- 
stimmung des  Gesammtzusammenhanges  eingehaltenen  Gesichtspunkten 
höchstens  weniger  gewichtige  Abweichungen,  nicht  aber  schlechtweg  ent- 
gegenstehende Bestimmungen  zu  erwanen  hätten. 

185.  Bei  den  Versuchen,  dem  verwandtschafüichen  Zusammenhange 
der  Rechte  nachzugehen,  bin  ich  lange  Zeit  durch  nichts  mehr  beirrt  wor- 
den, als  durch  die  betonten  Umstände,  deren  Unvereinbarkeit  mit 
den  für  die  Feststellung  des  verwandtschaftlichen  Zusam- 
menhanges gegebenen  Regeln  nicht  wohl  in  Abrede  zu  stellen  sein 
wird.  Mit  der  als  Regel  anzunehmenden  einfachen  Verzweigung  der  Rechte 
von  gemeinsamer  Grundlage  aus  scheinen  sie  schlechtweg  unvereinbar  zu 
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sein  oder  wenigstens  zu  den  grössten  Unwahrscheinlichkeiten  zu  führen. 
Aber  auch  mit  Versuchen,  sie  auf  durchkreuzende  Verwandtschaft  zurück- 
zuführen, würden  wir  durchweg  nicht  weiter  gelangen.  Durch  solche 
würden  die  einfacheren  Verwandtschaftsverhältnisse  der  Urzeit  nachträglich 
gestört  und  verwischt  sein.  Hier  liegt  umgekehrt  insbesondere  auch  die 
Schwierigkeit  vor,  dass  vor  unsern  Augen,  unmittelbar  verfolgbar  sich  ein- 
fache Verwandtschaft  da  gestaltet,  wo  bis  dahin  jeder  nähere  Zusammen- 
hang zu  fehlen  scheint.  Und  wollten  wir  dem  gegenüber  dem  S  29  durch- 
aus zugegebenen  Umstände,  dass  sich  auch  bei  ganz  unabhängiger  Weiter- 
entwicklung ohne  Eingreifen  irgendwelcher  Verwandtschaft  eine  weilgrei- 
fende Uebereinstimmung  herstellen  kann,  den  weitesten  Spielraum  lassen, 
so  würden  wir  nach  dem  S  30  ff.  Betonten  doch  vielfach  schliesslich  auf 
eine  nicht  weiter  hinauszuschiebende  Gränze  gelangen,  falls  wir  uns  nicht 
entschliessen  wollen,  den  festen  Ausgangspunkt  für  alle  vergleichende  For- 
schung auf  jedem  Gebiete  des  Wissens  preiszugeben  und  mit  der  Ueber- 
zeugung  zu  brechen,  dass  jede  Uebereinstimmung,  welche  sich  nach  der 
Lage  des  Einzelfalls  nicht  zufällig  und  unabhängig  ergeben  haben  kann, 
ein  Zurückgehen  auf  gemeinsame  Wurzel  erweist. 

Reicht  keines  der  bisher  beachteten  Verhälmisse,  keine  der  darauf 
gestützten  Regeln  aus,  um  die  betonten  Umstände  zu  erklären,  so  muss 
da  ein  bisher  nicht  beachtetes  Verhältniss  eingreifen.  Ich  zweifle  nun  nicht, 
dass  es  sich  dabei  um  den  Unterschied  von  Recht  und  Sitte  han- 
delt. Bei  Beachtung  desselben  werden  sich  einzelne  der  betonten  Umstände 
unmittelbar  erklären  lassen.  Sie  wird  aber  auch  ausreichen,  um  mittelbar 
zur  Lösung  der  übrigen  zu  gelangen,  indem  sich  ergibt,  dass  es  sich  bei 
dem,  was  wir  für  die  Verwandtschaft  geltend  machten,  bald  um  Recht,  bald 
nur  um  Sitte  handeln  konnte,  beides  aber  in  dieser  Beziehung  keineswegs 
immer  als  zusammenfallend  zu  behandeln  ist. 

Auf  das  Verhältniss  beider  habe  ich  nur  so  weit  einzugehen,  als  die 
nächsten  Zwecke  das  erfordern,  und  lasse  mich  dabei  lediglich  von  den 
Erwägungen  leiten,  welche  mir  durch  das  Bedürfniss,  für  die  betonten 
Schwierigkeiten  eine  Erklärung  zu  finden,  nahe  gelegt  waren,  indem  ich 
mir  zu  vergegenwärtigen  suchte,  wie  das  Verhältniss  beider  insbesondere 
auch  in  vorgeschichtlicher  Zeit  gestaltet  gewesen  sein  müsse,  um  spätere 
Erscheinungen,  für  welche  ich  nur  an  jenen  Unterschied  anzuknüpfen  weiss, 
zu  erklären.  Ein  solches  einseitiges  Verfolgen  des  Verhältnisses  von  einem 
bestimmten  Gesichtspunkte  aus  mag  ja  leicht  zu  MissgritYen  führen.  Aber 
gerade  dadurch  wird  man  doch  auch  auf  Seiten  der  Frage  aufmerksam, 
deren  Bedeutung  sich  nur  in  diesem  besondern  Zusammenhange  bestimm- 
ter ergibt. 

Es  scheint  mir  insbesondere,  dass  die  Sitte,  so  weit  es  sich  um  ihr 
Eingreifen  in  die  Rechtsentwicklung  handelt,  zu  ausschliesslich  als  Vor- 
stufe des  Rechts  oder  auch  als  einstweiliger  Ersatz  desselben  in  Rech- 
nung gebracht,  und  zu  einseitig  nur  das  Verhältniss  des  Nacheinander, 
des  Uebergehens  der  Sitte  in  Recht,  beachtet  zu  werden  pflegt.  Zweifellos 


234 


Vf  1.  Sitte  als  Vorstufe  des  Rechts. 


185]  finden  schon  dadurch  manche  dervon  mir  angedeuteten  Widersprüche 
ihre  durchaus  zureichende  Erklärung.  Aber  keineswegs  alle.  Wichtiger 
noch  für  unsere  Zwecke  erscheinen  mir  da  die  in  der  Regel  nicht  beachte- 
ten Verhältnisse  des  Nebeneinander,  der  Umstand,  dass  die  Sitte,  so  lange 
wir  überhaupt  noch  Veranlassung  haben,  zwischen  beiden  Verhaltnissen 
zu  scheiden,  auch  immer  insofern  im  Gegensatze  zum  Recht  stehen 
muss,  als  da,  wo  wir  sagen,  dass  etwas  nur  von  der  Sitte  verlangt  wird, 
das  auch  umgekehrt  ein  Recht  des  Einzelnen  voraussetzt,  der  Sitte  entge- 
genzuhandeln. Ist  die  Sitte  vielfach  Vorstufe  des  Rechts,  so  ist  sie  so  lange, 
als  sie  noch  nicht  selbst  zu  Recht  geworden  ist,  Gegensatz  desselben ;  ist 
die  Sine  vielfach  als  Ersatz  des  Rechts  zu  fassen,  so  trifft  das  nur  so  lange 
zu,  als  erwartet  werden  darf,  dass  Niemand  von  seinem  der  Sitte  entgegen- 
stehenden Rechte  Gebrauch  machen  wird. 


I.  Sitte  als  Vorstufe  des  Rechts. 

186.  Für  den  Begriff  von  Recht  und  Sitte  ist  vor  allem  massgebend, 
dass  es  sich  beim  Recht  um  Normen  für  das  Zusammenleben  handelt,  deren 
Einhaltung  man  vom  Einzelnen  verlangt  und  nöthigenfalls  erzwingt,  bei 
der  Sitte  um  solche,  deren  Einhaltung  zwar  erwartet,  aber  nicht  erzwungen 
wird.  Die  allgemein  anerkannte  Sitte  wird  zusammenfallen  mit  der  Rechts- 
überzeugung der  Genossen,  insofern  sie  zeigt,  wie  das  Verhölmiss  geordnet 
sein  dürfte,  faUs  man  überhaupt  zu  rechtlicher  Regelung  desselben  ge- 
schritten sein  würde.  Aber  sie  ist  noch  nicht  Recht,  so  lange  der  Einzelne 
noch  befugt  ist,  auch  gegen  die  Rechtsüberzeugung  seiner  Genossen  zu 
handeln,  so  lange  er  damit  nicht  gegen  das  Recht  verstösst. 

Das  Recht  setzt  eine  Abhängigkeit  des  Einzelnen  von  einem  über- 
geordneten Willen,  sei  es  eines  Herrschers,  sei  es  der  Gesammtheit  der 
Genossen  voraus,  die  es  gestattet,  die  Einhaltung  des  Rechts  zu  erzwingen. 
Trotz  der  Rechtsüberzeugung  wird  man  sich  daher  mit  der  blossen  Rege- 
lung durch  die  Sitte  vor  allem  da  begnügen,  wo  eine  solche  Abhängigkeit 
überhaupt  oder  doch  für  das  bestimmte  Verhaltniss  fehlt,  wo  es  sich  um 
Gleichstehende  handelt  und  um  Verhältnisse,  bezüglich  deren  man  den 
WiUen  des  Einzelnen  zur  Unterwerfung  unter  den  der  Gesammtheit  nicht 
nöthigen  konnte  oder  wölke. 

Das  wird  denn  auch  zu  beachten  sein  beim  Versuche  einer  Lösung 
derFrage  nach  derZeitfolge  dervorherrschendenRegelung 
durch  Sitte  oder  durch  Recht.  Wir  sind  geneigt,  jene  durchweg 
als  das  Vorhergehende,  das  dem  Rechte  Vorarbeitende  zu  betrachten.  Zei- 
gen uns  die  ältesten  Rechtsaufzeichnungen  eine  Ordnung,  die  von  weiteren 
Verbänden  abwärts  schliesslich  durchweg  auf  die  einzelne  Hausfamilie  zu- 
rückführt, innerhalb  deren  der  Hausvater  im  allgemeinen  schalten  mag, 
wie  er  will,  während  die  Gesammtheit  da,  so  weit  ihre  Interessen  nicht  in 
Frage  kommen,  nicht  eingreift,  so  ist  das  ein  Zustand,  der  allerdings  be- 
sonders geeignet  scheinen  muss,  um  der  blossen  Regelung  durch  Sitte  und 
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dem  allmähligen  Uebergange  zu  Recht  weiten  Spielraum  zu  gewähren. 
Hätten  wir  anzunehmen,  die  Regelung  des  Zusammenlebens  sei  ursprüng- 
lich von  solcher  Grundlage  aus  erfolgt,  die  weiteren  Verbände  hätten  sich 
erst  aus  Vereinigung  von  Einzelfamilien  ergeben,  so  wäre  damit  von  vorn- 
herein ein  weites  Gebiet  der  Regelung  durch  das  Volksrecht  ganz  entzogen 
gewesen,  hätte  dieselbe  nur  durch  Sitte  erfolgen  können ;  während  dann 
mit  dem  steigenden  Gewicht  der  Rechtsordnung  diese  mehr  und  mehr  vom 
Hausvater  das  verlangte,  was  man  schon  bisher  der  Sitte  entsprechend  von 
ihm  erwartete. 

Aber  jenen  Zustand  werden  wir  nicht  als  einen  von  jeher  bestehenden 
fassen  dtlrfen.  Die  verschiedensten  Haltpunkte  weisen  daraufhin,  dass  sich 
auf  einer  frühern  Stufe  das  Leben  in  Verbänden  bewegte,  die  weit  umfas- 
sender waren,  wie  die  Hausfamilie ;  die  andererseits  aber  auch  ursprünglich 
ganz  selbstständig,  durch  keine  umfassendere  Verbände  in  ihrer  Selbstbe- 
stimmung gehindert  gewesen  sein  werden.  Und  dann  kann  sich  doch 
fragen,  ob  wir  auch  auf  jener  frühern  Stufe  das  Verhältniss  als  ein  ent- 
sprechendes aufzufassen  haben  werden,  ob  dasselbe  da  nicht  eine  wesent- 
lich andere  Gestaltung  gehabt  haben  dürfte,  welche  dann  in  dieser  oder 
jener  Richtung  noch  auf  die  späteren  Zustände  zurückgewirkt  haben  könnte. 
Suche  ich  diesen  Verhältnissen  schon  jetzt  näher  nachzugehen,  als  das  des 
nächsten  Zweckes  wegen  nöthig  sein  würde,  so  mag  das  seine  Rechtferti- 
gung darin  finden,  dass  uns  spätere  Untersuchungen  ohnehin  mehrfach 
auf  dieselben  zurückführen  werden. 

187.  Als  ein  umfassenderer,  auf  dem  Verhältniss  der  Blutsfreund- 
schaft beruhender  Verband  findet  sich  bei  den  Germanen  noch  in  geschicht- 
licher Zeit  die  Sippe;  vgl.  ßrunner  Rechtsg.  1,81  ff.,  Schröder  Rech tsg.  12, 
Amira  in  Paul  Grundr.  2,137,  Hellwald  Familie  516  ff.  Aber  es  scheint 
mir,  dass  da  ein  wesentlich  verschiedener  Begriff  der  Sippe  in  der 
Regel  nicht  genügend  auseinandergehalten  wird.  Man  könnte  da  zwischen 
einer  festen  und  wechselnden  Sippe  unterscheiden,  jenachdem  man  unter 
Sippe  einen  nach  aussen  geschlossenen  Verband  blutsverwandter  Personen 
begreift,  oder  aber  einen  Kreis  von  Blutsfreunden,  welche  bis  zu  einer  ge- 
wissen Entfernung  hin  mit  einer  bestimmten  Person  verwandt  sind,  wobei 
also  der  Umfang  des  Kreises  ein  wechselnder  sein  muss,  jenachdem  als 
Mittelpunkt  desselben  diese,  oder  aber  eine  andere  Person  gefasst  wird. 
Durchweg  aber  ist  die  Sippe,  worauf  wir  zurückkommen,  wenigstens  so 
weit  später  Rechtswirkungen  mit  ihr  verbunden  sind,  eine  bestimmt  abge- 
gränzte ;  sobald  die  Blutsfreundschaft  eine  gewisse  Gränze  erreicht  hat,  endet 
die  rechtswirksame  Sippe. 

Die  feste  Sippe,  deren  Bestand  unabhängig  ist  von  der  Besonder- 
heit des  Einzelfalles,  von  der  Beziehung  auf  eine  bestimmte  Person,  können 
wir  nur  entstanden  denken  durch  gemeinsame  Abstammung  von  einem 
Stammvater,  einer  Stammmutter  oder  von  einem  Stammelternpaare;  sie 
würde  demnach  zusammenfallen  mit  den  Nachkommenschaften  oder,  wie 
wir  das  zu  bezeichnen  gewohnt  sind,  mit  den  Parentelen.  Die  Abgränzung 
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187]  kann  dann  dadurch  geboten  sein,  dass  nur  noch  für  diejenigen,  deren 
gemeinsamer  Stammvater  einen  gewissen  Grad  der  aufsteigenden  Linie 
nicht  überschreitet,  rechtswirksame  Verwandtschaft  besteht. 

Nun  denke  ich  bei  den  Erörterungen  tlber  Verwandtschaftszählung 
nachweisen  zu  können,  dass  in  der  geschichtlichen  Zeit  da,  wo  an  die  Bluts- 
freundschaft Rechtswirkungen  angeknüpft  erscheinen,  also  insbesondere 
bei  der  Fehde  und  deren  Sühne,  bei  der  Eideshülfe,  bei  der  Erbenfolge 
und  Vormundschaft,  für  die  Abgränzung  und  Abstufung  der  Sippe  nur  die 
wechselnde  Sippe  in  Betracht  kommt,  nur  die  Entfernung  von  Er- 
schlagenen oder  vom  Thäter,  vom  Beklagten,  vom  Erblasser,  ohne  alle 
Rücksicht  darauf,  dass  die  danach  Gleichstehenden  ganz  verschiedenen 
Parentelen  angehören.  Dass  diese  Auffassung  weit  in  vorgeschichtliche 
Zeiten  zurückreichen  muss,  ergibt  die  auffaUende  Uebereinstimmung  später 
ausser  allem  Zusammenhange  stehender  Rechte,  wie  etwa  des  spanischen 
und  des  isländischen.  Und  dabei  ergibt  sich  wenigstens  überwiegend  die 
Anschauung,  dass  die  durch  Weiber  vermittelte  Verwandtschaft  dieselbe 
Bedeutung  hat,  wie  die  durch  Männer  begründete.  Auch  wenn  man  aus 
der  Stelle  des  Tacitus  c.  20  über  das  besondere  Ansehen  des  Mutterbruders 
keinerlei  weitere  Folgerungen  ziehen  will,  gestattet  sie  doch  mindestens 
den  Schluss,  dass  die  durch  die  Mutter  vermittelte  Verwandtschaft  neben 
den  Vatermagen  nicht  unberücksichtigt  blieb. 

Auf  dieser  Grundlage  gehön  dann  aber  Jemand  nicht  einfach  einer 
Parentel  an,  sondern  einer  Reihe  von  Parentelen ;  auch  nur  bei  einem  Zu- 
rückgehen bis  auf  den  dritten  aufsteigenden  Grad  war  er  gleichmässig  An- 
gehöriger der  vier  urgrosselterlichen  Parentelen.  Aus  ebenso  vielen  Paren- 
telen setzte  sich  dann  aber  auch  die  nach  der  Entfernung  von  ihm  bemes- 
sene wechselnde  Sippe  zusammen.  Es  ergibt  sich  unmittelbar,  dass  lediglich 
für  Vollgeschwister  Abgränzung  und  Zusammensetzung  der  Sippe  diesel- 
ben sein  konnten,  dass  schon  die  Sippe  des  Vaters  eine  anders  zusammen- 
gesetzte sein  musste,  als  die  des  Sohnes. 

Ebenso  unmittelbar  ergibt  sich  dann  aber  auch,  dass  diese  wechselnde, 
an  gleichmässige  Berücksichtigung  der  Vatermagen  und  Muttermagen  an- 
knüpfende Sippe  nicht  gemeint  sein  kann,  wenn  in  älteren  Rechtsquellen 
von  einer  Genealogia,  Propinquitas,  Fara,  Magschaft  die  Rede  ist,  welche 
ihr  überwiesenes  I^nd  gemeinsam  bewirthschaftet  oder  eine  besondere 
Heeresabtheilung  bildet.  Da  handelt  es  sich  zweifellos  um  einen  fest  ab- 
gegränzten  Kreis  von  blutsverwandten  Personen,  die  überdies  in  einer  ge- 
I  wissen  Lebensgemeinschaft  stehen  werden,  wovon  bei  der  wechselnden 

I  Sippe  nicht  die  Rede  sein  kann;  da  kann  nicht  dieselbe  Person  je  nach  der 

I  Lage  des  Einzelfalls  bald  dieser,  bald  jener  Sippe  angehört  haben,  sondern 

I  nur  einer  einzigen.    Wird  für  unsere  späteren  Untersuchungen  vorzugs- 

i  weise  jene  wechselnde  Sippe  in  Betracht  kommen,  so  möchte  ich  für  diese 

i  den  einfachen  Ausdruck  beibehalten,  während  es  gestattet  sein  mag,  der 

Kürze  wegen  und  weil  mir  die  Verwendung  anderer  bezüglicher  Ausdrücke, 
i  wie  Horde,  Geschlecht,  Stamm  und  ähnlicher  weniger  geeignet  scheint, 
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den  Ausdruck  Sippschaft  für  die  feste  Sippe  oder  Parentel  insbesondere 
da  zu  verwenden,  wo  sich  auch  mit  entfernterer  Blutsfreundschaft  noch 
engeres  Zusammenleben  verbindet,  da  das  Zusammenfallen  beider  Verhält- 
nisse für  die  folgenden  Erörterungen  besonderes  Gewicht  hat. 

188.  Ist  danach,  wie  ich  denke,  zwar  in  der  geschichtlichen  Zeit 
zwischen  Sippschaft  und  Sippe  zu  scheiden,  während  doch  die  germanischen 
Verwandtschaftsbezeichnungen  nicht  erkennen  lassen,  dass  man  sich  da 
schon  ursprunglich  eines  Unterschiedes  bewusst  war,  so  deutet  das  darauf, 
dass  beides  auf  dieselbe  Wurzel  zurückgehen  wird,  dass  es  eine  Zeit  gab, 
Inder  beides  noch  zusammenfiel.  Ein  solches  ursprüngliches  Zu- 
sammen fallenvon  Sippe  und  Sippschaft  ist  aber  nur  denkbar, 
wenn  wir  eine  ursprünglichste  Gestaltung  annehmen,  bei  der  alle  Bluts- 
freundschaft als  entweder  nur  durch  Männer  oder  aber  nur  durch  Weiber 
vermittelt  gedacht  wurde,  für  dieselbe  entweder  nur  die  eine  vom  Vater 
und  Vatersvater  oder  aber  die  von  der  Mutter  und  Muttermutter  aufsteigende 
Linie  in  Betracht  kam.  Dann  fielen  allerdings  Sippschaft  und  Sippe  zu- 
sammen, da  jede  Person  dann  immer  nur  einer  bestimmten,  durch  den- 
selben Stammvater  oder  dieselbe  Stammmutter  zusammengehaltenen  Pa- 
rentel angehörte ;  andererseits  derselben  Parentel  auch  alle  Personen,  welche 
in  einen  nach  der  Entfernung  von  jener  Person  bemessenen  Kreis  von  Bluts- 
freunden fielen.  Damit  war  dann  auch  für  alle  gleich  weit  vom  Stammvater 
oder  von  der  Stammmutter  abstehende  Personen  der  Umfang  der  Sippe 
immer  derselbe  und  selbst  für  die  verschiedenen  Generationen  angehören- 
den Personen  nur  dann  ein  verschiedener,  wenn  wir  annehmen,  dass  von 
jeher  der  Blutsfreundschaft  über  einen  gewissen  Grad  hinaus  keine  Bedeu- 
tung mehr  zugelegt  wurde  und  damit  Personen^  welche  noch  als  entfern- 
teste Blutsfreunde  des  Vaters  gegolten  hatten,  dem  Sohne  nicht  mehr  als 
verwandt  betrachtet  wurden,  wie  wir  das  wenigstens  später  bei  der  Gliede- 
rung der  germanischen  Sippe  zutreffend  finden  werden. 

Die  dabei  vorauszusetzende  BegründungderVerwandtschaft 
nur  durch  Weiber  oder  nur  durch  Männer,  oder  mindestens  die 
Bevorzugung  der  so  begründeten  Verwandtschaft,  macht  sich  auch  in  ge- 
schichtlicher Zeit  noch  bemerklich.  Wird  überhaupt  zugegeben,  dass  der 
älteste  Text  der  Lex  Salica  59  der  wörtlichen  Fassung  gemäss  dahin  zu 
verstehen  sei,  dass  der  Kinderlose  nur  von  der  Mutter  unter  Ausschluss 
des  Vaters  zu  beerben  sei,  so  scheint  mir,  wie  später  näher  auszuführen 
sein  wird,  die  Folgerung  nicht  abzuweisen,  dass  auch  die  weiteren  Erben 
nur  nach  Mutterverwandtschaft  berufen  werden,  insbesondere  bei  den  bei 
Vorversterben  der  Mutter  berufenen  Brüdern  und  Schwestern  nur  an  Ge- 
schwister von  derselben  Mutter  zu  denken  ist. 

Umgekehrt  findet  sich  dann  auch  wohl  die  vorzugsweise  Beachtung 
der  nur  durch  Männer  vermittelten  Verwandtschaft,  entsprechend  der  agna- 
tischen der  Römer.  So  erscheinen  in  den  Frostuthingslög,  wenn  wir  von 
der  Mutter  und  einigen  nach  abweichendem  Gesichtspunkte  eingereihten 
Personen  absehen,  als  nächstberufene  Erbenklasse  lediglich  die  Agnaten  bis 
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188]  zur  Erbrechtsgränze  hin,  so  dass,  wie  mir  der  Zusammenhang  der 
Erbentafel  sicher  zu  ergeben  scheint,  auch  Bruderssohn cstochler  und  Va- 
tersbrudersiochter  noch  vor  dem  Tochtersohne  erben.  Was  dann  im  An- 
schlüsse an  dieselbe  Auffassung  in  andern  Rechten,  wie  in  den  Gulathings- 
lög  und  im  longobardischen,  dahin  verschärft  erscheint,  dass  nur  die  Män- 
ner vom  Manne,  die  Schwertmagen,  nicht  auch  die  Weiber  vom  Manne, 
als  nächstberufene  Blutsfreunde  in  Betracht  kommen.  Es  steht  denn  auch 
nichts  im  Wege,  etwa  bei  der  longobardischen  Fara  ein  Zusammenfallen 
von  Sippschaft  und  Sippe  noch  in  geschichtlicher  Zeit  anzunehmen;  um- 
fasste  sie  nur  die  Männer  vom  Manne,  so  ergab  sich  damit  eine  einzige 
geschlossene  Sippe. 

Ich  werde  nun  aber  später  die  Gründe  darlegen,  welche,  wenn  irgend 
die  von  uns  für  die  Beurtheilung  der  Ursprünglichkeit  gegebenen  Regeln 
stichhaltig  sind,  auch  mit  Bestimmtheit  ergeben,  dass  wenigstens  die  nur 
durch  Männer  vermittelte  Verwandtschaft  erst  Ergebniss  nachträglicher 
Entwicklung  sein  kann;  dass  in  Uebereinstimmung  mit  dem  schon  §  187 
im  Anschlüsse  anTacitus  Bemerkten  auf  einer  vorhergehenden  Stufe  Manns- 
stamm und  Weiberstamm  gleiche  Beachtung  fanden ;  dass  selbst  bei  solchen 
Aufgaben  der  Sippe,  welche  nur  Sache  der  Männer  sein  konnten,  der  Mann 
vom  Weibe  ursprünglich  dem  Manne  vom  Manne  ganz  gleichgestellt  ge- 
wesen sein  muss.  Die  Grundlage  wenigstens,  von  der  aus  die  Gliederung 
der  Sippe  in  geschichtlicher  Zeit  sich  zunächst  entwickelt  hat,  setzt  zweifel- 
los eine  Auffassung  voraus,  wonach  das  Kind  in  derselben  Beziehung  zur 
Vatersippe,  wie  zur  Muttersippe  steht;  wir  sehen  uns  damit  auf  die  Ehe 
oder  mindestens  auf  sehr  festgestaltete  eheähnliche  Verbindungen  hinge- 
wiesen. 

Aber  wenigstens  dann,  wenn  man  der  schon  S  107  angedeuteten 
Ansicht  beipflichtet,  dass  die  rechte  Ehe  erst  einer  spätem  Entwicklungs- 
stufe angehören  kann,  ergibt  sich  damit  zugleich,  dass  auf  einer  frühem 
die  Sippe  nur  einseitig  durch  Vaterverwandtschaft  oder  Mutterverwandi- 
schaft  bestimmt  gewesen  sein  kann.  Auf  die  Frage,  was  von  beiden  wahr- 
scheinlicher, haben  wir  für  den  nächsten  Zweck  nicht  einzugehen.  Den 
Resten  von  Mutterrecht  im  salischen  Recht  gegenüber  würde  sich  da  das 
Gewicht  selbst  der  unehelichen  Vaterschaft  in  ostgermanischen  Rechten 
geltend  machen  lassen.  Und  würde  das  Uebergehen  von  blosser  Mutter- 
verwandtschaft zur  Elternverwandtschaft,  von  dieser  schliesslich  zur  Vater- 
verwandtschaft eine  einheidich  fortschreitende  Entwicklung  darstellen,  so 
ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  gerade  keine  Nothwendigkeit  zur  An- 
nahme solcher  vorliegt ;  betrachten  wir  als  massgebend  das  Eingreifen  der 
Ehe,  so  konnte  diese  ebensowohl  erst  zur  Beachtung  der  Muttersippe  neben 
der  bisher  allein  beachteten  Vatersippc  führen,  als  umgekehrt. 

189«  Für  unsere  nächsten  Zwecke  ist  nur  zu  beachten,  dass  das, 
was  ich  zunächst  für  die  geschichtliche  Zeit  als  Sippschaft  und  Sippe  unter- 
schied, einst  zusammengefallen  sein  muss,  dass  das  aber  nur  aufGmndlage 
einseitiger  Männerverwandtschaft  oder  W^ciberverwandtschaft  der  Fall  sein 
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konnte.  Dann  aber  sehen  wir  uns  für  die  ursprünglichste  Gestal- 
tung der  germanischen  Sippschaft  auf  Zustände  hingewiesen, 
welche  sich  dem  nähern,  was  die  vergleichende  Völkerkunde  als 
die  ursprünglichste  Organisation  glaubt  annehmen  zu  sollen ;  vgl.  etwa  Post 
Grundlagen  des  Rechts  54  ff. 

Die  Sippschaft  würde  uns  danach  einen  Verband  darstellen,  der  sich, 
wie  später  die  Hausfamilie,  an  das  natürliche  Verhältniss  der  Abstammung, 
aber  nicht  von  einem  Elternpaare,  sondern  von  einem  Stammvater  oder 
einer  Stammmutter,  anknüpft.  Und  während  die  feste  Ansiedlung  und 
getrenntes  Hausen  voraussetzende  Familie  in  Folge  des  Fortschreitens  des 
Zeugungsprocesses  sich  vervielfältigt,  ergibt  sich  für  die  Sippschaft  auf  der- 
selben Grundlage  zunächst  nur  ein  Wachsen.  Die  durch  gemeinsame  Ab- 
stammung Verbundenen  setzten  auch  das  Zusammenleben  weiter  fort,  wel- 
ches ja  unter  einfachsten  Zuständen  die  Lebensaufgaben  wesentlich  erleich- 
tert, bis  schliesslich  das  zu  starke  Anwachsen  auf  weitere  Theilung  hinwies 
und  dann  auch  die  sich  daraus  ergebenden  mehreren  Sippschaften  zunächst 
ohne  gemeinsame  Organisation  ihre  eigenen  Wege  einschlagen  mochten. 
Mochte  sich  auch  dann  noch  im  allgemeinen  das  Bewusstsein  gemeinsamer 
Abstammung  erhalten,  so  wird  das  wenig  Gewicht  gehabt  haben,  zumal 
wenn  wir  schon  da  die  im  späteren  germanischen  Recht  so  bestimmt  her- 
vonretende  Auffassung  als  massgebend  denken,  dass  bei  einer  gewissen 
Entfernung  die  Wirksamkeit  der  Blutsfreundschaft  aufhört.  Die  verglei- 
chende Ethnologie  würde  dann  weiter  darauf  hinweisen,  dass  diese  Sipp- 
schaften ursprünglich  nur  Gesammteigenthum,  auch  an  derFahrniss,  kann- 
ten, dass  die  sich  auf  den  Kreis  der  Sippschaft  beschränkenden  Geschlechts- 
verbindungen sehr  ungeregelte  waren,  und  die  Kinder  mehr  als  Angehörige 
der  gesammten  Sippschaft,  als  bestimmter  Eltern  galten. 

Nun  ist  zuzugeben,  dass  es  mit  Zeugnissen  der  geschicht- 
lichen Zeit,  welche  bestimmter  auf  das  Vorhergehen  solcher  Urzustände 
hinweisen  würden,  schlecht  bestellt  ist.  Allerdings  würden  wir  in  den 
Genealogiae  noch  Reste  der  Sippschaften  erkennen  dürfen,  insofern  sie  auf 
einen  geschlossenen  Kreis  von  Blutsfreunden  mit  fortgesetztem  Zusammen- 
leben hinweisen.  Auch  Gemeinsamkeit  wenigstens  des  liegenden  Guts 
würden  wir  da  noch  finden.  Weiter  werden  auch  die  sich  nach  andern 
Haltpunkten  als  ursprünglicher  ergebenden  Bestimmungen  der  Erbenfolge, 
wie  etwa  der  Vorzug  der  Grosseltern  vor  den  Geschwistern,  mehrfach 
darauf  deuten,  dass  sie  sich  in  einer  Zeit  festgestellt  haben  dürften,  in  der 
sich  das  Leben  noch  in  weitern  Verbänden,  als  in  dem  der  Hausfamilien 
bewegte.  Aber  mindestens  die  Fahrniss  erscheint  doch  überall  nur  als  Son- 
dereigenthum.  Und  könnte  es  scheinen,  als  deuteten  auch  einzelne  ger- 
manische Verwandtschaftsbezeichnungen  noch  auf  einen  Zustand  zurück, 
der  die  Beziehung  des  Kindes  zu  bestimmten  Eltern  unberücksichtigt  Hess, 
alle  Genossen  als  gleich  nahe  verwandt  betrachtete,  wenn  sie  derselben 
Generationsstufe  angehörten,  also  etwa  zwischen  Bruder  und  Vetter  nicht 
unterschied,  so  sind  die  daher  zu  eatnchmenden  Haltpunkte,  auf  die  wir 
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189J  zurückkommen,  doch  ganz  unsicher  und  scheinen  mir  auch  andere 
Erklärung  zuzulassen. 

Bei  solcher  Sachlage  wird  auf  das  S  105  über  die  Verwerihung  der 
Ergebnisse  der  vergleichenden  Völkerkunde  Bemerkte  zu  verweisen  sein. 
Sie  machen  es  allerdings  nur  wahrscheinlich,  dass  die  bezüglichen  ältesten 
Verhältnisse  bei  den  Germanen  nicht  wesentlich  anders  gestaltet  waren, 
als  das  noch  jetzt  bei  Völkern,  welche  den  Urzuständen  näher  stehen,  zu- 
trifft. Steht  aber  solcher  Annahme,  wie  ich  denke,  nichts  im  Wege,  finden 
sich  doch  einige  Haltpunkte,  welche  sie  zu  unterstützen  scheinen,  so  wird 
es  auch  gestattet  sein,  wenigstens  versuchsweise  von  der  Annahme  auszu- 
gehen, dass  bei  den  Germanen  den  Zeiten  der  Hausfamilie  eine  solche  vor- 
hergegangen war,  wo  alle  Verhältnisse  durch  einen  der  sonstigen  Gestal- 
tung primitiver  Geschlechtsverbände  entsprechenden  Sippschafts  verband 
bestimmt  waren. 

190.  Wir  besprachen  schon  jetzt  diese  Verhältnisse,  weil  damit  eine 
Grundlage  geboten  ist,  auf  die  hin  sich  erwägen  lässt,  wie  die  Frage  nach 
dem  ursprünglichsten  Verhältnisse  zwischen  Recht  und 
Sitte  zu  beantworten  sein  dürfte.  Und  die  Annahme,  es  sei  die  Sitte  von 
jeher  als  Vorstufe  des  Rechts  zu  betrachten,  würde  danach  doch  wohl  we- 
senriich  einzuschränken  sein. 

Nehmen  wir  als  einzige  vorhandene  Gliederung  die  Sippschaft  an, 
so  werden  für  jenen  Zweck  die  Beziehungen  der  Sippschaft  nach 
aussen  hin,  das  Verhältniss zu  andern  Sippschaften,  von  den  Beziehungen 
nach  innen,  von  der  Regelung  des  Zusammenlebens  der  Genossen,  zu 
scheiden  sein.  Nach  aussen  hin  war  zweifellos  von  irgendwelcher  Rechts- 
ordnung nicht  die  Rede.  Aber  ursprünglich  gewiss  auch  nicht  von  einem 
Ersätze  derselben  durch  Sitte.  Nur  die  Gewaltverhältnisse  konnten  da  aus- 
schlaggebend sein ;  zur  Erreichung  dessen,  was  man  von  der  fremden  Sipp- 
schaft glaubte  beanspruchen  zu  dürfen,  was  man  an  ihr  zu  rächen  hatte, 
war  man  lediglich  auf  Selbsthülfe  hingewiesen;  und  war  man  sich  der  über- 
legenen Macht  bewusst,  so  mochte  man  sich  jene  unterwerfen,  sie  zu  Knech- 
ten machen  oder  sich  ihr  Gut  aneignen,  ohne  durch  Recht  oder  Sitte  irgend- 
wie gehemmt  zu  sein. 

Eine  erste  Aenderung  mag  sich  dann  insbesondere  angeschlossen 
haben  an  die  Weiterverzweigung  der  zu  zahlreich  gewordenen  Sippschaft. 
Und  dann  wird  allerdings  zunächst  die  Sitte  eingegriffen  haben.  Blieb 
auch  einer  Mehrzahl  von  Sippschaften  das  Bewusstsein  gemeinsamer  Ab- 
stammung, fühlte  man  sich  als  zu  demselben  Stamme  gehörig,  und  näher 
verbunden  durch  die  weiter  nachwirkende  Gemeinsamkeit  der  Sprache  und 
der  Einrichtungen,  blieb  der  Verkehr  ein  häufigerer,  so  mag  sich  mehr 
und  mehr  die  Anschauung  festgestellt  haben,  dass  es  nicht  geziemend  sei, 
auch  der  stammverwandten  Sippschaft  gegenüber  mit  derselben  Rücksichts- 
losigkeit von  der  überlegenen  Gewalt  Gebrauch  zu  machen,  wie  gegenüber 
der  stammfremden ;  dass  es  etwa  billig  sei,  auch  der  schwächeren  die  Weide- 
gründe zu  belassen,  die  sie  einmal  zu  benutzen  gewohnt  war,  oder  erst 
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dann  zur  Blutrache  zu  schreiten,  wenn  Versuche  zu  gütlichem  Abkommen 
zu  keinem  Elrfolg  führten. 

Band  sich  aber  eine  Sippschaft  nicht  an  das,  was  da  bereits  die  Sine 
verlangen  mochte,  so  gab  es  auch  keine  Gewalt,  welche  sie  dazu  verhalten 
konnte.  Es  handelte  sich  lediglich  darum,  ob  die  Einzelsippschaft  von 
solchem  Verstösse  gegen  die  Sitte  und  von  der  Missbilligung,  die  dieselbe 
im  ganzen  Stamme  finden  mochte,  eine  Schädigung  ihrer  eigenen  hiteressen 
zu  befürchten  hatte,  weil  ihr  bei  Aenderungen  der  Machtverhältnisse  dann 
Gleiches  mit  Gleichem  vergolten  werden  oder  sie  der  Unterstützung  der 
stammverwandten  Sippschaften  gegen  fremde  nicht  entrathen  konnte.  Und 
solche  und  ähnliche  Gesichtspunkte  mussten  dann  schliesslich  dazu  füh- 
ren, dass  stammverwandte  oder  benachbarte  Sippschaften  zu  dauernden 
Veranstaltungen  gelangten,  durch  welche  der  Frieden  nach  innen  und 
das  gemeinsame  Zusammenstehen  gegen  aussen  verbürgt  wurden,  und  so 
das,  was  schon  länger  der  Sitte  entsprochen  haben  mag,  zum  Rechte 
wurde. 

191.  Dagegen  scheint  mir,  dass,  sobald  es  sich  um  die  Verhält- 
nisse innerhalb  der  Sippschaft  handelt,  die  Auffassung  der  Sitte 
als  Vorstufe  des  Rechts  nicht  in  derselben  Weise  nahe  liegt.  Denn  irgend- 
welches dauernde  Zusammenleben  einer  grössern  Zahl  von  Personen  scheint 
doch  schwer  denkbar,  ohne  dass  innerhalb  des  Verbandes  der  Frieden  ver- 
bürgt, die  Selbsthilfe  ausgeschlossen  war,  ohne  dass  Regeln  bestanden, 
denen  der  Einzelne  sich  zu  unterwerfen  hatte,  und  eine  Gewalt,  die  ihn 
zur  Einhaltung  derselben  nöthigen  konnte. 

Nehmen  wir  auch  an,  dass  jedes  Sondereigenthum  fehlte,  dass  Knechte 
und  Vieh  und  sonstiges  Gut  als  Eigenthum  der  Gesammtheit  betrachtet 
wurden,  nehmen  wir  weiter  an,  dass  selbst  blosse  eheähnliche  Verbindun- 
gen fehlten,  die  Kinder  zunächst  lediglich  als  Angehörige  der  gesammten 
Sippschaft  galten,  so  mochte  allerdings  Manches  der  Regel  entbehren  kön- 
nen, was  derselben  später  bedurfte.  Aber  doch  nicht  Alles.  Irgendwelche 
Sicherung  für  Leib  und  Leben  musste  doch  geboten  sein.  Fehlte  das  Son- 
dereigenthum, so  konnte  es  doch  nicht  im  Belieben  des  Einzelnen  stehen, 
wie  viel  er  sich  von  den  Früchten  für  den  eignen  unmittelbaren  Bedarf 
aneignen  will.  Mochten  die  Beziehungen  der  Kinder  zu  den  Erzeugern 
noch  so  lose  sein,  so  lag  es  doch  mindestens  in  den  natürlichen  Verhält- 
nissen, dass  die  Mutter,  die  das  Kind  geboren,  dasselbe  auch  an  ihrer  Brust 
zu  nähren  habe,  konnte  es  doch  nicht  wohl  in  ihrem  Belieben  liegen,  ob 
sie  auch  in  dieser  Richtung  in  Vernachlässigung  ihrer  natürlichen  Ver- 
pflichtungen die  Sorge  der  Gesammtheit  überlassen  wolle.  Bezüglich  alles 
dessen  aber,  was  geregelt  sein  muss,  um  ein  friedliches  Zusammenleben 
zu  ermöglichen,  kann  blosse  Sitte  nicht  ausreichen ;  sobald  da  blosse  Macht- 
verhälmisse  einer  anerkannten  Regel  weichen,  muss  diese  auch  sofon  die 
Bedeutung  des  Rechts  gewinnen. 

Die  Gewalt  des  Häupdings  der  Sippschaft  werden  wir  gewiss  im  all- 
gemeinen als  erwachsen  zu  denken  haben  auf  denselben  natürlichen  Grund- 
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191]  lagen,  auf  denen  schliesslich  auch  die  elterliche  Gewalt  im  Einzel- 
hause beruht,  auf  Grund  der  Machtverhältnisse,  welche  es  dem  Erzeugenden 
oder  auch  etwa  dem  Mutterbruder  gestatten,  die  unerwachsenen  Erzeugten 
zur  Unterwerfung  unter  ihren  Willen  zunächst  zu  nöthigen  und  damit  an 
diese  auch  für  Zeiten  zu  gewöhnen,  wo  das  blosse  Machtverhältniss  dazu 
nicht  mehr  ausreichen  würde.  Nun  mag  ja  gegenüber  der  willkürlich  ge- 
handhabten Gewalt  des  Häuptlings  von  einem  Rechte  kaum  die  Rede  sein 
können.  Fehlte  aber  ein  Recht  der  Einzelnen  gegenüber  dem  Häuptlinge, 
so  musste  desshalb  doch  nicht  die  Regel  fehlen,  welche  für  das  Zusammen- 
leben der  Genossen  nöthig  war.  Der  Häuptling,  weder  durch  Sitte,  noch 
durch  Recht  gebunden,  wird  sie  nach  Willkür  bestimmt,  nach  Willkür 
geändert  haben.  Wie  aber  der  Vater  nicht  blos  erwartet,  dass  die  Kinder 
sich  seinem  Willen  fügen,  sondern  das  verlangt,  so  wird  auch  der  Häupt- 
ling, so  lange  er  sich  des  Vollbesitzes  der  Macht  bewusst  ist,  das  verlangen 
und  erzwingen.  Und  das  ändert  sich  auch  nicht,  wenn  er  Schranken  seiner 
Willkür  anerkennen  muss,  um  der  Macht  sicher  zu  bleiben,  wenn  er  sich 
an  das  gebunden  fühlt,  was  er  oder  schon  seine  Vorgänger  als  Regel  auf- 
gestellt hatten,  wenn  er  ein  Recht  der  Sippschaftsgenossen  anerkennt,  ohne 
ihre  Zustimmung  nicht  mehr  Überdieselbe  hinauszugehen,  und  danach  als 
Richter  ihre  Streitigkeiten  entscheidet. 

Wir  haben  das  nicht  weiter  zu  verfolgen.  Es  mag  da  ja  manches 
anfechtbar  und  unsicher  sein.  Aber  wie  man  diese  Verhälmisse  der  Urzeit 
auch  gestaltet  denkt,  so  scheint  mir  doch,  und  das  allein  würde  für  unsere 
Zwecke  zu  betonen  sein,  innerhalb  des  zusammenlebenden  Verbandes  für 
blosse  Sitte  als  Vorstufe  und  Ersatz  des  Rechts  nicht  wohl  Raum  geboten 
zu  sein ;  so  weit  Regeln  für  das  Zusammenleben  nicht  zu  entbehren  waren, 
muss  ihre  Einhaltung  durch  dem  Einzelnen  auch  verlangt  und  erzwungen 
sein,  wenn  er  sich  nicht  vom  Frieden  und  vom  Gute  der  Sippschaft  aus- 
geschlossen sehen  wollte.  Die  grosse  Bedeutung  der  Sitte  für  den  spätem, 
uns  unmittelbar  erkennbaren  Rechtszustand,  scheint  mir  erst  einer  weitem 
Entwicklungsstufe  anzugehören. 

192.  Auf  dieser  weitern  Stufe  hätten  wir  Auflösung  der  alten 
Sippschaft  anzunehmen,  bis  auf  die  wenigen  S  189  erwähnten  Reste, 
welche  uns  noch  in  geschichtlicher  Zeit  auf  eine  Lebensgemeinschaft  grös- 
serer auf  ßlutsfreundschaft  beruhender  Verbände  hinweisen.  Diese  Auf- 
lösung würde  sich  einmal anschliessen an  das  Hervortreten  der  wech- 
selnden Sippe  neben  der  geschlossenen  Sippschaft.  Das  kann  nach  denn 
S  188  Bemerkten  nur  an  die  Ehe  angeknüpft  werden.  Auch  wenn  die 
Geschlechtsverbindungen  sich  fester  gestalteten,  werden  dieselben  anfao^ 
auf  den  Kreis  der  Sippschaft  beschränkt  gewesen  sein.  Hat  man  dann  nicht 
blos,  wie  dazu  schon  der  häufige  Weiberraub  führen  musste,  Verbindungen 
mit  fremden  Weibern,  sondern  auch  mit  fremden  Männern  zugelassen^  so 
wird  dabei  zunächst  der  fremde  Theil  seinen  angebornen  Sippschaftsver- 
band haben  lösen,  zu  einem  Gliede  der  Sippschaft  des  Ehegenossen  haben 
werden  müssen,  der  dann  natürlich  auch  die  Kinder  ausschliesslich  an^^e- 
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honen;  einzelnen  Resten,  die  sich  damit  in  Verbindung  bringen  lassen, 
werden  wir  noch  in  späterer  Zeit  begegnen. 

Aber  im  allgemeinen  ist  der  germanischen  Ehe,  soweit  die  bestimm- 
teren Zeugnisse  zurückreichen,  doch  die  Auffassung,  dass  Ehen  nur  inner- 
halb der  Sippschaft  geschlossen  werden  sollen  oder  wenigstens  der  fremde 
Theil  die  Beziehungen  zur  eigenen  ganz  aufgeben  muss,  durchaus  fremd. 
Dann  aber  zweien  sich  Sippschaft  und  Sippe.  Lebt  das  Weib  nun  auch 
in  der  Sippschaft  des  Mannes,  mag  das  zunächst  auch  bezüglich  der  Kin- 
der der  Fall  sein,  so  blieb  sie  doch  Glied  der  Sippe,  der  sie  ihrer  Geburt 
nach  angehörte,  ergab  sich  für  die  Kinder  Angehörigkeit  sowohl  zur  Sippe 
des  Vaters,  wie  zu  der  der  Mutter,  überhaupt  zu  allen  Sippen,  in  welche 
sich  diese  weiter  verzweigten. 

Und  damit  wird  auch  erst  das  Verhält niss  der  näheren  und 
entfernteren  Verwandtschaft  grössere  Bedeutung  gewonnen  haben. 
Bei  der  wahrscheinlichen  Gestaltung  der  älteren  Sippschaft,  vgl.  etwa  Post 
Grundlagen  des  Rechts  88  ff.,  fiel  nähere  und  entferntere  Verwandtschaft 
nicht  ins  Gewicht,  wurden  alle  Genossen  in  ihren  Beziehungen  zu  einan- 
der als  gleichstehende  Verwandte  betrachtet.  Selbst  der  durch  die  Natur 
gegebene  nähere  Verband  mit  der  Mutter  mag  wenig  beachtet  sein,  sobald 
das  Kind  der  mütterlichen  Pflege  entwachsen  war.  Erst  mit  der  festeren 
Gestaltung  der  Ehe  wird  auf  die  Zugehörigkeit  der  Kinder  zu  bestimmten 
Eltern  und  damit  auf  das  Verhältniss  der  näheren  und  entfernteren  Ver- 
wandtschaft grösseres  Gewicht  gelegt  sein. 

Dann  aber  konnten  schon  in  der  geschlossenen  Sippschaft  sich  Rechts- 
bestimmungen entwickeln,  welche  die  Rücksicht  auf  die  Nähe  der  Bluts- 
freundschaft zur  Voraussetzung  haben.  Die  Blutrache  erschien  nicht  mehr 
als  gleichmässige  Pflicht  aller  Sippschaftsgenossen,  sondern  zunächst  der 
Nächstgesippten.  War  ein  Sondereigenthum  auch  nur  erst  an  einzehien 
Gegenständen  anerkannt,  so  war  auch  eine  feststehende,  an  die  Nähe  der 
Sippe  anschliessende  Erbenfolge  nicht  zu  entbehren;  sollte  der  Friede  nicht 
fortwährend  gestört  werden,  so  musste  die  Einhaltung  der  einmal  aner- 
kannten F'olge  auch  immer  erzwungen  werden.  Wurde  nun  aber  der  Ein- 
zelne einmal  als  Glied  mehrerer  Sippen  betrachtet,  stand  ihm  vom  Gesichts- 
punkte der  Nähe  des  Bluts  der  in  anderer  Sippschaft  lebende  Vaterbruder 
oder  Mutterbruder  näher,  als  der  entferntere  Vetter,  auch  wenn  er  mit 
diesem  noch  in  grösserer  Gemeinschaft  lebte,  so  erklärt  es  sich  leicht,  wenn 
da  eine  Scheidung  zwischen  den  Aufgaben  der  Sippschaft 
und  der  Sippe  eintrat,  wenn  als  Aufgabe  der  Sippschaft  mit  der  Zeit 
nur  noch  das  galt,  was  unmittelbar  an  Gemeinsamkeit  des  Lebens  und  ge- 
meinsames liegendes  Gut  anknüpfte,  dagegen  Alles,  was  davon  unabhängig 
war,  sich  nach  der  Nähe  des  Bluts  regelte  und  als  Aufgabe  der  besondern 
Sippe  der  in  Frage  kommenden  Person  betrachtet  wurde,  die  nun  durch 
keine  geraeinsame  Abstammung  mehr  verbunden  war. 

Dann  aber  kann  wieder,  wie  ich  denke,  die  Regelung  der  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  nähern  und  entfernteren  Bluisfreunde  zu  einander 
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192]  nicht  wohl  Sache  der  blossen  Sitte  gewesen  sein.  Das  bezügliche 
Recht  wird  sich  in  seinen  Anfängen  schon  in  der  Sippschaft  bei  noch 
einseitig  beachteter  ßlutsfreundschaft  entwickelt  haben  und  dann  auf  die 
mehrseitige  Verwandtschaft  übertragen  und  derselben  angepasst  sein.  Und 
mochte  der  Zwang  zur  Einhaltung  sich  in  der  gemeinsam  lebenden  Sipp- 
schaft stärker  geltend  machen,  so  war  ein  solcher  doch  immerhin  vorhan- 
den, wenn  derjenige,  der  seinen  Verpflichtungen  gegen  die  Sippe  nicht 
nachkam,  damit  auch  der  Vortheile,  welche  ihm  der  Verband  bieten  konnte, 
verlustig  wurde. 

198.  Mit  dem  anzunehmenden  Uebergange  vieler  der  wichtigsten 
Aufgaben  der  Sippschaft  aufdie  Sippe  war  immerhin  der  Fortbestand  jener, 
das  gemeinsame  Zusammenleben  von  Blutsft-eunden  in  grösserer  Zahl, 
nicht  ausgeschlossen.  Anders  seit  dem  Hervortreten  der  Hausfa- 
milie,  wie  es  sich  mit  fester  Ansiedlung  ergeben  musste.  Wenn  die  Ehe- 
paare sich  mehr  und  mehr  ein  eigenes  Heim  zu  gründen  suchen,  so  muss 
das  nicht  unmittelbar  die  Lösung  des  Verbandes  und  vollständige  Theilung 
des  Guts  zur  Folge  haben.  Die  Sippschaften  werden  sich  zunächst  neben 
einander  ansiedeln.  Und  selbst  dann  ist  doch  auf  die  Dauer  eine  Auf- 
theilung  des  beweglichen  Guts,  insbesondere  der  Knechte  und  des  Viehs, 
nicht  wohl  zu  vermeiden. 

Aber  auch  das  Verhältniss  der  Nachbarschaft  wird  für  die 
ganze  Sippschaft  nicht  lange  aufrecht  zu  erhahen  sein,  wenn  nun  die  sich 
verheirathenden  Söhne  sich  ebenso  ein  besonderes  Heim  gründen,  wie 
einst  der  Vater.  Sie  werden  nicht  gerade  zunächst  diesem  siedeln,  sondern 
da,  wo  sie  die  günstigsten  Lebensbedingungen  finden.  Gerade  in  einer 
Zeit,  wo  Grund  und  Boden  noch  nicht  in  festen  Händen  waren,  wird  das 
Forthausen  der  sich  vervielfältigenden  Familien  auf  derselben  Stelle  seltener 
gewesen  sein,  als  später,  wo  der  ungetheilte  oder  getheilte  elterliche  Grund- 
besitz dafür  vorzugsweise  massgebend  war.  Kamen  dazu  dann  Wanderung 
und  Neuansiedlung ,  so  wird  überwiegend  auch  der  ördiche  Zusammen- 
hang der  Sippschaften  sich  gelöst  haben. 

Damit  wird  nun  für  viele  Lebensaufgaben  das  Verhältniss  der  Nach- 
barschaft wichtiger  geworden  sein,  als  das  der  Blutsfreundschaft.  Manches, 
was  zunächst  auf  Grundlage  der  letztern  geordnet  war,  wie  die  Theilnahme 
an  der  Fehde  und  der  Sühne  derselben,  finden  wir  denn  auch  schon  in 
früherer  geschichtlicher  Zeit  bei  vielen  Stämmen  beseitigt  oder  in  Verfall. 
Umgekehrt  standen  nun  die  kleinsten  Verbände,  auf  deren  Grundlage  sich 
die  gesammte  geseUschaftliche  und  staatliche  Ordnung  erhob,  die  Haus- 
familien, in  so  enger  Blutsfreundschaft,  dass  da  aUes  nach  an  diese  anknü- 
pfenden Gesichtspunkten  geregelt  sein  konnte.  Und  erst  damit  war,  wie 
ich  denke,  für  die  Sitte  als  Vorstufe  oder  Ersatz  des  Rechts  weiterer  Spiel- 
raum geboten. 

194.  Das  einzelne  auf  sich  gesteUte  Hauswesen  war  den  sich  nach 
aussen  bietenden  Aufgaben  nicht  mehr  in  derselben  Weise  gewachsen,  wie 
früher  die  Sippschaft.  Daraus  musste  sich  dasßedürfniss  rechtlicher 
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Regelung  der  Wechselbeziehungen  zwischen  benachbar- 
ten Haus  familien  auch  da  ergeben,  wo  die  alten  Verbände  völlig  ge- 
löst waren.  Wollte  man  nicht  wieder  alles  auf  Gewalt  stellen,  wie  daran 
bei  einer  schon  vorgeschrittenen  Entwicklung  solcher  Verhältnisse,  bei 
zweifellos  nur  allmähligem  Uebergang  aus  dem  geordneten  Zustand  der 
Sippschaft  in  den  der  Gemeinde  von  vornherein  nicht  zu  denken  war,  so 
war  auch  für  Alles,  was  nöthig  war,  den  Frieden  in  der  engern  oder  wei- 
tern Gemeinde  zu  erhalten,  eine  Regel  nicht  zu  entbehren,  der  jeder  Ein- 
zelne, wenn  er  auch  im  Hause  nach  Willkür  schaltete,  sich  zu  unterwerfen 
hatte.  Und  das  konnte  man  doch  wieder  nicht  seinem  guten  Willen  an- 
heimstellen. So  weit  eine  Alle  verbindende  Regel  im  Interesse  der  Gesammt- 
heit  Qöthig  war,  so  weit  das  Volksrecht  überhaupt  reichte,  konnte  auch  nur 
vom  Recht  die  Rede  sein,  musste  es  Organe  geben,  welche  dessen  Ein- 
haltung nöthigenfalls  erzwingen  konnten. 

Dabei  war  manches  den  allmählig  geänderten  Verhältnissen  entspre- 
chend neu  zu  ordnen.  Werden  bei  der  Sippschaft,  so  weit  da  Ackerbau 
getrieben  wurde,  auch  Arbeit  und  Früchte  gemeinsam  gewesen  sein,  so 
musste  nach  fester  Ansiedlung  mehr  und  mehr  die  Auffassung  getrennter 
Arbeit  und  des  Eigenthums  an  den  Früchten  derselben,  schliesslich  des 
Eigenthums  des  Einzelneu  an  dem  ihm  zugewiesenen  oder  von  ihm  urbar 
gemachten  Bodens  selbst  Platz  greifen.  Und  so  weit  das  der  Fall  war,  be- 
durfte das  Verhältniss  doch  auch  sofort  der  rechtlichen  Regelung.  Diese 
aber  musste  in  solchen  Fällen  im  allgemeinen  ganz  selbstständig  erfolgen, 
weil  in  der  alten  Ordnung  die  Anknüpfung  fehlte. 

Anders,  wo  eine  solche  geboten  war.  Was  schon  innerhalb  der  Sipp- 
schaften als  Recht  anerkannt  gewesen  war,  an  das  wird  man  sich,  so  weit 
es  irgend  für  die  neue,  sich  doch  nur  schrittweise  entwickelnde  Gestaltung 
verwendbar  war,  auch  ferner  gehalten  haben.  So  etwa  insbesondere  auch 
an  die  alte  Erbenfolge,  deren  Regelung  schon  in  der  Sippschaft  nicht  zu 
entbehren  gewesen  war,  sobald  ein  Sondereigenthum  auch  nur  in  beschei- 
denen Anfängen  anerkannt  wurde.  Und  dann  konnte  Manches  auch  jetzt 
Recht  bleiben,  was  sich  schwerlich  so  gestaltet  haben  würde,  wenn  es  über- 
haupt erst  jetzt  geregelt  worden  wäre.  Der  Vorzug  der  Grosseltern  vor 
den  Geschwistern  entspricht,  wie  ich  denke,  nur  Zuständen,  wonach  auch 
der  sich  verheirathende  Sohn  die  Lebensgemeinschaft  mit  den  Eltern  nicht 
löste ;  der  Ausschluss  des  vaterlosen  Enkels  durch  den  Sohn  nur  einer  Zeit, 
wo  das  Sondereigenthum  noch  wenig  ins  Gewicht  fiel ;  die  Gleichstellung 
von  Tochter  und  Sohn  nur  einer  Zeit,  wo  wenigstens  Grund  und  Boden 
noch  nicht  zu  Sondereigenthum  geworden  waren.  Zuweilen  finden  wir 
das  trotzdem  später  festgehalten.  Hat  sich  aber  überwiegend  das  und  Aehn- 
liches  den  geänderten  Verhältnissen  angepasst,  so  ist  das,  wie  ich  denke, 
nur  dadurch  geschehen,  dass  durch  lange  Zeit  die  Sitte  dem,  was  später 
als  Recht  erscheint,  vorgearbeitet  hatte. 

195«  Die  steigende  Bedeutung  der  Sitte,  wie  ich  sie  für 
diese  spätere  Zeit  annehmen  möchte,  kann  sich  einmal  daran  anknüpfen. 
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195]  dass  nach  der  fortschreitenden  Zersetzung  der  Sippschaft  auch  in  den 
Wechselbeziehungen  der  Hausverbände  manches  der  rechtli- 
chen Regelung  entbehren  konnte,  was  ihrer  früher  bedurfte,  da  es  nicht 
gerade  nöthig  war,  um  den  Frieden  der  Gemeinde  zu  erhalten.  Wohl  aber 
mochte  man  nun  erwarten,  der  Einzelne  werde  sich  in  seinem  Verhältnisse 
zu  den  Nachbarn  auch  ungezwungen  solchen  Verpflichtungen  unterziehen, 
deren  Erfüllung  früher  zunächst  die  ßlutsfreunde  zu  verlangen  berechtigt 
gewesen  waren.  Und  damit  konnte  sich  dann  ein  Anknüpfen  der 
Sitte  an  älteres  Recht  ergeben,  also  das  umgekehne  Verhältniss,  wie 
wir  es  da  anzunehmen  gewohnt  sind.  Hatte  etwa  der  einzelne  Gemeinde- 
genosse nach  wie  vor  ein  Recht  auf  Fehdehilfe  und  Eideshilfe  seiner  Bluts- 
freunde, so  war  ihm  damit  wenig  geholfen,  wenn  der  önliche  Verband 
seiner  Sippe  sich  ganz  gelöst  hatte.  Die  Gemeinde  mochte  sich  dann  nicht 
berufen  fühlen,  etwa  auch  bei  der  Racheübung  gegen  seine  Privatfeinde 
in  die  Stelle  der  ßlutsfreunde  einzutreten,  wenn  sie  sich  unter  gewissen 
Voraussetzungen  auch  dazu  verstand,  ihn  gegen  jene  zu  schützen.  War 
aber  kein  Gemeindegenosse  verpflichtet,  für  ihn  mit  seinem  Eide  einzuste- 
hen, so  liegt  es  doch  nahe,  wenn  es  in  solchen  Fällen  in  engem  Anschlüsse 
an  das  frühere  Recht  zunächst  Sitte  wurde,  solche  Hülfe  dem  Gemeinde- 
genossen nicht  zu  verweigern,  wenn  das  dann  zu  feststehendem  Gewohn- 
heitsrecht wurde  und  schliesslich  als  Eideshelfer  überhaupt  von  vornherein 
nicht  mehr  Parentes,  sondern  Vicini  genannt  werden. 

196.  Vor  allem  aber  gab  es  ein  Gebiet,  welches  im  allgemeinen  der 
Regelung  durch  das  Volksrecht  ganz  entzogen  blieb,  wo  nur  von  einer 
Regelung  durch  Sitte  die  Rede  sein  konnte,  nämlich  die  innern  Ver- 
hältnisse der  Hausfamilie.  Hier  entschied  die  Gewalt  des  Haus- 
herrn, die  ganz  auf  derselben  natürlichen  Grundlage  beruhte,  an  die  wir 
§  1 9 1  für  die  ursprüngliche  Gewalt  des  Häuptlings  der  Sippschaft  glaubten 
anknüpfen  zu  müssen.  Während  aber  die  Sippschaft  immer  weiter  anwuchs, 
die  patriarchalische  Stellung  des  Häuptlings  sich  nicht  mehr  unminelbar 
an  das  natürliche  Verhälmiss  zwischen  Erzeugern  und  Erzeugten  anschloss, 
die  blosse  Willkürherrschaft  allmählig  einer  rechtlichen  Hegelung  weichen 
musstc,  war  das  in  der  Hausfamilie  nicht  in  gleicher  Weise  der  Fall.  Hier 
war  der  Häuptling  zugleich  der  Erzeuger.  Die  Familie  wuchs  nicht,  son- 
dern vervielfältigte  sich.  Dieselbe  Gewalt,  der  sich  der  Sohn  im  Hause  des 
Vaters  unterworfen  hatte,  übte  nun  er  selbst  wieder  nach  Gründung  des 
eigenen  Heerdes  über  Weib,  Kinder  und  Knechte.  Sein  Belieben  entschied 
über  die  Ordnung  des  Hauses.  Von  Rechten  der  Hausangehörigen  ihm 
gegenüber  war  keine  Rede. 

Und  sich  da  einzumischen,  hatte  die  Gesammtheit  keine  Veranlassung. 
Beschränkte  sie  die  freie  Willensbestimmung  nach  aussen  hin,  so  hatte  sie 
dagegen  als  Recht  jedes  Genossen  anzuerkennen,  in  seinem  Hause  nach 
Belieben  zu  schalten,  und  hatte  dieses  Recht,  wo  nöthig,  gegen  jede  Be- 
einträchtigung zu  schützen.  Nur  durch  das  Haupt  der  Familie  stand  diese 
mit  der  Gesar.-imtheit  in  Verbindung.  Der  Hausherr  war  der  Gesammtheit 


Hausfamilie  und  Nachbarschaft. 


247 


verantwortlich  dafür,  dass  von  seinem  Hause  aus  der  Frieden  nicht  gestört 
werde ;  wie  er  aber  innerhalb  desselben  seine  Gewalt  über  Frau  und  Kin- 
der und  Knechte  üben  wollte,  entzog  sich  dem  Gebiete  des  Rechts ;  so  weit 
es  da  für  ihn  Schranken  gab,  waren  es  nur  durch  die  Sitte  gezogene. 

Noch  das  spätere  Recht  bietet  die  auffallendsten  Belege,  wie  man 
Missethaten  des  Mannes  gegen  Frau  und  Kinder,  welche,  gegen  jeden 
Fremden  geübt,  streng  zu  strafen  waren,  als  etwas  behandelte,  um  das  sich 
der  weltliche  Richter  nicht  zu  kümmern  habe;  wie  man  es  dem  Haus- 
herrn überliess,  seine  Gewalt  so  zu  üben,  wie  er  es  glaubte  verantworten  zu 
können;  wie  man  den  sündhaften  Missbrauch  derselben  als  etwas  behan- 
delte, wegen  dessen  er  sich  lediglich  mit  der  Kirche  auseinanderzusetzen 
habe.  Selbst  wenn  er  Frau  und  Kinder  erschlug,  hat  man  das  vereinzelt 
noch  nach  Quellen  des  spätem  Mittelalters  als  blosse  Gewissensangelegen- 
heit behandelt.  Das  Gut,  welches  die  Frau  ins  Haus  bringt,  bleibt  ihr  Ei- 
genthum ;  aber  es  kommt  mit  der  Frau  in  die  Gewalt  des  Mannes ;  ver- 
äussert dieser  es  auch  gegen  ihren  Willen,  so  hat  sie  noch  spater  vielfach 
kein  Klagrecht,  wird  ihr  der  Schutz,  den  ihr  das  Recht  gegen  jeden  Andern 
gewährt  hätte,  dem  Manne  selbst  gegenüber  versagt.  Und  von  den  Ge- 
setzen, welche  die  Unfreien  später  vereinzelt  gegen  weitgehendsten  Miss- 
brauch seines  Eigenthumsrechtes  durch  den  Herren  schützen,  geht  sicher 
keines  auf  altgermanisches  Recht  zurück,  so  sehr  sie  mit  germanischer  Sitte 
in  Einklang  stehen  mochten. 

197.  Das  führt  uns  denn  auf  den  Einzelfall  zurück,  von  dem  wir 
S  183  ausgingen,  auf  das  ursprüngliche  Fehlen  eines  Warte- 
rechtsderErben.  Die  Erbenfolge  reicht  über  den  Kreis  des  Einzelhauses 
hinaus ;  die  Frage,  an  wen  das  fallen  soll,  was  nach  dem  Tode  des  bis- 
herigen Eigenthümers  herrenlos  zurückbleibt,  musste  im  allgemeinen  In- 
teresse fest  geregelt  sein ;  so  fest,  dass  sich  der  Begriff  eines  Wechsels  des 
Eigenthümers  ganz  verloren  hatte,  der  Erbe  gleichsam  die  Person  des  Ver- 
storbenen in  ihren  Rechten  an  der  Sache  fortsetzte,  mit  ihr  zusammenfiel. 

Wie  aber  der  lebende  Eigenthümer  mit  seinem  Eigenthume  schalten 
wollte,  das  war  etwas,  um  das  sich  die  Rechtsordnung  nicht  zu  kümmern 
hatte.  Fand  sich  Jemand  veranlasst,  sein  ganzes  Vermögen  zu  verschenken, 
so  dass  für  die  Kinder  nichts  erübrigte,  so  stand  dem  zweifellos  rechtlich 
ursprünglich  nichts  im  Wege,  wie  wir  es  in  geschichüicher  Zeit  noch  mehr- 
fach festgehalten  finden  werden.  Gab  er  einem  der  Kinder  schon  bei  Leb- 
zeiten einen  Theil  seines  Vermögens,  wurde  dieses  damit  thatsächlich  be- 
vorzugt, so  hatte  die  Rechtsordnung  sich  nicht  darum  zu  kümmern ;  nicht 
das,  was  früher  Eigenthum  des  Vaters  gewesen  war,  sondern  was  er  un- 
vergabt  hinterliess,  war  unter  die  Kinder  zu  th eilen.  Wollte  er  neben  den 
von  ihm  erzeugten  Kindern  einen  Fremden  in  die  Zahl  der  Hauskinder 
aufnehmen  und  ihn  damit  zum  Miterben  machen,  wollte  er  umgekehrt 
ein  Kind  schon  bei  Lebzeiten  für  sein  Erbrecht  abfinden,  so  war  er  auch 
daran,  wie  sich  ergeben  dürfte,  ursprünglich  durch  das  Recht  nicht  ge- 
hindert. 
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197]  Das  Alles  erklärt  sich,  wenn  wir  beachten,  wie  es  sich  da  überall  um 
die  Beziehungen  des  Vaters  zu  den  lediglich  seiner  Gewalt  unterstehenden 
Kindern  handelte,  die  jener  ordnen  mochte,  wie  er  wollte.  Hätte  sich  da 
das  Recht  eingemischt,  hätte  man  es  den  Kindern  rechtlich  gestattet,  sich 
den  Verfügungen  des  Vaters  zu  widersetzen  und  ausserhalb  des  Hauses 
Einsprache  gegen  dieselben  zu  erheben,  so  hätte  das  der  ganzen  Auffassung 
der  Gewalt  des  Hausherrn  und  Vaters  so  durchaus  widersprochen,  dass  es 
begreiflich  ist,  wenn  die  Rechtsordnung  lange  zögene,  in  dieser  Richtung 
bestimmte  Forderungen  zu  stellen.  Ist  das  bei  den  Westgothen  in  spätem 
Gesetzen  geschehen,  so  scheint  jene  Auffassung  doch  noch  ausdrücklich 
ausgesprochen  zu  sein,  wenn  es  in  der  Antiqua  2,5  1.  4  heisst:  Filio  vel 
hcredi  contra  priorum  iustam  ac  legUimam  deßniiiouetn  venire  non  liceat  ; 
quia  iuste  repellitur  praesumptio  illius,  qui  facta  seniorum  iniuste  conatur 
irrnmpere.  Dürfte  da  zunächst  an  Verfügungen  des  Vaters  über  sein  Ver- 
mögen zum  Nachtheile  des  Sohnes  oder  sonstigen  Erben,  wie  das  ältere 
gothische  Recht  sie  schrankenlos  gestattete,  zu  denken  sein,  so  scheint  man 
betonen  zu  wollen,  dass  es  für  den  Sohn  Pflicht  des  Gehorsams  ist,  sich 
auch  in  dieser  Richtung  dem  Willen  des  Vaters  zu  fügen. 

198.  Damit  aber  ist  ein  weitgreifender  Schutz  derAnsprüche 
desErbendurch  dieSitte  durchaus  vereinbar.  Und  das  würde  vor 
allem  zu  beachten  sein  bezüglich  der  naheliegenden  Frage,  wie,  falls  unsere 
Annahmen  über  das  bezügliche  ältere,  mehrfach  noch  in  den  Zeiten  nach 
der  Wanderung  nachweisbare  germanische  Recht  richtig  sind,  damit  die 
S  1 83  betonte  Angabe  desTacitus  zu  vereinen  sei.  Das  nullum  testamenttim 
würde  da  allerdings  an  und  für  sich  keine  Schwierigkeiten  bieten,  insofern 
Testamente  im  engern  Sinne  des  Wortes  zweifellos  bei  den  Germanen  un- 
bekannt und  unzulässig  waren.  Gewiss  aber  hat  Tacitus  nicht  gerade  nur 
diese  engere  Bedeutung  im  Auge,  wenn  er  dem  römischen  Testamente 
die  Nachfolge  der  Kinder  oder  sonstigen  nächsten  Blutsfreunde  bei  den 
Germanen  gegenüberstellt.  Es  ist  das  zweifellos  so  aufzufassen,  wie  es  wohl 
immer  aufgefasst  ist,  und  anzunehmen,  dass  gesagt  sein  soll,  bei  den  Ger- 
manen werde  überhaupt  nicht  willkürlich  über  das  Vermögen  verfügt, 
sondern  dasselbe  unversehrt  den  natürlichen  Erben  hinterlassen.  Dennoch 
denke  ich,  dass  da  jede  Schwierigkeit  entfallt,  wenn  wir  daran  anknüpfen, 
dass  Tacitus  nicht  über  die  Leges,  sondern  über  die  Mores  der  Germanen 
schreibt,  dass  es  sich  um  denselben  Schriftsteller  handelt,  der  mit  seiner 
Aeusserung  c.  19 :  plus  ibi  boni  mores  valent,  quam  alibi  bonae  leges,  be- 
stimmt genug  auf  das  Verhältniss  hindeutet,  durch  das,  wie  ich  denke, 
diese  und  manche  andere  Schwierigkeit  ihre  Lösung  findet. 

Es  war  nicht  Sache  des  Rechts,  den  Einzelnen  in  der  Verfügung  über 
sein  Eigenthum  im  Interesse  seiner  Erben  zu  beschränken,  da,  zumal  in 
Zeiten,  wo  es  sich  dabei  noch  nicht  um  liegendes  Gut  handelte,  kein  ge- 
nügendes öffentliches  Interesse  vorlag,  welches  dazu  genöthigt  hätte.  Und 
zu  einem  Eingreifen  lag  um  so  weniger  Veranlassung  vor,  wenn  man  er- 
warten durfte,  dass  die  Sitte  ohnehin  ausreichen  werde,  um  das  zu  verhüten, 
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was  man  für  unbillig  hielt.  War  es  auch  nur  Sitte,  dass  Jeder  sein  Ver- 
mögen im  wesentlichen  ungeschmälen  seinen  Kindern  hinterliess,  hielten 
aber  die  Germanen,  wie  Tacitus  betont,  die  Sitte  so  gewissenhaft  ein,  als 
ob  sie  Recht  gewesen  wäre,  so  fiel  der  Unterschied  für  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  im  allgemeinen  nicht  ins  Gewicht,  war  Tacitus  durchaus  be- 
rechtigt ,  römische  und  germanische  Zustände  in  angegebener  Weise  in 
Gegensatz  zu  bringen,  selbst  dann,  wenn  ihm  bekannt  gewesen  sein  sollte, 
dass  das  germanische  Recht  keine  bezügliche  Forderung  stellte ;  er  gibt 
auch  nach  der  Fassung  lediglich  an,  was  thatsächlich  durchweg  der  Fall 
war,  ohne  dass  damit  ausgesprochen  sein  muss,  dass  das  strenge  Recht 
nicht  auch  Anderes  zugelassen  haben  würde. 

199.  Das  Allels  aber  schliesst  ein  grosses  Gewicht  des  Unter- 
schiedes zwischen  Regelung  durch  Sitte  und  durchRecht 
in  keiner  Weise  aus ;  derselbe  konnte  trotzdem  für  die  Weiterentwicklung 
ein  überaus  massgebender  sein.  Wo  Recht  vorlag,  musste  der  Einzelne 
sich  fügen.  Wo  die  Regelung  nur  auf  der  Sitte  beruhte,  war  es  seinem 
Ermessen  überlassen,  ob  er  sich  ihr  fügen  wollte.  Man  durfte  darauf  rech- 
nen, dass  er  das  auch  ohne  rechtlichen  Zwang  thuen  werde,  weil  seine  Ge- 
nossen ein  anderes  Vorgehen  missbilligt,  weil  er  sich  dadurch  die  Achtung 
derselben  verscherzt  haben  würde.  War  aber  das  die  einzige  Schranke, 
so  musste  diese  in  allen  Fällen  entfallen,  wo  er  eine  solche  Wirkung  nicht 
vorauszusehen  hatte,  wo  er  voraussetzen  durfte,  dass  auch  die  Genossen 
es  billigen  würden,  wenn  er  sich  im  Einzelfalle  nicht  an  das  hielt,  was  die 
Sitte  im  allgemeinen  verlangte. 

Damit  aber  ergab  sich  die  Zulässigkeit  eines  Abweichens  von 
der  Sitte  nach  Rücksichten  der  Billigkeit.  Missbilligte  die  Sitte 
jede  den  Erbanspruch  der  Kinder  beeinträchtigende  Vergabung,  so  wird 
Niemand  Anstoss  daran  genommen  haben,  wenn  Jemand  den  Umstand, 
dass  derselben  nur  die  Sitte,  nicht  das  Recht  im  Wege  stand,  dazu  benutzte, 
um  seinen  Enkeln  von  einem  vorverstorbenen  Sohne,  welche  nach  der 
Strenge  des  Rechts  keinerlei  Erbrecht  hatten,  einen  entsprechenden  Theil 
seines  Vermögens,  wie  er  deren  verstorbenem  Vater  zugekommen  sein 
würde,  zuzuwenden.  Hielt  man  es  im  allgemeinen  für  unbillig,  wenn  der 
Vater  ein  Kind  durch  Vergabungen  vor  andern  bevorzugte,  so  mochte  er 
das  im  Einzelfalle  unbedenklich  thuen,  wenn  etwa  die  andern  sich  um  ihn 
nicht  gekümmen,  nur  dieses  eine  ihn  im  Alter  gepflegt  und  erhalten  hatte. 

Die  Regelung  durch  blosse  Sitte  bot  also  den  Vonheil,  dass  sie  es 
gestattete,  im  Einzelfalle  dem  Rechnung  zu  tragen,  was  nach  der  besondern 
Sachlage  der  Billigkeit  entsprach.  Und  ergab  sich  in  solchen  Fällen  häufig 
ein  übereinstimmendes,  von  den  Genossen  gebilligtes  Abweichen  von  der 
Sitte,  so  konnte  daraufhin  eben  diese  Abweichung  selbst  wieder  zur  Sitte 
werden.  Die  Sitte  war  schmiegsamer,  als  das  Recht,  konnte  sich  allen  be- 
sondern oder  im  Laufe  der  Zeit  geändenen  Bedürfnissen  leicht  anpassen. 

200,  Die  damit  ermöglichte  leichte  Anpassung  der  Sitte  an 
alle  besondern  und  geänderten  Bedürfnisse  wird  gerade  für 
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200]  manche  der  folgenden  Untersuchungen  sehr  zu  beachten  sein.  So 
insbesondere  bezüglich  der  nicht  zu  verkennenden  allmähligen  Aen- 
derungen  der  Erbenfolge.  Ist  diese,  wie  ich  denke,  als  von  jeher 
rechtlich  geordnet  zu  behandeln,  so  w^eisen  dennoch  alle  Haltpunkte  darauf 
hin,  dass  sie  sich  allmöhlig  in  verschiedenster  Weise  umgestaltet  und  ver- 
schoben haben  muss.  Es  ist  gewiss  nicht  anzunehmen,  dass  das  im  allge- 
meinen zurückzuführen  ist  auf  ausdrückliche  Aenderung  des  Rechts  durch 
eine  Uebereinkunft  der  Rechtsgenossen,  welche  sich  in  Anpassung  an  die 
geänderte  Sachlage  ausdrücklich  dahin  einigten,  dass  das,  was  bisher  Rech- 
tens gewesen  sei,  es  fortan  nicht  mehr  sein  solle;  wirstossen  noch  im  spä- 
tem germanischen  Rechtsleben  zu  bestimmt  auf  die  Auffassung,  dass  das 
Recht  im  allgemeinen  etwas  Feststehendes  sei,  dass  das,  was  einmal  Recht 
war,  auch  Recht  bleiben  solle.  Das  aber  konnte  es  recht  wohl  bleiben  trotz 
mancher  sich  mit  der  Zeit  geltend  machenden  Unbilligkeit,  wenn  der  Kreis 
dessen,  was  rechtlich  geregelt  war,  ein  sich  auf  das  Nöthigste  beschränken- 
der, das  Meiste  der  Sitte  überlassen  und  damit  Jedem  ermöglicht  war,  in 
angedeuteter  Weise  der  Billigkeit  Rechnung  zu  tragen. 

Wäre  von  jeher  neben  der  rechtlich  geregelten  Erbenfolge  auch  ein 
Warterecht  der  bezüglichen  Erben  anerkannt  gewesen,  so  ist  schwer  ab- 
zusehen, wie  dann  eine  ausdrückliche  Aenderung  Platz  greifen  konnte,  der 
ja  insbesondere  auch  das  Interesse  der  bisher  Bevorzugten  hätte  im  Wege 
stehen  müssen.  Anders,  wenn  zwar  die  Folge  der  wirklich  zum  Erbe  ge- 
langenden Blutsfreunde  rechtlich  feststand,  aber  lediglich  die  Sitte  verlangte, 
dass  der  Erblasser  ihr  einstiges  Erbrecht  nicht  durch  anderweitige  Ver- 
fügungen über  sein  Vermögen  thatsächlich  gegenstandslos  mache,  und  da- 
mit rechtlich  nichts  im  Wege  stand,  wenn  er  in  allen  Einzelfällen,  wo  die 
gesetzliche  Erbenfolge  voraussichtlich  zu  Unbilligkeiten  führen  musste,  wo 
dieselbe  den  geänderten  Bedürfnissen  nicht  mehr  entsprach,  ihr  durch  sein 
Verfügungsrecht  zuvorkam.  Hatte  etwa,  wie  ich  nachzuweisen  versuchen 
werde,  die  Tochter  ursprünglich  gleiches  Erbrecht  mit  dem  Sohne,  erschien 
das  aber  mit  der  Zeit  insbesondere  nach  Entwicklung  des  Sondereigenthums 
an  Grund  und  Boden  als  nicht  mehr  entsprechend,  so  konnte  man  trotz- 
dem recht  wohl  von  einer  ausdrücklichen  Aenderung  absehen,  wenn  der 
Vater  das  Recht  hatte,  jedes  Kind  auch  durch  einen  geringeren  Betrag  für 
sein  Erbrecht  abzufinden;  verlangte  im  allgemeinen  die  Sitte,  dass  der  Vater 
kein  Kind  bevorzugen  oder  benachtheiligen  solle,  so  mochte  er,  da  das 
der  geänderten  allgemeinen  Auffassung  entsprach,  unbedenklich  von  jenem 
Rechte  in  Abweichung  von  der  Sitte  zu  dem  Zwecke  Gebrauch  machen, 
um  durch  Abfindung  der  Töchter  den  Söhnen  die  Nachfolge  in  den  ge- 
sammten  Liegenschaften  zu  sichern.  Wurde  das  dann  seinerseits  Sonder- 
sitte, durfte  man  voraussetzen,  dass  der  Vater  durchweg  so  vorgehen  werde, 
wenn  nicht  besondere  Gründe  ihn  davon  abhielten,  so  bedurfte  es  keiner 
der  geänderten  Auffassung  entsprechenden  Aenderung  des  Rechts. 

Dafür  aber  ergeben  sich  wohl  noch  später  bestimmtere  Belege.  Auch 
in  Fällen,  wo  man  das  strenge  Recht  zweifellos  als  unbillig  oder  unzweck- 
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massig  betrachtete,  ist  man  vielfach  nicht  zur  Aenderung  desselben  gelangt, 
weil  man  darauf  rechnen  durfte,  dass  auch  ohnedem  durch  das,  was  in- 
zwischen Sitte  geworden,  dem  Bedürfnisse  ausreichend  genügt  sei.  Wir 
finden  mehrfach  auch  später  das  gleiche  Erbrecht  der  Tochter,  obwohl  man 
es  sichtlich  nicht  mehr  billigte,  rechtlich  insofern  noch  durchaus  anerkannt, 
als  es  eintreten  sollte,  wenn  die  Tochter  nicht  durch  Aussteuer  abgefunden 
war;  aber  man  durfte  daraufrechnen,  dass  das  geschehen  sein  würde.  Man 
hat  später  den  Ausschluss  der  Enkel  vorverstorbener  Kinder  wohl  allge- 
mein für  unbillig  gehalten;  ist  trotzdem  ihr  Einirinsrecht  nicht  überall  aus- 
gesprochen, so  wird  der  Grund  zunächst  der  gewesen  sein,  dass  es  ohnehin 
in  der  Hand  des  Grossvaters  lag,  da  entsprechende  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  es  damit  zu  genügen  schien,  wenn  man,  als  die  Freiheit  der  Verfügung 
sich  mit  der  Zeit  auch  rechtlich  beschränkte,  Vorsorge  traf,  dass  dieselbe 
nicht  auch  da  beschränkt  wurde,  wo  und  in  so  weit  man  sie  als  billig  be- 
trachtete ;  dass  man  dem  entsprechend  ohne  Rücksicht  auf  das  inzwischen 
ausgebildete  Warterecht  es  nach  wie  vor  ausnahmsweise  dem  Grossvater 
gestattete,  an  solche  Enkel  einen  Kindstheil  seines  Vermögens  zu  vergaben ; 
während  sie  allerdings,  wenn  jener  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch 
machte,  kein  Recht  auf  einen  Erbtheil  hatten.  Ich  möchte  nach  später  ge- 
nauer Auszuführendem  gar  nicht  bezweifeln,  dass  die  wichtigsten  Aende- 
rungen der  Erbenfolge  dadurch  herbeigefühn  wurden,  dass  zwar  das  Recht 
selbst  zunächst  ungeändert  blieb,  dass  aber  die  Sitte  sich  allmählig  änderte, 
indem  wohlbegründete  Abweichungen  von  dem,  was  die  bisherige  Sitte 
verlangt  hatte,  gebilligt,  mehr  und  mehr  üblich  und  schliesslich  selbst  zur 
Sitte  wurden. 

201.  Damit  waren  sie  freilich  noch  nicht  Recht,  während  doch  die 
dem  entsprechend  geänderte  Folge  der  Erben  später  als  eine  rechtlich  ver- 
pflichtende erscheint,  und  demnach  irgendwie  ein  Uebergehen  der 
Sitte  in  Recht  anzunehmen  ist.  Ist  nun  zumal  für  vorgeschichtliche 
Zeiten  von  allen  ausdrücklichen  Aenderungen  des  Rechts  als  unwahrschein- 
lich abzusehen,  haben  wir  im  allgemeinen  davon  auszugehen,  dass  das, 
was  einst  Recht  war,  nie  ausdrücklich  abgeschafft,  dass  das,  was  später  als 
Recht  erscheint,  nie  ausdrücklich  eingeführt  wurde,  so  wirft  sich  die  Frage 
auf,  wie  sich  trotzdem  stillschweigende  Aenderungen  desRechts 
aufGrundlage  derabweichenden  Sitte  feststellen  konnten. 

Man  mag  davon  ausgehen,  dass  das  hergebrachte  Recht  als  etwas 
Feststehendes,  Unabänderliches  behandelt  wurde.  Aber  ungeschrieben, 
nur  in  der  Kunde  der  Rechtsgenossen  und  den  dadurch  bedingten  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  fortlebend,  war  nicht  ausgeschlossen,  dass  es  in 
Vergessenheit  gerieth  oder  wenigstens  zweifelhaft  wurde,  was  Rechtens 
war.  War  es,  wie  ich  denke,  nur  Sitte,  dass  der  Vater  den  Kindern  sein 
Vermögen  ungeschmälert  hinterliess,  wurde  diese  Sitte  aber  bei  einem 
Stamme  ausnahmslos  eingehalten,  so  konnte  sich  das  Bewusstsein  ganz 
verlieren,  dass  das  in  keiner  Forderung  des  Rechts  begründet  war.  Es 
fehlte  im  allgemeinen  die  Veranlassung,  sich  zu  vergegenwüriigen,  ob  das, 
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301]  was  thatsächlich  ohnehin  eingehalten  wurde,  nur  von  der  Sitte  oder 
auch  vom  Rechte  geforden  wurde.  Ganz  ebenso  aber,  wenn  die  vom  stren- 
gen Rechte  gestatteten  Abweichungen  von  der  Sitte  nur  solche  waren, 
welche  man  gerechtfertigt  fand,  welche  damit  selbst  zur  Sitte  wurden. 

Erst  dann  war  der  Unterschied  von  Sitte  und  Recht  zu  beachten, 
wenn  Jemand  von  dem,  was  er  glaubte,  für  sein  Recht  halten  zu  dürfen, 
in  einer  Weise  Gebrauch  machte,  welche  von  der  herrschenden  Sitte  durch- 
aus missbilligt  wurde ;  wenn  er  etwa  bei  Lebzeiten  sein  Vermögen  einem 
Zechgenossen  oder  einer  Beischläferin  schenkte  und  damit  seine  Erben 
erblos  machte.  Erhoben  diese  Klage,  so  war  dieselbe  nun  allerdings  nicht 
nach  Billigkeit,  sondern  nach  Recht  zu  entscheiden.  Aber  durch  die  all- 
gemeine Einhaltung  der  Sitte  konnte  in  Vergessenheit  gerathen  sein,  dass 
das  strenge  Recht  so  unbillige  Verfügungen  gestatte ;  es  lag  nahe  anzu- 
nehmen, dass  die  allgemeine  Einhaltung  der  Sitte  auch  einer  Rechtsforde- 
rung entspreche.  War  das  Recht  dem  Bewusstsein  der  Genossen  ent- 
schwunden, so  war  es  überhaupt  nicht  mehr  existent;  es  kam  dann  that- 
sächlich als  Recht  das  in  Anwendung,  was  die  urtheilenden  Genossen  im 
Anschlüsse  an  die  Sitte  in  gutem  Glauben  für  Recht  hielten. 

Nicht  anders  aber,  wenn  nur  ein  Theil  derselben  sich  noch  bewusst 
war,  dass  Recht  und  Sitte  sich  da  nicht  deckten,  ein  anderer  das  bestritt. 
Erschien  es  damit  als  zweifelhaft,  was  Recht  sei,  so  dachte  man  auch  dann 
nicht  daran,  diesen  Zweifel  ungelöst  zu  lassen,  ihn  nur  für  die  Zukunft 
zu  beseitigen  und  sich  nach  Billigkeitsrücksichten  darüber  zu  einigen,  was 
fortan  Recht  sein  solle.  W^as  Recht  gewesen  war,  sollte  Recht  bleiben; 
war  man  aber  über  jenes  nicht  einig,  so  war  das  durch  eines  der  üblichen 
Beweismittel  festzustellen.  So  etwa  nach  der  Erzählung  des  Widukind  2 
c.  10  über  den  Tag  zu  Stele  938.  Die  Enkel  waren  zweifellos  ursprünglich 
auch  nach  sächsischem  Recht  durch  Kinder  vom  Erbe  ausgeschlossen.  Dass 
der  Grossvater  ihnen  bei  Vorversterben  des  Vaters  den  Antheil  desselben 
überwies,  wird  so  allgemein  üblich  gewesen  sein,  dass  sich  darauf  die  An- 
sicht bilden  konnte,  es  sei  das  auch  dann  einzuhalten,  wenn  der  Grossvater 
die  Massregel  unterlassen  hatte.  Jedenfalls  sehen  wir  aus  dem  Bericht,  dass 
eine  Panei  den  Ausschluss,  eine  andere  den  Eintritt  der  Enkel  für  beste- 
hendes Recht  hieh,  und  nun  die  Sache  nicht  et>^'a  gesetzlich  neu  geregelt, 
sondern  durch  Kampf  festgestellt  wurde,  dass  die  Ansicht  derer,  welche 
den  Eintritt  als  bereits  geltendes  Recht  behandelten,  die  richtige  sei. 

Erst  dann,  als  das  Recht  zum  grossen  Theil  schriftlich  fixirt  und  da- 
mit auch  in  seinem  frühem  Bestände  erkennbar  war,  konnte  es  auch  vor- 
kommen, dass  auf  Grund  der  allgemein  geänderten  Sitte  etwas  als  Recht 
anerkannt  wurde,  obwohl  man  sich  bewusst  war,  dass  es  dem  nicht  aus 
drücklich  abgeschafften  älteren  Rechte  nicht  entsprach.  Verlangte  die  Lex 
Salica  44  bei  Wiederverheirathung  der  Wittwe  Zahlung  des  Reipus  und 
andere  Förmlichkeiten,  so  wurde  in  den  Capitula  addita  S  8,  M.  Germ. 
Capit.  1,293,  einstimmig  geurtheilt:  ut  non  ita  sicui  in  lege  Salica  scriptitm, 
est,  eam  accipiat,  sed  cum  parentorum  consensu  ei  voluntate,  velut  usque 
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nunc  aniecessores  eorum  fecerunt,  in  coniugium  sibi  eam  sumat.  Das  ältere 
Recht  wurde  weniger  beseitigt,  als  anerkannt,  dass  es  durch  die  Sitte  langst 
beseitigt  sei ;  und  schwerlich  würde  man  es  auch  nur  noch  gekannt  haben, 
wäre  es  nicht  früher  schriftlich  fixin  worden.  Und  wenn  man  das  durch  die 
Sitte  nicht  mehr  als  nöthig  anerkannte  Recht  auch  nicht  ganz  unbeachtet 
lassen  wollte,  wurde  dem  bei  thatsächlicher  Nichteinhaltung  wohl  nur  noch 
durch  Scheinhandlungen  genügt,  wie  das  im  Cartularium  Langobardicum 
N.  6  bezüglich  der  noch  zu  Rechte  bestehenden  Vorschriften  über  den 
Verkauf  von  Mündelgut  ausdrücklich  gesagt  ist. 

203,  Nach  dem  Gesagten  bedarf  es  keiner  weitern  Ausführung,  wie 
sich  zunächst  der  Uebergang  von  Sitte  in  Gewohnheitsrecht 
vollzog.  Beide  fallen  nicht  von  vornherein  zusammen,  da  selbst  die  all- 
gemein eingehaltene  Sitte  erst  dann  Gewohnheitsrecht  wird,  wenn  die  An- 
schauung durchgedrungen  ist,  dass  ihre  Einhaltung  im  Einzelfalle  nöthi- 
genfalls  zu  erzwingen  sei.  Jede  Aenderung  des  Rechts  kann  sich  damit 
allmählig  und  unbemerkt  vollziehen,  ohne  dass  von  ausdrücklicher  Ab- 

I  Schaffung  oder  Einführung  die  Rede  ist.  Die  Sitte  vermittelt  den  allmähli- 
gen  Uebergang ;  ihre  allgemeine  Einhaltung  lässt  es  in  Vergessenheit  ge- 

]  rathen,  dass  dieselbe  vom  Rechte  nicht  geforden  werde,  führt  allmählig  zu 
der  Auffassung,  dass  das,  was  die  Sitte  erwartet,  eingehalten  werden  müsse. 
Die  Entwicklung  ist  abgeschlossen,  sobald  die  Gerichte  sich  diese  Auffas- 
sung aneignen,  in  der  Verletzung  der  Sitte  zugleich  eine  Verletzung  des 
hergebrachten  Rechtes  sehen  und  dem  entsprechend  in  den  Einzelfällen 
auf  erhobene  Klage  entscheiden. 

Aber  wenn  da  die  Richtung  der  Entwicklung  auch  überall  dieselbe 
war,  kann  es  nicht  auffallen,  wenn  dieselbe  nicht  in  allen  Rechten  gleichen 
Schritt  hielt.  In  manchen  Rechten-  finden  wir,  so  weit  wir  sie  irgend  zu- 
rUckverfolgen  können,  auch  ein  Warterecht  jedes  nächsten  Erben  bereits 
aufs  bestimmteste  anerkannt,  ohne  dass  Grund  zur  Annahme  wäre,  dass 
dasselbe  nicht  auch  hier  ursprünglich  lediglich  auf  Sitte  beruhte.  Andere 
erg.eben,  dass  da  zur  Zeit  ihrer  Aufzeichnung  der  Uebergang  von  blosser 
Sitte  zum  Recht  sich  erst  theilweise  vollzogen  hatte.  Das  longobardische 
Edict  kennt  nur  erst  ein  Wanerecht  des  Vaters  und  des  Sohnes ;  ein  ent- 
sprechendes Recht  des  Bruders  oder  sonstigen  Erben  ist  nicht  anerkannt. 
Aber  zweifellos  verlangte  bereits  die  Sitte  Berücksichtigung  der  Interessen 
jedes  nächsten  Erben.  Denn  wenn  das  Recht  dieselbe  auch  noch  nicht 
erzwang,  so  sah  es  in  der  Vergabung  des  Vermögens  an  Fremde  doch  sicht- 
lich einen  so  schweren  Verstoss  gegen  das,  was  der  Erbe  gemäss  der  Sitte 
erwarten  durfte,  dass  es  denselben  nicht  unbeachtet  lassen  konnte,  dass  es 
in  Folge  desselben  eine  das  Verwandtschaftsband  gleichsam  lösende  Inimi- 
citia  für  gerechtfertigt  hält  und  daher  Ed.  Roth.  360  dem  Kläger  verbietet, 
einen  solchen  Blutsfreund  des  Beklagten  als  Eideshelfer  für  ihn  zu  bestim- 
men. Es  hätte  nur  eines  Schrittes  weiter  bedurft,  damit  sich  auch  hier,  wie 
in  andern  ostgermanischen  Rechten,  das,  was  bereits  der  Sitte  entsprach, 
als  Recht  festgestellt  hätte.  Wenn  dieser  Schritt  hier  unterblieb,  wenn  sich 
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302]  auch  später  im  longobardischen  Italien  von  Descendenten  abgesehen 
kein  Wanerecht  der  nächsten  Erben  findet,  so  wird  zu  beachten  sein,  dass 
die  schriftliche  Fixirung  die  angebahnte  Weiterentwicklung  an  und  für 
sich  zum  Stillstande  bringen  konnte ;  dass  weiter  gerade  bei  den  Longo- 
barden  mehr,  als  bei  andern  Stämmen,  die  Handhabung  und  damit  die 
Möglichkeit  der  Weiterentvvicklung  des  Rechts  Sache  gelehner  Juristen 
wurde,  welche  es  für  ihre  Aufgabe  hielten,  sich  streng  an  den  Wortlaut 
des  Edict  zu  halten. 

Und  es  ergeben  sich  auch  wohl  Fälle,  dass  noch  im  spätem  Mittel- 
alter das,  was  zweifellos  von  jelier  der  Sitte  entsprach,  selbst  in  beschränk- 
testem Umfange  noch  nicht  zu  allgemein  anerkanntem  Rechte  geworden 
war.  F'indet  sich  da  in  Frankreich  die  freie  Verfügung  wohl  noch  unbe- 
schränkt als  Recht  ausgesprochen,  so  ist  allerdings  bezüglich  der  ererbten 
Liegenschaften  auf  von  vornherein  wesentlich  anderer  Grundlage  das  Warte- 
recht fast  allgemein  anerkannt.  Aber  bezüglich  der  Fahrniss  ist  selbst  im 
dreizehnten  Jahrhunderte  die  Entwicklung  noch  nicht  zu  festem  Abschlüsse 
gelangt.  Es  findet  sich  wohl  noch  als  Recht  geltend  gemacht,  dass  ein 
Vater,  der  nur  Mobiliarvermögen  besitzt,  dasselbe  ganz  einem  Fremden  mit 
Uebergehung  seiner  Kinder  zuwenden  darf;  es  sind  die  Ansichten,  wie 
sich  dem  gegenüber  der  Richter  zu  verhalten  habe,  noch  so  schwankend, 
dass  man  sieht,  wie  das,  was  da  später  als  Gewohnheitsrecht  anerkannt 
war,  sich  erst  damals  als  solches  bestimmter  feststellte. 

203.  Es  erklärt  sich  leicht,  wenn  wir  in  den  letzterwähnten  Falle 
die  Entwicklung  bezüglich  des  einen  Vermögensbestandtheils  ungleich 
weiter  vorgeschritten  fanden,  als  bezüglich  des  andern.  Die  Entwicklung 
der  Sitte  zum  Recht  wird  sich  da  rascher  vollziehen  oder  es  wird  schon 
von  vornherein  rechtliche  Regelung  Platz  gegriffen  haben,  wo  wir  ein 
Eingreifen  öffentlicher  Interessen  anzunehmen  haben.  Wurden 
diese  bei  Verfügungen  über  die  Fahrniss  kaum  berührt,  konnte  man  bei 
diesen  es  dem  Ermessen  des  Einzelnen  anheimstellen,  ob  er  die  Sitte  ein- 
halten wollte  oder  nicht,  so  war  das  beim  Grundeigenthume  nicht  ebenso 
der  FaU. 

Und  noch  ein  Anderes  wird  da  oft  zu  beachten  sein.  Die  Gründe, 
aufweiche  wir  es  S  196  zurückzuführen  suchten,  dass  man  die  rechtliche 
Regelung  privatrechtlicher  Verhältnisse  auf  das  Unerlässliche  beschränkte, 
trafen  nicht  bei  jedem  Bestandtheile  des  Vermögens  in  gleicher  Weise  zu. 
Das  Recht  freier  Verfügung  hatte  sich  erhalten  aus  einer  Zeit,  wo  das  Ver- 
mögen nur  aus  Fahrniss  bestand.  Zögerte  man  da,  dem  entgegei^zutreten, 
was  von  jeher  als  Recht  des  freien  Mannes  gegolten  hatte,  so  musste  sich 
das  nicht  auf  VermögensbestandtheiJe  ausdehnen,  welche  erst  später  bei 
vielfach  geänderter  Sachlage  hinzutraten.  Und  das  um  so  weniger,  wenn 
da  die  Anfänge  des  Verhältnisses  nicht  eine  Auffassung  nahe  legen  konnten, 
wonach  durch  die  rechtliche  Regelung  der  Einzelne  auf  einen  Theil  seines 
Selbstbestimmungsrechtes  im  Interesse  der  Gesammtheit  verzichtete,  son- 
dern umgekehrt  diese  zuliess,  dass  der  Einzelne  allmählig  etwas  als  Sonder- 
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eigenthum  behandelte,  bei  dem  bis  dahin  nur  von  einem  Eigenthume  der 
Gesammtheit  die  Rede  gewesen  war.  Dann  stand  von  vornherein  recht- 
licher Regelung  nichts  im  Wege;  es  wurde  in  kein  bestehendes  Recht  ein- 
gegriffen, wenn  die  Gesammtheit  das  nur  zuliess  gegen  Einhaltung  von 
Bedingungen,  die  ganz  von  ihrem  Ermessen  abhingen,  oder  dass  sie,  wenn 
auch  bei  solchen  Verhältnissen  zunächst  Manches  der  Regelung  durch  eine 
dem  Interesse  der  Gesammtheit  genügende  Sitte  überlassen  bleiben  mochte, 
sie  doch  allen  Versuchen,  sich  über  die  Sitte  wegzusetzen,  alsbald  entgegen- 
trat, so  dass  dieselbe  rasch  zu  Rechte  wurde. 

204.  Ist  der  Uebergang  der  wSitte  in  Gewohnheitsrecht  im  einzelnen 
schwer  verfolgbar,  im  allgemeinen  leicht  erklärlich,  so  wird  für  die  Lösung 
der  Fragen,  von  denen  wir  ausgingen,  insbesondere  zu  beachten  sein,  dass 
die  Sitte  keineswegs  nur  auf  jenem  Wege  zu  Recht  geworden  ist,  dass  wir 
vielfach  unmittelbaren  Uebergang  der  Sitte  in  Gesetzesrecht  an- 
zunehmen haben. 

Für  die  vorgeschichtliche  Entwicklung  wird  das  kaum  in  Anschlag 
zu  bringen  sein.  Hatte  aber  unter  den  einfachen  früheren  Lebensverhält- 
nissen die  Sitte  überwiegend  ausgereicht,  so  war  das  in  den  nach  der  grossen 
Wanderung  entstandenen  Germanenreichen  nicht  mehr  ebenso  der  Fall. 
Unter  den  durchaus  geänderten  Verhältnissen,  in  Folge  der  Berührung 
mit  der  Römerwelt,  aber  auch  der  Annahme  des  Christenthums  war  auf 
ungezwungene  Einhaltung  der  alten  Sitte  nicht  mehr  mit  derselben  Sicher- 
heit zu  rechnen.  Wie  das  bei  dem  von  uns  zunächst  im  Auge  gehaltenen 
Verhältnisse  eingreifen  musste,  wird  bei  Besprechung  der  Entwicklung  des 
Warterechts  darzulegen  sein ;  es  mag  genügen,  daran  zu  erinnern,  wie  die 
Lehre,  dass  Vergabungen  an  die  Kirche  dem  Seelenheil  nützlich  seien  und 
der  Rücksicht  auf  dieses  jede  andere  zu  weichen  habe,  einen  blossen  Schutz 
der  Ansprüche  der  Erben  durch  die  Sitte  nicht  mehr  ausreichend  erschei- 
nen lassen  konnte.  Die  Gründe,  welche  jetzt  darauf  hinwiesen,  dass  auf 
Einhaltung  dessen,  was  bisher  Sitte  gewesen  war,  vielfach  nur  noch  dann 
zu  rechnen  war,  wenn  dieselbe  rechtlich  gefordert  wurde,  liegen  grossen- 
theils  so  auf  der  Hand,  dass  es  überflüssig  sein  dürfte,  ihnen  näher  nach- 
zugehen. 

Diesem  Bedürfnisse  wurde  zweifellos  durch  die  Aufzeichnung 
der  Volksrechte  vielfach  genügt,  auch  ohne  dass  man  sich  dessen  be- 
wusst  war;  auch  da,  wo  die  Absicht  lediglich  darauf  gerichtet  war,  das 
aufzuzeichnen,  was  ohnehin  schon  Recht  gewesen  war.  Bis  dahin  lag  keine 
Veranlassung  vor,  zu  erwägen,  ob  das,  was  thatsächlich  eingehalten  wurde, 
nur  der  Sitte,  oder  auch  dem  Rechte  entspreche.  War  das  jetzt  nicht  zu 
umgehen,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  die  Entscheidung  dahin  stellte, 
dass  man  das,  was  nach  allgemeiner  Ueberzeugung  eingehalten  werden 
sollte,  auch  als  geltendes  Recht  zu  betrachten  habe,  ohne  genauer  zu  prüfen, 
ob  bisher  schon  eine  bezügliche  Rechtsordnung  bestand.  Vieles,  was  bisher 
nur  Sitte  gewesen  war,  wurde  nun  unmittelbar  durch  die  Aufnahme  in 
die  Lex  zu  Recht.    Denn  an  diese  hatte  sich  fortan,  so  weit  sie  überhaupt 
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204]  zur  Geltung  gelangte,  der  Richter  zu  halten;  es  liess  sich  nicht  mehr 
geltend  machen,  dass  eine  Bestimmung  wohl  der  Sine  entspreche,  aber 
über  die  Forderung  des  Rechts  hinausgehe. 

Weiter  aber  konnte  nun  das,  was  so  als  Recht  anerkannt  war,  in 
Folge  der  schrifdichen  Feststellung  nicht  mehr,  wie  so  Manches,  was  in 
der  Vorzeit  Rechtens  gewesen  war,  in  Folge  abweichender  Weiterentwick- 
lung der  Sitte  in  Vergessenheit  gerathen.  Was  Recht  gewesen  war  und, 
so  weit  es  nicht  ausdrücklich  geändert  wurde,  im  allgemeinen  noch  Recht 
sein  sollte,  war  nicht  mehr  in  Frage  zu  stellen,  während  allerdings  auch 
jetzt  die  Sitte  nach  wie  vor  zu  abweichendem  Gewohnheitsrecht  führen 
konnte,  das  als  solches  erwiesen  einer  ausdrücklichen  Aenderung  des  alten 
Rechtes  gleichstand. 

205.  Aber  auch  da,  wo  es  sich  bei  den  Volksrechten  um  Gesetz- 
gebung im  engern  Sinne  handelt,  wo  die  Absicht  nicht  zunächst 
darauf  gerichtet  war,  das  festzustellen,  was  ohnehin  schon  Recht  war,  son- 
dern was  fortan  Recht  sein  sollte,  war  das  Verhältniss  vielfach  kein  wesent- 
liches anderes.  Was  der  König  verfügt,  entsprach  zweifellos  im  allgemeinen 
nur  dem,  was  schon  bisher  Recht  und  Sitte  verlangten.  Das  kann  selbst 
dann  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn,  wie  in  der  Einleitung  zum  Edia  des 
Rothari,  der  Gesetzgeber  ausdrücklich  darauf  hinweist,  dass  er  ändernd, 
ergänzend,  Ueberflüssiges  beseitigend  vorgehe.  Die  Vergleichung  mit  an- 
deren germanischen  Rechten  ergibt  ja  genugsam,  wie  wenig  da  gesetz- 
geberische Willkür  sich  geltend  gemacht  haben  kann.  Die  Könige  fühlten 
sich  durch  das  bisherige  Herkommen  gebunden.  Ging  schon  Liutprand 
wohl  selbstständiger  vor,  wie  sein  Vorgänger  bei  der  ersten  Aufeeichnung 
des  Rechts,  so  war  doch  auch  er  da  der  Schranken  sich  sehr  wohl  bewusst. 
So  möchte  er  nach  Liutpr.  1 1 8  den  gerichtlichen  Kampf  ganz  beseitigen : 
sed  pr Opfer  consuetudinem  gentis  nostrae  Langobardorum  legem  ipsam  ve- 
tare  non  possumus.  Und  wo  das  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  lassen 
die  Bestimmungen  selbst  oft  genug  erkennen,  wie  der  Gesetzgeber  weiter 
gehen  möchte,  sich  aber  durch  das  bisherige  Volksrecht  gebunden  fühlt. 

Aber  doch  zunächst  nur  bezüglich  neuer  Verfügungen,  welche  weder 
dem  Recht,  noch  aber  auch  der  Sitte  entsprochen  haben  würden.  Der 
Uebergang  von  Sitte  in  Recht  aber  konnte  gerade  durch  dieses  Verhältniss 
wesentlich  gefördert  und  erleichtert  werden.  DerAnschluss  des  Ge- 
setzgebers an  die  vom  Rechte  abweichende  Sitte  war  dadurch 
aufs  wesentlichste  erleichtert,  dass  er  gar  nicht  behauptete,  dass  das,  was 
er  als  Recht  feststellte,  bisher  schon  Recht  gewesen  sei.  In  ähnlicher 
Weise,  wie  der  Einzelne  die  Sitte  da  unbeachtet  lassen  konnte,  wo  er 
überzeugt  sein  durfte,  dass  man  die  Abweichung  billigen  werde,  konnte 
der  Gesetzgeber  von  dem  absehen,  was  bisher  Recht  gewesen,  wenn  zu 
erwarten  war,  dass  man  mit  dem  einverstanden  sein  werde,  was  nach 
seiner  Ansicht  statt  dessen  fortan  Recht  sein  solle.  Darauf  aber  konnte  er 
natürlich  am  bestimmtesten  da  rechnen,  wo  das  bisherige  Recht  bereits 
der  abweichenden  Sitte  gegenüber  thatsächlich   nur  selten  zur  Geltung 
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gelangte  und  damit  bereits  die  Ueberzeugung  der  Rechtsgenossen  zum 
Ausdruck  gekommen  war,  dass  das  strenge  Recht  ein  unbilliges  oder  un- 
zweckmässiges sei. 

So  hat  Liutprand  die  gesetzliche  Erbenfolge,  wie  sie  noch  im  Edicte 
des  Rothari  vorliegt,  so  wesentlich  geändert,  dass  es  auf  den  ersten  Blick 
auffallen  kann,  dass  er  sich  davon  nicht  durch  das  Bedenken  abhalten  Hess, 
so  weitgreifende  Umgestaltung  des  bestehenden  Rechts  dürfte  sich  dem 
zu  erwartenden  Widerstände  gegenüber  nicht  durchführen  lassen.  Prüft 
man  aber  die  Einzelbestimmungen,  so  ergibt  sich  durchweg,  dass  er  da 
nicht  änderte,  wo  das  bisherige  Recht  sich  so  gestaltet  hatte,  dass  es  ab« 
weichender  Sitte  keinen  Raum  liess ;  dass  aber  da,  wo  er  änderte,  abwei- 
chende Sitte  ihm  schon  vorgearbeitet  haben  konnte  und  dann  auch  sicher 
nach  der  ganzen  Sachlage  bereits  vorgearbeitet  hatte. 

Liutprand  empfand  insbesondere  die  in  keinem  andern  Rechte  so  weit 
gehende  Zurücksetzung  der  Töchter  im  Erbrechte  als  Unbilligkeit  und 
suchte  da  sichtlich  so  weit  abzuhelfen,  als  das  die  Sachlage  und  die  Rück- 
sicht auf  die  Rechtsüberzeugung  des  Volkes  irgend  gestatteten.  Den  Aus- 
schluss der  Töchter  neben  Söhnen  musste  er  belassen ;  er  entsprach  nicht 
blos  dem  gesetzlichen  Erbrecht,  sondern  es  war  da  auch  kein  Raum  für 
Entwicklung  abweichender  Sitte,  da  durch  das  feststehende  Warterecht  der 
Söhne  dem  Vater  die  Möglichkeit  genommen  war,  durch  bezügliche  Ver- 
fügungen dem  Eintritt  des  gesetzlichen  Erbrechts  vorzubeugen  und  damit 
eine  abweichende  Sitte  anzubahnen.  Werden  wir  in  diesen  Bestimmungen 
bereits  zu  Recht  gewordene  Sitte  zu  sehen  haben,  durch  welche  das,  wie 
ich  denke,  auf  Gleichstellung  der  Tochter  und  freier  Verfügung  des  Vaters 
beruhende  ursprüngliche  Recht  beseitigt  war,  so  wird  schon  daraus  zu 
schliessen  sein,  dass  der  Ausschluss  der  Töchter  durch  Söhne  auch  der 
Rechtsüberzeugung  des  Volkes  entsprach,  wie  er  ja  auch  später  geltendes 
Recht  blieb;  auch  wenn  er  persönlich  das  für  unbillig  gehalten  hätte,  würde 
Liutprand  da  kaum  haben  eingreifen  dürfen. 

Durchaus  anders  war  die  Sachlage  bezüglich  der  Bestimmung,  nach 
welcher  auch  dann,  wenn  Söhne  fehlten,  die  Töchter  nur  den  halben  Nach- 
lass  erhielten  und  von  der  andern  Hälfte  durch  den  entferntesten  erbbe- 
rechtigten Schwertmagen  und  in  Ermanglung  eines  solchen  sogar  durch  den 
Fiscus  ausgeschlossen  waren.  Da  über  die  Söhne  hinaus  der  thatsächliche 
Eintritt  des  gesetzlichen  Erbrechts  durch  kein  Warterecht  verbürgt  war,  so 
hatte  der  Vater.es  in  der  Hand,  der  Häne  des  Rechts  zu  begegnen*  Er 
konnte  den  Töchtern  bei  Lebzeiten  sein  ganzes  Vermögen  vergaben ;  er 
konnte  auch  die  Ehemänner  derselben  zu  Söhnen  und  damit  zu  vollbe- 
rechtigten Erben  machen.  Allerdings  hat  man  es  nach  dem  $  202  Bemerk- 
tem im  allgemeinen  missbilligt,  wenn  der  Vater  zum  Schaden  auch  ent- 
fernterer Erben  von  seinem  Verftlgungsrechte  Gebrauch  machte.  Aber 
schwerlich  dann,  wenn  das  geschah,  um  den  eigenen  Töchtern  sein  Ver- 
mögen zu  sichern.  Stand  dem  aber  rechtlich  nichts  im  Wege,  so  ist  doch 
sicher  anzunehmen,  dass  der  Vater,  sobald  er  auf  Söhne  nicht  mehr  zu 
F  i  c  k  e  r ,  Untenucbungeii.  I.  1 7 
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205]  rechnen  hatte,  das  in  der  Regel  nicht  versäumt  haben  wird ;  dass  das 
Sitte  wurde,  dass  man  es  ihm  verdachte,  wenn  er  das  nicht  that  und  das 
halbe  Vermögen  an  entfernte  Vettern  oder  den  Fiscus  fallen  Hess.  Was 
allerdings  erst  durch  Liutprand  Recht  wurde,  hatte  zweifellos  schon  früher 
vielfach  der  Sitte  entsprochen.  Um  so  mehr  musste  sich  dann  die  Hane 
des  Rechts  fühlbar  machen,  wenn  in  manchen  Fällen  der  Vater  aus  diesem 
oder  jenem  Grunde  bis  zu  seinem  Tode  nicht  dazu  gelangt  war,  die 
nöthigen  Schritte  zu  thuen  und  damit  die  zu  Rechte  bestehende  Erben- 
folge eintrat.  Wurde  das  durch  Liutprand  mittelst  einer  Aenderung  des 
bisherigen  Rechts  beseitigt,  so  verstiess  er  damit  zweifellos  nicht  allein 
nicht  gegen  die  Rechtsüberzeugung  des  Volks,  sondern  kam  derselben 
entgegen. 

Und  in  einer  Reihe  von  Fällen  werden  wir  auf  eine  ganz  entspre- 
cliende  Sachlage  stossen.  Wo  durch  Gesetze  germanischer  Könige  älteres 
Recht  ausdrücklich  beseitigt,  neues  eingeführt  wird,  da  werden  auch  durch- 
weg Gründe  für  die  Annahme  nicht  fehlen,  dass  da  keineswegs  zunächst 
das  persönliche  Ermessen  des  Gesetzgebers  massgebend  war;  dass  das^  was 
neu  angeordnet  wird,  sich  eng  den  bisherigen  Zuständen  anschliesst,  in 
denselben  zwar  nicht  als  Recht,  aber  als  Sitte  bereits  vorhanden  war.  Be- 
stimmter noch,  als  bei  den  Volksrechten,  bei  welchen  die  ausgesprochene 
Absicht  nur  auf  schriftliche  Feststellung  des  bereits  geltenden  Rechts  ge- 
richtet war,  ist  bei  den  in  der  Form  von  Gesetzen  vorliegenden  Aufzeich- 
nungen anzunehmen,  dass  durch  dieselben  zwar  Vieles,  was  bisher  nur 
Sitte  war,  zu  Recht  wurde,  davon  abgesehen  aber  an  den  bisherigen  auf 
Recht  und  Sitte  beruhenden  Zuständen  wenig  geändert  wurde. 

So  insbesondere  im  longobardischen  und,  worauf  ich  zurückkomme, 
im  burgundischen  Recht.  So  aber  doch  überwiegend  zweifellos  auch  in 
der  westgothischen  Antiqua,  während  bei  her  Lex  in  ihrer  spätem  Gestalt 
dann  die  Sachlage  insofern  eine  andere  war,  als  sie  vielfach  auch  den  Be- 
dürfnissen der  römischen  Bevölkerung  angepasst  werden  sollte,  damit  hier 
das  Recht  dieser,  aber  auch  das  persönliche  Ermessen  des  Gesetzgebers 
grössern  Einfluss  gewann,  und  zweifellos  Manches  bestimmt  wurde,  was 
bisher  weder  dem  gothischen  Recht,  noch  der  gothischen  Sitte  entsprach. 
Ergibt  sich  dann  aber  durchweg  da,  wo  das  erweislich  der  Fall  war,  dass 
es  bei  der  Weiterentwicklung  wieder  abgestossen,  dem  als  Gewohnheit 
festgehaltenen  alten  Recht  gegenüber  nicht  zu  dauernder  Geltung  gelangte, 
so  ist  um  so  bestimmter  zu  schliessen,  dass  alle  anscheinend  neuemden 
Gesetze  der  Lex,  welche  auch  später  eingehalten  wurden,  sich  wenigstens 
schon  auf  gothische  Sitte  stützten. 

Wesentlich  wohl  nur  nach  einer  Seite  hin  werden  wir  die  älteste 
germanische  Gesetzgebung  als  eine  thatsächlich  neuernde,  sich  weder  an 
Recht,  noch  an  Sitte  anknüpfende  zu  betrachten  haben,  nämlich  da,  wo 
sich  dieAufgabe  der  Anpassung  desRechts  an  die  Forderungen 
der  Kirche  ergab.  Aber  auch  dann  findet  sich  mancher  Halipunkt,  wel- 
cher ermessen  lässt,  wie  sich  bis  dahin  das  Verhältniss  zwischen  Recht  und 
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Sitte  gestaltet  hatte.  Ergibt  die  bekannte  Stelle  des  Tacitus  Germ.  c.  1 7^ 
dass  das  germanische  Recht  die  Vielweiberei  gestattete,  so  ergibt  sie  ebenso 
bestimmt,  dass  sie  der  Sitte  nicht  entsprach.  Weder  die  Kirche,  noch  die 
bezügliche  weltliche  Gesetzgebung  traf  denn  auch  in  dieser  Richtung  auf 
Schwierigkeiten,  fand  kaum  Veranlassung  zu  bezüglichen  Bestimmungen ; 
zweifellos  doch  desshalb,  weil  die  Sitte  der  kirchlichen  Forderung  ohnehin 
schon  vorgearbeitet  hatte.  Finden  wir  dagegen  wieder  und  wieder  strenge 
Gesetze  gerade  gegen  die  Ehe  mit  Nächstverschwägerten,  halten  Liut- 
prand  33  und  ebenso  Ahistulf  8  es  für  nöthig,  sich  für  ihre  bezüglichen 
Gesetze  ausdrücklich  auf  bestimmte  Gebote  der  Kirche  zu  stützen,  so  wird 
auch  sicher  anzunehmen  sein,  dass  weder  das  germanische  Recht  die  Ehe 
mit  der  Stiefmutter,  Stieftochter  oder  Schwägerin  verbot,  noch  auch  nur 
die  Sitte  dieselbe  missbilligte. 

ä06.  Ist  nach  dem  Gesagten  anzunehmen,  dass  die  Sitte  überall,  wo 
ihr  Raum  und  Veranlassung  dazu  geboten  war,  dem  Rechte  vorarbeitete, 
und  demnach  das,  was  später  Recht  wird,  auch  früher  schon  als  Sitte  vor- 
handen war,  so  ergibt  sich  damit  Bedeutungslosigkeit  des  Unter- 
schiedes zwischen  Recht  und  Sitte  für  die  Beurtheilung 
der  Verwandtschaftsverhältnisse.  Und  damit  beseitigt  sich  dann 
f^enUgend  einTheil  der  Bedenken,  von  denen  wir  S  183  ausgingen,  welche 
der  Erledigung  bedurften,  wenn  nicht  Alles,  was  wir  bezüglich  der  Möglich- 
keit der  Bestimmung  des  ursprünglichen  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
hangs der  Rechte  behaupteten,  wieder  in  Frage  gestellt  werden  sollte. 

Benutzen  wir  zur  Beunheilung  des  ursprünglichen  Zusammenhangs 
anscheinend  verwandte  Bestimmungen,  welche  doch  erweislich  erst  in  ge- 
schichtlicher Zeit  als  neues  Recht  ausdrücklich  eingefühn  oder  wenigstens 
erweislich  in  einer  frühern  Zeit  noch  nicht  als  Recht  anerkannt  waren,  so 
steht  nichts  der  Annahme  im  Wege,  dass  sie  als  Sitte  bereits  in  ältester 
Zeit  vorhanden  waren.  Für  die  Beurtheilung  der  Verwandtschaft  aber  ist 
der  Unterschied  zwischen  Recht  und  Sitte  ohne  jegliche  Bedeutung.  Han- 
delt es  sich  um  einen  übereinstimmenden  Bestand  in  zwei  Rechten,  welcher 
sich  nicht  mehrfach  selbstständig  entwickeln  konnte,  haben  wir  demnach 
anzunehmen,  dass  er  auf  dieselbe  urzeitliche  Grundlage  zurückgeht,  so  ist 
es  für  den  nächsten  Zweck  ganz  gleicbgiltig,  ob  es  sich  da  schon  ursprüng- 
lich um  Recht,  oder  nur  um  Sitte  handelte ;  ob  der  Uebergang  von  Sitte 
zum  Recht  sich  schon  ft-üher  vollzogen  hatte,  oder  sich  in  dem  einen  oder 
andern  der  Rechte  erst  in  geschichtlicher  Zeit  vollzog. 

Und  ebenso  wenig  würde  unsere  Annahme,  dass  die  Sitte  sich  erst 
auf  einer  spätem  Entwicklungsstufe  bestimmter  geltend  machen  konnte, 
ausschliessen,  dass  etwas,  was  sich  beim  Beginne  der  geschichtlichen  Zeit 
überall  nur  als  Sitte  darstellt,  auf  urältestes  germanisches  Recht  zurück- 
reichen kann.  Es  konnte  zur  Zeit  der  auf  blutsverwandten  Sippschaften 
beruhenden,  von  der  Zwangsgewalt  eines  Häuptlings  gehandhabten  Ord- 
nung bereits  Recht  sein,  dann  aber  in  blosse  Sitte  übergehen,  weil  jene 
Verbände  sich  lockerten,  damit  der  Zwang  entfiel,  und  nur  nach  wie  vor 
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von  den  gleichstehenden  Genossen  erwartet  wurde,  dass  Jeder  sich  durch 
die  einmal  hergebrachte  Regel  bestimmen  lassen  werde. 

2.  Sitte  als  Gegensatz  des  Rechts. 

207,  Haben  wir  bisher  vorzugsweise  das  Nacheinander  beider  Ver- 
hältnisse ins  Auge  gefasst  und  führte  uns  das  zu  dem  Ergebnisse,  dass  es 
für  die  Beurtheilung  des  Zusammenhanges  der  Rechte  gleichgiltig  ist,  ob 
das,  woran  wir  uns  da  halten,  Sine  oder  Recht  war,  so  erledigt  sich  auf 
Grundlage  des  bereits  Gesagten  auch  leicht  das  Bedenken,  das  sich  S  183 
daraus  ergab,  dass  Bestimmungen,  nach  welchen  wir  das  Urrecht  beurthei- 
len,  nicht  blos  erweislich  erst  in  späterer  Zeit  gesetzlich  eingeführt  wurden, 
sondern  dabei  wohl  ausdrücklich  bemerkt  wird,  dass  bis  dahin  das  Ent- 
gegengesetzte Recht  war.  Denn  gerade  das  musste  sogar  zutreffen,  wenn 
das,  was  von  nun  an  Recht  sein  sollte,  bereits  vorher  als  Sitte  vorhanden 
war,  weil  wir  immer  einen  Gegensatz  zwischen  Recht  und  Sitte 
annehmen  müssen,  so  lange  wir  überhaupt  noch  Veranlassung  haben,  zwi- 
schen beiden  Verhältnissen  zu  scheiden.  Nur  weil  und  in  so  lange  die 
Sitte  etwas  verbietet,  was  das  Recht  gestattet,  oder  auch,  was  wir  für  un- 
sere Zwecke  zunächst  unbeachtet  lassen  können,  jene  etwas  gestattet,  was 
dieses  verbietet,  haben  wir  zwischen  beiden  zu  scheiden.  Von  dem  Augen- 
blicke an,  wo  jener  Gegensatz  aufhört,  wo  das  Recht  sich  die  Forderung 
der  Sitte  aneignet,  ist  der  Begriff  der  blossen  Sitte  nicht  mehr  verwendbar, 
ist  dieselbe  im  Recht  aufgegangen. 

Wir  finden  diesen  Gegensatz  selten  ausdrücklich  ausgesprochen,  zu- 
mal er  in  geschichtlicher  Zeit  von  geringerer  Bedeutung  ist,  weil  da  die 
rechtliche  Ordnung  der  in  dieser  Richtung  überhaupt  zu  beachtenden  Ver- 
hältnisse die  Regel  wird,  und  auch  die  vom  Rechte  abweichende  Sitte  nur 
dadurch  Bestand  gewinnt,  dass  sie  alsbald  als  Gewohnheitsrecht  anerkannt 
erscheint.  Damit  wird  es  erklärlich,  wenn  wir  unwillkürlich  geneigt  sind, 
bei  Beurtheilung  der  Beziehungen  zwischen  Sitte  und  Recht  weniger  den 
Gegensatz  des  Nebeneinander,  als  den  Zusammenhang  des  Nacheinander 
zu  beachten,  die  Sitte  vor  allem  als  Vorstufe  des  Rechts  zu  berücksichtigen, 
als  etwas,  was  in  einer  früheren  Zeit  das  Recht  ersetzte,  und  davon  aus- 
zugehen, dass  das  bezügliche  Verhältniss  damals  überhaupt  noch  der  recht- 
lichen Ordnung  entbehrte.  Aber  der  Begriff  der  Sitte  selbst  setzt  immer 
das  Bestehen  eines  entgegengesetzten  Rechtes  voraus,  so  weit  wir  überhaupt 
bereits  eine  Rechtsordnung  als  bestehend  annehmen,  und  nicht  an  Zustände 
denken,  bei  welchen  lediglich  die  Macht  den  Ausschlag  gab.  Allerdings 
wird  dann  in  der  Regel  dieses  entgegenstehende  Recht  nicht  ausdrücklich 
ausgesprochen  sein ;  es  wird  sich  nur  daraus  ergeben,  dass  die  Rechtsord- 
nung etwas  nicht  verbietet  und  demnach  zulässt. 

Aber  desshalb  ist  die  Abweichung  von  der  Sitte  nicht  weniger 
als  Recht  des  Einzel nen  aufzufassen.  Hütte  das  blosse  Fehlen  eines 
Verbots  nur  die  Wirkung,  dass  es  dem  Einzelnen  überlassen  wäre,  sich  an 
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die  Forderungen  der  Sitte  nicht  zu  binden,  wenn  er  sich  mächtig  genug 
glaubt,  den  Folgen  zu  trotzen,  während  die  Gesammtheit  sich  nicht  darum 
kümmert,  wenn  er  von  Einzelnen  gewaltsam  zur  Einhaltung  der  Sine  ge- 
zwungen oder  die  Verletzung  derselben  an  ihm  gerächt  wird,  so  könnte 
ja  freilich  von  eiuem  der  Sitte  entgegenstehenden  Rechte  nicht  die  Rede 
sein.  Damit  würden  wir  dann  aber  überhaupt  den  Boden  der  Rechtsord- 
nung verlassen  haben.  Fügt  sich  dieser  der  freie  Mann,  indem  er  sich  im 
allgemeinen  Interesse  gewissen  Beschränkungen  seiner  Selbstbestimmung 
unterwirft,  so  liegt  der  Ersatz  darin,  dass  er  dafür  nun  auch  bei  der  Uebung 
der  davon  nicht  getroffenen  Befugnisse  freier  Selbstbestimmung  durch  die 
Gesammtheit  geschützt,  dieselbe  dadurch  zu  seinem  Rechte  wird.  Erschlägt 
Jemand  grundlos  seinen  Servus,  vergewaltigt  er  seine  Ancilla,  so  mag  das 
der  Sitte  durchaus  widersprechen.  Aber  er  übt  damit  sein  Recht,  wenn 
das  auch  nirgends  als  Recht  ausgesprochen  ist,  wenn  es  sich  lediglich  dar- 
aus ergibt,  dass  das  Volksrecht  anerkennt,  dass  Jeder  mit  seinem  Eigen- 
thume  schalten  kann,  wie  er  will,  so  lange  kein  ausdrückliches  Verbot  ent- 
gegensteht. Die  Gesammtheit  hat  da  nicht  allein  keine  Befugniss,  ihn  zur 
Rechenschaft  zu  ziehen ;  sie  hat  auch  sein  Recht  anzuerkennen  und  zu 
schützen;  sie  dürfte  nicht  zulassen,  dass  Jemand  den  Tod  des  Servus  an 
ihm  rächt,  sie  wäre  verpflichtet,  die  Ancilla  wieder  in  seine  Gewalt  zu 
bringen,  wenn  sie  sich  derselben  durch  Flucht  entzogen.  Wäre  auch  nir- 
gends ausgesprochen,  dass  Jemand  unter  Nichtberücksichtigung  seiner 
Kinder  sein  Vermögen  an  einen  Fremden  verschenken  kann,  so  würde  das 
nichtsdestoweniger  sein  Recht  sein,  so  lange  ein  Warterecht  fehlt,  ein  sol- 
ches Vorgehen  nur  durch  die  Sitte  missbilligt  wird ;  Ansprüchen  der  Kin- 
der gegenüber  würde  das  Gericht  trotz  aller  Missbilligung  den  Fremden 
als  rechtmässigen  Besitzer  anzuerkennen  und  zu  schützen  haben. 

Man  wird  gegen  die  Behauptung,  dass  Sitte  und  Recht  immer  im 
Gegensatze  stehen  müssen,  auch  nicht  geltend  machen  dürfen,  dass  die 
Sitte  sich  ja  vielfach  in  der  Richtung  des  Rechtes  bewegt,  dasselbe  nicht 
änden,  sondern  nur  ergänzt.  Der  Gegensatz  kann  ohne  jede  Bedeutung 
sein,  ist  aber  dennoch  immer  vorhanden.  Nehmen  wir  etwa  an,  es  habe 
sich  auf  Grundlage  der  thatsächlichen  Uebung  zunächst  nur  der  Rechtssatz 
entwickelt,  es  sei  bei  der  Uebereignung  eines  Grundstückes  die  Darreichung 
einer  Erdscholle  nöthig,  damit  sie  rechtskräftig  werde,  so  mochte  bei  einem 
Stamme  zunächst  nur  die  Sitte  das  dahin  ergänzen,  dass  sie  einen  Zweig 
hinzufügte.  Aber  so  lange  das  nicht  gleichfalls  vom  Rechte  verlangt  wurde, 
bestand  der  Gegensatz.  Es  ist  nicht  leicht  abzusehen,  was  den  Verkäufer 
zur  Nichteinhaltung  der  Sitte  hätte  veranlassen  sollen.  Verweigerte  er  aber 
aus  irgendwelchem  Grunde  die  Zufügung  des  Zweiges,  so  war  er  in  sei- 
nem Rechte,  konnte  sich  darauf  stützen,  dass  da^s,  was  die  Sitte  verlangte, 
vom  Rechte  nicht  gefordert  werde. 

208.  Insbesondere  aber  wird  man  auch  nicht  sagen  dürfen,  dass  in 
jenen  Zeiten  das  Bewusstsein  des  Gegensatzes  überhaupt  fehlte, 
dass  es  sich  da  um  eine  Auffassung  handelt,  welche  wir  erst  in  diese  Dinge 
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208]  hineintragen.  Vielfach  war  da  zweifellos  die  Sachlage  eine  solche, 
dass  sie  zu  keiner  Beachtung  jenes  Gegensatzes  Veranlassung  bot.  Denn 
der  Uebergang  konnte  ein  ganz  unmerklicher  sein,  indem  das  alte  Recht 
neben  der  mehr  und  mehr  erstarkenden  Sine  in  Vergessenheit  gerieth  und 
dann  längere  Zeit  vergehen  mochte,  ohne  dass  man  Veranlassung  fand, 
sich  zu  vergegenwärtigen,  ob  das  was  thatsächlich  eingehalten  wurde,  Recht 
oder  Sitte  sei.  Bei  solcher  Sachlage  war  man  sich  allerdings  auch  dann, 
wenn  sich  nun  Veranlassung  bot,  es  als  verpflichtendes  Recht  ausdrücklich 
anzuerkennen,  einer  Aenderung  kaum  bewusst,  glaubte  nur  an  dem  fest- 
zuhalten, was  schon  frtlher  Rechtens  gewesen  war. 

Aber  zumal  in  Fallen,  wo  der  Uebergang  zum  Rechte  durch  Gesetz 
erfolgte,  ergibt  sich  doch  wohl  sichdich  das  bestimmte  Bewusstsein  des 
Gegensatzes.  So  betont  L.  Burgund.  5 1  der  König,  wie  die  Theilung  des 
Vaters  mit  den  Söhnen  früher  nur  allgemein  eingehaltene  Consuetudo  ge- 
wesen, wie  sie  erst  durch  sein  bezügliches  Gesetz  zum  Rechte  geworden 
sei.  Und  wenn  L.  Wisig.  4,5  1.  1.2  Chindaswind  das  Wanerecht  der  Nach- 
kommen einführte,  so  wurde  dadurch  zweifellos  nur  zu  Recht,  was  schon 
bisher  der  Sitte  entsprach.  Aber  der  König  weiss  sehr  wohl,  dass  bis  dahin 
die  Sitte  nicht  auch  Recht  war,  sondern  das  Umgekehne ;  er  begründet 
seine  Verfügung  ausdrücklich  damit,  dass  bis  dahin  die  unbeschränkte  Frei- 
heit der  Verfügung  Lex  war.  Gewiss  ist  desshalb  nicht  anzunehmen,  dass 
diese  Lex  auch  der  Sitte  entsprach.  Aber  sie  war  nicht  in  Vergessenheit 
gerathen.  Einzelne  konnten  bis  dahin  noch  immer  die  willkürlichste  Nicht- 
einhaltung der  Sitte  durch  das  entgegenstehende  Recht  rechtfertigen;  und 
es  wird  das  gerade  erst  in  einer  Zeit  häufiger  geschehen  sein,  wo  römische 
Sittetilosigkeit  nicht  ohne  Rückwirkung  bleiben  konnte.  Das  macht  sich 
ja  bestimmt  genug  geltend,  wenn  Chindaswind  die  Einführung  des  Warte- 
rechts bezüglich  des  Widum  damit  rechtfertigt,  dass  manche  Frauen  ihr 
hergebrachtes  Verfügungsrecht  dazu  benutzten,  dasselbe  nicht  ihren  Kin- 
dern, sondern  ihren  Buhlen  zuzuwenden. 

Gewiss  wäre  nichts  ungerechtfertigter,  als  aus  dem,  was  das  frühere 
Recht  gestattete,  auf  die  frühere  Sitte  zu  schliessen,  diese  etwa  danach  zu 
bemessen,  dass  anscheinend  erst  durch  L.  Wisig.  3,4  1.  17,  6  1.  2  die  Pro- 
stitution der  Ehefrau  durch  den  Mann,  der  Tochter  durch  die  Eltern,  der 
Unfreien  durch  den  Herrn  ausdrücklich  verboten  wurde.  In  manchen 
Fällen  wird  das  umgekehrt  den  Schluss  rechtfertigen,  dass  es  früher  keines 
Verbotes  bedurfte,  weil  die  Sitte  zur  Regelung  ausreichte.  Aber  der  Schluss, 
dass  da  bis  dahin  keine  rechtliche  Schranke  bestand,  ist  desshalb  nicht  we- 
niger gerechtfertigt;  und  ebenso  der,  dass  in  dieser  spätem  Zeit  von  solchem 
Rechte  so  vielfach  Gebrauch  gemacht  wurde,  dass  es  nun  allerdings  der 
ausdrücklichen  Abschaffung  bedurfte.  In  der  Regel  konnte  dann  dem  sich 
ergebenden  Bedürfnisse  am  einfachsten  dadurch  genügt  werden,  dass  der 
Gesetzgeber  das,  was  dieiSitte  ohnehin  schon  früher  verlangte,  für  rechts- 
verbindlich erklärte.  Standen  aber  bis  dahin  Recht  und  Sitte  im  Gegensatz, 
so  erklärt  es  sich  damit  genugsam,  wie  das  bisherige  Recht  an  einem  uns 


ßewusstsein  des  Gegensatzes.  263 

bekannten  späteren  Zeitpunkte  durch  die  umgekehrte  Bestimmung  ersetzt 
werden  konnte  und  diese  dennoch  in  zweifelloser  Verwandtschaft  zu  denen 
anderer  Rechte  steht ;  der  Zusammenhang  ist  dann  eben  nicht  durch  das 
Recht,  sondern  durch  die  diesem  entgegenstehende  Sine  vermittek. 

209«  Der  besprochene  Gegensatz  zwischen  Recht  und  Sitte  ist  weiter 
insbesondere  desshalb  beachtenswerth,  weil  er  vielfach  die  nächstliegende 
Erklärung  für  auffallende  Abweichungen  des  Rechts  innerhalb 
des  Gebietes  desselben  Stammrechtes  bietet.  WirhabenS  isSff. 
darauf  hingewiesen,  wie  solche  sich  dadurch  erklären  können,  dass  der 
Stamm  aus  Bestandtheilen  verschiedenen  Rechts  erwuchs,  ohne  dass  im 
Laufe  der  Zeit  eine  vollständige  Ausgleichung  erfolgte.  Aber  in  vielen 
Fällen  ist  es  ganz  unwahrscheinlich,  dass  die  Rechte  anderer  Stämme  da 
irgendwelchen  Einfluss  übten,  deutet  alles  darauf  hin,  dass  die  Abweichun- 
gen sich  im  Laufe  der  Zeit  auf  Grundlage  eines  ursprünglich  einheitlichen 
Stammrechtes  ergaben. 

So  weit  es  sich  da  nun  später  nur  um  abweichendes,  nicht  um  ent- 
gegenstehendes Recht  handelt,  erklärt  sich  das  genugsam  aus  einem  Aus- 
einandergehen der  Sitte  bei  der  Weiterentwicklung.  War 
das  Recht  des  Stammes  zu  der  Zeit,  als  er  sich  von  andern  trennte,  ein 
einheitliches,  so  wird  es  nach  dem  S  200  Bemerkten  zunächst  auch  weiter- 
hin ein  unverändertes  und  damit  einheitliches  geblieben  sein.  Denn  wir 
werden  davon  ausgehen  dürfen,  dass  es  in  vorgeschichtlicher  Zeit  überhaupt 
nicht  leicht  zu  ausdrücklicher  Aenderung  des  Rechtes  kam.  Aber  das  alte 
Recht  konnte  in  Vergessenheit  gerathen  gegenüber  der  abweichenden  Sitte 
und  sich  dann  auf  Grundlage  dieser  ein  geändertes  Recht  feststellen.  Dieses 
muss  dann  nicht  in  gleicher  Weise  ein  einheitliches  gewesen  sein. 

Mag  im  allgemeinen  davon  auszugehen  sein,  dass  zur  Zeit  des  Be- 
ginnes seines  Sonderlebens  die  Sitte  bei  dem  noch  wenig  zahlreichen  Stam- 
me eine  ebenso  einheitliche  war,  wie  das  Recht,  so  werden  doch  schon 
da  Ausnahmen  zulässig  erscheinen.  Fehlte  ein  Zwang,  welcher  auch  bei 
der  Sitte  auf  einheitliche  Gestaltung  hinführte,  so  mochten  schon  bei  dem 
Urstamme,  von  dem  der  Einzelstamm  sich  abzweigte,  verschiedene  An- 
sichten darüber  bestehen,  was  sich  schicke,  und  das  von  vornherein  auf 
Verschiedenheit  der  Sitte  auch  innerhalb  des  Einzelstammes  hinwirken. 
Wiesen  wir  schon  S  2 1  auf  die  Möglichkeit  nichteinheidicher  Gestaltung 
der  Urrechte  hin,  so  würde  es  sich  da  gewiss  durchweg  nur  um  Abwei- 
chungen der  Sitte,  nicht  des  Rechts  gehandelt  haben. 

Verlangte  etwa  gegenüber  dem,  wie  ich  denke,  ursprünglich  aUge- 
meinen  Rechtssatze,  dass  Jeder  mit  seinem  Vermögen  schalten  könne,  wie 
er  wolle,  die  Sitte  nur,  dass  er  wenigstens  den  grössern  Theil  desselben 
den  Kindern  hinterlassen  solle,  so  konnten  recht  wohl  schon  in  einer  Zeit, 
wo  das  germanische  Recht  noch  ein  wesentlich  einheitliches  war,  sich  ohne 
schärfere  Scheidung  nebeneinander  die  verschiedensten  Ansichten  über  die 
billige  Bemessung  dieses  Theils  vertreten  finden.  Während  man  es  hier 
für  genügend  hielt,  wenn  der  Vater  wenigstens  das  halbe  Vermögen  den 
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309]  Kindern  hinterliess,  mochte  man  das  dort  auf  zwei  Drittel,  auf  vier 
Fünftel,  auf  neun  Zehntel  ausdehnen.  Und  es  ist  wenigstens  die  Möglich- 
keit nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Sitte  in  demselben  Rechtsgebiete  das 
Verhältniss  auch  nach  ganz  abweichendem  Gesichtspunkte  regelte,  gegen 
die  willkürliche  Vergabung  nichts  einwandte,  so  lange  sie  einen  Kindstheil 
oder  einen  bestimmten  Betrag  nicht  überstieg.  Dann  ist  es  erklärlich,  wenn 
bei  weiterer  Verzweigung  des  Urstamms  mehrere  jener  Ansichten  auf  den 
Einzelstamm  übergehen  konnten  und  damit  die  Sitte  desselben  von  vorn- 
herein nicht  einheidich  gestaltet  war. 

Wir  werden  mehrfach  auf  die  Erscheinung  stossen,  dass  sichtlich 
verwandte  Bestimmungen,  welche  sich  zweifeUos  auf  Grund  der  Sitte  fest- 
gestellt haben,  sich  bald  hier,  bald  da  in  den  verschiedensten  Rechten  fin- 
den, ohne  doch  für  dieselben  überhaupt  massgebend  zu  sein.  So  etwa  den 
schon  S  2 1  erwähnten  Satz,  dass,  wo  ein  Weib  mit  einem  Mann  zu  theilen 
hat,  nicht  gehälftet  wird,  sondern  jenem  nur  ein  Drittel  zukommt,  diesem 
zwei  Drittel.  Wir  finden  ihn  in  den  verschiedensten  ostgermanischen  und 
westgermanischen  Rechten.  Aber  vielfach  so,  dass  innerhalb  desselben 
Rechtsgebietes  an  nächstgelegenen  Orten  hier  gehälftet,  dort  gedrittelt  wird. 
Und  dabei  handelt  es  sich  nicht  blos  um  örtliche  Abweichungen.  In  dem- 
selben Stammrechte,  aber  selbst  in  demselben  Ortsrechte  finden  wir  beide 
Arten  der  Theilung  nebeneinander  in  Anwendung  gebracht  und  wohl  für 
ganz  verschiedenen  Verhältnisse ;  etwa  den  einen  für  die  erbrechtliche  Thei- 
lung zwischen  Sohn  und  Tochter,  den  andern  für  eheliche  Vermögens- 
rechte ;  und  dann  hier  wohl  weiter  den  einen  für  Bemessung  des  Anspru- 
ches der  Frau  auf  den  ihr  kraft  der  Dotirung  zustehenden  Theil  des  Stamm- 
vermögens des  Mannes,  den  andern  für  Bemessung  ihres  Antheils  an  der 
ehelichen  Errungenschaft.  Ist  da,  worauf  wir  zurückkommen,  Verwandt- 
schaft der  Bestimmungen  nicht  füglich  zu  bezweifeln,  so  wird  sich  die  Er- 
scheinung doch  kaum  anders  erklären  lassen,  als  durch  die  Annahme,  dass 
da  schon  die  urgermanische  Sitte  sich  zweite,  dass  man  hier  jede  Zurück- 
setzung des  Weibes  missbilligte,  sie  dort  aber  billigte,  wenn  sie  nicht  über 
die  Drittelung  hinausging,  und  diese  Zweigung  der  Sitte  dann  in  verschie- 
denster Weise  auf  die  spätem  Rechte  zurückwirkte. 

Mit  diesen  Verhältnissen  könnte  es  möglicherweise  auch  zusammen- 
hängen, wenn  gerade  das  friesische  Recht  häufig  weitgehendere  Ab- 
weichungen zeigt,  als  andere  Rechte,  während  man  gerade  da  grössere 
Einheit  erwarten  sollte ;  wenn  zugleich  der  verwandtschaftliche  Zusammen- 
hang bald  mit  diesem,  bald  mit  einem  andern  Rechte  ergibt,  dass  jene 
Mannichfaltigkeit  nicht  blosses  Ergebniss  selbstständiger  späterer  Weiter- 
entwicklung sein  kann.  Ohne  dafür  einstehen  zu  wollen,  wies  ich  S  145 
auf  die  Möglichkeit  hin,  dass  der  Stamm  trotz  seiner  Unbeweglichkeit  in 
geschichdicher  Zeit  doch  ein  in  die  spätem  Sitze  eingewanderter  sein  könne, 
dass  die  Abweichungen  sich  dann  durch  die  Aufnahme  fremder  Bestand- 
theile  erklären  lassen  würden.  Hält  man  das  aber  für  unwahrscheinlich 
gegenüber  den  Haltpunkten,  welche  gerade  bei  den  Friesen  Einheidichkeit 
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der  Abstammung  und  Nichttheihiahme  an  den  Wanderungen  nahe  zu  legen 
scheinen,  so  könnte  möglicherweise  die  Erklärung  auch  in  angedeuteter 
Richtung  zu  suchen  sein.  Die  schon  in  urgermanischer  Sitte  wurzelnden 
Abweichungen  könnten  hier  stärker  nachgewirkt  haben,  als  bei  andern 
Stämmen,  bei  denen  sie  gerade  auch  unter  demEinfluss  der  Wanderungen 
später  durch  Recht  oder  Sitte  stärker  ausgeglichen  sein  mögen. 

Denn  dass  auch  die  Sitte  vielfach  ausgleichend  eingreifen  und  damit 
schliesslich  auch  zu  grösserer  Einheit  des  Rechtes  des  Stammes  führen 
konnte,  bedarf  keiner  weitern  Ausführung.  Aber  eben  so  wenig  doch  auch 
die  umgekehrte  Behauptung,  dass  auch  ganz  abgesehen  von  einer  etwaigen, 
über  die  Sonderentwicklung  des  Stammes  zurückreichenden  Verschieden- 
heit der  Sitte,  die  frühere  Einheit  des  Stammrechts  sich  in  mannichfachster 
Weise  zersetzen  konnte,  wenn  die  Weiterentwicklung  sich  nur  auf  dem 
Wege  der  sich  allen  geänderten  und  besondern  Bedürfnissen  anschmiegen- 
den Sitte  vollzog,  die  dann  schliesslich  in  das  uns  vorliegende  Recht  über- 
ging. Nichts  nöthigte  dann  zu  einheitlicher  Weiterentwicklung ;  es  konnte 
umgekehrt  die  Verschiedenheit  der  zu  befriedigenden  besondern  Bedürf- 
nisse aufs  bestimmteste  auf  weitgreifendes  Auseinandergehen  der  Sitte  und 
damit  des  spätem  Rechtes  hinweisen. 

310.  Kann  aber  das  Auseinandergehen  der  bei  ihrer  Weiterentwick- 
lung bald  mehr  durch  diesen,  bald  mehr  durch  jenen  Gesichtspunkt  be- 
stimmten Sitte  zur  Erklärung  genügen,  so  lange  es  sich  um  blosse  Abwei- 
chungen innerhalb  des  Stammgebietes  handelt,  so  reicht  es  doch  kaum  aus, 
um  die  S  184  betonte  Erscheinung  zu  erklären,  dass  wir  nicht  selten  ge- 
radezu entgegengesetzte  Rechtssätze  innerhalb  desselben 
Rechtsgebietes  in  Geltung  finden.  So  etwa,  wenn  innerhalb  des  fran- 
zösischen oder  innerhalb  des  spanischen  Rechtsgebietes  später  hier  das  freie 
Verftigungsrecht  des  Vaters  bestimmt  anerkannt,  dort  durch  das  Warterecht 
der  Kinder  ebenso  bestimmt  ausgeschlossen  wird;  oder  im  Zusammen- 
hange damit  hier  das  Recht  des  Vaters  zu  jeder  Bevorzugung  eines  Kindes 
ausdrücklich  ausgesprochen,  don  auis  bestimmteste  verneint  ist.  Haben 
wir  gewiss  auch  für  die  Sitte  eines  Stammes  einen  wenigstens  im  wesent- 
lichen einheitlichen  Ausgangspunkt  anzunehmen,  so  ist  doch  nicht  wohl 
abzusehen,  wie  man  von  diesem  aus  zu  so  entgegengesetzten  Ergebnissen 
gelangen  sollte,  wenn  das  spätere  Recht  hier,  wie  dort,  auf  früherer  Sitte 
beruhte. 

Die  Erklärung  kann  da,  wie  ich  denke^  nur  in  einer  Nachwirkung 
des  frühern  Gegensatzes  zwischen  Recht  und  Sitte  gefunden 
werden.  War  die  freie  Verfügung  und  damit  auch  die  Statthaftigkeit  der 
Bevorzugung  eines  Kindes  Recht,  so  konnte  dem  gegenüber  die  Beachtung 
der  gleichberechtigten  Ansprüche  aUer  Kinder  auf  das  Vermögen  des  Vaters 
von  der  Sitte  allgemein  verlangt  werden.  Damit  hörte  aber  das  Fortbestehen 
des  entgegengesetzten  Rechtes  nicht  auf.  Dieses  konnte  der  aUgemeinen 
Einhaltung  der  Sitte  gegenüber  in  Vergessenheit  gerathen.  Aber  es  musste 
das  nicht  zutreffen.    Und  das  bewusste  Festhalten  am  Recht  neben 
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210]  der  entgegenstehenden  Sitte  konnte  seinem  guten  Grund 
haben,  da  ja  im  Einzelfalle  das,  was  im  allgemeinen  der  Billigkeit  entsprach, 
durchaus  unbillig  erscheinen  mochte  und  dann  das  Festhalten  am  Recht 
ein  dem  entsprechendes  Vorgehen  ermöglichte;  vgl.  S  199. 

Wie  etwa  nach  L.  Burgund.  5 1  ein  bestimmter  Einzelfall  dazu  führte,  I 

dass  man  das  alte  Recht  vollständig  beseitigte,  Verfügungen  des  Vaters  ohne  I 

Beachtung  der  Ansprüche  der  Söhne  nicht  blos  verbot,  sondern  für  un-  | 

giltig  erklarte,  so  konnten  umgekehn  in  einzelnen  Theilen  des  Gebiets  be-  I 

sonders  beachtenswenhe  Einzelfälle  die  Erinnerung  an  das  Recht  wieder  1 

auffrischen,  den  Werth  desselben  für  Ausnahmsßllle  wieder  lebhafter  zum  1 

Bewusstsein  bringen  und  zum  Festhalten  an  demselben  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  auffordern,  wenn  man  in  der  Regel  auch  der  sonstigen 
Sitte  folgte.  Während  dann  umgekehrt  da,  wo  solche  besondere  Veran- 
lassungen fehlten,  sich  mehr  und  mehr  die  Auffassung  feststellen  konnte, 
dass  die  Forderung  der  Sitte  zugleich  eine  Forderung  des  Rechts  sei. 

Weiter  aber  konnte  auch  der  Umstand  nicht  wohl  ohne  Einfluss 
bleiben,  dass  es  sich  nicht  selten  um  entsprechende  Berechtigung  bei- 
der für  den  Gegensatz  massgebenden  Gesichtspunkte  han- 
delte, dass,  wenn  die  entgegenstehende  Sitte  sich  auf  BilligkeitsrUcksichten 
stützte,  das  Verhältniss  sich  doch  auch  von  einem  abweichenden  Gesichts- 
punkte aus  beurtheilen  liess,  nach  dem  die  BiUigkeit  umgekehrt  auf  Seiten 
des  Rechts  zu  sein  schien.  Erklärte  sich  die  Sitte  gegen  die  dem  Rechte 
entsprechende  Bevorzugung  eines  Kindes,  so  lag  dem  die  durchaus  be- 
rechtigte Erwägung  zu  Grunde,  dass  durch  dieselbe  der  Keim  der  Zwie- 
tracht gerade  unter  die  gebracht  werde,  welche  doch  auch  später  als  Ge- 
schwister zunächst  auf  einträchtiges  Zusammenstehen  angewiesen  waren. 
Umgekehrt  liess  sich  aber  gewiss  auch  die  Berechtigung  des  Gesichtspunktes 
vertreten,  dass  es  unbillig  sei,  gerade  in  dieser  Beziehung  die  VerfUguags- 
freiheit  des  Vaters  zu  beschränken,  demselben,  der  in  alten  Tagen  zunächst 
auf  den  guten  Willen  seiner  Kinder  angewiesen  war,  damit  das  Miuel  zu 
entziehen,  ein  Kind  zu  belohnen,  welches  sich  unaufhörlich  mit  Hintan- 
setzung eigenen  Vonheils  um  ihn  bemühte,  während  die  andern  sich  nicht 
um  ihn  kümmerten,  und  damit  das  zu  beseitigen,  was  allen  Kindern  ein 
mächtiger  Antrieb  sein  konnte,  ihre  Kindespfiichten  zu  erfüllen. 

Jenachdem  man  hier  dem  einen,  dort  dem  andern  Gesichtspunkte 
grösseres  Gewicht  beilegte,  konnte  sich  hier  eine  dem  Rechte  entgegen- 
setzte Sitte  entwickeln,  dort  auch  die  Sitte  in  dieser  Richtung  immer  im 
Einklang  mit  dem  Rechte  bleiben;  oder  genauer,  das  Festhalten  an  dem, 
was  das  Recht  gestattete,  eine  abweichende  Sitte  nicht  aufkommen  lassen. 
Wo  dann  in  diese  Verhältnisse  die  Gesetzgebung  nicht  eingriff  und  auch  die 
abweichende  Sitte  allmählig  zum  Gewohnheitsrechte  wurde,  wie  das  im 
fränkischen  Rechtsgebiete  zutraf,  da  konnte  sich  später  daraufhin  in  nächst- 
gelegenen engeren  Rechtskreisen  das  Entgegengesetze  als  geltendes  Recht 
anerkannt  finden;  hier  auf  Grundlage  dessen,  was  das  Recht  von  jeher 


Entgegengesetzte  SUtze  innerhalb  eines  Rechtsgebietes.  267 

gestattet  hatte;  don  auf  Grundlage  einer  dem  altern  Rechte  entgegenstehen- 
den, inzwischen  als  Recht  anerkannten  Sitte. 

Das  aber  musste  sich  da  nicht  gerade  anders  gestalten,  wo  diese  Ver- 
hältnisse durch  Reichsgesetzgebung  geordnet  wurden,  wie  etwa  bei 
den  Westgothen.  Wurde  nun  vielfach  das,  was  bisher  nur  Sitte  war,  zu 
einer  Forderung  des  Rechts,  hörte  damit  das,  was  bisher  Recht  war,  auf, 
Recht  zu  sein,  so  hfitte  allerdings  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  das  be- 
seitigte Recht  der  freien  Verfügung  und  der  willkürlichen  Bevorzugung 
einzelner  Kinder  auch  als  önliche  Sitte  nicht  mehr  festgehalten  werden 
sollen,  da  ihm  ein  ausdrückliches  Verbot  entgegenstand. 

Aber  es  bedarf  keiner  Darlegung  der  Gründe,  welche  in  jenen  Zeiten 
bewirkten,  dass  Absicht  und  Erfolg  doch  überaus  häufig  nicht  zusammen- 
fielen. Im  Königsgerichte  wird  man  zunächst  nur  nach  dem  neuen  Rechte 
entschieden  haben.  Im  grössten  Theile  des  Reichs  traf  die  Durchführung 
auf  keinen  Anstand,  weil  es  wahrscheinlich  von  vornherein  nur  dem  ent- 
sprach, was  die  Sitte  ohnehin  verlangt  hatte.  Wo  man  aber  abweichend 
auf  das  bisherige  Recht  noch  grösseres  Gewicht  gelegt  hatte,  da  wird  man 
es  auch  weiterhin  als  Sitte  festgehalten  haben.  Und  zwar  so.  dass  die  vom 
gemeinen  Recht  abweichende  Sitte  sich  in  der  Regel  auch  spfort  als  Ge- 
wohnheitsrecht darsteUte,  indem  die  Ortsgerichte  nach  wie  vor  nach  dem 
entschieden,  was  früher  Rechtens  gewesen  war  und  nach  der  örtlichen 
Rechtsuberzeugung  auch  weiter  Recht  bleiben  sollte.  Und  so  wenig  das 
der  ursprünglichen  Absicht  des  Gesetzgebers  entsprach,  so  ergaben  sich 
doch  auf  dieser  Grundlage  zunächst  thatsächliche,  dann  aber  auch  von  der 
Reichsgewalt  anerkannte  Gegensätze  der  Rechte,  insofern  anscheinend  sehr 
bald  die  Auffassung  durchdrang,  dass  das  gemeine  Recht  dem  ördichen 
Gewohnheitsrechte  zu  weichen  habe. 

211«  Die  besprochenen  Verhältnisse  sind  nun  aber  auch  in  so  weit 
beachtenswerth,  weil  sie  sichdich  vielfach  Rückwirkungaufvermit- 
telnde  und  schwankende  Haltung  der  Gesetzgebung  übten. 
Wir  nahmen  S  205  an,  dass  der  Gesetzgeber  sich  überwiegend  nur  durch 
das  bestimmen  Hess,  was  ohnehin  schon  Recht  oder  doch  Sitte  war.  Wie 
aber  sollte  er  sich  nun  verhalten,  wenn  er  abweichende  Meinungen  vor- 
fand, hier  das  nicht  beseitigte  Recht,  dort  die  thatsächliche  Einhaltung  der 
Sitte  betont  wurde ;  wenn  diese  in  einzelnen  Theilen  des  Reichs  bereits 
als  verpflichtend  behandelt  wurde,  während  man  in  andern  Gegenden  auf 
Festhalten  am  Recht  besondem  Werth  legte ;  wenn  überdies,  auch  wenn 
das  Recht  allgemein  als  veraltet  anerkannt  wurde,  die  Sitte  sich  sehr  ver- 
schieden gestaltet  haben  konnte  ?  Fälle,  wie  der  S  20 1  erwähnte,  wonach 
in  Sachsen  von  der  einen  Seite  der  Ausschluss,  von  der  andern  der  Eintritt 
der  Enkel  als  Recht  geltend  gemacht  wurde,  mussten  ja  überaus  häufig  in 
der  Zeit  vorliegen,  als  germanische  Könige  sich  der  Aufgabe  unterzogen, 
das  Volksrecht  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  aUgemeingilug  zu  regeln. 
Konnten  bis  dahin  Sitte  und  Recht  neben  einander  fonbestehen,  ohne  dass 
man  sich  der  Gränze  bestimmter  bewusst  war,  so  war  nun  ausdrückliche 
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211]  Entscheidung  nicht  zu  umgehen.  Diese  Verhältnisse  werden  doch  im 
Auge  zu  halten  sein,  wenn  wir  uns  zu  vergegenwärtigen  suchen,  was  die 
auffallende  Gestaltung  mancher  Gesetze  veranlasste ;  Fassung,  wie  Inhalt 
können  aufs  entschiedenste  dadurch  beeinflusst  sein. 

Der  Gesetzgeber  konte  sich  dann  einfach  an  das  halten,  was  wenig- 
stens ganz  überwiegend  schon  bisher  nicht  blos  dem  Rechte,  sondern  auch 
der  Sitte  entsprach;  während  dann  die  Fassung  der  Gesetze  wohl 
darauf  hinweist,  dass  doch  auch  eine  abweichende  Meinung  vertreten  war, 
dass  die  gesetzliche  Regelung  insbesondere  auch  nöthig  schien,  um  sie 
nicht  weiter  Platz  greifen  zu  lassen.  Sprechen  die  westgothischen  Gesetze 
das  gleiche  Erbrecht  der  Männer  und  Weiber  aus,  so  war  damit,  wie  ich 
später  zu  begründen  versuchen  werde,  wohl  nur  das  altgermanische  Recht 
festgehalten,  welches  allerdings  bei  den  meisten  andern  Stämmen  abwei- 
chender und  vielfach  zu  Recht  werdender  Sitte  hatte  weichen  müssen.  Bei 
den  Gothen  aber  muss  dem  Rechte  auch  die  Sine  noch  durchweg  entspro 
chen  haben.  Es  wäre  sonst  unerklärlich,  dass  die  bezüglichen  Gesetze  im- 
mer eingehalten  wurden,  dass  trotz  der  Ungebundenheit  der  spätem  Rechts- 
entwicklung sich,  soweit  ich  sehe,  in  Spanien  nirgends  eine  Zurücksetzung 
der  Weiber  im  Erbrechte  ergibt. 

Andererseits  ist  es  gewiss  nicht  Zufall,  wenn  L.  Wisig.  4,2  1.  i .  9  dieses 
gleiche  Erbrecht  wiederholt  so  bestimmt  betont  und  dasselbe  ausdrücklich 
rechtfertigt.  Man  hat  das  wohl  daraus  zu  erklären  gesucht,  dass  es  nur  aus 
dem  römischen  Rechte  eingeführt  und  daher  Widerstand  vorauszusehen 
gewesen  sei.  Dann  aber  würde  dieser  Widerstand  zweifellos  auch  zur 
Geltung  gelangt  sein.  Ich  denke,  dass  wir  nur  einen  Beleg  darin  zu  sehen 
haben,  dass  die  bei  andern  Stämmen  durchgedrungene  Ansicht  anfing,  auch 
bei  den  Gothen  Platz  zu  greifen ;  dass  es  sich  aber  nur  um  erste  Ansätze 
handelte,  durch  die  sich  der  Gesetzgeber  nicht  bestimmen  Hess ;  die  er  aber 
so  weit  glaubte  berücksichtigen  zu  sollen,  dass  er  es  für  nöthig  hielt,  jene 
Ansicht  ausdrücklich  auszuschliessen. 

212.  Nun  konnte  freilich  die  Sache  auch  so  liegen,  dass  keine  der 
verschiedenen  Meinungen  auch  nur  als  die  entschieden  vorherrschende 
betrachtet  werden  konnte,  der  Gesetzgeber  daraufhin  zögerte,  sich  einfach 
für  die  eine  zu  entscheiden.  Das  konnte  dann  zu  Vermittlungsver- 
suchendesGesetzgebers  veranlassen.  Chindaswind  hat  bei  Einfüh- 
rung des  Warterechts  durch  L.  Wisig.  4,5  1.  i  das  Recht  zur  Melioration 
eines  Kindes  nicht  beseitigt,  aber  auf  ein  Drittel  des  Vermögens  beschränkt. 
Nun  wäre  es  ja  möglich,  dass  sich  bereits  die  Sitte  dahin  festgestellt  hane. 
Aber  wahrscheinlich  ist  das  nicht.  Denn  wir  werden  sehen,  dass  gerade 
jene  Bestimmung  des  Gesetzes  nirgends  beachtet  wurde;  dass  wir  in  den 
spätem  Sonderrechten  entweder  jede  Bevorzugung  schlechtweg  verboten 
oder  umgekehrt  selbst  die  Vergabung  des  ganzen  Vermögens  an  ein  ein- 
zelnes Kind  ausdrücklich  gestattet  finden.  Dieses  Verhältniss  würde  sich 
doch  am  einfachsten  durch  die  Annahme  erklären,  dass  schon  der  Gesetz- 
geber diese  entgegengesetzten  Meinungen  vorfand,  von  denen  die  erste  nur 
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der  Sitte  entsprochen  haben  kann,  während  wir  von  der  andern  hier  be- 
stimmt wissen,  dass  sie  mit  dem  bis  dahin  anerkannten  Rechte  in  Einklang 
war;  und  dass  er  nun  behufs  einheitlicher  Regelung  sich  für  eine  vermit- 
telnde Bestimmung  entschied,  die  dann  aber  nicht  durchdrang,  weil  sie 
nirgends  der  RechtsUberzeugung  entsprach.  Während  die  gleichzeitige 
Bestimmung  des  Freitheils  des  Vaters  auf  ein  Fünftel  zweifellos  schon  weit- 
verbreiteter Sitte  entsprochen  haben  wird,  da  wir  sie  spater  durchweg  ein- 
gehalten, nur  ganz  vereinzelt  daneben  den  Freitheil  überhaupt  auf  ein 
Drittel  bemessen  finden. 

Ein  solches  vermittelndes  Vorgehen  wird  auch  anzunehmen  sein  bei 
dem  später  näher  zu  besprechenden  Gesetze  Liutpr.  113,  welches  die  Be- 
vorzugung von  Kindern  bis  zu  gewissen  Theilbeträgen  des  Vermögens  ge- 
stattet. Da  sich  ergeben  wird,  dass  das  ganz  dieselben  Beträge  sind,  Über 
welche  der  Vater  ohnehin  frei  verfügen  durfte,  so  würde  das  Gesetz  un- 
verständlich sein,  wenn  wir  nicht  annehmen,  dass  der  König  die  Ansicht 
vorfand,  der  Vater  dürfe  seinen  Freitheil  wohl  anderweitig,  nicht  aber  zur 
Bevorzugung  eines  Kindes  verwenden.  Und  diese  Ansicht  muss  so  stark 
vertreten  gewesen  sein,  dass  der  Gesetzgeber  sie  nicht  einfach  unberück- 
sichtigt lassen  mochte.  Denn  nicht  allein,  dass  er  es  für  nöthig  hält,  seine 
Entscheidung  durch  Hinweis  auf  die  Billigkeit  ausdrücklich  zu  begründen. 
Er  vermittelt  auch  zwischen  beiden  Gesichtspunkten  insofern,  als  die  ge- 
stattete BessersteUung  keine  willkürliche,  sondern  nur  durch  besondere 
Dienste  des  bezüglichen  Kindes  gerechtfertigte,  als  sie  ferner  in  einem  be- 
sonders beachtenswenhen  Falle  ganz  ausgeschlossen  sein  soU,  nämlich  zu 
Gunsten  der  Kinder  einer  zweiten  Frau,  so  lange  diese  Frau  noch  lebt. 

213*  Es  konnten  aber  diese  Verhältnisse  weiter  zu  einem  Schwan- 
ken derGesetzgebung  führen.  Findet  sich  bei  den  Longobarden  von 
Rothari  und  Liutprand  das  Erbrecht  der  Töchter  verschieden  bestimmt,  so 
wiesen  wir  schon  S  205  darauf  hin,  dass  die  Aenderung  des  letztern  sich 
nicht  auf  gesetzgeberisches  Belieben,  sondern  auf  die  dem  strengen  Rechte 
entgegenarbeitende  Sitte  gestützt  haben  dürfte,  welche  erst  inzwischen  so 
erstarkt  sein  mochte,  dass  ein  Bruch  mit  dem  alten  Recht,  der  Rothari  noch 
nicht  rathsam  erscheinen  mochte^  zur  Zeit  Liutprands  keinem  Bedenken 
mehr  unterlag.  Da  handelt  es  sich  freilich  weniger  um  ein  Schwanken, 
als  um  ein  Anpassen  der  Gesetzgebung  an  die  fortschreitende  Entwicklung. 

Es  konnte  aber  auch  der  Gesetzgeber  bereits  den  Zustand  vorfinden, 
dass  das  strenge  Recht  allerdings  als  solches  noch  festgehalten  wurde,  die 
Sitte  es  aber  bereits  allgemein  missbilligte,  wenn  von  demselben  Gebrauch 
gemacht  wurde ;  während  der  Gesetzgeber  sich  doch  scheute,  zu  vermitteln- 
den Aenderungen  zu  greifen  und  sich  demnach  an  das  eine  oder  andere 
zu  halten  hatte.  Daraus  konnten  sich  dann  aber  Missstände  ergeben,  welche 
sich  bis  zu  einer  ausdrücklichen  Entscheidung  nicht  geltend  gemacht  hatten. 
Es  konnte  am  nächsten  liegen,  dass  der  Gesetzgeber,  wenn  er  eine  Aende- 
rung nicht  beabsichtigte,  sich  zunächst  an  das  Recht  hielt,  zumal  damit  die 
thatsächliche  Einhaltung  der  abweichenden  Forderung  der  Sitte  so  wenig 
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213]  ausgeschlossen  war,  als  bisher.  Aber  eben  die  ausdrückliche  gesetz- 
liche Feststellung  dessen,  was  zwar  strenges  Recht  und  nicht  gerade  in 
Vergessenheit  gerathen  war,  aber  der  missbilligenden  Sitte  gegenüber  that- 
sächlich  kaum  mehr  eingehalten  wurde,  musste  das  Ansehen  der  Sitte 
schwächen ;  es  konnte  das  Manche  veranlassen,  sich  über  dieselbe  wegzu- 
setzen,  die  das  kaum  gewagt  haben  würden,  wenn  ihnen  da  nicht  die  ge- 
setzliche Feststellung  einen  bestimmtem  Rückhalt  geboten  häne.  Hielt 
sich  der  Gesetzgeber  umgekehrt  an  die  Sitte,  wurde  damit  verboten,  was 
das  Recht  bisher  gestattet  haue,  so  mochte  das  da  auf  Widerstand  stossen, 
wo  auf  das  Recht  noch  grösserer  Wenh  gelegt  wurde;  es  konnte  das  weiter 
in  EinzeläiUen  zu  Unbilligkeiten  fuhren,  da  es  ja  doch  in  der  Regel  seinen 
ausreichenden  Grund  hatte,  wenn  das  Recht  nicht  schon  bis  dahin  durch 
die  vorherrschende  Sitte  ganz  beseitigt  war,  und  damit  das  Fortbestehen 
desselben  nach  dem  S  2 1  o  Bemerkten  es  ermöglichte,  in  Einzelfällen  Ton 
der  im  allgemeinen  der  Billigkeit  entsprechenden  Sitte  da  abzuweichen, 
wo  nach  der  besondern  Sachlage  gerade  das  Einhalten  derselben  unbillig 
gewesen  sein  würde. 

Konnten  sich  solche  Missstände  sehr  bald  geltend  machen,  überzeugte 
man  sich,  dass  das  Gesetz  nicht  entspreche,  so  mochte  der  Gesetzgeber  es 
durch  ein  anderes  ersetzen,  welches  sich  nun  gegenüber  der  Unbilligkeit 
des  strengen  Rechtes  enger  der  Sitte  anschloss  oder  umgekehrt  wieder  auf 
zu  voreilig  beseitigtes  altes  Recht  zurückgriff.  Legten  dann  überdies  solche 
Erfahrungen  Vermitdungsversuche  besonders  nahe,  so  erklärt  es  sich,  wenn 
sich  da  selbst  in  den  Gesetzen  ein  und  derselben  Regierungszeit  ein  auf- 
fallendes Schwanken  bemerklich  macht. 

214*  Ich  glaube  mich  nun  kaum  zu  täuschen,  wenn  ich  annehme, 
dass  darauf  insbesondere  die  auffallende  Gestaltung  der  burgundi- 
sehen  Gesetzgebung  zurückzuführen  sei.  Obwohl  einen  nicht  gar 
langen  Zeitraum  umfassend,  zum  grössten  Theil  aus  der  Regierung  eines 
Königs  herrührend,  finden  wir  da  ein  und  dasselbe  Verhälmiss  wohl  in 
ganz  verschiedener,  oft  geradezu  widersprechender  Weise  geordnet  und 
das,  was  in  einem  Gesetze  ausgesprochen  ist,  kurz  darauf  ausdrücklich 
widerrufen.  Man  gewinnt  auf  den  ersten  Blick  den  Eindruck,  als  hätten 
die  burgundischen  Könige  es  für  ihren  Beruf  gehalten,  fonwährend  am 
Rechte  nach  Willkür  zu  ändern,  ohne  sich  um  das  zu  kümmern,  was  bisher 
Recht  und  Herkommen  verlangten.  In  Uebereinstimmung  mit  der  Auf- 
fassung früherer  Forscher  ist  erst  neuerdings,  vgl.  Opet  Weibererbr.  54, 
gerade  bezüglich  der  erbrechdichen  Bestimmungen  der  Lex  ausgesprochen, 
dass  sich  unmöglich  annehmen  lasse,  es  hätten  derartige  willkürliche  und 
widerspruchsvolle  Festsetzungen  in  dem  naturwüchsigen  Rechtssinn  einer 
germanischen  Bevölkerung  ihre  Wurzel  haben  können;  es  seien  das  aus- 
geklügelte Rechtsnormen,  deren  wirkliche  Anwendung  im  Leben  völlig 
unglaubwürdig  erscheine. 

Zeigt  sich  nun  in  der  Lex  mancher  Einfiuss  römischen  Rechts,  witre 
etwa  zu  erwarten,  dass  der  Gesetzgeber  bei  einer  der  abweichenden  Be- 
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Stimmungen  sich  zunächst  durch  dieses  bestimi Den  liess,  so  trifft  das  jeden- 
falls in  den  Fällen,  welche  wir  im  Auge  haben,  nicht  zu.  Ebensowenig 
würde  es  diese  treffen,  wenn  die  Fassung  und  damit  möglicherweise  der 
Inhalt  einiger  Gesetze  durch  Ultere  westgothische  Rechtsaufaeichnungen 
bestimmt  zu  sein  scheint;  vgl.  Brunner  Rechtsg.  1,339.  Solltdn  demnach 
die  bezüglichen  Gesetze  nicht  dem  burgundischen  Herkommen  entsprechen, 
so  würde  allerdings  nichts  erübrigen,  als  sie  auf  Willkür  des  Gesetzgebers 
zurückzuführen. 

Bin  ich  aber  von  keiner  andern  Ansicht  ausgegangen,  so  schien  mir 
dieselbe  doch  unhaltbar  zu  werden,  je  mehr  die  Vergleichung  wenigstens 
auf  den  von  mir  beachteten  Gebieten  ergab,  dass  auch  die  anscheinend 
willkürlichen  Bestimmungen  sich  durchweg  andern  ostgermanischen  Rech- 
ten verwandt  zeigten;  dass  von  den  widersprechenden  sich  für  die  eine 
hier,  für  die  andere  dort  bestimmte  Anknüpfung  ergab;  wahrend  doch  von 
vornherein  nicht  daran  gedacht  werden  konnte,  dass  erst  der  Gesetzgeber 
sie  andern  germanischen  Rechten  entlehnte. 

So  sind  erwa  insbesondere  die  Bestimmungen  L.  Burg.  75,  durch 
welche  das  Erbrecht  der  Töchter  neben  Sohnessöhnen  geregelt  wird,  als 
gaaz  willkürliche  bezeichnet,  die  unverkennbar  den  Stempel  des  Gemachten 
tragen.  Es  scheint  das  darin  bestimmtere  Unterstützung  zu  finden,  dass 
das  Gesetz  selbst  sich  als  ein  solches  ankündigt,  durch  welches  das  bisher 
nicht  geregelte  Verhaltniss  erst  geordnet  werden  soll.  Trotzdem  wird  sich 
ergeben,  dass  die  anscheinend  ganz  willkürlichen  Bestimmungen  sich  aufs 
engste  denen  des  norwegischen  und  longobardischen  Rechts  ^nschliessen, 
dass  kaum  andere  bestimmter  auf  nähern  verwandtschaftlichen  Zusammen- 
haag dieser  Rechte  hinweisen,  wie  schon  S  72  betont  wurde.  Denn  je  ge- 
künstelter die  Bestimmungen  an  und  für  sich  zu  sein  scheinen,  um  so  be- 
stimmter ist  die  Annahme  ausgeschlossen,  dass  sie  sich  dreimal  unabhängig 
von  einander  so  übereinstimmend  gestaltet  haben  sollten. 

In  solchen  Fällen  kann  also  nicht  blosse  Willkür  des  Gesetzgebers 
vorliegen.  Zeigt  sich  aber  trotzdem  ein  auffallendes  Schwanken  der  Ge- 
setzgebung, so  denke  ich,  dass  dieses  vor  allem  daraus  zu  erklären  ist,  dass 
dieselbe  sich  bald  dem  Rechte,  bald  der  Sitte  näher  anschloss. 

215.  Das  dürfte  insbesondere  bei  den  burgundischenGesetzen 
bezüglich  des  Warterechts  zutreffen.  Würden  wir  auf  dieselben 
ohnehin  später  eingehen  müssen,  so  mag  es  sich  empfehlen,  sie  sogleich 
näher  ins  Auge  zu  fassen,  da  sie  einen  unmittelbaren  Beleg  für  das  Ein- 
greifen des  Gegensatzes  zwischen  Recht  und  Sitte  zu  bieten  scheinen,  wie 
wir  es  bisher  nur  mittelbar  aus  der  Erwägung  der  Sachlage  und  der  Noth- 
wendigkeit,  für  Einzelerscheinungen  eine  Erklärung  zu  gewinnen,  folgerten. 

Es  handelt  sich  um  die  Gesetze  T.  i  S  i,  dann  24 S  5,  endlich  51  S  i. 
Wie  sie  vorliegen,  sollten  sie  in  dieser  Reihenfolge  auch  erlassen  sein. 
Denn  i  S  i  kündigt  sich  ausdrücklich  als  erstes  Gesetz  über  den  Gegen- 
stand an,  welches  dann  in  T.  24  und  entsprechend  in  T.  5 1  nachträglich 
abgeänden  sein  würde.    Damit  aber  ergibt  sich  der  anscheinende  Wider- 
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315]  Spruch,  dass  T.  5 1  gerade  von  der  geänderten  Bestimmung  ausdrück- 
lich sagt,  dass  sie  von  ältester  Zeit  her  immer  so  in  Geltung  gewesen  sei. 
Man  hat  desshalb^  vgl.  Brunner  Rechtsg.  1,338,  in  T.  i  v^ohl  überhaupt 
eine  spätere  Einschiebung  sehen  wollen.  Brunner  verwirft  das  gewiss  mit 
Recht  wegen  der  gleichförmigen  Anordnung  der  Lex  Romana.  Er  sucht 
die  Schwierigkeit  durch  die  Annahme  zu  beseitigen,  dass  T.  1  später  um- 
gearbeitet und  inhaltlich  allerdings  jünger,  als  T.  5 1  sei.  Damit  ergibt  sich 
dann  aber  das  Bedenken,  dass  man  in  T.  i  trotzdem  den  nach  der  Um- 
arbeitung nicht  mehr  passenden  Eingang  belassen  haben  würde.  Ich  möchte 
annehmen,  dass  nichts  der  Annahme  im  Wege  steht,  dass  die  Gesetze  so, 
wie  sie  vorliegen,  in  jener  Reihenfolge  erlassen  sind. 

Es  heisst  nämlich  5 1  S  i  :  Quamlibet  haec  in  populo  nostro  antiquitus 
fuerii  consuetudo  servata^  ut  pater  cum  filiis  propriam  subsianiiam  aequo 
iure  dividerety  tarnen  emissa  iam  pridem  lege  cusiodire  huiusmodi  ordinem 
iussimus,  et  patrutn  utilitatibus  consulentes  adiecimus,  ut  ex  eOy  quod  in 
portionetn  patris  veniebat,  faciendi  quod  voluisset,  haberet  liberam  pote- 
statem.  Es  liegt  nicht  der  geringste  Anlass  vor,  die  Richtigkeit  der  Angabe 
zu  bezweifeln,  es  sei  uraltes  burgundisches  Herkommen  gewesen,  dass  der 
Vater  den  Söhnen  sein  halbes  Vermögen  Uberliess,  wenn  er  Veranlassung 
hatte,  sich  mit  ihnen  auseinanderzusetzen;  wenn  etwa  die  Söhne  ihren 
eigenen  Hausstand  gründen  wollten  oder  wenn  der  Vater  eine  zweite  Ehe 
einging  oder  aus  einem  andern  Grunde  in  der  Verfügung  über  die  andere 
Hälfte  durch  Rücksichten  auf  die  Söhne  nicht  behindert  sein  wollte.  Aber 
es  heisst  ausdrücklich,  dass  das  nur  Consuetudo  war;  und  des  Unterschie- 
des dieser  vom  Rechte  ist  der  König  sich  sichtlich  durchaus  bewusst,  da 
er  selbst  darauf  hinweist,  dass  die  allgemein  eingehaltene  Sitte  erst  durch 
ihn  zur  Lex  geworden  ist. 

Dabei  hat  er  zweifellos  24  S  5  im  Auge,  in  welchem  dem  Vater  nach 
der  Theilung  mit  den  Söhnen  freie  Verfügung  gestattet  wird.  Würde  nach 
einer  naheliegenden  Auffassung  die  feststehende  Sine  als  etwas  zu  betrach- 
ten sein,  was  das  noch  fehlende  Recht  ersetzt,  so  müsste  allerdings  ein 
früheres,  dem  Vater  auch  ohne  Theilung  freie  Verfügung  gestattendes  Recht 
unzulässig  erscheinen.  Fasst  man  dagegen  den  bei  der  bisherigen  Erörte- 
rung betonten  Gegensatz  zwischen  Recht  und  Sitte  ins  Auge,  so  würde 
die  Angabe,  dass  das,  was  bis  dahin  Consuetudo  war,  dann  zur  Lex  ge- 
macht wurde,  an  und  für  sich  schon  ergeben,  dass  früher  der  freien  Ver- 
fügung des  Vaters  nur  die  Sitte,  nicht  das  Recht  entgegenstand,  dieselbe 
demnach  dem  Rechte  entsprach. 

Dann  aber  kann  es  auch  nicht  auffallen,  dass  jenen  Gesetzen  bereits 
I  S  I  in  seiner  uns  vorliegenden  Fassung  vorhergegangen  war:  Quia  nihil 
de  praestita  patribus  donandi  licentiavel  munificentia  dominantium  legibus 
fuerat  constitutum,  praesenti  constitutione  omnium  uno  voto  et  voluntaie 
decrevimuSy  ut  patri,  etiam  antequam  dividat,  de  communi  facultate  et  de 
labore  suo  cuilibet  donare  liceat;  absque  terra  sortis  titulo  adquisita,  de 
qua  prior is  legis  ordo  servabitur»    Abgesehen  von  dem  Landloos,  einem 
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erst  neuerdings  hinzugekommenen  Vermögensbestandtheil,  wird  also  das 
Recht  des  Vaters  zu  ganz  willkürlicher  Vergabung  bezüglich  des  ganzen  | 

Vermögens,  nicht  blos  des  errungenen,  sondern  auch  des  als  Gesammtgut  I 

bezeichneten  ererbten,  ausdrücklich  ausgesprochen.    Aber  man  sieht  aus  ] 

der  Fassung,  dass  die  gesetzliche  Feststellung,  wie  sie  bisher  noch  nicht 
erfolgt  war,  dadurch  veranlasst  wurde,  dass  sich  verschiedene  Meinungen  j 

geltend  machten.  Insbesondere  auch  die  spater  als  der  Sitte  entsprechend 
bezeichnete,  dass  der  Vater  erst  nach  der  Divisio  frei  verfügen  dürfe ;  wäh- 
rend die  ausdrückliche  Erwähnung  beider  Vermögensbestandtheile  darauf 
deutet,  dass  das,  wenn  auch  nicht  bezüglich  der  Errungenschaft,  doch  be- 
züglich des  Erbguts  verlangt  wurde.  Um  so  sicherer  wird  anzunehmen 
sein^  dass  das,  was  jetzt  beschlossen  wurde,  nur  dem  entsprach,  was  bisher 
im  Gegensatze  zur  Sitte  Recht  gewesen  war,  für  dessen  Festhalten  sich  ja 
Manches  geltend  machen  lassen  mochte ;  insbesondere  wohl  auch,  dass  das 
die  fernere  Einhaltung  der  Sitte  in  keiner  Weise  ausschloss. 

Hatte  man  aber  auch  in  keiner  Weise  die  Absicht,  diese  Sitte  zu  be- 
seitigen, so  ist  es  naheliegend,  dass  die  ausdrückliche  FeststeUung  des  ihr 
widersprechenden  Rechts  vielfach  die  Veranlassung  bieten  konnte,  sie  wei- 
terhin auch  in  Fällen  nicht  einzuhalten,  wo  das  früher  allgemein  geschehen 
war.  Wurde  nun  zunächst  24  S  5  bestimmt:  Si  quis  Burgundio filios  ha- 
bens  tradiderit  filiis  portionenty  de  eo,  quod  sibi  reservat y  donare  aut  ven- 
dere,  cui  voluerit,  habeat  liberum  poiestatem,  so  war  daraus  allerdings  wohl 
zu  folgern,  dass  ihm  diese  Befugniss  vor  der  Theilung  nicht  mehr  zustehen 
solle;  es  war  damit  in  so  weit  die  Sitte  als  Recht  anerkannt.  Dass  aber 
eine  frühere  Verfügung  ungiltig  sein  soUe,  wie  das  später  T.  5 1  ausge- 
sprochen wurde,  ist  nicht  gesagt.  Und  auch  davon  abgesehen  kann  es  auf- 
fallen, dass  die  Fassung  darauf  deutet,  dass  nicht  zunächst  der  Schutz  der 
Ansprüche  der  Söhne  auf  Theilung,  sondern  der  Schutz  der  freien  Ver- 
fügung des  Vaters  nach  der  Theilung  massgebend  für  den  Erlass  des  Ge- 
setzes war.  Darauf,  dass  diese  nicht  unbestritten  war,  deutet  doch  auch, 
dass  der  König  T.  51  ausdrücklich  betont,  dass  er  durch  diese  Bestimmung 
auch  dem  Interesse  der  Väter  gerecht  geworden  sei. 

Daraus  wird  auf  eine  noch  weitergehende  Abweichung  der  Ansichten 
zu  schliessen  sein.  Mochte  die  Sitte  zunächst  nur  die  Theilung  fordern, 
so  konnte  man  es  weitergehend  auch  als  gegen  die  Sitte  verstossend  be- 
trachten, wenn  der  Vater  ohne  besondern  Grund,  wie  er  etwa  bei  zweiter 
Heirath  vorlag,  über  seine  Hälfte  ganz  wiUkürlich  verfügte  und  damit  das 
durch  die  Theilung  nicht  beseitigte  Erbrecht  der  Söhne  gegenstandslos 
machte.  Es  ist  das  in  keiner  Weise  unwahrscheinlich,  da  die,  wie  ich  denke, 
überall  an  die  Sitte  anknüpfenden  Bestimmungen  über  das  Warterecht  der 
Kinder  sich  durchweg  nicht  mit  der  Hälfte  begnügen,  der  Freitheil  des 
Vaters  enger,  auf  ein  Fünftel,  ein  Zehntel  oder  einen  Kopftheil  bemessen 
erscheint.  Sollte  das  richtig  sein,  so  hätten  wir  das  Gesetz  insofern  als  ein 
vermittelndes  zu  fassen,  als  es  nicht  mehr  am  strengen  Rechte  festhielt, 
aber  auch  der  vielfach  weitergehenden  Forderung  der  Sitte  nicht  nachgab, 
F  i  c  k  e  r,  Untenuchongcn.  I.  1 8 
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215]  sondern  sich  an  das  hielt,  was  die  Sine  als  Mindestbetrag  der  Söhne 
allgemein  gefordert  zu  haben  scheint.  Dabei  ist  es  dann  verblieben.  War 
die  Fassung  von  24  S  5  noch  eine  zurückhaltende,  so  wurden  weiter  in  5 1 
S  I  in  Veranlassung  eines  Einzelfalles,  bei  dem  Jemand  in  Missachtung  der 
Sitte  und  jenes  sie  anerkennenden  Gesetzes  sein  ganzes  Vermögen  mit 
Umgehung  seines  Sohnes  Fremden  zuwandte,  alle  vor  der  Abtheilung  mit 
den  Söhnen  zu  deren  Ungunsten  erfolgten  Verfügungen  für  ungiltig  erklärt. 

Ist  meine  Erklärung  richtig,  so  ergibt  sich,  dass  die  Gesetze  allerdings 
Entgegengesetzes  bestimmen,  dennoch  aber  insofern  keine  Willkür  der 
Gesetzgebung  vorliegt,  als  diese  sich  dort  durch  das  Recht,  hier  durch  die 
Sitte  bestimmen  Hess.  In  ganz  öhnlicher  Weise  würden  sich  die  abwei- 
chenden und  anscheinend  ganz  willkürlichen  burgundischen  Gesetze  Über 
die  Vermögensrechte  der  Wittwen  erklären  lassen. 

Ob  man  geneigt  ist,  im  besprochenen  Einzelfalle  der  Erklärung  bei- 
zupflichten, wird  dann  freilich  zunächst  davon  abhängen,  ob  man  die  all- 
gemeine Auffassung,  aufweiche  sie  sich  stützt,  für  berechtigt  häk;  ob  man 
weiter  zugibt,  dass  sie  auf  ein  der  allgemeinen  Richtung  der  Entwicklung 
des  Einzelverhältnisses  entsprechendes  Ergebniss  führt.    Wer  aus  der  Ver- 
gleichung  der  übrigen  Rechte  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben  würde, 
dass  schon  in  ähester  germanischer  Zeit  die  freie  Verfügung  des  Vaters 
nicht  blos  der  Sitte,  sondern  dem  Rechte  widersprach,  wer  demnach  davon 
ausgehen  müsste,  dass  die  Gestattung  derselben  nur  spätere  Abschwächung 
sein  könne,  wird  es  allerdings  versuchen,  damit  auch  jene  burgundischen 
Gesetze  in  Einklang  zu  bringen ;  und  man  mag  zugeben,  dass  das  auf  Grund 
mehr  oder  weniger  gewagter  Annahmen  im  Einzelfalle  statthaft  scheinen 
könnte.    Aber  er  würde  doch  auf  Fälle  stossen,  wo  selbst  die  gewagtesten 
Annahmen  nicht  mehr  ausreichen  würden.    Ist  in  L.  Wisig.  4,5  1.  1.2  mit 
einer  Bestimmtheit,  welche  jede  andere  Auslegung  ausschliesst,  gesagt,  dass 
bis  dahin  die  ganz  freie  Verfügung  der  Eltern  Lex  war,  dieselbe  erst  von         ' 
nun  an  in  angegebener  Weise  beschränkt  sein  soll,  so  würde  er  zugeben         I 
müssen,  dass  mindestens  bei  den  Westgothen  die  Richtung  der  Entwick-         I 
lung  die  umgekehrte  war.    Und  L.  Thuring.  54  würde  kaum  geringere         | 
Schwierigkeiten  bieten. 

Wer  aber  darauf,  wie  auf  die  später  geltend  zu  machenden  weitem 
Gründe  gestützt  ohnehin  glaubt,  überzeugt  sein  zu  dürfen,  dass  in  ähester 
Zeit  der  Anspruch  der  Erben  höchstens  durch  die  Sitte,  jedenfalls  nicht 
durch  das  Recht  geschützt  gewesen  sein  kann,  der  wird  natürlich  auch  an 
jenen  burgundischen  Gesetzen,  wie  sie  einmal  vorliegen,  keinen  Anstoss 
nehmen.  Er  wird  vielmehr  in  denselben,  weil  da  der  Unterschied  von 
Consuetudo  und  Lex  bestimmt  hervortritt,  einen  besonders  werihvollen 
unmittelbaren  Beleg  dafür  zu  sehen  haben,  wie  durch  die  Berücksichtigung 
des  Gegensatzes  zwischen  Recht  und  Sitte  mancher  anscheinende  Wider- 
spruch seine  einfachste  Lösung  findet. 

216.  Die  Seltenheit  unmittelbarer  Belege  fürdie  Um- 
wandlung der  bisher  dem  Rechte  entgegenstehenden  Sitte 
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ia  Recht  kaaa  nicht  befremden.  Erklärt  der  Gesetzgeber  die  bisherige 
Sitte  fonan  für  rechtsverbindlich,  so  hat  er  in  der  Regel  keine  bestimmtere 
Veranlassung,  ausdrücklich  zu  betonen,  dass  er  damit  das  bisherige  Recht 
lindere.  Zumal  ja  zugegeben  werden  muss,  dass  man  sich  des  Gegensatzes 
häufig  schon  nicht  mehrbewusst  war;  dass  die  gesetzliche  Regelung  nicht 
nothwendig  voraussetzt,  dass  überhaupt  noch  abweichende  Meinungen 
bestanden,  die  eine  Entscheidung  nöthig  machten,  sondern  dass  sie  nur 
desshalb  erfolgen  konnte,  weil  man  sich  überhaupt  die  Aufgabe  gestellt 
hatte,  das,  was  schon  für  Recht  galt,  auch  schrifdich  festzustellen. 

Noch  weniger  werden  wir  natürlich  da,  wo  die  Gesetzgebung  nicht 
eingriff,  wo  die  Sitte  allmählig  zu  Gewohnheitsrecht  wurde,  die  Ersetzung 
des  Mltern  entgegengesetzten  Rechts  durch  das  der  Sitte  angepasste  neuere 
unmittelbar  erweisen  können.  Allerdings  hören  wir  oft  genug,  dass  ein 
Rechtsstreit  nach  der  Consuetudo  des  Reichs  oder  des  Ons  entschieden 
wird.  Wir  dürfen  daraus  schliessen,  dass  man  sich  bewusst  war,  wie  der 
bezügliche  Satz  nur  auf  die  Sitte  zurückgehe,  seine  Einhaltung  durch  keine 
Lex  gefordert  werde.  Dann  aber  ist  die  Consuetudo  schon  da,  wo  wir 
zuerst  auf  sie  stossen,  nicht  mehr  blosse  Sitte,  sondern  zu  Recht  gewordene 
Sitte.  Berechtigt  da  nicht  leicht  etwas  zu  der  Annahme,  dass  uns  gerade 
der  Fall  vorliegt,  in  welchem  die  Sitte  zum  erstenmale  als  rechtsverbindlich 
behandelt  wurde,  so  ergibt  sich  nicht,  dass  die  Sitte  jetzt  zu  Rechte  wird, 
sondern  dass  sie  früher  zu  Gewohnheitsrecht  geworden  sein  muss. 

Für  die  von  mir  betonte  Auffassung  ist  mir  denn  auch  am  wenigsten 
das  massgebend,  was  ich  von  unmittelbaren  Belegen  anführte  oder  noch 
weiter  würde  anführen  können.  Ausschlaggebend  schien  mir  zu  sein,  dass 
gewisse  auffallende  Erscheinungen,  welchen  ich  bei  meinen  Untersuchun- 
gen wieder  und  wieder  begegnete,  nur  in  der  angegebenen  Richtung  eine 
ausreichende  Erklärung  zu  finden  scheinen.  Suche  ich  den  Umstand,  dass 
Vieles,  was  nachweislich  erst  in  geschichtlicher  Zeit  unabhängig  von  ein- 
ander zu  Recht  geworden  ist,  dennoch  eine  nur  durch  Verwandtschaft  zu 
erklärende  Uebereinstimmung  zeigt,  dadurch  zu  erklären,  dass  der  Zusam- 
menhang durch  die  später  zu  Recht  gewordene  Sitte  vermittelt  sein  muss, 
so  entspricht  das  nur  der  uns  ohnehin  geläufigen  Annahme  über  das  Ver- 
hältniss  von  Sitte  und  Recht ;  es  wird  daher  auch  kaum  grössern  Anstoss 
erregen,  wenn  ich  in  der  Verwerthung  derselben  weiter  gehe,  als  das  bisher 
üblich  war. 

Glaube  ich  dann  aber  umgekehrt  den  für  die  Sicherheit  der  Ergeb- 
nisse aller  Untersuchungen  über  Verwandtschaftsverhältnisse  anscheinend 
so  bedenklichen  Umstand,  dass  wir  später  bei  nächstverwandten  Stämmen 
und  selbst  innerhalb  der  Gebiete  wesendich  einheitlicher  Stammrechte  nicht 
sehen  das  gerade  Entgegengesetzte  als  Recht  anerkannt  finden,  dadurch 
erklären  zu  müssen,  dass  überall  Hecht  und  Sitte  in  nothwendigem  Gegen- 
satze standen  und  damit  dieser  Gegensatz  sich  in  angegebener  Weise  im 
spätem  Rechte  fortsetzen  konnte,  so  mag  schon  die  zu  Grunde  liegende 
Auffassung  Bedenken  erregen.   Ist  ihre  Berechtigung  meines  Wissens  nicht 
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216]  gerade  bestritten,  so  ist  sie  uns  jedenfalls  nicht  geläufig;  die  rechts- 
geschichtliche Darstellung  hat  bisher  kaum  Veranlassung  gefunden,  diese 
Seite  des  Verhältnisses  bestimmter  zu  beachten.  Glaube  ich  aber  nach  dem 
Gesagten,  dass  diese  Seite,  sobald  man  sie  überhaupt  für  beachtenswerth 
halt,  keine  andere  Beurtheilung  zulässt,  so  dürften  die  Einzeluntersuchungen 
auch  ergeben,  dass  es  sich  da  insbesondere  für  die  Forschung  keineswegs 
um  eine  müssige  Frage  handelt;  dass  für  manche  Erscheinung  eine  aus- 
reichende Erklärung  durchaus  fehlen  würde,  wenn  wir  nicht  beachten, 
dass  der  Begriff  der  blossen  Sitte  ein  entgegenstehendes  Recht  zur  Vor- 
aussetzung hat,  dass  also  auch  alles  aus  Sitte  erwachsene  spätere  Recht  zu 
dem  in  einer  frühem  Zeit  geltenden  Rechte  in  nothwendigem  Gegensätze 
stehen  muss. 

217.  Mit  dem  über  das  Verhältniss  von  Sitte  und  Recht  Bemerkten 
glaube  ich  der  Aufgabe  der  Begründung  der  eingehaltenen 
Methode  so  weit  genügt  zu  haben,  als  mir  die  Bedenken  Anderer,  wie 
solche,  welche  sich  mir  selbst  im  Laufe  der  Untersuchungen  fühlbar  mach- 
ten, dazu  Veranlassung  boten.  Ich  glaube  danach  davon  ausgehen  zu  dür- 
fen, dass  wenigstens  theoretisch  die  Möglichkeit  vorliegt,  auf  Grundlage 
einer  Vergleichung  der  uns  bekannten  spätem  Gestaltung  der  ostgermani- 
schen Rechte  zu  einem  durchaus  sichern  Urtheil  über  ihren  verwandt- 
schaftlichen Zusammenhang  und  die  grössere  oder  geringere  Ursprüng- 
lichkeit ihrer  Bestimmungen  zu  gelangen ;  und  damit  denn  auch  zur  Lösung 
der  weitern  ins  Auge  gefassten  Aufgaben  des  Nachweises  der  Zugehörigkeit 
einzelner  Rechte  zur  ostgermanischen  Gruppe  und  der  ursprünglichsten 
Gestaltung  der  Erbenfolge  zunächst  für  diesen  Kreis  von  Rechten. 

Mit  der  theoretischen  Möglichkeit  ist  freilich  nichts  gewonnen,  wenn 
es  im  Einzelfalle  an  ausreichenden  Haltpunkten  fehlt,  um  auf  Grund  der 
gefundenen  Regeln  ein  gesichenes  Urtheil  zu  gewinnen.    Um  zu  prüfen,  i 

in  wie  weit  solche  für  jene  Aufgaben  zu  Gebote  stehen,  sehen  wir  uns  auf         I 
das  Uebergehen  zu  Einzeluntersuchungen  hingewiesen.    Denn  ' 

eine  Vergleichung  der  gesammten  Rechte,  wenn  auch  nur  auf  dem  von 
uns  überhaupt  beachteten  Gebiete,  würde  nur  dann  ein  Ergebniss  ver- 
sprechen, wenn  wir  dieselben  in  dem  uns  vorliegenden  Bestände  als  aus 
einander  abgeleitete  zu  betrachten  hätten.  Das  aber  ist  nach  dem  S  22  Be- 
merkten von  vornherein  nicht  zu  erwanen. 

Bei  den  uns  vorliegenden  Rechten  kann  es  sich  immer  nur  um  ge- 
meinsames Zurückgehen  auf  unbekannte  Glieder  handeln,  welchen  bald 
das  eine,  bald  das  andere  der  abgeleiteten  näher  steht,  wodurch  sich  für 
die  Einzelbestandtheile  der  Rechte  sehr  verschiedene  Ableitungsverhältnisse 
ergeben.  Wir  sahen  uns  daher,  vgl.  S  52,  als  Grundlage  aller  bezüglichen 
Untersuchungen  darauf  hingewiesen,  die  Rechte  in  Einzelbestimmungen 
zu  zerlegen  und  zunächst  den  Zusammenhang  dieser  zu  untersuchen.  Erst 
aus  dem  Zusammenfassen  der  Ergebnisse  solcher  Prüfung  wird  sich  dann 
der  Zusammenhang  der  gesammten  Rechte  folgern  lassen.  Wir  sehen  uns 
damit  bestimmt  darauf  hingewiesen,  auch  die  Erbenfolge,  und  was  mit  ihr 
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zusammenhängt,  in  Einzelverhältnisse  zu  zerlegen  und  jedes  derselben 
durch  den  ganzen  Kreis  der  zu  beachtenden  Rechte  zu  verfolgen,  um  für 
dasselbe  den  besondern  Zusammenhang  festzusteUen. 

In  welcher  Folge  das  geschieht,  ist  für  den  Endzweck  gleichgiltig. 
Mag  dieselbe  mehrfach  als  eine  ziemlich  willkürliche  erscheinen,  so  stützt 
sie  sich  im  allgemeinen  auf  die  Erwägung,  in  wie  weit  es  angemessen  sei, 
dieses  oder  jenes  Verhältniss  früher  oder  später  zur  Sprache  zu  bringen, 
weil  das  Ergebniss  für  die  Untersuchung  anderer  einen  zweckmässigen 
Ausgangspunkt  bietet,  die  Erörterung  derselben  erleichtert. 

Auch  der  Gang  der  Einzeluntersuchungen  wird  durch  die  verschie- 
densten Zweckmässigkeitsrücksichten  beeinflusst  sein  können.  Schon  S  1 1 
betonte  ich,  dass  ich  keinen  Werth  darauf  lege,  den  Schein  voraussetzungs- 
loser Untersuchung  einzuhalten.  Insbesondere  werde  ich  das,  was  mir  die 
Gesammtuntersuchung  schliesslich  über  dfen  Zusammenhang  und  die  Ur- 
sprUnglichkeitsverhältnisse  der  Rechte  zu  ergeben  schien,  vgl.  $65  ff.,  schon 
bei  den  Einzeluntersuchungen  insofern  vielfach  verwenhen,  als  ich  erwäge, 
wie  sich  daraufhin  die  Entwicklung  des  Einzelverhältnisses  gestaltet  haben 
dürfte,  um  dann  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  hier  vorliegenden  Haltpunkte 
die  vorläufige  Annahme  erweisen  oder  wenigstens  mit  ihr  vereinbar  sind. 
Halte  ich  danach  das  gothisch-spanische  Recht  für  das  dem  ostgermanischen 
Urrechte  am  nächsten  stehende,  so  werde  ich  bei  der  Einzelerörterung  in 
der  Regel  von  diesem  ausgehen,  nachzuweisen  suchen,  wie  sich  da  auch 
beim  Abweichen  der  Lex  in  den  spätem  Quellen  altgermanisches,  also 
gothisches  Recht  erhalten  haben  muss;  in  wie  weit  weiter  dieses  sich  durch 
den  nähern  Anschluss  an  westgermanisches,  insbesondere  fränkisches  Recht, 
und  die  Möglichkeit,  die  entsprechenden  Bestimmungen  der  andern  ost- 
germanischen Rechte  aus  ihm  abzuleiten,  im  Einzelfalle  diesen  gegenüber 
als  das  ursprünglichere  erweist,  und  wie  sich  danach  zunächst  im  Einzel- 
falle der  Zusammenhang  dieser  gestaltet.  Und  wird  da  die  Untersuchung 
des  Einzelverhältnisses  an  und  für  sich  oft  die  ausreichenden  Haltpunkte 
vermissen  lassen,  so  werde  ich  es  am  Schlüsse  versuchen  nachzuweisen, 
wie  wenigstens  die  Zusammenfassung  der  Einzelergebnisse  keinen  Zweifel 
lassen  dürfte,  dass  unsere  vorläufigen  Annahmen  über  den  Zusammenhang 
der  Rechte  wohlbegründete  waren. 


Vn.  Verwandtschaftszählung. 

218.  Bei  den  Germanen  findet  noch  in  späterer  Zeit  zuweilen  die 
Anschauung  Ausdruck,  dass  es  für  die  Blutsfreundschaft  keine  feste  Gränze 
gebe,  dass  Rechte  und  Pflichten  derselben  so  weit  reichen,  als  noch  ein 
Tropfen  gemeinsamen  Blutes  nachweisbar  ist;  vgl.  Brunner  R.  G.  1,82. 
Das  scheint  denn  auch  im  Erbrecht  wohl  zur  Geltung  zu  gelangen,  insofern 
wir  nicht  selten  auf  die  Angabe  stossen,  dass  der  nächste  Biutsfreund  das 
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218]  Erbe  nehmen  soll,  ohne  irgendwelche  Andeutung,  dass  dieses  Recht 
an  eine  bestimmte  Gränze  gebunden  sei ;  später  zuweilen  mit  dem  aus- 
drücklichen Bemerken,  dass  das  Recht  ein  unbegrflnztes  sei;  vgl.  Stobbe 
Privatr.  5,76.  Aber  es  dürfte  sich  nicht  rechtfertigen,  auf  solche  und  ähn- 
liche Haltpunkte  hin  anzunehmen,  dass  den  germanischen  UrzustHnden 
eine  Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft  überhaupt  fremd 
gewesen  sei. 

Finden  wir  in  geschichtlicher  Zeit  eine  solche  Gränze  nicht  blos  be- 
züglich der  Erbenfolge,  sondern  bezüglich  der  mannichfachsten  Rechte  und 
Pflichten  der  Blutsfreundschaft  in  den  verschiedensten  germanischen  Rech- 
ten angegeben,  so  lässt  das  natürlich  an  und  für  sich  nicht  schon  einen 
Schluss  auf  die  Urzeit  zu.  Es  konnte  sich  allmählig  bei  verschiedenen 
Stämmen  dasselbe  Bedürfniss  in  gleicher  Weise  geltend  machen.  Auffallen- 
der ist  es  schon,  dass  die  Ausdehnung  der  Gränzen,  obwohl  dieselben  für 
verschiedene  Zwecke  wohl  verschieden  bestimmt  waren,  dennoch  so  häutig 
auch  bei  nichtnächstverwandten  Stämmen  übereinstimmt.  Massgebend  aber 
für  die  Annahme,  dass  es  sich  bei  den  Abgränzungen  der  Verwandtschaft 
für  diesen  oder  jenen  Zweck  um  eine  in  urgermanische  Zeiten  zurück- 
reichende Auffassung  handeln  muss,  scheint  mir  der  Umstand  zu  sein,  dass 
bezüglich  der  Art  und  Weise,  wie  man  für  solche  Zwecke  die  Sippe  ge- 
glieden  dachte  und  dem  entsprechend  bis  zur  Gränze  zählte,  sich  eine  so 
grosse  Uebereinstimmung  insbesondere  auch  zwischen  ostgermanischea 
und  westgermanischen  Rechten  zeigt,  dass  dieselbe  sich  schwerlich  bei 
selbstständiger  Entwicklung  so  hätte  ergeben  können.  Und  zwar  um  so 
weniger,  als  für  verschiedene  Zwecke,  etwa  für  Erbenfolge  und  für  Theil- 
nahme  an  der  Fehde,  die  Gränze  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten  be- 
stimmt erscheint,  und  sich  dennoch  die  Uebereinstimmung  hier,  wie  dort, 
in  gleicher  Weise  ergibt,  oder  wenigstens  die  späteren  Gestaltungen  trotz 
ihrer  Abweichungen  unschwer  erkennen  lassen,  dass  sie  sich  von  derselben 
ursprünglichen  Auffassung  aus  entwickelt  haben  müssen. 

Verstehen  wir  nun  unter  der  Sippe  die  gesammte  Blutsverwandtschaft, 
so  weit  sich  noch  irgendwelche  Rechtswirkungen  an  dieselbe  anknüpfeOn 
erscheint  dieselbe  damit  als  ein  nach  aussen  geschlossener  Kreis,  so  sind 
innerhalb  desselben  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreundschaft  nicht  die- 
selben; es  ergeben  sich  damit  Abgränzungen  innerhalb  derSippe. 
Kommen  Rechte  und  Pflichten  auch  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Empfang 
und  Zahlung  des  Wehrgeldes,  für  alle  Blutsfreunde  zur  Geltung,  so  ent- 
fallen doch  auf  gewisse  Klassen  derselben  grössere,  auf  andere  geringere 
Beträge.  In  andern  Fällen,  wie  bei  der  Erbenfolge,  wird  das  eventuelle 
Recht  der  einen  überhaupt  nur  wirksam,  wenn  Venreter  der  andern  fehlen. 
Ueberall  begegnen  wir  nun  der  Auffassung,  dass  Rechte  und  Pflichten  sich 
abstufen  nach  der  grössern  oder  geringeren  verwandtschaftlichen  Entfer- 
nung von  der  Person,  die  das  Wirksamwerden  des  Verbandes  der  Sippe 
veranlasst,  des  Erblassers,  des  Erschlagenen,  des  Angeklagten,  welche  wir 
da,  wo  wir  einer  für  alle  Fälle  verwendbaren  Bezeichnung  bedürfen,  etwa 
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die  Ausgangsperson  nennen  können.  Denn  die  Sippe  im  Sinne  eines 
bezüglich  der  Rechtswirksamkeit  der  Verwandtschaft  bestimmt  abgegränzten 
Kreises  ist  nicht  etwas  an  und  für  sich  Gegebenes,  wie  bereits  S  1 87  be- 
tont wurde.  Sie  gestaltet  sich  erst  durch  die  Beziehung  auf  eine  bestimmte 
Person,  die  ihren  Mittelpunkt  bildet,  so  dass  für  jede  Person  die  Sippe  eine 
anders  abgegränzte  sein  wird ;  lediglich  für  zwei  Vollgeschwister  deckt  sich 
ihr  Umfang. 

Wie  die  äussere  Abgrflnzung,  kann  sich  daher  auch  die  innere  Glie- 
derung der  Sippe  unmittelbar  oder  doch  mittelbar  nur  an  diese  Person  an- 
knüpfen. Dabei  muss  für  die  Abstufung  nicht  gerade  ausschliesslich  die 
Nähe  des  Bluts  massgebend  sein.  Die  besondere  Art  der  Verwandtschaft 
zur  Ausgangsperson  kann  da  Abweichungen  bedingen,  etwa  der  entfern- 
tere Nachkomme  als  der  Ausgangsperson  enger  verbunden  behandelt  wer- 
den, als  der  nähere  Vorfahre  oder  Seitenverwandte.  Das  können  wir  für 
die  nächsten  Zwecke  als  Ausnahme  unberücksichtigt  lassen  und  davon 
ausgehen,  dass  Grenze  und  Mass  der  Rechte  und  Pflichten  sich  im  allge- 
meinen nach  der  Entfernung  von  der  Ausgangsperson  als  Mittelpunkt  der 
Sippe  bestimmen  sollten. 

219«  Damit  aber  ergab  sich  das  Bedürfniss  irgendwelcher 
Zählung  jedenfalls  dann,  wenn  es  sich  um  entferntere  Verwandte  han- 
delte, um  beurtheilen  zu  können,  ob  sie  noch  in  die  Gränze  fielen  oder 
nicht,  ob  von  ihnen  dieser  oder  jener  der  Näherverwandte  war.  Es  bedurfte 
dazu  nicht  gerade  einer  ausdrücklichen  Zählung,  wenn  man  einen  Ersatz 
durch  Verwandtschaftsbezeichnungen  vorfand,  welche  ohnehin 
den  Abstand  von  der  Ausgangsperson  zweifellos  erkennen  und  sich  damit, 
wo  das  einen  Zweck  hatte,  unmittelbar  in  eine  Zählung  umsetzen  liessen. 
Waren  der  einfachen  Verwandtschaftsbezeichnungen  bei  den  Germanen 
nur  wenige,  so  konnte  man  sich  durch  Zufügungen  und  Zusammensetzun- 
gen ziemlich  weit  durchhelfen,  ohne  zu  Ordnungszahlen  greifen  zu  müssen. 
Sprechen  etwa  die  Franzosen,  gewiss  im  Anschluss  an  altfränkischen 
Sprachgebrauch,  vom  Arriere  -petit-fils,  oder  die  Friesen  und  Dänen  von 
einem  Kindeskindskinde,  vgLRichthofen  Quellen  563,SchlyterCorpusg,5 1 1 , 
so  liegt  darin  eben  so  wohl  eine  Zählung,  als  wenn  nach  angelsächsischem 
Sprachgebrauch  der  Urenkel  ausdrücklich  als  dritter  Sohn  bezeichnet  wer- 
den konnte;  vgl.  Amira  Erbenf.  77. 

Auch  jede  Seitenverwandtschaft  liess  sich  in  dieser  Weise  genau  an- 
geben. Zur  Noth  würden  auch  da  die  lediglich  das  Verhältniss  der  Er- 
zeugten und  Erzeugenden  ins  Auge  fassenden  Ausdrücke  genügt  haben ; 
man  hätte  auch  den  Bruder  der  Ausgangsperson  als  deren  Vaterssohn  be- 
zeichnen können.  Pflegte  nun  aber  der  Sprachgebrauch  mindestens  noch 
das  Verhälmiss  der  Geschwister  zu  einander  unmittelbar  zu  bezeichnen, 
so  waren  schon  damit  zusammengesetzte  Ausdrücke  erleichtert,  welche  den 
ganzen  Zusammenhang  von  der  Ausgangsperson  ab  berücksichtigten ;  sprach 
man  von  einem  Vatersbruderstochtersohne,  so  liess  sich  danach  nicht  allein 
die  Entfernung  leicht  bestimmen,  sondern  es  war  damit  auch  die  Art  der 
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319]  Verwandtschaft  möglichst  genau  angegeben.  Zumal  da,  wo  auf  diese 
besonderes  Gewicht  gelegt  wurde,  etwa  wegen  verschiedener  Behandlung 
des  Mannsstammes  und  Weiberstammes,  bediente  man  sich  denn  auch 
wohl  mit  Vorliebe  solcher  Bezeichnungen. 

Aber  sie  waren  doch  zu  weitschweifig,  als  dass  man  sich  auch  dann, 
wenn  das  keinen  besondern  Zweck  hatte,  mit  ihnen  begnügt  haben  sollte. 
Es  standen  einfache  Bezeichnungen  entfernterer  Verwandt- 
schaft zu  Gebote,  welche  unmittelbar  ein  mit  der  Ausgangsperson  durcli 
andere  Glieder  verbundenes  Glied  ins  Auge  fassten,  wie  das  strenggenom- 
men schon  bei  den  Geschwistern  zutraf;  sei  es,  dass  man  solche  Ausdrücke 
im  eigenen  Sprachsatze  schon  vorfand,  sei  es,  dass  man  sie  aus  andern 
Sprachen  übernahm.  Man  sprach  etwa  von  Enkeln  oder  Vettern.  Derartige 
Ausdrücke  hatten  sichtlich  früher  oft  eine  wenig  feste  Bedeutung,  konnten 
Blutsfreundschaft  verschiedener  Art  und  Entfernung  zusammenfassen.  Hat- 
ten oder  gewannen  solche  Bezeichnungen  aber  eine  feste,  eine  ganz  be- 
stimmte Entfernung  von  der  Ausgangsperson  bezeichnende  Bedeutung,  so 
konnte  man  sogleich  von  da  aus  unter  Verwendung  der  für  die  nächste 
Verwandtschaft  üblichen  Bezeichnungen  weiter  gehen,  von  Kindern  von 
Enkeln  oder  Vettern  oder  auch  von  einem  Grossoheim  oder  Arriere-neveu 
reden. 

Oder  aber  man  konnte  nun  mit  einer  Zählung  einsetzen,  von  zweiten 
Enkeln  oder  zweiten  Vettern  sprechen.  Der  besondere  Sprachgebrauch 
konnte  da  in  verschiedenster  Weise  einfache  und  zusammengesetzte  Be- 
zeichnungen und  Zählung  zusammenwerfen;  neben  Geschwisterenkeln 
oder  Geschwisterkindskindern  finden  sich  unter  Eingreifen  der  Zählung 
auch  die  Ausdrücke  Andrergeschwisterkinder  oder  dritte  Kinder.  In  solchen 
und  ähnlichen  Fällen  handelt  es  sich,  was  für  manche  der  weitern  Erönc- 
rungen  zu  beachten  sein  wird,  überhaupt  nicht  um  irgendwelche  Zählung 
der  gesammten  Sippe  von  der  Ausgangsperson  aus,  sondern  um  Verbin- 
dung einer  Zählung  mit  Bezeichnungen  entfernterer  Ver- 
wandtschaft, wobei  die  eingreifende  Zählung  bei  irgendwelcher  Person 
beginnt,  deren  Entfernung  von  der  Ausgangsperson  ohnehin  genau  genug 
bezeichnet  ist;  spricht  man  von  einem  zweiten  Enkel,  so  ist  damit  auch 
ohne  durchgreifende  Zählung  bestimmt  genug  gesagt,  dass  dieser  im  dritten 
Gliede  von  der  Ausgangsperson  steht. 

Handelte  es  sich  aber  dabei  überall  nicht  blos  um  die  Bezeichnung 
der  Entfernung,  sondern  auch  der  verwandtschaftlichen  Stellung,  so  konnte 
es  nun  allerdings  da,  wo  diese  gar  nicht  ins  Gewicht  fiel,  nahe  liegen,  zu 
lediglich  die  Entfernung  ins  Auge  fassenden  einheitlichenZählungen 
der  gesammten  Sippe  zu  greifen,  um  danach  Rechte  und  Pflichten 
der  Verwandtschaft  zu  bestimmen.  Derartige  Zählungen  haben,  wie  ich 
denke,  den  Germanen  nie  gefehlt ;  spätere  Erörterungen  scheinen  vielmehr 
darauf  hinzudeuten,  dass  solche  einheitliche  durchgreifende  Zählungen 
wohl  wieder  zurückgedrängt  wurden,  weil  in  gewissen  Verhältnissen  erst 
mit  der  Zeit  weniger  Gewicht  auf  die  Entfernung,  als  auf  die  Art  der  Ver- 
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wandtschaft,  etwa  den  Unterschied  des  Mannsstammes  und  Weiberstammes, 
gelegt  wurde. 

Jedenfalls  sind  in  den  Quellen,  auf  deren  Benutzung  wir  hingewiesen 
sind,  die  Fälle  die  seltneren,  wo  die  Zählung  ohne  alle  Rücksicht  auf  die 
Art  der  Verwandtschaft  von  ersten,  zweiten  oder  dritten  Blutsfreunden 
spricht,  als  wo  dieselbe  sich  nur  auf  bestimmte  Klassen  von  Verwandten 
erstreckt  oder  auch  ohne  alle  ausdrückliche  Zählung  die  Entfernung  sich 
nur  aus  den  verwandtschaftlichen  Bezeichnungen  ergibt.  Nun  wird  es  aber 
nach  dem  Gesagten  gestanet  sein,  auch  da  von  einer  Zählung  zu  sprechen, 
insofern  die  gebrauchten  Bezeichnungen  sich  durchweg  auf  eine  Zählung 
übertragen  lassen,  hinlänglich  zeigen,  wie  gezählt  sein  würde,  wenn  der 
Stamm  sich  in  derselben  Weise  der  Ordnungszahlen  bedient  hätte,  wie  das 
bei  andern  Stämmen  der  Fall  war.  Wir  werden  dann  auch  aus  ihnen  eben 
so  wohl,  wie  aus  eigentlichen  Zählungen,  schliessen  können,  wie  sich  der 
Stamm  die  Sippe  gegliedert  dachte,  nach  welchen  Gesichtspunkten  er  die 
Entfernung  von  der  Ausgangsperson  bemass.  Denn  die  Erörterung  wird 
ergeben,  dass  diese  keineswegs  überall  dieselben  waren,  dass  insbesondere 
auch  die  Zwecke,  für  welche  gezählt  wurde,  da  manchen  Unterschied  ver- 
anlassten. 

2^.  Suchen  wir  uns  zunächst  die  möglichen  Arten  der  Be- 
stimmung der  Entfernung  von  der  Ausgangsperson  zu  ver- 
gegenwärtigen, so  kann  da  in  der  geraden  absteigenden  und  aufstei- 
genden Linie  wohl  von  einem  Unterschiede  der  Bezeichnungsweise,  nicht 
aber  der  Zählung  die  Rede  sein.  Ob  da  die  Endperson  etwa  als  Grossvater, 
Vatersvater  oder  als  zweiter  Vater  bezeichnet  wurde,  begründet  insofern  kei- 
nen Unterschied,  als  sich  unmittelbar  ergibt,  dass  sie  immer  nur  als  zweite 
Person  von  der  Ausgangsperson  aufgefasst  werden  kann.  Denn  die  N  i  c  h  t- 
zählung  der  Ausgangsperson  ergibt  sich  hier  unmittelbar  daraus, 
dass  der  Ausdruck  Vater,  an  den  die  Zählung  anschliesst,  die  Ausgangs- 
person selbst  nicht  trifft,  schon  eine  bestimmte  Beziehung  und  Entfer- 
nung voraussetzt.  Das  ist  dann  ebenso  überall  der  Fall,  wo  die  Bezeich- 
nung dessen,  was  gezählt  wird,  auf  Erzeugung  oder  auf  Abstand  deutet. 
So  wenn  in  der  absteigenden  Linie  von  zweiter  Geburt  oder  zweitem  Blut 
die  Rede  ist,  oder  auf  beiden  Linien  von  einem  zweiten  Knie,  Gliede  oder 
Grade.  Mit  der  Ausgangsperson  ist  ein  Knie  oder  Grad  überhaupt  noch 
nicht  vorhanden ;  von  einem  solchen,  mag  man  dabei  nun  an  den  Zwischen- 
raum oder  an  die  Endperson  denken,  kann  überhaupt  erst  die  Rede  sein, 
wenn  eine  andere  Person  zu  ihr  in  Beziehung  gebracht  wird. 

Dagegen  liesse  sich  nun  allerdings  an  Mitzählung  der  Aus- 
gangsperson denken,  wenn  das  Gezählte  so  bezeichnet  ist,  dass  die 
Bezeichnung  auch  für  jene  zutreffen  würde.  Das  aber  dürfte  etwa  nur  die 
im  Norden  mehrfach  übliche  Zählung  nach  Männern  treffen.  Als  dritter 
Mann  kann  an  und  für  sich  der  Enkel  bezeichnet  werden,  insofern  die  Aus- 
gangsperson schon  als  erster  Mann  gefasst  werden  konnte.  Aber  auch  der 
Urenkel,  falls  der  Sprachgebrauch  sich  dahin  festgestellt  hatte,  bei  solcher 
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320]  Zählung,  entsprechend  den  übrigen,  an  die  Entfernung  von  einer  un- 
gezählten Ausgangsperson  zu  denken.  Wir  werden  darauf  zurückkommen 
und  finden,  dass  das  Letztere  durchweg  zutrifft. 

Sehen  wir  davon  ab,  so  ergeben  schon  die  Bezeichnungen  an  und 
für  sich,  dass  es  sich  in  der  geraden  Linie  um  Zählung  von  Abständen 
handelt  und  damit  Mitzählung  des  Ausgangspunktes  ausgeschlossen  ist. 
Nun  ist  es  ja  richtig,  dass  in  solchen  Dingen  Gedankenlosigkeiten  eingreifen 
und  sich  dann  festsetzen  können.  Wie  wir  leicht  durch  die  Bezeichnung 
verführt  werden,  nicht  zu  beachten,  dass  das  hundertste  Jahr  nicht  das  neue 
Jahrhundert  beginnt,  sondern  das  ablaufende  beschliesst,  so  konnte  man 
ja  auch  dazu  gelangen,  den  Stammvater  als  erstes  Glied  der  von  ihm  ab- 
steigenden Linie  zu  zählen.  Wir  werden  vereinzelt  auf  solche  Zählung 
treffen.  Aber  ich  denke,  dass  sich  da  nachweisen  lassen  wird,  dass  die 
Zählung  sich  entweder  anders  auffassen  lässt,  oder  dass,  wo  sie  wirklich 
so  aufzufassen  ist,  es  sich  nur  um  Missgriffe  in  einzelnen  Quellen  handelt, 
so  dass  weder  für  Angelsachsen,  noch  für  Longobarden,  für  welche  das 
geltend  gemacht  ist,  sich  ein  Mitzählen  des  Ausgangsgliedes  ergibt.  Ich 
glaube  von  demselben  denn  auch  vorläufig  ganz  absehen  zu  dürfen,  bis 
uns  die  Erörterung  auf  die  Einzelfälle  zurückführt. 

221,  Von  wesentlichen  Unterschieden  kann  erst  bei  den  mögli 
chen  Arten  der  Zählung  der  Seitenverwandten  die  Rede  sein. 
Die  Bezeichnungen,  deren  ich  mich  bei  dtr  folgenden  Uebersicht  und  dann 
auch  weiter  überall  bedienen  werde,  bedürfen  keiner  Erläuterung.  Bezeichne 
ich  mit  A  die  Ausgangsperson,  mit  B,  C  u.  s.  w.  die  Glieder  der  aufstei- 
genden Linie,  so  lässt  sich  durch  Zufügung  der  Ziffer  zum  bezüglichen 
Buchstaben  auch  jedes  Glied  der  Seitenlinien  genau  kennzeichnen.  Die 
Ziffern  aber  habe  ich  dann  nicht  nach  dem  Abstände  von  der  aufsteigenden 
Linie,  sondern  nach  dem  Abstände  von  der  Ausgangsperson  bestimmt,  weil 
mir  das  bei  manchen  spätem  Erörterungen  die  Uebersicht  wesentlich  zu 
erleichtern  schien. 

Wir  sind  nun  an  die  Auffassung  gewöhnt,  dass  jede  Zählung  un- 
mittelbar oder  mittelbar  zunächst  die  Zahl  der  Zeugungen  von  der  Aus- 
gangsperson zur  Endperson  und  damit  bei  Seitenverwandtschaft  die  ge- 
brochenen Linien  oder  die  beiden  Zeugungslinien  im  Auge  haben  müsse ; 
dass  behufs  Bestimmung  der  Entfernung  zwischen  A  und  D7  entweder 
von  A  aus  bis  D  aufwärts  und  wieder  bis 
zu  Dy  abwärts,  oder  aber  von  D  aus  einer- 
seits bis  A,  andererseits  bis  Dy  zu  zählen  sei. 

Aber  ich  möchte  doch  von  vornherein 
darauf  hinweisen,  dass  sich  da  möglicher- 
weise auch  eine  andere  Auffassung  geltend 
gemacht  haben  kann.  War  die  Aufgabe  die,  ^' 
die  Entfernung  einer  Person  von  A  zu  be- 
stimmen, so  konnte  es  doch  sehr  nahe  liegen, 
zunächst  nicht  die  durch  Zeugungen  ver- 
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bundenen  gebrochenen  Linien  ins  Auge  zu  fassen,  sondern  die  einfache 
Querlinie  von  A  bis  D6y  welche  A  mit  den  in  der  gleichen  Generation 
Stehenden,  den  Geschwistern  und  den  Vettern  im  weitern  Sinne,  verband, 
und  auf  dieser  zu  zählen.  Und  führte  dann  solche  Zahlung  auf  der 
Q  u  erlin  ie  allerdings  auf  der  weiterhin  als  gleiche  Querlinie  bezeichneten 
Vettemlinie  selbst  zu  einem  der  Zahl  der  Zeugungen  wenigstens  entspre- 
chenden Verhaltnisse,  so  konnte  sich  das  anders  gestalten,  wenn  man  in 
diese  Zählung  auch  die  nicht  in  der  gleichen  Querlinie,  sondern  in  den 
zunächst  durch  Oheim  und  Neffen  bestimmten  Querlinien  stehenden  Per- 
sonen einbeziehen  wollte ;  wir  werden  jene  weiterhin  als  obere  und  untere 
ungleiche  Querlinie  bezeichnen.  Glaube  ich,  dass  eine  solche  Zählung  auf 
der  Querlinie,  die  auch  in  deutschen  Quellen  wohl  als  Zwerchlinie  erwähnt 
wird,  nicht  blos  eine  naheliegende,  sondern  auch  durchaus  übliche  war, 
so  ist  sie  doch  meines  Wissens  als  massgebend  für  germanische  Auffassung 
bisher  nie  geltend  gemacht,  so  dass  sie  in  den  zunächst  zu  benutzenden 
Quellen  sich  jedenfalls  unmittelbar  kaum  kenntlich  machen  wird  und  wir 
von  ihr  absehen  können,  bis  uns  die  Untersuchung  bestimmter  auf  sie  hin- 
weisen wird. 

332.  Sollte,  wie  das  zweifellos  auch  bei  den  Germanen  vielfach  zu- 
traf, zunächst  die  Zahl  der  Zeugungen  massgebend  sein,  so  ist  wenigstens 
die  allgemein  verwendbarste  und  einfachste  Art  die  der  römischen  entspre- 
chende Zählung  der  zwischen  beiden  Personen  liegenden  Zeugungen ;  wel- 
che dann,  da  alle  Seitenverwandtschaft  durch  gemeinsame  Stammeltern 
vermittelt  ist,  immer  eineZählung  auf  der  gebrochenen  Linie  sein 
muss,  welche  von  der  Ausgangsperson  aufwärts  bis  zum  Stammvater  und 
von  diesem  wieder  abwärts  zur  Endperson  verläuft.  Ob  man  dabei  nach 
römischer  Auffassung  zunächst  die  Zeugungen,  beziehungsweise  die  durch 
dieselben  gegebenen  Zwischenräume  zwischen  den  Personen,  oder  die  Per- 
sonen selbst  für  die  Zählung  ins  Auge  fasst,  bleibt  sich  gleich.  Zwischen 
A  und  D6  liegen  sechs  Zeugungen;  ebenso  aber  ist  D6  auch  die  sechste 
Person  oder  das  sechste  Glied  von  A  ab  gezählt,  da  die  Nichtzahlung  von 
A  hier  ebenso  selbstverständlich  ist,  wie  bei  der  geraden  Linie.  Es  ist  weiter 
der  Punkt,  wo  die  Linie  gebrochen,  für  die  Zählung  selbst  ganz  gleichgiltig ; 
D^  steht  ebenso  im  fünften  Gliede  von  Ay  wie  C^. 

Daraus  ergibt  sich  einerseits  der  Nachtheil,  dass  diese  Zählung  die 
Art  der  Verwandtschaft  in  keiner  Weise  erkennen  lässt;  heisst  es,  dass  Je- 
mand im  dritten  Grade  verwandt  ist,  so  kann  das  eben  so  wohl  die  obere, 
wie  die  untere  Querlinie  trefl'en ;  er  kann  Oheim,  aber  auch  Neffe  sein. 
Andererseits  aber  ist  eben  dadurch  die  allgemeine  und  unmittelbare  Ver- 
wendbarkeit dieser  Zählung  in  allen  Fällen  gegeben,  wo  lediglich  die  Ent- 
fernung von  der  Ausgangsperson  in  Frage  kommt.  Sie  bezeichnet  diese 
unmittelbar,  lässt  daher  insbesondere  auch  sofort  erkennen,  ob  von  zwei 
Mitgliedern  der  Sippe,  auch  wenn  sie  eine  ganz  verschiedene  verwandt- 
schaftliche Stellung  einnehmen,  das  eine  oder  das  andere  dem  Ausgange 
näher  steht. 
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223«  Trotz  der  Einfachheit  und  Verwendbarkeit  dieser  Zählung  wird 
durchweg  angenommen,  dass  sie  den  Germanen  ursprünglich  nicht  bekannt 
gewesen,  dass  sie  da,  wo  wir  ihr  in  germanischen  Rechtsquellen,  wie  etwa 
in  der  westgothischen  Lex,  begegnen,  von  den  Römern  übernommen  sei. 
Wir  werden  die  Richtigkeit  dieser  Annahme  später  zu  prüfen  haben.  Ist 
man  bei  derselben,  wie  ich  denke,  zu  weit  gegangen,  dürfte  sich  ergeben, 
dass  jene  durchlaufende  Zählung  auf  der  gebrochenen  Linie  für  gewisse 
Zwecke  den  Germanen  von  jeher  bekannt  gewesen  sein  muss,  so  ist  ande- 
rerseits zweifellos,  dass  dieselben  da,  wo  sie  überhaupt  leicht  verwendbar 
war,  sich  mit  Vorliebe  einer  andern,  der  Zählung  auf  den  absteigen- 
den Linien,  bedienten.  Führt  jede  Verwandtschaft  zweier  Personen  auf 
ein  Stammelternpaar  zurück,  so  kann  man  auch  von  diesem  abwärts  die 
Glieder  bis  zu  beiden  zählen  und  erhält  dann  durch  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Zusammenrechnung  ganz  dasselbe  Ergebniss,  wie  bei  der 
durchlaufenden  Zählung.  Sagen  wir,  dass  A  vom  gemeinsamen  Stamm- 
vater C  im  zweiten,  Cß  aber  im  dritten  Gliede  steht,  so  ist  mit  andern 
Worten  nur  dasselbe  gesagt,  als  wenn  wir  von  A  ab  zählend  uns  dahin 
ausdrücken,  dass  C$  im  fünften  Gliede  von  A  steht. 

Erscheint  damit  auf  den  ersten  Blick  die  Zählung  beider  Linien  als 
ein  überflüssiger  Umweg,  um  zu  demselben  Ergebnisse  zu  gelangen,  so 
ergibt  sich  dennoch  unminelbar,  was  diese  An  der  Zählung  bevorzugen 
lassen  konnte.  Lässt  die  Angabe,  dass  eine  Person  im  fünften  Gliede  von 
A  steht  wegen  Nichtberücksichtigung  des  ßrechungspunktes  es  zweifelhaft, 
ob  das  die  Stellung  C^  oder  D$,  oder  auch,  bei  weiterer  Fortführung  in 
angedeuteter  Weise,  ein  Bß  oder  Fß  trifft,  so  ist  mit  der  Angabe,  dass  A 
im  zweiten,  Cß  im  dritten  Gliede  steht,  auch  der  ßrechungspunkt  und  damit 
ausser  der  Entfernung  auch  die  Art  der  Verwandtschaft  genau  bezeichnet; 
Cß  kann  dann  nur  Kind  eines  Vetters  von  A  sein.  Auch  kann  diese  Zäh- 
lung nöthigenfalls  für  jeden  Zweck  verwandt  werden.  Handelt  es  sich  etAva 
für  Zwecke  des  Erbrechts  darum,  ob  Cß  oder  D6  dem  Erblasser  näher 
steht,  so  lässt  die  Angabe,  dass  A  mit  C5  im  zweiten  und  dritten,  mit  D6 
im  dritten  und  dritten  Grade  verwandt  sei,  das  Verhältniss  eben  so  genau 
erkennen,  als  wenn  unmittelbar  gesagt  wird,  dass  es  sich  da  um  den  ftlnhen 
und  sechsten  Grad  handle.  Aber  es  liegt  doch  auf  der  Hand,  dass  da,  wo 
nichts  in  Frage  kam,  als  die  beiderseitige  Entfernung  ohne  alle  Rücksicht 
auf  die  Art  der  Verwandtschaft,  die  letztere  Art  der  Zählung  die  einfkchere 
und  näherliegendere  war  und  für  die  Verwendung  der  umständlicheren 
jede  Veranlassung  fehlte. 

224«  Würde  es  sich  nun  nur  darum  handeln,  dass  bei  der  einen 
Art  der  Zählung  sogleich  die  Gesammtzahl,  bei  der  andern  zwei  Zahlen 
angegeben  wurden,  aus  denen  sich  jene  ergab,  so  könnte  das  zu  keinen 
Unsicherheiten  führen.  Solche  aber  ergeben  sich  nun  daraus,  dass  jene 
Zählung  auf  den  absteigenden  Linien  vielfach  zu  einer  Zählung  nach 
Doppelgraden  führte.  Wo  auf  der  gebrochenen  Linie  durchgezählt 
oder  die  Zahl  für  jede  der  absteigenden  Linien  ausdrücklich  angegeben 
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wird,  bezieht  sich  die  Zählung  immer  auf  einfache  Grade,  auf  den  Abstand 
der  einen  Zeugung  von  der  andern.  Handelte  es  sich  nun  aber  sehr  häufig 
um  Personen,  welche  gleich  weit  vom  Stammvater  abstanden,  so  lag  es 
nahe,  dass  man  sich  nicht  dahin  ausdrückte,  sie  seien  im  dritten  und  dritten 
Grade,  sondern  einfach,  sie  seien  im  dritten  gleichen  Grade  oder  Gliede 
oder  auch  schlechtweg  im  dritten  Grade  verwandt. 

War  nun  diese  Doppelzahlung  eine  besonders  einfache  und  anschau- 
liche, so  konnte  es  naheliegen,  sie  auch  da  zu  verwenden,  wo  es  sich  nicht 
gerade  um  Personen  desselben  Grades  handelte,  sondern  wo  im  allgemei- 
nen ein  Massstab  für  eine  bestimmte  Abgränzung  in  der  Verwandtschaft 
gegeben  werden  sollte.  Man  konnte  als  solchen  etwa  den  dritten  Doppel- 
grad nennen,  ohne  gerade  nur  zwei  in  diesem  stehende  Personen  im  Auge 
zu  haben,  sondern  zu  dem  Zwecke,  dass  das  überall  massgebend  sein  solle, 
wo  sich  die  damit  gekennzeichnete  Entfernung,  also  auch  etwa  der  zweite 
und  viene  Grad,  ergab.  So  etwa,  wenn  ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  die 
im  dritten  Grade  Stehenden  und  ebenso  alle  dem  Erblasser  gleich  nahen 
Verwandten  noch  Erbrecht  haben  sollen.  Oder  es  konnte  bei  manchen 
Bestimmungen  die  Sache  so  liegen,  dass  es  sich  nicht  um  die  Entfernung 
beider  Personen  vom  Stammvater  handelte,  sondern  nur  darum,  dass  keine 
von  beiden  Personen  eine  gewisse  Entfernung  von  diesem  überschritt,  so 
dass  nur  die  längste  Linie  in  Betracht  kam.  Man  konnte  etwa  sagen,  die 
Verpflichtung  zur  Eideshülfe  reicht  nicht  über  den  dritten  Grad,  um  damit 
auszusprechen,  dass  sie  noch  vorliegt,  wenn  beide  Personen  im  dritten 
gleichen  Grade  stehen,  dass  sie  aber  entfällt,  wenn  auch  nur  eine  von  bei- 
den im  vierten  Grade  steht,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  andere  nicht 
im  dritten,  sondern  nur  im  zweiten  oder  ersten  Grade  vom  Stammvater 
steht.  Werden  wir  für  die  eine,  wie  für  die  andere  Art  der  Verwendung 
Belege  finden,  so  ergibt  sich  schon  daraus  eine  Unsicherheit,  insofern  es 
fraglich  sein  kann,  ob  der  Doppelgrad  nur  als  Massstab  für  die  Entfernung 
der  einen  Person  von  der  andern  oder  als  nicht  zu  überschreitende  Gränze 
vom  Stammvater  ab  genannt  sein  soll. 

Grössere  Unsicherheit  kann  dann  die  Doppelzählung  noch  in  anderer 
Richtung  verursachen.  Nach  dem  Bemerkten  werden  wir  uns  des  Aus- 
druckes Doppelzählung  überall  bedienen  können,  wo  zur  Kennzeichnung 
des  Verhältnisses  zweier  Personen  nur  eine  einzige,  sich  auf  den  Abstand 
vom  Stammvater  bezeichnende  Zahl  genannt  ist,  sei  es  nun,  dass  dieselbe 
nur  die  gleiche  oder  auch  die  gleichwerthige  oder  die  von  beiden  nicht  zu 
überschreitende  Entfernung  von  jenem  bezeichnen  soll.  So  lange  nun 
nicht  feststeht,  dass  den  Germanen  die  Durchzählung  von  einer  Person 
zur  andern  durchaus  fremd  war,  wird  es  auch  dahingestellt  bleiben  müssen, 
ob,  wenn  es  etwa  heisst,  dass  eine  Gränze  bis  zum  siebten  Gliede  reicht, 
damit  die  auf  der  gebrochenen  Linie  gezählte  Entfernung  beider  Personen 
von  einander,  oder  aber  ihre  beiderseitige  Entfernung  vom  Stammvater 
gemeint  ist.  Und  ich  denke  weiterhin  nachweisen  zu  können,  wie  überaus 
verwirrend  die  nicht  genügende  Beachtung  dieses  Unterschiedes  in  älterer, 
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224]  wie  neuerer  Zeit  auf  die  ßeurtheilung  der  bezüglichen  Verhältnisse 
eingewirkt  hat. 

225.  Dazu  kommt  nun  aber  als  weitere  Schwierigkeit  der  abwei- 
chende Ausgangspunkt  der  Doppelzählung,  welchen  wir  so- 
gleich näher  ins  Auge  zu  fassen  haben,  da  die  Einzelerörterungen  uns  fort- 
während auf  den  Umstand  zurückführen  werden.  Die  Kirche,  für  welche 
die  Entfernung  der  Verwandtschaft  wesentlich  nur  der  bezüglichen  Ehe- 
verbote wegen  Bedeutung  hatte,  bediente  sich  durchaus  der  für  diesen  Zweck 
besonders  geeigneten  Zählung  auf  beiden  absteigenden  Linien.  Doppel- 
zählung musste  ihr  dabei  um  so  näher  liegen,  als  für  sie,  wenn  sich  auch 
abweichende  Auffassung  geltend  macht,  doch  vorwiegend  der  Gesichtspunkt 
massgebend  war,  eine  Verwandtschaftsgränze  aufzustellen,  welche  von  bei- 
den oder  doch  von  einer  der  beiden  Personen  überschritten  sein  musste, 
wenn  sie  eine  giltige  Ehe  sollten  eingehen  können.  Die  Entfernung  beider 
Personen  von  einander  kam  dabei  wenigstens  nach  der  schliesslicheh  Re- 
gelung dieser  Verhältnisse  nicht  in  Betracht,  sondern  nur  die  längere  Linie 
vom  Stammvater  abwärts;  nach  der  später  massgebenden  Gränze  war 
Personen,  welche  im  vierten  gleichen  Grade  standen,  die  Ehe  verboten, 
während  sie  den  im  zweiten  und  fünften  Stehenden  gestattet  war,  da  trotz 
der  näheren  Verwandtschaft  die  eine  die  Gränze  überschritten  hatte.  Dabei 
wurde  nach  der  üblicheren  canonischen  Zählung  von  dem  Stamm- 
vater ab  gezählt,  so  dass  Geschwister  im  ersten  Grade  standen. 

Daneben  aber  finden  wir  eine  andere,  welche  erst  von  den  an  der 
Spitze  beider  Reihen  stehenden  Geschwistern  ausgeht  und  demnach  die 
Geschwisterkinder  als  den  ersten  Grad  zählt,  also  immer  hinter  der  üblichen 
canonischen  Zählung  um  einen  Grad  zurückbleibt;  es  wird  daher  gestattet 
sein,  sie  kurzweg  alszurückbleibendeZählungzu bezeichnen.  Man 
hat  sie  wohl  als  germanische  im  Gegensatze  zu  der  üblichen  canonischen 
bezeichnet.  Allerdings  schliesst  sie  sich,  wie  sich  ergeben  wird,  eng  an  ger- 
manischen Brauch  an.  Dennoch  dürfte  es  unangemessen  sein,  die  Zählung 
als  germanische  zu  bezeichnen,  da  das  die  Auffassung  nahe  legen  würde, 
die  der  üblichen  canonischen  entsprechende  Zählung  sei  den  Germanen 
fremd  gewesen,  was,  wie  ich  denke,  in  keiner  Weise  zutrifft.  Und  weiter 
dürfte  zu  beachten  sein,  dass  auch  diese  Zählung  von  der  Kirche  nicht  miss- 
billigt wurde  und  wir  sie  insofern  nicht,  wie  die  verbotene  römische,  als 
uncanonisch  bezeichnen  können;  Roland  in  der  Summa  zu  C.  35  q.  5  c. 4 
zählt  sie  ausdrücklich  zu  den  canonicae  computationes,  wenn  er  auch  nur 
die  übliche  als  canonica  atque  caiholica  bezeichnet.  Wir  lernen  sie  zunächst 
aus  canonischen  QueUen  kennen,  während  bei  weltlichen  Quellen,  in  denen 
es  sich  um  eine  dem  entsprechende  Zählung  im  engern  Sinne  des  Wortes 
handelt,  wie  insbesondere  im  Sachsenspiegel,  wenigstens  die  Möglichkeit 
einer  Beeinflussung  durch  kirchlichen  Brauch  nicht  ausgeschlossen  ist.  So 
bleibt  immerhin  zu  erwägen,  ob  nicht  auch  diese  Zählung  in  ihrer  bestimm- 
teren Gestaltung  sich  erst  auf  kirchlichem  Gebiete  entwickelt  haben  könnte, 
ob  der  Umstand,  dass  sie  sich  zweifellos  an  germanischen  Brauch  anknüpft, 
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uns  schon  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass  die  Kirche  auch  die  Art  der 
Zählung  selbst  von  den  Germanen  tlbernommen  habe.  So  lange  solche 
Fragen  nicht  mit  voller  Sicherheit  beantwortet  sind,  wird  es  sich  daher 
empfehlen,  Bezeichnungen  zu  vermeiden,  in  welchen  sich  bereits  ein  Ur- 
theil  über  den  noch  fraglichen  Ursprung  der  Zählungen  ausspricht.  Kann 
es  nicht  gerade  irreleiten,  wenn  wir  die  üblichere  canonische  Zahlung  vom 
Stammvater  ab  in  hergebrachter  Weise  als  die  canonische  schlechtweg  be- 
zeichnen, so  dürfte  für  die  zurückbleibende  eine  Bezeichnung  zu  vermeiden 
sein,  welche  sie  von  vornherein  als  eine  vorzugsweise  germanische  kenn- 
zeichnen würde. 

226.  Bietet  die  canonische  Zählung  nichts  Auffallendes,  so  macht 
sich  um  so  bestimmter  das  Bedürfniss  einer  Erklärung  derzu- 
rückbleibendenZählung  geltend.  Denn  diese  von  den  Geschwistern 
ausgehende  Doppelzählung  ist  allerdings  insofern  eine  überaus  auffallende, 
als  beide  zu  zählende  Linien  erst  im  Stammvater  zusammenlaufen,  beide 
bei  diesem  beginnen  und  es  desshalb  selbstverständlich  scheinen  kann,  dass 
auch  vom  jenem  ab  zu  zählen  sei.  Nach  später  zu  Bemerkendem  wird  man 
auf  den  Unterschied  der  Zählung  erst  aufmerksam  geworden  sein,  als  der- 
selbe zunächst  dadurch  rechtliche  Bedeutung  gewann,  dass  man  nach  ge- 
zählten Graden  geregelte  kirchliche  Eheverbote  zu  beachten  und  sich  damit 
zu  vergegenwärtigen  hatte,  in  welchem  Verhältnisse  diese  Grade  zu  den 
nationalen  Zählungen  und  Verwandtschaftsbezeichnungen  standen.  War 
man  einmal  auf  den  Unterschied  aufmerksam  geworden,  so  ergab  sich  auch 
das  Bedürfniss,  denselben  zu  erklären. 

Wir  finden  denn  auch  schon  im  Mittelalter  Angaben,  welche  die 
Nichtbeachtung  des  Stammvaters  bei  der  Zählung  durch  besondere  Auf- 
fassung der  da  eingreifenden  Verwandtschaftsverhältnisse  zu  erklären  suchen. 
So  erwähnt  Gratian  in  dem  noch  später  zu  besprechenden  Dictum  zu  C.  35 
q.  2  c.  2 1  die  Ansicht,  zwischen  Vater  und  Sohn  bestehe  überhaupt  kein 
Gradunterschied:  cum  una  caro probentur pater  et ßlius ;  was  dann  aller- 
dings auf  eine  Zählung  erst  von  den  Kindern  ab  führen  müsste.  Oder  es 
wird  die  Verwandtschaft  der  Geschwister  als  eine  unvermittelte  gefasst,  sie 
selbst  gleichsam  noch  als  Einheit,  nach  der  das  Auseinandergehen  der  Ver- 
wandtschaft überhaupt  erst  beginnt.  So  wenn  in  kirchlichen  Quellen,  vgl. 
C.  3  5  q.  5  c.  I ,  im  Anschlüsse  an  das  Bild  des  Geschlechtsbaumes  die  Ge- 
schwister nicht  gezählt  werden  als  der  Truncus,  von  dem  die  weitern  Ver- 
zweigungen ausgehen;  wobei  dann  freilich  auffallen  muss,  dass  wir  die 
Geschwister  wohl  auch  da  als  Truncus  oder  Stipes  bezeichnet  finden,  wo 
sie  selbst  schon  als  erster  Gfad  gezählt  sind.  Oder  wenn  der  Sachsenspiegel 
Ldr.  1,3  $  3  die  Eltern  in  das  Haupt,  die  Geschwister  zusammen  in  den 
Hals  stellt  und  dann  erst  mit  den  Geschwisterkindern  die  erste  Sippe  zählt. 

Diesen  und  ähnlichen  Angaben  gegenüber  liegt  aber  doch  die  Frage 
nahe,  ob  die  zurückbleibende  Zählung  sich  von  einer  schon  vor  ihr  vor- 
handenen abweichenden  Auffassung  der  Verbindung  der  Geschwister  be- 
stimmen liess,  oder  ob  man  erst  nachträglich,  nachdem  man  auf  die  ab- 
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326]  weichende  Zählung  aufmerksam  geworden  war,  dieselbe  in  solcher 
Weise  zu  versinnbildlichen  und  zu  rechtfertigen  suchte.  Zweifellos  schliesst 
sich  der  Sachsenspiegel  nur  an  ältere,  weitverbreitete  germanische  Auffas- 
sung an,  wenn  er  sich  Verwandtschaftsverhältnisse  irgendwie  am  mensch- 
lichen Körper  zu  versinnbildlichen  sucht;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,64.  Das 
aber  schliesst  nicht  aus,  dass  die  besondere  Verwendung  des  Bildes  erst  dem 
Verfasser  angehört  oder  doch,  auch  wenn  er  sie  bereits  vorfand,  sich  erst 
nachträglich  behufs  Erklärung  der  abweichenden  Zählung  im  Eherechi 
festgestellt  hatte. 

Dafür  aber  spricht,  dass  jene  Auffassung,  welche  die  Geschwister  als 
Einheit  behandelt,  auf  andern  Rechtsgebieten  keineswegs  zutrifft,  wie  das 
doch  der  Fall  sein  müsste,  wenn  sie  überhaupt  die  ursprüngliche,  die  schon 
für  das  Entstehen  der  zurückbleibenden  Zählung  massgebende  gewesen 
sein  sollte.  So  etwa  im  Erbrecht.  Die  im  Haupte  und  im  Halse  oder  die 
gemeinsam  im  Halse  Stehenden  erscheinen  da,  wenn  wir  vorläufig  von  den 
später  zu  besprechenden  Eigenthümlichkeiten  des  dänischen  Rechts  absehen, 
keineswegs  als  Einheit  behandelt,  vgl.  auch  Amira  in  Götl.  gel.  Anz.  1 884, 
1 ,43  ;  werden  ja  nach  Sachs.  Ldr.  i ,  1 7  S  i  Geschwister  trotz  jener  unmittel- 
baren Verbindung  durch  die  Eltern  vom  Erbe  ausgeschlossen. 

Aehnliche  Einwendungen  würden  sich  geltend  machen  lassen,  wenn 
Neuere  die  Erklärung  in  derselben  Richtung  suchen,  etwa  betonen,  vgl. 
Heuslerlnst,  2,592,  dass  die  Geschwister  als  zum  Hause  gehörig  überhaupt 
noch  nicht  als  Seitenverwandte  betrachtet  seien.  Man  kann  bereitwillig 
zugeben,  dass  solche  oder  entsprechende  Auffassung  vielfach  wirksam  ge- 
wesen sein  mag.  Wir  wiesen  ja  selbst  schon  S  187  darauf  hin,  wie  die 
Ausgangsperson  und  ihr  Vollbruder  insofern  zusammenfallen,  als  nur  für 
diese  die  Ausdehnung  der  Sippe  dieselbe  war,  beide  gemeinsam  gleichsam 
im  Mittelpunkte  derselben  standen.  Wir  werden  auch  Fälle  finden,  wo 
das  sichtlich  nicht  unbeachtet  blieb.  So  ist  gewiss  auch  die  besondere 
Stellung  der  Geschwister  nicht  selten  daraus  zu  erklären,  dass  sie  Ange- 
hörige des  Hauses,  des  engsten  Familienkreises  waren.  Aber  ich  denke, 
dass  man  das  zugeben  kann,  und  doch  Bedenken  dagegen  haben,  dass 
solche  Auffassung  nun  auch  in  Fällen  eingriff,  bei  deren  Eintreten  die  Ein- 
heit des  Hauses,  dem  die  bezüglichen  Stammgeschwister  angehörten,  längst 
gelöst  war,  bei  welchen  die  Nothwendigkeit  des  Zurückverfolgens  beider 
Seitenlinien  bis  zum  gemeinsamen  Ursprünge  es  doch  besonders  nahe  legen 
konnte,  darauf  aufmerksam  zu  werden,  dass  die  Geschwister  selbst  schon 
zur  Seitenverwandtschaft  gehörten. 

Wir  würden  zweifellos  von  einer  ganz  unsichern  Grundlage  ausgehen, 
wenn  wir  zur  Erklärung  des  Unterschiedes  beider  Doppelzählungen  von 
vornherein  irgendwelchen  der  später  dafür  geltend  gemachten  allgemeinen 
Gesichtspunkte  als  massgebend  behandeln  wollten.  Aber  unzulässig  er- 
scheint es  mir  auch,  davon  auszugehen,  dass  es  sich  überhaupt  wesendich 
nur  um  die  Erklärung  jenes  Unterschiedes  handele  und  um  die  Frage,  ob 
nur  die  zurückbleibende  oder  ausser  dieser  auch  die  übliche  canonische 
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bei  den  Germanen  üblich  gewesen  sei.  Denn  bei  solcher  Fragestellung 
wird  von  vornherhein  als  feststehend  betrachtet,  dass  die  Germanen  gewohnt 
waren,  in  Weise  der  Kirche  die  Verwandtschaft  durch  Zählung  auf  den 
absteigenden  Linien  zu  bestimmen.  Solche  Zählung  haben  die  Germanen 
zweifellos  von  jeher  gekannt.  Tritt  sie  aber  später  sehr  in  den  Vordergrund, 
so  wird  da  doch  auch  der  Einfiuss  der  Kirche  in  Anschlag  zu  bringen  sein, 
welche  einer  Verwandtschaftszählung  wesentlich  nur  für  den  bestimmten 
Gesichtspunkt  der  Eheverbote  bedurfte,  für  den  jene  Art  allerdings  die 
allein  geeignete  war.  War  sie,  wie  sich  ergeben  wird,  für  manche  Zwecke 
des  weltlichen  Rechts,  insbesondere  die  Erbenfolge,  ganz  ungeeignet,  so 
muss  doch  schon  das  daran  denken  lassen,  dass  den  Germanen  auch  an- 
dere Arten  der  Zählung  geläufig  gewesen  sein  müssen.  Und  das  scheint 
sich  durchaus  zu  bestätigen,  wenn  man  nicht  von  vornherein  die  bezüg- 
lichen Angaben  und  Haltpunkte  auf  Zählung  auf  den  absteigenden  Linien 
bezieht  und  solche,  welche  sich  dem  entschieden  nicht  fUgen^  als  Ausnah- 
men durch  Einfiuss  des  römischen  Rechts  oder  anderweitig  zu  erklären 
sucht. 

227.  Zeigt  sich  im  Einzelnen  in  diesen  Verhältnissen  grosse  Man- 
nichfaltigkeit,  so  glaube  ich  für  die  Untersuchung  folgende  Hauptarten 
germanischerZählung  auseinanderhalten  zu  sollen.  Die  eine  würde 
nach  dem  anscheinend  üblichsten  Ausdrucke  alsZählungnachKnieen 
zu  bezeichnen  sein.  Sie  ist,  wie  ich  denke,  ursprünglich  überall  zu  fassen 
als  2^h]ung  der  von  einer  Person  zur  andern  durch  die  Zeugungen  ge- 
gebenen Abstände,  von  einem  Vorfahren  auf  der  geraden  Linie  zu  einem 
Nachkommen  oder  umgekehrt,  oder  von  der  Ausgangsperson,  etwa  dem 
Erblasser,  auf  der  gebrochenen  Linie  zum  Erben.  Dieselbe  Zählung  konnte 
dann,  vgl,  S  224,  auch  verwandt  werden,  um  das  Verhältniss  zweier  Per- 
sonen durch  Zählung  beider  vom  Stammvater  absteigender  Linien  zu  be- 
stimmen, und  musste  in  dieser  Anwendung,  bei  der  es  nahe  lag,  für  in 
gleichen  Knieen  Stehende  nur  die  einfache  Zahl  zu  nennen,  zu  canonischer 
Zählung  führen. 

Eine  zweite  Hauptart  möchte  ich  als  Zählung  nach  Vetter- 
schaften bezeichnen,  weil  sie,  die  Entfernung  vom  gemeinsamen  Stamm- 
vater nicht  unmittelbar  berücksichtigend  für  die  Gliederung  der  ganzen 
Sippe  zunächst  die  in  der  gleichen  Querlinie,  vgl.  S  221,  stehenden  Per- 
sonen, die  Vettern  im  engem  Sinne  und  die  weiter  in  entsprechendem  Ver- 
hältnisse zur  Ausgangsperson  stehenden  Personen  ins  Auge  fasst,  sie  als 
Erste,  Zweite  und  weiter  zählt  und  dieser  Zählung  die  auf  den  ungleichen 
Querlinien,  zunächst  denen  des  Oheim  und  Neffen,  Stehenden  in  später 
zu  besprechender  Weise  einfügt.  Die  Zählung  der  Vettern  selbst  ist  von 
vornherein  Doppelzählung,  da  Ausgangsperson  und  Endperson  ganz  in 
deniselben  Verhältnisse  zu  einander  stehen,  und  die  Zählung  dieses  Gleich- 
stehen im  Auge  hat.  Sind  aber  Solche,  welche  im  Verhältnisse  erster  Vettern 
zu  einander  stehen,  Geschwisterkinder,  so  entsprach  diese  Zählung  nicht 
der  üblichen,  sondern  der  zurückbleibenden  canonischen  Zählung. 
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227]  Davon  unterscheiden  möchte  ich  eine  ZöhlungnachGeschwi- 
sterschaften,  bei  der  freilich  nur  nach  Massgabe  des  $  219  Bemerkten 
von  einer  2^hlung  die  Rede  sein  kann,  da  in  die  bezüglichen  Bezeichnungen 
höchstens  der  Ansatz  einer  Zahlung  eingreift.  Von  einem  Stammgeschwi- 
sterpaar ausgehend  bezeichnet  sie  die  vereitern  Vetterschaften  nach  Jenen 
als  Kinder  von  Geschwistern  oder  Nachgeschwistern,  und  würde  demnach 
bei  Umsetzung  auf  eine  Zählung  der  Geschwisterschaften,  wie  ich  der  Kurze 
halber  die  so  bezeichneten  Vetterschaften  bezeichne,  auf  die  übliche  cano- 
nische Zählung  führen,  während  sich  zugleich  unmittelbar  ergibt,  dass  hier 
die  Zählung  an  die  absteigenden  Linien,  nicht  an  die  gleiche  Querlinie 
anknüpft. 

Eine  letzte  Hauptart  möchte  ich  alsZählung  nach  der  längsten 
Linie  bezeichnen,  da  sie  nur  den  schon  §  224  angedeuteten  Gesichtspunkt 
im  Auge  hat,  dass  gewisse  Rechte  und  Pflichten  der  Verwandtschaft  nicht 
mehr  wirksam  sein  sollen,  sobald  eine  der  Personen  eine  vom  gemeinsamen 
Stammvater  aus  bestimmte  Gränze  überschreitet,  womit  also  die  Nothwen- 
digkeit  einer  Zählung  auch  der  kürzeren  Linie  von  vornherein  entfällt. 
Würde  es  sich  unter  andern  Verhältnissen  empfehlen,  mit  der  einfachsten 
Gestaltung,  der  Zählung  nach  Knieen  zu  beginnen,  so  schien  es  mir  die 
Beweisführung  zu  erleichtern,  wenn  ich  bei  der  Erörterung  eine  andere 
Folge  einhalte. 

I.  Zählung  nach  Geschwisterschaften. 

228.  Wir  sind  an  die  Auffassung  gewöhnt,  dass  zum  Zweck  der  Be- 
stimmung des  verwandtschaftlichen  Verhältnisses  zwischen  Seitenverwand- 
ten auf  das  gemeinsame  Stammelternpaar  oder  den  Stammvater,  den  wir 
da  zunächst  zu  nennen  pflegen,  zurückzugehen  sei.  Die  übliche  canonische 
Zählung  legt  das  nahe;  ebenso  aber  auch  die  römische  Zählung  nach  ein- 
fachen Graden  einer  gebrochenen  Linie,  da  der  ftlr  den  Zusammenhang 
massgebende  Brechungspunkt  eben  durch  den  gemeinsamen  Stammvater 
bezeichnet  ist.  Wenigstens  mittelbar  muss  denn  auch  jede  Seitenverwandt- 
schaft auf  einen  gemeinsamen  Stammvater  zurückgeführt  werden.  Daraus 
aber  folgt  nicht,  dass  das  unmittelbar  geschehen  musste.  Es  wird  vielmehr 
für  manche  der  folgenden  Erörterungen  zu  beachten  sein,  dass  man  nach 
jedenfalls  weitverbreitetem,  wahrscheinlich  gesammtgermanischem  Brauche 
sich  bei  Bestimmung  von  Verwandtschaftsverhältnissen  mit  Zurück füh- 
rung  der  Seiten  verwand  tschaft  auf  einStamm  geschwistc  r- 
paar  begnügte,  ohne  darüber  hinaus  den  Stammvater  zu  berücksichtigen. 
Stand  überhaupt  fest,  dass  irgendwelche  Vorfahren  zweier  Personen  Ge- 
schwister waren,  so  war  damit  ein  gemeinsamer  Stammvater  selbstverständ- 
lich, auch  wenn  man  ihn  nicht  zu  benennen  wusste ;  und  wenn  man  den 
Abstand  beider  Personen  von  jenem  Geschwisterpaar  angab,  so  war  damit 
die  Entfernung  und  die  An  ihrer  Verwandtschaft  ebenso  genau  bezeichnet, 
als  wenn  man  auf  den  Stammvater  zurückgegangen  sein  würde. 
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Eine  Auffassung  der  Geschwister  als  Einheit  aber  ist  daraus  keines- 
wegs zu  folgern.  Man  hätte  ganz  ebenso  nur  bis  auf  zwei  Geschwister- 
kinder zurückgehen  können,  wenn  da  das  Verwandtschaftsverhaltniss  ebenso 
zweifellos  feststand.  Aber  es  erklärt  sich,  wenn  man  ein  Zurtlckgehen  auf 
Geschwister  zwar  als  ausreichend,  aber  auch  als  erforderlich  betrachtete. 
Sichere  Kunde  darüber,  ob  zwei  Personen  Geschwister  waren,  durfte  man 
bei  allen  Genossen,  die  sie  gekannt  hatten,  mit  Sicherheit  voraussetzen ; 
sie  werden  sich  dieser  Geschwisterschaft  auch  dann  erinnert  haben,  wenn 
sie  nicht  mehr  wussten,  wer  die  der  vorhergehenden  Generation  angehören- 
den Eltern  gewesen  waren.  Aber  schon  bei  Geschwisterkindern  trifft  das 
nicht  mehr  in  der  gleichen  Weise  zu ;  ist  Jemand  bereit,  ein  solches  Ver- 
wandtschaftsverhältniss  zu  bezeugen,  so  wird  man  das  Zeugniss  doch  nur 
dann  unbedenklich  finden,  wenn  er  auch  anzugeben  weiss,  durch  welches 
Geschwisterpaar  jene  Verwandtschaft  vermittelt  war.  Dass  da  auf  Geschwi- 
ster zurückgegangen  werden  muss,  ein  weiteres  Zurückverfolgen  aber  kei- 
nen Zweck  mehr  hat,  musste  sich  aus  der  Natur  der  Sache  ergeben ;  wäre 
Grund,  zu  bezweifeln,  dass  sich  schon  die  urgermanische  Auffassung  dahin 
festgestellt  hatte,  so  hätte  diese  Art  der  Verwandtschaftsbestimmung  recht 
wohl  mehrfach  selbstständig  üblich  geworden  sein  können. 

Bei  der  Ausführung  konnte  man  nun  entsprechend  der  Zählung  auf 
der  gebrochenen  Linie  die  Generationen  von  der  einen  Person  aufwärts 
zu  den  Stammgeschwistern  und  von  diesen  wieder  abwärts  bis  zur  andern 
verfolgen.  So  wird  in  der  Bretagne,  Cartulaire  de  Redon  ed.  Courson  143, 
eine  Verwandtschaft  dahin  angegeben,  dass  ein  um  860  lebender  Artuin 
Sohn  des  A.  war,  dieser  Sohn  des  R.,  dieser  des  H.,  dieser  des  Artuin : 
et  Arthuin  et  Aetlon  fuerunt  fratres ;  et  Aetlon  habuit filium  Menion,  die- 
ser einen  Sohn  A.,  dieser  eine  Tochter,  welche  Genannter  zur  Frau  hat. 
In  der  Regel  aber  ging  man  nach  den  später  zu  erwähnenden  Belegen  so 
vor,  dass  man  zunächst  die  Stammgeschwister  nannte  und  dann  von  ihnen 
abwärts  die  Generationen  bis  zu  den  bezüglichen  Personen  hin  angab ;  ent- 
weder so,  dass  man  beide  Reihen  einzeln  verfolgte,  oder  auch  weiterhin  in 
übersichtlicherer  Weise  die  gleichstehenden  Personen  beider  Seiten  neben- 
einanderstellte. 

Für  solche  in  gleichen  Querlinien  stehende  Personen  werde  ich  mich 
weiterhin  überall  des  Ausdruckes  Geschwisterschaft  bedienen, 
wenn  die  Bezeichnungen  darauf  deuten,  dass  das  Verwandtschaftsverhält- 
niss  sichtlich  mit  Rücksicht  auf  das  Stammgeschwisterpaar  bestimmt  ist  und 
wir  demnach  die  in  den  absteigenden  gleichen  Generationen  Stehenden 
als  entferntere  Geschwister  bezeichnen  können.  Ein  solches  Fortführen 
einfacher  Bezeichnungen  für  die  sich  in  derselben  Richtung  weiter  ent- 
fernende Verwandtschaft  ist  auch  sonst  dem  germanischen  Sprachgebrauche 
nicht  fremd ;  vgl.  S  2 1 9.  Und  für  den  Einzelfall  werden  die  folgenden  Er- 
örterungen genügende  Belege  bringen,  dass  man  auch  die  im  zweiten  und 
dritten  canonischen  Grade  Verwandten  wohl  als  Geschwister  bezeichnete 
und  zählte. 

'9* 
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239.  Dieser  Brauch  des  Ausgehens  von  Stammgeschwistern  legt  nun 
die  Frage  nach  dessen  Verwerthbarkeit  zur  Erklärung  der  zu- 
rückbleibenden Zählung  nahe.  Er  ist  in  dieser  Richtung  denn  auch 
nicht  unbeachtet  geblieben.  Insbesondere  hat  schon  Maurer  Island  327  auf 
ihn  hingewiesen,  um  die  isländische,  hinter  der  canonischen  um  einen 
Grad  zurückbleibende  Zählung  zu  erklären.  In  Island  war  es  mehrfach 
ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass  die  Geschlechtsreihen  immer  von  den 
Geschwistern  ab  gezählt  werden  sollen.  So  heisst  es  etwa  Konungsb.  25 
nach  gütiger  Uebersetzung  von  Amira  für  einen  Fall,  wo  die  Verwandt- 
schaft eines  Mannes  zu  einem  Seitenverwandten  zu  berechnen  ist:  Man  soll 
anheben  die  Freundschaflss^ählung  bei  Brüdern  oder  Geschwistern  oder 
Schwestern  und  soll  fahlen  nach  Kniebüscheln,  bis  man  dahin  kommt,  wo 
der  Mann  ist.  Damit  ist  natürlich  die  Annahme  naheliegend,  man  habe 
dann  eine  Zahlung  angeknüpft,  welche  die  Geschwister  selbst  als  Ausgangs- 
punkt behandelt,  von  ihnen  aus  ihre  Kinder  als  die  Ersten  zählt.  Das  scheint 
sich  denn  gerade  in  Island  aufs  bestimmteste  zu  bestätigen,  indem  wir  da 
auf  später  genauer  zu  besprechende  Verwandtschaftsbezeichnungen  stossea, 
welche  auf  eine  Zählung  hinweisen,  nach  der  man  nicht  die  Geschwister 
selbst,  sondern  die  Geschwisterkinder  als  erste  Brüder  bezeichnet  haben 
muss,  ihre  Enkel  als  dritte  Brüder,  die  demnach  ganz  entsprechend  dei 
zurückbleibenden  Zählung  im  vienen  canonischen  Grade  stehen  würden. 

Liegt  aber  wenigstens  in  einem  Rechte  das  Zusammentreffen  der 
zurückbleibenden  Zählung  mit  jenem  Ausgehen  von  Stammgeschwistern 
so  bestimmt  vor,  so  muss  dass  auch  die  Annahme  nahe  legen,  dass  in  diesem 
letztern,  welches  sich  nicht  auf  Island  beschränkte,  überhaupt  die  Erklärung 
für  die  hinter  der  üblichen  canonischen  zurückbleibende  Zählung  zu  suchen 
sei,  wie  wir  sie  bei  andern  germanischen  Stämmen  wiederfinden  werden. 
Je  bestimmter  sich  aber  hier  auf  den  ersten  Blick  der  richtige  Schlüssel  zu 
bieten  scheint,  um  so  nothwendiger  erscheint  es  auch,  vor  jedem  Eingehen 
auf  andere  Zählungen  nachzuweisen,  dass  jene  Annahme  nicht  zutrifft; 
dass  jenes  Ausgehen  von  den  Geschwistern,  wenn  es  überhaupt  für  eine 
Zählung  bestimmend  wurde,  nur  auf  canonische  Zählung  führen  konnte; 
dass  jene  isländische  Zählung  nur  ein  Ausnahmsfall  sein  kann,  dessen  Er- 
klärung sich  dann  bei  Besprechung  der  Zählung  nach  Vetterschaften  er- 
geben wird. 

230.  Bezüglich  dieser  von  mir  behaupteten Unzulässigkeitzu- 
rückbleibender  Zählung  nach  Geschwisterschaften  wird  zu- 
nächst zu  beachten  sein,  dass  wir  für  älteste  Zeit  gewiss  im  allgemeinen 
Fehlen  ausdrücklicher  Zählung  der  Geschwisterschaften  anzuneh- 
men haben.  Spätere  Erörterungen  dürften  genügend  ergeben,  dass  für  die 
Zwecke  des  weltlichen  Rechts  nur  eine  geringe  Zahl  von  Doppelgraden  zu 
berücksichtigen  war.  Ging  man  nun  von  zwei  Brüdern  aus,  so  konnte 
man  auch  für  die  folgenden  Glieder  ohne  Zählung  sich  lediglich  der  be- 
züglichen verwandtschaftlichen  Bezeichnungen  bedienen.  Das  ist  noch  in 
späterer  Zeit  nicht  selten  geschehen.    So  findet  sich  in  der  vom  Bearbeiter 
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als  richtig  bezeichneten  Klasse  der  Formeln  des  Liber  Papiensis  zu  Roth.  153, 
M.  Germ.  L. 4,317,  keinerlei  Zählung.  Es  heisst  etwa:  Avus  meus  et  avus 
suus  fuenmi  fraires  ;  pater  meus  et  pater  suus  fuerunt  fratres  patrueles  ; 
ego  et  ipse  fuimus  sobrini,  Oder  es  werden  in  einer  der  durch  den  Ehe- 
streit K.  Philipp  Augusts  veranlassten  Verwandtschaftstafeln,  vgl.  Davidsohn 
Phil.  Aug.  u.  Ingeborg  300,  zuerst  die  beiden  Fratres,  dann  deren  Kinder 
als  Consanguinei  germani,  endlich  dieser  Kinder  als  Consanguinei  remoti 
aufgefühn.  Bei  solcher  Behandlung  blieb  es  natürlich  ganz  dahingestellt, 
ob  man  die  Patrueles  oder  Consanguinei  germani  als  ersten  oder  zweiten 
Grad  zählte. 

Will  man  da  aber  eine  Umsetzung  in  Zählung  vornehmen,  so 
würde  das  nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  nur  die  canonische  sein  kön- 
nen. Denn  einmal  schliesst  die  Nichtnennung  des  immer  vorhandenen 
gemeinsamen  Stammvater  nicht  aus,  dass  man  wenigstens  bei  einer  Zäh- 
lung berücksichtigt  haben  würde,  dass  von  ihm  auszugehen,  die  Geschwi- 
ster daher  als  Erste  zu  zählen  seien.  Aber  es  lässt  sich  davon  ganz  absehen. 
Ob  bei  einer  Verwandtschaftszählung  der  Ausgangspunkt  mitzuzählen  sei 
oder  nicht,  machten  wir  schon  §  220  davon  abhängig,  ob  die  Bezeichnung 
dessen,  was  gezählt  wird,  auch  den  Ausgangspunkt  der  Zählung  trifft,  oder 
nicht.  Wird  vom  Vater  aus  ein  zweiter  Sohn,  eine  zweite  Geburt,  ein  zwei- 
tes Glied  gezählt,  so  kann  das  nur  der  Enkel  sein,  weil  die  Bezeichnung 
noch  nicht  für  die  Ausgangsperson  zutrifft.  Zählte  man  aber  von  Geschwi- 
stern ab  die  weiteren  Generationen  als  entferntere  Geschwister,  so  sind  die 
Geschwister  selbst  schon  die  ersten,  welche  die  Bezeichnung  trifft.  Gezählt 
würden  die  Fratres  jener  Formel  doch  nur  als  erste,  die  Fratres  patrueles 
als  zweite  Brüder  zu  bezeichnen  sein.  Allerdings  muss  die  Zählung  nicht 
schon  bei  den  Geschwistern  selbst  einsetzen,  kann  erst  bei  den  folgenden 
Generationen  eingreifen,  so  dass  nach  den  Geschwistern  erste  und  zweite 
Geschwisterkinder  gezählt  werden.  Dann  aber  werden  eben  nicht  mehr 
Geschwister  gezählt.  Bezieht  sich  aber  in  Island  die  erwähnte  Bezeichnung 
auf  Zählung  der  Geschwister  selbst,  werden  wir  das  ebenso  im  spanischen 
und  longobardischen  Sprachgebrauche  nachweisen,  während  trotzdem  da 
überall  die  Fratres  patrueles  die  ersten  Brüder  sein  würden,  so  werden  wir 
auch  sagen  müssen,  dass  das  mit  dem  Begriff  der  Zählung  unvereinbar  ist, 
dass  da  nur  besondere  Umstände  zu  einer  dem  Wortsinne  nicht  entspre- 
chenden Bezeichnung  geführt  haben  können. 

331«  Freilich  würde  es  doppelt  misslich  sein,  sich  in  dieser  Richtung 
nur  auf  allgemeine  Erwägungen  zustutzen,  nachdem  wir  zugeben  mussten, 
dass  solche  Zählung  wenigstens  in  einzelnen  Rechten  nicht  zutrifft.  Aber 
die  germanischen  Bezeichnungen  derGeschwisterschaften 
deuten,  wenn  wir  von  den  erwähnten  absehen,  bestimmt  darauf  hin,  dass 
nur  eine  Umsetzung  auf  canonische  Zählung  statthaft  sein  würde. 

Hielt  man  im  Norden  die  G  e  s  c  h  w  i  s  t  e  r  nach  dem  Geschlecht  wohl 
sehr  bestimmt  auseinander,  neben  zwei  Brüdern  und  zwei  Schwestern  das 
aus  Bruder  und  Schwester  bestehende  Geschwisterpaar  als  Sysikin  bezeich- 
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231]  nend,  vgl.  Maurer  Island  326,  so  wird  andererseits  fUr  die  Ableituogea 
das  Geschlecht  auch  wohl  gar  nicht  beachtet  und  dann  insbesondere  der 
Ausdruck  Schwester  oder  der  damit  zusammenhängende  Ausdruck  Ge- 
schwister schlechtweg  gebraucht,  um  Kinder  derselben  Eltern  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Geschlecht  zu  bezeichnen.  Davon  können  wir  für  den  näch- 
sten Zweck  absehen. 

Die  folgende  Geschwisterschaft,  die  Geschwisterkinder,  wurde 
bei  den  Nordgermanen,  so  weit  ich  das  durch  gütige  Mittheilungen  von 
Amira  unterstützt  zu  verfolgen  wusste,  in  verschiedener  Weise  bezeichnet. 
Man  konnte  zusammensetzend  den  ganzen  Zusammenhang  und  die  An 
der  Verwandtschaft  berücksichtigen,  vom  Vatersschwestersohn  oder  der 
Mutterbruderstochter  sprechen ;  oder,  wo  sich,  wie  im  Friesischen,  beson- 
dere Bezeichnungen  für  die  verschiedenen  Anen  der  Elterngeschwister 
festgestellt  hatten,  mit  derselben  Genauigkeit  vom  Oheimssohn  oder  Muh- 
mensohn; vgl.  Richthofen  Wörterb.  zu  Fethansunu.  Die  Bezeichnungen 
trefifen  dann  zunächst  nur  die  Endperson,  nicht  nothwendig  ebenso  die 
Ausgangsperson,  da  beide  nicht  in  ihrem  wechselseitigen  Verhältnisse  auf- 
gefasst  sind ;  ist  der  Vetter  Vaterschwestersohn  des  Erschlagenen,  so  war 
dieser  Mutterbrudersohn  von  jenem.  Das  trifft  ebenso  zu,  wenn  der  Neffe 
als  Brudersohn  seines  erschlagenen  Oheim  bezeichnet  ist. 

Macht  sich  aber  sichdich  die  Neigung  geltend,  das  Verhältniss  der 
gleichen  Seitenverwandtschaft  bei  den  Bezeichnungen  als  ein  gegenseitiges 
zu  behandeln,  so  konnte  man  nun  auch  die  Vettern  als  Kinder  von  Brü- 
dern oder  Schwestern  bezeichnen,  als  Brüderkinder  oder  Schwesternkinder; 
so  etwa  göthisch  Bröthra  synir  oder  Systrae  synir ;  oder  schlechtweg  ohne 
Berücksichtigung  des  Geschlechts,  wie  im  Friesischen,  als  Susterbcrn, 
Schwesternkinder.  War  das  aber  schwer  von  den  entsprechenden  Bezeich- 
nungen der  Neffen  zu  unterscheiden,  eine  folgerichtige  Verwendung  der 
massgebenden  Einzahl  und  Mehrzahl  oft  kaum  durchzuführen,  so  mag  das 
dazu  beigetragen  haben,  sich  zur  Bezeichnung  der  Geschwisterkinder  nicht 
zusammengesetzter,  sondern  abgeleiteter  Ausdrücke,  wie  etwa  Broedrungar 
oder  Stisierling  zu  bedienen,  welche  wir  für  den  nächsten  Zweck  zusam- 
menfassend etwa  mit  Geschwisterlinge  wiedergeben  dürfen. 

Für  uns  ist  nun  insbesondere  beachtenswerth,  wie  man  die  nächst- 
folgende Geschwisterschaft,  die  Kinder  von  Geschwisterkindern 
bezeichnete.  Von  Geschwisterenkeln,  wie  das  etwa  in  Turol  mehrfach  üb- 
lich, vgl.  auch  Schwabensp.  ed.  Wackern.  345,  konnte  im  Norden  nicht 
die  Rede  sein,  da  es  den  ostgermanischen  Sprachen  an  einem  einfachen 
Ausdruck  für  Enkel  fehlte ;  man  musste  sich  der  Zusammensetzung  Kindes- 
kind, Bamabörn,  bedienen,  wie  dieselbe  auch  für  das  Gothische  bezeugt 
ist.  Nun  hätte  man,  wie  etwa  in  Friesland  von  einem  Bruderssohnessohne 
die  Rede  ist,  vgl.  Richthofen  Q.  564,  in  derselben  Weise  die  Kinder  von 
Geschwisterkindern  als  Brüdersöhnesöhne  bezeichnen  können.  In  Baiern 
ist  denn  auch  der  Ausdruck  Geschwisterkindskinder  sehr  verbreitet;  vgl. 
auch  Schwabensp.  ed.  Wackern.  6.  Aber  im  Norden  scheint  entsprechende 
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Ausdracksweise  nirgends  üblich  gewesen  zu  sein.  Man  konnte  sich  an  jene 
abgeleiteten  Ausdrücke  halten,  von  Geschwisterlingskindern  reden;  so  von 
Broetherhngae  harn  und  Systrungae  barn  in  Westgötalagen  II.  Daraus  er- 
gibt sich  natürlich  kein  Haltpunkt,  der  das  auf  eine  bestimmte  Zahlung 
übertragen  liesse. 

232.  Aber  auch  wo  jene  Ableitungen  üblich  waren,  bediente  man 
sich  vorzugsweise  einer  andern  Ausdrucksweise,  bei  der  sich  nun  Ein- 
greifeneinerZählung  ergibt.  Man  griff  wieder  auf  die  Ausdrücke 
für  Geschwister  zurück,  bezeichnete  auch  deren  Enkel  als  Kinder  von  Ge- 
schwistern, aber  zur  Unterscheidung  als  Kinder  von  Nachgeschwistern  oder 
andern  (zweiten)  Geschwistern.  So  im  friesischen  Gebiete  Eßersusterbern 
oder  Achtersusterkint,  auch  Othersusterbem.  Dem  entspricht  es,  wenn  im 
schonischen  Kirchenrecht  c.  10  die  Naest  syskyni  börn  als  der  auf  die  Sys- 
kini  börn,  die  Geschwisterkinder,  folgende  Grad  genannt  werden,  wie  auch 
das  Neudänische  den  Ausdruck  Naestsoskendebarn  kennt.  Im  Norwegischen 
heissen  dieselben  Epterbroedrasunu,  die  nach  den  Brüdersöhnen ;  oder  es 
ist  Rede  von  denen :  setn  eptir  eru  brödra  börn,  welche  nach  sind  Brüder- 
kindern. Werden  wir  entsprechenden  Sprachgebrauch  auch  in  Island  fin- 
den, so  sehen  wir  davon  wegen  der  abweichenden  Zählung,  vgl.  S  229, 
vorläufig  ab.  Die  bezüglichen  Ausdrücke  beschränken  sich  aber  nicht  auf 
das  ostgermanische  Gebiet.  Auch  dem  deutschen  Sprachgebrauche  sind 
die  Ausdrücke  Nachgeschwisterkinder  und  insbesondere  Andergeschwister- 
kinder, vgl.  auch  Grimm  Wörterbuch  1,310,  durchaus  geläufig. 

Bei  diesen  Bezeichnungen  könnte  es  nun  allerdings  zweifelhaft  sein, 
ob  der  vorgesetzte  zählende  Ausdruck  sich  zunächst  auf  die  Geschwi- 
ster oder  auf  die  Geschwisterkinder  bezieht,  ob  man  Kinder  zweiter  Ge- 
schwister oder  zweite  Geschwisterkinder  im  Auge  hat.  Im  jetzigen  Sprach- 
gebrauche scheint  sich  das  Letztere  wohl  bestimmter  zu  ergeben.  So  wies 
ich  bereits  Mitth.  des  Inst.  11,320  auf  die  in  Ober  franken  üblichen  Be- 
zeichnungen: Geschwister,  erste,  andere,  dritte  Geschwisterkinder  hin. 
Sachlich  ist  der  Unterschied  allerdings  ganz  bedeutungslos.  Für  unsere 
nächsten  Zwecke  würde  er  es  insofern  nicht  sein,  als,  wenn  wir  anzuneh- 
men hänen,  dass  die  Zählung  immer  erst  mit  den  Geschwisterkindern  be- 
ginne, dieselbe  allerdings  der  zurückbleibenden  ebenso  entsprechen  würde, 
wie  die  später  zu  erörternde  Vetternzählung;  sich  daran  also  immerhin, 
wenn  man  nur  die  Zahl,  nicht  das  Gezählte  beachtete,  die  Auffassung  an- 
knüpfen konnte,  dass  erste  Geschwisterkinder  als  im  ersten  Grade  stehend 
zu  betrachten  sein. 

Für  die  Entscheidung  auf  sprachlicher  Grundlage  würde  sich  die 
Frage  dahin  stellen,  ob  das  Zahlwort  genitivisch  gebraucht  sei  oder  nicht, 
ob  es  heisse :  Anderer-geschwister-kinder  oder :  andere  Geschwisterkinder. 
Bei  der  völligen  Bedeutungslosigkeit  für  die  Sache,  bei  dem  geringen  laut- 
lichen Unterschiede  ist  von  vornherein  kaum  zu  erwarten,  dass  der  spätere 
Sprachgebrauch  die  ursprüngliche  Beziehung  genauer  festgehalten  hat. 
Weiss  ich  dem  nicht  genauer  nachzugehen,  so  scheint  wenigstens  die  be- 
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232]  sondere  isländische  Ausdrucksweise,  vgl.  Maurer  Isl.  327,  gar  keinen 
Zweifel  zu  lassen,  dass  es  sich  ursprunglich  um  eine  Zählung  der  Geschwi- 
sterschaften selbst  handelt.  Denn  die  genitivische  Form  ist  hier  durchaus 
sichergestellt  durch  einen  elliptischen  Sprachgebrauch,  wonach  nur  von 
Annara  braedra,  Anderer  Brüder,  die  Rede  und  dabei  der  Ausdruck  Kinder 
zu  ergänzen  ist.  Ist  .es  mir  schon  danach  durchaus  wahrscheinlich,  dass  es 
sich  ursprünglich  bei  jenen  Ausdrücken  um  ein  Zählen  der  Geschwister- 
Schäften  handelte,  so  dürfte  sich  das  dadurch  bestätigen,  dass  es  doch  auch 
an  manchen  Belegen  nicht  fehlt,  welche  die  Bezeichnungen  nach  Geschwi- 
sterschaften in  Verbindung  mit  einer  Zählung  bringen  und  dann  bestimmt 
ergeben,  dass  die  Stammgeschwister  selbst  als  Erste  gezählt  sind. 

233«  Für  solche  Mitzählung  der  Stammgeschwister  in 
Fällen,  wo  die  Zählung  überhaupt  an  Geschwisterschaften  anknüpft,  ei^ibt 
sich  ein  ganz  bestimmter  Beleg,  wenn  Carolus  deTocco  zuLombarda2,i4 
1.  I  die  römische  Gradzählung  besprechend  sagt :  hi^  quos  vulgo  consan- 
guineos  appellamus,  sunt  in  quarto  gradu;  et  quos  fratres  teriios  denomi- 
namus,  sunt  in  sexto.  Bietet  das  Lateinische  für  die  Bezeichnung  der  Nach- 
geschwisterkinder alsTertii  fratres  keine  Anknüpfung,  haben  wir  zweifellos 
an  wörtliche  Uebersetzung  eines  germanischen  Ausdrucks  zu  denken,  so 
ergibt  sich  einmal  der  Brauch,  auch  die  entfernteren  gleichen  Grade  als 
Brüder  zu  bezeichnen ;  weiter  aber  aufs  bestimmteste  eine  Zählung,  welche 
die  Brüder  im  engeren  Sinne  als  die  Ersten  fasst. 

Letzteres  ergibt  sich  ebenso  bestimmt,  wenn  es  in  der  Erbentafel  des 
norwegischen  Frostuthingsrechts  heisst :  Es  ist  aber  die  achte  Erbschaft, 
welche  nehmen  die  Nachbrüdersöhne  und  mit  dem  dritten  Manne  ist  die 
Freundschaft  derselben  auf  der  Hälfte  eines  jeden  von  Beiden,  Da  sind  also 
die  Brüder  selbst  als  erste  Männer  zu  zählen. 

Führt  die  in  die  Geschwisterschaftsbezeichnuhgen  eingreifende  Zäh- 
lung wenigstens  dann  auf  eine  der  canonischen  entsprechende,  wenn  wir 
sie  auf  die  Geschwister  selbst  beziehen,  so  finden  wir  jene  Bezeichnungen 
denn  auch  wohl  ausdrücklich  mit  canonischer  Zählung  in  Verbindung  ge- 
bracht. Besonders  bestimmt  ergibt  sich  eine  solche  Umsetzung  in  Jan 
Matthijssens  Rechtsbuch  von  Brielle  5  c.  5,  ed.  Fruin  u.  Pols  220.  Es  ist 
zunächst  gesagt,  dass  das  Ende  der  Verwandtschaft  des  kirchlichen  Ehe- 
verbots wegen  auf  den  vierten  Grad  gesetzt  sei,  so  dass  sich  nicht  allein 
thatsächliche  Uebereinstimmung  mit  der  canonischen  Zählung  ergibt,  son- 
dern der  Verfasser  unmittelbar  Umsetzung  auf  diese  im  Auge  hat.  Es 
heisst  dann :  Die  eerste  maechscip,  diemen  rekent,  ende  die  eerste  graet  der 
maechscip  is  sustercip  ende  broederscip ;  die  ander  graet  sijn  suster-endi 
broederkinder  ende  heten  oemskinder  of  moyenkinder  na  deser  aert;  die 
dorde  graet  heeten  achtersusterkinder  ende  sijn  dieghene,  die  van  suster-of 
broederkinder  ghewonnen  worden  of  die  oemskinderen  of  moyenkinderen 
winnen  ;  die  vier  de  graet  heetmen  eerste  leden,  ende  sijn  dieghene,  die  van 
achtersusterkinder  ghewonnen  worden. 

Die  Stelle  zeigt  aber  auch  recht  deutlich,  wie  wenig  die  Bezeichnung 
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nach  Geschwisterschaften  sich  zu  einem  deutlichen  Auseinanderhahen  der 
verwandtschaftlichen  Stellungen  des  Neffen  und  Vetter  eignet.  Ist  von 
Schwesterkindern  und  Bruderkindern  die  Rede,  so  macht  sich  damit  nicht 
genügend  kenntlich,  ob  man  ein  Geschwister  der  einen  in  Frage  stehenden 
Person  im  Auge  hat,  demnach  die  andere  zu  dieser  die  Stellung  des  Neffen 
einnimmt,  oder  aber  beide  als  Kinder  von  Geschwistern,  also  als  Vettern 
bezeichnen  will.  Brunner  Sippe  u.  Wergeid  in  Zeitschr.  für  Rechtsge- 
schichte 1 6,84  hat  Jenes  angenommen,  ohne  die  Schwierigkeiten  zu  ver- 
kennen, welche  sich  dann  gegenüber  der  sonstigen  Bedeutung  des  Aus- 
druckes Achtersusterkinder  ergeben.  Aber  schon  der  sichtliche  Anschluss 
an  die  canonische  Zählung  kann  nicht  wohl  bezweifeln  lassen,  dass  bei 
jedem  Grade  zunächst  nur  gleichstehende  Verwandte  in  ihrem  wechsel- 
seitigen Verhältnisse  genannt  werden  sollen.  Es  lässt  weiter  die  Fassung 
der  Angabe  über  den  zweiten  Grad  doch  in  keiner  Weise  bezweifeln,  dass 
Geschwisterkinder  und  Oheimskinder  nur  als  verschiedene  Bezeichnungen 
für  dieselbe  Sache  gefasst  sind,  da,  wenn  eine  Person  Kind  eines  Oheims 
der  andern  ist,  auch  beide  in  ihrem  wechseitigen  Verhältnisse  Geschwister- 
kinder sind.  Das  ist  dann  ebenso  doch  auch  für  die  Nachgeschwisterkinder 
und  Grossoheimskinder  des  dritten  Grades  anzunehmen,  wenn  da  die  Fas- 
sung an  und  für  sich  das  auch  fraglich  lassen  könnte.  Wo  aber  die  Be- 
zeichnungen an  die  aufsteigenden  Geschwisterschaften,  an  Elterngeschwister 
und  Grosseltemgeschwister  anknüpfen,  kann  die  Bedeutung  natürlich  nicht 
zweifelhaft  sein.  Es  sind  hier  zweifellos  zunächst  nur  die  gleichen  Grade 
der  Geschwister,  Geschwisterkinder,  Nachgeschwisterkinder  und  der  ab- 
weichend bezeichneten  Kinder  dieser  aufgefühn  und  canonisch  gezählt; 
es  werden  insbesondere  die  Geschwister  selbst  als  erste  Magschaft  be- 
zeichnet. 

234.  Ganz  dasselbe  ergibt  sich  weiter  bei  dem  häufig  vorkommen- 
den Uebergehen  der  Geschwisterschaftsbezeichnungen  in 
der  canonischen  entsprechende  Zählungen.  Die  früher  er- 
wähnten Bezeichnungen  hätten  sich  an  und  für  sich  ganz  nach  Belieben 
weiter  fortsetzen  lassen.  Nach  Massgabe  der  Geschwisterlingskinder  hätte 
man  den  folgenden  vienen  canonischen  Grad  als  Geschwisierlingskindes- 
kinder  bezeichnen  können.  Oder  aber  in  Fortsetzung  jener  Zählung  als 
Drittgeschwisterkinder  oder  Nachnachgeschwisterkinder.  Sehen  wir  aber 
von  den  besondern  isländischen  Verhältnissen  ab,  wo  allerdings  von  Dritter- 
brüderkindern die  Rede  ist,  so  scheint  in  der  ostgermanischen  Gruppe  jedes 
Zeugniss  für  eine  solche  Fortführung  jener  Bezeichnungen  zu  fehlen ;  we- 
nigstens dann,  wenn  meine  später  zu  begründende  Annahme  richtig  ist, 
dass  die  allerdings  auf  Drittgeschwisterkinder  treffende  friesische  Bezeich- 
nung als  Drittlinge,  vgl.  Brunner  Sippe  26.36,  nicht  mit  den  Geschwister- 
schaften zusammenhängen  dürfte.  Und  auch  in  westgermanischen  Gebieten 
sind  mir  nur  ganz  vereinzelte  Fälle  bekannt  geworden,  bei  denen  dann 
überdies  noch  zweifelhaft  sein  mag,  ob  es  sich  nicht  um  spätere  mehr  will- 
kürliche Weiterführung  der  gebräuchlichen  Ausdrücke  handelt.     Dritte 
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234]  Geschwisterkinder  wurden  S  232  erwähnt.  Ist  in  Tirol  der  Ausdruck 
Nachgeschwisterkinder  sehr  verbreitet,  so  soll  zu  Bozen  auch  von  Nach- 
nachgeschwisterkindern  die  Rede  sein,  wahrend  ich  den  Ausdruck  sonst 
nirgends  zu  erfragen  wusste. 

Die  Unnachweisbarkeit  solcher  Weiterführung  der  Ausdrucke  würde 
nun  an  und  für  sich  nicht  auffallen  können,  insofern  die  Quellen  nicht 
leicht  Veranlassung  hatten,  so  entfernte  Verwandte  ausdrücklich  zu  erwäh- 
nen. Aber  es  wird  dadurch  beachtenswenh,  dass  in  Fällen,  wo  solche  Ver- 
anlassung geboten  war^  man  dennoch  jene  Bezeichnungswebe  nicht  weiter 
fortsetzte,  sondern  auf  anderweitige  Zählung  überging. 

Auf  ostgermanischem  Gebiete  reichte  die  norwegische  Erb- 
gränze  ursprünglich  nur  bis  zum  dritten  canonischen  Grad  und  in  den 
altern  Erbentafeln  sind  dem  entsprechend  die  Nachgeschwisterkinder  als 
leutberechtigte  Erben  genannt.  Ist  dann  aber  in  der  Tafel  des  gemeinen 
Landrechts  die  Gränze  weiter  ausgedehnt,  so  werden  auch  da  im  neunten 
Erbe  die  Nachgeschwisterkinder  unter  dieser  Bezeichnung  erwähnt,  wäh- 
rend dann  die  Kinder  derselben  mit  wesentlich  anderer  Bezeichnungsweise 
als  vierte  Männer  in  der  Verwandtschaft  aufgefühn  werden.  Ein  entspre- 
chendes Ueberspringen  von  Nachgeschwisterkindern  auf  viene  Männer, 
was  dann  wieder  die  Mitzählung  der  Geschwister  zweifellos  macht,  ergibt 
sich  bei  den  später  zu  besprechenden  Angaben  über  die  Todtschlagsühne. 
Aehnlich  bei  den  Angaben  über  die  Vertheilung  der  Geschlechtsbusse  in 
Westgötalagen  II  Draepare  b.  7.  Bis  zu  Geschwisterlingskindern  werden 
die  Geschwisterschaften  bestimmter  bezeichnet;  dann  ist  die  Rede  von  den 
Nächstfolgenden  bis  zum  sechsten  Manne.  Mehrfach  findet  sich  der  Ueber- 
gang  schon  nach  den  Geschwisterkindern,  so  dass  die  Bezeichnung  als 
Nachgeschwisterkinder,  wenn  sie  auch  nicht  fehlte,  doch  minder  geläufig 
gewesen  sein  wird.  So  in  Statut  des  Bischofs  Bryniolf  von  1281,  Schlyter 
Corp.  1,73,  bezüglich  der  verbotenen  Verwandtschaftsgrade;  als  vier  erste 
Grade  werden  Geschwister,  Geschwisterkinder,  dann  aber  dritte  und  vierte 
Männer  genannt.  Dasselbe  ergibt  sich,  wenn  Westgötalagen  II  Kirk.  b.  52 
die  Verwandtschaftsverletzung  am  dritten  oder  vierten  Mann  von  der  stren- 
ger zu  strafenden  in  nähern  Grade  unterschieden  wird.  So  geht  bei  den 
Angaben  über  die  Todtschlagsühne  in  Helsingelagen  Manh.  b.  38  die  Auf- 
zählung der  Verwandtschaftsklassen  von  Geschwisterkindern  aufDrittmän- 
nige  und  Viertmännige  über,  wie  es  denn  in  den  Swearechten  überhaupt 
nicht  üblich  gewesen  zu  sein  scheint,  jene  Bezeichnungen  über  Geschwister- 
kinder fortzuführen.  Geht  in  den  angeführten  Fällen  die  Bezeichnungs- 
weise in  eine  andere  über,  die  aber  gleichfalls  in  ihrer  Zählung  der  cano- 
nischen entspricht,  so  mag  auch  das  als  Beleg  dienen,  dass  eine  Zählung 
der  Folge  der  Geschwisterschaften  nur  auf  die  canonische  Zählung  führen 
konnte.  Auffallendere  Belege  werden  sich  dann  noch  im  friesischen  Rechts- 
gebiete finden,  indem  man  da  nach  dem  dritten  Grad  nicht  blos  auf  andere 
Bezeichnungsweise,  sondern  auch  auf  andere  Zählung  überging;  es  mag 
vorläufig  genügen,  auf  die  S  233  angeführte  Stelle  des  Rcchtsbuchcs  von 
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Brielle  hinzuweiseo,  wo  der  auf  die  Nachgeschwisterkinder  folgende  vierte 
Grad  als  erstes  Glied  bezeichnet  wird. 

Ganz  dasselbe  ergibt  sich  denn  auch  wohl  auf  we  stgermanischem 
Gebiete.  Hatte  es  für  meine  nächsten  Zwecke  wenig  Werth  gehabt,  dem 
näher  nachzugehen,  während  das  zugleich  durch  die  vielfache  Nichtberück- 
sichtigung der  Bezeichnungen  entfernterer  Verwandtschaft  in  den  Sonder- 
Wörterbüchern  sehr  erschwert  sein  würde,  so  begnüge  ich  mich  mit  Be- 
legen, welche  ich,  vor  allem  von  meinem  Freunde  L.  v.  Hörmann  freund 
liehst  umerstUtzt,  unmittelbar  dem  heutigen  SprachgebrauchinTirol 
zu  enmehmen  wusste.  Im  grössten  Theile  des  Landes  und  insbesondere 
überall,  wo  Zurückgehen  auf  baierischen  Sprachgebrauch  anzunehmen  sein 
würde,  umfassen  die  an  die  Geschwister  anknüpfenden  Bezeichnungen  noch 
den  dritten  canonischen  Grad.  Es  heisst  Geschwisterenkel  oder  häufiger 
Nachgeschwisterkinder,  wobei  es  auffallen  kann,  dass  der  letztere  Ausdruck 
schon  in  der  Gegend  von  Kufstein  und  weiter  in  Baiem  nicht  üblich  zu 
sein  scheint ;  schon  im  Chiemgau  ist  durchweg  von  Geschwisterkindskin- 
dern die  Rede. 

Dagegen  reichen  nun  im  Oberianthal,  zweifeUos  im  Anschluss  an 
alemannischen  Brauch  jene  Bezeichnungen  überhaupt  nicht  über  den  zwei- 
ten Grad  hinaus,  während  dann  auf  andere  gezählte  Bezeichnungen  über- 
gegangen wird.  In  Vorarlberg  und  im  Allgäu  kommt  die  anscheinend 
wenig  übliche  Folge  Geschwister,  Geschwisterkinder  und  dritte  Kinder  vor. 
Sie  findet  sich,  nur  einen  Grad  später  wechselnd,  auch  im  Schwabenspiegel 
ed.  Wackerm.  6 ;  in  der  dritten  Sippzahl  stehen  Geschwisterkindskinder, 
dann  viene  Kinder  in  der  vienen,  während  weiter  in  wahrscheinlich  will- 
kürlicher Fortführung  noch  fünfte,  sechste  und  siebente  Kinder  gezählt 
werden.  Dabei  werden  also  zunächst  die  Stammgeschwister,  dann  absprin- 
gend der  Stammvater  ins  Auge  gefasst. 

Das  wird  ebenso  anzunehmen  sein  bei  der  allgemein  üblichen  Be- 
zeichnung nach  Gliedern.  In  einer  spätem  Angabe  aus  Bern,  Wasserschie- 
ben Erbenf.  185,  heisst  es  ausdrücklich,  dass  Geschwisterkinder  zwei  Glie- 
der von  eitiander  sind,  weil  sie  ebensoviel  Glieder  vom  gemeinsamen  Gross- 
vater sind.  Ist  nun  die  Bezeichnuug  nach  Gliedern  auch  über  Innsbruck 
abwärts  bis  etwa  nach  Schwaz  vorgedrungen,  so  werden  da  wohl  unter- 
schiedslos beide  Bezeichnungsweisen  gleichbedeutend  für  alle  drei  ersten 
Grade  gebraucht ;  man  sagt  von  zwei  Personen  bald,  dass  sie  Geschwister, 
Geschwisterkinder,  Nachgeschwisterkinder,  bald,  dass  sie  im  ersten,  zweiten, 
dritten  Gliede  gefreundet  sind;  also  eine  vollständige  Umsetzung  der  an 
die  Geschwister  anknüpfenden  Bezeichnungen  auf  eine  der  canonischen 
entöprechende  Zählung  der  Glieder  vom  Stammvater  abwärts,  die  um  so 
beachtenswenher  ist,  als  da  bei  der  weiten  Verbreitung  und  Übereinstim- 
menden Handhabung  der  Zählung  nach  Gliedern  eine  nachträgliche  Be- 
einflussung durch  canonische  Zählung  sicher  nicht  anzunehmen  ist.  Ganz 
dasselbe  ergibt  sich  aber,  wenn  im  Oberinnthale  beide  Bezeichnungsweisen 
allgemein  nicht  nebeneinander,  sondern  sich  ablösend  gebraucht  werden, 
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234]  wenn  da  der  Sprachgebrauch  sich  dahin  festgestellt  hat,  dass  zwei 
Personen  Geschwister,  Geschwisterkinder,  dann  aber  im  dritten,  ganz  ver- 
einzelt auch  wohl  noch  im  vierten  Gliede  gefreundet  sind. 

Dieses  Abbrechen  der  Geschwisterschaftsbezeichnungen  und  Ueber- 
gehen  zu  anderartigen  Zählungen  werden  wir  auch  bei  spateren  Eröne- 
rungen  mehrfach  zu  beachten  haben.  Es  lässt  allerdings  die  nächstliegende 
Erklärung  zu,  dass  die  Verwendung  der  an  und  für  sich  beliebige  Weiter- 
fuhrung  zulassenden  zusammengesetzten  Ausdrücke  unbequemer  wurde, 
um  je  entferntere  Verwandtschaft  es  sich  handelte.  Aber  zumal  da,  wo  das 
Uebergehen  erst  nach  dem  dritten  Grade  erfolgt,  werden  wir  uns  doch 
mehrfach  auf  die  Erwägung  hingewiesen  sehen,  ob  die  Erklärung  nicht 
etwa  darin  zu  suchen  sei,  dass  zu  der  Zeit,  als  sich  bezüglich  jener  an  und 
für  sich  beliebig  weiter  zu  führenden  Ausdrücke  der  Sprachgebrauch  bei 
den  einzelnen  Stämmen  bestimmter  feststellte,  die  Gränzen  rechtswirksamer 
Verwandtschaft  im  allgemeinen  nicht  über  Nachgeschwisterkinder  hinaus- 
reichten und  damit  kein  Bedürfniss  für  weiter  reichende  Bezeichnungen 
vorlag. 

235.  Die  Bezeichnung  und  Zählung  der  Seitenverwandtschaft  in 
Anknüpfung  an  Stammgeschwister  bot  nach  dem  Bemerkten  keinerlei  An- 
lass  zu  zurückbleibender  Zählung ;  die  Stammgeschwister  selbst  sind  immer 
als  die  Ersten  zu  zählen,  mag  man  sie  nun  als  erste  Kinder  des  Stamm- 
vaters, mag  man  sie  unmittelbar  als  erste  Geschwister  fassen.  Das  gewinnt 
nun  noch  eine  weitere  gewichtige  Bestätigung  dadurch,  dass  jene  Anknü- 
pfung sich  nicht  auf  das  weldiche  Gebiet  beschränkte,  dass  wir  auch  ein 
AusgehenvonStammgeschwistern  beiZählungen  fürkirch- 
liche Zwecke  finden,  ohne  dass  das  zu  der  kirchlich  ja  gleichfalls  zuge- 
lassenen zurückbleibenden  Zählung  geführt  hätte.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
wie  sehr  der  germanische  Brauch,  bei  den  besprochenen,  wie  bei  später 
zu  besprechenden  Bezeichnungen  und  Zählungen  der  Seitenverwandtschaft 
sich  an  die  gleichen  Grade  zu  halten,  eine  Uebertragung  derselben  auf  die 
kirchliche  Zählung  nach  Doppelgraden  begünstigen  musste.  Jene  Ait  der 
Verwandtschaftsbestimmung  durch  Ausgehen  von  Stammgeschwistern,  wie 
sie  nach  §229  in  Island  ausdrücklich  vorgeschrieben  war,  scheint  allge- 
meine germanische  Sitte  gewesen  und  von  den  Landeskirchen  anstandslos 
auch  für  kirchliche  Zwecke  beibehalten  zu  sein,  während  dann  doch  auf 
Grundlage  derselben  canonisch  gezählt  wurde. 

Kannte  man  den  Stammvater,  so  mochte  man  immerhin  auch  ihn 
nennen,  zumal  damit  zugleich  die  dann  Folgenden  als  Geschwister  ge- 
kennzeichnet waren.  So  beginnt  etwa  Ivo  von  Chartres  Ep.  1 29  eine  Ver- 
wandtschaft mit  der  Angabe :  Z.  Sorus  quendam  ßlium  filiamque  habuii. 
Auch  Ep.  2 1 1  können  die  an  die  Spitze  gestellten  Namen  Gaufridus  Griso- 
gonellus,  denen  in  einer  Handschrift  Fratres  zugefügt  ist,  nur  einen  Stamm- 
vater bezeichnen,  da  in  der  zweiten  der  absteigenden  Linien  die  sechste 
Person  ausdrücklich  als  im  sechsten  Grade  stehend  bezeichnet  ist.  In  den 
Tafeln  Compil.  IV  4,3  c.  i  ist  nur  die  Stammmutter  mit  Namen  aufgeftlhrt, 
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während  dann  von  jedem  der  Stammgeschwister  die  Linien  abwäns  an- 
gegeben werden.  Zweifellos  aberist  dieNichtberücksichtigung  des 
Stammvaters,  wenn  Ivo  £p.  26 1  dem  Könige  von  England  genealogiam 
a  trunco  suo  inchoatam  schickt,  um  ihn  von  beabsichtigter  Verheirathung 
einer  Tochter  abzuhalten,  und  es  dann  heisst :  Genealogia  autem  sie  se  ha- 
bei:  G.  et  S,  sorores  fuerunt,  während  die  weitern  Glieder  dort  bis  zum 
fünften,  hier  bis  zum  sechsten  Grade  angegeben  werden. 

Diese  nur  bis  auf  die  Stammgeschwisier  zurückgehende  Art  der  Auf- 
stellung der  Verwandtschaftstafeln,  für  welche  wir  schon  S  228.230  Belege 
anführten,  scheint  aber  die  allgemein  übliche  gewesen  zu  sein,  da  sie  sich 
in  sehr  verschiedenen  Gegenden  findet.  So  beginnt  auch  die  Tafel,  auf 
welche  hin  die  erste  Ehe  K.  Friedrichs  I  geschieden  wurde,  JafFe'  Biblio- 
theca  1,547:  Ex  uno  patre  et  una  matri  nati,  worauf  dann  die  Stammge- 
schwister genannt  sind.  Oder  in  Urkunde  aus  Trient  von  1236,  Zeitschr. 
des  Ferdinandeum  33,170:  Dominus  O,  ei  domina  J,  fuerunt  frater  et  soror, 
worauf  dann  in  der  einen  Linie  noch  vier  *),  in  der  andern  noch  drei  Per- 
sonen genannt  werden  und  daraus  nach  canonischer  Zählung  gefolgert 
wird,  dass  die  Letzgenannten  in  quarto  et  quinto  gradu  consanguinitatis 
stehen.  In  den  Frostuthingslög  3  S  i  ist  dieses  Vorgehen  sogar  ausdrücklich 
bezüglich  des  kirchlichen  Eheverbots  vorgeschrieben :  Zählen  soll  man  von 
^wei  Geschwistern  sechs  Männer  auf  jedem  der  beiden  Wege  und  nehmen 
beim  siebenten;  aber  wenn  ein  Mann  will  nehmen  ein  Weib,  welches  ein 
Blutsfreund  von  ihm  hatte,  dann  soll  man  fahlen  vier  Männer  auf  jedem 
von  beiden  'Wegen  von  ^wei  Brüdern  und  nehmen  bei  dem  fünften.  Aber 
trotz  dieses  Zählens  von  den  Geschwistern  ab  wurden,  wie  Maurer  in  den 
Münchner  Sitzungsb.  1877  S.  241  sicher  nachgewiesen  hat,  diese  selbst  als 
erster  Grad  gezählt,  so  dass  die  Zählung  durchaus  der  canonischen  entspricht. 
Und  ebenso  hat  in  Island  selbst  das  Ausgehen  von  den  Geschwistern,  ob- 
wohl sich  hier  eine  abweichende  Bezeichnung  und  Zählung  angeknüpft 
hatte,  nicht  gehindert,  dass  man  sich,  als  der  kirchlichen  Eheverbote  wegen 
eine  bestimmte  Zählung  des  Gradabstandes  nöthig  wurde,  der  der  canoni- 
schen entsprechenden  Zählung  nach  Männern  bediente ;  vgl.  Maurer  Is- 
land 328,  dann  in  den  Abhandl.  der  Münchner  Akad.  I3^2I5  ff. 

236«  Es  handelt  sich  da  aber  nicht  blos  um  vereinzelten  Anschluss 
an  den  Landesbrauch,  sondern  die  Zulässigkeit  der  Nichtbeach- 
tung des  Stammvaters  bei  kirchlichen  Zählungen  ist  aus- 
drücklich und  allgemein  ausgesprochen,  wenn  P.  Innocenz  III  in  X  4, 14  c.  7 
den  Brauch,  nur  auf  Geschwister  zurückzugehen,  ausdrücklich  für  aus- 
reichend, aber  auch  für  erforderlich  erklärt.  Wohl  nur  aus  Nichtbeachtung 
dieses  Brauches  ist  es  zu  erklären,  wenn  man,  so  weit  ich  sehe,  ganz  all- 
gemein, vgl.  zuletzt  Freisen  G.  des  canon.  Eher.  419.422,  in  jener  Decre- 
tale  ein  ausdrückliches  Verbot  der  zurückbleibenden  Zähluug  sieht. 


*)  Nach  gütiger  Mittheilung  des  Herausgebers  H.  v.  Voltelini  sind  durch 
Uebersehen  nach  de  d,  Olurado  natus  est  die  Worte :  Adelperus,  de  d.  Adeiperio 
natus  est  alius  Oluradus  et  de  ipso  Olurado  natus  est  ausgefaUen, 
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Die  Kirche  begnügte  sich  zum  Beweise  der  Verwandtschaft  nicht 
damit,  dass  die  Art  der  Verwandtschaft  von  den  Computatores  im  allge- 
meinen angegeben  und  beschworen  wurde,  etwa  dahin,  dass  zwei  Gross- 
väter der  Eheleute  Consobrini  gewesen  und  dieselben  demnach  im  vienen 
Grade  verwandt  seien;  sie  verlangte  namentliche  Bezeichnung  aller 
die  Verwandtschaft  vermittelnden  Personen.  DieComputatoren  sollten  beide 
Linien  vom  Stipes  oderTruncus,  bei  dem  sie  auseinandergingen,  aufzählen 
und  zwar  nach  jener  Decretale :  nominibus  propriis  vel  aequipollentibus 
indiciis  designando personas.  In  X  4,14  c.  i  wird  eingeschärft:  quod per- 
sonae  idoneae  nominandae  sunt  et  gradus  distinguendi  ab  utroque  laier e  et 
computandu  In  dem  Falle  Compil.  IV  4,3  c.  i  waren  einzelne  Glieder  nicht 
mit  dem  eigenen  Namen,  sondern  nur  als  Uxor  eines  Genannten  bezeichnet; 
man  wollte  das  als  ausreichend  geltend  machen :  cum  demonstratio  seu  cir- 
cumlocutio  loco  proprii  nominis  habeatur.  Es  wurde  aber  entgegnet,  dass 
iuxta  canonicas  sanctiones  non  solum  gradus  sunt  distinguendi,  sed  etiam 
personarum  nomina  designanda;  dass  eine  Circumlocutio  nur  dann  statt 
des  Namens  ausreiche,  wenn  dieselbe  nur  eine  bestimmte  Person  treffen 
könne,  wie  das  hier  nicht  der  Fall  sei,  da  ja  der  Genannte  zwei  Uxores 
gehabt  haben  könne.  Dem  entspricht  es  also  durchaus,  wenn  Ed.  Roth.  1 53 
vom  Erbansprecher  verlangt  wird :  ut  nominatim  unicuique  nomina  paren- 
tum  antecessorum  suorum  dicat.  Beim  Ausdruck  Computare  hatte  man 
sichtlich  sehr  gewöhnlich  weniger  das  Zählen  selbst,  als  jene  namentliche 
Aufführung  der  für  die  Zählung  erforderlichen  Personen  im  Auge ;  es  ist 
vom  Computare  auch  da  die  Rede,  vgl.  etwa  Ivon.  Camot.  ep.  261,  Du- 
cange  zu  Computare,  wo  Personen  lediglich  in  ihrem  verwandtschaftlichen 
Zusammenhange  genannt,  aber  in  keiner  Weise  gezählt  sind,  da,  wenn 
Namen  und  Zusammenhang  beschworen  wurden,  die  Zählung  eine  selbst- 
verständliche war. 

In  jener  Decretale  wird  nun  gefragt,  ob  das  Zeugniss  von  Zeugen  ge- 
nüge :  qui  consanguinitatis  gradus  ab  avunculo  et  nepote,  videlicet  fratris 
filio  vel  sororiSy  quum  de  fratribus  vel  superioribus  nihil  noverint  vel  audi- 
verint,  inceperint  computare.  Es  handelt  sich  um  den  Mangel,  dass  die 
Computatoren  weder  die  Stammeltern,  noch  die  beiden  Stammgeschwister 
zu  benennen  wissen,  sondern  nur  eines  derselben,  den  Oheim,  in  der  an- 
dern Linie  aber  nur  noch  dessen  im  zweiten  Grade  stehenden  Neffen.  Das 
erklärt  der  Pabst  für  ungenügend ;  bei  jener  Benennung  oder  gleichwcrthi- 
gen  Bezeichnung:  a  stipite debent  incipere,  idest a parentibus  vel germanis. 
Er  begründet  das  damit :  quum,  qua  ratione  computationem  incipereni  a  se- 
cundoy  eadem  ratione  ab  ulterioribus  inchoarent;  wird  einmal  Beginn  mit 
dem  im  zweiten  Grade  stehenden  Neffen  zugegeben,  so  ist  nicht  abzu- 
sehen, wesshalb  dann  nicht  auch  mit  einem  im  dritten  Grade  stehenden 
Grossneffen  angefangen  werden  könne.  Der  Unterschied  der  Gradzählung 
kommt  gar  nicht  in  Frage,  da  weder  die  eine  noch  die  andere  mit  dem 
Computare  beim  Oheim  und  Neffen  würde  beginnen  können;  es  ist  ledig- 
lich stillschweigend  die  canonische  als  die  übliche  vorausgesetzt.  Dagegen 
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ergibt  sich  aufs  bestimmteste,  dass  auch  der  Pabst  die  Nennung  der  Stamm- 
ehern  nicht  verlangt,  dass  die  Nennung  der  beiden  Stammgeschwister,  der 
Germani,  genügt. 


2.  Zählung  nach  Vetterschaften. 

237.  Nach  dem  bisher  Gesagten  konnten  weder  der  Brauch,  die  Sei- 
tenverwandtschaft nur  auf  Stammgeschwister  zurückzuführen,  noch  die  bei 
der  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  eingreifenden  Ansätze  einer 
Zählung  zu  der  hinter  der  üblichen  canonischen  zurückbleibenden  Zählung 
führen.  Boten  andererseits  kirchliche  Bestimmungen  für  diese  keinerlei 
Anknüpfung,  hat  sie  sich  zweifellos  im  Anschlüsse  an  germanischen  Brauch 
ergeben,  so  zweifle  ich  nicht  im  mindesten,  dass  es  sich  dabei  um  die  bisher 
kaum  beachtete  Zählung  nach  Vetterschaften  handelt,  zumal  diese 
nicht  blos  Bezeichnungen  bietet,  welche  Umsetzung  auf  eine  Zählung  ge- 
statten, sondern  eine  ausdrückliche,  mit  der  zurückbleibenden  canonischen 
durchaus  übereinstimmende  Zählung  nach  Doppelgraden. 

Die  Bedeutung  dieser  Zählung  beschränkt  sich  aber  nicht  darauf,  dass 
sie,  soweit  es  sich  um  die  gleichen  Grade  handelt,  die  zurückbleibende 
Zählung  genügend  erklärt.  Es  würde  sich  dann  lediglich  um  einen  ver- 
schiedenen Ausgang  der  Zählung  handeln ;  es  würde  statt  der  Folge  der 
Geschwister  erst  die  Folge  der  Geschwisterkinder,  vgl.  S  232,  oder  Vettern 
gezählt  sein.  Besonders  beachtenswerth  erscheint  aber  die  Vetternzählung, 
weil  sich  mit  ihr,  wie  ich  denke,  eine  Behandlung  der  ungleichen  Grade 
verbindet,  welche  auf  eine  Gliederung  der  Sippe  hinweist,  mit  welcher  die 
übliche  Annahme  unvereinbar  ist,  dass  die  Germanen  für  die  Bestimmung 
der  Entfernung  der  Verwandtschaft  immer  an  die  absteigenden  Zeugungs- 
linien anknüpften.  Es  wird  sich  empfehlen,  zur  Erleichterung  der  Unter- 
suchung beides  auseinanderzuhalten  und  zunächst  nur  die  gleichen 
Grade  ins  Auge  zu  fassen. 

Wenn  ich  nun  glaube,  bei  der  genaueren  Erörterung  einer  germa  - 
nischen  Verwandtschaftszählung  an  geeignetsten  vom  gothisch-spani- 
schen  Recht  auszugehen,  so  mag  das  insofern  auffallen,  als  wenigstens 
im  westgothischen  Gesetzbuche  sich  keine  Spur  irgendwelcher 
Zählung  erhalten  hat,  welche  wir  als  eine  den  Germanen  eigenthümliche 
fassen  könnten.  Der  engste  Anschluss  an  das  römische  Recht  liegt  hier  so 
offen  zu  Tage,  dass  es  erklärlich  ist,  wenn  man  die  bezüglichen  Angaben 
der  Lex  bisher  einfach  als  unverwendbar  für  das  germanische  Recht  be- 
handelte. Der  gesammte,  das  Erbrecht  einleitende  Titel  4,  i  über  die  Grad- 
zählung ist  wörtlich  der  Lex  Romana,  Pauli  sent.  4,10  mit  Einschluss  der 
Bemerkungen  der  Interpretatio,  entnommen.  Auch  wo  in  Einzelfällen 
Rechtswirkungen  an  einen  bestimmten  Grad  angeknüpft  werden,  handelt 
es  sich  zweifeUos  um  eine  der  römischen  durchaus  entsprechende  Zählung 
auf  der  gebrochenen  Linie.  Damit  ist  allerdings  nicht  ausgeschlossen,  dass 
der  enge  Anschluss  an  die  römische  Rechtssprache  insbesondere  im  Erb- 


304  ^^^  2.  Zählung  nach  Vetterschaften. 

337]  recht  dadurch  ermöglicht  war,  dass  sich  eine  sachlich  entsprechende 
gothische  Zählung  vorfand.  Würde  das  aber  der  herrschenden  Annahme 
über  die  Art  germanischer  Zählungen  durchaus  widersprechen,  so  wird  es 
sich  empfehlen,  zunächst  von  den  Angaben  der  Lex  ganz  abzusehen  und 
auf  jene  Frage  zurückzukommen,  sobald  die  Ergebnisse  der  Untersuchung 
der  bezüglichen  Verhältnisse  in  andern  Rechten  einen  Versuch,  auch  für 
jene  an  germanischen  Brauch  anzuknüpfen,  nicht  mehr  als  einen  von  vorn- 
herein hoffnungslosen  erscheinen  lassen  dürften. 

238«  Um  so  werthvollere Haltpunkte  scheinen  die  späteren  spani- 
schen Verwandtschaftsbezeichnung  en,  mit  denen  die  portugie- 
sischen durchweg  übereinstimmen,  für  unsere  Zwecke  zu  bieten.  In  keiner 
andern  Sprache  dürften  sich  Ausdrücke,  welche,  wie  ich  denke^  durch  eine 
urälteste  Auffassung  der  Gliederung  der  germanischen  Sippe  bestimmt  sind^ 
in  gleicher  Weise  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  haben. 

Allerdings  wird,  wenn  wir  vorläufig  vom  Vergleiche  mit  Verwandt- 
schaftsbezeichnungen bei  andern  Stämmen  absehen,  Anschlussanalt- 
gothischen  Sprachgebrauch  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange 
unmittelbar  zu  erweisen  sein.  Als  die  Gothen  zuerst  im  Römerreiche  an- 
sässig wurden,  wird  nach  Ausweis  der  Bibelübersetzung  der  Bestand  an 
einfachen  Verwandtschaftsbezeichnungen  ein  sehr  dürftiger  gewesen  sein; 
mochte  sich  da  nicht  Gelegenheit  bieten,  alle  üblichen  Ausdrücke  zu  ver- 
wenden, so  deutet  doch  auch  sonst  nichts  darauf  hin,  dass  jener  Vorrath 
ausgedehnter  gewesen  sei,  als  wir  ihn  etwa  im  Isländischen  finden,  vgl. 
Maurer  Island  326,  auf  dessen  Beachtung  uns  später  zu  erwähnende  Um- 
stände hier  zunächst  hinweisen.  Ist  ausser  den  überall  vorkommenden 
Ausdrücken  für  Kinder,  Eltern  und  Geschwister  in  der  geraden  Linie  noch 
der  für  die  Grossmutter,  Avo,  ausdrücklich  bezeugt,  so  könnte  ein  solcher 
für  Enkel  auch  hier  gefehlt  haben,  vgl.  S  23 1 ,  da  Ulfilas  sich  des  Ausdruckes 
Kindeskind  bedient.  Doch  würden  sich  auch  später  zu  berührende  Um- 
stände für  das  Vorhandensein  eines  einfachen  Ausdruckes  geltend  machen 
lassen.  Man  nahm  dann  aus  dem  Lateinischen  den  Ausdruck  Nepos,  Nieto, 
auf  und  verwandte  ihn  abweichend  von  den  andern  romanischen  Spracheiu, 
aber  in  engem  Anschluss  an  die  römische  Rechtssprache  ausschliesslich 
für  den  Enkel. 

Ob  man  auch  nur  für  die  nächsten  Grade  der  Seitenverwandtschaft 
über  die  Geschwister  hinaus  einfache  Bezeichnungen  hatte,  mag  sehr  zwei- 
felhaft sein ;  man  wird,  wie  da  in  scandinavischen  Sprachen  vom  Vaters- 
bruder oder  Brudersohn  die  Rede  ist,  sich  mit  Zusammensetzungen  begnügt 
haben.  An  eine  besondere  Bezeichnung  für  den  Oheim,  die  sich  dann  nicht 
auf  die  Mutterseite  beschränkt  haben  könnte,  liesse  etwa  der  Umstand  den- 
ken, dass  man  die  genaueren,  Elternseite  und  Geschlecht  auseinanderhal- 
tenden lateinischen  Ausdrücke  nicht  berücksichtigte,  einfach  vom  Tio  und 
der  Tia  sprach,  was  freilich  schon  aus  dem  Griechischen  aufgenommen 
sein  könnte,  während  der  auch  für  das  italienische  Zio  massgebende  Aus- 
druck Thius  doch  auch  der  lateinischen  Volkssprache  nicht  ft-emd  war; 
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vgl.  Diez  Wörterb.  zu  Zio.  Dieser  wird  jedenfalls  der  in  andern  romanischen 
Sprachen  nicht  übliche  Ausdruck  Sobrino  oder  Sobrina  für  Neffen  und 
Nichten  entnommen  sein,  da  die  römische  Rechtssprache  ihn  erst  für  wei- 
tere Grade  verwendet;  wie  denn  auch  das  Fuero  juzgo  bei  Uebersetzung 
der  römischen  Verwandtschaftstafel  den  Ausdruck  vermeidet,  während  es 
sich  4,2  1.  8  desselben  zur  Uebersetzung  von  Filii  fratrum  auf  sororum 
bedient. 

Ueber  den  Tio  und  Sobrino  aber  ist  man  auch  später  mit  einfachen 
verwandtschaftlichen  Bezeichnungen  nicht  hinausgegangen.  Allerdings  be- 
zeichnet Ulfilas  in  einem  Einzelfalle  einen  Consobrinus  als  Gadiliggs.  Hätte 
das  aber  eine  genauer  bestimmte  verwandtschafdiche  Stellung  bezeichnet, 
so  würde  man  es  nicht  unübersetzt  gelassen  haben.  Es  wird  bei  den  Gätlln- 
gen,  wie  sie  auch  bei  andern  Stämmen  erwähnt  werden,  vgl.  Amira  Er- 
benf.  1 13,  Brunner  R.  G.  1,82,  nur  an  Blutstreunde  überhaupt  zu  denken 
sein.  Dass  den  Gothen  ein  besonderer  Ausdruck  für  den  Consobrinus 
gefehlt  haben  muss,  werden  die  folgenden  Erörterungen  genugsam  ergeben. 

239«  Wir  dürften  dann  weiter  anzunehmen  haben,  dass  den  Gothen 
eine  Zählung  in  der  geraden  Linie  geläufig  war,  wie  sie  sich  ins- 
besondere auch  bei  den  Angelsachsen  findet,  vgl.  Amira  Erbenf.  77.  Denn 
wir  finden  gezählte  Verwandtschaftsbezeichnungen,  vgl.  S  2 1 9,  ohne  dass 
der  lateinische  Sprachgebrauch  dafür  eine  Anknüpfung  geboten  hätte.  Zähl- 
ten da  aber  die  Angelsachsen  vom  Vater  und  vom  Sohne  aus,  heisst  etwa 
der  Urgrossvater  dritter  Vater,  so  ergeben  hier  die  Ausdrücke  Bisavuelo 
und  Bisnieto  oder  Nieto  segundo  für  Proavus  und  Pronepos,  dass  die  Zäh- 
lung erst  mit  dem  Grossvater  und  dem  Enkel  begann,  was  dann,  falls  jene 
Ausdrücke  wirklich  aus  dem  Gothischen  übersetzt  sein  sollten,  dafür  spre- 
chen würde,  dass  dieses  auch  für  den  Enkel  eine  eigene  Bezeichnung  hatte. 

Solche  Zählung  Hess  sich  dann,  wenn  dazu  Veranlassung  geboten 
war,  nach  Belieben  weit  fortsetzen,  wie  sich  dazu  das  Fuero  juzgo  bei  Ueber- 
tragung  der  römischen  Verwandtschaftstafel  in  L.  Wisig.4,1  genöthigt  sah. 
Wie  es  den  Tritavus  und  Trinepos  mit  Quinto  aouelo  und  Quinta  nieto 
wiedergibt,  so  fand  es  auch  keinen  Grund,  im  siebten  Grade,  wo  der  latei- 
nischen Vorlage  in  der  geraden  Linie  die  Bezeichnungen  ausgehen,  nicht 
noch  den  Sexavuelo  und  den  Sexto  nieto  zu  nennen.  Dabei  kann  es  auf- 
fallen, dass  der  Abavus  und  Abnepos  nicht  in  derselben  Weise  bezeichnet 
sind,  sondern  da  von  einem  Nachgrossvater  und  Nachenkel,  dem  Trasa- 
vueh  und  Trasnieto,  die  Rede  ist,  was  darauf  schliessen  lassen  könnte,  es 
sei  da  ein  besonderer  gothischer  Sprachgebrauch  massgebend  gewesen,  der 
dann  an  die  S  232  besprochenen  Nachgeschwisterkinder  erinnern  und  wie- 
der für  das  Vorhandensein  einer  gothischen  Bezeichnung  für  Enkel  sprechen 
würde. 

Jene  Zählung  liess  dann  auch  eine  Uebertragung  aufdie  Sei- 
tenlinie zu^  indem  man  von  einer  der  da  zur  Verfügung  stehenden  ein- 
fachen Bezeichnungen  ausging,  wobei  der  Uebersetzer  sich  insbesondere 
an  die  spanische  Zählung  der  Grosseltern  und  Enkel  hielt.    Aber  seine 
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239]  Uebertragun^  ist  mehrfach  unvollständig  und  unrichtig.  Schliesst  er 
sich  den  lateinischen  Bezeichnungen  keineswegs  so  genau  an,  als  das  mög- 
lich w^re,  so  macht  sich  insbesondere  in  auffallender  Weise  das  Streben 
geltend,  die  Bezeichnungen  auf  den  Tio  oder  sonstigen  Bruder  eines  der 
Vorfahren,  also  auf  die  Stammgesch\^ister,  zu  beziehen.  So  etwa,  wenn  im 
fünften  Grade  das  consobrini,  consobrinae  films,filia  wiedergegeben  wird 
mit  el  bisnieto  /  la  bisnieta  del  tio  e  de  la  iia  de  parte  del padre  e  de  parte 
de  la  madre;  sollte  es  genauer  Nieto  heissen,  so  setzt  sich  dieselbe  Unge- 
nauigkeit  bis  zum  entsprechenden  Quadrinieto  des  siebten  Grades  fort, 
während  im  vierten  Grade,  wo  die  Vorlage  einen  Halt  bot,  die  Consobrini 
noch  richtig  mit  elfiio  e  lafiia  del  tio  /  de  la  tia  wiedergegeben  sind.  Der 
Verfasser  muss  daran  gewöhnt  gewesen  sein,  bei  Bestimmung  aller  Seiten- 
verwandtschaft auf  ein  Stammgeschwisterpaar,  vgl.  §  228,  zurückzugehen, 
und  hat  sichtlich  versucht,  sich  danach  die  römischen  Angaben  zu  verge- 
genwanigen  und  dem  die  von  ihm  gewühlten  Bezeichnungen  anzupassen. 
Denn  dass  diese  wenigstens  in  solcher  Ausdehnung  nicht  volksthUmlicb 
waren,  vielfach  nur  zu  dem  Zwecke  gebildet  wurden,  um  der  Vorlage  ge- 
nauer folgen  zu  können,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  da  sie  der  Ausdrucksweise 
anderer  Quellen,  welche  nur  noch  vom  Bisavuelo  und  Bisnieto  sprechen, 
fremd  sind. 

240.  Diese  bedienen  sich  vielmehr  bei  Bezeichnung  und  Zäh- 
lung der  Seitenverwandtschaft  durchaus  der  Ausdrücke,  welche 
noch  der  jetzige  Sprachgebrauch  entsprechend  festgehalten  hat.  lie- 
ber den  Tio  und  Sobrino  hinaus  fehlen  da  einfache  verwandtschaftliche  Be- 
zeichnungen; insbesondere  auch  schon  für  den  Consobrinus,  den  Vetter. 
Dieser  heisst  vielmehr  noch  jetzt  Pritno  hermano,  häufiger  schlechtweg 
Primo,  auch  wohl  Pfifftö  carnal,  während  dann  in  weitrer  Fortzahlung 
von  einem  Segundo  hermano  oder  Segundo  die  Rede  ist.  Auch  einen  Ter- 
cero  oder  Quarto  werden  wir  noch  genannt  finden,  während  die  Zählung 
sich  über  den  Quarto  nie  fortsetzt.  Insbesondere  beim  Ausdruck  Primo 
hat  man  im  Laufe  der  Zeit  so  sehr  darauf  vergessen,  dass  er  sich  nicht  auf 
eine  bestimmte  verwandtschaftliche  Stellung,  sondern  ^uf  Zählung  derselben 
bezieht,  dass  der  zweite  Vetter  auch  wohl  als  Primo  segundo  bezeichnet 
wird ;  vgl.  Diccionario  de  la  lengua  Castellana  por  la  r.  acad.  EspaA.  (ed. 
1 884  und  früher)  zu  Primo.  Wird  der  Primo  zuweilen  als  Cormano,  Con- 
germanus,  bezeii:hnet,  vgl.  Ducange  zu  Congermanus,  so  bedingt  das  kei> 
nen  Unterschied  der  Zählung;  es  folgt  ihm  auch  dann  der •S'^^M/f^irc^nnait^. 

Bei  diesem  Sprachgebrauche  ist  nun  das  überaus  Auffallende  die  A  r  t 
d^r  Zählung  nach  Brüdern.  Bei  jeder  Verwandtschaftsbezeichnung, 
welche  an  einen  der  einfachen  Ausdrücke  anschliessend  diesen  weiterzählt» 
muss  das  durch  den  Ausdruck  zunächst  getroffene  Glied  auch  als  erstes 
gezählt  werden,  wie  das  bei  den  bisher  besprochenen  Bezeichnungen  denn 
auch  der  Fall  war.  Der  Nieto  schlechtweg  ist  auch  der  erste  Enkel,  da  sich 
der  Bisnieto  o^er  Nieto  segundo  unmittelbar  an  ihn  anschliesst.  Dem 
entsprechend  könnte,  wenn  Personen  verschiedener  verwandtschaftlicher 
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Stellung  als  Brüder  gezählt  werdea,  der  Hermano  schlechtweg  auch  nur 
der  erste  ßruder  sein;  der  in  derselben  gleichen  Querlinie,  vgl.  $  221,  auf 
ihn  folgende  Vetter  mUsste  bereits  der  zweite  Bruder  sein.  Es  ergibt  sich 
da  eine  Zählung,  welche  dem  sonst  auch  in  Spanien  eingehaltenen,  aus 
dem  Begriflf  jeder  Zahlung  sich  unmittelbar  ergebenden  Vorgehen  durchaus 
widerspricht. 

Dennoch  schliessen  sich  da  die  älteren  Quellen  dem  jetzigen 
Sprachgebrauche  genau  an.  Wo  man  eine  Folge  der  Verwandten  nach  dem 
einfachen  römischen  Gradabstande  im  Auge  hat,  wie  insbesondere  bei  allen 
erbrechtlichen  Bestimmungen,  erscheint  der  Primo  immer  in  unmittelbarer 
Folge  auf  den  einen  Grad  näher  stehenden  Neffen,  den  Sobrino.  Nach 
dem  Fuero  real  3,6 1.  13  erben  Sobrinos  nach  Köpfen:  y  esto  mesmo  sea  de 
los  primos  ö  dende  aguso.  In  Fuero  fUr  Sahagun  von  1 1  ro,  MunozCoUec- 
cion  de  Fueros  1,307 :  et  si germanos  non  habuerit,  hereditet  sobrinos;  et 
si  non  habuerit  sobrinos,  hereditet  primos.  Den  volleren  Ausdruck  finden 
wir,  wenn  nach  dem  Fuero  general  von  Navarra,  Marichalar  y  Manrique 
Hist.  de  la  legislac.  de  Espana  4,323,  der  Herr  den  Nachlass  des  Villano 
erhält,  wenn  dieser  keine  Söhne  hinterlässt :  ni  parientes  desde  abuelo  d 
primo  hermano.  Um  dieselbe  Bedeutung  wird  es  sich  dann  auch  handeln, 
wenn  nach  dem  Fuero  vonMiranda  von  1099,  Munoz  1,351,  Jemand  den 
Beischläfer  straflos  erschlagen  darf^  wenn  er  ihn  ertappt  mit  genannten 
nächsten  weiblichen  Verwandten:  autßlia  suifratris,  aut  cum  prima,  in 
sua  casa  *).  In  portugiesischen  Ortsrechten,  Portugalliae  Monum.  L.  1,751. 
795.861,  findet  sich  die  entsprechende  Bestimmung  weiter  ausgedehnt: 
mm  sua  mulier  aut  cum  sua  parenta  usque  ad  secundam.  In  denselben 
Quellen  wird  dann  die  Zählung  noch  weiter  fortgesetzt  bei  Bestimmungen 
Über  die  Theilnahme  an  der  Fehde,  wozu  ausser  den  Primos  und  Segundos 
auch  die Terceros  und  Quartos  verpflichtet  sein  sollen;  wir  kommen  darauf 
zurück. 

241«  FUr  den  Ausdruck  Primos  beseitigt  demnach  auch  abgesehen 
vom  neueren  Sprachgebrauch  die  unmittelbare  Folge  auf  die  Sobrinos  jeden 
Zweifel,  dass  er  der  Stellung  der  Vettern  oder  Geschwisterkinder,  dem 
zweiten  canonischen  Grade,  entspricht.  Dann  ist  von  vornherein  wahrschein- 
lich, dass  es  sich  auch  bei  der  Fortführung  der  Zählung  nicht  um  einfache, 
sondern  um  Doppelgrade,  um  Weiterzählung  nach  Vetterschaf- 
te n,  handelt,  dass  bei  den  Segundos  an  Nachgeschwisterkinder,  an  den 
dritten  canonischen  Grad,  zu  denken  ist;  zumal  auch  der  Ausdruck  Her- 
manos  darauf  deutet,  dass  die  ganze  Zählung  nur  Verwandte  im  Auge  hat, 
die  in  derselben  Querlinie  oder  in  gleichem  Grade  von  einem  gemeinsamen 
Stammvater  stehen. 

Das  bestätigt  sich  denn  auch  ausdrücklich  durch  Angaben,  bei  wel- 
chen die  einfachen  Grade  einzeln  im  Anschluss  an  jene  zunächst  auf  Doppel- 


*)  Danach  ist  das,  was  ich  Mitth.  des  Inst.  E.  B.  2,485  über  diese  Angabe 
bemerkte,  zu  berichtigen. 
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241]  Zählung  berechnete  Ausdrucksweise  aufgeführt  werden.  So  insbe- 
sondere, wenn  es  im  Fuero  real  2,8 1.  9  heisst,  dass  gegen  Fremde  für  den 
Kläger  nicht  Zeugen  sein  dWrkn:  padr es ;  fijos ;  nietos;  visnietos ;  herma- 
nos  /  primos  sohrinos  ;  primos,  fijos  de  hermanos  ;  sobrinos,  fijos  de primos  ; 
segundos  cohermanos;  Hos  que  son  hermanos  ö  primos  de  padre  d  demadre. 
Die  Stellung  der  Segundos  cohermanos  kann  hier  natürlich  gar  nicht  zwei 
felhaft  sein,  da  neben  ihnen  die  auf  die  Primos  folgenden  ungleichen  Grade, 
die  Söhne  der  Primos  und  die  Primos  der  Eltern,  welche  die  Bezeichnung 
etwa  hatte  treffen  können,  ausdrücklich  aufgeführt  sind,  und  also  für  die 
Segundos  nur  die  Stellung  der  Nachgeschwisterkinder,  der  dritte  caaonische 
Grad,  erübrigt.  Dann  ist  natürlich  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  auch 
bei  den  Terceros  und  Quartos  zunächst  um  den  vierten  und  fünften  ca- 
nonischen Grad  handelt. 

Es  liegt  also  eine  hinter  der  canonischen  um  eine  Einheit  zurück- 
bleibende Doppelzählung  vor.  Sie  verläuft  von  der  Ausgangsperson  aus 
auf  der  gleichen  Querlinie,  vgl.  §  221 ;  es  handelt  sich  um  eine  Zählung 
nach  Vetterschaften,  bei  der  nach  der  uns  geläufigen  Ausdrucksweise  und 
unter  Absehen  von  der  besondern  Bezeichnung  als  Brüder,  welche  wir 
nicht  überall  mit  der  entsprechenden  Zählung  verbunden  finden  werden, 
die  Vettern  im  engern  Sinne,  die  Geschwisterkinder,  als  erste  Vettern,  die 
in  entsprechender  weiterer  Stellung  Stehenden  als  zweite,  dritte  und  vierte 
Vettern  gezählt  sind.  Ob  für  diese  Zählung  die  Auffassung  eines  Verfolgens 
der  gleichen  Querlinie  oder  eines  zu  demselben  Ergebnisse  führenden  Zäh- 
lens  von  den  Stammgeschwistern  abwärts  massgebend  war,  lassen  wir  vor- 
läufig unberücksichtigt. 

242.  Entsprechende  Zählung  findet  sich  im  provenzalischen 
Gebiete  und  dürfte  doch  auch  da  auf  gothischen  Brauch  zurückzuführen 
sein.  Allerdings  wird  sie  wohl  auf  römische  Gradzählung  bezogen ;  vgl. 
Diez  Wörterb.  2,168.  Aber  wenigstens  bei  den  Belegen,  welche  Raynouard 
im  Lexique  Roman  anführt,  kann  das  nirgends  zutreffen.  Erscheint  4,643 
der  Prim  als  ein  nächster  Verwandter,  so  würde  ja  zweifellos  bestimmter 
vom  Vater  oder  Sohn  gesprochen  sein,  wenn  sich  das  auf  den  ersten  römi- 
schen Grad  bezöge.  Werden  5,5  als  Grade  sich  entfernender  Verwandt- 
schaft der  Bruder,  der  dem  Primo  entsprechende  Cosin  und  dann  sogleich 
der  Quart  genannt,  so  soll  der  letztere  wohl  nur  überhaupt  einen  sehr 
fernstehenden  Verwandten  bezeichnen ;  jedenfalls  würde  die  römische  Zäh- 
lung nicht  zutreffen,  nach  der  der  Cosin  selbst  schon  im  vierten  Grade  steht. 
Ganz  zweifellos  aber  ergibt  sich  bei  der  Folge  t^^\i%\Jraire  e  co^i  e  segon, 
genaue  Uebereinstimmung  mit  der  spanischen  Zählung. 

Allerdigs  ergibt  sich  die  Abweichung,  dass  die  Vettern  hier  nicht  als 
Brüder  bezeichnet  sind,  sondern  entsprechend  dem  französischen  und  ita- 
lienischen Sprachgebrauche  als  Cousins.  Werden  diese  aber,  wie  sich  er- 
geben wird,  nur  bis  zu  Dritten,  nie  bis  zu  Vierten  durchgezählt,  ist  die 
Ausdehnung  der  rechtswirksamen  Verwandtschaft  bis  auf  vierte  Vettern 
eine  Eigenthümlichkeit  des  spanischen  Rechts,  welche  dieses  nur  vereiazeh 
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mit  anderen  Rechten  theilt,  so  möchte  ich  wegen  der  Erwähnung  des  Quart 
nicht  zweifeln,  dass  auch  in  Sudfrankreich  jene  Zählung  sich  zunächst  an  go- 
ihischen  Brauch  anschliesst.  In  wie  weit  da  burgundischer  eingegriffen  haben 
mag,  dürfte  sich  beim  Mangel  von  Anhaltspunkten  kaum  beurtheilen  lassen. 

Dochkönnenwirdaden  Anschluss  an  altgothischen  Brauch 
dahingestellt  sein  lassen.  Für  den  Erweis,  dass  es  sich  jedenfalls  in  Spanien 
bei  jener  Zählung  nicht  etwa  um  erst  später  aufgekommenen  Brauch  han- 
delt, bedarf  es  des  Hinweises  auf  die  Uebereinstimmung  mit  dem  proven- 
zalischen  Gebiete  nicht.  Es  handelt  sich  um  ein  Doppeltes.  Einmal  um 
die  Art  der  Zählung  selbst,  welcher  wir  so  häufig  auch  in  andern  Rechten 
begegnen  werden,  dass  ihr  germanischer  Ursprung  gar  nicht  zu  bezweifeln 
ist.  Dann  aber  um  die  besonders  auffallende  Bezeichnung  der  gezählten 
Vettern  als  Brüder.  Be'i  dieser  liesse  sich  nun  allerdings  daran  denken,  sie 
sei  in  Spanien  erst  veranlasst  durch  den  römischen  Brauch,  die  Consobrini 
als  Fratres  patrueles,  aber  auch  als  Fratres  schlechtweg  zu  bezeichnen,  wie 
derselbe  etwa  sehr  bestimmt  betont  wird,  wenn  Augustinus  De  civ.  dei  1 5, 1 6, 
vgl.  Preisen  Eher.  377,  für  die  Verwerflichkeit  der  Ehe  unter  Consobrinen 
geltend  macht,  dass  die  Consobrina  beinahe  eine  Schwester  sei :  quia  et  ipsi 
tnter  se  propter  tarn  propinquam  consanguinitatem  fratres  vocantur  et  pene 
germani  sunt.  Haben  sich  aber  von  jener  Bezeichnung  nicht  blos  Reste  im 
loagobardischen  Hechtsgebiete  erhalten,  wo  derselbe  Umstand  eingegriffen 
haben  könnte,  sondern  bestimmter  noch  in  Island,  und  zwar  in  Verbindung 
mit  derselben  Zählung,  so  ist  auch  gar  nicht  zu  bezweifeln,  dass  dieselbe 
keineswegs  nur  eine  spanische,  sondern  auch  eine  altgothische  ist. 

243.  Zunächst  haben  sich  Reste  longobardischer  Bezeich- 
nung und  Zählung  erhalten,  welche  mit  jener  an  und  für  sich  so  auf- 
fallenden gothisch-spanischen  durchaus  übereinstimmen,  so  dass  an  irgend- 
welchem verwandtschaftlichen  Zusammenhange  nicht  zu  zweifeln  sein 
wird.  Allerdings  findet  sich  daneben  nicht  blos  Abweichung  in  der  Be- 
zeichnung, sondern  auch  in  der  Zählung,  wenn  wir  auch  von  den  Formeln 
des  Papienser  Rechtsbuches  aus  später  zu  besprechenden  Gründen  vorläufig 
ganz  absehen. 

Volle  Uebereinstimmung  hat  sich  noch  im  venetianischen  Dialect 
erhalten  nach  Angaben  bei  Boerio  Dizionario  del  dialetto  Veneziano  (ed.  II 
Venezia  1856)  S.  81 1,  auf  welche  mich  Chr.  Schneller  aufmerksam  machte. 
Mag  die  Möglichkeit  der  Nachwirkung  gothischcn  Sprachgebrauchs,  vgl. 
Gröber  Grundr.  der  roman.  Phil.  1,387,  da  nicht  völlig  ausgeschlossen  sein, 
so  ist  sie  doch  gewiss  unwahrscheinlich.  Der  Ausdruck  Secondo  lermän 
bezieht  sich,  genau  wie  im  Spanischen,  auf  Nachgeschwisierkinder.  Wür- 
den danach  Geschwisterkinder  erste  Brüder  sein,  so  scheint  der  Ausdruck 
selbst  zwar  nicht  üblich  zu  sein,  hat  aber  doch  nachgewirkt,  wenn  Zermän 
dort  wohl  gleichbedeutend  mit  Cugino  gebraucht  wird  oder  auch  nach  all- 
gemeinerem Sprachgebrauche  die  Cugini,  welche  Geschwisterkinder  sind, 
von  den  entfernteren  als  Cugini  fratelli  odtx  Cugini  germani  unterschieden 
werden. 
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243]  Damit  aber  ergibt  sich  ein  Zusammenhang  mit  dem  italienischen 
Brauche,  jene  Zählung  ganz  in  derselben  Weise,  aber  in  Verbindung  mit 
einem  andern  Ausdrucke  zur  Bezeichnung  der  Verwandtschaft  zu  gebrau- 
chen. Wie  dort  erste  und  zweite  Brüder,  so  werden  noch  jetzt  Cugini 
primi  und  secondi  unterschieden,  wie  sich  das  auch  wohl  in  altern  Quellen 
findet.  So  in  Pisaner  Statuten,  Gans  Erbr.  3,254:  cum  fratre patrueli,  qui 
in  nostro  vulgari  dicitur  primtis  cusintis  defunctae  personae.  Selbst  Pabst 
Alexander  III  bedient  sich  statt  der  Üblichen  canonischen  der  mit  jener  Be- 
zeichnung verbundenen  zurückbleibenden  Zählung,  wenn  er  X  4,  t  9  c.  3 
befiehlt,  gegen  eine  Ehe  nur  einzuschreiten,  wenn  die  Verwandtschaft  eine 
offenkundige  sei :  quod  credibile  non  est,  nist  essent  consobrini  in  primo 
gradu  vel  secundo. 

Wird  der  Ausdruck  Cugino  wohl  überhaupt  in  Anschluss  an 
die  churwälsche  Form  Cosrin  von  Consobrinus  abgeleitet,  vgl.  Diez  Wör- 
terb.  1,149,  so  mag  das  für  die  besondere  Form  zutreffen.  Es  Hesse  sich 
dafür  dann  auch  jene  Decretale  geltend  machen ;  und  wenn  man  nach  un- 
serer Annahme  nach  Vetterschaften  zählte,  so  würde  dem  ja  auch  kein  an- 
derer lateinischer  Ausdruck  genauer  entsprechen.  Dennoch  möchte  ich  an- 
nehmen, dass  Cugino,  was  dann  auch  für  den  ft'anzösischen  Cousin  und 
den  provenzalischen  Cosin  geltend  würde,  von  Consanguineus  abgeleitet 
sei,  da  man  wenigstens  später  die  Ausdrücke  sichtlich  als  gleich werth ige 
behandelt  hat.  Wird  in  italienischen  Quellen  der  Ausdruck  Consanguineus 
allerdings  zunächst  in  der  engern  Bedeutung  für  Brüder  desselben  Vaters 
verwandt  und  hat  sich  da  die  vollere  Form  Consanguineo  erhalten,  so  ist 
doch  so  häufig  auch  vom  Consanguineus  die  Rede,  wo  das  nur  den  Cugino 
bezeichnen  kann,  dass  man  sich  eines  Zusammenfallens  beider  Ausdrücke 
durchaus  bewusst  gewesen  sein  muss.  So  besonders  bestimmt  in  der  S  233 
angeführten  Angabe  des  Carolus  de  Tocco  zu  Lomb.  2,14  1.  i.  So  wurde 
schon  S  230  eine  Stelle  erwähnt,  wo  nach  den  Brüdern  die  sonst  als  Cousins 
gezählten  Verwandten  als  Consanguinei  germani  und  remoti  bezeichnet 
wurden.  Ziemlich  sicher  dürfte  weiter  der  Ausdruck  schon  im  Decret  Chil- 
deberts  von  596,  M.  Germ.  Capit.  1,15,  in  der  bestimmten  Bedeutung  des 
Cousin  gebraucht  sein.  Es  wird  die  Ehe  verboten  mit  der  Wittwe  des  Bru- 
der, des  Patruus :  aut  parentis  consanguinei.  Bei  der  geringen  Ausdehnung 
der  Eheverbote  in  jener  Zeit  kann  das  zweifellos  nicht  etwa  jeden  entfern- 
teren Verwandten,  sondern  nur  den  nächstfolgenden,  den  Cousin  im  engem 
Sinne,  den  ersten  Vetter,  bezeichnen.  Dann  würden  wir,  da  Consanguineus 
keine  bestimmte  verwandtschaftliche  Stellung  bezeichnete,  etwa  anzunehmen 
haben,  dass  jene  Ausdrücke  an  die  Stelle  von  germanischen  traten,  bei 
denen  das  ebenso  der  Fall  war,  welche  zunächst  nur  Blutsfreunde  im  allge- 
meinen bezeichneten.  Dazu  stimmt,  wenn  Cosina  schon  im  siebten  Jahr- 
hunderte durch  Magen  verdeutscht  wird;  vgl.  Diez  Wörterb.  1,149;  Die- 
fenbach  Glossarium  zu  Consanguineus.  Auffallen  muss  dann  ft*eilich,  dass 
jene  Ausdrücke  doch  nicht  jeden  Consanguineus  im  weitern  Sinne  des  Wons 
bezeichnen,  sondern  im  Französischen  und  Provenzalischen  ebenso,  wie 
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im  Italienischen,  nur  die  in  der  gleichen  Seitenlinie  stehenden  Blutsfreunde, 
die  Veuem.  Dass  sich  das  aus  gleichmässiger  Uebersetzung  eines  entspre- 
chenden, aber  schon  in  dieser  engern  Bedeutung  üblichen  germanischen 
Ausdrucks  ergab,  ist  ganz  unwahrscheinlich,  da  es  sich  um  sehr  verschie  - 
dene  germanische  Stämme  handelt.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  es  sein, 
dass  der  Ausdruck  Consanguineus  schon  im  Vulgärlatein  eine  solche  engere 
Bedeutung  gewonnen  hatte  und  damit  für  die  gleichmassige  Uebersetzung 
wahrscheinlich  verschiedener  germanischer  Ausdrücke  ein  bestimmter  Halt 
geboten  war. 

Jene  longobardische  Zählung  der  Cugini  würde  also  durchaus 
der  gothischen  Zählung  entsprechen,  nur  so,  dass  die  Gezählten  nicht  ge- 
rade als  Brüder,  sondern  als  Blutsfreunde  bezeichnet  sind.  Aber  auch  das 
bezeichnet  in  so  weit  keinen  bestimmteren  Gegensatz,  als  doch  auch  hier 
die  Haltpunkte  nicht  fehlen,  wonach  dieselbe  Zählung  auf  den  einen,  wie 
auf  den  andern  Ausdruck  bezogen  werden  konnte. 

244.  Damit  aber  wird  kaum  noch  zweifelhaft  sein  können,  wo  die 
AndcAüpfung  für  die  zurückbleibende  kirchliche  Zählung 
zunächst  in  Italien  zu  suchen  ist.  Denn  dafUr,  dass  jene  erst  mit  den  Cugini 
beginnende,  und  damit,  wie  die  gothische  Bruderzählung  hinter  der  üb- 
lichen canonischen  um  einen  Grad  zurückbleibende  Zählung  wenigstens 
im  elften  Jahrhunderte  in  Italien  verwandt  wurde,  nicht  blos,  um  die  be- 
sondere Art  der  Verwandtschaft  zu  bezeichnen,  sondern  um  die  Entfernung 
jeder  Verwandtschaft  zu  bestimmen,  dürfte  doch  die  Entscheidung  Alexan- 
ders II  bezüglich  der  kirchlich  zulässigen  Zählungen  C.  3  5  q.  5  c.  .2  einen 
sehr  beacbtenswerthen  Beleg  geben.  Das  Schreiben  ist  an  aUe  Bischöfe  und 
Richter  Italiens  gerichtet;  nichts  deutet  darauf,  dass  der  Pabst  ausseritalie- 
nische  Verhältnisse  bestimmter  im  Auge  hatte.  Aber  neben  der  die  Ge- 
schwister als  ersten  Grad  fassenden  canonischen  Zählung  erwähnt  er  aus- 
drücklich den  abweichenden  Brauch  derer,  welche  erst  die  Geschwister- 
kinder als  ersten  Grad  zählen :  dicentes,  filios  fratrum  in  prima  generatione 
computari  debere,  quia  fraires  quasi  quidam  truncus,  ex  quo  ceteri  ramu- 
scuii  oriantur,  exisiunt  Und  dafür,  dass  diese  die  Geschwister  als  Truncus 
fassende  21ählung  gerade  auch  in  Italien  üblich  war,  wird  sich  weiter  noch 
geltend  machen  lassen,  dass  sie  schon  in  einem  Stücke  einer  Turiner  Hand- 
schrift bezeugt  ist,  welches  spätestens  in  das  zehnte  Jahrhunden  zu  setzen 
sein  dürfte ;  vgl.  Fitting  in  Zeitschr.  für  Rechtsg.  1 9, 1 64  ff.  Es  würde  weiter 
dafür  sprechen  eine  gefälschte  Decretale  des  Pabstes  Zacharias,  Hüffer  Beitr. 
139,  vgl.  Preisen  Eherecht  425,  in  welcher  die  zurückbleibende  2^hlung 
als  unrichtig  bezeichnet  wird,  falls  wir  die  Entstehung  in  Italien  zu  suchen 
haben,  wie  das  doch  wahrscheinlich  sein  dürfte,  da  die  Fälschung  sich  zu- 
erst im  Polycarpus  findet.  Endlich  wird  zu  beachten  sein,  dass  auch  Pau- 
capalea,  vgl.  Freisen  Eher.  395.429,  und  zwar  abweichend  von  Gratian, 
als  übliche  Doppelzählungen  die  beiden  nennt,  welche  den  Vater  oder  aber 
den  Sohn  als  Truncus  fassen. 

Wie  sich  diese  zurückbleibende  Zählung  aus  gezählten  Verwandt- 
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244]  schaftsbezeichnuagen  der  Volkssprache  ergeben  konnte,  liegt  hier 
doch  deutlich  vor.  Wird  in  derS  230  angeführten  longobardischen  Formel 
überhaupt  nicht  gezählt,  werden  da  die  absteigenden  Doppelgiieder  als 
Fratres,  Fratres  patrueles  und  Sobrini  bezeichnet,  so  wird  man  im  Anschluss 
an  den  vulgären  Sprachgebrauch  da  nach  den  Fratres  die  Consaoguinei 
primi  und  secundi  genannt  haben,  ohne  dass  damit  eine  Zählung  der  Ver- 
wandtschaft überhaupt  irgendwie  beabsichtigt  war.  Bezeichnete  aber  der 
Ausdruck  Gradus  jeden  Abstand  zwischen  den  nur  durch  eine  Zeugung 
getrennten  Verwandten,  so  konnte  man  eben  so  wohl  auch  von  Consan- 
guinei  oder  Consobrini  in  primo,  in  secundo  gradu  sprechen,  wie  das  that- 
sächlich  von  P.  Alexander  III  in  der  oben  angeführten  Stelle  geschah.  Eine 
von  der  üblichen  canonischen  abweichende  Zählung  der  gesammten  Ver- 
wandtschaft beabsichtigte  derselbe  damit  gewiss  nicht.  Er  bediente  sich 
einfach  zur  Bezeichnung  bestimmter  Verwandtschaftsklassen  der  volksmäs- 
sigen  Zählung  derselben  und  konnte,  das  um  so  eher,  als  die  Verbindung 
mit  dem  Ausdrucke  Consobrinus  jeden  Zweifel  ausschloss.  Hätte  er  die 
Gesammtzählung  im  Auge  gehabt,  so  würde  er  von  Propinqui,  Cognati 
oder  auch  Consanguinei  in  secundo  vel  in  tertio  gradu  gesprochen  haben. 
War  aber  in  der  Volkssprache  keine  Zählung  üblich,  als  die  der  Vener- 
schaften,  wurde  dann  überdies  Beziehung  dieser  auf  die  Entfernung  der 
Verwandtschaft  überhaupt  dadurch  näher  gelegt,  dass,  falls  unsere  Annahme 
richtig  ist,  die  gezählten  Vettern  mit  einem  auch  die  gesammte  Verwandt- 
schaft bezeichnenden  Ausdruck  Consanguinei  oder  Cugini  genannt  wurden, 
dass  weiter  nach  S  228  die  Verwandtschaft  überhaupt  nur  bis  auf  die  Stamm- 
geschwister zurückverfolgt  wurde,  so  konnte  es  doch  überaus  nahe  liegen, 
wenn  man  nun  hier,  wie  überaU,  wo  nach  Vetterschaften  gezählt  wurde, 
auch  für  kirchliche  Zwecke,  also  insbesondere  für  die  Eheverbote,  an  jene 
Zählung  anknüpfte,  ohne  zu  beachten,  dass  sie  die  für  diese  massgebende 
Entfernung  vom  Stammvater  unmittelbar  nicht  berücksichtigte. 

War  das  aber  der  Verlauf,  so  wird  man  entsprechend  demS  225  Be- 
merkten auch  kaum  sagen  können,  die  zurückbleibende  Zählung  der  Dop- 
pelgrade sei  von  den  Germanen  übernommen.  Was  bei  den  Germanen 
überhaupt  nicht  allgemein  verwendbare  Gradzählung,  sondern  lediglich 
gezählte  Bezeichnung  einer  für  die  Doppelzählung  allerdings  zunächst  zu 
beachtenden  Verwandtenklasse  war,  wurde  dann  erst  auf  kirchlichem  Gebiete 
missverständlich  als  eine  Zählung  der  Verwandtschaft  überhaupt  behandelt. 

245.  Dem  bisher  über  den  longobardischen  Brauch  Bemerkten  ge- 
genüber muss  es  nun  sehr  auffallen,  dass  wir  S  233  einen  Beleg  für  cano- 
nisch gezählte  Geschwisterschaften  fanden,  indem  Carolus  de 
Tocco,  und  zwar  im  Anschlüsse  an  die  Volkssprache,  die  Kinder  der  Con- 
sanguinei, der  Cugini  primi,  als  Tertti  fratres  bezeichnet.  Das  gibt  aller- 
dings einen  weitern  Beleg  für  die  Bezeichnung  auch  weiterer  Seitenver- 
wandten als  Brüder.  Aber  die  Zählung  weicht  ab ;  diejenigen,  welche  nach 
spanischem  und  doch  auch  vereinzeltem  longobardischen  Brauche  als  zweite 
Brüder  zu  zählen  wären,  sind  als  dritte  gezählt. 
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Nach  sonstigen  Belegen  für  diesen  Sprachgebrauch  habe  ich  verge- 
bens gesucht.  Für  die  Annahme,  dass  wenigstens  die  Zählung  eine  weiter 
verbreitete  war,  Hesse  sich  vielleicht  geltend  machen,  dass  später  in  Italien 
auch  in  weltlichen  Rechtsquellen  die  Doppelgrade  canonisch  gezahlt  wer- 
den. Allerdings  wird  dann  häufig  das  secundum  canones  ausdrücklich  zu- 
gefügt, was  auf  Abweichung  von  einer  volksmässigen  Zählung  deuten 
könnte.  Aber  als  Gegensatz  wird  da  durchweg  die  neben  jener  vielfach 
übliche  Zählung  des  römischen  Rechts  zu  fassen  sein.  Und  wenn  in  den 
Statuten  von  Pisa,  vgl.  Pertile  St.  del  diritto  Ital.  4,71.76,  wiederholt  von 
einer  Person  in  quarto  gradu  vulgariter  intellecto  die  Rede  ist,  so  bezieht 
sich  das  auf  canonische  Zählung  im  Gegensatze  zur  römischen,  ist  damit 
jene  zugleich  als  die  des  gewöhnlichen  Lebens  bezeichnet. 

Glaube  ich  nach  dem  früher  Bemerkten  jedenfalls  annehmen  zu  müs- 
sen, dass  auch  den  Longobarden  die  zurückbleibende  Zählung  nach  Vetter- 
schaften  geläufig  war,  so  ist  es  möglich,  dass  diese  erst  nachträglich  durch 
die  canonische  Zählung  ganz  verdrängt  wurde,  sich  Reste  nur  noch  in 
einigen  Verwandschaftsbezeichnungen  erhielten,  und  die  Bezeichnung  der 
Vettern  als  Brüder  nun  der  üblichen  canonischen  Zählung  angepasst  wurde. 
Insbesondere  aber  der  Umstand,  dass  bei  Carolus  de  Tocco  die  Zählung 
sich  unmittelbar  in  einer  jedenfalls  damals  volksmässigen  Verwandtschafts- 
bezeichnung ausgesprochen  findet,  kann  doch  auch  daran  denken  lassen, 
es  sei  der  longobardische  Brauch  schon  früher  ein  schwankender  gewesen, 
es  seien  beide  Zählungsarten  irdendwie  nebeneinander  üblich  gewesen. 
Dass  solche  Fälle  in  Rechnung  zu  bringen  sind,  dürfte,  wie  ich  denke,  das 
weiterhin  insbesondere  über  den  friesischen  Brauch  zu  Bemerkende  genü- 
gend erweisen.  Dass  neben  der  zurückbleibenden  Zählung  nach  Vetter- 
schaften auch  für  die  übliche  canonische  Grundlagen  im  germanischen 
Sprachgebrauche  vorhanden  waren,  ergab  bereits  die  Besprechung  der  Zäh- 
lung nach  Geschwisterschaften,  vgl.  %  232  ff.,  während  uns  auch  die  Er- 
örterung der  Zählung  nachKnieen  auf  dasselbe  Ergebniss  führen  wird.  Ob 
und  wie  weit  die  an  die  Stammgeschwister  anknüpfenden  Bezeichnungen 
den  Longobarden  geläufig  waren,  lässt  sich  nicht  unmittelbar  erweisen ;  es 
liesse  sich  nur  etwa  geltend  machen,  dass  wir  in  diesen  Dingen  überaus 
häufig  gerade  auf  nähere  Uebereinstimmung  zwischen  longobardischem 
und  norwegischem  Recht  stossen  und  danach  vielleicht  annehmen  dürfen, 
dass  auch  den  Longobarden  der  Ausdruck  Nachgeschwisterkinder  nicht 
fremd  gewesen  sein  wird,  der  dann  in  eine  Zählung  umgesetzt  darauf  füh- 
ren konnte,  dieselben  als  Tertii  fratres  zu  bezeichnen,  vgl.  S  232. 

Gegen  die  Annahme,  dass  Tertii  fratres  wörtliche  Uebersetzung  eines 
altlongobardischen  Ausdrucks  sei,  würde  allerdings  sprechen,  dass  bei  kei- 
nem andern  Stamme  der  Ausdruck  dritte  Brüder  für  zweite  Vettern  üblich 
ist.  Sollte  hier  überhaupt  an  die  Geschwisterschaftsbezeichnungen  anzu- 
knüpfen sein,  so  würde  vielleicht  die  Annahme  am  nächsten  liegen,  dass 
es  sich  um  ein  Ergebniss  des  Ueberganges  von  germanischer  zu  romanischer 
Sprache  handelt.  Dass  auch  die  Longobarden  die  zweiten  Vettern  als  zweite 
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246]  Brüder  bezeichnetei^,  scheinen  die  erwähnten  Reste  zu  ergeben.  Hatte 
man  aber  etwa  daneben  für  sie  den  Ausdruck  Nachgeschwisterkinder,  so 
konnte  man  bei  der  Uebertragung  um  so  eher  auf  das  Ungeeignete  der 
herkömmlichen  Bruderzählung  aufmerksam  werden,  und  nun  theils  unter 
Beibehaltung  der  hergebrachten  Zählung  nicht  mehr  von  zweiten  Brüdern, 
sondern  von  zweiten  Cugini  sprechen;  theils  aber  unter  Beibehaltung 
der  Bezeichnung  dieselben  nach  wie  vor  Brüder,  aber  entsprechend  dem 
Wortsinne  und  der  Bezeichnung  als  Nachgeschwisterkinder  nicht  mehr 
zweite,  sondern  dritte  Brüder  nennen.  Möchte  ich  für  das  Zutreffen  der 
Erklärung  nicht  gerade  einstehen,  so  mochte  ich  sie  um  so  weniger  uner- 
wähnt lassen,  als  sie  wenigstens  auf  die  Möglichkeit  hinweist,  wie  bei  dem 
Wechsel  der  Sprache  auch  da,  wo  man  sich  nicht  an  den  lateinischen  Sprach- 
gebrauch anschloss,  im  allgemeinen  nur  die  germanische  Ausdrucksweise 
übersetzte,  doch  Anlass  zu  Verschiebungen  derselben  geboten  sein  konnte. 

246.  Glaubte  ich  noch  dem  neuern  italienischen  Sprachgebrauche 
Haltpunkte  für  das  Urtheil  über  altlongobardische  Zahlung  entnehmen  zu 
dürfen,  so  legt  das  es  nahe,  zunächst  auf  die  fränkischeZählung  über- 
zugehen, da  wir  in  dem  bezüglichen  Gebiete  eine  auffallende  Ueberein- 
stimmung  mit  jenem  Sprachgebrauche  finden.  Und  falls  wir  da  zu  dem- 
selben Ergebnisse  gelangen,  würde  das  auch  in  der  Richtung  beachtens- 
werth  sein,  als  sich  damit  zugleich  ein  Beleg  dafür  ergäbe,  dass  jene  Zäh- 
lung nach  Vetterschaften  keineswegs  eine  Eigenthümlichkeit  ostgermani- 
scher Rechte  sei. 

Zeugnisse,  welche  ganz  zweifellos  die  der  Zählung  nach  Vettern  ent- 
sprechende zurückbleibende  kirchliche  Zählung  ergeben,  liegen 
uns  erst  aus  dem  Beginne  des  elften  Jahrhunderts  vor.  Auf  der  Synode  zu 
Diedenhofen  1003  wurde  von  zwei  Urenkeln  K.  Otto's  I  erklän:  quiafra- 
tres  sororque  in  suppuiationem  non  admittuntur,  consanguinitas  herum  non 
plus  quam  secundo  loco  elongart  praevaiet ;  vgl.  dazu  Heusler  Inst.  2,592. 
Auf  dem  Concil  zu  Seligenstadt  1022  wurde  gegenüber  der  Ansicht:  ui 
frater  et  soror  sint  primi,  angeblich  im  Anschlüsse  an  die  Antiqui  patres 
erklärt :  ut  ita  non  esset ^  scd  ut  nepos  et  neptis,  id  est filius  fratris  acßlia 
sororis,  primi  habeantur. 

Es  ist  wohl  mit  Recht  angenommen,  dass  das  wenigstens  bezüglich 
der  Verwendung  für  kirchliche  Zählung  hier  eine  durch  Burchard  von 
Worms  veranlasste  Neuerung  sei,  wenn  derselbe  dabei  auch  volksmässiger 
abweichender  Zählung  folgte ;  vgl.  Wasserschieben  Successionsordn.  9  ff., 
Amira  Erbenf.  46  ff.,  Fitting  in  Zeitschr.  für  Rechtsg.  19,163  ff^.  Dem 
gegenüber  hat  Preisen  Eher.  4 1 1  ff.  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  fränki- 
sche Kirche  überhaupt  auch  schon  früher  zurückbleibend  gezählt  habe,  sich 
insbesondere  darauf  stützend,  dass  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Be- 
stimmungen der  Weisung  Pabst  Gregors  II  entsprechen  würden,  wonach 
den  Deutschen  die  Ehe  post  quartam  generationem  erlaubt  sei.  Damit  wäre 
dann  allerdings  zweifeUos  festgestellt,  dass  die  Zählung  nach  Vetterschaften 
bei  den  Franken  schon  in  früherer  Zeit  üblich  war.    Aber  es  scheint  mir 
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bedenklich,  das  aus  den  fraglichen  Bestinrnnungen  bezüglich  der  Eheverbote 
zu  folgern.  Ob  man  dabei  gerade  immer  jene  päbstliche  Weisung  im  Auge 
hatte,  kann  doch  fraglich  sein.  Und  es  Bndet  sich  jedenfalls,  vgl.  auch  die 
Belege  bei  Preisen  385  ff.,  vor  jenen  Bestimmungen  aus  dem  Beginne  des 
elften  Jahrhunderts  keine,  welche  unmittelbar  ergäbe,  dass  man  sich  bewusst 
war,  es  könne  da  überhaupt  eine  verschiedene  Art  der  Zählung  eingreifen. 
Insbesondere  werden  nie  beide  ausdrücklich  nebeneinander  erwähnt,  wie 
das  doch  kaum  zu  vermeiden  gewesen  sein  würde,  wenn  wirklich  die  frän- 
kische Kirche  sich  abweichend  einer  nationalen  Zählung  angeschlossen  hätte. 
In  späterer  Zeit,  vgl.  Preisen  422,  wird  denn  auch  wohl  ausdrücklich  an- 
gegeben, dass  die  gallicanische  Kirche  canonisch  zähle.  Wir  werden  darauf 
zurückkommen  bei  Besprechung  der  Zählung  nach  Knieen,  welche  jene 
fränkischen  Eheverbote  sichtlich  überall  im  Auge  haben,  und  welche,  wie 
ich  denke,  auf  einer  durchaus  andern  Grundlage  beruht,  wie  die  nach 
Vetterschaften. 

347.  Dagegen  gelangen  wir  auf  anderm  Wege  allerdings  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  bei  denPranken  dieZählung  nach  Vetterschaften 
ganz  in  derselben  Weise  üblich  gewesen  sein  muss,  wie  bei  den  Gothen 
und  Longobarden.  Wie  der  Cugino,  ist  der  Cousin  nicht  blos  der  Vetter 
im  engern  Sinne,  sondern  Jeder  in  der  gleichen  Querlinie  Stehende.  Es 
bedarf  also  einer  nähern  Bezeichnung  oder  Zählung,  wenn  die  Entfernung 
der  Venerschaft  angegeben  werden  soll ;  vgl.  Ducange  zu  Cosinus.  Das 
allgemein  gebräuchliche  Cousins  germains  für  Geschwisterkinder,  auch 
Cousin  fr air cur y  stellt  auch  hier  eine  gewisse  Verbindung  mit  den  ersten 
Brüdern  des  spanischen  und  isländischen  Rechts  her;  bei  dem  Ausdrucke 
Cousins  issus  de  germains  oder  auch  sous  germains  für  Nachgeschwister- 
kinder, nicht  für  Geschwisterkinder,  erscheint  der  erste  Vetter  schlechtweg 
als  Germain  bezeichnet,  wie  das  hier  zu  keiner  Verwechslung  Anlass  gab, 
da  man  sich  für  (Jen  Bruder  selbst  nicht,  wie  in  Spanien,  an  den  Ausdruck 
Germanus  hielt.  Man  scheint  bei  diesem,  wie  das  ja  auch  der  lateinische 
Sprachgebrauch  näher  legte^  weniger  den  Bruder  im  Gegensatze  zu  andern 
Verwandten,  als  Vollverwandtschaft  überhaupt  gegenüber  der  in  irgend- 
welcher Richtung  abgeschwächten  Verwandtschaft  im  Auge  gehabt  zu  haben. 
Wie  der  Prere  germain  der  nächste  oder  rechte  Bruder  gegenüber  dem 
fernerstehenden  Halbbruder  ist,  so  der  Cousin  germain  der  nächste  oder 
rechte  Vetter  gegenüber  den  entfernteren.  In  ähnlicher  Weise  ist  in  Spa- 
nien wohl  von  einem  Primo  camal  die  Rede.  Die  entfernteren  Vettern 
werden  dann  gezählt.  Dem  spanischen  Segundo  entspricht  der  Cousin  en 
autre  oder  second;  dem  Tercero  der  Cousin  en  tierce. 

Weiter  aber  scheint  es,  wie  in  Spanien,  auch  im  fränkischen  Gebiete 
wohl  üblich  gewesen  zu  sein,  die  Vetterschaften  lediglich  nach  der  Ord- 
nungszahl zu  bezeichnen.  Darauf  könnte  schliessen  lassen,  dass  in  der 
S  246  angeführten  Bestimmung  von  1022  der  Ausdruck  Primi  ohne  weitere 
Bezeichnung  gebraucht  wird.  Nach  dem  Coutumier  d' Artois  23  $  9,  vgl. 
S  7,  ed.  Tardif  66,  soll  das  Naherrecht  den  Verwandten  der  nächsten  Linie 
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247]  zustehen:  sott  fr  eres  ou  germains,  ou  lisoit  en  tierc  ou  si  prochainSy 
que  mariages  ne  puist  iestre  fait  de  sen  gendreure  a  le  siene.  Die  Gleich- 
stellung mit  der  Ausdehnung  des  Eheverbots  lässt  da  keinen  Zweifel,  dass 
der  zum  Verkäufer  im  Dritten  Stehende  auf  den  vierten  canonischen  Grad 
trifft. 

FUr  jene  gezählten  Cousins  lassen  sich  nun  hier  auch  die  genau  ent- 
sprechenden germanischen  Bezeichnungen  noch  nachweisen.  In  üämischeD 
Keuren  findet  sich  dieselbe  Folge  von  Recht;[weers,  Ander^weers  und  Der- 
de^weers  oder  Derdelinghen,  Dass  darunter  ganz  dasselbe  zu  verstehen, 
ergeben  nicht  blos  die  bezüglichen  Bestimmungen,  sondern  auch  der  noch 
fortdauernde  Sprachgebrauch;  vgl.  Brunner  Sippe  36.  Bei  so  auffallender 
Uebereinstimmung  wird  doch  nicht  zu  bezweifeln  sein,  dass  die  Franken 
diese  Ausdrücke  nach  Gallien  brachten  und  sie  einfach  übersetzten,  wie 
darauf  ja  insbesondere  der  Ausdruck  Rechtzweers  hinweist;  ist  da  nicht 
von  ersten,  sondern  rechten  Vettern  die  Rede,  so  entsprach  nach  dem  Be- 
merkten die  Uebersetzung  mit  Cousin  germain  ganz  genau,  während  auch 
der  Cousin  en  autre  dem  Anderzweer  sich  enger  anschliesst,  als  das  ohne 
Vorliegen  des  deutschen  Ausdrucks  hätte  der  Fall  sein  müssen.  Hängt 
Zweer  zweifellos  mit  Sweher  zusammen,  so  bezieht  sich  dieser  Ausdruck 
allerdings  überwiegend  auf  das  Verhältniss  der  Schwägerschaft,  zunächst 
auf  den  Schwiegervater.  Aber  Swiri,  vgl.  Amira  Erbenf.  1 14,  Schade  Alt- 
deutsches Wönerb.,  II  Ausg.,  S.  9 1 7,  Delbrück  Indogerm.  Verwandtschaftsn. 
1 34,  wird  im  Heliand  ausdrücklich  für  Kinder  zweier  Schwestern  gebraucht, 
also  erste  Vettern,  wie  der  Ausdruck  auch  sonst  wohl  mit  Consobrini  über- 
setzt wird,  was  nicht  ausschliesst ,  dass  er  auch  für  weitere  Vetierschaft 
üblich  war  und  damit  die  S  243  vertretene  Uebersetzung  mit  Consanguineus, 
Cousin,  näher  legen  konnte. 

Wir  finden  also  in  ostgermanischen  und  westgermanischen  Rechten 
eine  Zählung,  welche  die  Folge  der  Vetterschaften  ins  Auge  fasst,  diese 
ganz  übereinstimmend  zählt,  während  sich  dann  eine  Abweichung  darin 
zeigt,  dass  diese  Vettern  bald  als  Brüder,  bald  mit  einem  allgemeineren 
Ausdruck  bezeichnet  werden.  Ein  weiterer  Unterschied  zeigt  sich  bezüg- 
lich der  Ausdehnung  der  Zählung.  In  Spanien  und  Südfrankreich 
wird  ausdrücklich  bis  zu  Quartos  gezähh.  Wir  werden  sehen^  dass  in  Is- 
land die  Gränze  thatsächlich  eben  so  weit  reicht;  doch  geht  die  Zählung 
selbst  nicht  über  dritte  Brüder  hinaus,  da  die  Vierten  als  deren  Kinder  be- 
zeichnet werden.  Die  nicht  über  zweite  Vettern  hinausreichenden  spär- 
lichen Erwähnungen  aus  dem  longobardischen  Rechtsgebiete  lassen  nicht 
erkennen,  wie  weit  die  Zählung  ausgedehnt  wurde.  Dagegen  finden  wir 
im  fränkischen  Gebiete  in  Fällen,  wo  sichtlich  alle  Abstufungen  rechts- 
wirksamer Verwandtschaft  aufgezählt  werden  sollen,  so  häufig  die  dritten 
Cousins  oder  Zweers  als  die  letzten  erwähnt,  dass  der  Schluss  durchaus 
gerechtfertigt  erscheint,  es  sei  da  die  Zählung  vierter  Vettern  unbekannt 
und  dem  entsprechend  eine  so  weit  reichende  Verwandtschaft  keine  rechis- 
!  wirksame  mehr  gewesen.  Dasselbe  ergibt  sich  für  die  Friesen,  falls  unsere 
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später  zu  begründende  Annahme  richtig  ist,  dass  wir  da  in  den  in  einigen 
Quellen  als  letztes  Glied  rechtswirksamer  Verwandtschaft  genannten  Dritten 
einen  Rest  der  Vetterzählung  zu  sehen  haben. 

248.  Handelte  es  sich  bei  den  Longobarden  nur  um  Reste  der 
Bruderzählung,  so  finden  wir  nun  in  Island  die  Bezeichnung,  wie  die 
damit  verbundene  auffallende  Zählung  aufs  bestimmteste  wieder;  vgl. Rive 
in  Jahrb.  des  gem.  R.  6,203,  Maurer  Island  327,  Krit.VierteljahrssChr.  1 1,4 1 3. 
Den  Primos,  segundos  und  terceros  hermanos  entsprechen  in  Island  die 
nächsten,  anderen  und  dritten  Brüder.  Und  zwar  so,  dass  sich  auch  hier 
mit  der  grössten  Bestimmtheit  ergibt,  dass  die  nächsten  oder  ersten  Brüder 
nicht  die  Brüder  selbst  sind,  wie  das  doch  zu  erwarten  wäre,  sondern  erst 
die  ersten  Vettern  oder  Geschwisterkinder,  so  dass  wir  damit  auch  hier  die 
zurückbleibende  Zählung  finden,  und  die  dritten  Brüder  bereits  dem  vienen 
canonischen  Grad  entsprechen. 

Stimmen  Bezeichnung  und  Zählung  genau  überein,  so  ergibt  sich  doch 
eine,  wie  ich  denke,  beachtenswerthe  Abweichung  vom  spanischen 
Sprachgebrauche  bei  Verwendung  derselben.  Sehen  wir  uns  im  Spa- 
nischen zunächst  auf  die  Auffassung  hingewiesen,  dass  die  Vettern  un- 
mittelbar auf  der  gleichen  Querlinie  gezahlt  sind,  so  fasst  das  isländische 
Recht  nicht  die  Vettern  selbst,  sondern  deren  Eltern  ins  Auge  und  zählt 
diese  auf  der  obern  ungleichen  Querlinie,  vgl.  S  221,  falls  man  auch  hier 
an  der  Auffassung  einer  Zählung  auf  den  Querlinien  festhalten  will.  Die 
Vettern  selbst  sind  nicht  unmittelbar  als  Brüder  bezeichnet,  sondern  als 
Kinder  von  Brüdern ;  die  zweiten  Vettern  als  Nächsterbrüder(kinder),  die 
dritten  und  vierten  als  Andrerbrüder,  dann  Dritterbrüder(kinder).  Es  han- 
delt sich  also  nicht  um  unmittelbare  Zählung,  sondern  um  Eingreifen  einer 
Zählung  in  verwandtschaftliche  Bezeichnungen,  vgl.  §219,  welche  aller- 
dings ganz  sichere  Umsetzung  auf  jede  andere  Zählung  gestattet ;  die  Drit- 
terbrüderkinder können  nur  dem  fünften  canonischen  oder  vierten  zurück- 
bleibenden Grade  entsprechen. 

Für  diese  Abweichung  von  der  spanischen  Ausdrucksweise  sehen 
wir  uns  zweifellos  auf  das  Eingreifen  der  Bezeichnung  nach  Geschwi- 
sterschaften hingewiesen.  Dem  Spanischen  fehlt  ein  eigener  abgeleiteter 
Ausdruck  für  Geschwisterkinder,  wenn  man  nicht  etwa  den  wenig  ge- 
brauchten Ausdruck  Congermanus,  Cormano,  vgl.  §  240,  dahin  ziehen  will. 
Es  ist  ja  möglich,  dass  dem  schon  im  Gothischen  ein  Ausdruck  entsprach, 
der  die  Vetternbrüder  auch  ohne  Zählung  bestimmter  von  den  rechten 
Brüdern  unterschied.  Dass  das  aber  jedenfalls  nicht  für  die  spätere  Be- 
zeichnung massgebend  war,  man  nicht  etwa  erst  nachträglich  von  Hermanos 
schlechtweg  statt  von  ersten,  zweiten  Cormanos  sprach,  kann  nicht  zweifel- 
haft sein,  weil  auch  bei  den  Longobarden  und  in  Island  von  Brüdern 
schlechtweg  die  Rede  war. 

In  Island  hatte  man  nun  aber  in  Uebereinstimmung  mit  andern  nord- 
germanischen  Sprachen  für  erste  Vettern  die  §  231  besprochenen  abgelei- 
teten Ausdrücke  Braedrungar,  Systrungar  und  Systkinabörn  oder  Systlingaf, 
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248]  und  bezeichdete  danach  die  ersten  Vettern.  Setzt  sich  das  dann  aber 
in  den  andern  Sprachen  weiter  fort,  indem  man  die  zweiten  Vettern  als 
Geschwisterlingsklnder  oder  Nachgeschwisterkinder  bezeichnete,  vgl.  S  232, 
so  folgt  dem  das  Isländische  nur  in  so  weit,  als  es  auch  fUr  Bezeichnung 
der  weitern  Grade  an  die  Eltern  anknUpft.  Dagegen  springt  es  nun  bei 
Bezeichnung  dieser  auf  eine  ganz  andere  Ausdrucksweise  über,  indem  es 
dieselben  nicht  als  BrUderlinge,  sondern  als  nächste  Brüder  im  Sinne  von 
ersten  Brüdern  fasst,  wie  das  die  Weiterzählung  bestimmt  ergibt.  Es  muss 
also,  als  sich  diese  Bezeichnungen  feststellten,  der  Vetter  nicht  blos  als  BrU- 
derling,  sondern  auch  noch  als  erster  Bruder  bezeichnet  sein.  Der  gesammte 
auffallende  Sprachgebrauch  erklärt  sich  sichtlich  nur  durch  die  Annahme, 
dass  eine  der  spanischen  durchaus  entsprechende  Brüderzählung  nachträg- 
lich den  für  die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  massgebenden  Ge- 
sichtspunkten angepasst  wurde,  ohne  dass  das  die  der  Zählung  nicht  ent- 
sprechende Bezeichnung  als  Brüder  beseitigte. 

Entsprechen  die  Dritterbrüderkinder  den  spanischen  Quartes,  wäh- 
rend beide  Rechte  weiterreichende  verwandtschaftliche  Bezeichnungen  nicht 
kennen,  so  ergibt  sich  eine  weitere  Uebereinstimmung  beider  in  der  A  u  s  - 
dehnungder  Zählung,  indem  sie  die  vierten  Vettern  oder  den  fünften 
canonischen  Grad  als  die  äusserste  Gränze  rechtswirksamer  Blutsfreund- 
Schaft  betrachten,  wie  sich  das  durch  manche  Einzelbestimmungen  bestätigt. 
Insbesondere  reicht  sowohl  in  Island,  vgl.  Maurer  Isl.  327.339,  wie  in  Spa- 
nien, worauf  wir  zurückkommen,  die  Verpflichtung  zur  Fehde  und  die 
Theilnahme  an  Empfang  und  Zahlung  des  Wehrgeldes  bis  zum  fünften 
canonischen  Grade.  Und  diese  Uebereinstimmung  ist  um  so  beachtens- 
werther,  als  dieselbe  Gränze  sich  in  andern  ostgermanischen  Rechten  nicht 
wiederfindet,  dieselben,  wie  sich  ergeben  wird,  ursprünglich  wohl  nirgends 
über  den  vierten  canonischen  Grad  hinausgingen;  während  Erweiterungen 
nicht  gerade  den  fünften,  sondern  sogleich  den  sechsten  oder  siebten  Grad 
treffen,  und  dann  wohl  zweifellos  erst  durch  die  spätere  kirchliche  Auffas- 
sung weiterer  Ausdehnung  der  Verwandtschaft  bestimmt  sind. 

249.  Es  liegt  nun  nahe,  die  betonten  Umstände  mit  dem  zu  ver- 
gleichen, was  §  148  ff.  vorgreifend  über  das  Verhältniss  des  isländi- 
schen zum  norwegischen  Rechte  bemerkt  wurde.  Jenes  schliessi 
sich  diesem  in  Abweichung  vom  gothischen  lediglich  dadurch  näher  an, 
dass  die  an  das  Stammgeschwisterpaar  anknüpfende  Bezeichnung  nach 
Geschwisterschaften  sich  in  beiden  findet.  Während  wir  aber  gerade  für 
Norwegen  S  233.233  bestimmt  bezeugt  fanden,  dass  diese  canonisch  ge- 
zählt wurden,  entspricht  die  isländische  Zählung  und  die  in  Verbindung 
mit  dieser  so  auffallende  Bezeichnung  der  Vetter  als  Brüder  genau  der 
gothischen.  Während  die  norwegischen  Bezeichnungen  nicht  über  zweite 
Vettern  hinausgehen  und  zwar,  wie  sich  gerade  hier  bestimmter  ergeben 
wird,  weil  ursprünglich  die  Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft  nicht 
weiter  reichte,  dehnen  isländisches  und  gothisches  Recht  dieselbe  gemeia- 
sam  bis  auf  die  vierten  Vettern  aus. 
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Vergleichen  wir  damit  nun  das  §  148  über  die  durch  die  geschicht- 
lichen Nachrichten  nahegelegte  Annahme  Bemerkte,  wonach  isländisches 
und  norwegisches  Recht  sich  erst  im  neunten  Jahrhunderte  gezweit  haben 
würden,  so  bedarf  es  wohl  keines  weitern  Nachweises,  dass  jenes  nicht  erst 
nach  dieser  Zeit  eine  der  norwegischen  entsprechende  Bezeichnungsweise 
selbstständig  so  geändert  haben  kann,  dass  dieselbe  sich  nun  zufallig  genau 
der  an  und  für  sich  so  überaus  auffallenden  spanischen  Er Uderzählung  an- 
schloss.  Nähere  Verwandtschaft  mit  dem  gothischen  Rechte  wird  hier  doch 
nicht  leicht  in  Abrede  zu  stellen  und  dann  zuzugeben  sein,  dass  isländisches 
und  gothisches  Recht  in  einer  Verbindung  stehen  müssen,  welche  nicht 
durch  das  westnorwegische  Recht  in  seinem  uns  vorliegenden  Bestände 
vermittelt  sein  kann. 

Weniger  unzulässig  würde  allerdings  die  Annahme  sein,  es  habe  sich 
in  Island  die  noch  im  neunten  Jahrhundert  gemeinsame  Zählung  erhalten, 
während  dann  im  westnorwegischen  Recht  die  schon  vorhandenen  Ansätze 
zur  Zählung  nach  Geschwisterschaften  erst  nachträglich  selbstständig  wei- 
terentwickelt und  zugleich  die  in  Island  durchweg  weiterreichenden  Grän- 
zen  rechtswirksamer  Verwandtschaft  eingeschränkt  sein  würden.  Das  aber 
wird  einmal  dadurch  unwahrscheinlich,  dass  im  allgemeinen  und  wenig- 
stens später  nachweislich  auch  in  Norwegen  sich  umgekehn  eine  Richtung 
auf  Erweiterung  dieser  Gränzen  findet.  Weiter  dadurch,  dass  wir  dieselbe 
Bezeichnungsweise  und  zwar  bis  zu  derselben  Gränze  hin  auch  bei  andern 
ostgermanischen  Stämmen  fanden,  vgl.  S  232,  bei  welchen,  wie  insbesondere 
bei  den  Friesen,  an  eine  gegenseitige  Beeinflussung  erst  nach  dem  neunten 
Jahrhunderte  nicht  zu  denken  ist.  Höchstens  wäre  zuzugeben,  dass  hier 
die  Annahme,  es  habe  sich  in  dieser  Richtung  die  Uebereinstimmung  selbst- 
ständig entwickeln  können,  zwar  ganz  unwahrscheinlich,  aber  doch  nicht 
in  gleicherweise  unzulässig  ist.  Aber  ungleich  einfacher  würde  sich  dieses 
auffallende  Verhältniss  doch  erklären,  wenn  wir  nach  Massgabe  des  §  1 50 
Bemerkten  annehmen,  dass  das  isländische  Recht  überhaupt  auf  keiner  ein- 
heitlichen Grundlage  beruht,  dass  hier  zwei  Rechte  zusammentrafen,  von 
denen  das  eine  in  Bezeichnung  und  Zählung  mit  dem  gothischen  näher 
übereinstimmte,  während  dann  erst  der  Einfluss  des  westnorwegischen 
Rechts  zu  jener  sich  der  Geschwisterzählung  annähernden  Bezeichnungs- 
weise führen  mochte. 

250.  In  dieser  Richtung  dürfte  nun  noch  ein  anderer  Umstand  zu 
beachten  sein,  nämlich  die  Verschiedenheit  der  kirchlichen  Zäh- 
lung in  Norwegen.  Maurer ,  Ueber  die  Berechnung  der  Verwandt- 
schaft nach  altnorwegischem  Rechte,  Münchner  Sitzungsb.  1877  S.  235, 
hat  nachzuweisen  versucht,  dass  sich  in  Norwegen  neben  der  üblichen  ca- 
nonischen Zählung  auch  Reste  einer  hinter  dieser  um  einen  Grad  zurück- 
bleibenden n^iionalen  Zählung  finden.  Die  gütige  Beihilfe  von  Amira, 
der  mir  die  aqsschlaggebenden  Belegstellen  übersetzte,  ermöglichte  es  mir, 
seiner  Beweisführung  folgen  zu  können.  Bewegt  sich  dieselbe  allerdings, 
wie  der  Verfasser  selbst  nicht  verkennt,  insbesondere  auch  wegen  der 
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260]  Abweichungen  der  Texte  auf  vielfach  unsicherer  Grundlage,  so  dürfte 
doch  das  Hauptergebniss,  die  Verschiedenheit  der  Zählung  selbst,  kaum 
zu  bestreiten  sein.  Denkt  aber  Maurer  zunächst  an  Reste  einer  einst  in 
Norwegen  allgemein  üblichen,  mit  der  isländischen  übereinstimmenden 
nationalen  Zählung,  die  dann  durch  die  canonische  verdrängt  wurde,  so 
mussten  meine  Annahmen  über  das  Verhältniss  des  isländischen  zu  den 
uns  in  vollem  Umfange  bekannten  westnorwegischen  Rechten  mir  den  Ge- 
danken nahe  legen,  ob  nicht  jene  Verschiedenheit  eine  ördiche,  und  dann 
auf  nähere  Verwandtschaft  der  ostnorwegischen  Rechte  mit  dem  isländi- 
schen hindeutende  sein  könne.  Und  schien  diese  Annahme  auf  keine 
Schwierigkeiten  zu  stossen.  Manches  sie  bestimmter  zu  bestätigen,  so  möchte 
ich  wenigstens  angeben,  was  mir  in  dieser  Richtung  aufgefallen.  Berufeneren 
die  Entscheidung  überlassend ,  in  wie  weit  meine  Annahme  darin  eine 
Stütze  finden  könne. 

Auch  wenn  die  norwegischen  Quellen  selbst  über  eine  verschiedene 
Zählung  nichts  ergäben,  würde  das  Vorkommen  derselben,  wie  ich  denke, 
nach  der  Decretale  PabstCölestinsIII,X4,i4c.  3,  vgl.  Maurer  248  ff.,  nicht 
wohl  zu  bezweifeln  sein.  Wir  ersehen  daraus,  dass  der  spätere  Pabst  Ha- 
drian,  als  er  1 1  52  als  Cardinallegat  in  Norwegen  war,  die  Heirath  im  sechs- 
ten Grade  gestattete.  Es  war  nun  angefragt,  ob  wenn  der  eine  a  stipiteper 
descendentem  lineam  sextovel  septimogradu  distat^  der  andere  secundo  vel 
tertio  gradu,  daraufhin  die  Heirath  erlaubt  sei;  und  ebenso  findet  sich 
das  sexto  vel  septimo  und  secundo  vel  tertio  nochmals  betont  bei  der  Ent- 
scheidung, jene  Gestattung  sei  dahin  zu  verstehen :  quod  uterque  coniungen- 
dorum  distet  a  stipite  sexto  gradu,  cognatione  secundum  canones  computaia. 
Ist  da  wiederholt  neben  dem  zweiten  der  dritte,  insbesondere  aber  neben 
dem  sechsten  der  nach  dem  Wortlaut  der  Indulgenz  gar  nicht  mehr  in  Frage 
kommende  siebte  Grad  genannt,  so  ist  das  doch  schwerlich  anders  zu  er- 
klären, als  durch  die  Annahme,  dass  in  Norwegen  beide  Zählungen,  die 
übliche  und  die  zurückbleibende,  nebeneinander  in  Gebrauch  waren.  Dass 
überall  von  einer  Zählung  a  stipite  die  Rede  ist,  steht  dem  nicht  im  Wege; 
es  bezieht  sich  das  nicht  gerade  auf  den  Stammvater,  sondern  auf  jeden 
Ausgangspunkt  der  Zählung,  wie  auch  Pabst  Alexander  II,  vgl.  S  244,  b«» 
der  zurückbleibenden  die  Geschwister  als  Truncus  bezeichnete. 

Es  ergibt  sich  dann  weiter,  dass  der  sechste  Grad,  in  dem  der  Car- 
dinallegat die  Ehe  gestattete,  auf  die  nationale  Zählung  berechnet  war  und 
dem  siebten  Grade  nach  üblicher  canoaischer  Zählung  entsprach,  wie  sich 
das  auch  dadurch  bestätigt,  dass  trotz  jener  Indulgenz  in  Norwegen  der 
sechste  canonische  Grad  noch  allgemein  als  verbotener  erscheint;  vgl.  Mau- 
rer 249.  Damit  scheint  freilich  nicht  zu  stimmen,  dass  der  Pabst  gerade 
von  dem  gestatteten  sechsten  Grade  sagt,  dass  er  nach  den  Canones  zu 
zählen  sei.  Aber  es  scheint  mir  nicht  einmal  nöthig,  da  mit  Maurer  ein 
Miss  verstand  niss  anzunehmen.  Es  ist  doch  sehr  möglich,  dass  der  Pabst 
dabei  d^w  Gegensatz  der  Canones  und  Leges  im  Auge  hatte  und,  um  jede 
Unsicherheit  auszuschliessen,  nur  darauf  hinweisen  wollte,  dass  nicht  nach 
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Einzelgraden,  sondern  nach  Doppelgraden  zu  zählen  sei ;  eine  Erklärung, 
die  allerdings  näher  liegt,  wenn  man  auf  Grund  späterer  Ausführungen 
mir  darin  zustimmt,  dass  auch  den  germanischen  Völkern  eine  Bestimmung 
der  Cognatio  nach  einfachen  Graden  keineswegs  so  ungeläufig  war,  wie 
angenommen  zu  werden  pflegt,  und  dass  dieselbe  insbesondere  auch  dem 
norwegischen  Rechte  nicht  fremd  war.  Auch  wiesen  wir  schon  S  225 
darauf  hin,  dass  es  sich  kaum  rechtfertigt,  die  ausdrücklich  als  zulässig  er- 
klärte zurückbleibende  Zählung  gegenüber  der  üblichem  als  uncanonische 
zu  bezeichnen,  wie  das  nach  den  päbstlichen  Entscheidungen  zunächst  nur 
die  des  römischen  Rechts  war. 

Ist  danach  anzunehmen,  dass  in  Norwegen  im  zwölften  Jahrhunderte 
zwei  Zählungen  in  Gebrauch  waren,  so  wird  doch  kaum  zu  bezweifeln  sein, 
dass  sich  dieselben  örtlich  bestimmter  abgränzen  mussten,  nicht  in  ein  und 
demselben  Bisthum  nebeneinander  gebraucht  wurden.  Dann  aber  dürfte 
von  vornherein  mit  Sicherheit  anzunehmen  sein,  dass  es  nicht  das  Gebiet 
der  uns  vollständig  erhaltenen  westnorwegischen  Rechte  war,  in 
dem  man  sich  der  zurückbleibenden  Zählung  bediente.  Von  einer  Zählung 
der  Vetterschaften,  welche  eine  solche  veranlassen  konnte,  findet  sich  hier 
keine  Spur  mehr;  ist  die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  üblich,  so 
musste  diese  bei  einer  Umsetzung  auf  canonische  Zählung  führen.  Ist  bei 
eigentlicher  Zählung  bei  den  weltlichen  Rechtsbestimmungen  in  der  Regel 
von  Männern  die  Rede,  so  entspricht  diese  Zählung,  auf  welche  wir  bei 
Besprechung  der  Kniezählung  zurückkommen,  immer  der  canonischen. 

Aber  auch  bei  den  kirchenrechtlichen  Bestimmungen  ergibt  sich  hier 
keine  Spur  zurückbleibender  Zählung.  Gestattet  das  Frostuthingsrecht  die 
Ehe  unter  Blutsfreunden  beim  siebten,  unter  Verschwägerten  beim  fünften 
Manne,  so  hat  Maurer  241  aufs  bestimmteste  erwiesen,  dass  da  canonisch 
gezählt  ist.  Ganz  dasselbe  ist  aber,  nach  einer  zweifellos  zutreffenden  Rich- 
tigstellung des  Textes  durch  Maurer  239,  im  Gulathingsgesetze  bestimmt; 
nur  dass  dieses  vom  siebenten  Kniee  und  siebenten  Gliede  spricht.  Solche 
Nebeneinanderstellung  dieser  in  anderen  Rechten  durchweg  gleichbedeu- 
tend gebrauchten  Ausdrücke  findet  sich  auch  sonst  wohl ;  so  etwa,  wenn 
im  Fivelgoer  Erbrecht  S  15,  Richthofen  Q.  325,  gesagt  ist,  dass  Halbsippe 
nur  dann  die  Vollsippe  ausschliesst,  wenn  sie  zwei  Glieder  oder  zwei  Kniee 
näher  stehe.  Gewiss  wird  die  Doppelbezeichnung  wenigstens  nicht  nöthigen 
anzunehmen,  es  sei  da  ursprünglich  vom  sechsten  Kniee  und  siebten  Gliede 
die  Rede  gewesen,  wie  Maurer  245  vermuthet;  es  ist  doch  bedenklich,  in 
ein  genügend  bekanntes  Recht  erst  durch  eine,  wenn  auch  an  und  für  sich 
wohl  zu  begründende  Aenderung  eine  Zählung  hineinzubringen,  für  welche 
in  demselben  anderweitig  jede  Spur  fehlt. 

Würden  wir  schon  damit  für  die  zurückbleibende  Zählung  auf  den 
Osten  des  Landes  hingewiesen  sein,  so  treffen  denn  auch  alle  von  Maurer 
für  dieselbe  geltend  gemachten  Belege  die  beiden  ostnorwegischen 
Rechte,  die  des  Eidsifathing  und  Borgarthing,  von  denen  uns  nur  die 
Christenrechte  erhalten    sind.     Bieten  sich  da   manche  Schwierigkeiten, 
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260]  bezüglich  deren  ich  auf  die  umsichtige  Beweisführung  Maurers  ver- 
weise, so  dürfte  bei  der  Unterstützung,  welche  jene  Decretale  bietet,  doch 
kaum  zu  zweifeln  sein,  dass  im  Osten  ursprünglich  zurückbleibend  gezähh 
wurde,  und  zwar,  wie  ich  denke,  abweichend  vom  Westen. 

Die  zurückbleibende  Zählung  kann  sich  aber  überall  nur  an  welt- 
lichen Landesbrauch  anknüpfen.  Es  konnte  weiter,  worauf  wir  zurück- 
kommen, keine  Art  germanischer  Zählung  zu  derselben  Veranlassung  bieten, 
als  die  nach  Vetterschaften,  welche  Geschwisterkinder  als  Erste  zählte.  Wir 
hätten  danach  anzunehmen,  dass  diese  im  östlichen  Norwegen  noch  üblich 
war,  als  die  kirchlichen  Eheverbote  der  nationalen  Verwandtschaftszählung 
anzupassen  waren.  Findet  sich  nun  im  westlichen  Norwegen  keine  Spur 
der  Vetterzählung,  macht  dieselbe  sich  dagegen  in  Island  aufs  bestimmteste 
geltend,  so  würde  damit  bei  Richtigkeit  der  Voraussetzungen  doch  die  S  1 33 
geäusserte  Vermuthung  festern  Boden  gewinnen,  es  dürfte  so  manche  Ab- 
weichung des  isländischen  von  den  uns  bekannten  westnorwegischen  Rech- 
ten daraus  zu  erklären  sein,  dass  das  isländische  Recht  nicht  blos  durch 
jene,  sondern  auch  durch  die  von  denselben  wahrscheinlich  stärker  ab- 
weichenden Rechte  des  Ostens  beeinflusst  war. 

251.  Zeigt  das  isländische  Recht,  wie  die  Bezeichnungen  nach  Vetter- 
schaften und  Geschwisterschaften  ineinandergreifen  konnten,  so  bietet  uns 
auch  das  friesische  Recht  sehr  auffallende  Belege  dafür,  wie  beide  bei 
ein  und  derselben  Zählung  zusammengetroffen  und  zusammengeworfen 
sein  müssen.  In  den  friesischen  Quellen  wird  mehrfach  eine  bis  zum  Dritt- 
knieling  oder  bis  zum  vierten  Gliede  reichende  Gränze  erwähnt.  Dabei 
handelt  es  sich,  wie  ich  denke,  um  die  später  zu  besprechende  Zählung 
nach  der  längern  Linie,  jedenfalls  aber  um  der  canonischen  entsprechende 
Zählung  von  einem  Stammvater  ab,  so  dass  der  Drittknieling  im  dritten, 
das  vierte  Glied  im  vierten  canonischen  Grade  steht.  Aber  schon  Amira 
Erbenf.  140  hat  daraufhingewiesen,  dass  einige  Angaben  nicht  auf  cano- 
nische, sondern  auf  zurückbleibende  Zählung  führen.  Eine  nähere  Prüfung 
dürfte  keinen  Zweifel  lassen,  dass  wir  darin  Reste  der  Zählung  nach 
Vetterschaften  zu  sehen  haben. 

Ich  gehe  da  aus  von  einer  Angabe  im  Brokmerbriefe  S  3,  Richt- 
hofen  Q.  151,  wonach  ein  Eid  geschworen  werden  soll  mit  sechs  Helfern 
under  iha  forma  and  under  tha  other  berninghe.  Der  Sinn  ist  zweifellos  der, 
dass  die  Helfer  einem  engeren  Verwandtschaftskreise  angehören  müssen, 
der  nach  der  ersten  und  zweiten  Geburt  oder  Zeugung  bezeichnet 
ist.  Bei  der  andern  friesischen  entsprechenden  Zählung  vom  Stammvater 
abwärts  sollte  das  Geschwister  und  Geschwisterkinder  treffen.  Hat  aber 
bereits  Brunner  Sippe  30  vermuthet,  dass  Geschwisterkinder  und  Ander- 
geschwisterkinder gemeint  seien,  so  dürfte  sich  das  bestimmter  feststellen 
lassen. 

Zunächst  scheint  die  sachliche  Bestimmung  keinen  Zweifel  zu  lassen. 
Denn  wie  bei  andern  Stämmen,  so  war  auch  bei  den  Friesen,  worauf  wir 
bei  Besprechung  der  längern  Linie  zurückkommen  werden,  nur  noch  der 
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dem  Nachgeschwisterkinde  entsprechende  Drittknieling  einerseits  dem  Bluts- 
fireunde  zur  Eideshilfe  verpflichtet,  andererseits  zum  Zeugniss  für  ihn  un- 
fähig. 

Weist  schon  das  darauf  hin,  dass  der  ErstbUrtige  und  Zweitbürtige 
im  zweiten  und  dritten  canonischen  Grade  stehen,  so  scheint  das  ein  an- 
derer Umstand  zu  bestätigen.  Im  Erbrecht  von  Hunsingo  und  Fivelgo 
S  II.  13,  Richth.  Q.  325,  werden  unter  den  Erben  Vorenbaren  erwähnt. 
Der  Ausdruck  ist  nicht  sicher  erklärt;  Amira  Erbenf.  195  denkt  zweifelnd 
an  unechte  Kinder.  Ergibt  sich  nun  im  Stadtbuch  von  Groningen  ed.  Tel- 
ting  c.  23.92  ausser  den  Vorenbaren  auch  der  Ausdruck  Achterbaren^  so 
ist  doch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  es  sich  da  um  dieselbe  Ausdrucksweise 
handeln  wird,  wie  bei  der  Forma  und  Otherberning.  Dann  aber  weisen 
wieder  die  sachlichen  Bestimmungen  für  die  Vorenbaren  auf  Geschwister- 
kinder oder  erste  Vettern  hin.  Werden  nach  jenem  Hunsingoer  Erbrecht 
Vorenbaren  durch  Grosseltern  ausgeschlossen,  stehen  sie  aber  den  Gross- 
oheimen gleich,  während  S  14  entsprechend  Neffen  und  Oheime  gleich- 
gesteUt  sind,  so  können  bei  Folgerichtigkeit  der  Erbenfolge  nur  erste  Vet- 
tern gemeint  sein.  Ganz  ebenso  aber  bei  der  von  abweichenden  Gesichts- 
punkten ausgehenden  Erbenfolge  von  Groningen.  Heisst  es,  dass  beim 
Mangel  von  Oheimen  und  Grosseltern  die  Vorenbaren  erben,  und  nicht  der 
Grossoheim  oder  die  Grosstante,  so  hat  die  Bestimmung  sichtlich  Verwand- 
tenklassen im  Auge,  welche  nach  der  Nähe  des  Grades  gleichstehen  wür- 
den, was  wieder  nur  erste  Vettern  treffen  kann.  Soll  dann  nach  c.  92  ein 
zwischen  zwei  Personen  geschlossener  Friede  alle  Achterbaren  und  näher 
Verwandte  verbinden,  so  finden  sich  in  entsprechenden  Bestimmungen  so 
häufig  die  Nachgeschwisterkinder  oder  Drittknielinge  genannt,  dass  am 
Zusammenfallen  der  Bezeichnungen  auf  zweite  Vettern  nicht  zu  zweifeln 
sein  wird. 

Die  Zählung  nach  Vettern  selbst  hat  sich  hier  also  ungeändert  ge- 
halten, nur  in  Verbindung  mit  einer  andern  Bezeichnungs weise  als  Erst- 
bUrtige und  Zweitbürtige,  wie  wir  sie  ja  auch  schon  früher  mit  verschiede- 
nen Bezeichnungen  verbunden  fanden.  Diese  Bezeichnung  lässt  sich  auch 
nicht  geltend  machen  gegen  unsere  Annahme,  dass  eine  Zählung  nach 
Geschwisterschaften  immer  auf  canonische  Zählung  führen  muss.  Gezählt 
wird  hier  sichtlich  nicht  die  Folge  der  Geschwister  selbst,  sondern  der  von 
ihnen  Gehörnen,  der  Geschwisterkinder;  vgl.  S  232.  Hätte  man  bei  jener 
Zählung  wenigstens  stillschweigend  den  Abstand  von  Stammvater  berück- 
sichtigt, vgl.  S  230,  so  hätten  sich  allerdings  auch  die  Stammgeschwister 
als  erste  Geburt  bezeichnen  lassen.  Der  Ausdruck  bietet  also  einen  beson- 
ders bestimmten  Beleg  dafür,  wie  sehr  man  bei  den  Verwandtschaftsbe- 
stimmungen lediglich  die  Stammgeschwister  selbst  im  Auge  hatte  und  ganz 
unberücksichtigt  Hess,  dass  auch  der  Zusammenhang  dieser  nur  durch  Ge- 
burt von  denselben  Eltern  vermittelt  war. 

252*  Mit  dem  Gesagten  haben  wir  nun  weiter  einen  Halt  gewonnen, 
zur  Erklärung  des  Ausdruckes  Dritte  oder  Drittlinge,  der  sich  in 
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252]  einigen  friesischen  Quellen  in  einem  Zusamntenhange  findet,  in  dem 
er  sich  der  üblichen  Zählung  nicht  fUgt.  Es  handelt  sich  zunächst  um  die 
manche  Schwierigkeiten  bietenden  Angaben  der  Hunsingoer  Buss- 
taxen S  42,  Richth.  Q.  336,  vgl.  Amira  Erbenf.  i  58,  Brunner  Sippe  28  B. 
Nach  Geschwistern,  dann  Oheimen  und  Neffen,  erscheinen  hier  als  beitrags- 
pflichiig  die  Klassen  des  Formabernig,  des  Otkersusterbern,  des  Thredda 
halva  knileg,  des  Thredda.  Dass  der  Formabernig  der  erste  Vetter  ist,  bestätigt 
sich  hier  bestimmter  durch  seine  Stellung  nach  Oheimen  und  Neffen  und 
vor  Zweitgeschwisterkindern.  .  In  auffallender  Weise  bezeichnet  dann  die 
Angabe  die  folgende  Klasse  nicht  als  Otherberning,  sondern  springt  hier 
auf  die  GeschwisterschaFtsbezeichnung  über.  Auffallender  noch  ist  dann 
aber  ein  weiterer  Wechsel  der  Zählung. 

Sehen  wir  von  dem  Thredda  halva  knileg,  auf  den  wir  bei  Bespre- 
chung der  ungleichen  Grade  zurückkommen,  vorläufig  ab,  so  finden  wir 
die  folgende  Klasse  als  die  des  Thredda,  des  Dritten,  bezeichnet.  Dass  es 
sich  bei  diesem  um  den  auf  die  Nachgeschwisterkinder  nächstfolgenden 
gleichen  Grad  handelt,  würden  auch  die  Busssätze  ergeben,  falls  wir  unter 
dem  Fiarding,  den  der  Thredda  zahlen  soll,  eine  Viertelmark  zu  verstehen 
haben,  wie  das  nicht  blos  der  Wortbedeutung,  sondern  auch  dem  nieder- 
deutschen Sprachgebrauche  entsprechen  würde,  vgl.  Richth.  Wörterb.  zu 
Fiardunge ;  so  dass  mir  dagegen  kaum  ins  Gewicht  zu  fallen  scheint,  wenn 
vereinzeh,  vgl.  Amira  Erbenf.  1 58,  fünf  Fiardeng  auf  eine  Mark  Silber  ge- 
rechnet werden.  Zahlen  Geschwisterkinder  eine  Mark,  Nachgeschwister- 
kinder eine  halbe,  so  trifft  nach  der  üblichen  Abstufung  auf  den  folgen- 
den gleichen  Grad  eine  Viertelmark. 

Wie  ist  es  nun  aber  zu  erklären,  dass  da  von  einem  Dritten  die  Rede 
ist?  Bei  Weiterführung  der  Geschwisterschaftszählung  müssten  wir  da  ein 
Drittgeschwisterkind,  einen  Vierten  erwarten ;  damit  aber  kann  der  Aus- 
druck zweifellos  nicht  zusammenhängen.  Aber  auch  nicht  mit  dem  sonst 
üblichen  Ausdruck  Drittknieling.  Denn  auch  ganz  abgesehen  davon,  dass 
hier  von  einem  Dritten  schlechtweg  die  Rede  ist,  steht  dieser  Dritte  im  vier- 
ten, der  Drittknieling  aber  im  dritten  canonischen  Grad.  Die  Erklärung 
weiss  ich  nur  darin  zu  finden,  dass  es  sich  hier  um  Vetterschaftszählung 
handelt,  bei  welcher  aber  die  Bezeichnung  als  Zweitbürtige  oder  Zweite 
durch  die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  ersetzt  wurde ;  während 
man  dann,  da  diese  für  eine  weitere  Klasse  überhaupt  nicht  üblich  war, 
vgl.  S  234,  für  diese  bei  der  frühern  Bezeichnung  verbleiben  musste.  Ist 
der  dritte  Vetter  einfach  als  Dritter  bezeichnet,  so  entspricht  das  dem  spani- 
schen Sprachgebrauche,  wonach  in  der  Regel  nur  von  einem  Primo  oder 
Tercero  schlechtweg  die  Rede  ist. 

Bietet  die  besprochene  Angabe  Schwierigkeiten,  auf  welche  wir  zu- 
rückkommen, so  ist  es  um  so  erwünschter,  dass  unsere  Auffassung  durch 
eine  andere  bestimmteste  Unterstützung  findet.  Im  west friesischen 
Stücke  vom  Wehrgeld,  Richthofen  Q.  410,  vgl.  Amira  Erbenf.  i6a. 
Brunner  Sippe  25,  erscheinen  als  an  der  Mentele  oder  Magsühne  betheiligte 
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Gruppen  zuerst  die  Geschwister  oder  deren  Kinder,  dann  Elterngeschwister 
oder  deren  Kinder,  weiter  die  Eftersusterbern,  also  Nachgeschwisterkinder, 
oder  deren  Kinder,  endlich  an  vierter  Stelle  die  acht  Fänge  der  Tredlinge. 
Dass  diese  nicht  im  dritten,  sondern  im  vierten  canonischen  Grade  stehen, 
ergibt  sich  hier  so  bestimmt  wie  möglich. 

Den  Ausdruck  hat  Brunner  als  Drittgeschwisterkinder  gedeutet.  Aller- 
dings liesse  sich  im  Anschlüsse  an  die  S  231  besprochenen,  auch  dem  frie- 
sischen Rechte  nicht  fremden  abgeleiteten  Ausdrücke  zur  Noth  daran  denken, 
es  seien  hier  Dritt(geschwister)linge  gemeint.  Auch  hat  man  den  Ausdruck 
als  Verkürzung  von  Thredkniling  gefasst,  wo  aber,  wie  schon  bemerkt,  die 
Zählung  nicht  stimmen  würde.  Nun  fanden  wir  aber  einmal  denselben 
Ausdruck  S  247  bereits  in  Flandern  als  Bezeichnung  dritter  Vettern ;  wer- 
den diese  dort  im  Anschlüsse  an  den  regelmässigen  Sprachgebrauch  als 
Derdezweers,  zu  Audenarde  aber  auch  als  Derdelinghe  bezeichnet,  vgl.  Brun- 
ner Sippe  36.62,  so  kann  der  Zusammenhang  kaum  zweifelhaft  sein.  Weiter 
aber  ergab  schon  die  vorhin  besprochene  Stelle  die  Bezeichnung  Dritter 
schlechtweg  für  denselben  Grad. 

Danach  haben  wir  auch  hier  den  Thredling  einfach  als  Drittling  oder 
Dritten  zu  fassen  und  damit  eine  Zählung,  welche  unerklärlich  sein  würde, 
wenn  die  ganze  Bezeichnungsweise  schon  ursprünglich  von  Zählung  der 
Geschwisterschaften  ausgegangen  wäre.  Es  erübrigt  zweifellos  auch  hier 
nichts  als  die  Erklärung,  dass  die  Bezeichnung  nach  Vetterschaften  theil- 
weise  durch  die  nach  Geschwisterschaften  ersetzt  wurde,  dabei  aber,  weil 
diese  nicht  über  den  dritten  Grad  hinausging,  sich  für  den  vierten  die  jener 
entsprechende  Bezeichnung  als  Drittling  erhielt. 

253«  Weiter  lässt  sich  wenigstens  dafür,  dass  im  ftiesischen  Rechts- 
gebiete die  für  die  drei  ersten  canonischen  Grade  übliche  Zählung  beim 
vierten  in  eine  andere  überging,  noch  ein  weiterer  Umstand  geltend  machen. 
Brunner  Sippe  82  ff.  erönen  holländische  Zählungen,  bei  welchen  die 
zweiten  Vettern  noch  in  der  sonst  üblichen  Weise  als  Achtersusterkinder 
bezeichnet  sind,  während  dann  auf  die  dritten  Vettern  der  auffallende  Aus- 
druck erstes  Glied  trifft;  vgl.  auch  die  S  233  angeführte  Stelle  aus  dem 
Rechtsbuche  von  Brielle.  Er  wird  mit  Brunner  daraus  zu  erklären  sein, 
dass  die  Freunde  im  ersten  Gliede  die  entferntesten  sind,  welche  die  Todt- 
schlagsühne  noch  trifft,  also  die  ersten  Betheiligten,  wenn  man  nicht  vom 
Stammvater  oder  den  Stammgeschwistern  abwärts,  sondern  zu  ihnen  auf- 
wärts, oder  auch  nicht  vom  Erschlagenen,  sondern  zum  Erschlagenen  seit- 
wärts zählen  würde.  Es  konnte  das  um  so  näher  liegen,  da  oft  die  Nennung 
dieser  äussersten  Gränze  genügte;  so  etwa,  wenn  im  Keurboek  von  Dor- 
trecht von  1401,  Fruin  Rechten  der  st.  D.  1,3,  für  Jeden  der  Friede  ver- 
bindlich sein  soll,  den  sein  Mag  oder  Schwager  ten  eersten  lede  of  daren- 
binnen  gegeben  hat. 

Dieser  Ansatz  zur  Zählung  in  einer  Richtung,  die  der  bis  dahin  ein- 
gehaltenen entgegengesetzt  war,  dürfte  sich  am  leichtesten  erklären,  wenn 
wir  annehmen,  dass  auch  hier  ursprünglich  nach  Vettern  gesohlt  war,  dass 


326  VW  2.  Zählung  nach  Vetterschaften. 

263]  später  die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  üblich  wurde,  wäh- 
rend dann,  da  man  da  nicht  bis  zu  Drittgeschwisterkindern  vorging,  für  diese 
der  Ausdruck  Drittling  erübrigte ;  den  man  dann  aber  hier,  da  er  sich  jener 
Bezeichnung  schlecht  anpasste,  fallen  liess  und  ihn  durch  einen  von  einer 
ganz  anderen  Auffassung  ausgehenden  ersetzte. 

254.  Die  besprochenen  Verwandtschaftsbezeichnungen  aus  dem  is- 
ländischen und  westfriesischen  Rechtsgebiete  scheinen  mir  nicht  wohl  an- 
ders zu  erklaren  zu  sein,  als  durch  die  Annahme,  es  handle  sich  da  um  ein 
Zusammenwerfen  der  Bezeichnungen  nach  Geschwister- 
schaften und  gezählten  Vetterschaften.  Und  das  kann  ja  insofern 
nicht  befremden,  als  beide  darin  übereinstimmten,  dass  sie  nur  die  gleich- 
stehenden Verwandtschaftsgrade  zusammenfassend  bezeichneten.  Beide 
Bezeichnungsarten  konnten  nebeneinander  in  Gebrauch  sein  und  willkür- 
lich verwandt  werden ;  es  war  gleichbedeutend,  ob  man  von  Geschwister- 
kindern oder  ersten  Vettern  sprach.  Ein  Unterschied  konnte  sich  erst  be- 
merkbar machen,  wenn  man  auch  an  die  Geschwisterschaftsbezeichnungen 
eine  Zählung  anknüpfte  oder  sie  in  eine  Zählung  einfügte,  wie  sie  mit  der 
nach  Vetterschaften  zweifellos  von  jeher  verbunden  war.  Dann  musste  sich 
der  Unterschied  geltend  machen,  dass  die  Vetterzählung  nicht  bis  auf  die 
Stammgeschwister  zurückgriff,  sondern  erst  an  deren  Kinder  anknüpfte. 
Daraus  konnten  sich,  wie  bei  den  Friesen,  Reihen  ergeben,  bei  welchen  die 
eingreifenden  Bezeichnungen  nach  Geschwistern  auf  eine  andere  Zählung 
führen  würden,  als  die  daneben  vorkommenden  Reste  der  Vetterzählung. 

Waren  weiter  beide  Bezeichnungsanen  ursprünglich  zweifellos  neben 
einander  in  Gebrauch,  so  ist  es  denkbar,  dass  selbst  bei  ein  und  demselben 
Stamme  hier  schliesslich  die  eine,  don  die  andere  zur  massgebenden  wurde, 
und  sich  damit  auf  demselben  Stammgebiete  eine  durchgreifend  verschie- 
dene Zählung  ergab,  wie  das  nach  dem  S  245  Bemerkten  möglicherweise 
bei  den  Longobarden  der  Fall  war.  Endlich  aber  wird  uns  die  Besprechung 
der  Behandlung  der  ungleichen  Grade  auf  Umstände  führen,  welche  kaum 
eine  andere  Erklärung  zulassen,  als  die,  dass  man  mehrfach  die  Bezeich- 
nungen nach  Vetterschaften  durch  die  nach  Geschwisterschaften  ersetzte 
und  dennoch  an  einer  Gliederung  der  Sippe  festhielt,  welche  in  enger  Ver- 
bindung mit  jener  stand  und  der  geänderten  Bezeichnung  nicht  entsprach. 
Doch  wird  zunächst  noch  aufEiniges  einzugehen  sein,  was  wir  bisher  nicht 
beachteten. 

255.  Fanden  wir  bei  verschiedenen  ostgermanischen  und  westger- 
manischen Stämmen  eine  übereinstimmende,  der  hinter  der  canonisehen 
zurückbleibenden  entsprechende  Zählung,  so  ist  damit  nicht  dieselbe  Be- 
zeichnung der  gezählten  Personen  verbunden.  Ausser  allgemeineren,  an- 
scheinend nur  Verwandtschaft  überhaupt  bezeichnenden  Ausdrücken  fan- 
den wir  da  insbesondere  bei  einzelnen  ostgermanischen  Stämmen  die  Be- 
zeichnung  der  Vettern  als  Brüder.  Dass  diese  weit  zurückreicht, 
wird  bei  der  auffallenden  Uebereinstimmung  des  spanischen,  longobardi- 
schen  und  isländischen  Sprachgebrauches,  nicht  zu  bezweifeln  sein,  vgl. 
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S  242.  Was  die  Bezeichnung  selbst  betrifit,  so  kann  diese  an  und  fUr  sich 
nicht  auffallen,  wie  darauf  schon  Maurer  Isl.  327  hinweist.  Man  könnte 
versucht  sein,  darin  nach  Massgabe  des  S  1 89  Bemerkten  einen  Rest  von 
Urzuständen  zu  sehen,  welche  die  Zugehörigkeit  der  Kinder  zu  bestimmten 
Eltern  noch  nicht  beachtete,  nur  die  Generationsstufen  in  den  Bezeich- 
nungen auseinanderhielt  und  demnach  auch  alle  weitern  und  entferntem 
Vettern  als  Brüder  bezeichnete;  vgl.  Hellwald  Menschl.  Familie  159  ff., 
Starcke  Primitive  Familie  1 86  ff.  Geht  aber  der  Ausdruck  zweifellos  weit 
zurück,  so  nöthigt  wenigstens  nichts,  ihn  bis  auf  das  germanische  Urrecht 
zurückzuführen.  Bestimmter  lässt  er  sich  nur  für  einzelne  Stämme  der 
ostgermanischen  Gruppe  nachweisen,  mag  sich  also  auch  erst  nach  der 
Abzweigung  dieser  so  festgestellt  haben. 

Und  der  Annahme,  der  Ausdruck  sei  in  jener  Verwendung  erst  auf 
einer  spätem  Stufe  aufgenommen,  als  sich  ein  BedUrfniss  nach  genaueren 
Verwandtschaftsbezeichnungen  geltend  machte,  steht  wenigstens  an  und 
für  sich  nichts  im  Wege.  Bezeichnete  man  im  germanischen  Gebiete  wohl 
den  Grossvater  als  zweiten  Vater  oder  den  Enkel  als  zweiten  Sohne,  vgl. 
S  2 1 9,  so  lässt  das  natürlich  nicht  schliessen,  dass  man  ursprünglich  zwi- 
schen beiden  nicht  unterschied.  Um  nichts  anderes  aber  handelt  es  sich  bei 
der  Bezeichnung  der  Vettern  als  Brüder.  Stand  für  den  nächsten  gleichen 
Seitenverwandten  von  ältester  Zeit  her  der  Ausdruck  Bruder  fest,  so  konnte 
es  überaus  nahe  liegen,  denselben  Ausdruck  zu  verwenden,  um  alle  in  der 
gleichen  Linie  stehenden  Seitenverwandten  von  denen  der  ungleichen 
Linien,  zunächst  vom  Oheim  und  Neffen,  zu  unterscheiden.  Die  Beziehung 
auf  die  verschiedensten  Verwandten  der  gleichen  Seitenlinie  macht  sich 
auch  geltend,  wenn  im  Spanischen  statt  des  üblichem  Cuiiado  auch  der 
Schwager  und  die  Schwägerin  wohl  als  Hermano  und  Hermana  bezeichnet 
werden. 

256.  Ungleich  schwerer  scheint  es  zu  sein,  die  Art  der  Zählung 
der  Brüder  zu  erklären.  Es  handelt  sich  hier,  so  weit  ich  sehe,  um  den 
einzigen  Fall  im  ganzen  germanischen  Rechtsgebiete,  bei  welchem  bei  einer 
die  Verwandten  entsprechender  Stellung  nach  ihrer  Entfernung  von  der 
Ausgangsperson  ins  Auge  fassenden  Zählung  der  erste  dieser  Verwandten 
nicht  mitgezählt,  sondern  als  Ausgangspunkt  der  Zählung  behandelt  er- 
scheint;  vgl.  $  220.  Von  einem  Bruder  kann  überhaupt  nur  die  Rede  sein 
in  Beziehung  auf  die  Ausgangsperson,  zu  der  er  die  Stellung  des  Bruders 
einnimmt.  War  die  Bezeichnung  aller  in  der  gleichen  Linie  stehenden 
Verwandten  als  Brüder  das  Vorhergehende,  an  welches  sich  dann  zur  Un- 
terscheidung die  Zählung  anschloss,  so  weiss  wenigstens  ich  nach  vielfacher 
Ueberlegung  keinen  Gesichtspunkt  aufzufinden,  wonach  man  dann  nicht 
den  Bruder  im  engeren  Sinne  selbst,  sondern  erst  den  Vetter  als  ersten 
Bruder  gezählt  haben  sollte.  Und  daran  würde  es  nichts  ändern  können, 
wenn  man  in  der  Bezeichnung  als  Brüder  einen  Rest  der  Urzustände  sehen 
wollte. 

Mag  ein  Anderer  da  auf  eine  zutreffendere  Erklärung  verfallen,  so 
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256]  scheiat  mir  der  einzig  mögliche  Ausweg,  dass  wir  Anfügung  der 
BruderbezeichnunganschonvorhandeneZählung  annehmen, 
dass  die  blosse  Zählung  das  Vorhergehende,  dass  man  gewohnt  war,  die 
Sippe  als  in  Erste,  Zweite  und  weiter  geglieden  zu  fassen,  und  dass  man 
dann  erst  nachträglich  die  Personen  der  gleichen  Linie,  für  welche  die  Be- 
zeichnung als  Erste  oder  Zweite  bereits  feststand,  nur  zu  dem  Zwecke  als 
erste  oder  zweite  Brüder  bezeichnete,  um  sie  von  anderen  Personen,  welche 
gleichfaUs  unter  den  Begriff  der  Ersten  oder  Zweiten  fielen,  aber  nicht  in 
der  gleichen  Linie,  der  Bruderlinie,  standen,  zu  unterscheiden.  Gelingt  es, 
diese  Annahme  bestimmter  zu  begründen,  so  würde  damit  ein  Haltpunkt 
für  die  Einsicht  in  die  urgermanische  Gliederung  und  Zählung  der  Sippe 
gewonnen  sein,  dessen  Werth  in  dieser  Richtung  kaum  zu  überschätzen 
wäre. 

In  dieser  Richtung  nun  möchte  ich  kaum  grösseres  Gewicht  auf  die 
Bezeichnung  nur  nach  den  Ordnungszahlen  legen.  Insbeson- 
dere in  den  spanischen  Quellen  ist  häufiger  nur  von  den  Primos  oder 
Segundos  schlechtweg  die  Rede,  ohne  dass  sie  als  Hermanos  bezeichnet 
wären,  wie  das  für  die  selten  erwähnten  Terceros  und  Quartos,  dann  für 
die  entsprechende  provenzalische  Zählung,  vgl.  S  242,  überhaupt  zutrifft. 
Das  könnte  spätere  Kürzung  sein  und  würde  erst  Bedeutung  gewinnen, 
wenn  sich  nachweisen  Hesse,  dass  unter  den  Primos  nicht  gerade  immer 
die  Primos  hermanos  zu  verstehen  seien.  Immerhin  kann  es  auffallen,  dass 
das  nicht  blos  das  gothische  Rechtsgebiet  trifft,  dass  nach  S  252  auch  bei 
den  Friesen  von  Dritten  schlechtweg  die  Rede  ist,  dass  wir  S  246  auch  bei 
den  Franken  blosse  Primi  genannt  fanden. 

Beachtenswerth  dürfte  schon  die  Uebereinstimmung  in  der 
Zählung  bei  abweichender  Bezeichnung  sein.  Die  mit  derßrü 
derbezeichnung  verbundene  Zählung  reicht  ungleich  weiter,  als  die  Be- 
zeichnung selbst.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  in  Italien  neben  Resten  der 
Bruderzählung  die  Cugini,  bei  den  Franken  die  Cousins  ebenso  gezählt 
werden.  Und  die  Annahme,  dass  Longobarden  und  Franken  erst  beim 
Uebergange  zur  romanischen  Sprache  auf  das  Begriffswidrige  der  Zählung 
aufmerksam  geworden  und  den  Ausdruck  Brüder  mit  einer  allgemeineren 
Verwandtschaftsbezeichnung,  vgl.  $  243,  vertauscht  hätten,  beseitigt  sich 
wenigstens  für  die  Franken  aufs  bestimmteste  dadurch,  dass  sich  nach  dem 
S  247  Bemerkten  gar  nicht  bezweifeln  lässt,  dass  Cousin  unmittelbare  Ueber- 
setzung  eines  deutschen  Ausdrucks  sein  muss,  der  zweifellos  nie  Brüder 
bezeichnet  hat.  Wieder  fanden  wir  dann  S  251  bei  den  Friesen  die  ab- 
weichende Bezeichnung  als  Erstbürtige  und  Zweitbürtige.  Das  würde  also 
durchaus  zu  der  Annahme  stimmen,  dass  die  Zählung  von  Ersten  und 
Zweiten  in  der  Freundschaft  das  Vorhergehende,  bereits  Feststehende  war, 
und  man  zur  Unterscheidung  der  in  der  gleichen  Linie  stehenden  Vettern 
hier  auf  den  Ausdruck  Bruder,  dort  auf  eine  andere  Bezeichnung  verfiel. 

257.  Massgebend  für  die  Entscheidung  wird  aber  nur  der  Nachweis 
sein  können,  dass  es  wirklich  Freunde  gab,  auf  welche  sich  die  Zählung 
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mitbeziehen  konnte,  welche  gleichfalls  als  Erste  oder  Zweite  bciseichnet 
wurden,  ohne  in  der  gleichen  Linie  zu  stehen;  was  dann,  da  diese  mit  den 
Vettern  zusammenfiel,  nur  noch  Freunde  treffen  konnte,  welche  auf  den 
obem  oder  untern  ungleichen  Linien  standen.  Damit  sehen  wir  uns  nun 
auf  die  bisher  nicht  bestimmter  beachtete  Frage  nach  dem  Ausgangs- 
punkt der  Zählung  der  Vettern  hingewiesen.  Ein  Blick  auf  den 
S  221  gegebenen  Zusammenhang  ergibt,  dass  die  Zählung  sich  auf  zwei 
Wegen  übereinstimmend  ergeben  haben  kann.  Kann  eine  Zählung  vom 
Stammvater  abwärts  nicht  eingreifen,  da  sie  auf  canonische  Zählung  führen 
würde,  so  sind  C4  und  D6  erste  und  zweite  Vettern  von  A,  wenn  von 
diesem  auf  der  gleichen  Querlinie  unmittelbar  gezählt  ist.  Ebenso  aber 
auch,  wenn  auf  den  absteigenden  Linien  von  den  Stammgeschwistern  B 
und  Cßy  dann  C  und  D4  ab,  vgl.  S  228,  gezählt  wurde. 

So  lange  wir  nun  nur  die  Vettern  selbst  ins  Auge  fassen,  ist  kaum 
nachzuweisen,  wie  gezählt  ist;  der  Unterschied  also  ganz  bedeutungslos. 
Dagegen  gewinnt  er  Bedeutung,  wenn  wir,  wie  sich  ergeben  dürfte,  Grund 
zu  der  Annahme  haben,  dass  ausser  C4  auch  noch  Personen  der  ungleichen 
Querlinien,  zunächst  Cj  und  5^,  als  Erste  gezählt  seien.  Das  ist  wenigstens 
denkbar,  wenn  die  ursprüngliche  Auffassung  die  war,  dass  von  der  Aus- 
gangsperson A  nach  der  Seite  hin  gezählt  wurde,  wenn  das  auch  gerade 
den  uns  geläufigen  Vorstellungen  nicht  entspricht.  Dagegen  erscheint  es 
von  vornherein  unzulässig,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  Zählung  ur- 
sprünglich als  von  den  Geschwistern  abwärts  erfolgend  gefasst  wurde;  es 
würde  dann  eine  Ausdrucksweise,  welche  mit  dem  ersten  Vetter  C4  auch 
Cß,  also  eines  der  Geschwister  selbst,  und  Bj,  also  ein  Kindeskind  des 
andern  als  Erste  zusammenfasste,  undenkbar  sein. 

Allerdings  muss  gerade  der  §228  besprochene  Brauch,  bei  der  Ver- 
wandtschaftsberechnung überhaupt  von  den  Stammgeschwistem  auszu- 
gehen, dieVermuthungeinerZählung  der  Vetter  sc  haften  von 
denStammgeschwistern  abwärtssehr  nahe  legen.  Es  kommt  hinzu, 
dass  bei  der  S  231  ff.  besprochenen  weitverbreiteten  Bezeichnung  nach 
Geschwisterschaften  die  Auffassung  eines  Verfolgens  der  Verwandtschaft 
von  den  Stammgeschwistern  abwärts  in  den  Bezeichnungen  selbst  unmittel- 
bar vorliegt  Nichts  liegt  da  näher,  als  die  bisher  kaum  bestrittene  Annahme, 
dass  die  Germanen  überhaupt  alle  Verwandtschaft  nur  auf  den  absteigen- 
den Linien  verfolgten.  Und  dafür  liesse  sich  ja  auch  der  allgemeine  Ge- 
sichtspunkt geltend  machen  lassen,  dass  jede  etwaige  Zählung  auf  der 
QuerUnie  doch  immer  nur  eine  abgeleitete  sein  könnte,  die  Bestimmung 
der  Entfernung  auf  der  Querlinie  sich  an  und  für  sich  nur  aus  dem  Ab- 
stände von  den  Stammvater  oder  den  Stammgeschwistem  ergeben  kann 
und  daher  immer  irgendwelche  Beachtung  der  absteigenden  Linien  zur  Vor- 
aussetzung hat. 

War  diese  wirklich  massgebend,  so  würde  es  sich  bei  dem  Unter- 
schiede zwischen  Geschwisterschaften  und  Vetterschaften  nur  um  eine  Ver- 
schiedenheit des  Ausdrucks  für  dieselbe  Sache  handeln.  Wie  man  bald  von 
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257]  Kindeskindern,  bald  von  Enkeln  sprach,  hätte  man  hier  von  Geschwi- 
sterkindern, don  von  Vettern  gesprochen ;  lediglich  bei  einer  an  die  Be- 
zeichnungen anknüpfenden  Zählung  hätte  sich  dann  derselbe  Unterschied 
geltend  gemacht,  wie  er  beim  dritten  Sohne  und  zweiten  Enkel  eingriff. 
Alle  bezüglichen  Rechtsbestimmungen  würden  für  die  eine,  wie  die  andere 
Bezeichnung  gepasst  haben,  wenn  man  nur  den  Unterschied  der  Zählung 
beachtetete ;  erklärte  es  ja  auch  der  Pabst,  vgl.  244,  unter  dieser  Voraus- 
setzung für  ganz  gleichgiltig,  wie  man  in  Beziehung  auf  die  Eheverbote 
zählen  wolle. 

258.  Trotzdem  glaube  ich  nicht  blos  Zählung  der  Vetter- 
schaften auf  der  gleichen  Querlinie  annehmen,  sondern  auf  die- 
selbe auch  grosses  Gewicht  legen  zu  sollen,  weil  sich,  wie  ich  denke,  an 
sie  eine  von  den  herrschenden  Annahmen  wesentlich  abweichende  Gliede- 
rung der  gesammten  Sippe  anschloss,  welche  den  Unterschied  auch  über  die 
verschiedene  Zählung  hinaus  sehr  beachtenswerth  machen  würde.  Scheint 
allerdings  meiner  Annahme  von  vornherein  insbesondere  der  betonte  all- 
gemeine Gesichtspunkt  im  Wege  zu  stehen,  dass  schliesslich  jede  Verwandt- 
schaftsbestimmung auf  Stammgeschwister  zurückgreifen  muss,  so  werden 
sich  doch  auch  für  jene  andere  Auffassung  immerhin  allgemeineEr- 
wägungen  geltend  machen  lassen. 

Gewiss  wurde  in  der  Regel  das  Verwandtschaftsverhältniss  nicht  erst 
untersucht,  wenn  es  im  Einzelfalle  wirksam  werden  sollte.  Bei  der  grossen 
Bedeutung,  welche  dem  Verbände  der  Sippe  in  älterer  Zeit  zukam,  bei  der 
Häufigkeit  der  Fälle,  in  welchen  derselbe  wirksam  wurde,  war  man  sich 
der  An  des  verwandtschafdichen  Zusammenhanges  selbst  zweifellos  von 
vornherein  in  viel  weiterer  Ausdehnung  bewusst,  als  in  späteren  Zeiten,  wo 
die  entferntere  Verwandtschaft,  etwa  von  selten  zutreffenden  erbrechdichen 
Fällen  und  von  den  Eheverboten  abgesehen,  kaum  noch  rechtliche  Bedeu- 
tung hatte.  War  der  Zusammenhang  im  allgemeinen  bekannt,  war  dann 
erst  auf  dieser  Grundlage  im  Einzelfalle  zu  zählen,  so  konnte  doch  nichts 
näher  liegen,  als  dass  man  sich  an  die  für  die  jedesmalige  Abgränzung  der 
Sippe,  vgl.  S  1 87,  massgebende  Ausgangsperson  hielt,  also  insbesondere  an 
den  Erschlagenen  oder  den  Todtschläger,  da  man  bei  der  Vetterzählung 
vorzugsweise  die  Theilnahme  an  der  durch  Todtschlag  veranlassten  Fehde 
oder  Sühne  im  Auge  gehabt  zu  haben  scheint.  Wir  werden  denn  auch 
wohl  auf  Angaben  stossen,  bei  welchen  ausdrücklich  die  nähere  oder  wei- 
tere Entfernung  vom  Erschlagenen  betont  wird.  War  der  verwandtschaft- 
liche Zusammenhang,  an  den  die  Zählung  anzuknüpfen  hatte,  ohnehin  ge- 
nügend bekannt,  so  war  doch  auch  kein  Grund,  bei  derselben  den  Umweg 
über  längstverstorbene  Stammväter  oder  Stammgeschwister  einzuschlagen. 

Hielt  man  sich  aber  zunächst  an  die  Lebenden,  so  bot  sich  als  Richt- 
punkt vor  allem  die  gleiche  Seitenlinie  der  Vettern  dar,  der  Freunde,  welche 
in  derselben  Generation  mit  dem  Erschlagenen  standen,  durchschnittlich 
gleichen  Alters,  häufig  mit  ihm  aufgewachsen  waren,  welche  insbesondere 
für  die  Fehde  überwiegend  grössere  Bedeutung  hatten,  als  die  vielleicht 
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schon  bejahrten  Oheime  oder  nichterwachsenen  Neffen.  In  solchen  Fällen 
konnte  ja  immerhin  mehr  die  An,  als  die  Nähe  der  Verwandtschaft  berück- 
sichtigt werden,  wie  wir  ja  auch  das  Verhaltniss  der  Geschwister  unter  sich 
vielfach  als  ein  besonders  inniges  aufgefasst  und  mit  weitergehenden  Rechts- 
wirkungen ausgestattet  finden,  als  ihm  nach  der  Nshe  des  Grades  zukom- 
men würden. 

So  scheinen  mir  allgemeine  Erwägungen  nicht  gerade  der  Annahme 
im  Wege  zu  stehen,  dass  bei  den  Germanen  für  die  Gliederung  der  Sippe 
vorzugsweise  die  Beachtung  der  gleichen  Seitenlinien  massgebend  war.  Für 
diese  liesse  sich  vielleicht  auch  geltend  machen,  dass  die  römische  Rechts- 
sprache zwar  auch  im  Gegensatze  zur  geraden  Linie  die  übrigen  Bluts- 
fireunde  als  zur  Seite  stehend  auffasst,  dass  ihr  aber  der  für  die  romanischen 
Sprachen  massgebende  Ausdruck  Collateralis  noch  fremd  war,  während  es 
für  die  Germanen  nahe  lag,  denselben  zu  bilden  oder,  wenn  er  sich  im 
Vulgärlatein  schon  vorfand,  aufzunehmen,  wenn  sie  auf  die  gleiche  Seiten- 
verwandtschaft besonderes  Gewicht  legten. 

369.  Allgemeinen  Erwägungen,  wie  wir  sie  bisher  für  die  Zählung 
auf  der  Querlinie  geltend  machten,  wird  allerdings  kein  grösseres  Gewicht 
beizulegen  sein,  so  lange  nicht  bestimmtere  Haltpunkte  hinzukommen. 
Zählung  und  Bezeichnung  der  Venern  selbst  wird  solche  nicht  bieten  kön- 
nen, da  sie,  wie  S  257  bemerkt,  ganz  zu  demselben  Ergebnisse  führen, 
ob  wir  von  den  Stammgeschwistern  abwärts,  oder  vom  Erschlagenen  seit- 
wärts zählen.  Dagegen  scheint  mir  die  Beachtung  derBehandlungder 
ungleichen  Grade  in  Anschlüsse  an  die  Vetternzählung  die 
nöthigen  Haltpunkte  ausreichend  zu  bieten. 

Wir  sind  im  Anschlüsse  an  die  zunächst  für  die  kirchlichen  Ehever- 
bote übliche  Zählung  gewohnt  anzunehmen,  dass  die  Bestimmung  der  Ver- 
wandtschaft zweier  in  ungleichen  Graden  stehender  Personen  durch  Zäh- 
lung auf  beiden  vom  gemeinsamen  Stammvater  absteigenden  Linien  ge- 
wonnen wurde,  und  dass  man  dem  entsprechend  sagte,  dass  sie  etwa  im 
zweiten  und  dritten  Grade  oder  Knie  ständen.  Da  handelt  es  sich  aber  um 
Zählung  zweier  Linien,  nicht  um  eigentliche  Doppekählung,  wie  bei  der 
nach  Vetterschaften  oder  Geschwisterschaften.  Denn  diese  hat  überhaupt 
nur  die  in  gleichem  Grade  stehenden  Seitenverwandten  in  ihrem  Verhält- 
nisse zu  einander  im  Auge,  so  dass  für  sie  auch  bei  absteigender  Zählung 
die  einer  von  beiden  Linien  genügt.  Damit  aber  ergibt  sich  auch  die  U  n  - 
geeigentheit  jeder  Doppelzählung  zur  Bezeichnung  un- 
gleicherGrade;  sie  kann  unmittelbar  überhaupt  nicht  zur  Kenntlich- 
machung des  Verhältnisses  zweier  Personen  ungleichen  Grades  verwandt 
werden.  Man  kann  von  ihnen  nicht  sagen,  die  eine  ist  erster  Vetter  der 
andern  und  diese  zweiter  Vetter  jener,  oder  die  eine  ist  Geschwisterkind, 
die  andere  Nachgeschwisterkind.  Wollte  man,  wo  besondere  Verwandt- 
schaftsbezeichnungen, wie  Oheim  und  Neffe  nicht  zur  Hand  waren,  den- 
noch an  diese  iZählung  anknüpfen,  so  liess  sie  sich  nur  so  verwenden,  dass 
man  das  verwandtschaftliche  Verhaltniss  der  einen  Person  zu  einem  mit 
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259]  der  andern  in  der  gleichen  Querlinie  stehenden  Blutsfreunde  angab; 
man  musste  sagen,  jene  ist  erster  Vetter  des  Vaters  dieser,  oder  jene  ist 
Sohn  eines  Geschwisterkindes  dieser,  wie  wir  S  241  entsprechende  Be- 
zeichnungen in  Spanien  fanden. 

Nun  begegnen  wir  aber  sehr  häufig  einer  Zählungdergesamm- 
ten  Sippe  nach  Vetterschaften;  die  zunächst  nur  die  Vettern  be- 
tonende Zählung  soll  sichdich  alle  Blutsfreunde  umfassen,  während  doch 
von  den  ungleichen  Graden  gar  nicht  die  Rede  ist,  diese  also  irgendwie  in 
die  Vetterzählung  einbegriffen  sein  müssen.  Es  heisst  etwa  schlechtweg, 
dass  erste  Vettern  vom  Suhnegelde  diesen,  zweite  Vettern  aber  jenen  Be- 
trag erhalten  sollen.  Aber  die  Söhne  jener  oder  die  Väter  dieser  werden 
gar  nicht  erwähnt,  während  sie  doch  zweifellos  gleichfalls  betheiligt  sein 
sollten. 

260.  Um  dem  nachzugehen,  scheint  die  spanische  Zählung 
derOheime  undNeffen,  wie  sie  noch  jetzt  üblich  ist,  einen  sehr  ver- 
werthbaren  Ausgangspunkt  zu  bieten.  Es  handelt  sich  da,  so  weit  ich  sehe, 
um  eine  Eigenthümlichkeit  des  spanischen  Sprachgebrauchs.  Finden  sich 
sonst  Bezeichnungen,  welche  sich  wenigstens  in  eine  Zählung  umsetzen 
Hessen,  wie  beim  französischen  Grand-oncle  oder  Petit-neveu,  beim  ita- 
lienischen Zio  nonno,  beim  friesischen  Oberoheim  oder  Altoheim,  vgl.  Stadt- 
buch von  Groningen  c.  23,  Brunner  Sippe  82,  so  knüpft  sich  das,  entspre- 
chend dem  Patruus  magnus,  an  die  aufsteigende  und  absteigende  Linie. 
Sind  derartige  Bezeichnungen  dem  Spanischen  fremd,  spricht  dieses  da 
einfach  von  einem  Bruder  des  Grossvaters,  so  zählt  dieses  nun  von  dem 
Oheim  oder  Neffen  auf  der  bezüglichen  Querlinie  weiter;  vgl.  Diccion.  de 

la  leng.  Castell.  zu  Primo,  Sobrino, 
Tio.  Der  Ausdruck  Tio  wird  nicht 
blos  für  den  Oheim  Cj  verwandt, 
sondern  für  alle  auf  derselben  obem 
ungleichen  Querlinie  stehendenPer  - 
sonen,  die  dann  von  ihm  ab  gezählt 
ojr  werden,  so  dass  der  Tio  camal  C  ? 
Vater  des  Primo,  der  Tio  segundo 
D$  Vater  des  Segundo  hermano  ist. 
Entsprechend  beginnt  dann  auf  der 
untern  Querlinie  die  Zählung  vom 
Sobrino  camal  Bß,  dem  Sohne  des 
Bruders  oder  dem  rechten  Neffen, 
während  der  Sobrino  segundo  Cß  und  tercero  Dj  Söhne  des  Primo  und 
segundo  hermano  sind. 

Hier  entfäUt  natürlich  von  vornherein  die  Frage,  ob  auf  der  abstei- 
genden oder  der  Seitenlinie  gezählt  ist.  Wollte  man  auch  für  die  Tios 
geltend  machen,  dass  die  Zählung  zwar  nicht  von  Stammgeschwistem,  aber 
doch  vom  Stammvater  ab  zutrifft  und  davon  absehen,  dass  solche  Zählung 
hier  sonst  nicht  üblich  war,  so  könnte  es  sich  auch  dann  für  die  entspre- 
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chende  Zahlung  der  Sobrinos  jedenfalls  nur  um  die  Querlinie  handeln. 
Damit  würde  dann  die  für  die  Zählung  der  Vettern  selbst  massgebende  Auf- 
fassung wenigstens  dann  nicht  mehr  zweifelhaft  sein,  wenn  wir  annehmen 
dürfen,  dass  auch  jene  Zählung  sich  an  altgothischen  Brauch  anschliesst, 
nicht  etwa  in  späterer  Zeit  willkürlich  im  Anschluss  an  die  jedenfalls  alt- 
hergebrachte Zählung  der  Vettern  selbst  aufgenommen  ist. 

Nun  finden  wir  allerdings  hier,  wie  sonst,  selten  Einzelbezeichnungen 
entfernterer  Verwandten.  Die  vollständigste  Aufzählung  in  der  Uebersetzung 
der  römischen  Verwandtschaftstafel  im  Fuero  juzgo  ist  für  unsere  Zwecke 
unverwendbar,  weil  sie  sich  der  römischen  Gliederung  möglichst  genau 
anzupassen  hatte;  vgl.  S  239.  Doch  ergibt  schon  die  S  241  angegebene 
Aufzählung  der  zeugnissunßlhigen  Blutsfreunde  im  Fuero  real  2,8  1.  9  ge- 
nugsam, dass  es  sich  bei  jener  Zählung  wenigstens  nicht  um  einen  nur 
modernen  Sprachgebrauch  handelt.  Nicht  blos  der  Bruder,  sondern  auch 
der  Vetter  des  Vaters  wird  als  Tio  bezeichnet,  so  dass  er  gezählt  zweiter 
Oheim  sein  würde.  Bei  den  Neffen  greift  dann  die  Zählung  unmittelbar 
ein,  insofern  der  rechte  NefiFe  als  Primo  sobrino  bezeichnet  wird,  was  also 
noch  bestimmter  darauf  hinweist,  dass  der  dann  als  Sobrino  fijo  de  primo 
bezeichnete  als  zweiter  Neffe  zu  zählen  sein  würde. 

361.  Andererseits  aber  wird  die  Unwahrscheinlichkeit  des 
Zurückgehens  der  Verbindung  der  Verwandtschaftsbe- 
zeichnung mit  der  Zählung  auf  altgothischen  Brauch  zuzu- 
geben sein.  Fand  die  Annahme,  dass  die  Zählung  der  Vettern  als  Hermanos 
altgothisch  sei,  durch  die  Uebereinstimmung  mit  andern  germanischen 
Rechten  die  bestimmteste  Unterstützung,  so  trifft  das  hier  nicht  in  derselben 
Weise  zu.  Selbst  für  den  Brauch,  die  entfernteren  Verwandten  der  ersten 
oberen  und  unteren  ungleichen  Querlinie  gleichfalls  als  Oheime  und  Neffen 
zu  bezeichnen,  wüsste  ich  nichts  anzuführen,  als  die  französischen,  den 
zweiten  Oheim  und  Neffen  bezeichnenden  Ausdrücke  Oncle  und  Neveu  ä 
la  mode  de  Bretagne.  Aber  das  scheint  vereinzelter  Sprachgebrauch  zu  sein, 
der  sich  auch  selbstständig  entwickeln  mochte;  Und  insbesondere  handelt 
es  sich  da  um  keine  Zählung. 

Aber  auch  davon  abgesehen  ergeben  sich  Bedenken.  Nach  dem  S  238 
Bemerkten  dürften  bis  zur  Aufnahme  der  Ausdrücke  Tio  und  Sobrino  ein- 
fache entsprechende  Bezeichnungen  gefehlt  haben ;  man  wird  vom  Vaters- 
bruder und  Brudersohne  gesprochen  haben.  Nun  Hesse  sich  ja  immerhin 
annehmen,  dass  man  in  Weise  der  spätem  Zählung  auch  vom  zweiten  und 
dritten  Vaterbruder  sprach,  zumal  die  Bezeichnung  nach  Brüdern  des  Vaters 
den  Bezeichnungen  der  eigenen  Vetternlinie  entsprach.  Mehr  müsste  es 
auffallen,  wenn  man  nun  auch  in  der  Neffenlinie  von  zweiten  und  dritten 
Brudersöhnen  gesprochen  haben  sollte. 

Insbesondere  scheint  aber  ein  Umstand  gegen  die  Annahme  zu  spre- 
chen, dass  sich  die  Zählung  der  Oheime  und  Neffen  gleichzeitig  mit  der 
der  Vettern  und  von  derselben  Auffassung  aus  gestaltete.  Es  ergibt  sich 
hier  nämlich  die  sonderbare  Bezeichnungsweise,  dass  der  erste  Neffe  und 
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261]  der  erste  Oheim  dem  Erschlagenen  einen  einfachen  Grad  näher 
stehen,  als  der  erste  Bruder.  Dadurch  wird  die  Ztfhluilg  des  Vetters  als 
erster  Bruder  nur  noch  auffallender.  Ich  wusste  S  256  diesen  Umstand  nicht 
anders  zu  erklären,  als  durch  die  Annahme,  dass  die  Bezeichnung  als  Erste, 
Zweite  das  Vorhergehende  war,  und  dass  man  bei  den  Vettern  erst  nach- 
träglich von  ersten  Brüdern  sprach,  um  sie  von  andern  Ersten  zu  unter- 
scheiden. Das  setzt  voraus,  dass  noch  andere  Blutsfreunde  Erste  hiessen. 
Ist  nun  wirklich  von  ersten  Oheimen  und  Neffen  die  Rede,  so  liegt  es  doch 
nahe,  versuchsweise  davon  auszugehen,  es  handle  sich  auch  da  um  Z  u  - 
fUgung  der  Bezeichnungen  zu  schon  vorhandener  Zählung, 
es  sei  die  Zählung  das  Vorhergehende  gewesen,  und  der  Segundo  tio  heisse 
nicht  so,  weil  alle  in  der  obem  ungleichen  Linie  Stehenden  von  jeher  mit 
einem  dem  Tio  entsprechenden  Ausdruck  bezeichnet  wurden  und  sich  da- 
mit das  BedUrfniss  herausstellte,  sie  zu  zählen,  sondern  weil  er  von  jeher 
als  Segundo  galt  und  es  dann  nachträglich  üblich  wurde,  ihn  als  Segundo 
tio  zu  bezeichnen,  weil  er  in  der  Oheimlinie  stand ;  wie  es  wahrscheinlich 
schon  viel  früher  üblich  geworden  war,  den  in  der  Vettemlinie  stehenden 
Segundo  als  Segundo  hermano  zu  bezeichnen. 

Lässt  sich  bestimmter  erweisen,  dass  die  Zählung  sich  ursprünglich 
nicht  gerade  an  die  einzelne  verwandtschafdiche  Bezeichnung  anknüpfte, 
dass  man  sich  die  Sippe  nach  einem  gewissen  Gesichtspunkte  in  Erste  und 
Zweite  gegliedert  dachte,  gleichviel,  ob  es  sich  um  Oheime,  Vettern  oder 
Neffen  handelte,  so  findet  alles,  was  da  in  den  spätem  Bezeichnungen  auf- 
fallen muss,  seine  genügende  Erklärung.  Und  ist  dann  das  ganze  Gewicht 
auf  die  Zählung  zu  legen,  so  verliert  die  Frage,  ob  auch  die  Bezeichnung 
der  gezahlten  ungleichen  Seitenverwandten  als  Tios  und  Sobrinos  auf  go- 
thischen  Brauch  zurückgehe,  jede  Bedeutung ;  sich  überhaupt  weniger  be- 
merklich machend,  mag  sie  erst  üblich  geworden  sein,  nachdem  man  die 
einfachen  Ausdrücke  Tio  und  Sobrino  aufgenommen  hatte.  Denn  während 
sich  für  diese  Bezeichnungen  der  Gezählten  in  andern  germanischen  Rech- 
ten keine  Unterstützung  findet,  wird  dieselbe  für  die  Ausdehnung  der  Zäh- 
lung der  Vettern  selbst  auch  auf  die  ungleichen  Linien  nicht  fehlen. 

S62.  Je  bestimmter  eine  Annahme,  welche  auf  eine  Auffassung 
des  Oheim,  Vetter  und  Neffen  als  Blutsfreunde  gleicher 
Entfernung  führen  würde,  den  uns  geläufigen  Vorstellungen  wider- 
spricht, um  so  mehr  muss  es  sich  doch  empfehlen,  von  vornherein  darauf 
hinzuweisen,  dass  dieselbe  kaum  mehr  auffallen  kann,  wenn  zugegeben 
wird,  dass  nach  germanischer  Auffassung  die  Seitenverwandtschaft  wenig- 
stens bei  der  Vetternzählung  ohne  Beachtung  der  absteigenden  oder  ge- 
brochenen Linie  auf  der  Querlinie  gezählt  wurde.  Denn  bei  Anknüpfung 
an  die  Zählung  auf  der  Querlinie  ergibt  sich  vor  allem,  dass  bei 
dieser  der  Bruder  B2  ebenso  im  ersten  Gliede  von  A  steht,  wie  dessen 
Vater  oder  Sohn,  während  er  bei  Beachtung  der  von  Azxx  B  aufsteigenden 
und  von  diesem  zu  B2  absteigenden  Linie  erst  im  zweiten  Gliede  stehen 
würde. 


Ungleiche  Grade.  Spanien.  ^33 

Man  hätte  nun  von  dieser  Auffassung  aus  Vater,  Bruder  und 
S  o  h  n  als  die  Ersten  in  der  Sippe  von  A  betrachten  können,  wie  denn  auch 
die  später  zu  erörternde,  sich  der  hier  besprochenen  Auffassung  aufs  engste 
anschliessende  Zählung  nach  der  längsten  Linie  auf  solche  Zählung  wenig- 
stens zurUckdeutet,  und  ebenso  die  eigenthUmliche  Auffassung  der  däni- 
schen Erbenfolge,  wonach  Grosseltern,  Oheime  und  Neffen  vom  Erblasser 
nur  durch  eine  Person  getrennt  sind.  Es  konilte  aber  auch  naheliegen, 
A  mit  jenen  Personen  als  die  Einheit  zusammenzufassen,  von  der  ab  über- 
haupt erst  zu  zählen  ist.  Abgesehen  von  allem,  was  sich  dafür  geltend 
machen  lässt,  dass  die  Hausfamilie  im  weitern  Kreise  der  Sippe  eine  Einheit 
bildet,  von  der  ab  die  Magschaft  erst  beginnt,  dürfte  da  doch  in  allen  Fällen, 
wo  es  sich  um  die  Gliederung  der  Sippe  und  insbesondere  der  Seiten  Ver- 
wandtschaft handelt,  der  S  1 87  betonte  Umstand  zu  beachten  sein,  dass  nur 
für  zwei  Vollbrüder  die  Abgränzung  und  damit  die  Gliederung  der  Sippe 
dieselben  sind,  beide  gleichsam  gemeinsam  im  Mittelpunkte  der  Sippe  ste- 
hen, so  dass  die  Veranlassung  fehlt,  sie  in  die  Zählung  einzubeziehen. 

Dann  aber  sind  die  Ersten  in  der  Seitenverwandtschaft  alle  die- 
jenigen, welche  weiter  abstehen,  als  der  Bruder,  was  zunächst  den  Vetter 
C4  trifft,  aber  ebenso  auch  den  Oheim  Cß  und  den  Neffen  Bß,  und  weiter, 
wenn  man  diese  überhaupt  in  diese  Zählung  einbeziehen  würde,  auch  den 
Grossvater  und  den  Enkel.  Zweite  in  der  Freundschaft  würden  dann 
entsprechend  alle  die  sein,  welche  weiter  abstehen,  als  die  Ersten ;  also  ausser 
den  zweiten  Vettern  auch  die  auf  den  obern  und  untern  Querlinien  auf  die 
Ersten  folgenden  Personen,  bis  zum  Urgrossvater  und  Urenkel  hin. 

Es  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  sich  bei  Absehen  von  der  uns 
geläufigen  Anknüpfung  des  Verwandtschaftsbildes  an  die  absteigenden  Zeu- 
gungslinien bei  solcher  Gliederung  das  einer  unmittelbaren  Auffassung  der 
Verhältnisse  der  Entfernung  besonders  nahe  liegende  Bild  sich  erwei- 
ternderKreise  ergibt,  sobald  wir  berücksichti- 
gen, dass  die  Seitenverwandtschaft  sich  nach  ver- 
schiedenen Seiten  hin  ausdehnt.  Vergegenwärtigen 
wir  uns  das  im  Anschluss  an  die  $  260  gewählten 
Bezeichnungen,  so  kann,  wie  schon  gesagt,  die  Aus- 
gangsperson A  selbst  als  Mittelpunkt  aller  Kreise 
gefasst,  oder  aber  der  engste  Kreis  der  Hausfamilie 
als  Ausgang  betrachtet  werden,  wonach  dann  alle 
im  Kreise  C  Stehenden  die  Ersten,  die  im  nächst- 
folgenden Kreise  die  Zweiten  in  der  Sippe  sein  würden.  Und  spätere 
Erörterungen  werden  uns  mehrfach  auf  diese  naheliegende  Auffassung 
zurückführen. 

Die  gerade  aufsteigende  und  absteigende  Linie  wird  freilich  so  viel- 
fach abweichend  behandelt,  dass  ich  kein  Gewicht  darauf  legen  möchte, 
dass  die  Ausdrücke  Bisabuelo  und  Nieto  segundo  mit  dieser  Zählung  zU' 
sammenfallen,  die  sich  ja  ohnehin  genügend  erklären,  vgl.  $  239.  Werden 
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262]  aber  bei  der  Seitenzählung  in  der  Regel  aus  nächstliegenden  Gründen 
nur  noch  die  nächstvorhergehende  und  nächstfolgende  Generation  beachtet, 
so  werden  wir  doch  auf  einzelne  Haltpunkte  treffen,  wonach  die  Zählung 
sich  auch  wohl  noch  auf  Personen  weiterer  Querlinien  ausdehnte,  insbe- 
sondere auch  Grosseltem  und  Enkel  den  Ersten  in  der  Freundschaft  zu- 
gezählt werden. 

Mit  dieser  Auffassung  könnte  dann  auch  die  schwankendeBe- 
deutung  der  Ausdrücke  Vetter  und  Neffe  zusammenhängen; 
vgl.  Deecke  deutsche  Verwandtschaftsnamen  197  ff.,  Delbrück  Indogerm. 
Verwandtschaftsn.  1 1 5  ff.  Ist  Vetter,  wie  vielfach  noch  im  jetzigen  volks- 
thümlichen  Sprachgebrauche,  ursprünglich  zunächst  der  Vatersbruder,  so 
bezeichnet  der  Ausdruck  auch  in  der  jetzt  Üblichen  Weise  den  Sohn  der 
Elterngeschwister,  weiter  aber  auch  den  Brudersohn,  den  Neffen.  Kommt 
für  den  Ausdruck  Neffe  ausser  der  uns  geläufigen  Verwendung  zunächst 
der  nach  jener  Auffassung  in  gleicher  Entfernung  stehende  Enkel  in  Be- 
tracht, so  wird  er  zuweilen  auch  für  den  Vetter  und  selbst  für  den  Oheim 
gebraucht.  Beide  Ausdrücke  treffen  demnach  nahezu  auf  alle  Personen, 
welche  als  Erste  in  der  Sippe  zusammenzufassen  sein  würden,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  dass  sie  verschiedenen  Querlinien,  verschiedenen  Generationen 
angehören.  Das  könnte  sich  doch  leichter  erklären  bei  der  Annahme,  dass 
alle  diese  Personen  ohnehin  als  nach  einem  bestimmten  Gesichtspunkte 
gleich  entfernte  Blutsfreunde  betrachtet  wurden. 

263.  Scheint  mir  nun  nach  dem  Gesagten  wenigstens  von  vornher- 
ein nichts  der  Annahme  im  Wege  zu  stehen,  dass,  wenn  nach  der  Seite 
hin  gezählt  wurde,  Personen,  welche  auf  der  gebrochenen  Linie  in  ver- 
schiedener Entfernung  von  der  Ausgangsperson  standen,  doch  als  gleich- 
stehend behandelt  wurden,  so  wird  es  sich  freilich  noch  um  bestimmtere 
Belege  für  die  Gleichstellung  von  Oheimen  und  Neffen  mit 
den  Vettern  handeln,  da  für  das  Zutreffen  der  Annahme  bisher  nichts 
geltend  gemacht  wurde,  als  der  Umstand,  dass  ohne  sie  die  Bezeichnungen 
der  gezählten  Personen  kaum  erklärlich  sein  würden.  Solche  Belege  wer- 
den uns  Angaben  bieten  können,  in  welchen  nur  von  Primos  oder  Segundos 
schlechtweg  die  Rede  ist,  während  sich  doch  ergibt,  dass  darunter  nicht 
blos  die  bezüglichen  Vettern,  sondern  insbesondere  auch  die  ersten  oder 
zweiten  Oheime  und  Neffen  mitzuverstehen  sind. 

Dass  der  Primo  im  engern  Sinne  nur  der  erste  Vetter  ist,  ergeben 
die  S  240  angeführten  Stellen  genugsam;  wir  bestimmten  seine  Stellung 
gerade  danach,  dass  er  auf  den  Sobrino,  der  nach  der  jetzigen  Annahme 
gleichfalls  Primo  sein  würde,  erst  folgt.  Es  handelte  sich  aber  dort  vorzugs- 
weise um  Erbenfolge,  für  welche,  worauf  wir  zurückkommen,  die  Vettern- 
zählung ganz  unverwendbar  ist,  bei  welcher  es  sich,  von  besonderen  Ge- 
sichtspunkten abgesehen,  immer  nur  um  unmittelbare  oder  mittelbare  Be- 
achtung des  Abstandes  vom  Erblasser  zum  Erben  auf  der  gebrochenen  Linie 
handeln  kann,  weil  da  der  nähere  Blutsfreund  den  entfernteren  ausschliessen 
soll.    Dagegen  finden  wir  vorzugsweise  Verwendung  der  Vettern- 
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z2{hlungbeiBestinnnnungvonGrän:zen  fürRechte  und  Pflich- 
ten derBlutsfreundschaft,  sei  es,  dass  diese,  wie  Verpflichtung  zur 
Eideshilfe  und  Fehde,  alle  Blutsfreunde  bis  zu  einer  gewissen  Gränze  hin 
gleichmässig  treffen  soll,  sei  es,  dass  sich  dabei,  wie  bei  der  Vertheilung 
der  zu  zahlenden  oder  zu  empfangenden  Todtschlagsühne,  Abstufungen 
zeigen,  wonach  Recht  und  Verpflichtung  sich  über  gewisse  Grenzen  hinaus 
mindern  sollen.  Halten  wir  uns  an  solche  Angaben,  so  ergibt  sich  mehr- 
fach, dass  die  GrMnze  zunächst  lediglich  nach  der  Zählung  der  Vettern  be- 
stimmt wurde,  welche  zur  Bezeichnung  einer  Endgränze  nach  unserer  An- 
nahme ja  besonders  geeignet  sein  mussten,  da  sie  nach  einfachen  Graden 
die  entferntesten  Verwandten  der  bezüglichen  Klasse  waren;  dass  dann  aber 
die  nächstvorhergehenden  ungleichen  Grade  mit  ihnen  in  der  Zählung  zu- 
sammengefassst  sein  müssen. 

264.  Von  solchen  Bestimmungen,  welche  eine  Abgränzung  inner- 
halb der  Verwandtschaft  ergeben,  wurde  schon  S  241  aus  dem  Fuero  real 
2,8  1.  9  die  mitgetheilt,  welche  dieUnfähigkeitzumZeugnisse  für 
den  Bluts  freund  betrifft.  Hier  ist  allerdings  nicht  im  allgemeinen  die 
Klasse  von  Verwandten  angegeben,  welche  das  noch  treffen  soll,  sondern 
es  werden  alle  einzeln  aufgefühn.  Uebertragen  wir  aber  die  Verwandt- 
schaftsbezeichnungen auf  die  Uebersicht  §  260,  so  ergibt  sich,  dass  zwar 
die  Grosseltern  und  deren  Querlinie  nicht  mehr  berücksichtigt  sind;  dass 
aber  von  den  Eltern  und  deren  Querlinie  abwärts  zweifellos  alle  Freunde 
aufgezählt  werden  sollten,  welche  das  treffen  konnte,  da  von  den  als  Erste 
und  Zweite  bezeichneten  Personen  keine  unerwähnt  bleibt,  wenn  wir  vor- 
läufig von  dem  anscheinend  nicht  genannten  Bruderenkel  B4  absehen. 
Dass  für  die  Aufeählung  weniger  das  thatsächliche  Bedürfniss,  als  ein  be- 
stimmter Gesichtspunkt,  nach  dem  man  solche  Abgränzungen  zu  regeln 
pflegte,  massgebend  war,  ergibt  insbesondere  die  Mitaufführung  des  Visnieto. 
Thatsächlich  konnte  Ja  der  Fall,  dass  ein  eidesmündiger  Urenkel  den  kla- 
genden Urgrossvater  mit  seinem  Zeugnisse  unterstützen  sollte,  nicht  wohl 
vorkommen ;  ist  er  dennoch  berücksichtigt,  so  kann  der  Grund  nur  der 
sein,  dass  man  alle  innerhalb  eine  gewisse  Gränze  fallenden  Personen  nen- 
nen wollte. 

Suchen  wir  uns  nun  den  für  die  Abgränzung  massgebenden  Gesichts- 
punkt zu  vergegenwärtigen,  so  ergibt  sich,  dass  von  den  Aufgezählten  die 
Segundos  cohermanos  D6  nicht  blos  nach  der  Seitenzählung,  sondern  auch 
nach  einfachen  Graden  am  weitesten  vom  Kläger  abstehen.  Dass  aber  nicht 
jede  auf  der  gebrochenen  Linie  gezählte  gleiche  Entfernung  vom  Kläger 
zeugnissunfähig  machen  sollte,  ergibt  die  Nichterwähnung  des  C6,  des 
Enkel  des  ersten  Vetter,  der  denn  auch  nach  unserer  vorhin  ausgesproche- 
nen Vermuthung  über  die  für  die  Seitenzählung  massgebende  Auffassung 
nicht  mehr,  wie  D6,  zu  den  Segundos,  sondern  zu  den  Terceros  gehören 
würde.  Es  ergibt  sich  vielmehr,  dass  keine  der  noch  als  unfähig  bezeich- 
neten Personen  die  Gränze  überschreitet,  welche  unter  Zugrundelegung 
der  von  uns  vermutheten  Gliederung  durch  den  zweiten  Vetter  D6  be- 
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364]  zeichnet  ist ;  wir  finden  den  zweiten  Oheim  Dß,  den  zweiten  Neffen 
Cß,  den  zweiten  Enkel  Aß  noch  ausdrücklich  genannt. 

Die  Reihe  würde  also  vollständig  sein,  wenn  auch^^^  der  Sohn  des 
ersten  Neffen,  genannt  wäre.  Es  ist  schwer  denkbar,  dass  dieser  bei  einer 
so  sichtlich  Vollständigkeit  beabsichtigenden  Aufzählung  nicht  berücksich- 
tigt sein  sollte,  da  jeder  Gesichtspunkt  fehlt,  welcher  dafür  massgebend  ge- 
dacht werden  könnte,  dass  er  anders  behandelt  sein  sollte,  als  die  übrigen 
Verwandten  in  entsprechender  Stellung,  zumal  auch  der  zweite  Enkel  Aß 
ausdrücklich  genannt  ist.  Ich  denke  denn  auch,  dass  er  nicht  unberück- 
sichtigt geblieben  ist.  Ausdrücklich  genannt  werden  Sobrinos,  fijos  de  pri- 
mos.  Das  trifft  also  jedenfalls  den  zweiten  Neffen  C^  als  Sohn  des  C4,  des 
Primo  im  engern  Sinne  des  Wones.  Es  würde  aber  ebenso  noch  B4  als 
Sohn  des  ersten  Neffen  Bß  treffen,  wenn  unsere  Annahme  begründet  ist, 
dass  auch  der  erste  Neffe  zu  den  Primos  im  weitern  Sinne  des  Wortes  ge- 
höne.  Und  einen  ersten  Beleg  dafür  möchte  ich  eben  in  der  andernfalls 
sich  ergebenden  UnvoUständigkeit  der  Aufzählung  sehen.  Wird  das  aber 
zugegeben,  so  sehen  wir  uns  auch  aufs  bestimmteste  darauf  hingewiesen, 
dass  hier  die  Gränze  rechtswirksamer  Ver\^'andtschaft  nicht  nach  der  Ent- 
fernung vom  Kläger  auf  den  durch  Zeugungen  verbundenen  gebrochenen 
Linien,  sondern  nach  einer  Seitenzählung  bestimmt  ist,  für  welche  die  von 
uns  vertretene  Annahme  massgebend  sein  musste;  dass  sie  nur  noch  die 
umfasste,  welche  nach  derselben  Segundos  im  weitern  Sinne  des  Wones 
sein  würden. 

Nun  gebe  ich  bereitwilligst  zu,  dass  da  die  Beweisführung  eine  zu 
gekünstelte  ist,  dass  sie  das  Ergebniss  zuwenig  unmittelbar  erkennen  lässL 
als  dass  dem  Falle  an  und  für  sich  grössere  Bedeutung  für  die  Begründung 
unserer  Annahme  zukommen  könnte.  Aber  ich  betonte  ihn  desshalb,  weil 
er,  wie  ich  denke,  solche  Bedeutung  durch  spätere  Erörterungen  gewinnen 
wird ;  weil  wir  für  denselben  Fall  der  Zeugnissunfähigkeit  nicht  blos  bei 
andern  Stämmen,  sondern  auch  auf  Grundlage  einer  wesentlich  andern 
Zählung  und  Auffassung  die  Gränze  genau  ebenso  gezogen  finden  werden: 
weil  etwa,  wenn  nach  friesischem  Recht  noch  der  Drinknieling  2seugnis$- 
unfähig  sein  soll,  das  genau  dieselben  Personen  trifft,  welche  nach  unserer 
Annahme  zu  den  Segundos  im  weitern  Sinne  gehören  würden. 

Ich  würde  überhaupt  die  sich  aus  meinen  Annahmen  ergebende 
Gliederung  der  Sippe  nicht  so  vorbehaltlos  vertreten  mögen,  wenn  nicht 
volle  Uebereinstimmung  mit  der  Zählung  nach  der  längsten 
Linie  hinzukäme,  wenn  uns  nicht  die  spätere  Erörterung  über  diese  von 
andern  Ausgangspunkten  aus  und  auf  anderen  Wegen  zu  durchaus  ent- 
sprechendem Ergebnisse  führen  und  damit  eine  sehr  gewichtige  Bürgschaft 
für  die  Richtigkeit  der  Beweisführung  bieten  würde.  Wird  sich  danach 
etwa  ergeben,  dass  jeder  Drittknieling  ist,  bei  dem  die  von  irgendwelchem 
gemeinsamen  Stammvater  gezählte  längste  Linie,  mag  sie  auf  seine  Seite, 
oder  auf  die  der  Ausgangsperson  fallen,  auf  das  dritte  Knie  trifft,  so  erfolgt 
hier  die  um  eine  Einheit  zurückbleibende  und  zunächst  die  gleiche  Seiten- 
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linie  ins  Auge  fassende  Zählung  zweifellos  von  anderem  Gesichtspunkte. 
Aber  das  Ergebniss  ist  dasselbe.  Ein  Blick  auf  die  Tafel  S  260  genügt,  um 
zu  zeigen,  dasss  nach  unserer  Annahme  alle  diejenigen  Segundos  sein  wür- 
den, welche  im  dritten  Gliede  vom  Erblasser  stehen,  wenn  man  die  Glieder 
der  bezüglichen  Querlinie  dem  oder  den  Gliedern  zuzählt,  um  welche  auf 
der  geraden  Linie  die  Querlinie  von  der  Ausgangsperson  absteht.  D6  würde 
Segundo  sein  wegen  des  Verhältnisses  3  -+  o ;  D4  aber  oder  B4  wegen  des 
Verhältnisses  i  -f  2.  Gezählt  ist  natürlich  in  dieser  Weise  nicht,  da  sonst 
auch  die  Zählung  übereinstimmen  müsste.  Aber  es  ist  doch,  worauf  wir 
zurückkommen,  gewiss  nicht  blosser  Zufall,  wenn  uns  zwei  von  ganz  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  ausgehende  Zählungen  auf  eine  genau  über- 
einstimmende Gruppirung  der  Sippe  führen. 

265.  Aber  auch  in  den  spanischen  Rechtsquellen  fehlt  es  nicht  an 
andern  Belegen,  aus  welchen  sich  die  angenommene  Gliederung  der  Sippe 
unmittelbarer  zu  ergeben  scheint.  So  bei  Bestimmungen  über  die  Aus- 
dehnung des  Fehderechts.  Nach  dem  Fuero  viejo  1,5  S  4  darf  Fehde 
erhoben  werden  für  Verletzung  eines  Blutsfreundes /ä^/ä  en  segundo  cor- 
mano;  die  Nennung  des  zweiten  Vetter  genügt  also,  um  die  Gränze  so 
genau  zu  bestimmen,  dass  ihr  Zutreffen  auch  für  die  Personen  der  unglei- 
chen Grade  nicht  zweifelhaft  war.  Nachdem  dann  König  Peter  1 344  das 
Fehderecht  wesentlich  abgeschafft  hatte,  stellte  er  dasselbe  auf  Bitten  der 
Hidalgos  vier  Jahre  später  im  Ordenamiento  de  Alcala  c.  29  innerhalb  einer 
Gränze  wieder  her,  die  sichtlich  dieselbe  ist,  wie  die  im  Fuero  viejo  ange- 
gebene. Die  Fehdeerklärung,  das  Desafiamiento,  ist  insbesondere  gestattet 
wegen  Todtschlags  des  Vaters  und  der  übrigen  Freunde  der  geraden  Linie 
bis  zum  Visabuelo  und  Visnieto ;  dann :  d  por  tnuerte  de  hermano  ö  de  her- 
mana,  ö  de  tio  ö  de  iia,  ö  de  primo  ö  de  prima  hermano  ö  hermana  de  su 
padre  ö  de  su  madre,  d  de  primo  d  de  segundo  del  que  desafia.  Auch  hier 
ist  sichtlich  eine  vollständige  Aufzählung  beabsichtigt,  bei  der  die  ausdrück- 
liche Nennung  des  Segundo,  dann  des  zweiten  Grossvater  und  Enkel  auf 
dieselbe  Gränze  deuten,  wie  wir  sie  bezüglich  der  Zeugnissunfähigkeil  ge- 
zogen fanden.  Der  erste  Tio,  dann  der  als  Primo  hermano  oder  Vetter  der 
Eltern  bezeichnete  zweite  Tio  sind  ausdrücklich  berücksichtigt.  Dagegen 
bleiben  alle  Sobrinos  unerwähnt.  Es  würde  sich  also  ergeben,  dass  wohl 
die  Ermordung  eines  zweiten  Vetter,  nicht  aber  die  eines  rechten  Neffen 
zur  Fehde  berechtigte,  wenn  wir  nicht  anzunehmen  hätten,  dass  unter  dem 
schlechtweg  als  Primo  Bezeichneten  auch  der  erste  Neffe,  unter  dem  Se- 
gundo der  zweite  Neffe  und  der  Sohn  des  ersten  Neffen  mitzu verstehen  seien. 

266.  In  solchen  Fällen,  bei  welchen  nur  eine  Gränze  ohne  weitere 
Abstufung  des  Rechts  innerhalb  derselben  zu  bezeichnen  ist,  würde  sich 
gegen  unsere  Folgerung  nun  etwa  noch  einwenden  lassen,  dass  da  eine 
alle  Personen  treffende  Aufzählung  nicht  gerade  nöthig  war,  dass  man  es 
als  selbstverständlich  betrachten  konnte,  dass  das,  was  noch  für  den  zweiten 
Vetter  ausdrücklich  ausgesprochen  war,  auch  für  die  näherverwandten  ersten 
und  zweiten  Neffen  zu  gelten  habe.  Wo  es  sich  aber  um  Abstufungen  des 
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266]  Rechts  innerhalb  der  Gränze  handelt,  da  kann  das  nicht  massgebend 
werden.  Sind  diese  Abstufungen  nur  nach  den  gleichen  Graden  bestimmt, 
so  muss  sich  danach  auch  der  Antheil  der  ungleichen  bemessen  lassen,  es 
muss  feststehen,  welchem  der  gleichen  Grade  diese  für  den  bestimmten 
Zweck  als  gleichgestellt  betrachtet  werden.  Bei  andern  Stämmen  gewähren 
uns  die  Angaben  über  Vertheilung  der  Todtschlagsühne  unter 
die  Freunde  des  Erschlagenen  oder  auch  unter  die  beitragspflichtigen  Freunde 
des  Thaters  vielfach  den  sichersten  Halt  für  die  Auffassung  der  Gliederung 
der  Sippe.  Sind  wir  da  in  Spanien  auf  ziemlich  dürftige  Angaben  hinge- 
wiesen, so  scheinen  mir  diese  doch  auszureichen  als  Beleg  dafür,  dass  diese 
Gliederung  unserer  Annahme  entsprochen  haben  muss.  Sie  bestimmter 
ins  Auge  zu  fassen  wird  sich  auch  desshalb  empfehlen,  weil  sie  vielfach 
besonders  deutlich  erkennen  lassen,  wie  altgermanische  Rechtseinrichtungen, 
welche  in  der  Lex  Wisigothorum  weder  erwähnt  werden,  noch  mit  den 
Bestimmungen  derselben  irgendwie  vereinbar  sind,  sich  dennoch  in  Spa- 
nien erhalten  haben. 

Ist  nach  der  Lex  Wisigothorum  der  Todtschlag,  wenn  er  nicht  irgend- 
wie entschuldigt  wird,  mit  dem  Tode  zu  strafen,  vgl.  Dahn  Wesigoth.  Stu- 
dien 228,  so  hat  das  spätere  spanische  Recht  daran  nicht  festgehalten.  Als 
1348  im  Orden,  de  Alcala  22  1.  2  für  unentschuldigten  Todtschlag  allge- 
mein wieder  die  Todesstrafe  ausgesprochen  wurde,  heisst  es  ausdrücklich, 
ddss  es  bis  dahin  an  vielen  Orten  bezüglich  des  Todtschlägers  nur  Recht 
gewesen  sei :  que  le  den  por  enemigo  de  los  parientes  e  peche  el  omecillo, 
i  que  non  aya  pena  de  muerte.  Die  beiden  hier  unter  ausdrücklichem  Aus- 
schluss der  Todesstrafe  ausgesprochenen  Folgen,  Friedlosigkeit  gegenüber 
den  Blutsfreunden  und  Zahlung  des  Homicillo  oder  Homicidio,  der  Tod- 
schlagbusse oder  des  Wehrgeldes  von  dreihundert  Solidi,  finden  sich  so 
häufig  erwähnt,  dass  sie  zweifellos  früher  allgemein  Rechtens  waren. 

Dabei  erscheint  das  W  e  h  r  g  e  1  d  nicht  als  eine  Zahlung,  durch  welche 
die  Fehde  beseitigt  wird,  sondern  als  eine  Strafsumme,  welche  jedenfalls 
gezahlt  werden  soll  und  dann,  wie  insbesondere  im  longobardischen,  aber 
doch  auch  in  scandinavischen  Rechten,  zwischen  dem  Verletzten  und  dem 
Könige  zu  theilen  ist.  So  heisst  es  überaus  häufig  bei  Todtschlag  und  an- 
dern schweren  Missethaten :  ^^^/^/  ccc,  solidos,  medios  ad  palacium  et  me- 
dios  ad  suos  parenies ;  et  exeat  inimicus  oder  homicida  ;  wohl  mit  dem  Zu- 
sätze :  et  non  recipiatur  amplius  in  villa  nee  in  suo  termino  sine  voluntatc 
parentum  propinquorum  occisi.  Es  stimmt  dazu,  dass  wohl  Fälle  des  Todi- 
schlags  erwähnt  werden,  vgl.  Fuero  viejo  2,  i  S  3  ff.,  bei  welchen  das  Homi- 
cillo zu  zahlen  ist,  der  Thäter  aber  nicht  überdies  Enemigo  der  Blutsfireunde 
sein  soll.  Es  wäre  danach  anzunehmen,  dass  auch  dann,  wenn  das  Homi- 
cillo vom  Thäter  gezahlt  oder  aus  dem  Vermögen  des  Flüchtigen  berichtigt 
wurde,  wie  letzteres  etwa  in  Uplandslagen  Manh.  b.  c.  10  vorgesehen  ist, 
der  Friede  von  den  Blutsfreunden,  wenn  diese  wollten,  noch  durch  beson- 
dere Zahlungen  zu  erwirken  war,  wofür  sich  auch  in  nordischen  Rechten 
Anknüpfung  ergeben  würde.  Da  der  Thäter  durch  Zahlung  des  Wehrgeldes 
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ohne  die  Sühne  der  Blutsfreunde  keine  Sicherung  gewann,  so  mag  sich 
die  Auffassung  festgestellt  haben,  dass  jene  überhaupt  die  Sühne  zur  Vor- 
aussetzung habe.  So  bestimmt  das  Fuero  von  Escalona  von  1 130,  Munoz 
Fueros  1,487,  dass  Frau  und  Kinder  des  flüchtigen  Todtschlagers  unan- 
gefochten verbleiben  mögen:  usque perveniat  ad  amorem  parenium  eins; 
postquam  ad  amorem  eorum  pervenerit^  homicidium  pectet  et  ad  domum 
suatn  revertat  et  vivat. 

Nach  andern  Angaben  aber,  wozu  die  von  uns  zunächst  zu  beachten- 
den gehören,  erscheint  das  Homicillo  alsTodtschlagsühngeld,  als 
der  Betrag,  welcher  zu  zahlen  ist,  wenn  die  Freunde  statt  der  Fehde  PVie- 
den  gewähren  wollen.  Solche  Wahl  wird  auch  sonst  erwähnt.  So  steht 
es  etwa  nach  dem  Fuero  viejo  1,5  S  15  in  der  Wahl  des  Cavallero,  der  von 
einem  andern  verwundet  wird,  ob  er  fünfhundert  Solidi  nehmen  oder  den 
Gegner  befehden  und  eventuell  erschlagen  will.  Doch  ist  auch  wohl  aus- 
gesprochen, dass  nach  bestimmter  Zeit  die  Verwandten  Frieden  gewähren 
müssen.  So  im  Fuero  von  Estella,  Yanguas  Diccionario  1,458:  Qui  ho- 
micidium fecity  annum  et  diem  unum  debet  fuger e,  quia  infra  annum  et 
diem  unum  parentes  mortui  numquam  capient  directum ,  si  ipsi  nolunt; 
sed  prius  quam  (postquam  ?)  annus  unus  et  dies  unus  transacti  erunt.  dcbcnt 
per  forum  directum  accipere;  et  est  directum  tale,  scilicet  iuram  darc  vel 
homicidium  facere ,  quodlihet  istorum  duorum  parentihus  mortui  melius 
placebity  qui  directum  debent  accipere.  Handelt  es  sich  hier  bei  dem  zur 
Wahl  Gestellten  einerseits  um  Zahlung  des  Homicillo,  so  dürfte  bei  der 
Jura  an  Abschwörung  der  Stadt  auf  bestimmte  Zeit  oder  für  immer  zu 
denken  sein.  Dann  würde  die  Bestimmung  genau  der  des  Jütischen  Low 
I  c.  22  entsprechen,  wonach  der  Friedlose,  wenn  die  Gegner  keine  Busse 
von  ihm  nehmen  wollen,  nach  Jahr  und  Tag  aus  dem  Lande  gehen  soll. 
Ein  Zwang  zur  Sühne  nach  bestimmter  Zeit  wird  auch  sonst  wohl  erwähnt. 
So  sollen  noch  im  vierzehnten  Jahrhundene  zu  Kampen,  vgl.  Overysselsche 
Stadregten  1,59,  die  Freunde  während  der  ersten  fünf  Jahre  nicht  zur  Sühne 
genOthigt  werden,  während,  wenn  der  Todtschläger  ein  Auswärtiger  ist, 
ein  Zwang  zur  Sühne  überhaupt  nicht  eintritt. 

267.  Sehen  wir  von  der  angedeuteten  und  andern  hier  eingreifenden 
Fragen  ab,  beschränken  wir  uns  auf  die  für  unsern  Zweck  zu  beachtende 
nach  ßetheiligung  der  Sippe  an  Empfang  und  Zahlung  der 
bezüglichen  Beträge,  so  ist  jenen  Bestimmungen  über  die  Theilung  des 
Wehrgeldes  nichts  zu  entnehmen ;  die  Hälfte  kommt  an  die  Parentes  oder 
Parentes  proximi,  ohne  dass  ersichtlich  wäre,  wer  darunter  zu  verstehen, 
ob  ausser  den  Erben  auch  noch  andere  Verwandte  betheiligt  sind.  Nähere 
Angaben  finden  sich,  so  weit  ich  sehe,  nur  in  einigen  in  ihrer  Fassung  eng 
zusammenhängenden  Cosiumes  einiger  portugiesischer  Orte,  welche  sämmt- 
lich  in  der  Beira  alta  in  der  Riba  da  Coa  han  an  der  Gränze  von  Leon 
liegen. 

Wie  sich  in  andern  germanischen  Rechten  dieTheilnahme  an 
der  Zahlung  früher  verloren  hat,  als  die  am  Empfange,  so  scheint  jene 
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367]  auch  hier,  vgl.  Portugalliae  Monum.  Leg.  1,785.831,  ausgeschlossen 
zu  sein,  wenn  es  heisst :  Toius  homo,  quifilio  aut  sobrino  habuerit,  ei  ad 
alium  hominemmatarety  non  pectent  pro  tllo  suo  aver  suos  parentes,  nee  suo 
pater.  Entsprechend  war  schon  L.  Wisig.  6,  i  1.  8  ausgesprochen,  dass  die 
Folgen  jeder  Missethat  nur  den  Thäter  selbst  treffen  sollen,  selbst  die  näch- 
sten Blutsfreunde  desselben  dafür  nicht  in  Anspruch  genommen  werden 
dürfen.  Zusammenhang  wird  da  freilich  nicht  bestehen.  Wird  das  noch 
in  Ortsrechten,  die  um  das  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  aufgezeichnet 
sind,  ausdrücklich  betont,  so  lässt  daswoiil  darauf  schliessen,  dass  die  Auf- 
fassung, auch  die  ßlutsfreunde  des  Thäters  hatten  mit  ihrem  Vermögen 
einzustehen,  sich  in  Spanien  noch  lange  gehalten  hat  und  selbst  damals 
noch  nicht  so  vollständig  überwunden  war,  dass  eine  ausdrückliche  Be- 
stimmung hatte  überflüssig  erscheinen  müssen. 

Dagegen  linden  sich  nun  hier  noch  genauere  Angaben  über  The il- 
nahme  an  der  Fehde  und  Empfang  des  Sühngeldes,  darüber, 
in  welcher  Ausdehnung  die  Blutsfreunde  zur  Theilnahme  an  der  Fehde 
verpflichtet  sind  und  wie,  wenn  man  sich  statt  der  Fehde  zum  CoUigere, 
Coger,  des  Homicillo  versteht,  dieses  zu  venheilen  isL  Zunächst  heisst  es 
in  den  Costumes  von  Castello-Bom  und  wesentlich  übereinstimmend  in 
denen  von  Castello-Rodrigo  und  Castello-Melhor,  Ponug.  Mon.  L.  i  ,777.86 1 . 
go7 :  Totos  los  parentes^  qui  inimico  segudaren,  seguden  parentes  de  ambas 
partes,  secundos  et  terceros  et  quartos ;  et  si  non  fueren  parentes  de  una 
parte  en  la  terra,  seguden  lolos  alios parentes ;  ei  si  omicilio  coieren,  tome 
pater  aut  mater  la  medietate,  ei  alios  parentes  la  medietate ;  ei  si  non  ha- 
buerit  pater  aut  mater ^  suos  fratres  tomen  la  medietate;  et  si  non  habuerä 
fratres  aut  sorores,  los  primos  tomen  la  medietate,  et  secundos  et  terceros 
et  quartos  alia  medietate  ;  (et  todo  omne,  que  dixier:  non  esto  parente,  va- 
dant fiele s  a  la  terra  unde  fur^  et  exquirant,  quomodo  afflarent,  dicant  lo;) 
et  qui  non  viniere  a  desafidiar  6  a  segudar  ö  a  corral,  sano  sedendo  0  in 
la  terra,  non  tome  de  ome^ilio  parte,  Ist  in  den  Costumes  von  Alfaiates, 
vgl.  Port.  Mon.  L.  1,823.837,  an  entsprechender  Stelle  das  Eingeklammerte 
zugesetzt,  so  fehlen  da  die  Angaben  über  die  Vertheilung,  während  diese 
dann  später  selbstständig  gegeben  werden,  aber  in  angegebener  Weise  zu 
ergänzen  sein  dürften :  Ad  toto  homine,  quimatarem  suo  patriautsua  mater 
aut  suos  ermannos,  tome  medietate  de  omecidio  aut  padre  vel  matri  cum 
suos  fratres  del  morto;  et  patri  vel  matri  cwn  non  habuerit,  toment  suos 
fratres  la  medietate ;  [et  si  fratres  non  habuerit,  toment  suos  primos  aut 
tios  la  medietate,']  et  si  primos,  nee  fratres,  nee  sorores,  nee  tios  non  ha- 
buerit, toment  los  parientes  de  la  una  parte  \medietatcm\,  e  los  alteros  pa- 
rientes  de  la  altera  parte  el  altera  medietate  ;  et  si  patri  vel  matri  aut  fra- 
tres aut  sorores  aut  primos  aut  tios  de  patri  \vel  matri?]  tomarent  medie- 
tatem^  los  alteros  parientes  de  ambas  partes partam  per  medietatem,  los  unos 
sua  medietate,  e  los  alteros  sua  medietate, 

268.  Bei  einem  Vergleiche  mit  den  Bestimmungen  ande- 
rergermanischerRechte  kann  es  keinen  Augenblick  zweifelhah  sein. 
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dass  es  sich  bei  jenen  Angaben  um  althergebrachtes  germanisches  Recht 
handelt.  Und  dann  auch  gewiss  um  gothisches  Recht.  Könnte  in  der  be- 
züglichen Gegend  an  und  für  sich  auch  an  Nachwirkung  suevischen  Rechts 
gedacht  werden,  so  habe  ich  bereits  S  139  darauf  hingewiesen,  dass  es  für 
die  Annahme  solcher  Nachwirkung  in  Spanien  überhaupt  an  Haltpunkten 
zu  fehlen  scheint. 

Stimmen  die  Angaben  nicht  gerade  vollständig  mit  denen  eines  ein- 
zelnen andern  Rechtes  überein,  so  zeigt  sich  bald  hier,  bald  da  engster  An- 
schluss.  Die  Einbeziehung  der  Quanos  ergibt  eine  auffallend  weite  Aus- 
dehnung rechiswirksamer  Verwandtschaft,  wie  denn  auch  der 
Fall  vorgesehen  ist,  dass  das  Zutreffen  derselben  in  Abrede  gestellt  wird. 
Aber  wir  wiesen  schon  S  248  darauf  hin,  dass  sich  dieselbe  Ausdehnung 
in  Island  findet,  wo  denn  auch  insbesondere  die  Wehrgeldstafel  als  Letzt- 
betheiligte  die  den  Quanos  entsprechenden  Dritterbrüderkinder  nennt ;  vgl. 
Maurer  Isl.  339. 

Dass  der  Gesammtbetrag  des  Homicillo  in  zwei  Hauptbeträge  zerfüUt, 
welche  wir  als  Erbensühne  und  Geschlechtssühne  bezeichnen 
können,  entspricht  durchweg  den  uns  bekannten  Angaben  anderer  germa- 
nischer Rechte.  Besonders  auffallende  Uebereinstimmung  ergibt  da  zunächst 
das  frUnkische  Recht.  Schon  nach  der  L.  Salica,  vgl.  Brunner  Sippe  3 1  ff., 
ist  gleichfalls  die  eine  Hälfte  Erbensühne,  während  die  andere  Hälfte  als 
Geschlechtssühne  zwischen  Vatermagen  und  Muttermagen  gleich  getheilt 
wird.  Die  Hälftung  zwischen  beide  Elternseitcn  tindet  sich 
auch  im  dänischen  und  friesischen  Rechte.  Dagegen  wird  in  diesen  sich 
vielfach  näher  verwandt  erweisenden  Rechten  der  Gesammtbetrag  nicht 
gehälftet,  sondern  gedrittelt,  und  zwar  nach  entgegengesetztem  Gesichts- 
punkte. Beträgt  bei  den  Dänen  der  Erbenantheil  nur  ein  Drittel,  dagegen 
bei  den  Friesen  schon  nach  der  Lex  Frisionum  umgekehrt  zwei  Drittel,  so 
könnte  das  darauf  deuten,  dass  auch  da  Hälftung  zu  Grunde  lag,  von  der 
man  dann  nach  entgegengesetzter  Seite  abwich.  Auch  im  göthischen  Recht, 
vgl.  Wilda  Strafr.  379,  wird  der  auf  das  Geschlecht  entfallende  Theil  der 
Geschlechtsbusse  zwischen  Vaterseite  und  Mutterseite  gleich  geiheilt.  Sind 
diese  nach  östgöthischem  Rechte  im  Verhältnisse  von  Zwei  zu  Eins  beihei  - 
ligt,  so  dürfte  das  erst  eine  mit  der  Einführung  des  Drittelserbrechtes  der 
Weiber  durch  Birger  Jarl  zusammenhängende  Neuerung  sein. 

Sehen  wir  auf  die  Bestimmungen  über  die  Erbensühne,  so  kann 
es  auffallen,  dass  der  Sohn,  der  da  im  fränkischen  und  andern  Rechten 
in  erster  Reihe  genannt  wird,  in  beiden  Angaben  unberücksichtigt  bleibt. 
Es  ist  das  auch  in  einzelnen  andern  Rechten  der  FaU.  So  in  der  noch 
mehrfach  zu  besprechenden  Angabe  in  Helsingelagen,  wo  aber  die  Nicht- 
beiheiligung  des  Sohnes  an  Vertheilung  der  Geschlechtsbusse  sich  dadurch 
erklärt,  dass,  wie  für  den  König,  auch  für  den  zur  Blutklage  Berechtigten 
und  Verpflichteten,  also  zunächst  den  Sohn,  ein  besonderer  Betrag  bestimmt 
war.  Erscheint  er  ebenso  im  göthischen  Rechte,  vgl.  Wilda  Strafr.  379,  an 
der  Geschlechtsbusse  nicht  betheiligt,  so  ist  zweifellos  auch  da  berücksichtigt, 
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268]  dass  ihm  die  Erbenbusse  in  erster  Reihe  zukam.  Entsprechend  dürfte 
in  unseren  Angaben  unter  Homicillo  nur  das  verstanden  sein,  wodurch 
der  Frieden  der  Sippe  zu  erwirken  war,  während  davon  unabhängige  Be- 
richtigung des  sonst  in  der  Regel  als  Homicillo  bezeichneten  Wehrgeldes 
vorausgesetzt  war,  dessen  Hälfte  dann  zunächst  an  die  Kinder  fiel ;  vgl.  S  266. 

Nicht  auffallen  kann  weiter,  dass  die  Erbenbusse  auch  Weibern, 
der  Mutter  oder  Schwester,  zufallen  kann.  Im  fränkischen  Recht  ist  die 
Mutter  besonders  betont.  In  Flandern,  vgl.  Brunner  Sippe  67,  wird  noch 
spät  ein  Antheil  der  Wittwe  und  der  Schwester  erwähnt.  Schon  die  Lex 
Frisionum  1 9  §  2  ergibt  Recht  der  Tochter,  Mutter  und  Schwester  auf  die 
Erbenbusse.  Spätere  friesische  Quellen  stimmen  damit  überein.  So  wird 
etwa  im  Rechtsbuche  von  Brielle  5  c.  8  betont,  dass  die  Erbsühne  an  alle 
Erben,  Männer  wie  Weiber,  kommt.  Zu  Leiden,  Leidsche  Rechtsbronnen 
ed.  Blök  36,  erscheinen  bei  einer  Sühne  von  1392  Mutter  und  Schwestern 
bedacht.  In  Helsingelagen  werden  Mutter  und  Wittwe  aufgeführt.  Nach 
den  Gulathingslög  haben  Tochter  und  Schwester  Antheil  an  den  Ringen, 
während  auch  Mutter  und  Wittwe  an  den  sogenannten  Weibergaben  be- 
theiligt sind;  vgl.  Maurer  Isl.  334.339,  Amira  in  der  Germania  32,13 1.  Im 
Frostuthingsrecht  und  im  isländischen  ist  wenigstens  ausnahmsweise  die 
Tochter  zugelassen,  wenn  sie  einziges  Kind  und  ledig  ist.  Und  dass  we- 
nigstens in  Island  das  Recht  der  Weiber  in  diesen  Dingen  ein  im  Laufe  der 
Zeit  sich  minderndes  war,  ist  kaum  zu  bezweifeln,  wenn  wir  wissen,  dass 
denselben  994  das  ihnen  bis  dahin  zustehende  Recht  auf  die  Blutsklage 
entzogen  wurde;  vgl.  Maurer  Isl.  343.  Schliessen  einige  Rechte  die  Weiber 
ganz  aus,  vgl.  Brunner  Rechtsg.  i  ,86,  so  wird  es  danach  doch  sehr  fraglich 
erscheinen  müssen,  ob  wir  darin  gerade  die  ursprünglichere  Gestaltung  zu 
sehen  haben.  Ist  die  Wittwe  nicht  genannt,  so  mag  da  Aehnliches  eingrei- 
fen, wie  beim  Sohn.  Nach  derL.  Wisig.  6,5  1.  14  war  die  Wittwe  in  erster 
Reihe  zur  Blutklage  berufen  und  war  dann  zweifellos  auch  am  Empfange 
der  auf  die  Parentes  fallenden  Hälfte  des  Wehrgeldes  betheiligt. 

Es  bildet  nun  weiter  die  zur  Erbenbusse  bestimmte  Hälfte  einen  un- 
getheilten  Betrag,  welcher  der  nächstberechtigten  Klasse  von  Blutsfreunden 
zukommt.  Nächstberechtigt  sind  die  Eltern ;  wenn  sie  nicht  vorhanden  sind, 
die  Geschwister.  Weicht  da  die  zweite  Angabe  dadurch  ab,  dass  sie  die  Ge- 
schwister schon  mit  den  Eltern  betheiligt  sein  lässt,  so  begründet  das  in- 
sofern keinen  wesentlichen  Unterschied,  als  man  davon  ausgehen  konnte, 
dass  der  Betrag  ohnehin  von  den  Eltern  auf  die  Geschwister  vererben  werde. 
Doch  wird  die  Abweichung  darauf  schliessen  lassen,  es  sei  auch  die  erste 
Angabe  dahin  zu  verstehen,  dass  auch  dann,  wenn  die  Eltern  leben,  die 
Geschwister  nicht  schon  zu  denen  gehören,  welche  Antheil  an  der  Gc- 
schlechtssühne  haben. 

Als  Regel  ist  sichtlich  angenommen,  dass  die  Erbensühne  den  noch 
imgezählten,  vgl.  §  262,  nächsten  Blutsfreunden  zukommt,  den  Eltern  und 
nach  diesen  oder  mit  diesen  den  Geschwistern,  während  dann  die  Prinios 
und  weitern  Vettern  bis  zu  den  Quanos  sich  in  die  Geschlechtssühne 
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theilen,  die  dann  wohl  immer,  auch  so  weit  sie  Primos  trifft,  nach  den 
beiden  Elternseiten  zu  hälften  ist.  Der  weitere  Massstab  der  Vertheilung 
bleibt  unerwähnt;  nach  Massgabe  anderer  Rechte  dürfte  auch  hier  jeder 
entfernteren  Vetterschaft  die  Hälfte  von  dem  zugekommen  sein,  was  die 
nächstvorhergehende  erhielt. 

269.  Besonders  beachtenswenh  sind  dann  die  Bestimmungen 
bezüglich  der  ersten  Vettern.  Fehlen  Eltern  und  Geschwister,  so 
erhalten  die  Primos  die  Erbenhälfte,  während  die  Geschlechtshälfte  den 
Segundos  und  weitern  Vettern  zufallt.  Das  setzt  sich  aber  nicht  weiter  fort. 
Fehlen  auch  die  Primos,  so  treten  nach  den  genaueren  Angaben  der  zweiten 
Stelle  nicht  etwa  die  Segundos  an  ihre  Stelle,  sondern  die  Unterscheidung 
zwischen  Erbenhälfte  und  Geschlechtshälfte  entfällt  dann  überhaupt,  das 
ganze  Homicillo  wird  als  einheitlicher  Betrag  gefasst,  der  dann  nur  nach 
den  beiden  Elternsippen  gehälftet  wird,  während,  wenn  die  Primos  die  Er- 
benhälfte nehmen,  noch  nicht  nach  den  Elternseiten  gehälftet  wurde,  son- 
dern wahrscheinlich  Kopftheilung  eintrat.  Danach  stellen  die  Primos  sicht- 
lich eine  besonders  beachtete  Gränze  der  Verwandtschaft  dar.  Sie  gehören 
nicht  zu  den  nächsten  ungezählten  Gliedern  der  Hausfamilie,  sondern  zur 
Vetterschaft.  Fehlen  aber  jene,  so  werden  nur  noch  sie  als  nächste  Bluts- 
ft-eunde  abweichend  von  der  weitem  Vetterschaft  behandelt. 

Werden  nun  in  der  ersten  Stelle  schlechtweg  die  Primos  als  diejeni- 
gen genannt,  welche  beim  Mangel  von  Geschwistern  eintreten,  so  können 
darunter  zweifellos  nicht  lediglich  die  ersten  Vettern  im  engern  Sinne  ver- 
standen sein.  Sollten  die  doch  näher  verwandten  Oheime  und  Neffen  nicht 
leer  ausgehen,  so  müssen  sie  zu  den  Primos  gehören.  Ebenso  auch  Gross- 
eltern und  Enkel,  falls  diese  überhaupt  berücksichtigt  sein  sollten.  Dasmuss 
dann  aber  ganz  ebenso  auch  für  die  weitem  Vetterschaften  zutreffen.  Se- 
guado  muss  jeder  sein,  der  nicht  mehr  zu  den  Primos  zählt,  aber  auch  die 
zunächst  durch  den  zweiten  Vetter  gekennzeichnete  Gränze  vom  Erschla- 
genen ab  nicht  überschreitet,  so  dass  die  ungleichen  Grade  dem  folgenden 
gleichen  Grade  gleichstehen,  wenn  das  zutrifft. 

Die  zweite  Stelle  zeigt  da  insofern  eine  Abweichung,  als  sie  neben 
den  Primos  noch  die  Tios  ausdrücklich  nennt,  wobei  wir  von  der  anschei- 
nenden Bevorzugung  des  Tio  der  Vaterseite  absehen;  werden  wir  auch  in 
andern  Bestimmungen  des  gothischcn  Rechts  Bevorzugung  des  Patruus 
vor  dem  Avunculus  finden,  so  ist  mir  doch  hier,  wo  überall  die  Gleich- 
stellung beider  Elternseiten  so  stark  betont  ist,  eine  Corruption  der  sichtlich 
lückenhaft  überlieferten  Stelle  wahrscheinlicher.  Das  aber  würde  doch  nur 
dann  Gewicht  gewinnen,  wenn  der  Tio  irgendwie  anders  behandelt  er- 
schiene, als  der  Primo.  Aber  weder  deutet  in  der  Stelle  selbst  irgend  etwas 
darauf  hin,  noch  ist  das  an  und  für  sich  wahrscheinlich,  da  wir  sonst  und 
insbesondere  auch  im  Erbrecht  durchweg  den  Tio  dem  Sobrino  gleichge- 
stellt finden,  dieser  hier  aber  jedenfalls  den  Primos  zugezählt  sein  muss. 
Der  Umstand  wird  lediglich  darauf  schliessen  lassen,  dass  der  übliche 
Sprachgebrauch,  da  einer  Unterscheidung  aller  drei  Klassen  nichts  im  Wege 
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269]  stand,  oft  als  Primos  nur  die  Vettern  und  Neffen  zusammeafasste,  die 
Tios  aber  besonders  zu  nennen  pflegte,  wie  das  ebenso  bei  der  S  265  be- 
sprochenen Stelle  aus  den  Ordnungen  von  Alcala  zutraf. 

270.  Vergleichen  wir  nun  diese  aus  den  spanischen  Quellen  ge- 
wonnenen Ergebnisse  über  die  Gliederung  der  Sippe,  wie  sie  sich 
insbesondere  bei  Vertheilung  der  Todtschlagsühne  geltend  macht,  mit  denen 
anderer  Rechte,  so  zeigt  das  bezüglich  der  Zählung  und  Bezeichnung  be- 
sonders nahe  stehende  isländische  Recht  allerdings  auch  hiermaache 
Uebereinstimmung.  Denn  zunächst  macht  die  schon  S  248  betonte  Ueber- 
einstimmung  in  der  Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft  sich  auch  in 
den  Angaben  über  Vertheilung  der  Sühne  in  der  Konungsbök  S  1 1 3>  vgl. 
Griigas  ed.  Schlegel  2,172,  geltend,  da  die  den  Quanos  entsprechenden 
Dritterbruderkinder  die  Letztbetheiligten  sind. 

Besonders  beachtenswerth  scheint  dann  aber  zu  sein^  dass  wir  hier 
innerhalb  der  Sippe  den  scharfen  Einschnitt  wieder  finden,  der  sich  zwi- 
schen den  Primos  und  den  weitern  Vetterschaften  ergab.  Es  entspricht  dem 
hier  der  Unterschied  zwischen  den  Ringleuten,  den  Baugamenn,  und 
denNachringleuten;  vgl.  Maurer  Isl.  332.338  ff.  Die  Ringe,  die  Haupt- 
beträge der  Wehrgeldzahlung,  entsprechen  der  Erbensühne.  Dabei  zeigt 
sich  allerdings  der  Unterschied  vom  spanischen  Rechte,  dass  der  Gesammt 
betrag  der  entfernteren  Klasse  nicht  blos  dann  zukommt,  wenn  die  näher- 
berechtigte fehlt,  sondern  von  vornherein  unter  vier  Klassen  nach  sich  min- 
dernden Beträgen  aufgetheilt  ist,  während  dann  allerdings  die  Klassen  für 
einander  eintreten,  wenn  eine  unvenreten  ist.  Die  letzten  dieser  Ringleute 
sind  aber  die  den  Primos  hermanos  entsprechenden  Geschwisterkinder. 
Zeigt  sich  dann  in  Island  der  Einschnitt  dadurch  schärfer,  dass  Ringleute, 
auch  wenn  Nachringleute  fehlen,  nie  Anspruch  auf  die  Beträge  derselben 
erheben  können,  so  hängt  das  zweifellos  mit  der  schon  erwähnten  Abwei- 
chung zusammen,  wonach  auch  neben  Näherberechtigten  die  letztberech- 
tigten Geschwisterkinder  einen  Betrag  erhalten,  während  beim  Vorhanden- 
sein jener  die  Primos  in  Spanien  leer  ausgehen  würden,  wenn  sie  in  sol- 
chem Falle  nicht  an  der  Geschlechtshälfte  Antheil  hätten.  Kommen  aber 
die  Ringe  wenigstens  dann  an  jeden  Erben,  also  auch  an  Nachringsleute, 
wenn  es  an  Ringleuten  fehlt,  so  erinnen  das  insofern  an  die  spanischen 
Bestimmungen,  als  nach  diesen  auch  beim  Felüen  von  Primos  die  Erben- 
hälfte nicht  überhaupt  entfällt,  sondern  dann  der  Gesamratbetrag  als  Ge- 
schlechtssühne vertheilt  wird. 

So  mannichfach  die  Abweichungen  auch  sein  mögen,  so  bestimmt 
macht  sich  doch  in  beiden  Rechten  die  Scheidung  eines  nähern,  mit  den 
Geschwisterkindern  abschliessenden,  und  eines  entfernteren,  bis  zu  den 
vierten  Vettern  reichenden  Kreises  geltend.  Und  ebenso  ergibt  sich  dann 
wieder  in  beiden  die  Auffassung  eines  engsten,  als  Einheit  behandelten 
Kreises,  insofern,  wie  sich  in  Spanien  kein  besonderer  Betrag  für  Geschwi- 
ster neben  den  Eltern  ergibt,  auch  in  Island  derselbe  erste  Ring  dem  Vater, 
Sohne  und  Bruder  zufällt. 
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271.  Für  unsere  Zwecke  besonders  beachtenswerth  ist  von  den  Ab- 
weichungen des  isländischen  Rechts  die  sich  hier  ergebende  Beachtung 
der  ungleichen  Grade.  Diejenigen,  welche  wir  in  Spanien  glaubten 
den  Primos  im  weitesten  Sinne  des  Worts  zurechnen  zu  müssen,  erscheinen 
hier  aufgelöst  nach  Klassen ;  und  zwar  anscheinend  nach  dem  Gesichts- 
punkte der  Entfernung  vom  Erschlagenen  nach  den  einfachen  Graden  der 
geraden  oder  gebrochenen  Zeugungslinie,  welcher  doch  bei  jenem  ersten 
Ringe  wegen  Gleichstellung  des  Vaters  und  der  Brüder  nicht  massgebend 
sein  konnte.  Den  zweiten  Ring  erhalten  Grossväter  und  Enkel,  den  dritten 
Oheime  und  Neffen,  den  vierten  Geschwisterkinder. 

Eine  ähnliche  Unterscheidung  setzt  sich  nun  aber  bei  den  Nachrings- 
männern fort.  Es  heisst  hier  in  dem  Baugatal  der  Konungsbok  S  1 1 3  nach 
Uebersetzung  von  Golther :  Die  Männer,  welche  dem  erschlagenen  Manne 
femer  sind,  als  Vaterbrudersöhne  oder  Geschwister  söhne  oder  MutUrschwe-- 
stersöhne,  sollen  nehmen  eine  Mark  von  den  gleich  nahe  verwandten  des 
Todtschlägers,  Nächsterbrüderkinder  des  Todtschlägers  sollen  büssen  den 
Nächsterbrüderkindern  des  Erschlagenen  fünf  Öre  und  einen  Örtug.  Die 
Männer,  welche  dem  Todtschläg  er  ferner  verwandt  sind,  als  die  Nächster- 
brüderkinder,  sollen  befahlen  halbviert  Öre  den  gleich  nahe  verwandten  des 
Erschlagenen,  Die  Ander  er  brüderkinder  des  Erschlagenen  sollen  nehmen 
^eiÖre  und  einen  Örtug  von  den  Andererbrüderkindern  des  Todtschlägers, 
Die  Männer^  welche  dem  Todtschläger ferner  verwandt  sind  als  so,  sollen  büs- 
sen mit  anderthalb  Ören  den  gleich  nah  verwandten  des  Erschlagenen.  Drit- 
terbrüderkinder des  Erschlagenen  sollen  nehmen  einen  Ör  von  den  Dritter- 
brüderkindern des  Todtschlägers.  Damit  fällt  die  Bussauf{ählung.  Hier 
erscheinen  also  die  nach  den  ersten  Vettern  noch  folgenden  Verwandten, 
welche  nach  spanischem  Recht  als  Zweite,  Dritte  und  Vierte  zusammen- 
gefasst  sind,  in  sechs  Klassen  aufgelöst,  indem  vor  jeder  gleiche  Grade 
nennenden  Klasse  noch  die  Männer  genannt  sind,  welche  femer  stehen, 
als  der  vorhergehende  gleiche  Grad,  welche  also  nur  auf  die  ungleichen 
Grade  treffen  können. 

Ist  bei  mancher  sonstigen  auffallenden  Uebereinstimmung  an  einer 
gemeinsamen  Grundlage  kaum  zu  zweifeln,  so  ergibt  sich  die  Frage,  was 
für  ursprünglicher  zu  halten  sei,  die  Nichtbeachtung  der  ungleichen  Grade 
im  spanischen,  oder  die  Beachtung  derselben  im  isländischen  Rechte.  Und 
möchte  ich  Jenes  nicht  bezweifeln,  so  scheint  mir  dafür  auch  abgesehen 
von  der  Unterstützung,  welche  andere  Rechte  ergeben  werden,  auch  das 
isländische  Recht  selbst  solche  zu  bieten.  Ist  als  massgebend  zunächst  die 
Entfernung  vom  Erschlagenen  oder  Todtschläger  betont,  so  lässt  das  an 
und  für  sich  wohl  eher  auf  Beachtung  der  Zählung  nach  der  Seite  hin 
schliessen,  wenn  hier  auch  die  Verwandtschaftsbezeichnungen,  vgl.  $  248, 
Beachtung  der  absteigenden  Linien  näher  legen  konnten. 

Besonders  beachtenswerth  erscheint  dann  aber  das  Fehlen  einer 
Zählung  und  genaueren  Bezeichnung  der  ungleichen  Grade, 
wie  wir  das  ebenso  in  andern  Rechten  finden  werden.    Während  wir  die 
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271]  Vetternzählung  oder  doch  zweifellose  Reste  derselben  übereinstimmend 
in  einer  Reihe  von  Rechten  fanden,  fehlt  eine  feste  Zählung  und  Bezeich- 
nung der  ungleichen  Grade,  wo  man  dieselben  in  Verbindung  mit  jener 
beachtete.  Man  half  sich,  wie  sich  ergeben  wird,  durch  diese  oder  jene 
Bezeichnung ;  hier  durch  die  als  Fernerstehende,  wie  in  einzelnen  anderen 
Stellen,  vgl.  etwa  Grägäs  ed.  Schlegel  6  t.  55,  auch  wohl  von  Näherstehen- 
den in  Beziehung  auf  einen  der  gleichen  Grade,  aufweiche  die  meisten  An- 
gaben sich  beschränken,  die  Rede  ist. 

Dann  aber  ergibt  sich  doch  die  Frage,  wer  sind  diejenigen,  welche 
ferner  stehen,  als  erste,  und  näher,  als  zweite  Vettern.  Entsprechen  jene 
dem  zweiten,  diese  dem  drinen  gleichen  canonischen  Grade,  so  hat  man 
jene  Frage  dahin  beantwonet,  dass  das  die  im  zweiten  und  drinen  unglei- 
chen Grade  Stehenden  trifft,  also  zunächst  zweite  Oheime  und  zweite  Neffen, 
oder  nach  der  Uebersicht  S  260  D$  und  C$,  Zunächst  handelt  es  sich 
zweifellos  um  diese.  Wohin  gehören  aber  nun  der  Grossoheim  D4,  und 
der  Sohn  des  Neffen  Ä^?  Nach  einfacher  Gradzählung  würden  sie  im  ersten 
und  dritten  ungleichen  Grade  und  damit  den  ersten  Venern  gleichstehen. 
Nun  kann  es  aber  doch  schwerlich  zulässig  erscheinen,  den  so  bestimmt 
als  Geschwisterkindern  bezeichneten  Empfängern  des  vierten  Ringes  diese 
Verwandten  zuzuzählen;  sie  können  nur  Nachringsleute  sein  und  müssen, 
solkn  sie  nicht  leer  ausgehen,  ebenso  wie  die  zweiten  Oheime  und  Neffen 

I  zu  den  ferner  als  erste  Vettern  Stehenden  gehören.    Es  würden  demnach 

allerdings  Vettern  als  weiterstehend  behandelt  sein,  wie  Oheim  und  Neffe; 
aber  es  würde  für  entferntere  Freunde  der  da  massgebende  Gesichtspunkt 

I  nicht  folgerichtig  durchgeführt  sein ,  was  es  doch  nach  dem  $113  Be- 

merkten unwahrscheinlich  macht,  dass  wir  in  ihm  den  ursprünglichen 
zu  sehen  haben. 

Es  scheint  mir  nun  aber  weiter  eine  Beachtung  der  Vertheilung 

i  derBeträgeunterungleicheundgleicheGrade  den  Gedanken 

an  erst  nachträgliche  Auftheilung  eines  für  die  Vetterschaft  bestimmten  ße- 

I  trags  unter  die  ungleichen  und  gleichen  Grade  derselben  sehr  nahe  zu  legen. 

I  Ordnen  wir  die  angegebenen  sechs  Klassen  der  Nachringsleute  nach  den 

zunächst  für  das  spanische  Recht  angenommenen,  die  gleichen  mit  den 
nächstvorhergehenden  ungleichen  Graden  zusammenfassenden  Vetierschaf- 
len,  und  setzen  wir  die  angegebenen  Beträge  nach  dem  Verhältnisse :  eine 
Mark  =  8  Öre  =  24  Örtuge,  in  Örtuge  um,  so  ergibt  sich : 

U  III  IV 

12         3456 

24       16        10  Vg     7        4y«     3 

40  17V2  7Va 

Eine  sich  einheitlich  durch  die  ganze  Reihe  hinziehende  Abstufung, 

wie  wir  sie  in  andern  Rechten  finden,  ergibt  sich  da  allerdings  nicht.   Die 

am  häufigsten  vorkommende  Abstufung  ist  die,  dass  auf  jede  folgende  Klasse 

der  halbe  Betrag  der  vorhergehenden  entfällt.  Das  ergibt  insbesondere  auch 
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im  göthischen  Recht,  vgl.  S  273,  nicht  allein  die  Vergleichung  der  Beträge, 
sondern  es  ist  da  auch  ganz  allgemein  ausgesprochen,  dass  jeder  Folgende 
immer  die  Hälfte  bUsst.  Die  Beträge  der  sechs  isländischen  Klassen  sind  da- 
mit natürlich  auch  nicht  annähernd  zusammenzubringen.  Bei  der  Zusam- 
menfassung zu  Vetterschaften  zeigt  sich  wenigstens  eine  Annäherung. 
Durften  wir  annehmen,  dass  der  Betrag  der  beiden  letzten  Vetterschaften 
aus  irgendwelchem  Grunde  um  je  2  Vg  Örtuge  gekürzt  sei,  so  würde  sich 
die  zu  erwartende  Reihe  40,  20,  10  ergeben. 

Beachtenswerther  aber  erscheint  mir  ein  anderer  Umstand.  Verglei- 
chen wir  die  Beträge,  welche  auf  die  ungleiche  und  die  gleiche  Klasse  jeder 
Vetterschaft  entfallen,  so  ergibt  sich  überall,  dass  jene  genau  drei  Fünftel, 
diese  zwei  Fünftel  erhält.  Das  ist  natürlich  nicht  Zufall,  da  es  sich  dreimal 
wiederholt.  Und  um  so  weniger,  als  wir  denselben  Th eil ungsmass- 
stab  von  Dreizu  Zwei  auch  sonst  finden.  Allerdings  ist  er  ein  ganz 
ungewöhnlicher.  Wie  schon  §  2 1  angedeutet  und  später  genauer  nach- 
zuweisen ist,  ist  sonst  in  Fällen,  wo  ein  einheitlicher  Betrag  an  zwei  Per- 
sonen, etwa  Mann  und  Frau  oder  Sohn  und  Tochter,  zu  ungleichem  Recht 
aufzutheilen  ist,  der  übliche  Massstab  der,  dass  die  bevorzugte  zwei  Drittel, 
die  zurückgesetzte  ein  Drittel  erhält.  Eine  Theilung  nach  dem  Verhältniss 
3  :  2  habe  ich  nirgends  gefunden,  als  bei  den  isländischen  und  norwegischen 
Wehrgeldsbestimmungen.  Denn  wenn  dieses  Verhältniss  sich  in  einer 
friesischen  Bestimmung,  vgl.  Brunner  Sippe  26,  für  die  Antheile  der  väter- 
lichen und  mütterlichen  Nachgeschwisterkinder  findet,  so  ist  das  sichtlich 
Zufall,  da  sich  bei  den  näheren,  wie  bei  den  entfernteren  Freunden  ein 
anderer  Theilungsmassstab  ergibt.  In  Island  und  Norwegen  aber  finden 
sich  einheitliche  Beträge  mehrfach  nach  demselben  getheilt.  Nach  isländi- 
schem Recht,  vgl.  Maurer  Island  333,  werden  die  einzelnen  Ringe  so  ge- 
theilt, dass  der  Mannsstamm,  das  Bauggildi,  drei  Fünftel,  der  Weibsstamm 
aber,  das  Nefgildi,  zwei  Fünftel  nimmt.  Nach  demselben  Massstabe  werden 
nach  Gulathingsrecht,  vgl.  Maurer  Isl.  340,  die  auf  die  entfernteren  Ver- 
wandtschaftsgrade entfallenden  Beträge  unter  Mannsstamm  und  Weibs- 
stamra  getheilt.  Nach  dem  Frostuthingsrecht ,  vgl.  Amira  in  Germania 
32,1  50,  erhalten  vom  vierten  Ringe  die  Geschwisterkinder  drei,  die  Nach- 
geschwisterkinder zwei  Fünftel.  Ebenda,  vgl.  Wilda  Strafr.  378,  wird  ein 
für  die  drei  letzten  Klassen  angesetzter  Betrag  so  getheilt,  dass  die  Vierten- 
männer  drei  Fünftel,  und  von  den  erübrigenden  zwei  Fünfteln  wieder  die 
Fünfienmänner  drei  und  die  Sechstenmänner  zwei  Fünftel  erhalten.  Es  ist 
demnach  doch  nicht  zu  zweifeln,  dass  bei  jener  isländischen  Theilung  der 
auf  jede  Vetterschaft  entfallende  Betrag  zunächst  als  Einheit  gefasst  und  dann 
erst  auf  ungleiche  und  gleiche  Grade  nach  jenem  Massstabe  aufgetheilt 
wurde. 

Und  dann  wohl  erst  nachträglich.  Jener  Massstab  macht  sich  Vorzugs- 
preise geltend  bei  Theilung  zwischen  Mannsstamra  und  Weibsstamm.  Nun 
ist  es  aber  eine  Eigenthümlichkeit  des  isländischen  Rechts,  dass  es  zwar  den 
Unterschied  des  Geschlechts  der  Person  beachtet,  aber  wenigstens  bei  der 
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271]  Erbenfolge  in  keiner  Weise  den  Unterschied  des  Mannsstamms  und 
des  Weiberstamms;  die  Mönner  gleichen  Grades,  ob  vom  Manne  oder  vom 
Weibe,  sind  gleichberechtigte  Erben,  während  jedes  Weib  durch  den  gleich- 
stehenden Mann  ausgeschlossen  ist.  So  die  Tochter  durch  den  Sohn,  wäh- 
rend Sohnessohn  und  Tochtersohn  gleichberechtigt  sind.  Selbst  in  dem 
hier  nächststehenden  göthischcn  Recht  ist  der  Unterschied  des  Stammes 
beachtet,  aber  freilich  mit  dem  der  Person  ausgeglichen,  so  dass  zwar  der 
Sohnessohn  den  Tochtersohn  ausschliesst,  aber  Sohnestochter  und  Tochter- 
sohn sich  gleichstehen.  Dagegen  stimmen  nun  gerade  die  beiden  altem 
norwegischen  Rechte,  bei  Abweichung  in  der  Behandlung  des  Geschlechts 
der  Person  in  der  Erbenfolge,  darin  überein,  dass  vor  allem  der  Unterschied 
des  Mannsstamms  und  des  Weibsstamms  für  sie  massgebend  ist,  dass  auch 
die  Männer  vom  Weibe  durch  alle  berechtigten  Männer  vom  Manne  aus- 
geschlossen sind ;  also  der  Tochtersohn  sogar  durch  den  Sohn  des  Bruders- 
sohnes. Dem  entspricht  es  durchaus,  wenn  in  Norwegen  nur  die  Männer 
vom  Manne,  das  Bauggildi,  an  den  Ringen  betheiligt  sind,  so  dass  hier  bei 
den  Ringen  selbst  von  einer  Theilung  zwischen  jenen  und  den  Männern 
vom  Weibe,  dem  Nefgildi,  überhaupt  nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Dagegen  entspricht  es  durchaus  jener  EigenthUmlichkeit  der  Erben- 
folge in  Island,  wenn  hier  auch  die  Männer  vom  Weibe  an  den  Ringen 
betheiligt  sind.  Und  ursprünglich  doch  wohl  gleichbetheiligt.  Lassen  sich, 
wie  sich  später  ergeben  wird,  für  die  Erbenfolge  sehr  wohl  Gesichtspunkte 
auffinden,  welche  auf  eine  Zurücksetzung  des  Weibsstamms  hinwiesen,  ist 
dieselbe  in  Island  trotzdem  nicht  erfolgt,  kommt  aber  für  Fehde  und  Sühne 
zunächst  nur  das  Geschlecht  der  Person  selbst  in  Betracht,  so  dass  hier 
jeder  unmittelbare  Grund  für  Zurücksetzung  des  Mannes  vom  Weibe  fehlt, 
stehen  Folge  beim  Erbe  und  beim  Wehrgeld  durchweg  in  enger  Verbin- 
dung, so  ist  selbst  die  nicht  bedeutende  Zurücksetzung  des  Weibsstamms 
gewiss  für  eine  nachträgliche  zu  halten. 

Nun  ist  aber  die  Auftheilung  nach  dem  Verhältnisse  3 :  2  eine  so 
eigenthümliche,  dass  sie  nur  von  Island  nach  Norwegen  oder  von  hier  nach 
Island  gekommen  sein  kann.  Jenesistwohl  von  vornherein  ausgeschlossen; 
es  könnte  sich  nur  um  eine  Rückwirkung  von  Island  her  in  späterer  Zeit 
handeln,  die  doch  ganz  unwahrscheinlich  ist.  Ebenso  aber  auch  die  An- 
nahme, die  bezüglichen  Bestimmungen  könnten  schon  zur  Zeit  der  Ent- 
stehung eines  isländischen  Rechts  bei  der  ersten  Besiedlung  aus  dem  west- 
norwegischen Recht  übernommen  sein.  Denn  dieses  kennt  gerade  da,  wo 
das  Verhältniss  bei  Vertheilung  der  Ringe  seine  grösste  Bedeutung  gewinnt, 
keinen  Unterschied  zwischen  Mannsstamm  und  Weibsstamm.  Und  würde 
dieser  schon  seit  der  ersten  Besiedlung  irgendwie  beachtet  sein,  so  wäre 
es  unerklärlich,  dass  er  dann  nicht  auch  bei  der  Erbenfolge,  wo  seine  Be- 
rücksichtigung an  und  für  sich  viel  näher  gelegen  hätte,  zur  Geltung  ge- 
langt wäre. 

Deuten  so  schon  allgemeinere  Erwägungen  auf  nachträgliche  Beein- 
flussung von  Norwegen  her,  so  gewinnt  das  einen  festern  Halt  durch  die 
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Ausfuhrung  von  Amira  in  Germania  32,132  ff.,  wonach  wohl  nicht  zu  be- 
zweifeln ist,  dass  das  isländische  Baugatal,  wie  es  uns  vorliegt,  wegen  der 
sich  in  demselben  ergebenden  Widersprüche  mit  dem  sonstigen  isländischen 
Recht  von  einer  norwegischen  Quelle,  die  dann  auch  auf  die  Frostuthings- 
bok  eingewirkt  haben  wird,  beeinflusst  sein  muss.  Von  den  Gründen  dafür 
steht  in  engstem  Zusammenhange  mit  dem  Bemerkten  der,  dass  der  Unter- 
schied von  Bauggildi  und  Nefgildi,  der  an  den  Ringen  betheiligten  Männer 
des  Mannsstamms  und  der  unbetheiligten  Männer  des  Weibsstammes  gleichen 
Grades,  vgl.  Maurer  Island  334,  sich  nur  auf  Grundlage  der  abweichenden 
norwegischen  Verhältnisse  ergeben  konnte ;  dass  er  aber,  dem  sonstigen 
isländischen  Rechte  fremd,  dennoch  auch  hier  gerade  nur  bei  den  Angaben 
Über  das  Wehrgeld  zur  Verwendung  kommt;  während  sich  dann  unmittel- 
bar ergibt,  wie  sich  dem  die  isländischen  Verhältnisse  nicht  fügten,  da  mit 
Bauggildi,  vgl,  Germania  32,134,  bald,  wie  in  Norwegen,  nur  der  den 
Männern  des  Mannsstamms  gebührende  Betrag,  bald  wieder  Alle  bezeichnet 
werden,  welche  an  den  Ringen  betheiligt  sind,  obwohl  dazu  hier  auch  Män- 
ner vom  Weibe  gehönen.  Das  erklärt  sich  daraus,  dass  nur  in  Norwegen, 
nicht  aber  in  Island  beides  zusammenfiel. 

Dann  aber  wird  in  Uebereinstimmung  mit  dem,  was  allgemeinere 
Erwägungen  ohnehin  nahe  legten,  um  so  sicherer  anzunehmen  sein,  dass 
auch  die  auffallende  Beachtung  des  Theilungsmassstabes  3  :  2  erst  nach- 
träglich von  Norwegen  her  Eingang  fand.  Die  isländische  Wehrgeldtafel 
enthält  zu  viel  von  den  norwegischen  Bestimmungen  Abweichendes,  sich 
dem  sonstigen  isländischen  Rechte  eng  Anschliessendes,  als  dass  es  sich 
um  einfache  spätere  Uebernahme  aus  einer  norwegischen  Quelle  handeln 
könnte.  Man  wird  in  dieser  Richtung  doch  kaum  weiter  gehen  dürfen, 
als  anzunehmen,  dass  eine  solche  bei  Ueberarbeitung  einer  älteren  isländi- 
schen Tafel  oder  etwa  auch  bei  einer  ersten  Aufzeichnung  der  isländischen 
Bestimmungen  vorlag  und  da  Aenderungen  veranlasste.  Dann  aber  würde 
gerade  das  Eingreifen  jenes  Massstabes  3  :  2  uns  einen  Fingerzeig  geben, 
wo  solche  Aenderungen  eingegriffen  haben  dürften. 

Ich  möchte  daraufhin  einmal  annehmen,  dass  in  Island,  entsprechend 
dem  dortigen  Erbrechte,  bei  Theilung  der  Ringe  früher  der  Unterschied 
von  Männern  des  Mannsstammes  und  des  Weiberstammes  überhaupt  nicht 
beachtet  wurde,  erst  die  norwegische  Quelle  darauf  führte  und  nun  eine 
Vermittlung  veranlasste,  wonach  die  Männer  vom  Weibe  zwar  nicht  aus- 
geschlossen, aber  nach  dem  in  den  norwegischen  Quellen  weiterhin  in 
Anwendung  gebrachten  Massstabe  zurückgesetzt  wurden.  Ich  möchte  dann 
aber  weiter  annehmen,  dass  die  frühern  isländischen  Bestimmungen  für  die 
Nachringsleutc  nur  drei,  den  zweiten,  dritten  und  vierten  Vetterschaften 
ohne  Scheidung  der  ungleichen  und  gleichen  Grade  zukommende  Beträge 
kannten;  dass  der  Bearbeiter  die  naheliegende  und  wohl  auch  im  sonstigen 
Recht  schon  beachtete  Unbilligkeit  der  Gleichstellung  von  Oheimen  und 
Neffen  mit  den  Vettern  fühlte  und  dem  nun  dadurch  abhalf,  dass  er  die 
Beträge  nach  dem  norwegischen  Massstabe  unter  ungleiche  und  gleiche  Grade 
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271]  auftheilte.  Denn  die  folgerichtig  durchgeführte  Scheidung  dieser 
würde  selbstständig  erfolgt  sein,  nicht  auf  die  norwegische  Quelle  zurück- 
gehen. In  dieser  dürfte  nach  Massgabe  der  Frostuthingbok  nur  erst  bei  den 
Ringen  selbst  die  Scheidung  des  ersten  Oheim  und  Neffen  vom  ersten 
Vetter  durchgefühn  gewesen  sein,  da  in  den  norwegischen  Tafeln  sich 
darüber  hinaus  kein  Auseinanderhalten  ungleicher  und  gleicher  Grade  zeigt. 

272.  Unterscheiden  sich  in  diesen  Verhältnissen  gothisches  und  is- 
ländisches Recht  insbesondere  durch  die  Sonderbehandlung  der  ungleichen 
Grade  im  letztern,  so  dürfte  alles  Bemerkte  wohl  an  und  für  sich  die  Be- 
hauptung genügend  begründen,  dass  diese  auch  dem  ältesten  isländischen 
Recht  noch  fremd  gewesen  sein  muss.  Das  gewinnt  nun  aber  eine  weitere 
gewichtige  Unterstützung  dadurch,  dass  sich  eine  solche  Sonderstellung  in 
andern  scandinavischen  Rechten,  insbesondere  auch  in  den  näherverwand- 
ten, nicht  zeigt  und  dieselben  damit  dem  gothischen  Recht  näher  treten. 
Das  trifft  zunächst  die  norwegischen  Wehrgeldstafeln;  vgl.  Wilda 
Strafr.  376,  Maurer  Isl.  333,  Amira  Zur  Textgeschichte  der  Frostuthings- 
bök  in  Germania  32,129  ff. 

Die  beiden  Tafeln  des  Gulathingsrechts  haben  drei  Ringe  und  spre- 
chen den  dritten  den  Broedrungr,  den  Bruderkindern  oder  ersten  Vettern 
zu.  Es  ergibtsich  also  vor  allem  auch  hier  die  Abgränzung  der  Ring- 
leute entsprechend  der  Sonderstellung  der  Primos.  Betont  Amira  131  in 
dieser  Richtung  den  Umstand,  dass  im  altern  Texte  der  Brödrungr  einmal 
den  dritten  Ring  nimmt,  dann  aber  nochmals  unter  den  Upnama  menn, 
den  Nachringsleuten,  genannt  wird,  so  möchte  ich  wenigstens  auf  die  Mög- 
lichkeit hindeuten,  ob  da  nicht  die  Erklärung  im  Zurückgehen  auf  eine 
ältere,  dem  spanischen  Rechte  näher  stehende  Gestaltung  zu  suchen  sei, 
in  welchem  die  Primos  beim  Mangel  nächster  Freunde  auf  die  Erben- 
busse, andernfalls  aber  auf  Theilnahme  an  der  Geschlechtsbusse  angewie- 
sen waren. 

Erscheinen  abweichend  im  Frostuthingsrecht  nach  derVulgata  noch 
die  Nachgeschwistersöhne  am  letzten  Ringe  mitbetheiligt,  so  scheint  nicht 
gerade  ausgeschlossen,  dass  dieser  ursprünglich  auch  hier  nur  den  ersten 
Vettern  zukam ;  wie  denn  der  Verfasser  der  Vulgata  ausdrücklich  sagt,  dass 
er  Manches  geänden  habe,  und  dieselbe  deutliche  Spuren  willkürlicher, 
den  sonst  eingehaltenen  Gesichtspunkten  nicht  entsprechender  Aenderung 
zeigt;  vgl.  Amira  130. 150. 164.  Auch  dieTheilung  des  einen  Ringes  unter 
beide  Klassen  nach  dem  Massstabe  3  :  2  dürfte  nach  dem  S  271  Bemerkten 
vielleicht  darauf  deuten,  dass  hier  eine  nachträgliche  Aenderung  eingreift. 

Besonders  auffallend  ist  nun  aber  die  völlige  Nichtberücksich- 
tigungderungleichenGradeim  Gulathingsrecht.  Abweichend  von 
der  isländischen  Theilung  kommt  der  erste  Ring  dem  Vater  und  Sohne  zu, 
der  zweite  den  Brüdern ;  erhalten  nun  den  dritten  die  Brüdersöhne,  so 
gehen  nicht  blos  Grossvater  und  Sohnessohn,  sondern  insbesondere  auch 
Oheim  und  Neffe  leer  aus,  falls  unter  jenen  nur  die  Brüdersöhne  oder  ersten 
Vettern  selbst  zu  verstehen  sind;  wir  stossen  da  also  auf  denselben  Gesichts- 
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puakt,  der  uns  im  spanischen  Recht  darauf  hinwies,  unter  den  Primos  nicht 
blos  die  ersten  Vettern  selbst  zu  verstehen. 

Würde  das  also  hier  auf  eine  Ausdehnung  der  Geschwister- 
schaftsbezeichnungen auf  Oheime  und  Neffen  führen,  so  ist 
gewiss  zuzugeben,  dass  es  ungleich  weniger  naheliegend  ist,  unter  dem  eine 
ganz  bestimmte  verwandtschaftliche  Stellung  bezeichnenden  Brödrungr 
Oheim  und  Neffen  mitzuverstehen,  als  unter  den  Primos.  Aber  die  spanische 
Gliederung  scheint  doch  eine  so  sehr  zutreffende  Erklärung  zu  bieten,  dass 
mir  insbesondere  in  Verbindung  mit  dem  S  248  ff.  Bemerkten  die  Annahme 
kaum  zu  gewagt  scheint,  es  liege  auch  hier  die  Gliederung  nach  gezählten 
Vetterschaften  zu  Grunde  und  es  seien  dann  die  Bezeichnungen  als  Erste 
und  Zweite  durch  die  zunächst  den  Vettern  im  engem  Sinne  entsprechenden 
Geschwisterschaftsbezeichnungen  ersetzt,  ohne  dass  man  Anstand  daran 
nahm,  diese  Bezeichnungen  nun  auch  in  dem  entsprechenden  weitem  Sinne 
zu  gebrauchen.  Jedenfalls  stossen  wir  in  den  scandinavischen  Rechten  so 
häufig  auf  Nichtbeachtung  der  ungleichen  Grade,  dass  dieselbe  irgendwel- 
cher Erklärung  bedarf.  Und  lässt  sich  da  in  diesem  oder  jenem  Einzelfalle 
wohl  eine  andere  Erklärung  auffinden,  so  dürfte  es  schwer  sein,  für  die 
Gesammterscheinung  eine  ausreichendere  nachzuweisen. 

Zunächst  gelangen  wir  auch  im  Frostuthingsrecht  wieder  auf  den- 
selben Gesichtspunkt.  Die  nächsten  ungleichen  Grade,  erste  Oheime  und 
Neffen,  sind  hier  allerdings  berücksichtigt,  da  sie  den  dritten  Ring  erhalten, 
wie  das  dem  isländischen  Recht  entspricht ;  wahrscheinlich  doch  in  beiden 
Rechten  in  Folge  späterer  Aenderung.  Dürfte  die  Ordnung  des  Gulathings- 
rechtes  als  die  ursprünglichere  zu  fassen  sein,  so  wäre  anzunehmen,  dass 
statt  der  Dreizahl  der  Ringe  desselben  die  Vierzahl  sich  hier  erst  durch  Zu- 
fügung  eines  eigenen  Ringes  für  Oheim  und  Neffen  ergeben  habe,  während 
dieselben  früher  an  dem  des  Brödrungr  betheiligt  waren.  Sollen  nun  aber 
weiter  nach  der  Vulgata  vom  vierten  Ringe  die  Geschwistersöhne  drei 
Fünftel,  die  Nachgeschwistersöhne  zwei  Fünftel  erhalten,  vgl.  Amira  1 50, 
so  würden  wieder  zweite  Oheime  und  zweite  Neffen  leer  ausgehen,  wenn 
wir  sie  nicht  in  ähnlicher  Weise  den  Nachgeschwisterkindern  zugezählt 
denken  dürften,  wie  in  Spanien  den  Segundos.  Folgen  dann  nach  den 
Ringleuten  als  Theilnehmer  an  der  Freundebusse  noch  die  vierten,  fünften 
und  sechsten  Männer,  vgl.  Amira  1 44,  Maurer  in  den  Münchner  Sitzungsb. 
1877  S.  241,  so  müssten  natürlich  auch  da  die  ungeraden  Grade  berück- 
sichtigt sein.  Aber  die  Bezeichnung  trifft  nach  dem  sonstigen  Sprachge- 
brauche der  Quelle,  vgl.  etwa  S  233,  zunächst  nur  die  im  bezüglichen  glei- 
chen Grade  Stehenden.  Nur  dann,  wenn  die  Angabe  auf  die  später  zu  be- 
sprechende längste  Linie  zu  beziehen  wäre,  würde  sie  auch  die  ungleichen 
Grade  treffen,  dann  aber  diese  auch  ganz  in  derselben  Weise,  wie  wir  das 
für  die  Vetternzählung  annahmen,  dem  folgenden  gleichen  Grade  gleich- 
stellen. 

Auffallen  muss  aber  die  weite  Ausdehnung  rechtswirksamer 
Verwandtschaft.  Ist  da  sonst  in  Norwegen  die  Gränze  eine  enge,  reicht 
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272]  sie  etwa  beim  Erbrecht  ursprünglich  nur  bis  zum  dritten  canonischen 
Grad,  reicht  in  Island  die  dort  sonst  besonders  ausgedehnte  Grenze  auch 
beim  Wehrgeld  nicht  über  den  fünften  Grad,  während  sie  in  andern  Rech- 
ten überwiegend  den  vierten  nicht  überschreitet,  so  muss  jene  weite  Aus- 
dehnung bis  zum  sechsten  Mann  auflfallen.  Nun  reicht,  vgl.  S  250,  in  Nor- 
wegen das  kirchliche  Eheverbot  gerade  bis  zum  sechsten  Grade  einschliess- 
lich. Die  weite  Ausdehnung  der  spatern  kirchlichen  Eheverbote  hat  zwei- 
fellos vielfach  darauf  hingewirkt,  dass  man  auch  in  andern  Verhältnissen 
die  Gränzen  rechtswirksamer  Verwandtschaft  weiter  ausgedehnt  fasste.  Be- 
züglich der  Erbrechtsgränze  werden  wir  uns  mehrfach  darauf  hingewiesen 
sehen.  So  kann  auch  hier  nur  kirchliche  Auffassung  zu  Grunde  liegen, 
wenn  im  Landrecht  Königs  Magnus  6  c.  i  bezüglich  des  unter  zwei  Li- 
nien getheilten  Odalsguts  bestimmt  wird,  dass  es  ungetheilt  bei  den  Linien 
bleiben  soll,  bis  die  Ehe  eines  Sohnes  aus  der  einen  mit  einer  Tochter  aus 
der  andern  gestattet  sein  würde. 

Dann  aber  liegt  die  Annahme  doch  sehr  nahe,  dass  auch  für  die  Ver- 
iheilung  des  Wehrgeldes  erst  unter  dem  Einflüsse  kirchlicher  Anschauung 
über  die  Ausdehnung  der  Verwandtschaft  die  Gränze  nachträglich  so  weit 
hinausgeschoben  wurde,  wie  das  auch  Maurer  Island  340  anzunehmen 
scheint.  Und  das  könnte  dann  wieder  Abweichungen  auch  bei  den  Be- 
stimmungen über  die  Ringe  zur  Folge  gehabt  haben.  Es  könnte  sich  etwa 
daraus  erklären,  dass  in  den  Frostuthingslög  auch  die  Nachgeschwister- 
kinder Antheil  am  letzten  Ringe  haben,  da  damit  Raum  für  die  Betheiligung 
entfernterer  Verwandten  gewonnen  wurde.  Bieten  die  norwegischen  Wehr- 
geldstafeln selbst  den  Kundigen  manche  Schwierigkeiten,  sind  mir  die  be- 
züglichen Bestimmungen  nicht  einmal  in  Uebersetzung  vollständig  bekannt, 
so  muss  ich  es  natürlich  durchaus  dahingestellt  sein  lassen,  in  wie  weit  die 
von  mir  ausgesprochenen  Vermuthungen  bei  eingehenderer  Prüfung  als 
zulässig  erscheinen  können;  jedenfalls  scheinen  sie  mir  durch  die  Verglei- 
chung  anderer  Rechte  so  nahegelegt  zu  sein,  dass  ich  sie  nicht  unausge- 
sprochen lassen  mochte. 

273«  Bestimmter  noch  ergibt  sich  imgöthischenRechtdie  Nicht- 
beachtung der  ungleichen  Grade  bei  den  Angaben  über  Zahlung  und  Em- 
pfang der  Geschlechtsbusse.  In  Westgötalagen  I,  vgl.  Beauchet  Loi  de 
Vestrog.  2,1  S  4.5,  dann  in  Östgötalagen,  vgl.  Wilda  Strafr.  379,  sind  die 
einzelnen  Freunde,  welche  die  Beträge  treffen,  nicht  ausdrücklich  bezeichnet. 
Heisst  es,  dass  diejenigen,  welche  zunächst  sind,  immer  die  Hälfte  von  dem 
zahlen,  was  auf  die  Vorhergehenden  trifft,  so  würde  das  eine  entsprechende 
Berücksichtigung  der  ungleichen  Grade,  wie  wir  sie  §  27 1  in  Island  fanden, 
an  und  für  sich  nicht  ausschliessen ;  nur  freilich,  dass  sich  dann  auch  hier 
ähnlich,  wie  S  272,  Bedenken  bezüglich  der  Abstufung  ergeben  würden. 
Wie  jene  Angabe  aber  zu  verstehen,  zeigt  sich  ganz  bestimmt  in  Westgöta- 
lagen II  Draepare  b.  7.  Ist  die  Stelle  verderbt,  insbesondere  einiges  aus- 
gefallen, so  ergibt  sich  die  Ergänzung  mit  voller  Sicherheit  aus  dem  Ver- 
gleiche der  Excerpta  Lydekini  c.  63,  wo  ein  besserer  Text  ausgezogen  isL 
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Machte  mich  Amira  darauf  aufmerksam,  so  verdanke  ich  ihm  auch  die 
Uebersetzung  beider  Angaben. 

Lassen  wir  die  wiederhohen  Angaben  unberücksichtigt,  wonach  der 
volle  Betrag  jeder  Klasse  zu  zahlen  ist,  ob  dieselbe  nun  durch  eine  oder 
mehrere  Personen  vertreten  ist,  und  erganzen  wir  aus  den  Excerpta,  so 
beisst  es :  Brüder  büssen  ^wölf  Ören ;  Söhne  von  Brüdern  Bussen  sechs 
Ören;  [Kinder  von  Brüdersöhnen  Bussen  drei  Ören,']  demnächst  fünßhalh 
Örtug ;  demnächst  vier  Pfennige  [und  ^wei  Örtug\  demnächst  achtzehn 
Pfennige]  oder  einen  AdlerflügeL  Söhne  von  Schwestern  büssen  sechs  Ören  / 
Kinder  von  Geschwisterkindern  büssen  drei  Ören;  demnächst  fünfthalb 
Örtug.  So  immer  um  die  Hälfte  weniger;  so  auf  Mutter  seile,  wie  auf  Vater- 
Seite  bis  :{um  sechsten  Mann, 

Die  als  Regel  angegebene  Abstufung  durch  Hälftung  entspricht 
genau  den  schon  in  Westgötalagen  I  ebenso  angegebenen  EinzelbetrSgen, 
da  in  Göthland,  vgl.  Amira  Obl.  1,448,  auf  die  Mark  384  Pfennige  gehen, 
also  1 6  auf  den  Örtug.  Zeigen  die  norwegischen  Tafeln  keine  solche  fort- 
schreitende Hälftung,  so  würde  sich  allerdings  auch  im  isländischen  Recht 
nur  etwa  eine  Annäherung,  vgl.  S  271,  ergeben.  Beachtenswerther  und 
auf  nähern  Zusammenhang  mit  den  isländischen  Verhältnissen  deutend 
erscheint  mir  die  voUständige  Gleichstellung  von  Mannsstamm 
undWeibsstamm.  Damit  würde  sich  gegenüber  den  ganz  abweichenden 
norwegischen  Verhältnissen  selbst  dann  eine  grosse  Annäherung  an  das 
isländische  Recht  ergeben,  wenn  die  S  271  besprochene  geringe  Zurück- 
setzung des  Weibsstamms  dort  ursprünglich  sein  sollte.  Glaubten  wir  aber 
schon  dort  auf  Grundlage  der  Erbenfolge  annehmen  zu  sollen,  dass  sie  nicht 
ursprünglich  war,  so  findet  der  dort  dafür  geltend  gemachte  Gesichtspunkt, 
dass  im  Erbrecht  eine  Zurücksetzung  der  Männer  vom  Weibe  näher  lag, 
als  bei  Fehde  und  Busse,  hier  insofern  Bestätigung,  als  sich  neben  der 
Gleichstellung  bei  diesen  in  den  göthischen  Rechten,  wie  schon  §  271  be- 
tont, in  der  Erbenfolge  eine  allerdings  beschränkte  Zurücksetzung  des  Weibs- 
stamms bemerklich  macht.  Stimmte  aber  wirklich,  wie  ich  denke,  das  is- 
ländische Recht  hier  in  der  Gleichstellung  des  Weiberstamms  mit  dem 
göthischen  und  ebenso,  vgl.  §  268,  mit  dem  göthischen  Rechte  und  zwar 
in  bestimmtester  Abweichung  vom  norwegischen,  so  ist  doch  nicht  zu  ver- 
kennen, wie  sehr  das  die  S  155  geäusserten  Vermuthungen  über  die  Ent- 
stehung des  isländischen  Rechts  unterstützen  würde. 

Zu  beachten  ist  dann  auch  hier  wieder  die  weite  Ausdehnung 
rechtswirksamer  Verwandtschaft.  Nach  Westgötalagen  sind  an 
den  Beträgen  noch  die  sechsten,  nach  Östgötalagen  sogar  noch  die  siebten 
Männer  betheiligt.  Es  ist  mir  allerdings  durchaus  wahrscheinlich,  dass  eine 
so  weite  Ausdehnung,  welche,  wie  sich  das  bei  Besprechung  der  Erbgränze 
ergeben  wird,  auf  ganz  unbeweisbare  Verwandtschaftsverhältnisse  führt, 
auch  hier,  wie  wir  das  für  Norwegen  annahmen,  sich  unter  dem  Einflüsse 
der  kirchlichen  Eheverbote  erst  nachträglich  ergeben  hat.  Wobei  es  ft-eilich 
auffallen  kann,  dass  nur  das  östgöthische  Recht  bis  zum  siebten  Grade  geht, 
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273]  während  doch  in  Westgöthland  für  ein  Innehalten  beim  sechsten  Grad 
eine  entsprechende  Einschränkung  des  Eheverbots,  wie  in  Norwegen,  vgl. 
S  250^  kaum  massgebend  gewesen  sein  dürfte. 

Für  die  Annahme  nachträglicher  Ausdehnung  dürfte  doch  auch  zu 
beachten  sein,  dass  der  in  beiden  göthischen  Rechten  festgehaltene  Gesichts- 
punkt fortschreitender  Hälftung  der  Beträge  eine  ganz  willkürliche  Aus- 
dehnung gestattete.  Bei  den  von  Brüdern  ab  bis  zu  sechsten  Männern  an- 
gegebenen Beträgen  hatte  man  sichtlich  die  drei  Mark  oder  24  Ören  im 
Auge,  welche  auf  die  väterliche  und  ebenso  auf  die  mütterliche  Seite  von 
der  Geschlechtsbusse  trafen.  Würde  nun  die  Zusammenzählung  genau  drei 
Mark  ergeben,  so  würde  das  allerdings  dafür  sprechen,  dass  die  Gitlnze 
beim  sechsten  Mann  eine  ursprüngliche  war,  wenigstens  jene  Auftheilung 
schon  mit  Rücksicht  auf  dieselbe  erfolgte,  da  bei  jedem  früheren  Abbrechen 
der  Betrag  nicht  erreicht  wäre,  die  Auftheilung  dann  eine  ganz  andere  hätte 
sein  müssen.  Wurde  aber  der  Gesammtbetrag  nicht  durch  Auftheilung 
unter  eine  feststehende  Zahl  von  Graden,  sondern  durch  fortschreitende 
Hälftung  gewonnen,  so  musste  auch  immer  am  Gesammtbetrage  ein  dem 
Betrage  des  letztberücksichtigten  Grades  entsprechender  Betrag  fehlen;  im 
vorliegenden  Falle  achtzehn  Pfennige.  Ob  man  früher  oder  später  abbrach, 
machte  lediglich  den  Fehlbetrag  grösser  oder  kleiner;  die  ganze  Anordnung 
wurde  durch  nachträgliche  Zuziehung  entfernterer  Freunde  nicht  gestört 

Ist  mir  solche  durchaus  wahrscheinlich,  so  ist  es  freilich  möglich, 
dass  die  Gränze  auch  im  göthischen,  wie  im  isländischen  und  göthischen 
Recht,  schon  früher  den  in  den  sonstigen  Rechten  durchweg  genannten 
vierten  Grad  überschritt.  Möglich  auch,  dass  hier,  wie  das  die  fortschreitende 
Hälftung  gestattete,  eine  feste  Gränze  überhaupt  nicht  bestand.  Immerhin 
durfte  es  sich  rechtfenigen,  wenn  ich  bei  den  spätem  Erörterungen  jene 
weiten  Gränzen  unberücksichtigt  lasse  und  davon  ausgehe,  dass  die  in  an- 
dern Rechten  nicht  über  den  vierten  Grad  reichende  Fehdegränze  nur  im 
isländischen  und  göthischen  Recht  von  altersher  sich  bis  auf  den  fünften 
Grad  ausdehnte. 

Für  unsern  nächsten  Zweck  ist  jene  Angabe  nun  insbesondere  be- 
achtenswerth,  weil  sich  hier  vollständige  Nichtberücksichtigungder 
ungleichen  Grade  zeigt.  Zwischen  den  Brüdern  und  den  Bröthrae 
synir  und  Systrae  synir,  den  ersten  Vettern,  findet  sich  kein  Betrag  für 
Oheim  und  Neffen.  Ebenso  folgen  dann  unmittelbar  die  zweiten  Vettern, 
die  Brötherlongae  barn  und  Systrungae  bam.  Die  folgenden  Klassen  sind 
dann  wieder  zunächst  auf  die  gleichen  Grade  der  vienen,  fünften  und  sechs- 
ten Männer  zu  beziehen.  Wollen  wir,  woran  doch  nicht  zu  denken,  nicht 
annehmen,  dass  die  Freunde  ungleichen  Grades  unbetheiligt  sein  sollten, 
so  erübrigt  nichts,  als  die  Annahme,  dass  sie  beim  nächstfolgenden  gleichen 
Grade  mitzuverstehen  sind. 

Dieselbe  Nichtberücksichtigung  der  ungleichen  Grade,  welche  da 
freilich  weniger  auffallen  kann,  ergibt  sich  bei  Bestimmungen  über  Incest 
So  ist  in  Westgötalagen  I  Giptar  b.  8  neben  zwei  Geschwistern,  die  sich  mit 
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derselben  Person  vergehen,  nur  noch  von  zwei  Geschwisterkindern  die 
Rede.  Im  Statut  des  Bischof  Bryniolf  von  1281,  Schlyter  Corp.  1^73,  wer- 
den nur  die  Strafen  für  Verwandtschaftsverletzung  unter  Geschwistern,  unter 
Kindern  von  Geschwistern,  unter  dritten  und  unter  vienen  Männern  an- 
gefühn. 

274«  Es  ergeben  uns  demnach  sowohl  das  norwegische,  als  das 
göthische  Recht  eine  ganz  übereinstimmende  Gliederung  der  Sippe,  wie 
wir  sie  für  das  göthische  Recht  nachzuweisen  suchten;  der  Unterschied 
liegt  nur  darin,  dass  diejenigen,  welche  hier  als  Erste  und  Zweite  zusam- 
mengeiasst  wurden,  don  als  Geschwisterkinder  und  Nachgeschwisterkinder 
bezeichnet  sind.  Zweifellos  ist  anzunehmen,  dass  es  sich  dabei  um  nach- 
träglicheAusdehnungderGeschwisterschaftsbezeichnun- 
gen  auf  die  ungleichen  Grade  handelt.  Denn  ursprünglich  wurden 
dieselben,  vgl.  S  23 1,  gewiss  lediglich  für  die  dem  Wortsinne  entsprechende 
bestimmte  verwandtschaftliche  Stellung  verwandt.  Man  hat  schwerlieh 
schon  ursprünglich  Oheim  und  Neffen  in  ihrem  Verhfllmisse  zu  einander 
als  Geschwisterkinder  bezeichnet;  und  wo,  wie  bei  der  Erbenfolge,  wohl 
von  jeher  die  ungleichen  Grade  berücksichtigt  wurden,  da  finden  wir  auch 
überall  den  Vaterbruder  oder  den  Brudersohn  bestimmt  von  Geschwister- 
kindern unterschieden. 

So  auffallend  es  nun  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  mag,  dass 
man  da,  wo  es  sich  nicht  um  den  Abstand  der  einzelnen  Person,  sondern 
um  eine  diesen  nur  unvollkommen  berücksichtigende  Gliederung  der  gan- 
zen Sippe  handelt,  jenen  Bezeichnungen  eine  ihrem  Wortsinne  nicht  ent- 
sprechende Ausdehnung  gab,  so  wird  es  doch,  wie  schon  betont,  erklär- 
licher, wenn  man  nach  unserer  Annahme  ursprünglich  in  derselben  Weise 
nur  von  Ersten  und  Zweiten  in  der  Verwandtschaft  sprach,  sich  dann  aber 
nachträglich  gewöhnte,  diese  Ausdrücke  durch  die  zunächst  nur  die  Vettern 
im  Auge  habenden  verwandtschaftlichen  Bezeichnungen  zu  ersetzen.  Ver- 
einzelt werden  wir  denn  auch  bei  Besprechung  der  Behandlung  der  unglei- 
chen Grade  bei  Friesen  und  Franken  auf  Fälle  stossen,  wo  die  zunächst 
nur  Vettern  bezeichnenden  Ausdrücke  Achtersusterkind  und  Cousin  auch 
da  verwandt  sind,  wo  nur  Oheime  oder  Neffen  zu  bezeichnen  waren. 

Dann  aber  mag  da  noch  ein  anderer  Umstand  eingegriffen  haben. 
Für  die  einfache  Zählung  nach  Ersten  und  Zweiten  haben  wir  zweifellos 
Zählung  nach  der  Seite  hin,  auf  den  Querlinien,  anzunehmen,  vgl.  §  262. 
Die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  musste  aber  unmittelbar  auf 
grössere  Beachtung  der  absteigenden  Linien  führen.  Nun  stand  auf  diesen 
von  Personen  ungleichen  Grades  immer  wenigstens  die  eine  in  dem  Ver- 
hältnisse, welches  jene  zunächst  nur  auf  die  gleiche  Linie  berechneten  Be- 
zeichnungen trafen.  Handelt  es  sich  nach  der  Uebersicht  S  260  um  das 
Verhältniss  von  A  zum  Neffen  Bß,  so  steht  dieser  ebenso  weit  von  den 
Stammgeschwistern  oder  vom  Stammvater,  wie  der  Vetter  C4.  Handelt  es 
sich  um  das  Verhältniss  von  A  zu  seinem  Oheim  Cß,  so  stand  umgekehrt 
A  in  derselben  weitern  Entfernung,  wie  der  Vetter  C4,  Ganz  ebenso  aber 
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274]  auch  bei  der  zweiten  Vetterschaft.  Gehören  nach  unseren  Annahmen 
zu  den  Nachgeschwisterkindern  auch  Cß  und  Bjf,  weiter  Djf  und  Dß,  so 
stehen  jene,  dann  aber  bezüglich  dieser  A  gleich  weit  vom  Stammgeschwi- 
sterpaare ab,  wie  das  Nachgeschwisterkind  D6. 

Hatte  man  nun  weder  eine  Zählung  der  ungleichen  Grade,  noch  be- 
sondere einfache  Bezeichnungen  für  dieselben,  so  konnte  es  doch,  zumal 
wenn  das  Zusammenfassen  bei  der  Zählung  ohnehin  althergebracht  war, 
nahe  liegen,  die  Bezeichnungen  nach  Geschwisierschaften  überall  zu  ver- 
wenden, wo  auch  nur  eine  der  beiden  in  Frage  stehenden  Personen  in  der 
für  jene  massgebenden  Entfernung  vom  Ausgangspunkte  stand.  Es  konnte 
das  um  so  näher  liegen,  wenn  nach  unseren  Annahmen  ohnehin  die  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  Sippe,  von  welchen  wir  bei  unserer  Erörterung 
ausgingen,  für  alle  Personen,  welche  das  traf,  dieselben  waren.  Nun  mag 
es  ja  an  und  für  sich  sehr  willkürlich  erscheinen,  durch  eine  solche  Be- 
achtung nur  der  längeren  Linie  das  Zusammenwerfen  von  Oheim,  Vetter 
und  Neffen  unter  dem  Ausdruck  Geschwisterkinder  erklären  zu  wollen. 
Aber  spätere  Erörterungen  werden,  wie  ich  denke,  keinen  Zweifel  lassen, 
dass  man  thatsächlich  bei  ostgermanischen  Stämmen  für  die  Abgränzungen 
innerhalb  der  Sippe  nur  die  längere  Linie  als  massgebend  betrachtete,  vgl. 
auch  S  264,  was  dann  doch  die  Annahme  nahe  legen  muss,  dass  auch  hier 
das  Eingreifen  einer  entsprechenden  Auffassung  jenen  auflallenden  Sprach- 
gebrauch gefördert  haben  dürfte. 

275.  Jedenfalls  ergibt  sich  für  die  bisher  besprochene  Gruppe  von 
Rechten,  dass  in  ihnen  ursprüngliche  Nichtberücksichtigung 
der  ungleichen  Grade  für  die  Gliederung  der  Sippe,  wie  sie  sich  bei 
den  Wehrgeldsverhältnissen  kenntlich  macht,  anzunehmen  ist.  Lediglich 
im  isländischen  Recht  fanden  wir  die  Sonderbehandlung  der  ungleichen 
Grade  vollständig  durchgeführt.  Die  Annahme,  dass  sich  nur  hier  die  ur- 
sprünglichste Gestaltung  erhalten,  während  sie  sich  im  gotliischen,  göthi- 
schen  und  Gulathingsrechte  ganz,  im  Frostu thingsrechte  grossentheils  nach- 
träglich verloren  haben  würde,  müsste  auf  Unzulässigkeiten  fühien.  Es  ist 
erklärlich,  wenn  man  an  der  oberflächlichem  Gliederung  der  Sippe  nach 
Vetterschaften  ohne  Scheidung  der  ungleichen  und  gleichen  Grade  bei 
manchen  Stämmen  lange  festhielt,  wenn  sie  die  althergebrachte,  die  ur- 
sprünglichste war.  Hatte  man  dagegen  schon  ursprünglich  genauer  unter- 
schieden und  die  geringere  Entfernung  des  Oheim  und  des  Neffen  von  der 
Ausgangsperson  beachtet,  so  ist  doch  nicht  wohl  abzusehen,  was  ein  Recht 
veranlassen  konnte,  nachträglich  zu  einer  ungenaueren  Gliederung  über- 
zugehen. Noch  weniger  natürlich,  wie  das  in  einer  Mehrzahl  von  Rechten 
unabhängig  von  einander  zugetroffen  sein  sollte.  Dagegen  war  die  Bevor- 
zugung der  Oheime  und  Neffen  vor  den  ihnen  früher  gleichgestellten  Veitera 
etwas  so  Naheliegendes,  dass  man  sehr  leicht  mehrfach  selbstständig  darauf 
verfallen  konnte. 

Und  für  die  besprochene  Gruppe  ist  es  nicht  einmal  nöthig,  das  zu 
betonen.    Findet  sich  für  ersten  Oheim  und  Neft'en  die  Sonderstellung 
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sowohl  im  isLind Ischen,  wie  im  Frostuthingsrechte,  so  genügt  es,  wenn 
dieselbe  sich  nur  in  der  altern  norwegischen  Quelle  bereits  fand,  welche 
anscheinend,  vgl.  S  271,  beide  gemeinsam  beeinflusste;  das  Frostuthings- 
recht  hatte  es  dann  bei  diesem  ersten  Schritte  belassen,  während  erst  im 
isländischen  der  dafür  massgebende  Gesichtspunkt  folgerichtig  durchgeführt 
sein  würde. 

376.  Unsere  bisherigen  Annahmen  finden  in  andern  Rechten  noch 
manche  Bestätigung.  Die  bezüglichen  Angaben  der  dänischenRechte, 
vgl.  Wilda  Strafr.  379,  beschränken  sich  auf  die  Bestimmung,  dass  jeder 
Nähere  die  Hälfte  mehr  bezahlen  soll,  als  der  Folgende,  ohne  dass  sich 
ergäbe,  ob  man  dabei  eine  Abstufung  nach  Einzelgraden  oder  nach  glei- 
chen Graden  im  Auge  hatte.  Aber  zweifeUos  wird  auch  hier  das  Letztere 
anzunehmen  sein,  da  in  allen  Rechten,  wo  sich  jene  hälftende  Abstufung 
findet  und  uns  die  Verwandtschaftsgrade  genauer  bekannt  sind,  jene  nur 
vom  gleichen  zum  folgenden  gleichen  Grade  fortschreitet. 

Von  den  nordschwedischenRechtenhat  sich  nur  in  Helsinge- 
lagen  Manhnlg.  b.  38,  mir  in  Uebersetzung  und  Erläuterung  von  Amira 
vorliegend,  eine  Angabe  über  Vertheilung  der  Todtschlagssühne  erhalten. 
Danach  erhält  der  Klaginhaber  sieben  Mark,  wenn  er  nicht  rächen,  sondern 
die  Busse  nehmen  will.  Dieser  Klaginhaber  ist  aber  in  erster  Reihe  der 
Sohn,  wie  das  in  den  Bestimmungen  über  das  Todtschlagserbe  im  Erbab- 
schnitt c.  1 5  ausdrücklich  gesagt  ist,  während,  wenn  er  fehlt,  der  Vater, 
dann  einzeln  aufgeführte  männliche  Freunde  eintreten.  Daraus  erklärt  es 
sich,  wenn  der  Sohn  bei  der  weitern  Vertheilung  nicht  berücksichtigt  ist. 
Ist  er  vorhanden,  so  erhält  er  einen  grössern  Betrag,  als  der  König,  der  vier 
Mark  erhält,  auch  einen  grössern,  als  die  gesammte  übrige  Freundschaft. 
Dem  dürfte,  wie  schon  S  268  bemerkt,  die  Nichtnennung  des  Sohnes  im 
spanischen  und  göthischen  Recht  entsprechen. 

Sehen  wir  dann  bezüglich  der  weitern  Venheilung  von  der  mit  zwölf 
Ören  angesetzten  Witiwe  ab,  so  zerfällt  die  gesammte  Blutsfreundschaft  in 
Klassen,  von  welchen  auch  hier  jede  folgende  den  halben  Betrag  der  vor- 
hergehenden nimmt.  Ein  Unterschied,  der  dem  der  Ringleute  und  Nach- 
ringleuie,  vgl.  S  270,  entspräche,  macht  sich  unmittelbar  nicht  kenntlich. 
Vater  oder  Mutter  erhalten  sechszehn  Öre.  Als  besondere  zweite  Klasse, 
wie  im  norwegischen,  aber  abweichend  vom  .'slandischen  und  spanischen 
Recht,  erscheint  der  Bruder  mit  acht  Ören.  Dann  heisst  es :  Wer  immer 
querst  ist  in  der  Freundschaft,  nehme  vier  Öre  ;  der  Mutterschwestersohn 
iwei  Öre.  Haben  wir  in  letzterm  den  ersten  Vetter  überhaupt  zu  sehen, 
so  können  die  zwischen  den  Bruder  und  diesen  fallenden  Ersten  in  der 
Freundschaft  nur  Enkel,  Grossväter,  Elternbrüder  und  Söhne  der  Geschwi- 
ster sein ;  und  es  scheint  sich  das  bestimmter  dadurch  zu  bestätigen,  dass 
bei  den  Bestimmungen  über  das  Todtschlagserbe  nach  den  Brüdern  die- 
selben Personen  einzeln  genannt  sind,  während  es  dann  heisst,  dass  von 
da  ab  die  gemeine  Erbenfolge  massgebend  sei.  Es  würden  das  also  die 
Primos  im  weitern  Sinne  sein,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  der  nach 
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276]  einfachem  Grade  am  weitesten  stehende  Primo  im  engern  Sinne,  der 
Vetter,  als  minderberechtigte  Klasse  ausgeschieden  ist.  Fanden  wir  dana 
aber  bei  dieser  Sonderbehandlung  der  ungleichen  Grade  in  Island,  vgl.  S  27 1, 
den  Unterschied  des  einfachen  Grades  bezüglich  des  Vaters  und  Bruders 
nicht  beachtet,  so  ist  das  hier  der  Fall,  während  dafür  der  Unterschied  des 
zweiten  und  dritten  einfachen  Grades,  des  Grossvaters  einerseits,  des  Oheim 
und  Neffen  andererseits  nicht  zur  Geltung  gelangt.  Solches  Schwanken 
scheint  doch  auch  darauf  zu  deuten,  dass  die  Sonderbehandlung  der  nähe- 
ren ungleichen  Grade  erst  nachträglich  mehrfach  selbstständig  eintrat. 

Weiter  aber  macht  sich  dann,  wie  in  Norwegen  und  Göthland,  Be- 
achtung der  ungleichen  Grade  überhaupt  nicht  mehr  kenntlich.  Denn  nach 
Erwähnung  des  ersten  Vetters  heisst  es :  Der  Drittmännige  nehme  einen 
Öre,  der  Vierimännige  einen  halben  Öre;  es  Süsse  auch  Jeder ^  wie  er  nimmt y 
bis  :(um  vierten  Mann,  Die  dritten  und  vierten  Männer  entsprechen,  wie 
sich  bei  Erörterung  der  Zählung  nach  der  längsten  Linie  ergeben  wird, 
zunächst  den  zweiten  und  dritten  Vettern.  Müssen  da  aber  die  ungleichen 
Grade,  wenn  sie  nicht  unbetheiligt  bleiben  sollten,  mitverstanden  sein,  so 
wird  die  spätere  Erönerung  ergeben,  dass  das  hier  auch  dem  sonstigen 
Sprachgebrauche  durchaus  entspricht.  Die  Sonderung  ist  also  lediglich  für 
die  Primos  durchgeführt,  während  weiterhin  für  die  Vertheilung  der  Sühne 
ungleiche  und  gleiche  Grade  ebenso  zusammengefasst  sind,  wie  das  die 
spanischen  und  sonstigen  bisher  besprochenen  Bestimmungen  ergaben. 

277.  Wenden  wir  uns  zu  den  friesischen  Rechten,  so  ist  nach 
dem  S  251  ff.  Bemerkten  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  auch  da  Zählung 
und  Bezeichnungen  sich  zunächst  an  die  Vetternlinie  anschlössen.  Aber 
die  sich  an  diese  anknüpfende  Gliederung  der  ganzen  Sippe  erscheint  hier 
wesentlich  anders  gestaltet,  als  bei  den  bisher  besprochenen  Rechten.  Die 
ungleichen  Grade  sind  hier  mit  den  gleichen  in  einer  Weise  in  Verbindung 
gebracht,  wonach  die  ganze  Sippe  sich  nicht  in  nach  dem  gleichen  Abstände 
von  der  Ausgangsperson  bemessene  Vetterschaften,  sondern  in  Nachkom- 
menschaften oder  Parentelen  zerlegt. 

Suchen  wir  dem  näher  nachzugehen,  so  ist  freilich  die  Vorfrage  nach 
der  Ausdehnung  des  friesischen  Rechtsgebietes  nicht  zu  um- 
gehen. Denn  abgesehen  von  den  Landestheilen,  welche  diesem  unbestritten 
zugezählt  werden,  handelt  es  sich  insbesondere  um  die  Frage,  ob  wir  Zeug- 
nisse aus  Holland  und  Seeland  für  friesisches  Recht  werden  geltend 
machen  dürfen.  Nun  wird  insbesondere  für  das  in  Seeland  und  Sudholland 
geltende  Schependomsrecht  fränkische  Grundlage  angenommen,  dem  ge- 
genüber nur  das  nordholländische  Aasdomsrecht  als  friesisch  zu  betrachten 
sei;  vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  143  ff.,  ßrunner  Sippe  51  ff.  Und  das 
scheint  gerade  auch  bezüglich  der  hier  zu  besprechenden  Verhälmisse  eine 
Bestätigung  darin  zu  finden,  dass  Manches,  so  insbesondere  die  später  zu 
besprechende  Viertelung  der  Sippe,  sich  ebenso,  wie  in  Holland,  auch  in 
dem  zunächst  doch  als  ft-änkisch  zu  betrachtenden  flandrischen  Recbtsge- 
biete  findet. 
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Nun  möchte  ich  in  keiaer  Weise  in  Abrede  stellen,  dass  für  den  Un- 
terschied des  Schependomsrechts  und  Aasdomsrechts  ein  Eingreifen  frän- 
kischer Grundlagen  in  ^nes  in  dieser  oder  jener  Beziehung  mas^ebend 
gewesen  sein  mag.  Insbesondere  liegt  es  ja  nahe,  das  für  den  Unterschied 
der  Gerichtsverfassung  anzunehmen.  Es  wird  aber  keiner  nähern  Ausfüh- 
rung bedürfen,  wie  gerade  ein  solcher  sich  recht  wohl  im  Anschlüsse  an  staat- 
liche Verhälmisse  erst  nachträglich  feststellen  konnte,  ohne  dass  das  zugleich 
eine  wesentliche  Aenderung  des  in  den  verschieden  gestalteten  Gerichten 
gehandhabten  Rechts  zur  Folge  haben  musste.  Und  wenigstens  auf  den 
Rechtsgebieten,  mit  denen  ich  mich  näher  beschäftigte,  schien  sich  in 
Holland  und  Seeland  und  insbesondere  auch  für  das  Schependomsrecht 
überall  der  nähere  Anschluss  an  das  friesische,  nicht  aber  an  das  firänkische 
Recht  zu  ergeben.  Die  späteren  Erörterungen  werden  die  Belege  dafür 
bringen. 

Aber  sie  fehlen  doch  auch  hier  nicht.  Greift  die  Viertelung  der  Sippe 
auf  Flandern  über,  so  würde  das  nur  dann  von  Bedeutung  sein,  wenn  sie 
den  zweifellos  firiesischen  Rechten  hremd  wäre.  Aber  sie  lässt  sich  bis  zu 
den  Nordfriesen  hin  nachweisen.  Dagegen  stimmt  das  holländische  Recht 
auch  hier  in  Manchem  mit  andern  friesischen  Uberein,  wo  das  flandrische 
abweicht.  Schliesst  dieses  sich  genau  der  fränkischen  Zählung  nach  Vener- 
schaften  an,  vgl.  S  247,  so  beginnt  die  abweichende  Bezeichnung  nach  Ge- 
schwisterschaften sofort  schon  in  Seeland.  Weiter  macht  schon  Bruimer  79 
darauf  aufmerksam,  dass  in  den  seeländischen  Keuren  die  Magsühne  ab- 
weichend vom  fränkischen,  aber  genau  entsprechend  dem  friesischen  Recht 
nicht  die  Hälfte,  sondern  ein  Drinel  beträgt.  Und  damit  stimmt  doch  auch 
das  holländische  Recht,  vgl.  Brunner  75,  insofern  durchaus  überein,  als 
es  drinelt  und  die  an  die  Viertel  zu  vertheilende  Magsühne  nur  ein  Drittel 
beträgt;  vgl.  eine  derartige Theilung  bei  Fruio  Rechte  von  Dortrecht  2,21. 
£^  scheint  damit  wenigstens  hier  jeder  Grund  zu  fehlen,  Holland  und  See- 
land nicht  einfach  dem  friesischen  Rechtsgebiete  zuzuzählen ;  wie  ich  denn 
auch  sonst  bei  der  Annahme,  dieses  habe  sich  noch  später  bis  zur  Sincfala 
als  der  in  der  Lex  Frisionum  selbst  betonten  Gränze  erstreckt,  keinen 
Schwierigkeiten  begegnete. 

Dagegen  wird  sich  nun  bei  Fortführung  der  Untersuchung  ergeben, 
dass  gerade  Bestimmungen,  welche  in  Flandern  auffallend  genau  mit 
den  friesischen  übereinstimmen,  dem  fränkischen  Rechte  im  allgemeinen 
durchaus  fremd  geblieben  zu  sein  scheinen.  Dieses  Verhältniss  muss  also 
umgekehrt  die  Annahme  nahe  legen,  dass  das  flandrische  Recht  ein  Misch- 
recht sei,  dass  die  zweifellos  fränkische  Grundlage  wenigstens  in  einem 
Theile  des  Landes  durch  friesisches  Recht  stark  beeinflusst  worden  sei. 
Werde  ich  es  später  versuchen,  das  genauer  nachzuweisen,  so  mag  der 
vorläufige  Hinweis  es  rechtfertigen,  wenn  ich  schon  bei  den  nächstfolgen- 
den Erörterungen  mehrfach  auch  Belege  aus  Flandern  in  Fällen  berück- 
sichtige, wo  die  dortige  Gliederung  sich  den  besondern  friesischen  Ver- 
hältnissen sichtlich  aufs  engste  anschliesst. 
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278«  Legten  wir  bei  den  bisherigen  Untersuchungen  besonderes 
Gewicht  auf  die  sich  vielfach  geltend  machende  Nichtbeachtung  der 
ungleichen  Grade  und  die  daraus  zu  ziehende  Folgerung,  dass  da,  wo 
nur  die  Vettern  ausdrücklich  genannt  sind,  vielfach  die  in  ungleichen 
Graden  stehenden  Blutsfreunde  darunter  mitzuverstehen  seien,  so  fehlt  es 
dafür  auch  in  Friesland  nicht  gerade  an  allen  Belegen.  So  werden  wir  zu- 
weilen bei  den  Bestimmungen  über  die  Todtschlagsühne  nur  den  gleichen 
Grad,  etwa  die  Nachgeschwisterkinder  genannt  finden,  wo  das  sichtlich 
nicht  blos  diese  selbst  treffen  sollte.  Vereinzelt  aucli  wohl  bei  andern  An- 
gaben. So  sollen  nach  einer  Bestimmung  der  Rüstringer  Rechtssatzungen, 
vgl.  Richthofen  Q.  123,  Streitigkeiten  zwischen  Vater  und  Sohn,  zwischen 
zwei  Brüdern,  zwischen  Vaterbruderssohn  und  Mutterschwesterssohn,  zwi- 
schen Mutterbruderssohn  und  Vaterschwestersohn  nicht  gerichtlich,  son- 
dern durch  Vermittlung  der  Freunde  ausgetragen  werden.  Sollte  das  zwei- 
fellos Oheime  und  Neffen  ebenso  treflfen,  während  nur  Brüder  und  Vettern 
genannt  sind,  und  das  durch  die  Einzelaufzählung  der  letztern  um  so  auf- 
fallender wird,  so  entspricht  das  durchaus  dem  sonstigen  Brauche,  welcher 
für  die  Gliederung  der  gesammten  Sippe  nur  die  gleiche  Querlinie  ins 
Auge  fasst.  Fanden  wir  nun  $251  ff.  auch  hier  Reste  der  Zählung  nach 
Vetterschaften,  so  würde  die  Folgerung  nahe  liegen,  dass  auch  die  weitere 
Gliederung  eine  der  bisher  besprochenen,  erste  Oheime,  Vettern  und  Neffen 
als  Erste  zusammenfassenden  entsprechende  war. 

Häufiger  aber,  als  das  bei  den  entsprechenden  Bestimmungen  anderer 
Rechte  der  Fall  ist,  finden  wir  in  den  friesischen  Rechtsquellen  ausdrück- 
liche Beachtung  der  ungleichen  Grade.  Und  dann  ergibt  sich 
bestimmt,  dass  jene  Annahme  hier  nicht  zutrifft,  dass  hier  auch  da,  wo 
Bezeichnung  und  Zählung  noch  an  die  Vetterschaften  anknüpfen,  die  Glie- 
derung der  Sippe  insbesondere  auf  für  den  Zweck  der  Vertheilung  der 
Mannbusse  eine  wesentlich  andere  war.  Gehen  wir  von  der  bisher  bespro- 
chenen Gestaltung  aus,  so  knüpft  sich  der  Unterschied  sichtlich  zunächst 
an  eine  abweichende  Behandlung  der  Neffenlinie;  vgl.  Amira 
Erbenf.  1 54  ff.,  Brunner  Sippe  1 8  ff. 

Die  bisher  besprochene  Gliederung  sieht  von  jedem  engeren  Zusam- 
menhange der  zu  einer  Parentel  oder  Nachkommenschaft  Gehörenden,  der 
gemeinsam  von  denselben  näheren  oder  entfernteren  Stammeltern  Abstam- 
menden, ab.  Von  den  als  Erste  in  der  Sippe  Zusammengefassten  gehören 
der  Oheim  und  Vetter  nur  der  grosselterlichen,  der  Neffe  der  väterlichen 
Parentel  an.  Oder,  wo  wir  die  ungleichen  Grade  beachtet  fanden,  ergab 
sich  wenigstens  die  mit  der  Parentelenordnung  unvereinbare  Gleichstellung 
von  Oheim  und  Neffen.  Entsprechend  bei  den  weitern  Klassen ;  ergibt  sich 
auf  den  obera  Querlinien  immer  Zugehörigkeit  zu  derselben  Parentel  mit 
dem  für  die  Bezeichnung  zunächst  massgebenden  Vetter,  so  stehen  auf  den 
untern  Querlinien  alle  zur  Vetterschaft  im  weitern  Sinne  gehörenden  Per- 
sonen in  verschiedenen  Parentelen;  vgl.  die  Tafel  S  260.  Sogar  die  Nach- 
kommenschaft des  Erschlagenen  oder  Todtschlägers  selbst  gehön  wohl  ver- 


Ungleiche  Grade.  Friesen.  363 

schiedenen  Klassea  an;  in  Island,  vgl.  S  271,  ist  der  Sohn  am  ersten,  der 
Sohaessohn  atn  zweiten  Ringe  betheiligt. 

Dagegen  gehören  nun  in  den  friesischen  Rechten  die  Neffen  durch- 
weg zu  derselben  Klasse,  der  ihr  Vater  angehön,  nicht  zur  nächstfolgenden. 
Die  weitere  Entfernung  vom  Erschlagenen  kommt  allerdings  dadurch  zum 
Ausdrucke,  dass  der  Neffe  nicht  gleichbetheiligt  mit  seinem  Vater  erscheint, 
sondern  nur  dann  in  dessen  Antheil  einrückt,  wenn  derselbe  gestorben  ist. 
Es  ist  schlechtweg,  wie  in  dem  S  252  besprochenen  westfriesischen  StUcke 
vom  Wehrgelde,  gesagt,  dass  die  Genannten  oder  ihre  Kinder  den  bezüg- 
lichen Betrag  erhalten  sollen ;  oder  es  kommt,  wie  sich  bei  Besprechung 
der  nordfriesischen  Krone  der  Wahrheit  ergeben  wird,  die  Berücksichtigung 
der  grösseren  Entfernung  wohl  noch  überdies  dadurch  zum  Ausdruck, 
dass  Neffen  nur  die  Hälfte  des  Betrages  erhalten,  der  ihrem  vorverstorbenen 
Vater  zugekommen  sein  würde.  Während  dann  in  S  15  derselben  Quelle, 
auf  den  wir  bei  Besprechung  der  längern  Linie  zurückkommen  werden, 
beim  Beitrage  zur  Zahlung  jede  Rücksicht  auf  die  Entferung  vom  Todt- 
Schläger  selbst  so  vollständig  beseitigt  ist,  dass  nur  noch  die  Entfernung  der 
Parentel  massgebend  ist  und  danach  etwa  Oheim,  erster  Vetter  und  zweiter 
Neffe  denselben  Betrag  zu  zahlen  haben.  Mögen  da  aber  die  sonstigen  Ge- 
sichtspunkte abweichen,  so  kommt  jedenfalls  der  Neffe  überall  nur  als  Glied 
der  Gruppe,  der  auch  sein  Vater  angehört,  in  Betracht.  Auch  für  die  we- 
niger genauen  Angaben  des  ditmarsischen  Rechts,  vgl.  Brunner  Sippe  24, 
ergibt  sich  nach  dem  weiterhin  zu  Bemerkenden  dasselbe,  insofern  auch 
hier  der  Vertheilung  die  den  Parentelen  entsprechende  Gliederung  der 
Sippe  zu  Grunde  liegt. 

279«  Mit  dieser  geänderten  Einreihung  der  Neffen  ergibt  sich  nun 
eine  wesendich  andere  Auffassung  der  Gliederung  der  Sippe  überhaupt. 
Nicht  die  Seitenentfernung  der  Personen  selbst  vom  Erschlagenen,  welche 
für  Oheim  und  Neffen  dieselbe  ist,  ist  massgebend  für  die  Gliederung, 
sondern  die  Seitenentfernung  der  von  gemeinsamen  Stammeltern  absteigen- 
den Linien,  und  damit  die  Zugehörigkeit  zu  einer  nähern  oder  entfernteren 
Parentel.  Es  wird  sich  nun  kaum  behaupten  lassen,  dass  eine  solche  Glie- 
derung der  Sippe  nach  Parentelen  oder  Nachkommenschaften, 
der  wir  auch  bei  der  Erbenfolge  wieder  begegnen  werden,  von  vornherein 
als  eine  weniger  naheliegende  zu  betrachten  sei,  als  die  nach  Vetterschaften. 
Ich  glaubte  S  188  die  Ansicht  vertreten  zu  sollen,  dass  eine  älteste  geschlos- 
sene Sippschaft  sich  überhaupt  nur  an  eine  Parentel  anknüpfen  konnte. 
Sehen  wir  aber  auch  davon  ab,  fassen  wir  die  wechselnde  Sippe  ins  Auge, 
wie  sie  sich  unter  dem  stärkern  Einfluss  der  Ehe  aus  dem  Ineinandergreifen 
mehrerer  Sippschaften  ergeben  musste,  so  wird  von  vornherein  kaum  etwas 
der  Annahme  im  Wege  stehen,  dass  man  sich  auch  für  die  Gliederung 
dieser  zunächst  an  die  Parentelen  hielt.  Denn  für  die  auf  den  ersten  Blick 
auffallende  Nichtbeachtung  der  Entfernung  von  der  Ausgangsperson,  wo- 
nach ein  erster  Vetter  und  zweite  Neffen,  deren  Vater  vorverstorben,  gleich- 
gestellt erscheinen,   findet  sich  ja  ein  sehr  naheliegender  ausreichender 
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279]  Gesichtspunkt  darin,  dass  beachtet  werden  konnte,  es  werde  durch 
den  Erbgang  auch  der  Antheil  des  Vetters  schliesslich  auf  zweite  Neffen 
kommen. 

Beide  Anordnungen,  die  nach  Vetterschaften  und  die  nach  Nach- 
kommenschaften, zeigen  nun  weiter  gerade  in  diesen  Verhältnissen  übrigens 
so  engen,  zweifellos  nur  aus  Verwandtschaft  zu  erklärenden  Zusammen- 
hang, dass  an  einem  gemeinsamen  Ausgangspunkte  nicht  zu  zweifeln  ist. 
Auch  mit  Rücksicht  auf  spätere  Erönerungen  wird  es  sich  daher  empfehlen, 
aufdie  Frage  nach  derUrsprünglichkeit  der  Gliederung  nach 
Vetterschaften  oder  nach  Parentelen  einzugehen.  Und  da  schei- 
nen mir  eine  Reihe  von  Haltpunkten  dafür  zu  sprechen,  dass  wir  in  dem 
Massgeben  der  Parentelen  nachträgliche  Aenderung  einer  ursprünglichem 
Gliederung  nach  Vetterschaften  zu  sehen  haben. 

Zunächst  wird  zu  beachten  sein,  dass  sich  diese  Gliederung  nach 
Massgabe  unserer  bisherigen  Erörterungen  wenigstens  auf  dem  Gebiete 
der  Todtschlagsühne  als  eine  Eigenthümlichkeit  des  friesischen 
Rechtes  und  einiger  diesem  näher  verwandten  flandrischen  Rechte  dar- 
stellt. In  den  bisher  besprochenen  Rechten  ist  sie,  wenn  die  fernere  Glie- 
derung auch  nicht  genauer  angegeben  ist,  durchweg  schon  dadurch  aus- 
geschlossen, dass  sich  bestimmt  Gleichstellung  von  Oheim  und  Neffen  er- 
gibt. Nur  im  nordschwedischen  Recht  ist  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, dass  der  Neffe  ebenso,  wie  der  Oheim,  zu  den  Ersten  in  der 
Freundschaft  gehört;  wir  glaubten  das  §  276  nur  aus  dem  Zusammenhange 
folgern  zu  sollen.  Zeigt  nun  gerade  das  nordschwedische  Recht  in  der 
Erbenfolge  wohl  Annäherung  an  die  Parentelenordnung,  so  könnte  man 
Gewicht  darauf  legen,  dass  bei  der  Folge  der  Todtschlagserben  in  Helsinge- 
lagen,  vgl.  S  276,  der  Neffe  dem  Oheim  gegenüber  stark  bevorzugt  erscheint. 
Die  Folge  ist  nämlich :  Vater  oder  Sohn,  Bruder,  Sohnessohn,  Vatersvater, 
Brudersohn,  Schwestersohn,  Tochtersohn,  Muttervater,  Vatersbruder,  Mut- 
terbruder. Es  ist  also  der  Neffe  überhaupt  vor  dem  Oheim  und  selbst  der 
Neffe  von  Weiberseite  vor  dem  Oheim  von  Vaterseite  berufen.  Eine  Be- 
vorzugung der  väterlichen  Parentel  vor  der  grossväterlichen  bezüglich  des 
eventuellen  Anspruchs  auf  den  dem  Klaginhaber  zukommenden  Haupt- 
betrag ist  da  nicht  wohl  zu  verkennen.  Andererseits  ergibt  aber  auch  diese 
Aufzahlung,  dass  der  Neffe  nicht  etwa,  wie  in  den  ft-iesischen  Rechten,  als 
in  engstem  Zusammenhange  mit  seinem  Vater  stehend,  nur  als  in  die  Stelle 
desselben  eintretend  behandelt  erscheint,  da  er  durch  andere  Personen  von 
ihm  getrennt  ist.  Es  wird  doch  kaum  etwas  erübrigen,  als  die  Annahme, 
dass  für  Vertheilung  der  Geschlechtsbusse  alle  hier  nach  dem  Bruder  Ge- 
nannten im  Anschluss  an  andere  Rechte  als  gleichberechtigte  Erste  in  der 
Freundschaft  behandelt  sind,  während  sich  dann  allerdings  bei  den  Be- 
stimmungen über  das  Todtschlagserbe  eine  Annäherung  an  den  friesischen 
Gesichtspunkt  geltend  macht. 

In  der  Gliederung  nach  Parentelen  zunächst  eine  Eigenthümlichkeit 
des  friesischen  Rechts  zu  sehen,  liegt  auch  desshalb  nahe,  weil  sich  ein 
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Zusammentreffen  mit  einer  EigenthUmlichkeit  der  friesi- 
schen Erben  folge  zu  ergeben  scheint.  Wir  werden  auch  in  andern 
ostgermanischen  Rechten,  insbesondere  auch  im  nordschwedischen,  auf 
Bestimmungen  stossen,  wonach  der  Nachlass  unter  den  Erben  der  Vater- 
seite und  denen  der  Mutterseite  zu  hälften  ist.  Aber  doch  nur,  wenn  es 
sich  um  Erben  gleichen  Grades  handelt.  Dagegen  ist  nun  in  den  meisten 
friesischen  und  den  ihnen  entsprechenden  flandrischen  Rechten  jener  Ge- 
sichtspunkt so  weit  durchgeführt,  dass  dabei  von  jeder  Beachtung  der  Nähe 
des  Grades  abgesehen  wird  und  der  Nachlass  immer  nach  den  beiden  Eltern- 
seiten zu  theilen  ist,  so  dass  selbst  der  überlebende  Eltemtheil  nur  den 
halben  Nachlass  seines  Kindes  nimmt,  während  die  andere  Hälfte  an  sehr 
entfernte  Erben  der  andern  Seite  fallen  kann.  Es  macht  sich  da  bezüglich 
der  Verhälmisse  der  Todtschlagsühne  und  der  Erbenfolge  eine  so  verwandte, 
von  der  anderer  Rechte  abweichende  Auffassung  geltend,  dass  doch  nichts 
näher  liegt,  als  die  Annahme,  es  handle  sich  in  beiden  Fällen  um  Bestim- 
mungen, welche  sich  im  friesischen  Recht  erst  nachträglich  nach  seiner 
Abzweigung  von  den  näherverwandten  Rechten  selbstständig  entwickelt 
haben  dürften. 

280.  Wird  die  Erbenbusse  überhaupt  nicht  gehälftet,  so  fanden  wir 
allerdings  auch  in  andern  Rechten  die  HälÄung  der  Geschlechtsbusse  nach 
Vaterseite  und  Mutterseite,  vgl.  S  268.  Aber  es  fehlt  doch  jeder  Halt,  wel- 
cher da  auf  Weiterverfolgen  desselben  Gesichtspunktes  über  die  beiden 
Elternseiten  hinaus  deutete.  Dagegen  finden  wir  nun  im  friesischen  Recht, 
dass  derselbe,  wie  er  schon  bei  den  Eltern  selbst  massgebend  ist,  dann  auch 
weiter  verfolgt  wurde,  und  damit  zu  der  für  das  friesische  Recht  massge- 
benden Viertheilung  der  Sippe*  in  Viertel  oder  Klüfte  führte,  welche 
sich  dann  wohl  noch  weiter  in  einer  Theilung  in  Achtel,  Fechten,  Fänge 
oder  Schlachten  fortsetzt;  vgl.  Brunner  Sippe  18  ff.,  49  ff.  Es  wurde  be- 
achtet, dass,  wie  die  beiden  Eltern  verschiedenen  Sippen  angehörten,  ebenso 
die  Grosseltem  sich  auf  vier,  die  Urgrosseltem  auf  acht  Sippen  oder  Pa- 
rentelen  vertheilten.  Es  stellte  sich  daraufhin  die  Anschauung  fest,  dass  in 
den  verschiedensten  Beziehungen  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreund- 
schaft sich  nicht  gerade  nach  Massgabe  der  Entfernung,  sondern  entspre- 
chend jener  Gliederung  vertheilen  sollten ;  insbesondere  nach  Massgabe  der 
Vienel,  als  deren  Vertreter  zunächst  die  den  vier  Parentelen  der  Urgross- 
elternpaare  angehörenden  Achtersusterkinder  oder  zweite  Vettern  genannt 
zu  werden  pflegen.  Und  zwar  auch  in  Fällen,  wo  die  Betheiligung  sich 
noch  weiter  erstrecken  soll.  So  wird  im  Liber  hirsutus  von  Utrecht,  Muller 
Rechtsbr.  der  st.  Utr.  1,78,  der  Betrag  des  Maggeldes  nur  für  das  Achter- 
susterkind  angegeben  und  dann  gesagt,  dass  die  übrigen  Beträge  sich  da- 
nach richten,  ob  Jemand  näher  oder  ferner  geboren  ist. 

Da  konnten  sich  nun  aber  Schwierigkeiten  daraus  ergeben,  dass  jede 
engere  Parentel  einen  Theil  mehrerer  weiteren  Parentelen  bildet,  was  dem- 
nach ein  Ineinandergreifen  der  Viertel  zur  Folge  haben  musste. 
Wo  nur  die  Erbenfolge  nach  Parentelen  geordnet  scheint,  da  schliesst  die 
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280]  nähere  die  entferntere  überhaupt  aus ;  dass  jene  zugleich  dieser  an- 
gehört, hat  da  keine  Bedeutung.  Anders  hier,  wo  die  entfernteren  Klassen 
nicht  ausgeschlossen,  sondern  nur  mit  sich  mindernden  Betrügen  betheiligt 
sind.  Nur  die  Nachgeschwisterkinder,  die  Achtersusterkinder  oder  Anders- 
zweere,  mit  ihren  Vorfahren  und  Nachkommen  gehören  lediglich  einem 
bestimmten  Viertel  an.  Sollten  alle  zum  Viertel  gehörenden  Personen  in 
gleicher  Weise  herangezogen  werden,  so  war  zu  beachten,  dass  die  Brüder 
durch  das  Elternpaar  allen  vier  Vierteln,  die  Geschwisterkinder  aber  durch 
die  beiden  Grosselternpaare  je  zwei  bestimmten  Vierteln  angehörten;  dem 
entsprechend  finden  wir  sie  denn  auch  in  allen,  beziehungsweise  zwei  Vier- 
teln ebenso  betheiligt,  wie  die  Personen,  welche  lediglich  einem  der  Viertel 
angehörten.  Oder  es  werden  die  Viertel  und  Achtel  überhaupt  erst  wirk- 
sam, wenn  sie  nicht  bereits  durch  zu  ihnen  zu  rechnende  nähere  Freunde 
vertreten  sind.  So  finden  sich  1423  bei  einer  Todtschlagsühne  zu  Dortrecht, 
Fruin  Rechten  van  Dordr.  2,43,  Bürgen  von  Seiten  der  lebenden  Hand  für 
die  ganze  Vaterhälfte,  dann  für  ein  Viertheil  von  Seiten  der  Mutter,  weiter 
für  die  beiden  andern  Achtentheile  der  Mutterseite  bestellt,  während  die 
todte  Hand  durch  die  vier  Viertheile  vertreten  erscheint. 

Diese  ganze  Anordnung  erscheint  nun  doch  als  eine  so  gekünstelte 
und  mit  der  sonst  im  germanischen  Recht  so  bestimmt  in  den  Vordergrund 
tretenden  Rücksichtnahme  auf  die  Entfernung  des  Bluts,  wie  sie  sich  ins- 
besondere auch  indem  ursprünglichen  Fehlen  eines  Eintrittsrecht  der  Enkel 
ausspricht,  so  wenig  vereinbare,  dass' man  sich  schwer  entschliessen  wird, 
sie  für  die  ursprüngliche  zu  halten.  Andererseits  ist  ihr  freilich  strengere 
Folgerichtigkeit  nicht  abzusprechen,  wenn  einmal  überhaupt  der  Unterschied 
beider  Elternseiten  irgendwie  berücksichtigt  wurde,  wie  das  doch  auch  in 
andern  Rechten  der  Fall  war.  Und  wenn  Jemand  daraufhin  geltend  machen 
wollte,  dass  wegen  dieser  Folgerichtigkeit  sich  eben  nur  im  friesischen  Recht 
die  ursprünglichste  Auffassung  erhalten  habe,  so  würde  das  kaum  von  vora- 
herein  zu  bestreiten  sein,  wenn  auch  der  Versuch  grössere  Schwierigkeiten 
bieten  dürfte,  sich  den  Uebergang  von  den  Parentelen  zu  Vetterschaften  zu 
vergegenwärtigen,  als  umgekehrt. 

281.  Vor  allem  scheint  mir  gegen  die  Ursprünglich keit  jener  die 
Unvereinbarkeit  der  Parentelenordnung  mit  Bezeichnung 
und  Zählung  derGliederung  derSippe  zu  sprechen.  Lag  jener 
die  Auffassung  zu  Grunde,  dass  die  Nachkommenschaft  jedes  Stammeliem- 
paares  einen  engeren  Verband  innerhalb  der  Sippe  bilde,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Entfernung  von  der  Ausgangsperson,  so  wäre  doch  zu  erwarten, 
dass  das  auch  bei  Bezeichnung  und  Zählung  irgendwie  zum  Ausdrucke 
gelangt  wäre. 

Was  aber  jene  betrifft,  so  fehlen  alle  Bezeichnungen,  welche  auf 
die  Stammeltern  als  das  verbindende  Moment  hinwiesen,  in  denen  sich 
das  Bewusstsein  der  gemeinsamen  Abstammung  von  einem  nähern  oder 
entfernteren  Stammelternpaare  ausspräche.  Schon  Geschwister  werdeo 
nicht  als  Kinder  derselben  Eltern,  sondern  mit  besondern  Ausdrücken  als 
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unmittelbare  Seitenverwandte  bezeichnet;  nur  etwa  da,  wo  das  Verhältniss 
der  Halbgeburt  beachtet  wird,  stossen  wir  auf  Ausdrücke,  welche  sie  ge- 
nauer zugleich  als  Kinder  desselben  Vaters  oder  derselben  Mutter  kenn- 
zeichnen. Ebenso  knüpfen  alle  weitere  Bezeichnungen  durchweg  an  Ver- 
hältnisse der  Seitenverwandtschaft,  an  Geschwisterschaft  oder  Vetterschaft 
an,  fuhren  irgendwie  nur  auf  ein  Stammgeschwisterpaar  zurück ;  nur  sehr 
vereinzelt,  vgl.  S  234,  erscheint  der  Stammvater  unmittelbar  ins  Auge  ge- 
fasst.  Darauf  möchte  ich  nun  allerdings  an  und  für  sich  kein  grösseres 
Gewicht  legen.  Denn  das  Zurückgehen  nur  auf  die  Stammgeschwister 
schloss  nicht  gerade  aus,  dass  man  dennoch  beachtete,  wie  damit  auch  im- 
mer ein  gemeinsamer  Stammvater  gegeben  sei. 

Dagegen  ist  nun  gerade  bei  den  bisher  besprochenen  Zählungen 
nicht  abzusehen,  wie  sie  sich  im  Anschlüsse  an  die  Folge  der  Parentelen 
gebildet  haben  sollten.  Wollte  man  die  Sippe  eines  Erschlagenen  nach 
Parentelen  gliedern  und  zählen,  so  lag  gewiss  nichts  näher,  als  Bezeichnung 
der  eigenen  Nachkommenschaft  desselben  als  erster,  der  seines  Vaters  als 
zweiter  Parentel,  und  so  weiter  nach  den  Gliedern  der  aufsteigenden  Linie. 
Es  scheint  das  so  in  der  Natur  der  Sache  zu  liegen,  dass  der  neuere  wissen- 
schaftliche Sprachgebrauch  sich  durchweg  dieser  Zählungsweise  bedient. 
Aber  in  den  älteren  Quellen  findet  sich,  so  weit  ich  sehe,  auch  nicht  das 
Geringste,  was  auf  solche  Zählungsweise  hindeuten  würde. 

Nun  könnte  immerhin  der  Umstand,  dass  die  absteigende  Linie  viel- 
fach anders  behandelt  wurde,  die  Annahme  rechtfertigen,  man  habe  die 
Parentelenordnung  als  lediglich  für  die  Seitenverwandtschaft  massgebend 
betrachtet.  Dann  aber  würde  eine  Zählung  der  Parentelen  nach  Zählung 
der  Stammeltern  vom  Erschlagenen  aufwärts  zu  erwarten  sein;  es  müsste 
also  die  väterliche  Nachkommenschaft  als  erste,  die  urgrossväterliche  als 
dritte  gezählt  sein.  Eine  solche  Zählung  würde  wirklich  eingreifen,  wenn 
wir  etwa  überall,  wo  von  dritten  Männern  in  der  Verwandtschaft  die  Rede 
ist,  darunter  nur  Alle  zu  verstehen  hätten,  welche  mit  dem  Erschlagenen 
einen  Urgrossvater  gemeinsam  hätten.  Nach  der  Tafel  S  260  trifft  das  aller- 
dings zu  füri4undZ>^/  dass  beide  denselben,  im  dritten  Gliede  von  ihnen 
aufwärts  stehenden  Urgrossvater  gemeinsam  haben,  mag  für  die  Zählung 
massgebend  gewesen  sein.  Das  aber  trifft  lediglich  Personen  einer  ganz 
bestimmten  verwandtschaftlichen  Stellung.  So  weit  sich  auch  eine  Gliede- 
rung der  ganzen  Sippe  daran  anknüpfen  soll,  entfällt  sofort  die  Ueberein- 
stimmung  der  Zählung  mit  der  Folge  der  Parentelen.  Den  dritten  Männern 
im  engern  Sinne  können,  wie  ich  das  bei  Besprechung  der  Kniezählung 
für  die  norwegische  Erbenfolge  nachzuweisen  versuchen  werde,  alle  die 
gleichgestellt  sein,  für  welche  sich  auf  den  gebrochenen  Linien  eine  ent- 
sprechende Anzahl  von  Gliedern  ergibt,  also  auch  C6,  der  zu  A  im  zweiten 
und  vierten  Grade  vom  Stammvater  steht;  dann  aber  ist  dieser  Stammvater 
nicht  mehr  Urgrossvater,  sondern  der  Grossvater  der  Ausgangsperson.  Be- 
stimmter noch  wird  sich  bei  Besprechung  der  Zählung  nach  der  längsten 
Linie  ergeben,  dass  dritte  Männer  oder  Drittknielinge  Alle  sind,  welche  drei 
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281]  Glieder  von  irgendwelchem  gemeinsamem  Stammvater  abstehen,  also 
ausser  D6  auch  C^  und  34,  also  Freunde  aus  drei  verschiedenen  Parentelen. 

So  ergibt  sich,  so  weit  ich  sehe,  lediglich  bei  der  besprochenen  fHe- 
sisch-flandrischen  Gliederung  eine  Zahlung,  welche  sich  insofern  den  Pa- 
rentelen anschliesst,  als  alle  zu  einer  der  gezählten  oder  eine  Zählung  zu- 
lassenden Gruppen  gehörenden  Personen  auch  derselben  Parentel  angehören. 
Diese  Zählung  aber  schliesst  sich  genau  der  nach  Vetterschaften  an,  indem 
in  Friesland,  vgl.  §  251  flf.,  Erstbürtige  und  ZweitbUrtige  oder  Geschwi- 
sterkinder und  Nachgeschwisterkinder,  dann  Dritte  gezählt  werden;  und 
entsprechend  in  Flandern,  vgl.  S  247,  Rechtezweers,  Anderzweers,  dann 
Derdezweers.  Damit  ergibt  sich  denn  aber  auch  unmittelbar,  dass,  falls 
hier  nach  Parentelen  gezählt  sein  würde,  erst  die  des  Grossvaters,  nicht 
die  des  Vaters,  als  erste  gefasst  wäre,  dass  die  für  die  Folge  der  Parentelen 
massgebende  Zählung  der  Stammväter  also  nicht  vom  Erschlagenen,  son- 
dern von  dessen  Vater  ausgegangen  sein  würde.  Es  ist  nun  allerdings  ver- 
sucht, vgl.  ßrunner  Sippe  26,  diese  Zählung  der  grossväterlichen  Parentelen 
als  der  ersten  daraus  zu  erklären,  dass  bei  den  Grosseltempaaren  überhaupt 
erst  die  Spaltung  der  Sippe  beginnt.  Diese  Erklärung  aber  erscheint  mir 
doch  gekünstelt  und  wenig  naheliegend,  zumal  dann  noch  der  Umstand 
auffallen  müsste,  dass  jene  Zählung,  von  ganz  anderer  Auffassung  ausgehend, 
nun  dennoch  in  der  gleichen  Seitenlinie  genau  mit  der  Zählung  nach  Vet- 
terschaften zusammengetroffen  wäre. 

Unsere  bisherigen  Erörterungen  scheinen  uns  da  doch  bestimmt  auf 
eine  andere  Annahme  hinzuweisen;  die  nämlich,  dass  die  Zählung  sich  nur 
desshalb  der  Folge  der  Parentelen  nicht  anpasst,  weil  bei  ihr  eine  Zählung 
dieser  überhaupt  nicht  beabsichtigt  war.  Die  Zählung  nach  Venerschaften  zu- 
nächst auf  der  gleichen  Seitenlinie,  wie  wir  sie  bei  den  verschiedensten  Stam- 
men fanden,  liegt  auch  hier  zweifellos  der  ganzen  Anordnung  zu  Grunde. 
Die  Zählung  der  Vettern  im  engern  Sinne  stimmt  durchaus  Uberein.  Es 
ergibt  sich  aber  weiter,  dass  auch  für  die  ganze  Gliederung  der  Sippe  zu- 
nächst nur  diese  ins  Auge  gefasst  sind.  Als  zur  Vertretung  des  ganzen 
Viertels  berufen  werden  immer  in  erster  Reihe  die  Achtersusterkinder,  die 
zweiten  Vettern  genannt.  Insbesondere  werden  wir  dann  auch  hier  wieder 
auf  Belege  stossen,  wie  da,  wo  Beträge  sich  nach  der  Gliederung  der  Sippe 
abstufen  sollen,  nicht  selten  lediglich  die  auf  die  Venerschaften  entfallenden 
Beträge  genannt  sind,  ohne  Erwähnung  der  ungleichen  Grade,  welche  also 
auch  hier  irgendwie  als  unter  den  in  erster  Reihe  berücksichtigten  Vettern 
einbegriffen  behandelt  sein  müssen.  Weiter  kommt  auch  wohl  noch  die 
Auffassung  zum  Ausdruck,  dass  die  Venheilung  sich  nach  der  Entfernung 
vom  Erschlagenen  zu  regeln  hat  und  für  diese  die  Zählung  der  Vetter- 
schaften den  bestimmten  Halt  gibt.  So  wenn  es  zu  Brügge  heisst,  dass  an 
der  Moetsühne  alle  die  betheiligt  sind,  welche  dem  Erschlagenen  näher 
stehen,  als  die  Rechtzweers. 

Das  Gewicht,  welches  wir  da  überaU  auf  die  Vetterschaften,  auf  die 
gleiche  Seitenlinie  gelegt  finden,  würde  schwer  erklärlich  sein,  wenn  die 
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ganze  Gliederung  sich  schon  ursprünglich  im  Anschluss  an  die  Paren- 
telen  entwickelt  hätte.  Die  Bezeichnung  der  Parentelen  hätte  sich  dann 
doch  naturgemäss  zunächst  nicht  an  die  zu  ihr  gehörenden  Vettern,  son- 
dern an  diejenigen  Personen  aiikntlpfen  sollen,  von  welchen  die  absteigende 
Linie  ausging;  wenn  nicht  an  den  Stammvater,  doch  an  die  Stammge- 
schwister, an  die  Oheime  der  aufsteigenden  Linie.  Ist  das  in  einzelnen 
friesischen  Rechten,  worauf  wir  zurückkommen,  wirklich  geschehen,  ist 
von  Oheimen  und  ihren  Nachkommen,  dann  von  Grossoheimen  und  ihren 
Nachkommen  die  Rede,  so  entspricht  das  zweifellos  ungleich  mehr  der 
für  die  Parentelenordnung  massgebenden  Auffassung;  lässt  damit  aber  nur 
um  so  bestimmter  hervortreten,  wie  wenig  jene  Betonung  der  Vetter- 
schaften  sich  erklären  würde,  wenn  wir  in  derselben  nicht  einen  Rest  aus 
einer  Zeit  zu  sehen  hänen,  der  für  die  gesammte  Gliederung  der  Verwandt- 
schaft nicht  die  absteigenden  Linien,  sondern  die  Seitenentfernung  ins  Auge 
fasste. 

382«  Zeigt  sich  bis  dahin  keinerlei  Abweichung  der  Gliederung  nach 
Parentelen  von  der  nach  Vetterschaften,  so  erübrigt  als  einziger  Unterschied 
die  schon  S  278  betonte  geänderte  Einreihung  der  Neffen,  der 
Umstand,  dass  im  friesischen  Gebiete  die  Neffen  nicht  zu  derselben  Gruppe 
gehören,  wie  der  vom  Erschlagenen  gleich  weit  abstehende  Oheim,  sondern 
zu  der  nähern  Gruppe,  der  ihr  Vater  angehört,  womit  sich  die  Gliederung 
nach  Parentelen  herstellt.  Ganz  dasselbe  ist  dann  zweifellos  auch  für  die- 
jenigen flandrischen  Städte,  wie  Gent  und  Brügge,  vgl.  Brunner  Sippe  60  ff., 
anzunehmen,  in  welchen  die  Venheilung  der  Magsühne  nach  den  Vierteln 
der  Sippe  erfolgt.  Denn  eben  die  Viertelung,  der  Parentelenordnung  ent- 
sprechend, schliesst  die  für  die  Vetterschaften  massgebende  Gleichstellung 
von  Oheim  und  Neffen  aus.  Der  erste  Neffe  gehört,  wie  der  Bruder,  allen 
vier  Vierteln  an ;  der  erste  Oheim  aber  ebenso,  wie  der  erste  Vetter  und 
zweite  Neffe  nur  zwei  Vierteln.  Soll  nun,  wie  das  insbesondere  zu  Brügge 
ausdrücklich  gesagt  ist,  der  Rechtszweer  in  jedem  Viertel  das  Zweifache 
erhalten,  wie  der  Anderzweer,  so  würde,  wenn  wir  auch  da  den  Neffen 
ebenso  als  Rechtszweer  behandeln  wollten,  wie  den  Oheim,  jener  das  Dop- 
pelte erhalten,  wie  dieser. 

Ist  diese  abweichende  Einreihung  der  Neffen  das  Einzige,  was  hier 
einen  wesentlichen  Unterschied  begründet,  so  wird  daran  auch  anzuknüpfen 
sein,  um  uns  die  wahrscheinliche  Entstehung  der  friesischen  Ge- 
staltung zu  vergegenwärtigen,  falls  diese,  wie  das  die  bisherigen  Erörte- 
rungen doch  schwer  bezweifeln  lassen,  von  derselben  Gliederung  in  Veiter- 
schaften  ausging,  wie  wir  sie  in  andern  Rechten  finden.  Während  für  diese 
sonst  die  Seitenentfernung  vom  Erschlagenen  massgebend  war,  fand  in  das 
friesische  Recht  die  Auffassung  Eingang,  dass  Rechte  und  Pflichten  der 
Blutsfreundschaft  sich  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  von  der  Aus- 
gangsperson auf  die  sich  aus  den  Spaltungen  der  aufsteigenden  Linien 
ergebenden  Parentelen  gleich  vertheilen  sollten. 

Macht  diese  Auffassung,  wie  bei  derTodtschlagsühne,  sich  auch  wohl 
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283]  auf  dem  Gebtete  des  Erbrechts  und  des  damit  eng  zusammenhäagenden 
Vormuadschaftsrechts  geltend,  vgl.  Brunner  Sippe  49  ff.,  so  Hesse  sich  die 
Frage  aufwerfen,  auf  welchem  der  beiden  Gebiete,  falls  wir  die  Parentelen- 
ordnung  nicht  für  die  ursprüngliche  halten,  dieselbe  sich  zuerst  entwickelt 
haben  dürfte.  Das  könnte  dann  wohl  nur  das  Gebiet  der  Todtschlagsühne 
sein,  da  hier  die  Rücksicht  auf  die  Spaltungen  der  Sippe  sich  viel  allge- 
meiner durchgeführt  zeigt  und  sich  auch  da  ergibt,  wo  das  Erbrecht  sich 
überhaupt  nur  an  die  Nähe  des  Grades  hält,  während  dieses  auch  da,  wo  es 
den  Unterschied  der  beiden  Elternseiten  durchgreifend  berücksichtigt,  vgl. 
S  279,  keineswegs  überall  auch  die  Weiterspaltung  der  Sippe  beachtet,  ins- 
besondere in  Widerspruch  mit  der  Parentelenordnung  Oheim  und  Neffen 
als  gleichgestellte  Erben  behandelt.  Wir  werden  auf  diese  Verhältnisse 
zurückkommen.  Die  Hälftung  des  Nachlasses  zwischen  beide  Eltemseiten 
in  den  meisten  friesischen  Rechten  mag  sich  selbstständig,  wenn  auch  gleich- 
falls im  Anschluss  an  die  sich  im  friesischen  Recht  geltend  machende 
geringere  Berücksichtigung  der  Nähe  des  Grades  festgestellt  haben.  Wo 
sich  dann  aber  in  einzelnen  Rechten  weitergehend  bei  der  Erbenfolge  auch 
Berücksichtigung  der  Viertel  und  Achtel  zeigt,  dürfte  das  dem  Einflüsse 
der  Theilung  der  Todtschlagsühne  zuzuschreiben  sein. 

Griff  nun  zunächst  auf  dem  Gebiet  der  Todtschlagsühne  die  Auf- 
fassung ein,  dass  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreundschaft  sich  auf  die 
Parentelen  gleich  vertheilen  sollten,  so  konnte  dafür  die  von  uns  als  ur- 
sprünglich betrachtete  Gliederung  der  Sippe  nach  Vetterschaften  nicht  mehr 
als  Grundlage  dienen.  Bezüglich  der  Querlinien  der  Oheime  und  Vettern 
bot  sich  keine  Schwierigkeit,  da  bis  dahin  Vetterschaften  und  Parentelen 
zusammenflelen.  Dagegen  gerieth  nun  der  Neffe  in  eine  ganz  andere  Stel- 
lung, insofern  er  zur  doppelten  Zahl  von  Parentelen  gehörte,  wie  der  ihm 
bisher  gleichstehende  Oheim  oder  Vetter.  Damit  ergab  sich  die  Nothwen- 
digkeit,  die  Neffen  in  irgendwelcher  Weise  derselben  Gruppe  anzureihen,  1 
zu  der  ihr  Vater  gehörte,  welchem  sie  in  jener  Beziehung  gleichstanden.  I 
Wäre  es  anderntheils  unbillig  gewesen,  dem  Neffen  denselben  Betrag  zu-  ' 
zusprechen,  wie  seinem  noch  lebenden  Vater,  so  musste  sich  daraus  die 
Gestaltung  ergeben,  dass  man  die  Neffen  überhaupt  nicht  mehr  als  selbst- 
ständige Glieder  der  Sippe  behandelte,  von  ihnen  ganz  absah,  so  lange  der 
Vater  lebte,  während  sie,  wenn  dieser  gestorben  war,  in  dessen  Stelle  ein- 
traten. Die  Söhne  des  ersten  Vetter,  des  Susterling  oder  Kechtszweer,  ge- 
hörten nicht  mehr,  wie  früher,  zu  den  zweiten  Vettern  mit  den  Rechten 
und  Pflichten  dieser;  sie  waren  aber  auch  nicht  erste  Vettern,  sondern 
Söhne  eines  ersten  Vetter,  die  nur,  wenn  dieser  vorverstorben  war,  in  dessen 
Stelle  eintraten.  Die  friesischen  Bestimmungen,  vgl.  S  278,  weisen  bestimmt 
daraufhin;  und  wir  haben  das  zweifellos  überall  anzunehmen,  wo  nur  von 
den  Vettern,  nicht  aber  von  ihren  Kindern  in  Verbindung  mit  der  Viertc- 
lung  der  Sippe  die  Rede  ist. 

283.    Endlich  dürfte  sich  als  gewichtiger  Beleg  für  die  Annahme, 
dass  die  friesische  Ordnung  nach  Nachkommenschaften  sich  auf  Grund  der 
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nach  Vetterschaften  eatwickeh  habe,  noch  die  schwankende  Behand- 
lung der  Oheime  gehend  machen  lassen.  Die  Untersuchung  über  die 
Veiterschaften  führte  zu  dem  Ergebnisse,  d»ss  ursprünglich  wenigstens  bei 
der  Todtschlagsühne  erste  Oheime,  Vettern  und  Neffen  als  gleichgestellt 
betrachtet  wurden ;  dass  dann  auch  da,  wo  wohl  erst  nachträglich  die  ge- 
ringere Entfernung  der  ungleichen  Grade  beachtet  wurde,  wie  in  Island, 
im  Frostuthingrecht,  in  Nordschweden,  sich  wenigstens  die  GleichsteUung 
von  Oheim  und  Neffen  erhielt,  indem  sie  gleichmässig  stärker  betheiligt 
erscheinen,  als  der  Vetter.  Aenderte  sich  nun  hier  die  ursprüngliche  Ord- 
nung dahin,  dass  die  Neffen  als  selbstständige  Glieder  der  Sippe  überhaupt 
nicht  mehr  berücksichtigt  wurden,  nur  eventuell  in  die  Stelle  des  Vaters 
eintraten,  der  erste  Neffe  in  die  des  Bruders,  der  zweite  Neffe  in  die  des 
ersten  Vetter,  so  konnte  die  Stellung  des  Oheims  ganz  dieselbe  bleiben,  nach 
wie  vor  der  erste  Oheim  dem  ersten  Vetter  gleichstehen.  Wo  in  Verbin- 
dung mit  der  die  Stellung  des  Neffen  verschiebenden  Viertelung  nach  dem 
Betrag  für  den  Bruder  nur  der  Betrag  des  ersten,  dann  des  zweiten  Vetter 
genannt  wird,  haben  wir  denn  auch  zweifellos  anzunehmen,  dass  der  erste 
und  zweite  Oheim  ebenso  in  Rechnung  kam,  wie  der  entsprechende  Vetter, 
da  er  andernfalls  leer  ausgegangen  sein  würde.  Nur  die  Nichtnennung  des 
Neffen  wird  sich  da,  wo  wir  überhaupt  auf  Parentelenordnung  hingewiesen 
sind,  daraus  erklären  lassen,  dass  er  bei  Lebzeiten  seines  Vaters  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kam,  nur  eventuell  statt  desselben  eintrat. 

Aber  für  diese  Nichtberücksichtigung  des  Oheim  und  dessen  daraus 
zu  folgernde  fondauernde  Gleichstellung  mit  dem  Vetter  finden  sich  be- 
stimmtere Belege  nur  aus  Flandern,  auf  welche  wir  zurückkommen.  Im 
friesischen  Rechtsgebiete  scheint  sich  doch  überwiegend  der  Gesichtspunkt 
geltend  gemacht  zu  haben,  dass,  nachdem  die  Stellung  der  Neffen  zu  den 
Vettern  eine  ganz  andere  geworden  war,  auch  die  ganz  entsprechende  der 
Oheime  und  Vettern  nicht  füglich  dieselbe  bleiben  könne,  der  Oheim  als 
näheres  Glied  derselben  Parentel  irgendwie  vor  dem  Vetter  zu  bevorzugen 
sei.  Das  erscheint  dann  aber  in  so  verschiedener  Weise  durchgeführt,  dass 
wir  gewiss  anzunehmen  haben,  es  könne  sich  in  diesen  Dingen  nur  um 
verhältnissmässig  späte  Aenderungen  einer  früheren  einheitlichem  Gestal- 
tung handeln,  die  dann  auch  in  ein  und  demselben  Rechtsgebiete  unab- 
hängig von  einander  in  verschiedener  Richtung  erfolgen  konnten. 

284*  Es  konnte  nun  am  nächsten  liegen,  das  Verhältniss  von  Oheim 
und  Vetter  ebenso  aufzufassen,  wie  das  zwischen  Bruder  und  Neffen  oder 
erstem  Vetter  und  zweitem  Neffen,  auch  dea  Vetter  nicht  als  selbstständig 
berechtigt,  sondern  als  nur  dann  eintretend  zu  behandeln;  wenn  ein  be- 
ztiglicher  Oheim  fehlte.  Das  fühn  dann  auf  das  schon  S  282  erwähnte 
Massgeben  der  aufsteigenden  Oheimlinie  für  die  Gliede- 
rungnachParentelen.  Eine  ganz  folgerichtige  Durchführung  dieser 
Auffassung  findet  sich  in  der  nordfriesischen  Krone  der  Wahr- 
heit S  17  ff.,  Richth.  Q.  564,  vgl.  Amira  Erbenf.  162,  Brunner  Sippe  20  ff. 
Hier  fehlt  jede  Spur  der  Vctternzählung.    Die  Parentelenordnung  ist  voU- 
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284]  ständig  durchgeführt,  die  Beträge  der  Tale  sind  der  elterlichen  Parentel, 
den  beiden  grosselterlichen  Parentelen,  dann  den  vier  Klüften,  endlich  den 
acht  Fechten,  vgl.  §  280,  zugew^iesen. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Parentel  ist  nicht  an  die  in  sie  fallende 
Vetterschaft  angeknüpft.  Andererseits  aber  auch  nicht  an  die  Häupter  der 
Parentel,  an  die  Stammeltern,  um  deren  Nachkommenschaft  es  sich  handelt; 
diese  bleiben  ganz  unberücksichtigt,  wie  wir  Entsprechendes  auch  bei  der 
Erbenfolge  finden  werden.  Massgebend  ist  die  Oheimsstellung ;  aber  nicht 
die  der  Oheime  der  obern  gleichen  Linie,  welche  wir  in  einem  weiterhin 
zu  besprechenden  holländischen  Zeugnisse  zunächst  beachtet  finden  werden. 
An  der  Spitze  jeder  Parentel  stehen  die  Oheime  der  aufsteigenden  Linie, 
also  die  Kinder  des  Hauptes  der  Parentel  und  Geschwister  des  Hauptes  der 
vorhergehenden;  nach  den  Brüdern  folgen  die  Oheime,  Grossoheime  und 
Urgrossoheime.  Es  wird  darin  weniger  ein  Rest  der  Seitenzählung  zu  sehen 
sein,  als  ein  Ergebniss  des  Brauches,  alle  Verwandtschaft  nur  bis  auf  das 
Stammgeschwisterpaar  zu  verfolgen,  wie  wir  das  S  239  ebenso  für  die  an 
die  aufsteigende  Oheimlinie  anknüpfenden  Verwandtschaftsbezeichnungen 
des  Fuero  juzgo  geltend  machten. 

Die  an  der  Spitze  der  Parentel  stehenden  Oheime  sind  nun  zunächst 
berufen,  schliessen  aber  weitere  Grade  der  Parentel  nicht  aus,  so  dass  neben 
ihnen  zwar  nicht  ihre  eigenen  Nachkommen,  wohl  aber  die  vorverstorbener 
Oheime  betheiligt  erscheinen.  So  heisst  es  schon  in  der  elterlichen  Parentel, 
dass  neben  Brüdern  Brudersöhne  und  Schwestersöhne  ein  Drittel  zu  neh- 
men haben,  was  nach  entsprechenden  Fällen  dahin  zu  verstehen  ist,  dass 
nach  Köpfen  so  zu  theilen  ist,  dass  jeder  Bruder  den  doppelten  Betrag  er- 
hält, wie  der  Neffe.  Und  derselbe  Gesichtspunkt  sollte  zweifellos  für  die 
folgenden  Parentelen  massgebend  sein,  wenn  es  auch  nicht  überall  aus- 
drücklich betont  ist.  Denn  bei  den  vier  Klüften  ist  bestimmt  gesagt,  dass 
in  der  ersten  Kluft  der  Grossvatersbruder  den  Betrag  mit  seinen  Geschwi- 
stersöhnen und  Geschwistersohnessöhnen  nimmt,  so  dass  also  die  Mitbe- 
theiligung  sich  nicht  auf  den  nächstfolgenden  Grad  beschrankt;  während 
dann  weiterhin  wieder  auf  das  Drittel  der  Geschwisterkinder  hingewie- 
sen ist. 

Ein  näherer  Zusammenhang  mit  der  für  das  Eintrittsrecht  der  Enkel 
im  Erbrechte  massgebenden  Auffassung  ist  da  zweifellos  nicht  anzunehmen. 
Das  Recht  der  Vettern  und  Neffen  ist  allerdings  auch  hier  dadurch  bedingt.» 
dass  ihr  Vater  oder  Grossvater  vorverstorben  ist.  Aber  sie  treten  dann  nicht 
gerade  in  den  Theil  ein,  der  auf  diesen  entfallen  sein  würde,  sondern  sind 
mit  einem  davon  unabhängigen  geringeren  Theilbetrage  bedacht,  erscheinen 
nun  als  selbstständige,  wenn  auch  fernerstehende  Glieder  der  Sippe.  Es 
isthiersichtlich  eine  Ordnung  nach  Parentelen  und  Graden  folge- 
richtig durchgeführt  nach  dem  Gesichtspunkte,  dass  der  Betrag  zunächst 
auf  die  Parentelen  zu  vertheilen  ist,  dann  aber  in  jeder  Parentel  der  nähere 
Grad  das  Doppelte  vom  Betrage  des  nächstfolgenden  erhält.  Einer  so  folge- 
richtigen Gestaltung  gegenüber  könnte  allerdings  die  Annahme  nahe  liegen, 
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darin  die  ursprunglichste  Gliederung  zu  sehen.     Aber  sie  ist  selbst  auf 
friesischem  Gebiete  eine  vereinzelte. 

285.  Denn  zunächst  findet  sich  nur  ein  Ansatz  zu  dieser  Gestakung, 
eine  unvollständige  Durchfuhrung  der  Bevorzugung  der 
Oheime  vor  Vettern,  in  dem  schon  §  252  angeführten  westfriesi- 
schen Stücke  vom  Wehrgelde,  Richthofen  Q.  410.  Nach  dem  Be 
trage  des  Bruders  werden  nicht  in  sonst  Üblicherweise  die  auf  der  gleichen 
Querlinie  folgenden  Geschwisterkinder  oder  ersten  Vettern,  nach  der  Tafel 
S  260  C^,  sondern  als  Venreter  der  nächstfolgenden  Klasse  der  väterliche 
und  mutterliche  Oheim  Cj  genannt,  mit  dem  Bemerke^,  dass  wenn  der- 
selbe nicht  vorhanden,  der  Theil  auf  seinen  Sohn  oder  seinen  Schwester- 
sohn fällt,  so  dass  die  ersten  Vettern  kein  selbstständiges  Recht  haben,  nur 
statt  der  Oheime  eintreten. 

Das  setzt  sich  nun  aber  wenigstens  nach  der  Fassung  nicht  weiter 
fort.  Als  Vertreter  der  folgenden  Klassen  erscheinen  nämlich  wieder  die 
Freunde  der  Vetternlinie,  die  Nachgeschwisterkinder  und  die  Tredlinge 
oder  dritten  Vettern;  vgl.  $  252.  Und  zwar  bei  ersteren  mit  dem  ausdrück- 
lichen Bemerken,  dass,  wenn  sie  nicht  da  sind,  ihre  Kinder  eintreten  sollen. 
Nun  könnte  man  ja  nach  Massgabe  der  ersten  Bestimmung  annahmen,  dass 
auch  die  nichterwähnten  zweiten  Oheime  Z>^  die  Nachgeschwisterkinder  Z>ö^ 
ausschliessen  sollten  und  die  ganze  Ordnung  von  dem  Gesichtspunkte  aus- 
gehe, dass  in  jeder  Parentel  der  nähere  Grad  überhaupt  den  entfernteren 
ausschliessen,  dieser  aber  eintreten  solle,  wenn  jener  nicht  vorhanden.  Das 
aber  sollte  hier  nicht  massgebend  sein,  insofern  sich  sogleich  bei  der  ersten 
Klasse  die  Bemerkung  findet,  dass  statt  der  Oheime  zwar  deren  Kinder  ein- 
treten, dass  aber,  wenn  auch  diese  fehlen,  der  Betrag  dem  Erben  des  Er- 
schlagenen, vgl.  Amira  Erbenf.  161,  zufallen  soll,  demnach  die  zweiten 
Neffen  Cß  leer  ausgehen.  Nun  findet  sich  aber  sonderbarerweise  dieselbe 
Bestimmung  auch  da,  wo  in  der  folgenden  Klasse  nicht  die  zweiten  Oheime, 
sondern  die  zweiten  Vettern  genannt  werden;  auch  da  sollen  deren  Kinder, 
aber  nur  diese  eintreten.  Es  würde  also  nach  der  Fassung  der  erste  Oheim 
bevorzugt  sein,  der  zweite  aber  leer  ausgehen ;  weiter  aber  in  noch  auf- 
fallenderer Weise  der  zweite  Neffe  C^  unbedingt  ausgeschlossen  sein,  wäh- 
rend der  dritte  Cy  wieder  eventuell  betheiligt  ist. 

Verderbnisse  des  Textes  sind  da  bei  dem,  was  für  uns  in  Betracht 
kommt,  durchaus  ausgeschlossen,  da  wegen  des  Auseinanderhaltens  der 
vaterlichen  und  mütterlichen  Freunde  die  massgebenden  Bestimmungen 
sich  zweimal  und  viermal  wiederholen.  Dass  Bestimmungen,  deren  Unfolge- 
richtigkeit  so  auf  der  Hand  liegt,  nicht  althergebrachte  sein  können,  liegt 
auf  der  Hand.  Die  Unfolgerichtigkeit,  mag  sie  sich  nun  wirklich  sachlich 
so  festgestellt  haben  oder  mag  sie  sich,  was  doch  wahrscheinlicher,  nur  aus 
ungeschickter  Aenderung  einer  äheren  Auffassung  ergeben  haben,  wird 
sich  am  leichtesten  erklären,  wenn  wir  annehmen,  dass  ursprünglich  aus- 
drücklich nur  die  gleiche  Seitenlinie  berücksichtigt  und  überall  gesagt  war, 
dass  beim  Fehlen  von  Vettern  deren  Kinder,  aber  nur  diese  eintreten,  dass 
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285]  die  nichterwähüten  Oheime  noch  unter  den  Vettern  mitverstandea 
und  mit  diesen  gleichbehandelt  waren ;  dass  man  dann  auf  die  Unbilligkeit 
dieser  Gleichstellung  aufmerksam  wurde,  sie  aber  nur  für  die  erste  Vetter- 
schaft in  angegebener  Weise  beseitigte  ohne  zu  beachten,  dass  das  folge- 
richtig dann  auch  für  die  folgenden  Vetterschaften  ebenso  durchzuführen 
war.  Es  würde  das  dem  S  1 1 3  erörterten  allgemeinen  Gesichtspunkte  ent- 
sprechen. 

286.  Eine  durchaus  abweichende,  aber  anscheinend  wieder  folge- 
richtig durchgeführte  Behandlung  der  Oheime,  welche  zunächst  anknüpft 
an  Gleichstellung  der  ersten  Vettern  und  zweiten  Oheime, 
ergibt  eine  Handfeste  für  Südholland  von  1303,  vgl.  Brunner 
Sippe  82  nach  Mieris  2,28,  wonach  der  Todtschläger  die  von  ihm  mitge- 
zahlte Magsühne  von  den  Magen  nach  folgenden  Beträgen  in  Anspruch 
nehmen  darf:  dafs  te  weten:  eenre  tnoyensoen  oi,  schellingen,  eenre  auder 
moyensoen  x.  schellingen,  eön  a/tersusterkynt  v,  schellingen,  een  aftersusicr- 
kynt  in  eenen  halven  ledena  v,  schellingen^  een  eerste  lit  iii,  schellingen, 
ende  fvyfde  Ut  iii,  schellingen.  In  andern  ähnlichen  holländischen  Be- 
stimmungen, vgl.  Brunner  81,  werden  als  Richtschnur  die  Beträge  für  die 
entfernteren  Freunde  der  Vetternlinie  angegeben,  für  Nachgeschwister- 
kinder und  erste  Glieder  oder  dritte  Vettern,  vgl.  §  253. 

Jene  genauere  Aufzählung  berücksichtigt  nun  sichtlich  auch  ungleiche 
Grade;  aber,  wie  ich  denke,  nur  die  der  Oheimlinie.  Denn  zunächst  ist 
doch  zu  beachten,  dass  von  den  von  vornherein  zweifellosen  Verwandt- 
schaftsbezeichnungen keine  einen  Magen  der  NefFenlinie  trifft,  wie  sich  das 
nach  früher  Bemerktem  erklärt,  wenn  die  Neffen  überhaupt  nicht  oder  nur 
in  Vertretung  fehlender  Vettern  betheiligt  sein  sollten.  Es  stehen  weiter 
die  beiden  erstgenannten  Glieder  ausser  Frage ;  es  sind  der  Elterngeschwi- 
stersohn  und  Grosselterngeschwistersohn,  also  erster  Vetter  C4  und  zweiter 
Oheim  D^,  welche  denselben  Betrag  zu  zahlen  haben.  Es  sind  also  auch 
hier,  wie  bei  den  Vetterschaften,  Personen  der  gleichen  und  der  obem 
Querlinie  gleichgestellt,  aber  in  höchst  auffallender  Verschiebung ;  wie  bei 
der  Gleichbehandlung  des  ersten  Oheim  und  ersten  Vetter  nicht  beachtet 
ist,  dass  dieser  ferner  steht,  so  hier  nicht,  dass  er  nähersteht,  als  der  zweite 
Oheim. 

Das  wird  uns  dann  doch  auch  massgebend  sein  müssen  für  die  sich 
nicht  unmittelbar  ergebende  Bedeutung  weiterer  Bezeichnungen.  Das  dem 
Nachgeschwisterkind  D6  nachstehende,  aber  gleich  hoch  veranschlagte 
Nachgeschwisterkind  im  halben  Gliede  kann  nur  der  dritte 
Oheim  Ej  sein.  Denn  dieser  würde  leer  ausgehen,  wenn  wir  mit  Brunner  84 
unter  jenem  das  Kind  des  Nachgeschwisterkindes,  den  dritten  Neffen,  ver- 
stehen wollten,  der  gewiss  dem  zweiten  Vetter  nicht  gleichgestellt  sein  sollte ; 
während  sich  überdies  bei  solcher  Annahme  auch  hier  ein  ähnlicher  Mangel 
an  Folgerichtigkeit  ergeben  würde,  wie  bei  der  westft'iesischen  Bestimmung. 
Die  Bezeichnung  nach  einem  halben  Gliede  erklärt  sich  natürlich  nicht, 
wenn  die  Zeugungsabstände,  die  einfachen  Grade  als  Glieder  gefasst  werden. 
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Sie  erklärt  sich  aber  einfach,  wenn  man  sich  nach  unserer  Annahme  für 
die  Zählung  aller  Seitenverwandtschaft  ursprünglich  an  die  gleiche  Quer- 
linie  hielt.  Hier  stellt  die  Entfernung  von  einer  Vetterschaft  zur  folgenden, 
von  D6  zn  E8  ein  Glied  dar.  Beachtete  man  nun  überhaupt,  dass  Ej  dem 
Todtschläger  ferner  stand,  wie  E>6,  aber  näher,  wie  E8,  so  musste  das  un- 
mittelbar auf  die  nicht  blos  hier  zum  Ausdruck  kommende  Auffassung  fuh- 
ren, dass  der  dritte  Oheim,  was  dann  ebenso  den  hier  nicht  beachteten 
drinen  Neffen  Dy  treffen  würde,  ein  halbes  Glied  weiter  stand,  als  der 
zweite  Vetter.  Wird  nun  aber  trotz  der  Stellung  ausser  der  Vetternlinie 
der  dritte  Oheim  als  Nachgeschwisterkind  bezeichnet,  so  scheint  mir  das 
einen  sehr  beachtenswenhen  Beleg  für  die  §  272  ff.  vertretene  Annahme 
zu  gewähren,  dass  man  unter  den  zunächst  nur  den  gleichen  Graden  ent- 
sprechenden Bezeichnungen  nach  Geschwisterschaften  wohl  die  ungleichen 
Grade  des  Oheim  und  Neffen  mitverstand ;  der,  wie  ich  denke,  hier  auf 
nachträglicher  Verschiebung  beruhende  Unterschied  würde  lediglich  darin 
liegen,  dass  dort  der  zweite,  hier  der  dritte  Oheim  als  Nachgeschwisterkind 
bezeichnet  wäre. 

Trifft  nun  von  dennoch  erübrigenden  Bezeichnungen  das  erste  Glied 
den  dritten  Vetter  E8,  vgl.  §  253,  so  hätten  wir  folgerichtig  unter  dem 
fUnftenGliede  den  vierten  Oheim  F9  zu  verstehen.  Und  darauf  dürfte 
noch  eine  andere  Erwägung  führen.  Wo  die  Gränze  rechtswirksamer  Ver- 
wandtschaft anderweitig  beim  dritten  Vetter,  beim  Dreiknieling  oder  dritten 
oder  vierten  Mann  gezogen  ist,  da  ist  dieser  auch  immer  der  entfernteste 
Verwandte,  den  sie  überhaupt  noch  trifft.  So  war  auch  nach  der  vorhin 
besprochenen  westfriesischen  Quelle  wohl  noch  von  einem  Recht  der  Kinder 
der  Nachgeschwisterkinder  die  Rede,  nicht  aber  der  Kinder  der  Tredlinge. 
Hier  in  Abweichung  davon  beim  fünften  Glied  an  Kinder  der  ersten  Glieder 
oder  dritten  Vettern  zu  denken,  fehh  jede  Veranlassung.  Nun  würde  aller- 
dings nach  andern  Rechten  auch  der  vierte  Oheim  i''^  ausser  der  nach  drit- 
ten Vettern  bezeichneten  Linie  stehen.  Hier  aber  fände  sich  eine  durchaus 
ausreichende  Erklärung  darin,  dass  sich  nach  unserer  Annahme  gegenüber 
der  altern  Gestaltung  die  Oheimlinie  um  ein  Querglied  verschoben  hat, 
demnach  Rechte  und  Pflichten,  die  nach  jener  den  in  die  Gränze  fallenden 
dritten  Oheim  Ej  trafen,  sich  nun  über  die  Gränze  auf  den  vierten  ver- 
schoben hatten. 

Wesshalb  man  nun  diesen  gerade  als  fünftes  Glied  bezeichnete,  ist 
eine  für  unsere  Zwecke  kaum  zu  beachtende  Frage.  Nach  Massgabe  des 
anscheinend  für  die  Bezeichnung  erstes  Glied  massgebenden  Gesichtspunk- 
tes, vgl.  S  253,  wäre  etwa  von  einem  halben  Gliede  zu  reden  gewesen.  Es 
liesse  sich  an  eine  Zählung  von  A  nach  B  und  dann  weiter  auf  der  obern 
ungleichen  Querlinie  denken,  die  auf  das  fünfte  Glied  führen  würde.  Aber 
am  wahrscheinlichsten  ist  mir,  dass  hier  die  später  zu  besprechende  längste 
Linie  für  die  Bezeichnung  massgebend  war.  Der  vierte  Oheim  wird  als 
fünftes  Glied  bezeichnet  sein,  weil  nicht  er  selbst,  wohl  aber  die  Aus- 
gangsperson im  fünften  Gliede  vom  gemeinsamen  Stammvater  stand.   Bei 
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286]  den  Nordfriesen  reicht  bei  dieser  Bezeichnungsweise  die  Gränze  nur 
bis  zum  vierten  Gliede,  entsprechend  dem  Drittling  oder  ersten  Gliede  des 
Westens.  Doch  findet  sich  die  Bezeichnungsweise  in  Verbindung  mit  der- 
selben Gränze  auch  wohl  im  Westen.  So  heisst  es  im  Keurbuch  von  Har- 
derwijk,  Berns  Rechtsbronnen  der  stad  H.  6 1 ,  dass  die  unter  den  Haupt- 
personen eingegangene  Sühne  alle  Blutsfreunde  auf  beiden  Seiten  bis  zum 
vienen  Gliede  verpflichten  solle.  Bildete  im.allgemeinen  das  nach  der  läng- 
sten Linie  bemessene  vierte  Glied  die  Gränze,  so  war  der  Ausdruck  fünftes 
Glied  sehr  geeignet,  um  einen  Blutsfreund  zu  bezeichnen,  der  in  Folge 
jener  Verschiebung  ausnahmsweise  über  die  sonst  übliche  Gränze  hinaus 
zu  berücksichtigen  war. 

Die  besprochene  Angabe  scheint  mir  nun  auch  in  so  fern  beachtens- 
werth,  als  sie  eine  Abweichung  von  der  Parentelenordnung 
ergibt  und  damit  darauf  hinweist,  dass,  wenn  die  Abweichungen  des  frie- 
sischen Rechts  mehrfach  thatsächlich  zu  einer  Ordnung  nach  Parentelen 
führten,  das  als  ein  mehr  zußilliges  Ergebniss  zu  betrachten  und  daraus  nicht 
zu  folgern  ist,  dass  jenen  Abweichungen,  welche  ich  als  nachträgliche  Ver- 
schiebung betrachten  möchte,  die  Absicht  zu  Grunde  lag,  diese  Verhälmisse 
der  Folge  der  Parentelen  gemäss  zu  ordnen.  War  die  Annäherung  an  diese 
zunächst  dadurch  herbeigeführt,  dass  die  Neffen  nur  noch  als  Söhne  ihrer 
Väter  in  Betracht  kamen,  womit  sich  die  der  Parentelenordnung  wider- 
sprechende Gleichstellung  von  Neffen  und  Vetlern  beseitigte,  so  wurde  sie 
dafür  nun  hier  durch  die  abweichende  Behandlung  der  obern  Linie  um- 
gekehrt da  gestört,  wo  ihr  die  frühere  Gliederung  entsprach ;  die  jetzt  gleich- 
behandelten ersten  Vettern  und  zweiten  Oheime  gehörten  verschiedenen 
Parentelen  an.  Für  eine  Gleichstellung  von  Personen  verschiedener  Paren- 
telen, bei  welcher  überdies  nicht  einmal  eine  Ausgleichung  durch  denselben 
Abstand  vom  Todtschläger  auf  den  gebrochenen  Linien  eintritt,  kann  doch 
zweifellos  nicht  wohl  die  Auffassung  einer  Gliederung  der  Sippe  nach 
Parentelen  massgebend  gewesen  sein.  Sie  entspricht  keinen  der  sonst  be- 
achteten Gesichtspunkte,  auch,  wie  gesagt,  nicht  dem  später  zu  besprechen- 
den der  längsten  Linie;  sie  würde  umgekehrt  auf  die  noch  zu  erwähnende 
sehr  vereinzelte  Beachtung  der  kürzesten  Linie  führen. 

287.  Endlich  aber  ist  hier  noch  eine  Angabe  zu  besprechen,  welche 
verschieden  erklärt  ist,  zweifellos  Schwierigkeiten  bietet,  aber  wenigstens 
dann,  wenn  ich  sie  richtig  auffasse,  für  alles  Gesagte  insofern  den  bestimm- 
testen Beleg  geben  würde,  als  sie  zeigt,  dass  in  Friesland  selbst  die  abwei- 
chende Behandlung  der  Neffen  nicht  überall  durchgedrungen  ist,  dass  sich 
auch  in  diesen  Verhältnissen,  wie  häufiger  im  Erbrechte,  vereinzelt  die 
Gleichstellung  von  Oheimen  und  Neffen  erhalten  hat.  Damit 
würde  sich  die  Gliederung  nach  Vetterschaften,  welche  sich  nach  unserer 
Annahme  erst  nachträglich  zu  Parentelen  verschob,  vereinzelt  so  erhalten 
haben,  wie  wir  sie  in  Island,  vgl.  S  271,  dann  wenigstens  für  die  erste 
Vetterschaft  im  Frostuthingsrechte,  vgl.  S  272,  und  wohl  auch  im  nord- 
schwedischen Rechte,  vgl.  S  276,  fanden,  wonach  zwar  in  Abweichung 
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von  der  ursprünglichen  Gleichstellung  der  gleichen  und  ungleichen  Grade 
beachtet  ist,  dass  der  Vetter  weitersteht,  als  Oheim  und  Neffe,  diese  aber 
im  Widerspruch  mit  der  Parentelenordnung  als  gleichgestellt  behandelt 
werden. 

Bei  den  Bestimmungen  über  die  Beitragspflicht  in  den  Hunsingoer 
Busstaxen  S  42,  Richth.  Q.  336,  ergibt  sich  zunächst  Annäherung  an 
das  spanische,  vgl.  S  268,  und  isländische  Recht,  vgl.  S  270,  darin,  dass 
Geschwister  neben  dem  Vater  nicht  in  Betracht  kommen,  und  die  auf  diesen 
treffenden  zehn  Mark  nur  zu  zahlen  haben,  wenn  er  gestorben  ist,  vgl. 
Amira  Erbenf.  1 57,  während  das  norwegische  und  nordschwedische  Recht 
auch  neben  dem  Vater  einen  besondern  Betrag  für  den  Bruder  bestimmen. 
Bezüglich  der  entfernteren  Freunde  wiesen  wir  schon  S  252  darauf  hin, 
dass  der  Forma  bernig,  der  Othersusterbern  und  der  Thredda  dem  ersten, 
zweiten  und  drinen  Vetter  entsprechen  müssen ;  wie  das  vorzugsweise  Be- 
achten der  Vettemlinie  sich  auch  dadurch  kenntlich  macht,  dass  auf  diese 
die  zweifellos  ursprüngliche  Abstufung  der  Beträge  mit  einer  ganzen,  hal- 
ben und  viertel  Mark  trifft. 

Zwischen  Vater  mit  Geschwistern  einerseits,  den  ersten  Vettern  an- 
dererseits wird  nun  angegeben,  dass  thifedria  tha  (vgl.  Richth.  Wörterb. 
zu  Jeftha)  brothersuna  zwei  Mark  und  tht  em  tha  sustersuna  anderthalb 
Mark  beitragen  soll.  Ist  da  von  Vaterbruder  oder  Brudersohn,  vom  Mutter- 
bruder oder  Schwestersohn  die  Rede,  so  erscheinen  damit  Oheime  und 
Neffen  abweichend  von  den  sonstigen  friesischen  Rechten,  aber  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  sich  noch  näher  an  die  Gliederung  nach  Vetter- 
schaften anschliessenden  Rechten  doch  gleichgestellt;  selbst  dann,  wenn 
man,  was  wenig  wahrscheinlich,  annehmen  wollte,  dass  Neffen  nur  beim 
Nichtvorhandensein  von  Oheimen  eintreten  sollen,  würden  sie  mindestens 
als  zu  derselben  Gruppe  gehörend  behandelt  sein. 

Dann  wird  uns  das  doch  auch  massgebend  sein  müssen,  wenn  wir 
weiterhin  zwischen  dem  Nachgeschwisterkinde  und  dem  Drinen  thi  thredda 
haha  knileg  mit  sechs  Blud  angesetzt  finden.  Wird  der  Ausdruck  als 
Dritthalbknieling  zu  fassen  sein,  so  verwendet  das  friesische,  wie 
andere  germanische  Rechte,  den  Ausdruck  Knie,  auf  den  wir  zurückkom- 
men, aUerdings  regelmässig  für  die  Abstände  auf  den  durch  Zeugungen 
verbundenen  absteigenden  Linien.  Von  halben  Einzelknieen  kann  da  also 
unmittelbar  nicht  die  Rede  sein.  Wird  aber  auch  von  zwei  Personen,  von 
denen  jede  im  dritten  Knie  von  einem  Stammvater  stand,  wohl  schlechtweg 
gesagt,  dass  sie  im  dritten  Knie  standen,  so  liesse  sich  daran  denken,  man 
habe  mit  jenem  Ausdruck  das  Verhältniss  zweier  Personen  kennzeichnen 
wollen,  von  denen  die  eine  im  zweiten,  die  andere  im  dritten  Kniee  vom 
Stammvater  stand.  Das  aber  würde  im  friesischen  Recht  nur  hier  zutreffen. 
Allerdings  ist  auch  im  Rüstringer  Texte  des  sechsten  Landrechts,  Richth. 
Q.  5  5,  gesagt,  dass  der  Enkel  hinter  dem  Sohne  um  ein  halbes  Knie  zurück- 
bleibe ;  da  muss  aber  irgend  ein  Missgriff  vorliegen,  da,  wie  schon  Amira 
Erbenf.  144  betont,  in  demselben  Texte  unmittelbar  vorher  derselbe  Unter- 
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287]  schied  auf  ein  Knie  angegeben  und  das  da  überdies  durch  die  Ueber- 
einstimmung  aller  Texte  unterstützt  wird. 

Aber  auch  anderen  Rechten  scheint  solche  Zählung  von  halben 
Knieen  durchweg  fremd  zu  sein.  Vereinzelt  wird  sie  durchaus  entspre- 
chend gebraucht,  wo  Jemand  zwischen  Personen  erben  soll,  welche  nur 
ein  Einzelknie  von  einander  entfernt  sind ;  so  heisst  es  zu  Löwen,  vgl.  Was- 
serschieben Erbenf.  1 6 1 ,  dass  Vollgeschwister  ein  halbes  Glied  näher  sind 
als  Halbgeschwister,  welche,  wie  das  auch  sonst  vorkommt,  vgl.  Stobbe 
Privatr.  5,1 1 8,  nach  jenen,  aber  vor  deren  Kindern  erben.  Allerdings  wird 
nun  auch  mit  Beziehung  auf  Doppelgrade  in  neuern  schweizer  Quellen, 
vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  195  ff.  240,  nach  halben  Graden  oder  Gliedern 
gezNhlt.  Es  könnte  das  ein  spät  aufgekommenes  Aushülfsmittel  sein,  um 
den  aus  der  Zählung  nach  canonischen  Doppelgraden  sich  ergebenden 
Schwierigkeiten  zu  begegnen.  Denn  wenigstens  zu  Zürich,  wo  jene  Zah 
lung  später  üblich  war,  steht  nach  einem  Unheil  von  1532,  Wasserschie- 
ben 20 1 ,  die  Schwester  ein  Glied  näher,  als  der  Oheim ;  es  kann  da  also 
das  Einzelknie  nur  als  ganzes  Glied  gerechnet  sein.  Doch  ist  mir  versichert, 
dass  auch  im  Anschlüsse  an  den  §  234  angeführten  oberinnthaler,  also  wohl 
gleichfalls  alemannischen  Sprachgebrauch  gesagt  werde,  dass  der  im  ent- 
fernteren ungleichen  Grade  Stehende  ein  halbes  Glied  weiter  gefreundei 
sei.  Sollte  das  aber  im  alemannischen  Gebiete  wirklich  althergebrachter,  von 
canonischer  Zählung  unbeeinflusster  Sprachgebrauch  sein,  so  würde  er  doch 
zur  Erklärung  des  friesischen  Ausdruckes  nicht  zu  verwenden  sein ;  denn 
hier  würde  wenigstens  dann,  wenn  nach  S  252  der  Ausdruck  Thredda  auf 
den  dritten  Vetter  zu  beziehen  ist,  eine  solche  Zählung  nicht  zutreffen,  die 
Personen  würden  nicht  im  zweiten  und  dritten,  sondern  im  dritten  und 
vierten  Knie  stehen,  wenn  eine  Person  bezeichnet  sein  soll,  die  ein  Knie 
näher  steht  als  der  im  vierten  Knie  stehende  Thredda;  es  mUsste  dann  von 
einem  Vierthalbknieling  die  Rede  sein. 

Dann  aber  erübrigt  wohl  nichts,  als  dieselbe  Erklärung,  auf  welche 
uns  S  286  in  Holland  der  Ausdruck  Nachgeschwisterkind  in  einem  halben 
Gliede  hinwies.  Unter  Knie  müssen  hier,  wie  dort  unter  Glied,  dann  in 
einem  später  zu  besprechenden  Falle  unter  Point,  die  Abstände  zwischen 
den  Vetterschaften  auf  der  gleichen  Querlinie  zu  verstehen  sein.  Ich  wüsste 
freilich  keinen  zweiten  Fall,  wo  der  Ausdruck  Knie  so  verwandt  wäre. 
Es  wird  aber  zu  beachten  sein,  dass  es  für  jene  Abstände  zweifellos  ur- 
sprünglich an  einer  festen  Bezeichnung  mangelte,  dass  wir  da,  wo  verschie- 
dene Behandlung  der  ungleichen  Grade,  wie  in  Island,  vgl.  $271^  oder  in 
Nordschweden,  vgl.  §  276,  zu  einer  Beachtung  jener  Abstände  nöthigte, 
umschreibende  Ausdrücke  gebraucht  fanden.  Dann  kann  es  auch  nicht 
auffallen,  wenn  man  in  einem  Rechte,  in  welchem  man  gewohnt  war,  die 
durch  die  Zeugungen  bezeichneten  Abstände  auf  den  absteigenden  Linien 
als  Kniee  zu  bezeichnen,  den  Ausdruck  auch  da  verwandte,  wo  es  sich  um 
Abstände  auf  irgendwelcher  andern  Linie  handelte.  Nur  Zählen  auf  der 
Querlinie  konnte  zum  Begriff  eines  halben  Knie  oder  Gliedes  führen. 
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Dritthalbknielinge  sind  dann  diejenigen,  welche  weiter  stehen  als  der  zweite, 
näher  als  der  dritte  Vetter,  deren  Entfernung  auf  der  gleichen  Seitenlinie 
gemessen  auf  das  dritthalbte  Knie  derselben  trifft,  also  dritte  Oheime  und 
dritte  Neffen.  Wir  bezogen  das  in  der  holländischen  Bestimmung  nur  auf 
den  Oheim,  weil  wir  dort  Neffen  überhaupt  nicht  berücksichtigt  fanden. 
Fanden  wir  hier  erste  Oheime  und  erste  Neffen  ausdrücklich  gleichgestellt, 
so  weist  uns  das  selbstverständlich  darauf  hin,  auch  hier  dritte  Oheime  und 
Neffen  als  gleichgestellt,  beide  als  Dritthalbknielinge,  zu  betrachten. 

Erweisen  sich  so  weit  alle  Angaben  als  folgerichtig,  so  würde  sich, 
damit  das  für  die  Gesammtangabe  zuträfe,  auch  zwischen  ersten  und  zweiten 
Vettern  eine  Stufe  von  Anderthalbknielingen,  die  zweiten  Oheime  und 
Neffen,  finden  müssen.  Aber  von  einer  solchen  ist  nicht  die  Rede.  Nun 
dürfte  es  ja  an  und  für  sich  nicht  zu  gewagt  sein,  anzunehmen,  dass  die 
bezügliche  Erwähnung  in  dem  einzigen  uns  erhaltenen,  auch  sonst  vielfach 
verderbten  Texte  ausgefallen  sei.  Und  diese  Annahme  scheint  eine  Unter- 
stützung darin  zu  gewinnen,  dass  eine  Zusammenzählung  der  im  Texte 
erwähnten  Sätze  hinter  dem  Gesammtbetrage  von  sechs  Mark,  den  wir  nach 
dem  an  die  Freunde  des  Erschlagenen  zu  Vertheilenden  zu  erwarten  hätten, 
zurückbleibt;  vgl.  Brunner  Sippe  29.  Aber  die  Unsicherheit  über  die  Münz- 
wenhe  lässt  auf  diesem  Wege  kaum  eine  befriedigende  Erklärung  gewinnen. 
Nehmen  wir  an,  dass  der  Fiarding  eine  Viertelmark  bezeichne,  vgl.  S  252, 
so  würde  von  den  Vetternklassen  jede  die  Hälfte  weniger,  als  die  vorher- 
gehende, zu  zahlen  haben.  Dann  liegt  es  am  nächsten  anzunehmen,  dass 
das  dazwischen  liegende  halbe  Knie  ein  Viertel  weniger  zu  zahlen  habe. 
Das  würde  für  die,  wie  ich  denke,  ausgefallenen  Andenhalbknielinge  drei 
Viertelmark  ergeben.  Für  die  Dritthalbknielinge  aber  drei  Achtelmark,  und 
es  müsste  das  Blud,  dessen  Werth  uns  ganz  unbekannt  ist,  demnach  ein 
Sechszehntel  der  Mark  sein.  Für  Eingreifen  von  Viertelung  und  Achtelung 
dürfte  sich  vielleicht  auch  geltend  machen,  dass  die  Nachrechnung  der 
nordfriesischen  Beträge  schliesslich  gleichfalls  auf  Achtel  der  Mark  führt; 
vgl.  Amira  Erbenf.  162,  Bruntfer  Sippe  21.  Dann  würde  freilich  der  Ge- 
sammtbetrag  etwas  zu  gross  sein,  nicht  sechs  Mark,  sondern  zehn  Sechs- 
zehntel mehr  betragen. 

Verkenne  ich  die  Unsicherheit  der  Grundlage  nicht,  so  muss  ich  es 
Kundigem  überlassen  zu  prüfen,  ob  die  Angabe  nun  auch  in  dieser  Rich- 
tung Verwerthung  zulässt.  Für  unsern  Zweck  hat  sie  vor  allem  Bedeutung, 
weil  sie  mir  sicher  zu  ergeben  scheint,  dass  auch  den  friesischen  Wehr- 
geldsverhältnissen die  für  die  Gliederung  nach  Venerschaften  massgebende 
Gleichstellung  von  Oheimen  und  Neffen  nicht  ganz  fremd  ist  und  wir  dem- 
nach in  Verbindung  mit  dem  früher  geltend  Gemachten  um  so  sicherer 
anzunehmen  haben  werden,  dass  die  Gliederung  nach  Parentelen  sich  erst 
nachträglich  aus  Verschiebung  jener  ergeben  haben  kann. 

Ich  glaubte  da  auf  eingehendere  Begründung  um  so  mehr  Gewicht 
legen  zu  müssen,  als  wir  den  Parentelen  in  der  Erbenfolge  wieder  begegnen 
werden.  Allerdings  geht  da,  wie  ich  denke,  ihre  Beachtung  auf  wesentlich 
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287]  andere  Gesichtspunkte  zurück.  Wird  dann  aber  wiederum  die  Frage 
nach  ihrer  Ursprünglichkeit  aufzuwerfen  sein,  so  ist  es  natürlich  für  die 
Entscheidung  derselben  nicht  ohne  Bedeutung,  wenn  wir  glaubten,  dieselbe 
bereits  auf  einem  andern  Gebiete  verneinen  zu  dürfen. 

288.  Alles  Gesagte  würde  freilich  auf  schwachen  Füssen  stehen, 
wenn  wir  aus  dem  Umstände,  dass  die  Viertelung  und  Achtelung  der  Sippe 
behufs  der  Theilnahme  an  der  Todtschlagsühne  sich  nicht  auf  friesisches 
Gebiet  beschränkt,  sondern  in  Flandern  auf  das  fränkische  Rechts- 
gebiet übergreift,  schliessen  dürften,  dass  sie  überhaupt  dem  fränkischen 
Brauche  entsprochen  habe.  Das  ist  aber  von  vornherein  ganz  unwahr- 
scheinlich. So  bestimmt  die  Lex  Salica  das  Auseinanderhalten  der  beiden 
Elternsippen  betont,  deutet  nicht  das  Geringste  auf  weitere  Gliederung  der 
Sippe  nach  entsprechendem  Gesichtspunkte.  So  vielfach  der  französische 
Sprachgebrauch  den  den  Viertheilen  zunächst  entsprechenden  Ausdruck 
Quartier  verwendet,  ist  er  doch  meines  Wissens  für  irgendwelche  Gliede- 
rung der  Sippe  nie  üblich  gewesen;  auch  später  wird  im  französischen 
Familienrecht  immer  nur  auf  das  Auseinanderhalten  beider  Elternsippen 
Gewicht  gelegt.  Lediglich  im  Erbrechte  und  auch  da  nur  bezüglich  der 
Propres,  des  Erblandes,  macht  sich  später  in  manchen  Coutumes,  worauf 
wir  zurückkommen,  ein  Verfolgen  des  Guts  über  die  beiden  Eltern  hinaus 
bis  zum  ersten  Erwerber  geltend,  und  damit  eine  Beachtung  der  Weiter- 
verzweigung nach  aufsteigenden  Linien,  bei  der  es  doch  sehr  zweifelhaft 
sein  muss,  ob  dieselbe  auf  älteres  fränkisches  Recht  zurückgeht. 

Wiesen  wir  schon  §  268  darauf  hin,  wie  das  fränkische  Recht  sich 
dem  gothisch-spanischen  in  der  Hälftung  zwischen  Erben  und  Magen,  und 
der  weitern  Hälftung  zwischen  Vatermagen  und  Muttermagen  aufs  engste 
anschliesst,  fanden  wir  S  247  die  Vettern  in  entsprechender  Weise  gezählt, 
so  scheint  mir  alles  dafür  zu  sprechen,  dass  auch  die  Behandlung  der  un- 
gleichen Grade  eine  dem  gothischen  und  den  diesem  näher  verwandten 
Rechten  durchaus  entsprechende  war,  dass  es  sich  auch  hier  um  Einbe- 
ziehung der  ungleichenGrade  in  die  Vetterschaftenhandeke. 
Brunner  Sippe  34  spricht  sich  bei  Erläuterung  von  L.  Salica  62  und  der 
Bestimmung  im  Zusatza  Capit.  2  §  3  aus  Gründen,  denen  ich  nur  beipflich- 
ten kann,  dafür  aus,  dass  unter  den  Tres  proximiores  von  Seiten  des  Vaters, 
dann  ebenso  der  Mutter,  welche  in  nach  der  Nähe  sich  abstufenden  Be- 
trägen die  Geschlechtshälfte  theilen  sollen,  die  drei  nächsten  Verwandt- 
schaftsgrade zu  verstehen,  und  der  erste  dieser  Grade  nicht  schon  die  väter- 
liche Parentel,  also  zunächst  die  Brüder,  treffe,  sondern  in  der  grosselter- 
lichen Parentel  zu  suchen  sei.  Ist  das  richtig,  so  würde  es  jedenfalls  erste, 
zweite  und  dritte  Vettern  im  engern  Sinne  treffen ;  es  steht  nichts  im  Wege 
anzunehmen,  dass  der  Angabe  dieselbe  Auffassung  zu  Grunde  liegt,  nach 
welcher  auch  in  andern  Rechten  als  massgebend  für  die  Abstufung  der 
Beträge  nur  die  Vetterschaften  erwähnt  werden.  Während  dann  weiter 
auch  die  Annahme  nahe  läge,  dass  Oheime  und  Neffen  den  bezüglichen 
Vettern  gleichgestellt  waren,  da  sonstige  Abstufungen  nicht  erwähnt  werden. 
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Der  Schluss  würde  wenigstens  dann  kaum  abzuweisen  sein,  wenn  sich  be- 
stimmter feststellen  liesse,  dass  die  dritten  Vettern  noch  zu  den  Letztbe- 
theiligten  gehörten.  Und  das  ist  doch  von  vornherein  wahrscheinlich,  wenn 
sie  nach  allen  andern  Rechten  betheiligt  erscheinen,  wie  das  im  gothischen 
und  isländischen  Recht,  vgl.  S  248.270,  sogar  noch  die  vierten  Vettern  trifft. 

289.  In  dieser  Richtung  bietet  nun  einen  sehr  beachtenswerthen 
bestimmteren  Haltpunkt  die  Keure  Über  die  Sühne  inAudenarde  von 
1300,  Warnkönig  Flandr.  R.  G.  2^,156,  vgl.  Brunner  Sippe  35.59.  Die 
Uebereinstimmung  mit  den  Angaben  der  Lex  Salica  ist  so  auffallend,  dass 
Brunner  sie  als  eine  geradezu  verblüffende  bezeichnet,  demnach  gewiss  die 
höchste  Wahrscheinlichkeit  dafür  spricht,  dass  auch  das,  was  sich  aus  der 
Lex  Salica  nicht  unmittelbar  ergibt,  in  derselben  in  entsprechender  Weise 
geordnet  war.  Die  den  Vatermagen  und  Muttermagen  zu  gleichen  Theilen 
zukommende  Hälfte  des  Sühngeldes  vertheilt  sich  auf  drei  Klassen  von 
Verwandten  genau  in  der  Abstufung  der  Beträge,  wie  sie  in  der  Lex  Salica 
angegeben  ist.  Es  fällt  das  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  als  diese  Abstu- 
fung nicht  die  am  häufigsten  vorkommende  ist,  wonach  jede  vorhergehende 
das  Doppelte  der  nächstfolgenden  Klasse  erhält;  die  erste  Klasse  erhält  hier 
den  doppelten  Betrag,  wie  beide  folgenden  Klassen,  dann  die  zweite  das 
Doppelte  der  dritten. 

Um  so  sicherer  dürfen  wir  wohl  annehmen,  dass  die  drei  Klassen 
denen  der  Lex  Salica  entsprechen.  Diese  drei  Klassen  aber  sind  die  Recht- 
zweers,  Anderzweers  und  Derdezweers  oder,  wie  sie  an  anderer  Stelle 
heissen,  Derdelinghe,  also  erste,  zweite  und  dritte  Vettern ;  vgl.  S  247.  Wie 
in  andern  flandrischen  Städten  scheint  allerdings  auch  hier  die  friesische 
Auffassung  einer  Viertheilung  der  Sippe  einen  gewissen  Einfluss  geübt  zu 
haben.  Es  scheint  danach  der  Antheil  der  Brüder  an  der  Magsühoe  be- 
stimmt und  nach  S  6  soll  der  Aelteste  aus  jedem  Viertheil  Bürgschaft  leisten. 
Um  so  auffallender  wird  dann  der  nähere  Anschluss  an  die  fränkische 
Hälftung  dadurch,  dass  bei  der  Theilung  die  Viertheile  nicht  zur  Geltung 
gelangen  und  da  lediglich  Vaterseite  und  Mutterseite  auseinandergehalten 
werden ;  wie  bei  den  vorhergehenden  Vetterschaften  ist  selbst  für  die  Derde- 
zweers noch  ausdrücklich  gesagt,  dass  die  der  Vaterseite  gleich  viel  erhalten, 
als  die  der  Mutterseite,  und  zwar  alle  nach  gleichen  Theilen. 

Sind  nun  aber  zwischen  Brüdern  und  ersten  Vettern,  dann  zwischen 
den  Vetterschaften  weitere  Abstufungen  nicht  genannt,  so  ergibt  sich  wie- 
derum der  Schluss,  dass  Oheime  und  Neffen  für  diesen  Zweck  den  Vetter- 
schaften zugezählt  wurden.  Und  bezüglich  des  Oheim  ist  hier  S  3  aus- 
drücklich bemerkt,  dass  er  gleichen  Antheil  haben  soll,  wie  der  Rechtzweer. 
Wird  er  nicht  gerade  als  solcher  bezeichnet,  spricht  sich  die  Anschauung 
aus,  dass  er  kein  Rechtzweer  im  engern  Sinne  ist,  so  scheint  es  um  so  ge- 
wichtiger zu  sein,  wenn  er  ttotz  des  nähern  Grades  demselben  nur  gleich- 
gestellt erscheint.  Dasselbe  ist  dann  zweifellos  ebenso  für  den  zweiten  und 
dritten  Oheim  anzunehmen.  Sind  Neffen  überhaupt  nicht  genannt,  so  könnte 
das  darauf  schliessen  lassen,  dass  der  Sprachgebrauch,  wie  in  Spanien,  vgl. 
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289]  S  269,  dieselben  wohl  auch  da  den  Vetterschaften  zurechnete,  wo  er 
den  Oheim  neben  denselben  erwähnte. 

Diesen  Bestimmungen  schliessen  sich  dann  weiter  die  Coustumen 
von  M  e  c  h  e  1  n ,  vgl.  ßrunner  Sippe  66,  wenigstens  in  so  weit  durchaus 
an,  als  sie  die  MagenhSlfte  lediglich  unter  Vaterfreunde  und  Mutterfreunde 
hälften  lassen,  ihnen  also  gleichfalls  die  Viertelung  und  Achtelung  unbe- 
kannt zu  sein  scheint. 

290.  Besonders  beachtenswenh  sind  dann  die  Bestimmungen  bei 
Roisin  Franchises  de  Lille  107,  vgl.  Brunner  Sippe  30.65,  über  den  Beitrag 
zur  TodtschlagsUhne,  insofern  hier  zu  L  i  1 1  e  die  ungleichen  Grade  aus- 
drücklich berücksichtigt  sind.  Es  heisst :  On  doitprendre  aufrdre  xx.  (sousj, 
al  oncle  de  par  pere  ou  de  par  mire  xv,,  auneveut fil  de  frdre  ou  de  suer  xc,, 
au  cousin  giermain  x,,  au  cousin  giermain  demi  point  mains  viu  vi  (deniers), 
au  cousin  en  autre  v.,  au  cousin  enautre  demi  point  mains  iii,  ix,  au  cousin 
en  tierc  ii,  vi.  Sind  die  ungleichen  Grade  berücksichtigt,  so  bildet  doch 
sichtlich  die  Folge  der  Vettern  die  Grundlage  für  die  Vertheilung.  Trifft 
für  sie  zu,  dass  jede  weitere  Gruppe  mit  der  Hälfte  des  Betrags  der  vorher- 
gehenden betheiligt  erscheint,  so  findet  sich  das,  wie  sonst,  vgl.  S  273, 
ebenso  in  flandrischen  Keuren,  welche  die  ungleichen  Grade  nicht  berück- 
sichtigen. Dass  hier  nicht  die  Parentel,  beziehungsweise  die  Entfernung 
des  gemeinsamen  Stammvaters,  sondern  der  betheiligten  Person  selbst  vom 
Erschlagenen  massgebend  war,  ergibt  ganz  bestimmt  die  Gleichstellung 
von  Oheimen  und  Neffen. 

Es  deuten  weiter  die  Bezeichnungen  darauf  hin ,  dass  die  Haupt- 
gliederung auch  die  ungleichen  Grade  umfasst,  da  der  Nächstfolgende  noch 
ebenso  zunächst  als  Cousin  germain  oder  als  Cousin  en  autre  bezeichnet 
wird,  wie  der  vorhergehende ;  es  würde  das  insofern  eine  abweichende 
Auffassung  ergeben,  als  wir  sie  für  Spanien,  auch  vorhin  für  Audenarde, 
annahmen,  als  sich  damit  der  nächstfolgende  ungleiche  Grad  dem  vorher- 
gehenden, nicht  dem  folgenden  gleichen  Grade  anschliesst,  während  die 
S  286  besprochene  Erwähnung  eines  Nachgeschwisterkindes  im  halben 
Gliede  durchaus  entsprechen  würde.  Als  Einheit,  als  Point,  für  die  Zäh- 
lung ist  sichtlich  der  Abstand  zwischen  den  Vetterschaften  gefasst,  wie  wir 
das  S  286  und  S  287  für  die  verwandten  Bezeichnungen  nach  Glied  und 
Knie  annahmen.  Dann  aber  sind  die,  welche  einen  halben  Punkt  we- 
niger zählen,  gewiss  nicht  blos  die  Neffen,  die  Kinder  der  vorher  genannten 
Cousins,  sondern  ebenso  die  bezüglichen  Oheime,  die  Eltern  der  Nächst- 
genannten, wie  das  insbesondere  die  ausdrückliche  Gleichstellung  des  ersten 
Oheim  und  des  ersten  Neffen  nicht  bezweifeln  lässt.  Die  Abstufung  der 
Beträge  entspricht  nicht  der  kaum  zu  erklärenden  Gleichstellung  des  ersten 
Vetter  und  zweiten  Oheim  in  der  S  286  besprochenen  holländischen  Be- 
stimmung, wohl  aber  der  der  Hunsingoer  Busstaxen,  vgl.  S  287,  falls  wir 
dieselben  richtig  ergänzt  haben  sollten.  Jedenfalls  fehlt  auch  hier  jeder 
Anhalt  für  Parentelen;  die  Grundlage  bildet  sichdich  die  Gliederung  der 
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Sippe  aach  Vetterschaften,  welche  nach  allem  Gesagten  demnach  auch  für 
das  altfränkische  Recht  als  massgebend  zu  betrachten  sein  wird. 

291.  Dem  gegenüber  wirft  sich  nun  freilich  die  Frage  auf,  wie  es 
zu  erklären  ist,  dass  wir  in  manchen  flandrischen  Rechten,  insbe- 
sondere in  denen  von  Gent  und  Brügge,  vgl.  Brunner  Sippe  60  If.,  ganz 
bestimmt  die  Venheilung  nach  Vierteln  und  damit  Massgeben  der  Gliede- 
rung nach  Parentelen  ausgesprochen  finden.  Es  ist  das  nicht  der  einzige 
Fall,  wo  meine  Untersuchungen  mich  auf  Fälle  führten,  in  welchen  flan- 
drische Bestimmungen  sich  näher  dem  friesischen,  als  dem  fränkischen 
Rechte  anzuschliessen  schienen.  So  etwa  besonders  auffallend  bei  dem  S  30 
erwähnten,  gerade  in  flandrischen  Quellen  oft  betonten  Brauche,  den  Fort- 
bestand der  Raubehe  vom  freien  Willen  der  Rapta  abhängig  zu  machen. 
Nicht  blos  in  der  Sache,  sondern  auch  in  der  Form  zeigt  sich  da  volle  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  friesischen  Brauche  des  Stabganges.  Aber  mit  den 
fränkischen,  die  Ehe  mit  der  Rapta  ausschliessenden  Bestimmungen  ist  das 
kaum  vereinbar. 

Ich  denke,  dass  da  die  Erklärung  in  einer  Mischung  fränkischen 
und  friesischen  Rechts  in  cinemTheile  Flanderns  zu  suchen 
sein  wird.  Wenigstens  von  der  S  277  vertretenen  Annahme  einer  Aus- 
dehnung des  friesischen  Rechtsgebiets  bis  zur  Sincfala  aus  würde  eine  solche 
ja  kaum  auffallen  können.  Auf  das  blosse  Verhältniss  der  Nachbarschaft 
möchte  ich  da  allerdings  kein  grösseres  Gewicht  legen.  Aber  frühere  Ein- 
wanderungen friesischer  Bevölkerung  im  Litus  Saxonicum,  die  dann  zu 
einer  Mischung  mit  den  vordringenden  Franken  führten,  sind  )a  in  keiner 
Weise  unwahrscheinlich.  Noch  die  spätem  Sprachverhältnisse,  vgl.  Paul 
Grundriss  1,638,  weisen  in  Flandern  auf  Mischung  von  Franken  und  Frie- 
sen hin. 

Dieser  Annahme  würde  sich  dann  auch  das  hier  besprochene  Ver- 
hältniss sehr  wohl  fügen.  Dass  jene  Viertheilung  nicht  allgemeines  flan- 
drisches Recht  war,  ergibt  schon  das  über  die  Vertheilung  zu  Audenarde 
und  Lille  Bemerkte.  Und  da,  wo  sie  sich  findet,  ergibt  sich  dann  auch  die 
S  279  besprochene  Eigenthümlichkeit  des  friesischen  Erbrechts,  welche  mit 
der  Viertelung  in  enger  Verbindung  zu  stehen  scheint;  vgl.  Wasserschie- 
ben Erbenf.  165  ff.  Während  umgekehrt,  wo  diese  fehlt,  wie  etwa  zu  Lille, 
vgl.  Rolsin  Franchises  88,  auch  das  volle  Erbrecht  überlebender  Eltern  so 
bestimmt  ausgesprochen  ist,  dass,  wenn  überhaupt  Kinder  vorhanden  ge- 
wesen, aber  vor  den  Eltern  gestorben  waren,  der  überlebende  Ehegatte  das 
gesammte  Vermögen  des  zuerst  verstorbenen  nimmt,  wie  sich  das  nur  aus 
der  Beerbung  der  verstorbenen  Kinder  erklärt.  Auch  nach  der  altern  Cou- 
tume  von  Audenarde,  ed.  Limburg-Stirum  1,681,  beerben  Eltern  ihr  Kind 
in  dessen  ganzem  Nachlasse. 

Andererseits  aber  würde  sich  doch  auch  in  diesen  Verhältnissen  er- 
geben, dass  es  sich  nicht  um  einfache  Ausdehnung  des  friesischen  Rechts- 
gebiets auf  einen  Theil  Flanderns,  sondern  nur  um  Mischung  handeln  kann. 
Denn  in  anderen  Richtungen  zeigt  sich  auch  hier  bestimmter  Anschluss 
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291]  an  das  fränkische  Recht  uad  Abweichung  vom  friesischen  auch  der 
nächstgelegenen  Gebiete.  Während  in  Seeland  und  Holland  der  Gesammt- 
betrag  gedrittelt  wird,  so  dass  fUr  die  MagsUhne  nur  ein  Drittel  erübrigt, 
vgl.  S  277,  beträgt  dieselbe  überall  in  Flandern  die  Hälfte.  Allerdings  greift 
auch  hier  eine  Drittelung  insofern  ein,  als  der  nächste  Erbe  zunächst  ein 
Drittel  als  MundsUhne  erhält,  und  das  an  seiner  Hälfte  fehlende  Sechstel 
sich  dadurch  ergänzt,  dass  er  weiter  noch  als  Glied  jedes  Vienels  der  Sippe 
betheiligt  erscheint.  Ergibt  sich  eine  ähnliche  Auffassung  aber  auch  zu 
Audenarde,  vgl.  Brunner  Sippe  59,  beruht  schon  im  ältesten  fränkischen 
Recht  die  Venheilung  unter  die  Magen  auf  Drittelung,  so  ist  es  sehr  mög- 
lich, dass  jene  Auffassung,  wonach  der  MundsUhner  zunächst  nur  ein  Drittel 
vorwegnimmt,  schon  älterem  fränkischen  Brauche  entspricht,  nicht  auf  frie- 
sischem Einfiuss  beruht,  während  er  es  allerdings  erleichtem  musste,  jene 
Hälftung  mit  der  Vienheilung  der  Sippe  in  nähere  Verbindung  zu  bringen. 
Insbesondere  aber  dürfte  dann  doch  auch  zu  beachten  sein,  dass  sich  in 
Flandern  auch  neben  der  Viertheilung  die  zweifellos  altfränkische,  vgl.  S  247, 
Zählung  der  Zweers  überall  erhalten  hat,  während  sich  in  Seeland  und 
Holland  ausnahmslos  die  friesische  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften 
findet. 

Dürfte  nach  dem  Gesagten  in  Theilen  Flanderns  vielfach  Mischung 
fränkischer  und  friesischer  Bestandtheile  anzunehmen  sein,  so  legt  das  die 
Frage  nahe,  ob  wir  auch  die  Zählung  nach  halben  Punkten,  wie 
wir  sie  S  290  zu  Lille  fanden,  damit  in  Verbindung  bringen  dürfen,  dass 
auf  friesischem  Gebiete  in  ganz  entsprechender  Weise  von  einem  halben 
Gliede  oder  Kniee  die  Rede  war;  vgl.  S  286.287.  Waren  nach  unseren 
Annahmen  die  ungleichen  Grade  der  Oheime  und  Neffen  ursprünglich 
wenigstens  bezüglich  der  Todtschlagssühne  den  Vettern  gleichgestellt,  so 
hat  sich  zweifellos  mehrfach  unabhängig  von  einander  das  dahin  geändert, 
dass  man  das  Fernerstehen  des  Vetter  in  Rechnung  brachte.  Es  konnte  das 
um  so  näher  liegen,  als  dasselbe  bei  der  Erbenfolge  zweifellos  von  jeher 
beachtet  wurde.  Und  dürften  spätere  Erönerungen  ergeben,  dass  die  zu- 
nächst auf  die  Todtschlagsühne  berechnete  Gliederung  mehrfach  ändernd 
in  die  Erbenfolge  eingegriffen  haben  muss,  so  kann  es  nicht  auffallen,  wenn 
sich  auch  das  Umgekehne  geltend  machte. 

Auffallender  wäre  es  schon,  dass  man  mehrfach  selbstständig  darauf 
verfallen  sein  sollte,  die  ungleichen  Grade  als  halbe  Vetterschaften  zu  zählen. 
Allerdings  konnte  das  naheliegen ;  aber  wenigstens  in  den  bezüglichen  scan- 
dinavischen  Quellen  ist  man  nicht  auf  solche  Zählung  verfallen,  hat  sich 
umschreibender  Ausdrücke  bedient.  Insbesondere  aber  kann  es  auffallen, 
dass  man  zu  Lille,  wie  in  Holland,  für  die  verwandtschaftliche  Bezeichnung 
des  ungleichen  Grades  nicht  an  die  nachfolgende,  sondern  an  die  vorher- 
gehende Vetterschaft  anknüpfte.  An  und  für  sich  war  es  freilich  ebenso 
naheliegend,  den  zweiten  Oheim  als  einen  ein  halbes  Glied  weiterstehenden 
ersten  Vetter  zu  bezeichnen,  als  einen  ein  halbes  Glied  näherstehenden 
zweiten  Vetter.   Auf  letzteres  wäre  man  aber  doch  wenigstens  nach  unsem 
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bisherigen  Annahmen  insofern  zunächst  hingewiesen  gewesen,  als  er  ur- 
sprünglich nach  unseren  Annahmen  diesem  gleichstand  und  daher,  wie 
ich  denke,  in  andern  Rechten  den  Zweiten  oder  Nachgeschwisterkindern 
im  weitern  Sinne  zugerechnet  wurde.  Doch  wird  uns  die  Besprechung  der 
Erbgranze  auf  Umstände  zurückführen,  welche  gerade  bei  den  Franken 
auch  sonst  auf  Beachtung  der  kürzeren  Linie  und  damit  auf  Gleichstellung 
des  ersten  Vetter  und  zweiten  Oheim  hinweisen.  Was  dann  freilich  nicht 
gerade  ausschliessen  müsste,  dass  jene  Zählung  halber  Punkte  selbst  auf 
friesischen  Einfluss  zurückgehen  könnte. 

292.  Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchungen  glaubeich 
dahin  zusammenfassen  zu  dürfen,  dass  die  Gliederung  der  Sippe 
nach  Vetterschaften  schon  ältester  gesammtgermanischer  Auffassung 
entspricht.  Wo  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreundschaft  eine  bestimmte 
Gränze  nicht  überschreiten  oder  sich  nach  der  Entfernung  abstufen  sollten^ 
da  fasste  man  die  in  derselben  Generation,  in  der  gleichen  Querlinie  mit 
der  Ausgangsperson  stehenden  Vettern  ins  Auge  und  bezeichnete  zunächst 
sie  als  die  ersten,  zweiten  Blutsfreunde  und  weiter. 

Dieser  Zählung  ordnete  man  dann  aber  auch  die  andern  Generationen 
angehörenden,  auf  den  obern  und  untern  ungleichen  Querlinien  stehenden 
Seitenverwandten  in  der  Weise  ein,  dass  man  Alle,  welche  von  der  Aus- 
gaogsperson  weiter  abstanden,  als  der  für  diese  Auffassung  mit  ihr  im  Mit- 
telpunkte der  Sippe  stehende  Bruder,  vgl.  S  262,  aber  nicht  weiter,  als  der 
Vetter,  als  Erste  in  der  Verwandtschaft  fasste  und  dem  zunächst  beachteten 
ersten  Vetter  gleichsteUte,  also  insbesondere  den  Oheim  und  den  Neffen ; 
während  dann  alle  diejenigen  Zweite  waren,  welche  nach  demselben  Ge- 
sichtspunkte zunächst  auf  die  Ersten  folgten.  Es  ist  eine  Gruppirung,  welche 
die  absteigenden  Linien  und  die  an  sie  anknüpfende  Folge  der  Parentelen 
ganz  unberücksichtigt  liess.  Werden  wir  die  gerade  aufsteigende  und  ab- 
steigende Linie  oft  abweichend  behandelt  finden,  so  findet  sich  doch  auch 
wohl  auf  sie,  vgl.  $  276,  jene  Gliederung  in  der  Weise  fortgesetzt,  dass  El- 
tern und  Kinder  ungezählt  bleiben,  wie  der  Bruder,  und  dann  auch  Gross- 
eltem  und  Enkel  den  Ersten  in  der  Freundschaft  zuzuzählen  sind,  woraus 
sich  eine  concentrische  Anordnung  der  Sippe  ergeben  würde,  bei  der  die 
Ausgangsperson  mit  ihren  nächsten  Blutsverwandten  den  Mittelpunkt  bildet, 
um  den  sich  dann  die  übrige  Sippe  in  sich  erweiternden  Kreisen  gruppirt. 

Deuten  die  sich  überaU  findenden  Reste  auf  gesammtgermanischen 
Ursprung,  so  liegt  auch  in  der  Sache  nichts,  was  der  Annahme  sehr  wei- 
tenZurUckreichens  im  Wege  stehen  würde.  Würden  wir  auch  bei 
den  Germanen,  vgl.  S  1 89,  eine  früheste  Stufe  anzunehmen  haben,  welche 
die  Zugehörigkeit  der  Kinder  zu  bestimmten  Eltern  noch  nicht  beachtete 
und  in  der  Sippschaft  nur  die  Generationsstufen  unterschied,  so  würde  aul 
dieser  allerdings  noch  kein  Halt  für  Vetternzählung  geboten  gewesen  sein. 
Dagegen  war  diese  nicht  etwa  erst  durch  das  Eingreifen  der  Ehe  in  solche 
Verhältnisse  bedingt.  Sie  war  sofort  verwendbar,  wenn  auch  nur  erst  ein- 
seitig die  Mutterverwandischaft  oder  aber  die  Vaterverwandtschaft  beachtet 
Pick  er,  Untenachungen.  L  25 
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292]  wurde,  vgl.  $  1 88 ;  erst  solche  Bestimmungen,  nach  welchen  die  Sippe 
ausserdem  in  Vaterseite  und  Mutterseite,  oder  weitergehend  in  die  Viertel 
und  Achtel,  vgl.  §  187.280  geglieden  erscheint,  setzen  allerdings  Eiagreifen 
der  Ehe  voraus. 

Als  nachträgliche  Aenderung  wird  es  dann  aufzufassen  sein, 
wenn  man  unter  Festhalten  an  jener  Gliederung  die  blosse  Zählung  durch 
die  nun  weniger  passende  Bezeichnung  der  Vettern  nach  Geschwisterschaf- 
ten ersetzte;  vgl.  §  274.  Wenn  man  weiter  beachtete,  dass  nach  anderer 
Auffassung  Oheim  und  Neffe  ein  Knie  näher  stehen,  als  der  Vetter,  und 
daraufhin  Zwischenstufen  bildete;  vgl.  $  271  ff.  Wenn  man  endlich  an- 
scheinend nur  auf  dem  Gebiete  des  friesischen  Rechts  jene  Gliederung  mehr 
und  mehr  einer  andern  anpasste,  welche  von  dem  Gesichtspunkte  ausging, 
dass  Rechte  und  Pflichten  auf  die  sich  aus  den  Spaltungen  der  aufsteigen- 
den Linie  ergebenden  Parentelen  gleich  zu  vertheilen  seien. 

Mit  der  an  die  Gliederung  nach  Venerschaften  anknüpfenden,  sich 
bei  den  verschiedensten  Stämmen  übereinstimmend  wiederfindenden  Zäh- 
lung ergibt  sich  dann  aber  zweifellos  auch  die  Erklärung  für  die  zurück- 
bleibende canonische  Zählung;  vgl.  S  225.244.  War  man  an  eine 
Zählung  der  gesammten  Sippe  gewohnt,  welche  nicht  die  Geschwister, 
sondern  die  Geschwisterkinder  als  Erste  zählte,  so  konnte  maa  sehr  wohl 
ganz  unabhängig  von  einander  in  verschiedenen  Ländern  darauf  verfallen, 
auf  eben  diese  Zählung  nun  auch  die  kirchlichen  Verbote  der  Ehe  inner- 
halb gezählter  Grade  zu  beziehen. 

3.  Zählung  nach  Knieen. 

293.  Geht  nach  dem  Gesagten  die  Zählung  nach  Vetterschaftea 
zweifellos  auf  urälteste  Zeiten  zurück,  so  ist  dasselbe  anzunehmen  für  eine 
andere  Zählung,  welche  wir  nach  dem  üblichsten,  bei  Ostgermanen,  wie 
Westgermanen  vorkommenden  Ausdruck  als  Zählung  nach  Knieen 
bezeichnen.  Sichtlich  gleichbedeutend  ist  dann  auch  wohl  von  einer  2^h- 
lung  nach  Gliedern  oder  Männern,  nach  Gebunen  oder  Blut  die  Rede.  Sie 
steht  zweifellos  ursprünglich  ausser  allem  Zusammenhang  mit  den  bespro- 
chenen Zählungen  nach  Geschwisterschaften  und  Vetterschaften.  Diese 
sind  von  vornherein  auf  Doppelzählung  berechnet;  sie  sind  nur  verwend- 
bar, um  die  gegenseitige  Stellung  zweier  derselben  Generation  angehören- 
den Personen  zu  kennzeichnen.  Dagegen  dient  die  Kniezählung  dazu,  um 
die  Entfernung  irgendwelcher  Blutsfreunde  von  einander  zu  bestimmen 
und  ist  dazu  geeignet,  weilßeziehung  der  Ausdrücke  auf  die  ein- 
fachen Grade  nicht  allein  nirgends  von  vornherein  ausgeschlossen  ist, 
sondern  man,  wie  ich  denke,  bei  Verwendung  derselben  ursprünglich 
lediglich  die  durch  die  Zeugungen  gegebenen  unmittelbaren  Abstände  der 
Personen  von  einander,  die  einfachen  Grade  im  Auge  hatte,  wdciie  auf  den 
Zeugungslinien  die  eine  Person  von  der  andern  trennen. 

Dürfte  diese  Annahme  durch  die  gesammte  weitere  Erörterung  ihre 
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bestimmte  Bestätigung  fiaden,  so  steht  ihr  doch  auch  der  Ausdruck 
Knie,  in  den  lateinischen  Quellen  zuweilen  Genu,  gewöhnlich  Geniculum, 
in  keiner  Weise  im  Wege.  Er  bezeichnet  einmal  ein  Gelenk  oder  Glied 
des  menschlichen  Körpers ;  und  sich  an  diesen  die  durch  die  Zeugungen 
gegebenen  Abstände  zu  vergegenwärtigen,  wird  von  jeher  üblich  gewesen 
sein.  Sind  dieselben  nun  paarweise  vorhanden,  ist  das  in  geschichtlicher 
Zeit  mehrfach  benutzt,  um  daran  die  Doppelzählung  zu  versinnbildlichen, 
so  sind  wir  allerdings  gewohnt,  bei  Knieen  zunächst  am  Doppelgrade  zu 
denken.  Aber  das  Knie  bezeichnet  doch  nur  ein  Gelenk,  nicht  ein  Paar 
von  Gelenken.  Je  näherliegend  es  aber  war,  von  Personen,  welche  von 
einer  andern  ab  in  zwei  entsprechenden  Knieen  standen,  kurzweg  zu  sagen, 
dass  sie  in  demselben  Knie  ständen,  und  im  Anschluss  daran  die  Kniezäh- 
lung  überhaupt  auf  Doppelzählung  zu  beziehen,  um  so  bestimmter  sehen 
wir  uns  doch  daraufhingewiesen,  zu  prüfen,  ob  gerade  diese  Verwendung 
noth wendig  an  den  Ausdruck  geknüpft  war,  ob  dieser  nicht  auch  da  ge- 
braucht wurde,  wo  von  einer  Doppelzählung  gar  nicht  die  Rede  sein  konnte, 
wo  einfach  die  Gelenke  von  einer  Person  zur  andern,  nicht  zweier  Personen 
von  einer  drinen  angegeben  werden  sollten.  Denn  dem  Ausdrucke  an  und 
für  sich  entsprach  das  doch  genauer,  als  jene  Ausdrucksweise,  welche  einer 
ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ergänzung  bedurfte,  wenn  sie  genau 
sein  sollte. 

Wir  werden  denn  auch  wirklich  auf  eine  Reihe  von  Belegen  stossen, 
wo  die  Kniee  nur  die  einfachen  Grade  bezeichnen  können,  selbst  da,  wo 
von  gleichen  Knieen  die  Rede  ist.  Treffen  wir  etwa  im  friesischen  Sprach- 
gebrauche auf  die  Ausdrücke  Ebenknie  und  Ebenknieling,  vgl.  Richthofen 
Wönerb.  zu  Ivinkne,  so  ergibt  sich,  dass  das  nicht  die  gleiche  Entfernung 
zweier  Personen  von  einem  gemeinsamen  Stammvater,  sondern  vom  Erb- 
lasser bezeichnen  soll,  wobei  also  jede  Beziehung  auf  Doppelgrade  ausge- 
schlössen  ist.  So  besonders  deutlich,  wenn  es  heisst,  vgl.  Brunner  Sippe  27, 
dass  der  Verwandte,  der  den  Antheil  seiner  Gruppe  anderTodtschlagsühne 
erhalten  hat,  denselben  mit  seinen Ebenknieen  theilen  soll;  denn  nicht  auf 
den  Erschlagenen,  sondern  auf  irgendwelchen  gemeinsamen  Stammvater 
bezogen^  würden  Ebenkniee  des  Empfängers  ja  auch  solche  Personen  ge- 
wesen sein,  welche  überhaupt  nicht  mehr  als  Blutsfreunde  des  Erschlagenen 
betrachtet  wurden.  Und  heisst  es  etwa,  vgl.  Richth.  Q.  55,  dass  der  Enkel 
ein  Knie  weiter  vom  Vater  steht,  als  der  Sohn,  finden  wir  den  Ausdruck 
auch  sonst  häufig  verwandt,  wo  nur  eine  einzige  Linie  in  Frage  kommt 
und  damit  von  Doppelzählung  überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann,  so  ist 
doch  nicht  wohl  abzusehen,  wie  bei  solchen  und  ähnlichen  Angaben  das 
Knie  etwas  anderes  bezeichnen  kann,  als  die  einfachen  durch  die  Zeugungen 
gegebenen  Abstände. 

Dazu  kommt  noch,  dass  der  AusdruckGeniculum,  auf  den  wir 
uns  in  den  ältesten  Quellen  zunächst  hingewiesen  sehen,  sich  keineswegs 
nur  auf  die  Gelenke  des  menschlichen  Körpers  bezieht,  sondern  auch  da 
verwandt  wird,  wo  es  sich  nicht  um  paarweises  Vorkommen  handelt,  his- 
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393]  besondere  sind  am  Getreidehalme  die  Genicula  die  Knoten  einer  ein- 
zelnen geraden  Linie.  In  den  Glossaren,  vgl.  Diefenbach  Gloss.  Lat.  Genn., 
wird  Geniculum  mit  Knie  und  Halmknoten  übersetzt.  Im  sächs.  Landr. 
2,61  S  5  werden  die  letzteren  ebenso  als  Glieder  bezeichnet,  wie  1,3  S  3  die 
Doppelkniee  des  menschlichen  Körpers.  Bezeichnen  im  Italienischen  die 
Genicoli  nur  die  Knoten  des  Halms,  während  Genu  durch  Ginocchio  wie- 
dergegeben ist,  so  scheint  man  bei  dem  Ausdruck  Geniculum  vorzugsweise 
jene  und  damit  die  Zählung  auf  einer  Linie  im  Auge  gehabt  zu  haben.  Es 
scheint  damit  doch  der  Ausdruck  selbst  keinerlei  Veranlassung  für  die  An- 
nahme zu  bieten,  dass  man  bei  der  Zahlung  nach  Knieen  von  vornherein 
nur  an  eine  Zählung  der  Doppelkniee  dachte. 

Es  bedarf  kaum  einer  Bemerkung,  dass  dasselbe  vom  Ausdrucke 
Gl  i  e  d  zu  gelten  hat.  Wird  er  wohl,  wie  gesagt,  überhaupt  gleichbedeutend 
mit  Knie  für  das  Gelenk  gebraucht,  so  bezeichnet  er  häufiger  den  von  zwei 
Knieen  eingeschlossenen  Körpertheil.  Ist  sächs.  Landr.  2,16  S  9  von  Ver- 
wundung eines  Gliedes  die  Rede,  so  handelt  es  sich  natürlich  nur  um  das 
eine  der  paarweise  vorhandenen  Glieder.  Nicht  anders  aber  bezeichnet  der 
Ausdruck  auch  bei  der  Verwendung  für  die  Verwandtschaftszählung  ganz 
gewohnlich  den  einfachen  Abstand  zweier  durch  Zeugung  verbundener 
Personen.  So  überall,  wo  auf  einer  einzelnen  geraden  Linie  nach  Gliedern 
gezählt  wird.  Leicht  aber  wäre  es  doch  auch  Belege  aufzuführen,  wonach 
auch  bei  Zählung  der  gebrochenen  Linie,  der  Seitenverwandtschaft,  das 
Glied  nur  den  Einzelgrad  bezeichnen  kann.  So  wenn  nach  schweizer  Rech« 
ten  der  Muttermage  beim  Erbe  dem  Vatermagen  vorgeht,  wenn  dieser  ein 
Glied  weiter  steht,  und  daraufhin  wiederholt  entschieden  wird,  vgl.  Was- 
serschieben Erbenf.  201  (F.,  dass  Halbgeschwister  von  Mutterseite  ein  Glied 
näherstehen,  als  die  Geschwister  des  Vaters. 

Kaum  anders  aber  stellt  sich  das  bei  dem  Ausdruck  Generatio, 
dem  die  deutschen  Zählungen  nach  der  Geburt  oder  nach  dem  Blute  ent- 
sprechen würden.  Generatio  ist  zunächst  die  einzelne  Erzeugung,  auf  der 
die  Verbindung  zwischen  dem  Erzeuger  und  Erzeugten  beruht;  der  Aus- 
druck ist  demnach  an  und  für  sich  ebenso  verwendbar,  wenn  vom  Erzeugten 
zum  Erzeuger,  als  wenn  von  diesem  zum  Erzeugten  gezählt  wird,  so  dass 
auch  seiner  Verwendung  für  Zählung  auf  der  gebrochenen  Linie  nichts  im 
Wege  steht.  Er  wird  in  der  römischen  Rechtssprache  wohl  aufe  bestimm- 
teste mit  der  Zählung  der  Einzelgrade  in  Verbindung  gebracht,  wenn  nach 
Inst.  3,6  S  7:  Generaia  quaeque  persona  gradum  adiicit,  oder  wenn  die  so 
oft  ausgesprochene  Regel :  Quot  generationes,  totgradus,  nach  gütiger  Aus- 
kunft des  Collegen  Steinlechner  schon  auf  die  Paraphrase  des  Theophilus 
zu  Inst.  3,2  pr.  zurückgeht.  Im  Ausdrücke  selbst  liegt  demnach  doch  nichts, 
was  hindern  würde,  ihn  gleichbedeutend  mit  Gradus  zu  fassen  und  auf 
Zählung  von  der  Ausgangsperson  zur  Endperson  zu  beziehen,  Wenn  sach- 
liche Gründe  das  unterstützen. 

Andererseits  ist  zuzugeben,  dass  der  Ausdruck  besonders  nahe  liegen 
konnte,  wo  man  mehrere  Personen,  die  nach  der  Zahl  der  Zeugungen  in 
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gleichem  Abstände  von  einem  Stammvater  standen,  zusammenfassend  be- 
zeichnen und  dann  dem  entsprechend  die  Folge  der  Geschlechter  zählen 
wollte,  wie  das  ja  auch  uns  gelaufig  ist.  Und  gerade  auf  kirchlichem  Ge- 
biete konnte  solche  Verwendung  des  Ausdruckes  dadurch  gefördert  werden, 
dass  dieselbe  dem  biblischen  Sprachgebrauche  der  Vulgata  entspricht;  vgl. 
Preisen  Eher.  407.423.  Es  wird  denn  auch  wohl  in  Werken,  welche  auf 
genauere  Beachtung  hingewiesen  waren,  so  in  Petri  Exceptiones,  vgl.  Mitth. 
des  Inst.  E.  B.  2,26  ff.,  zwischen  dem  römischen  Gradus  und  der  canoni- 
schen Generatio  unterschieden. 

Aber  ein  ständiger  Sprachgebrauch  hat  sich  doch  in  dieser  Richtung 
in  keiner  Weise  festgestellt.  In  den  verschiedensten  Zeugnissen  werden  die 
Ausdrücke  Gradus  und  Generatio  gleichbedeutend  gebraucht;  und  wie  wir 
auf  solche  stossen  werden,  in  denen  Generatio  nur  den  einfachen  Grad  be- 
zeichnen kann,  so  werden  umgekehrt  die  Doppelgrade  auch  schlechtweg 
als  Gradus  bezeichnet.  Das  Fehlen  eines  festen  Sprachgebrauchs  scheint 
mir  doch  insbesondere  die  eingehendere  Erörterung  dieser  Verhältnisse 
durch  Pabst  Alexander  II  in  C.  35  q.  5  c.  2  zu  ergeben.  Nirgends  stQtzt 
etwa  der  Pabst  sich  darauf,  dass  zwischen  Gradus  und  Generatio  zu  schei- 
den sei,  wie  das  andernfalls  doch  so  nahe  gelegen  hätte.  Er  bedient  sich 
beider  Ausdrücke  unterschiedslos  sowohl  da,  wo  von  einfacher,  als  wo  von 
doppelter  Zählung  die  Rede  ist;  höchstens,  dass  er  bei  der  kirchlichen  Zäh- 
lung häufiger  von  Generationen  spricht.  Aber  auch  diejenigen,  deren  An- 
sicht er  bekämpft,  scheinen  sich  da  eines  Unterschiedes  nicht  bewusst  ge- 
wesen sein ;  wenigstens  führt  der  Pabst  hier,  wie  in  dem  bezüglichen  Briefe 
an  die  Neapolitaner,  HufFer  Beiträge  1 1  q,  als  ihre  Behauptung  an,  dass 
Geschwister  in  secunda,  deren  Kinder  in  quarta  generatione  seien.  Und  an 
älteren  Zeugnissen,  nach  welchen  die  kirchlichen  Generationes  auf  Doppel- 
grade zu  beziehen  seien,  muss  es  doch  sehr  gefehlt  haben,  wenn  der  Pabst, 
in  dem  Schreiben  an  die  Neapolitaner  ausführlich  darauf  eingehend,  ledig- 
lich den  biblischen  Sprachgebrauch  gehend  zu  machen  weiss  und  das  Schrei- 
ben Gregors  I,  auf  welches  wir  zurückkommen  werden,  in  welchen  die 
Beziehung  auf  Doppelzählung  allerdings  zweifeUos  vorliegt. 

Nach  dem  Gesagten  werden  wir  doch  davon  ausgehen  dürfen,  dass 
auch  der  Ausdruck  Generatio  sich  keineswegs  auf  Doppelgrade  beziehen 
muss,  dass  er  eben  so  wohl  die  einfachen  Grade  bezeichnen  kann,  wo  immer 
Inhalt  und  Zusammenhang  darauf  hinweisen.  Die  deutschen  Ausdrücke 
Geburt  und  Blut  werden  uns  da  ohnehin  nicht  leicht  zu  Bedenken  An- 
lass  geben,  da  wir  sie  zwar  auch  zur  Bezeichnung  des  Verhältnisses  zweier 
Personen  zu  einander  verwandt  finden  werden,  aber  durchweg  nur  da,  wo 
dieses  lediglich  nach  der  längsten  Linie  bestimmt  wird,  also  von  vornherein 
nur  von  Zählung  der  Einzelglieder  dieser  die  Rede  sein  kann. 

294,  Waren  die  bisher  besprochenen  Zählungen  nur  für  die  Seiten- 
verwandtschaft verwendbar,  so  ergab  sich  damit  unmittelbar  das  Bedürf- 
nisseinerfür die  gerade  Linie  verwendbaren  Art  derZäh- 
lung,  bei  der  es  sich  nicht  um  die  Seitenentfernung,  sondern  um  den 
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294]  Abstand  von  der  Ausgangsperson  aufwärts  oder  abvvljins  handehe. 
Nun  lasst  sich  allerdings  geltend  machen,  dass  für  die  Bestimmung  von 
Rechten  und  Pflichten  der  Blutsverwandtschaft,  insbesondere  auch  der  Er- 
benfolge, gerade  auf  der  geraden  Linie  für  eine  Zahlung  kaum  ein  Bedtlrf- 
niss  vorlag.  Es  handelt  sich  da  durchweg  nur  um  die  nächsten  Grade. 
Das  Verhöltniss  von  Sohn  und  Enkel  zum  Verstorbenen  war  nun  ein  so 
bekanntes,  dass  es  da  keiner  Zählung  bedurfte.  Aber  es  gab  doch  manche 
Verhaltnisse,  für  welche  eine  grössere  Zahl  von  Gliedern  der  geraden  Linie 
in  Betracht  kam,  bei  welchen  nicht  blos  der  Abstand  vom  Nächstverstorbe- 
nen, sondern  auch  von  einem  frühern  Vorfahren  massgebend  sein  sollte. 

So  werden  wir  besonders  häufig  Bestimmungen  finden,  wonach  ge- 
wisse Vermögensbestandtheile  erst  dann  eine  Sonderstellung  verlieren  oder 
gewinnen,  wenn  sie  durch  eine  Anzahl  von  Generationen  von  Vater  auf 
Sohn  vererbt  waren.  So  fallt  etwa  die  friesische  Hornunggabe,  wie  andere 
auf  Schenkung  zurückgehende  Theile  des  Nachlasses,  beim  Mangel  von 
Nachkommen  an  den  Schenker  oder  dessen  Erben  zurück,  so  lange  sie  noch 
nicht  auf  das  dritte  Knie,  auf  den  Urenkel  des  Beschenkten  vererbt  war. 
So  erlöschen  Rückfallrecht  und  Naherrecht  bestimmter  Klassen  von  Ver- 
wandten erst  nach  mehrmaliger  Vererbung  des  Guts;  nach  norwegischem 
Recht  verlor  das  Gut  die  Eigenschaft  des  Odal  für  die  Familie  des  frühem 
Besitzer  und  wurde  zum  Odal  des  jetzigen  Besitzer  erst  dann,  wenn  es  auf 
den  Grossvater  desselben  schon  von  dessen  Grossvater  vererbt  war;  vgl. 
Maurer  Freigelassene  65.  Und  solche  Bestimmungen  konnten  noch  un- 
gleich weiter  reichen.  So  wird  sich  bei  Besprechung  der  norwegischen 
Zahlung  ergeben,  dass  der  Anspruch  des  Herrn  und  seiner  Erben  auf  den 
Nachlass  der  Freigelassenen  erst  dann  erlosch,  wenn  derselbe  vom  Frei- 
gelassenen abwärts  bis  auf  das  neunte  Kniee  vererbt  war.  Insbesondere 
erscheint  dann,  worauf  wir  zurückkommen,  bei  der  Zahlung  nach  der  läng- 
sten Linie  die  Erbrechtsgränze  dadurch  bedingt,  dass  keine  der  beiden  Per- 
sonen über  eine  gewisse  Anzahl  von  Knieen  von  der  die  Verwandtschaft 
vermittelnden  Person  absteht,  während  im  übrigen  das  Verwandtschafts- 
verhältniss  beider  das  verschiedenartigste  sein  kann ;  eine  Zählung  war  da 
gar  nicht  zu  entbehren,  wenn  alle  Falle,  welche  das  treffen  konnte,  zusam- 
mengefasst  werden  sollten. 

Allerdings  kann  es  scheinen,  als  ergebe  sich  da,  wo  der  Sprachgebrauch 
die  Vettern  zählte,  wohl  ein  Vermeiden  unmittelbarer  Zahlung 
aufdergeradenLinie,  als  habe  man  da  absichtlich  die  Ordnungszahlen 
umgangen  und  zu  andern  Bezeichnungen  gegriffen,  welche  die  Folge  der 
Generationen  genügend  kennzeichneten.  So  bei  den  deutschen,  zum  Ober- 
oder Urgrossvater  und  Urenkel  übergehenden  und  weitere  Fortsetzung  ge- 
stattenden Ausdrücken.  So,  wenn  das  Italienische  im  Anschluss  an  lateini- 
schen Sprachgebrauch  vom  Pronipote  oder  Figlio  del  pronipote  spricht 
Auffallender,  wenn  das  Französische  aufwärts  wohl  bis  zum  Quatrieme 
aieul  zählt,  sich  dagegen  abwäns  der  Reihe  Fils,  Petit-fils,  Arriere-pctii-fils, 
Enfant  de  V  arriere-fils  bedient.    Das  könnte  doch  darauf  deuten,  dass  man 
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so  gewohnt  war,  jede  Zählung  auf  die  Seitenlinie  zu  beziehen,  bei  den 
Zweiten  nur  an  die  zweiten  Vettern  zu  denken,  dass  man  eine  Zählung 
vermied,  nach  welcher  dieselben  Personen  vom  Stammvater  abwärts  dritte 
Sohne  gewesen  sein  wUrden.  Setzt  in  Spanien  eine  Zählung  auf  der  ge- 
raden Linie,  vgL  S  239,  erst  von  Enkel  und  Grossvater  ab  ein,  so  wies  ich 
schon  S  262  auf  die  Möglichkeit  hin,  wie  das  damit  in  Verbindung  stehen 
könnte,  dass  jene  in  einem  weitern  Sinne  zu  den  Primos  gehören  würden. 
Aber  solche  Bezeichnungen  Hessen  sich  wenigstens  überall  unmittelbar  auf 
eine  Zählung  umsetzen,  sobald  ein  Bedürfniss  dazu  vorlag.  Und  dass  man 
dann  auch  für  die  gerade  Linie  zu  den  Ordnungszahlen  griff,  werden  die 
weiteren  Erörterungen  genugsam  ergeben. 

295«  In  solchen  Fällen  aber  kann  auch  der  Ausgangspunkt  bei 
Zählung  auf  der  geradenLinie  nicht  wohl  zweifelhaft  sein.  Knüpft 
dieselbe  an  eine  verwandtschaftliche  Bezeichnung  an,  die  an  und  für  sich 
einen  Abstand  kennzeichnet,  ist  etwa  von  einem  dritten  Sohne  die  Rede, 
vgl.  S  219,  so  ergibt  sich  unmittelbar,  dass  der  Stammvater  nur  der  unge- 
zählte Ausgangspunkt  sein  kann.  Ebenso  aber  auch,  wenn  von  einem 
zweiten  Enkel  die  Rede  ist ;  ist  dieselbe  Person,  die  dort  als  drine,  hier  als 
zweite  gezählt,  so  setzt  eben  die  Zählung  bei  einem  Ausdrucke  ein,  der  an 
und  für  sich  schon  ein  Abstehen  nicht  von  einem,  sondern  von  zwei  Glie- 
dern bezeichnet. 

Ein  solcher  Unterschied  kann  bei  der  Zählung  nach  Knieen  oder 
gleichbedeutenden  Ausdrücken  nicht  eingreifen.  Sie  knüpft  nicht  an  irgend- 
welche bestimmte  verwandtschaftliche  Stellung  an,  sondern  bezeichnet 
lediglich  eine  Entfernung,  gleichviel,  in  welcher  Richtung;  der  Grossvater 
steht  ebenso  im  zweiten  Knie  von  seinem  Enkel,  wie  dieser  von  ihm.  Es 
hängt  damit  die  allgemeine  Verwendbarkeit  der  Kniezählung 
für  die  Bestimmung  der  Entfernung  jeder  Art  der  Verwandtschaft  zusam- 
men. Es  kann  sich  aber  desshalb  auch  nur  um  Zählung  von  Abständen 
handeln,  die  immer  dieselben  sind,  bei  denen  es  keiner  näheren  Angabe 
bedarf. 

Ist  da  zweifellos  immer  der  einfache  Abstand  zwischen  dem  Er- 
zeuger und  dem  Erzeugten  ins  Auge  gefasst,  so  folgt  daraus  welter,  dass 
eine  solche  Zahlung  auch  nur  auf  den  durch  Zeugungen  verbundenen 
Linien  erfolgen  kann.  War  das  nach  unsern  Annahmen  bei  der  Vetternzäh- 
lung nicht  der  Fall,  so  fanden  wir  bei  dieser  trotz  der  sonstigen  Verschie- 
denheit der  Bezeichnung  der  Gezählten  nie  den  Ausdruck  Knie  oder  Glied 
verwandt,  abgesehen  von  dem  vereinzelten,  S  287  besprochenen  Falle,  wo 
dieselben  ausnahmsweise  und  wohl  erst  nachträglich  zur  Kennzeichnung 
eines  Abstandes  auf  der  Querlinie  gebraucht  zu  sein  scheinen. 

Dann  aber  kann  auch  die  Art  der  Zählung  nie  in  Frage  stehen. 
Den  ungezählten  Ausgangspunkt  kann  immer  nur  der  bezügliche  Erzeuger 
oder  Erzeugte  bilden,  von  dem  aus  die  Zeugungen  abwärts  oder  aufwäns 
verfolgt  werden.  Wenn  es  heisst,  dass  Jemand  von  einer  anderen  Person 
abwärts  in  der  dritten  Generation  oder  Geburt,  im  dritten  Blute,  Grade, 


2g2  VII.  3  Zählung  nach  Knieen. 

296]  Knie  oder  Gliede  steht  oder  der  dritte  Mann  von  ihr  ist,  so  kann  das  immer 
nur  den  Urenkel  treffen.  Was  insbesondere  die  schon  S  220  besprochene 
NichtZählung  des  Ausgangspunktes  betrifft,  so  können  da  die  hier  verwand- 
ten Ausdrucke  im  allgemeinen  kein  Bedenken  ergeben.  Wie  die  eine  Ge- 
neration, der  eine  Gradus  zwei  Personen  erfordert,  damit  der  BegriflF  über- 
haupt vorliegen  kann,  so  ist  auch  der  blosse  Ausgangspunkt  nicht  schon 
ein  Knie  oder  Glied  der  gezählten  Linie. 

Nur  dieZählung  nach  Männern  kann  da  insofern  zu  Bedenken 
Anlass  geben,  als  das,  v^as  gezählt  wird,  auch  schon  am  Anfangspunkte  vor- 
handen ist,  und  es  damit  zweifelhaft  sein  kann,  ob  die  Personen  oder  die 
Abstände  gezählt  werden  sollen.  Muss  für  jede  Zählung  irgendwelcher  Aus- 
gangspunkt vorhanden  sein,  ist  Niemand  erster  Mann  an  und  für  sich,  so 
werden  Fassung  und  Zusammenhang  ergeben  müssen,  ob  die  Zählung  der 
Reihe  einen  ausser  ihr  liegenden  Ausgangspunkt  im  Auge  hat  oder  den 
Anfang  der  Reihe  selbst.  Soll  ein  Gut  eine  bestimmte  Eigenschaft  gewinnen 
oder  verlieren,  vgl.  S  294,  wenn  es  in  den  Händen  des  vierten  Mannes 
derselben  Familie  ist,  so  ist  der  Urenkel  des  Erwerbers  der  vierte  Mann,  weil 
dieser  in  Beziehung  auf  das  Gut  schon  der  erste  war.  Ebenso  bestimmt  ist 
aber  dieser  Urenkel  der  dritte  Mann,  wenn  sich  dieselbe  Bestimmung  etwa 
dahinausgedruckt  findet,  dass  das  Gut  vom  ersten  Erwerber  auf  den  dritten 
Mann  vererbt  sein  soll. 

Ist  nun  aber  häufig  schlechtweg  von  dritten  Männern  in  der  Ver- 
wandtschaft die  Rede,  so  liegt  jedenfalls  die  Auffassung  am  nächsten,  dass 
von  irgendwelcher  für  die  Verwandtschaft  massgebenden  Person  aus  ge- 
zählt sein  wird.  Und  ist  da  von  vornherein  eine  Mitzählung  dieser  weniger 
ausgeschlossen,  als  bei  den  andern  Bezeichnungsweisen,  so  wird  da  die  Prü- 
fung der  Einzelfalle  ergeben,  dass  das  thatsächlich  nicht  der  Fall  gewesen  ist, 
dass  die  Bestimmung  der  Entfernung  nach  gezählten  Männejn  durchaus 
der  Zählung  nach  Knieen  entspricht. 

Jedenfalls  aber  fehlte  hier  jede  Veranlassung  für  zurückbleibende 
Zählung ;  liegen  die  Zeugungen  der  ganzen  Zählung  zu  Grunde,  so  kann 
nicht  unberücksichtigt  bleiben,  dass  der  Sohn  schon  Erzeugter,  der  Vater 
schon  Erzeuger  ist;  es  ist  nicht  wohl  abzusehen,  wie  erst  der  Enkel  oder  der 
Grossvater  als  im  ersten  Knie  von  der  Ausgangsperson  stehend  gefasst 
sein  sollte. 

296.  Und  das  wird  doch  zu  beachten  sein  für  die  Verwendung 
zur  Zählung  der  Seitenverwandtschaft.  Sind  für  die  Kniezahlung 
die  Zeugungsabstände  aufwärts  wie  abwärts  massgebend,  so  kann  dieselbe 
ebenso,  wie  auf  der  geraden,  auch  auf  der  gebrochenen  Linie  ge- 
zählt werden,  wie  sie  sich  bei  der  Seitenverwandtschaft  überall  da  ergibt, 
wo  nur  die  durch  Zeugungen  zusammenhängenden  Linien  beachtet  werden. 
Man  zählt  von  der  Ausgangsperson  aufwärts  fbis  zum  gemeinsamen  Stamm- 
vater und  von  diesem  wieder  abwärts  bis  zur  Endperson.  Die  An  dieser 
Zählung  kann  dann  nicht  wohl  zweifelhaft  sein;  die  Ausgangsperson  ist 
nicht  gezählt,  wohl  aber  der  selbst  in  einem  Knie  der  gezählten  Linie  ste- 
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hende  Stammvater.  Wird  aageaommen,  dass  diese  der  römischea  eatspre- 
chende  durchlaufeade  Zählung  den  Germanen  nicht  geläufig  war,  so  werden 
wir  im  Verlaufe  der  Erörterung  nachzuweisen  suchen,  dass  sie  insbesondere 
für  die  Erbenfolge  durchaus  die  vorherrschende  war. 

Allerdings  finden  wir  ungleich  häufiger  Belege  für  eine  Zählung 
auf  den  beiden  absteigenden  Linien.  Aber  doch  wohl  nur  dess- 
halb,  weil  es  sich  bei  den  meisten  Zeugnissen  über  Kniezählung,  bei  welchen 
die  Art  der  Zählung  sich  unmittelbar  mit  Sicherheit  ergibt,  um  die  kirch- 
lichen Eheverbote  handelt,  und  für  diese  jene  Art  besonders  geeignet  war. 
Damit  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Kirche  jene  Art  der  Zählung  auf 
den  absteigenden  Linien  bei  den  Germanen  bereits  vorfand ;  sie  wird  von 
jeher  für  gewisse  Zwecke  üblich  gewesen  sein.  War  man  in  einer  Reihe 
von  Fällen  darauf  hingewiesen,  auf  der  einzelnen  Linie  vom  Stammvater 
abwärts  zu  zählen,  so  lag  ja  nichts  näher,  als  die  Entfernung  zweier  Personen 
von  einander  danach  zu  bestimmen,  dass  man  für  jede  die  Kniee  der  im 
gemeinsamen  Stammvater  zusammenlaufenden  Linien  zählte.  Ihre  Zusam- 
menzählung musste  dann  zu  demselben  Ergebnisse  führen,  wie  die  Zählung 
auf  der  gebrochenen  Linie;  ist  hier  die  Ausgangsperson  nicht  gezählt,  so 
trifit  das  dort  den  für  beide  Linien  den  Ausgangspunkt  bildenden  Stammvater. 

Aber  eben  desshalb  gestattet  sie  eine  einheitliche  unmittelbare  Zählung 
der  Entfernung  einer  Mehrzahl  von  Personen  nur  dann,  wenn  für  diese 
der  Stammvater  als  ungezählter  Ausgangspunkt  derselbe  ist;  also  bei  mehr 
als  zwei  Personen  nur  dann,  wenn  die  aufsteigenden  Linien  sämmtlich  nur 
in  demselben  Stammvater  zusammentreffen,  wenn  alle  Personen  nur  der- 
selben weiteren  Parentel  angehören,  nicht  etwa  zwei  derselben  überdies 
noch  einen  näheren  Stammvater  gemeinsam  haben.  Während  die  durchlau- 
fende Zählung  auf  der  gebrochenen  Linie  immer  verwendbar  erscheint,  da 
für  sie  der  Brechungspunkt  ohne  Bedeutung  ist;  vgL  S  222. 

Wo  aber  die  Zählung  auf  den  absteigenden  Linien  von  jenem  Ge- 
sichtspunkte aus  überhaupt  verwendbar  ist,  da  bietet  sie  auch  Vort heile 
gegenüber  jeder  anderen  Art  der  Zählung.  Der  durchlaufenden 
gegenüber  dadurch,  dass  sie  ausser  der  Entfernung  auch  die.Art  der  Ver- 
wandtschaft genau  ergibt.  Diesen  Vortheil  haben  allerdings  die  Zählun- 
gen nach  Geschwisterschaften  und  Vetterschaften  mit  ihr  gemein.  Dagegen 
waren  diese  nur  auf  Zählung  gleichstehender  Paare  von  Blutsfreunden  be- 
rechnet, Hessen  unmittelbar  eineBeachtung  der  ungleichen  Grade 
überhaupt  nicht  zu;  vgl.  S  259.  Anscheinend  in  Anschlüsse  an  Verhältnisse 
entstanden,  für  welche  ursprünglich  der  Unterschied  der  gleichen  und 
ungleichen  Grade  nicht  beachtet  wurde,  sah  man  sich  dann,  als  dies  nach- 
träglich der  Fall  war,  zu  verschiedenen  Auskunftsmitteln  genöthigt ;  vgl. 
S  275.  Hier  aber  war  an  und  für  sich  von  einer  Doppelzählung  überhaupt 
nicht  die  Rede ;  es  wurden  die  Kniee  jeder  der  beiden  Linien  ganz  ebenso 
gezählt,  wie  das  da  der  Fall  war,  wo  nur  auf  einer  einzelnen  absteigenden 
Linie  zu  zählen  war.  Es  handelte  sich  lediglich  um  die  Einzelabstände  auf 
jeder  Linie,  bei  welcher  an  und  für  sich  von  gleichen  und  ungleichen 
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396]  Graden  nicht  die  Rede  sein  konnte;  erst  bei  Vergleichung  des  Ergebnisses 
beider  Zählungen  stellte  sich  heraus,  ob  die  Personen  im  gleichen  Grade, 
etwa  im  dritten  und  dritten,  oder  im  ungleichen,  etwa  im  zweiten  und 
vierten  Knie  verwandt  waren. 

Alle  Angaben,  bei  welchen  verschiedene  Kniee  ausdrücklich  genannt 
werden,  ergeben,  dass  es  sich  hier  an  und  für  sich  nicht  um  Doppclzählung, 
sondern  um  zwei  Einzelzählungen  handelt.  Wo  bei  jener  ungleiche 
Grade  zu  bezeichnen  waren,  musste  man  auf  gleiche  Grade  zurückgreifen. 
Man  konnte  von  zwei  Personen  nicht  sagen,  dass  die  eine  zweiter,  die 
andere  dritter  Vetter  war;  man  konnte  das  nur  dahin  ausdrücken,  dass 
die  eine  Sohn  eines  zweiten  Vetters  der  anderen  war.  Hätte  man  in  ähnlicher 
Weise  bei  der  Kniezählung  von  vornherein  die  Doppelknie  im  Auge 
gehabt,  so  wäre  auch  da  ein  Sprachgebrauch  zu  erwarten,  wonach 
man  jenes  Verhähniss  etwa  dahin  ausdrückte,  dass  der  Vater  des  Einen  mit 
dem  Andern  im  dritten  Knie  verwandt  war.  Statt  dessen  konnte  man  sich  hier 
anstandslos  dahin  ausdrücken,  dass  sie  im  dritten  und  im  vierten  Knie  zu 
einander  standen. 

Finden  wir  solche  Zählung  ungleicher  Kniee  in  der  Regel  nur  mit 
Beziehung  auf  die  kirchlichen  Eheverbote  verwandt,  so  ist  das  kein  Grund 
für  die  Annahme,  dass  dieselbe  erst  von  der  Kirche  übernommen  sei.  Wir 
finden  sie  auch  wohl  bei  weltlichen  Rechtsbesiimmungen  gebraucht ;  so  wenn 
es  im  Brokmerbriefe  S  150,  Richthofen  Q.  172,  in  zweifelloser  Beziehung 
auf  Kniezählung  heisst,  dass  der  Zweite  und  der  Vierte  für  einander  Zeuge 
sein  dürfen.  Und  selbst  da,  wo  es  sich  um  gleiche  Kniee  handelt,  stossen 
wir  zuweilen  auf  eine  Ausdrucksweise,  welche  ergibt,  wie  man  sich  noch 
durchaus  bewusst  war,  dass  es  sich  um  Zählung  von  zwei  Reihen  von 
Knieen  oder  Männern  handelt.  So  wiesen  wir  schon  S  233  auf  eine  Angabe 
des  Frost uthingsrechts  hin,  wo  gesagt  ist,  dass  die  Verwandtschaft  der  Nachge- 
schwisterkinder beim  dritten  Manne  auf  jeder  Seite  sei;  dann  S  23  5  auf  eine  An- 
gabe derselben  Quelle,  in  der  ausdrücklich  betont  wird,  dass  von  den  Stamm- 
geschwistern ab  auf  jedem  der  beiden  Wege  sechs  Männer  zu  zählen  seien. 

297,  Ueberaus  häufig  hat  man  dann  freilich  sichtlich  von  vornherein 
eine  Doppelzählung  nach  Knieen  imAuge.  Bei  den  verschiedensten 
Bestimmungen  pflegte  man  in  erster  Reihe  an  die  gleichen  Grade  anzu- 
knüpfen, wie  darauf  ja  schon  deutet,  dass  die  anderen  Zählungen  nur  auf 
diese  berechnet  sind.  Alle  derartige  Verhältnisse  lassen  sich  natürlich  auch 
mit  derselben  Genauigkeit  in  Knieen  ausdrücken ;  ob  zwei  Personen  als 
Nachgeschwisterkinder  oder  zweite  Vettern,  oder  aber  als  im  dritten  und 
dritten  Knie  zu  einander  stehend  bezeichnet  werden,  ist  gleichbedeutend. 
Jenen  gegenüber  musste  sich  die  Verwendung  der  Kniezählung  auch  da, 
wo  es  sich  um  gleiche  Grade  handelte,  vielfach  empfehlen,  weil  die  Be- 
zeichnung nach  Geschwisterschaften  nur  bis  höchstens  zum  dritten  Grad 
üblich  war,  vgl.  S  2  34,  während  die  Kniezühlung  sich  beliebig  fortsetzen  Hess ; 
weil  weiter  die  Vetternzählung  in  weitern  Sinne  auch  auf  den  Zeugungslinien 
in  verschiedener  Entfernung  stehende  Personen  umfasste,  während  die  Be- 
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zeichnuQg  nach  dem  dritten  und  dritten  Knie  die  Entfernung  mit  vollster 
Genauigkeit  angab. 

Dann  liegt  es  aber  auf  der  Hand,  dass  man  in  solchen  besonders 
häufig  vorkommenden  Fällen  die  Kniezahl  nur  einmal  nannte,  schlecht- 
weg sagte,  dass  die  Personen  im  dritten  Knie  standen,  und  sich  danit  der 
Brauch  einer  Zahlung  nach  Doppelknien  ergab.  Und  die  Auffassung,  dass 
die  bezüglichen  Ausdrucke  sich  au f  Doppelgrade  bezOgen,  konnte  sich  dann 
möglichenveise  so  festsetzen,  dass  man  nur  den  Doppelgrad  als  ganzes, 
den  Einzelgrad  als  halbes  Glied  betrachtete,  wie  das  vereinzelt  der  Fall  sein 
würde,  falls  die  S  287  erwähnte  bezügliche  alemannische  Ausdruckweise 
auf  alten  Sprachgebrauch  zurückgehen  sollte. 

Wo  nun,  wie  bei  den  Eheverboten,  von  zwei  Personen  die  Rede  ist, 
welche  in  einem  Knie  stehen,  kann  das  zu  keiner  Unsicherheit  Veranlassung 
geben ;  würden  die  Abstände  nicht  vom  Stammvater  abwärts,  sondern  von 
einer  Person  zur  andern  gezählt  sein,  so  würde  jene  überhaupt  noch  in 
keinem  Knie  stehen.  Dagegen  konnte  nun  freilich  jener  Brauch  der  Bezeich- 
nung nach  Doppelknieen  Anlass  zu  Verwechslungen  geben,  wenn 
schlechtweg  eine  Knieentfernung  angegeben  ist,  ohne  dass  sich  ergibt,  ob 
dieselbe  von  der  Ausgangsperson  nach  einfachen,  oder  vom  Stammvater 
nach  doppelten  Knieen  zu  zählen  ist.  Bezeichnet  nach  Massgabe  unserer 
bisherigen  Erörterungen  das  Knie  nur  den  einfachen  Abstand,  so  würden 
daraufhin  allerdings  überall  einfache  Kniee  zu  verstehen  sein,  wo  nicht 
Ausdrucksweise  oder  Zusammenhang  bestimmter  darauf  hinweisen,  dass 
Doppelkniee  gemeint  seien.  In  wie  weit  das  aber  insbesondere  für  die 
Verhältnisse  der  Erbenfolge  zutrifft,  werden  wir  später  zu  prüfen  haben. 

298«  Es  wird  aber  weiter  nach  Massgabe  der  bisherigen  Erönerung 
Uebereinstimmung  der  Kniezählung  mit  der  üblichen 
canonischen  nicht  zu  bezweifeln  sein,  so  weit  es  sich  bei  derselben  um 
eine  Zählung  vom  Stammvater  abwärts  handelt.  Ist  nach  dem  S  295  Be- 
merkten bei  Zählung  auf  der  einzelnen  absteigenden  Linie  der  Stammvater 
ungezählter  Ausgangspunkt,  während  dann  sein  Sohn  selbstverständlich 
im  ersten  Knie  steht,  so  fehlt  natürlich  jede  Veranlassung,  das  bei  der 
Zählung  nach  Doppelknieen  anders  zu  fassen,  bei  welcher  statt  einer  Linie 
zwei  in  derselben  Weise  gezählt  werden.  Insbesondere  ist  nicht  abzusehen, 
wie  sich  dabei  die  zurückbleibende,  erst  die  Geschwister  als  ungezählten 
Ausgangspunkt  behandelnde  Zählung  ergeben  konnte.  Dass  der  Brauch, 
die  Verwandtschaft  nur  bis  auf  ein  Geschwisterpaar  zurück  zu  verfolgen,  nicht 
dazu  führte,  wurde  schon  S  235  bemerkt.  Sind  bei  den  Bezeichnungen  nach 
Geschwisterschaften,  wie  bei  der  Kniezählung  die  absteigenden  Linien  ins 
Auge  gefasst,  so  ergab  sich  S  233  auch  für  jene,  dass  bei  Umsetzung  auf 
Zählung  die  Geschwister  im  engeren  Sinne  nicht  ungezählter  Ausgangs- 
punkt sind,  sondern  als  erste  gezählt  werden,  also  im  ersten  Knie  stehen 
würden.  Je  bestimmter  die  ganze  Kniezählung  eine  durch  Zeugungen  ver- 
bundene Linie  voraussetzt,  um  so  weniger  konnte  bei  ihr  unbeachtet  bleiben, 
dass  mit  den  Geschwistern  die  Zeugungslinie  noch  nicht  hergestellt,  dass 
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298]  auf  den  Stammvater  zurückzugehen  sei.  Die  weiter  folgenden  Erörterun- 
gen werden  denn  auch  aufs  bestimmteste  überall,  wo  nach  Knieen,  Gliedern 
oder  Männern  absteigend  gezählt  ist,  sei  es  auf  einer  Linie,  sei  es  auf  Doppel- 
linien, Uebereinstimmung  mit  der  üblichen  canonischen  Zählung  ergeben. 

399.  Denkeich,  dass  diese  Uebereinstimmung  eine  selbstverständliche 
sein  sollte,  so  werden  wir  uns  allerdings  mit  einigenFällen  anscheinend 
zurückbleibender  Kniezählung  abzufinden  haben.  Solche  erst  nach 
den  Geschwistern  beginnende  Kniezählung  ist  zunächst  für  die  Angel- 
sachsen geltend  gemacht;  vgl.  Amira  Erbenf.  Soff.  Aber  der  Hauptbeleg 
ist  hier  der  später  zu  besprechenden  Zählung  nach  Sippfächern  entnommen. 
Sind  diese,  wie  bisher  angenommen  wurde,  auf  der  absteigenden  Linie  unter 
Einbeziehung  des  Stammvaters  in  die  Zählung  zu  berechnen,  so  ergibt  sich 
aUerdings  bestimmt,  dass  das  vierte  Knie  dem  fünften  canonischen  Grade  ent- 
sprechen muss.  Aber  eben  dieses  bei  einer  Zählung  nach  Knieen  auffallende 
Ergebniss  kann  doch  umgekehrt  auch  Bedenken  dagegen  veranlassen,  ob  die 
Zählung  nach  Sippfächern  richtig  aufgefasst  ist;  und  ich  werde  es  später 
wenigstens  versuchen,  nachzuweisen,  dass  derselben  eine  andere  Auffassung 
zu  Grunde  liegen  dürfte,  von  der  aus  dieselbe  dann  umgekehrt  bestimmt 
ergeben  würde,  dass  die  angelsächsische  Kniezählung  der  canonischen 
entspricht. 

Andere  dagegen  geltend  gemachte  Gründe  werden  aber  kaum  als 
ausschlaggebend  zu  betrachten  sein.  Für  die  Angaben  der  BussbUcher  ist 
das  von  Amira  anerkannt.  Dieser  macht  dann  insbesondere  noch  die  N  i  c  h  t- 
einbeziehung  des  engsten  Verwandtenkreises  in  die  Knie- 
zählung  geltend.  Es  wird  wohl  der  engste  Kreis  von  Eltern,  Kindern 
und  Geschwistern  als  binnen  Knieen  stehend  bezeichnet;  wie  es  in  andern 
Rechten  wohl  entsprechend  heisst,  dass  die  Magschaft  erst  bei  den  Ge- 
schwisterkindern beginnt.  Kann  danach  jener  Kreis  als  ungezählter  Aus- 
gangspunkt betrachtet  werden,  so  möchte  ich  dem  an  und  für  sich  um  so 
weniger  entgegentreten,  als  ich  selbst  §  262  betonte,  dass  die  Vettemzählung 
bestimmt  auf  solche  Auffassung  hindeutet.  Bleibt  innerhalb  des  engsten 
Kreises  der  Knieunterschied  unbeachtet,  so  ergibt  sich  daraus  insbesondere, 
dass  der  Bruder  dem  Bruder  ebenso  nahe  steht,  als  dem  Vater,  obwohl  er 
von  jenem  zwei,  von  diesem  nur  ein  Knie  absteht,  wie  sich  das  für  die 
später  zu  besprechende  dänische  Zählung  bestimmt  ergeben  wird. 

Werden  nun  aber  für  gewisse  Zwecke  jene  Personen  gleichsam  als 
eine  Person  behandelt  oder  doch  der  Knieunterschied  unter  ihnen  nicht  be- 
achtet, so  bedingt  das  nicht  zugleich,  dass  das  in  allen  Fällen  geschehen 
musste.  Die  einheitliche  Sonderstellung  des  engsten  Kreises  kommt  doch 
etwa  sehr  bestimmt  zum  Ausdruck,  wenn  nach  L.  Frision.  19  S  2,  vgl. 
Brunner  Sippe  19,  bei  Brudermord  das  Wehrgeld  nur  Kindern,  Eltern  und 
Geschwistern,  nicht  aber  entfernteren  Erben  zukommt;  dann  aber  macht  die 
verschiedene  Stellung  der  Personen  innerhalb  dieses  Kreises  sich  doch 
wieder  sehr  bestimmt  dadurch  geltend,  dass  dabei  Kinder  die  Eltern,  diese 
die  Geschwister  ausschliessen. 
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Insbesondere  aber  dürfte  es  nicht  bedingen,  dass  damit  nun  auch  da, 
wo  dieser  Kreis  überschritten  wird,  die  Zählung  nach  Knieen  eine  andere 
wurde.    Es  konnte  dann  doch  nicht  unberücksichtigt  bleiben,   dass  sich 
ganz  verschiedene  Verhältnisse  der  Entfernung  ergeben,    jenachdem  von 
jenen  ungezählten  Personen  die  eine  oder  die  andere,  der  Vater  oder  der 
Sohn,  der  eine  oder  der  andere  Bruder  als  Ausgangspunkt  für  eine  weitere 
Zählung  gefasst  wird.  Jeder  Versuch,  daraus  eine  zurückbleibende  Kniezäh- 
lung abzuleiten,  scheintauf  unhaltbare  Annahmen  zu  führen.  B 
Bilden  ABC  den  ungezählten  Ausgangspunkt,  so  stehen  D           /\ 
und  F  ein  Knie  von  ihm  ab,  könnten  insofern  als  erstes          -A— C 
Doppelknie  gezählt  sein  und  ihre  Gleichstellung  würde  be-         /      \ 
zUglich  des  Grossvaters  B  zutreffen.  Handelt  es  sich  aber  um       . 
A,  so  würde  sich  damit  die  unhaltbare  Annahme  ergeben,     / 
dass  sein  Sohn  D  und  sein  Neffe  F  ihm  gleich  nahe  stehen ; 
wie  sich  das  bei  dem  im  Sachsenspiegel  gebrauchten  Bilde  ebenso  ergeben 
würde,  wenn  A  und  C  gemeinsam  im  Halse,  D  und  F  in  den  Achseln, 
also  in  gleicher  Entfernung  vom  Halse  stehen.  Wollte  man  dann  aber  gel- 
tend machen,  dass  auch  A  und  D  nach  derselben  Auffassung  als  zusammen- 
fallend zu  behandeln  seien,  oder  aber  überhaupt  nicht  A  B  C  eis  Einheit 
behandeln,  sondern  nach  der  andern  Auffassung  nur  betonen,  dass  C  und 
D  dem  A  gleich  nahe  stehen,  so  würden  auch  £  und  i^sich  gleichstehen; 
es  würde  sich  überhaupt  keine,  einen  gleichen  Abstand  vom  Stammvater 
voraussetzende  Zählung  nach  Doppelknieen  ergeben,  wie  sie  der  angelsäch- 
sische Sprachgebrauch  doch  zweifellos  im  Auge  hat. 

Jene  Auffassung  des  engsten  Kreises  als  Einheit  kann  wirksam  werden, 
so  lange  es  sich  um  die  Regelung  der  Verhältnisse  innerhalb  des  Kreises, 
etwa  um  das  Erbrecht  von  Eltern  und  Geschwistern  handelt.  Sie  gibt  weiter 
die  ausreichende  Erklärung  für  den  Umstand,  dass  bei  der  Seitenzählung 
nicht  die  Brüder,  sondern  die  Vettern  als  Erste  gezählt  werden.  Aber  es  ist 
zweifellos  überall  von  ihr  abzusehen,  wo  es  sich,  wie  bei  den  Doppelknieen, 
um  21ählung  auf  absteigenden  Linien  handelt;  diese  kann  immer  nur  an 
eine  bestimmte  Person  jenes  engsten  Kreises,  an  den  Vater,  anknüpfen, 
wenn  wir  nicht  auf  an  und  für  sich  unhaltbare  oder  wenigstens  mit  einer 
Doppelzählung  unvereinbare  Verhältnisse  gelangen  wollen,  so  dass  sich 
aus  ihr  keine  Erklärung  zurückbleibender  Zählung  ergibt. 

Und  gerade  der  angelsächsishe  Sprachgebrauch,  vgl.  Amira  Erbenf.  77, 
gibt  dafür  nach  einen  bestimmteren  Halt,  wenn  er  vom  Sohne  aufwäns  die 
entfernteren  Vorfahren  als  Väter  zählt,  etwa  den  Urgrossvater  als  dritten 
Vater,  oder  umgekehrt  vom  Vater  abwäns  auch  die  entfernteren  Nachkom- 
men als  Söhne  zählt,  wobei  der  Vater  oder  der  Sohn  selbst  natürlich  nur 
als  Erste  gefasst  sein  können.  Ergibt  sich  damit  aufs  bestimmteste,  dass  auf 
der  einzelnen  Linie  der  Vater  ungezählter  Ausgangspunkt,  der  Sohn  aber 
als  Erster  gezählt  wurde,  so  ist  doch  nicht  wohl  abzusehen,  wesshalb  nun 
beim  Zählen  auf  zwei  Linien  eine  andere  Auffassung  eingegriffen  haben 
sollte^  wonach  die  Enkel  nicht  als  im  zweiten,  sondern  im  ersten  Knie  ste- 
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299]  hend  bezeichnet  sein  sollten.  Sehe  ich  vorläufig  von  der  später  zu  bespre- 
chenden Zählung  nach  Sippfächern  ab,  so  denke  ich,  dass  auch  die  angel- 
sächsischen Verhältnisse  auf  eine  der  canonischen  entsprechende  Zählung 
der  Kniee  hinweisen. 

300,  Von  Zeugnissen  des  weldichen  Rechtsgebietes  sind  es  wohl  nur 
die  Sippzahlen  des  Sachsenspiegels,  Vielehe  bestimmter  darauf 
hinweisen  konnten,  auch  bei  der  Zählung  nach  Doppelknieen  Nichtzähluug 
der  Geschwister  anzunehmen.  In  der  bezüglichen  Stelle  Landr.  1,3  S3  wird 
die  Entfernung  bestimmt  nach  den  gleichen  Gliedern  oder  Gelenken  des 
menschlichen  Körpers  vom  Halse  bis  zu  den  Fingerspitzen  hin,  also  nach 
Doppelknieen ;  und  ganz  ausdrücklich  ist  gesagt,  dass  erst  Geschwister- 
kinder die  erste  Sippzahl  sind.  Haben  sich  in  neuerer  Zeit  manche  Bedenken 
gegen  die  Zuverlässigkeit  des  Spieglers  ergeben,  so  kann  ich  davon  absehen. 
Er  mag  immerhin  die  von  ihm  ausgesprochene  Auffassung  schon  so  vor- 
gefunden haben.  Damit  aber  ist  nicht  gesagt,  wie  schon  S  226  betont,  dass 
sie  auch  die  war,  von  der  aus  sich  die  Zählung  ursprünglich  gestaltete ;  sie 
kann  eben  so  wohl  später  untergelegt  sein,  um  sich  eine  einmal  thatsächlich 
vorhandene  Zählung  zu  erklären.  Und  ich  möchte  nicht  bezweifeln,  dass 
die  ganze  Angabe,  wie  sie  vorliegt,  nicht  auf  altsächsisches  Recht  zurück- 
geht, sondern  sich  erst  unter  kirchlichem  Einflüsse  so  gestaltet  haben  kann. 

Dahin  möchte  ich  einmal  die  Ausdehnung  der  Erbrechtsgränze  bis 
auf  den  siebten  Doppelgrad  rechnen ;  eine  Annahme,  deren  Berechtigung 
sich  freilich  nur  dann  ergibt,  wenn  man  die  Gründe  als  ausreichend  an- 
erkennt, welche  ich  später  dafür  geltend  machen  werde,  dass  eine  so  weite 
Ausdehnung  der  Gränze  auf  ganz  unerweisbare  Verhälmisse  führen  muss 
und  den  altern  germanischen  Rechten  unbekannt  war,  dass  sie  sich  erst 
im  Anschluss  an  die  entsprechende  spätere  Ausdehnung  der  kirchlichen 
Eheverbote  festgestellt  haben  kann ;  wie  denn  gerade  auch  im  Zusätze  zu 
jener  Angabe  der  Zusammenhang  dieser  mit  der  Erbgränze  insofern  aus- 
drücklich betont  ist,  als  der  Ansicht  entgegengetreten  wird,  dass  die  Ein- 
schränkung des  Eheverbotes  durch  den  Pabst  auch  eine  Einschränkung  der 
Erbgränze  zu  Folge  haben  müsse. 

Ich  möchte  dahin  weiter  den  oft  betonten  Umstand  rechnen,  dass  der 
Spiegier  keineswegs  eine  Gliederung  der  gesammten  Sippe,  sondern  ledig- 
lich einer  einzelnen  Parentel  bietet,  und  damit  die  Angaben,  falls  sie  für  die 
Erbenfolge,  welche  er  doch  zunächst  im  Auge  hat,  verwendbar  sein  sollten, 
mindestens  einer  Ergänzung  bedürfen  würden.  Dass  man  für  kirchliche 
Zwecke  immer  nur  eine  Parentel  zu  beachten  hatte,  dass  man  sich  damit 
daran  gewöhnt  hatte,  Verwandtschaftsentfernungen  vorzugsweise  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  aufzufassen,  dürfte  da  doch  massgebend  gewesen  sein. 

Dann  bedarf  freilich  das  Eingreifen  zurückbleibender  Zählung  um  so 
bestimmter  einer  Erklärung,  als  die  übliche  kirchliche  Zählung  eine  andere 
war.  Es  ist  mir  nun  gar  nicht  zweifelhaft,  dass  wir  darin  einen  Rest  der 
Zählung  nach  Vetterschaften  zu  sehen  haben;  dass  die  Erklärung 
darin  zu  su  suchen  ist,  dass  auch  bei  den  Sachsen  die  Gliederung  der  Sippe 
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nach  gezählten  Vetterschaften  üblich  war ;  dass  danach  zur  Zeit,  als  jene 
Angaben  entstanden,  die  Geschwisterkinder  noch  so  bestimmt  als  Erste  be- 
zeichnet wurden,  dass  man  davon  bei  einer  Zählung  nicht  wolil  abgehen 
konnte  und  nun  das  Bild  so  gestaltete,  dass  es  diese  Bezeichnung  erklärte. 
Und  in  dieser  Richtung  dürfte  vielleicht  auch  zu  beachten  sein,  dass  wäh- 
rend der  Schwabenspiegel,  vgl.  S  234,  die  weitern  Sippzahlen  nach  ihrer 
verwandtschaftlichen  Stellung  als  Geschwisterkindskinder  und  vierte  Kinder 
zu  bezeichnen  weiss,  der  Sachsenspiegel  über  Geschwisterkinder  hinaus 
keine  verwandtschaftliche  Bezeichnung  zu  kennen  scheint.  Es  könnte  das  da- 
rauf deuten,  dass  man  von  altersher  gewohnt  war,  die  weitere  Freundschaft 
nur  noch  nach  der  Sippzahl,  nicht  nach  der  Art  der  Verwandschaft  zu  be- 
zeichnen, wie  sich  das  erklären  würde,  wenn  nach  unserer  Annahme  die 
den  Sippzahlen  entsprechenden  gezählten  Vetterschaften  nicht  blos  die 
Vettern  im  engern  Sinne,  sondern  auch  in  ungleichem  Grade  stehende 
Freunde  umfassten. 

Aber  auch  abgesehen  von  der  Zählung  scheint  alles  der  Gliederung 
nach  Vetterschaften  zu  entsprechen.  Dieser  und  nur  dieser  entspricht  das 
Zusammenfallen  der  Geschwister  im  Halse,  vgl.  §  262,  während  dasselbe, 
wie  schon  §  299  betont,  im  Anschluss  an  die  Kniezählung  zu  unzulässigen 
Folgerungen  führen  würde.  Ihr  entspricht  es,  wenn  als  Sippzahlen  zunächst 
lediglich  die  gleichen  Grade  gezählt  werden,  Oheime  und  Neffen  ganz  un- 
berücksichtigt bleiben,  und  dann  erst  nachträglich  behufs  der  Erbenfolge 
auf  den  Vorzug  des  nähern  ungleichen  Grades,  für  den  es  sichdich  auch 
hier  an  einer  genaueren  Bezeichnung  mangelte,  vgl.  S  274,  hingewiesen 
wird. 

Alles  scheint  mir  darauf  zu  deuten,  dass  hier  die  Seitenzählung  auf 
die  vom  Stammvater  ausgehende  Kniezählung  übertragen  ist.  Wo  diese  bei 
den  benachbarten  Friesen  verwandt  wurde,  vgl.  S  251,  findet  sich  dem  ent- 
sprechend nun  auch  der  zweite  Vetter  als  drittes  Knie  gezählt.  Hielt  man, 
wie  ich  denke,  trotzdem  bei  den  Sachsen  an  den  auf  die  einzelnen  Verwandten- 
klassen treffenden  Ordnungszahlen  fest,  suchte  man  sie  nur  durch  jenes 
Bild  zu  erklären,  so  ergibt  sich,  dass  die  sächsische  Zählung  sich  ursprüng- 
lich nicht  an  Kniee ,  sondern  an  Vetterschaften  anknüpft,  sich  demnach 
auch  nicht  gegen  die  Annahme  geltend  machen  lässt,  dass  alle  Kniezählung 
der  üblichen  canonischen  entspricht,  wie  das  einerseits  aus  dem  Begriffe 
der  Zählung  auf  absteigenden,  in  einem  Stammvater  zusammenstossenden 
Linien  folgt,  sich  anderseits  im  Verlaufe  der  Untersuchung  überall  bestätigen 
wird,  wo  wir  in  der  Lage  sein  werden,  den  Ausgangspunkt  der  Zählung 
bestimmter  festzustellen. 

Allerdings  kann  es  scheinen,  als  habe  man  in  Sachsen  schon  früher 
gerade  auf  den  siebten  Grad  als  Gränze  der  rechtswirksamen  Bluts- 
freundschaft Gewicht  gelegt,  insbesondere  den  siebtenGradalsFehde- 
gränze  betrachtet.  Es  handelt  sich  um  die  Angabe  LexSaxon.  18,  wonach 
der  von  einem  Liten  begangene  Todtschlag :  vindicetiir  in  illo  etaliis  Septem 
consanguineis  eins  a  propinquis  occisL   Ist  sie  verschieden  erklärt,  vgl.  M. 
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300]  Germ.  L.  5,58,  so  scheint  allerdings  die  Annahme  von  Brunner  Sippe  12 
eine  naheliegende,  es  sei  damit  der  Umfang  angedeutet,  in  welchem  die 
Sippe  am  Wehrgeld  theilnahm  und  dafür  haftete ;  damit  wäre  an  Bluts- 
freundschaft bis  zum  siebten  Grade  zu  denken.  Wäre  das  aber  richtig,  so 
könnte  es  sich  zweifellos  nur  um  Einzelkniee  handeln.  Eine  Verwandt- 
schaft bis  zum  siebten  Doppelknie  wird  sich,  wie  schon  betont,  als  etwas 
durchaus  Unbeweisbares  und  Unbekanntes  ergeben.  Es  reichte  weiter  insbe- 
sondere die  Fehdegränze  wohl  ursprünglich  durchweg  nicht  über  den  vierten 
Doppelgrad  hinaus,  wo  nicht  Erweiterung  unter  dem  Einfluss  der  weitem 
Ausdehnung  der  Verwandtschaft  durch  die  Kirche  anzunehmen  ist,  vgl. 
S  272;  nur  in  Spanien  und  Island,  vgl.  248,  fanden  wir  sie  weiter  ausge- 
dehnt, und  doch  auch  da  nur  bis  auf  den  fünften  Doppelgrad.  Die  Ausdeh- 
nung bis  zum  vierten  Doppelgrad  aber  würde,  worauf  wir  zurückkommen, 
zunächst  dem  siebten  Einzelknie  entsprechen.  Einen  unmittelbaren  Beleg 
würde  es  ergeben,  wenn  noch  in  späteren  Rechtsaufzeichnungen  aus  dem 
Lande  Hadeln,  auf  welche  Brunner  1 2  hinweist,  die  Fehdegränze  bis  zum 
vierten  Gliede  reicht ;  doch  möchte  ich  da  eher  friesische,  als  sächsische  Grund- 
lage annehmen. 

Aber  der  Verwerthung  der  Angabe  in  dieser  Richtung  scheint  mir 
doch  ein  gewichtiges  Bedenken  im  Wege  zu  stehen.  So  weit  ich  sehe,  wird 
die  Fehdegränze  immer  nach  irgendwelcher  Doppelzählung  bestimmt,  ent- 
weder nach  den  Vetterschaften  oder  nach  der  später  zu  besprechenden 
längeren  Linie.  So  häufig  wir  die  Erbgränze  nach  Einzelknieen  angegeben 
finden  werden,  so  durchaus  vereinzelt  würde  eine  Bestimmung  der  Fehde- 
gränze nach  denselben  sein.  Insbesondere  aber  würde  eine  Zählung  nach 
Einzelknieen  nie  die  zurückbleibende  Zählung  des  Sachsenspiegels  erklären 
können.  Ist  die  Erklärung  der  Angabe  an  und  für  sich  eine  unsichere,  so 
dürfte  bei  solchem  Sachverhalte  doch  von  ihr  abzusehen  und  davon  auszu- 
gehen sein,  dass  jede  zurückbleibende  Zählung,  wie  ich  denke,  nur  in  der 
Vetternzählung  eine  ausreichende  Erklärung  findet  und  demnach  auch  für 
Sachsen  ursprüngHche  Vetternzählung  anzunehmen  sein  wird. 

301.  Auf  wesentlich  entsprechende  Verhälmisse  aber  führt  es,  wenn  wir 
die  Einwendungen  gegen  unsere  Annahme  ins  Auge  fassen,  welche  sich  an- 
scheinend aus  derVerschiedenheit  der  kirchlichenZählung  der 
Verwandtschaftsgrade  ergeben.  Neben  der  üblichen,  vom  Stamm- 
vater ausgehenden,  fanden  wir  da  S  244  und  246  auch  eine  andere,  erst 
nach  den  Geschwistern  beginnende  bestimmt  bezeugt  und  für  zulässig  er- 
klärt. Bot  nun  weder  die  übliche  canonische,  noch  die  römische  Zählung 
dafür  irgendwelche  Anknüpfung,  so  ist  auch  der  Schluss  gar  nicht  abzu- 
weisen, dass  dieselbe  nur  von  den  Germanen  übernommen  sein  kann.  Ent- 
spricht aber  weiter  die  kirchliche  Zählung  behufs  der  Eheverbote  übrigens 
durchaus  der  germanischen  Zählung  nach  Doppelknieen  auf  den  absteigenden 
Linien  derselben  Parentel,  werden  überdies  auch  bei  den  kirchlichen  Zählun- 
gen die  Grade  in  germanischer  Weite  wohl  nach  Knieen  oder  Männern  be- 
zeichnet, so  scheint  allerdings  jener  Umstand  durchaus  für  die  Annahme 
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zu  sprechen,  es  sei  mindestens  bei  einigen  germanischen  Stämmen  eine 
zurückbleibende  Kniezählung  in  Gebrauch  gewesen;  vielleicht  bei  allen, 
da  ja  ein  Aufgeben  derselben  bei  Zählungen  ftlr  kirchliche  Zwecke  in  dem 
Anschluss  an  den  kirchlichen  Brauch  seine  genügende  Erklärung  finden 
würde. 

Die  Berechtigung  dieses  Schlusses  würde  kaum  zu  bestreiten  sein, 
wenn  die  Zählung  nach  Knieen  die  einzige  bei  den  Germanen  üblich  ge- 
wesen sein  würde.  Diese  Voraussetzung  entftUt  aber,  wenn  nach  Massgabe 
unserer  bisherigen  Erörterung  anzunehmen  ist,  dass  den  Germanen  eine 
von  wesentlich  andern  Gesichtspunkten  ausgehende  2^hlung  nach  Vetter- 
schatten bekannt  war,  welche  genau  mit  der  zurückbleibenden  kirchlichen 
übereinstimmt  Sie  muss  diese  aber  um  so  bestimmter  veranlasst  haben,  als 
weder  die  Zählung  nach  Geschwisterschaften,  vgl.  S  2  3  3 ,  noch  nach  den  bisheri- 
gen und  späteren  Erörterungen  die  Zählung  nach  Knieen,  mit  welcher  für  diese 
Zwecke  die  Zählung  nach  der  längsten  Linie  zusammenfallt,  irgendwelche 
Veranlassung  zu  einer  von  der  üblichen  canonischen  abweichenden  geben 
konnte.  Ergibt,  wie  ich  denke,  auch  die  weitere  Erörterung  keine  Gründe 
gegen  diese  Voraussetzung,  so  kann  es  sich  in  jener  Richtung  nur  noch 
um  die  Frage  handeln,  ob  die  Kirche  sich  in  den  germanischen  Reichen 
von  vornherein  an  die  Vetternzählung  hielt,  oder,  wenn  das  nicht  der  Fall, 
wie  es  zu  erklären  ist,  dass  dieselbe  dann  in  spätem  Zeiten,  in  denen  die 
zurückbleibende  Zählung  ausdrücklich  bezeugt  ist,  noch  Einfluss  gewinnen 
konnte. 

302.  Das  führt  uns  nun  vor  allem  auf  die  schon  S  246  berührte 
Frage  zurück,  ob  für  die  Zählung  der  fränkischen  Eheverbote, 
vgl.  die  Belege  bei  Freisen  Eher.  383  ff.  411  ff.,  Zählung  vom  Stannn- 
vater  oder  von  den  Geschwistern  ab  anzunehmen  sei.  Die  Bezeichnungen 
dessen,  was  gezählt  wird,  sind  sehr  wechselnde ;  es  ist  sichtlich  überall  ganz 
gleichbedeutend  Hede  von  solchen,  welche  in  der  dritten  oder  vierten  Ge- 
neration oder  Piogenies,  in  einem  bestimmten  Gradus,  oder  aber  in  einem 
gezählten  Genu  oder  Geniculum  stehen.  Ausnahmslos  aber  sind  es  Bezeich- 
nungen, welche  keineswegs,  wie  die  nach  Geschwistern  oder  Vettern,  von 
vornherein  auf  Doppelgrade  berechnet  waren,  welche  vielmehr  ebenso  bei 
Zählung  nur  einer  Linie  von  einem  Vorfahren  zu  einem  Nachkommen  ver- 
wandt werden  und  sich  dann  jedenfalls  nur  auf  Zählung  vom  Stammvater 
aus  beziehen  konnten;  vgl.  S  295.  Steht  der  einzelne  Enkel  in  der  zweiten 
Generation  vom  Grossvater,  so  würde  doch  auch  der  Brauch,  für  die  Sei- 
tenverwandtschaft zunächst  an  die  Stammgeschwister  anzuknüpfen,  vgl. 
S  229,  nicht  leicht  dazu  führen  können,  nun  bei  zwei  Enkeln  von  einer 
ersten  Generation  zu  sprechen  unter  Nichtbeachtung  des  Umstandes,  dass 
die  Geschwister  nicht  der  die  Verwandtschaft  vermittelnde  Ausgangspunkt, 
sondern  selbst  schon  eine  erste  Generatio  sind.  In  Einzelfällen  ergibt  denn 
auch  der  uns  anderweitig  genügend  bekannte  Zusammenhang  wohl  bestimmt, 
dass  vom  Stammvater  ab  gezählt  ist.  So  wenn  es  in  Adalbolds  Leben  K. 
Heinrichs  IL,  M.  Germ.  Scr.  4,  684,  heisst:  teriius  Otto  ei  ipse  tertium  ad 
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802]    invicem  consanguinttatis  gradum  ienebant;   beide  waren  Nachge- 
schwisterkinder. 

Wurden  bei  zurückbleibender  Zählung  die  gewählten  Ausdrücke  jeden- 
falls dem  Wortsinne  nicht  entsprechen,  so  ist  eine  diesen  nicht  beachtende 
Verwendung  eines  Ausdruckes  doch  am  wenigsten  zu  erwarten  in  einer 
Zeit,  wo  sich  der  Sprachgebrauch  noch  kaum  allseitig  festgestellt,  wo  man 
noch  vielfach  zu  erwägen  hatte,  wie  die  lateinischen  Ausdrücke  zu  wählen 
waren,  um  sich  dem  germanischen  Sprachgebrauch  richtig  anzupassen.  Dass 
man  diesen  beachtete,  zeigen  die  zweifellos  auf  ihn  zurückgehenden  Aus- 
drücke Genu  und  Geniculum.  Hätten  die  Franken,  wo  sie  nach  Knieen 
zählten,  eine  nach  den  Geschwistern  beginnende  Zählung  im  Auge  gehabt, 
so  weiss  ich  nicht  wohl  abzusehen,  wie  man  darauf  verfallen  sein  sollte, 
das  mit  Zählung  der  Generationes  oder  Gradus  wiederzugeben^  wozu 
dann  weder  der  lateinische,  noch  der  kirchliche  Sprachgebrauch  einen  An- 
lass  geboten  hätte.  Es  scheint  mir  das  doch  ein  weiterer  gewichtiger  Be- 
leg dafür  zu  sein,  dass  die  germanische  Zählung  nach  Knieen  von  vorn- 
herein eine  der  canonischen  entsprechende  war. 

Nun  habe  ich  freilich  selbst  S  246  ff.  nachzuweisen  gesucht,  dass  bei 
den  Franken  ganz  allgemein  die  Zählung  nach  Vetterschaften,  für  welche 
die  Geschwister  den  Ausgang  bilden,  üblich  war.  Für  diese  aber  haue  man 
eine  besondere  Ausdrucksweise,  welche  sich  wegen  der  genauen  Ueberein- 
stimmung  der  Zählungs weise  der  Cousins  undZweers,  vgl.  %  247,  wie  deren 
engern  Anschluss  an  andere  germanische  Zählungen  nicht  erst  später  ent- 
wickelt haben  kann,  welche  zweifellos  im  achten  Jahrhunderte  ganz  ebenso 
in  Uebung  war.  Nun  Hesse  sich  ja,  so  unwahrscheinlich  das  sein  mag,  im- 
merhin annehmen,  diese  Zählung  sei  bei  den  Franken  eine  so  ausschliess- 
lich gebrauchte  gewesen,  dass  die  fränkische  Kirche  glaubte,  an  sie  an- 
knüpfen zu  müssen  und  dabei  ausser  Acht  liess,  dass  dann  die  Ausdrücke 
Generatio,  Progenies  und  ähnliche  nicht  passten.  Wie  aber  wäre  es  dann 
zu  erklären,  dass  sie  nicht  wenigstens  da,  wo  sie  sich  dem  germanischen 
Sprachgebrauch  anschloss,  sich  auch  an  die  mit  jener  Zählung  verbundene 
Ausdrucksweise  hält,  dass  sie  auch  nicht  im  einzigen  Falle  bestimmte,  wie 
sich  das  Eheverbot  stellte,  wenn  beide  Personen  Consanguinei  germani, 
alteri  oder  tertii  waren  ?  dass  sie  sich  statt  dessen  an  die  Bezeichnung  nach 
Knieen  hielt,  welche  bei  jener  Zählung  dem  germanischen  Sprachgebrauche 
durchaus  fremd  gewesen  zu  sein  scheint,  während  ihr  Vorkommen  beiden 
Franken  an  und  für  sich  durch  die  fränkischen  Leges  genugsam  bezeugt 
ist?  Ich  kann  darin  nur  einen  weitern  Beleg  sehen^  dass  die  Zählung  der 
Genicula  und  die  der  Consanguinei  nebeneinander  bestanden,  aber  von 
ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten  ausgingen,  und  dass  man  kirchlicher- 
seits  nur  jene  den  besonderen  Zwecken  entsprechend  fand. 

Das  aber  kann  in  keiner  Weise  befremden,  da  sich  ja  in  verschiedener 
Richtung  Ungeeignetheit  der  Vetternzählung  für  kirchliche 
Zwecke  ergibt.  Zunächst  war  für  die  kirchlichen  Eheverbote  durchaus 
die  Entfernung  vom  Stammvater  massgebend.  Bei  der  Venernzfih- 
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lung  aber  wurde  diese  unmittelbar  gar  nicht  berücksichtigt;  massgebend 
war  für  diese  die  Seitenentfernung,  welche  wieder  für  die  Kirche  unmittel- 
bar keine  Bedeutung  hatte,  insbesondere  für  die  Zwecke  derselben  ganz 
unverwendbar  war,  so  weit  sich  da  ein  Sprachgebrauch  anknüpfte,  der,  die 
Seitenentfernung  der  Geschwister  nicht  berücksichtigend,  Oheime,  Vettern 
und  Neffen,  also  vom  Stammvater  ungleich  abstehende  Personen,  bei  der 
Zählung  gleich  behandelte.  Diese  war  lediglich  auf  bestimmte  Zwecke  be- 
rechnet, für  welche  man  den  genaueren  Knieabstand  unberücksichtigt  Hess, 
während  da,  wo  dieser,  wie  bei  der  Erbenfolge,  zu  beachten  war,  auch  die 
Germanen  sich  an  eine  andere  Zählung  nach  Knieen  hielten. 

Insbesondere  aber  musste  noch  ein  anderer  Umstand  die  Vettem- 
zählung  als  unverwendbar  für  die  kirchlichen  Zwecke  erscheinen  lassen. 
Die  Eheverbote  hatten  auch  die  ungleichen  Grade  zu  beachten  und 
gerade  in  den  fränkischen  Bestimmungen  sind  dieselben  mehrfach  berück- 
sichtigt. Nun  war  aber,  wie  S  259  betont,  die  Vetternzählung  zur  Bezeich- 
nung der  ungleichen  Grade  einfach  unverwendbar,  so  lange  man  sich  der 
Bedeutung  der  Zählung  noch  irgend  bewusst  war.  Man  hätte  immerhin 
sagen  können,  dass  Consanguinei  alteri,  entsprechend  der  dritten  Generatio, 
sich  nicht  heirathen  dürfen.  Wollte  man  das  aber  noch  weiter  nur  auf  den 
dritten  und  vierten  Grad  ausdehnen,  so  konnte  man  nicht  sagen,  dass  kein 
CoQsanguineus  alter  eine  Consanguinea  tertia  heirathen  dürfe;  Cousins 
konnten  nicht  in  ungleichen  Graden  stehen.  Man  hätte  sagen  müssen,  dass 
Niemand  die  Tochter  seines  Consanguineus  alter,  wohl  aber  eine  Consan- 
guinea tertia  heirathen  dürfe.  Dagegen  konnte  man  anstandslos  sagen,  dass 
zwei  Personen  im  dritten  und  vienen  Kniee  standen,  wenn  es  richtig  ist, 
dass  die  Kniezählung  auch  nach  germanischem  Brauche  im  Gegensatz  zur 
Vetternzählung  nicht,  wie  diese,  die  Querlinie,  sondern  die  absteigende 
Linie  im  Auge  hatte.  Ist  in  sonstigen  kirchlichen  Quellen  selten  von  un- 
gleichen Graden  die  Rede,  so  könnte  die  mehrfache  Erwähnung  bei  den 
Franken  darauf  schliessen  lassen,  dass  die  Beachtung  der  ungleichen  Kniee 
dem  fränkischen  Sprachgebrauch  ohnehin  schon  geläufig  war. 

303.  Gegen  das  Gesagte  liesse  sich  nun  etwa  die  spätere  Ver- 
wendung der  zurückbleibenden  Zählung  für  kirchliche 
Zwecke  geltend  machen,  also  einer  Zählung,  von  der  wir  selbst  zugeben, 
dass  sie  sich  nur  aus  der  für  die  Eheverbote  ungeeigneten  Vetternzählung 
ergeben  haben  kann.  Aber  es  wird  doch  zu  unterscheiden  sein  zwischen 
Zeiten^  wo  solche  Bezeichnungen  zuerst  von  Kundigen,  zunächst  den  frän- 
kischen Bischöfen,  angewandt  und  festgestellt  werden,  und  solchen,  wo 
man  sich  der  ursprünglichen  genaueren  Beziehung  kaum  noch  bewusst 
war.  Nun  haben  wir  für  eine  Verwendung  der  von  den  Geschwistern  aus- 
gehenden Zählung  durch  die  Kirche  vor  dem  eilften  Jahrhunderte,  vgl.  $  246, 
kein  sicheres  Zeugniss.  Hatte  sich  aber  in  der  Volkssprache  die  Vetternzäh- 
lung immer  erhalten,  scheint  diese  für  den  volksmässigen  Sprachgebrauch 
so  massgebend  zu  sein,  dass  man  da,  wo  von  Primi  schlechtweg  die  Rede 
v^ar,  nar  an  erste  Vettern  dachte,  entsprach  diese  Zählung  der  canonischen 
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]  insbesondere  auch  dadurch,  dass  sie  lediglich  Doppelgrade  zählte,  so  kann 
es  doch  kaum  befremden,  wenn  man  ohne  Rücksicht  auf  die  ursprüngliche 
Bedeutung  im  Laufe  der  Zeit  beides  nicht  mehr  unterschied  und  sich 
gewöhnte,  auch  für  die  canonischen  Eheverbote  die  Vettern  als  Erste 
zu  zahlen.  Und  wenn  nach  dem  S  23  5  Bemerkten  das  Ausgehen  von  Stamm- 
geschwistern an  und  für  sich  keineswegs  zu  zurückbleibender  2l9hluQg 
fuhren  musste,  so  konnte  es  dieselbe  immerhin  fördern,  wenn  ohnehin 
schon  ein  bestimmterer  Anknüpfungspunkt  für  dieselbe  geboten  war. 
So  mag  sich,  wie  wir  das  schon  §  244  für  Italien  betonten,  die  zurückbleibende 
kirchliche  Zählung  nur  im  Anschlüsse  an  den  volksmässigen  Sprachge- 
brauch später  entwickelt  haben. 

Weiter  aber  wird  doch  auch  zu  beachten  sein,  dass  diese  Art  der 
Zählung  das  sich  kirchlicherseits  sovielfach  geltend  machende  Streben 
nachAusdehnung  der  Eheverbote  fördern  konnte.  Es  ist  ja  richtig, 
dass,  wenn  Burchard  vom  Worms,  vgl.  $  246,  der  erste  war,  welcher  jene 
Zählung  in  kirchenrechtliche  Quellen  brachte,  nichts  damit  gewonnen  wurde, 
wenn  man  den  sechsten  Grad  dieser  dem  siebten  canonischen  gleichstellte. 
Es  dürfte  aber  doch  zu  beachten  sein,  dass  gerade  auch  Burchard  sich  mit 
altern  Angaben  abzufinden  hatte,  die  das  Eheverbot  enger  fassten,  wie  etwa 
denen  der  von  ihm  berücksichtigten  Synode  zu  Coblenz  922,  vgl.  Preisen 
Eher.  392,  und  dass  es  dann  doch  willkommen  sein  musste,  nach  der  jetzt 
geltend  gemachten  Zählung  auch  solche  Angaben  wenigstens  einen  Grad 
weiter  ausdehnen  zu  können. 

Von  Knieen  ist  nun  überhaupt,  vom  Norden  abgesehen,  in  den  kirchen- 
rechtlichen Quellen  nicht  mehr  die  Rede ;  es  handelt  sich  um  eine  verschie- 
dene Zählung  der  canonischen  Doppelgrade  für  einen  bestimmten  kirch- 
lichen Zweck,  bei  der  jetzt  zweifellos  Niemand  mehr  daran  dachte,  ob  und  wie 
beide  Zählungen  mit  dem  ursprünglichen  weltlichen  Sprachgebrauche  zusam- 
menhingen. 

304«  Nach  allem  Gesagten  wird  anzunehmen  sein,  dass  die  Knie 
Zählung,  welche  die  Kirche  bei  den  Germanen  neben  der  Vettemzählung 
vorfand  und  welche  für  ihre  Zwecke  allein  verwendbar  war,  ebenso,  wie 
die  übliche  canonische,  vom  Stammvater  ab  zählte.  Und  zwar  da,  wo  es 
sich,  wie  das  meistens  zutraf,  um  gleiche  Grade  handelte,  zweifellos  schon 
nach  Doppelknieen,  da  ja  auch  die  andern  germanischen  Zählungen  überall 
auf  Neigung  zu  Doppelzählung  nach  den  gleichen  Graden  hindeuten.  Ist 
in  den  fränkischen  Eheverboten  schlechtweg  von  zwei  Personen  im  dritten 
Knie  die  Rede,  so  ist  das  gewiss  nicht  erst  auf  Einwirkung  der  kirchlichen 
Doppelzählung  zurückzuführen.  Es  könnte  dann  umgekehn  die  A  n  n  a  h  m  e 
der  Uebernahme  der  kirchlichen  Doppelzählung  von  den 
Germanen  wieder  näher  liegen.  Denn  das  erheblichste  der  gegen  diese 
Annahme  geltend  gemachten  Bedenken,  die  angenommene  Nichtüberein- 
stimmung der  canonischen  mit  der  germanischen  Kniezählung,  vgl.  Preisen 
Eher.  436  ff.,  würde  damit  beseitigt  sein.  Ein  näheres  Eingehen  darauf 
würde  unseren  Zwecken  fern  liegen.  Doch  möchte  ich  immerhin  bemerken, 
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dass  auch  bei  Richtigkeit  meiner  Annahmen  dieselben  nicht  gerade  zu  jener 
Folgerung  nöthigen.  So  lange  das  Eheverbot  nicht  über  Consobrini  hinaus- 
reichte, genügte  die  Angabe  der  bestimmten  Verwandtschaftsverhältnisse. 
Ging  man  weiter,  empfahl  sich  damit  eine  Zählung,  so  möchte  ich  Preisen 
durchaus  darin  beistimmen,  dass  dann  für  den  besonderen  Zweck  die 
Zählung  nach  Folge  der  Generationen,  welcher  sich  die  Kirche  zunächst 
bediente,  eine  so  natürliche,  so  selbstverständliche  war,  dass  es  da  kaum 
einer  Erfindung  oder  Uebemahme  aus  einem  firemden  Rechte  bedurfte.Trafen, 
wie  ich  denke,  kirchliche  Zählung  nach  Generationen  und  germanische 
nach  gleichen  Knieen  ohnehin  von  vornherein  zusammen,  weil  sie  auf  der- 
selben nächstliegenden  Auffassung  desselben  Verhältnisses  beruhten,  so 
erklän  es  sich  durchaus,  wenn  man  auf  keiner  Seite  irgendwelches  ßedürfniss 
fühlte,  die  besondere  Art  der  Zählung  anzudeuten,  wie  das  doch  gar  nicht 
zu  vermeiden  gewesen  wäre,  wenn  kirchliche  und  germanische  Zählung 
sich  nicht  von  vornherein  entsprochen  hätten. 

Traf  nun  aber  die  Kirche  für  den  einzigen  Zweck,  bei  dem  sie  einer 
Zählung  bedurfte,  auf  eine  germanische  Zählung,  welche  diesem  durchaus 
ensprach,  waren  aber  bei  den  Germanen  auch  andere  Zählungen  in  Gebrauch, 
so  konnte  das  um  so  eher  dazu  verleiten,  nun  jede  germanische  Zählung 
als  mit  der  kirchlichen  zusammenfallend  zu  fassen.  So  wurde,  wie  gesagt, 
die  Zählung  der  Vettern  später  wohl  auf  die  kirchliche  übertragen.  Weiter 
aber  konnte  man  übersehen,  dass  die  Germanen  keineswegs  nur  nachDoppel- 
knieen,  sondern  vielfach  auch  nach  einfachen  Knieen  zählten.  Nimmt  auch 
Freisen  Eher.  437  an,  dass  die  Kirche  für  ihre  Eheverbote  die  Siebenzahl 
von  den  Germanen  aufnahm,  so  möchte  ich  dem  durchaus  beistimmen; 
aber  bei  Besprechung  der  Erbrechtsgränze  dürfte  sich,  wie  ich  denke, 
ergeben,  dass  sich  diese  Siebenzahl  bei  den  Germanen  auf  einfache  Kniee 
bezog,  während  erst  die  Kirche  sie  als  Doppelknie  behandelte. 

305.  In  weltlichen  Rechtsquellen  ist  von  gezählten  Knieen  am  häufig- 
sten da  die  Rede,  wo  es  sich  um  Verwendung  für  das  Erbrecht 
handelt;  die  Erbenfolge  soll  sich  nach  der  grössern  oder  geringern  Knie- 
zahl bestimmen  oder  es  soll  bei  einem  bestimmten  Knie  das  Erbrecht  seine 
Gränze  finden.  Ist  da  von  Knieen  schlechtweg  die  Rede,  so  hat  man  solche 
Angaben  ebenso  auf  Doppelkniee  bezogen,  wie  das  bei  den  Eheverboten 
allerdings  wenigstens  da  zutrifft,  wo  es  sich  um  gleiche  Kniee  handelt. 
Glaube  ich  dagegen  annehmen  zu  müssen,  dass  es  sich  bei  den  erbrechtli- 
chen Angaben  der  Volksrechte  durchweg  nur  um  Einzelkniee  handeln  kann, 
so  dürfte  es,  ehe  wir  auf  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  Einzelrechte 
eingehen,  sich  vor  allem  empfehlen,  zu  erwägen,  in  wie  weit  denn  die  Zäh- 
lung nach  Doppelknieen  überhaupt  für  erbrechdiche  Zwecke  verwendbar 
sein  konnte. 

Die Un Verwendbarkeit  derZählungnachDoppelknieen 
für  Bestimmungen  über  Erbenfolge  hängt  damit  zusammen,  dass 
jede  Art  der  Doppelzählung  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  einen  gemein- 
samen Stammvater  zurückgeht.     Damit  wird  sich  nach  ihr  allerdings  jedes 
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806]  verwandtschaftliche  Verhälmiss  zweier  Seitenverwandten  zu  einander 
bestimmen  lassen.  Das  einer  grossem  Zahl  von  Personen  aber  nur  dann, 
wenn  die  Verwandtschaft  bei  allen  nur  auf  denselben  nächsten  Stammvater 
oder  doch  auf  Stammväter  desselben  aufsteigenden  Grades  zurückgeht, 
wenn  sie  gleichen  Parentelen  angehören.  Haben  A^  B  und  C  denselben 
Urgrossvater  gemeinsam  oder  hat  A  einen  Urgrossvater  mit  B,  dieser 
einen  andern  mit  C  gemeinsam,  so  stehen  alle  zu  einander  oder  doch  A  und  C 
zu  B  im  dritten  gleichen  Kniee. 

Würde,  wie  vielfach  angenommen  ist,  immer  nur  die  nächste  Paren- 
tel  zum  Erbe  berufen,  und  erst  innerhalb  dieser  Parentel  die  Entfernung 
vom  Erblasser  berücksichtigt  sein,  so  würde  allerdings  die  Zählung  nach 
Doppelknieen  für  die  Erbenfolge  durchaus  ausreichen.  Aber  die  ganze 
Masse  der  Rechte,  welche  den  Oheim  und  Neffen  als  gleichstehende  Erben 
betrachten,  ergibt  vorläufig  genugsam,  dass  jene  Folge  nach  Parentelen 
mindestens  nicht  die  allgemeine  war.  Dürfte  sich  aber  weiter  kein  Recht  finden, 
welches  Oheim  und  Vetter  bezüglich  der  Erbenfolge  gleichstellt,  hat  die 
sich  aus  Beachtung  der  Seitenentfernung  ergebende  Gleichstellung  beider 
bei  der  Gliederung  nach  Vetterschaften,  vgl.  S  260  ff.,  sich  auf  erbrechtlichem 
Gebiete  nirgends  geltend  gemacht,  so  haben  wir  zweifellos  davon  auszu- 
gehen, dass  für  die  Erbenfolge  der  Seitenverwandtschaft,  so  weit  nicht  be- 
sondere Umstände  ändernd  eingriffen,  lediglich  die  sich  aus  den  Zeugungs- 
linien ergebende  Entfernung  vom  Erblasser,  die  Nähe  des  Bluts,  massgebend 
gewesen  sein  kann. 

Dann  aber  gewährte  die  Zählung  nach  Doppelknieen  nicht  die  geringste 
Erleichterung,  wäre  umgekehrt  eine  weitschweifige  und  unzweckmässige 
gewesen.  Wenn  bei  zwei  Personen  die  Zählung  einer  Linie  nur  unter  der 
Voraussetzung  genügte,  dass  beide  im  gleichen  Kniee  standen,  war  andern- 
falls auch  hier  dieZählung  für  jede  Linie  anzugeben,  so  wären,  um  zu  bestim- 
men, wer  von  zwei  Erbansprechern  dem  Erblasser  am  nächsten  stand,  alle  vier 
absteigenden  Linien  zu  zählen  gewesen,  da  je  zwei  von  verschiedenen  Stamm- 
vätern ausgehen  konnten,  während  sich  dann  erst  durch  Zusammenzählung 
von  je  zwei  Linien  die  beiderseitige  Entfernung  hätte  bemessen  lassen. 

Nun  ist  allerdings  zunächst  auf  Grundlage  der  später  zu  untersuchen- 
den longobardischen  Formeln  wohl  die  Annahme  des  Ausreichens 
derZählung  einerLinie  ausgesprochen  und  behauptet  worden,  es  habe 
für  die  Bemessung  des  Rechts  mehrerer  Erbansprecher  die  Zählung  einer 
Linie  für  jeden  genügt ;  nach  Siegel  immer  der  längsten  Linie ;  nach  Wasser- 
schieben immer  der  Linie  vom  Erben  zum  gemeinsamen  Stammvater.  Solche 
Zählung  nur  einer  Linie  kennt  allerdings  das  canonische  Recht,  insofern 
da  wenigstens  später  feststand,  dass  für  das  Eheverbot  nur  die  Ausdehnung 
der  längsten  Linie  in  Betracht  komme,  so  dass  nach  der  schliessHchen 
Abgränzung  zwar  zwei  Personen,  von  denen  jede  im  vierten  Grade  stand, 
nicht  heirathen  durften,  wohl  aber,  wenn  sie  im  zweiten  und  fünften  Grade 
standen,  obwohl  ihre  Verwandtschaft  dann  nach  einfachen  Graden  eine 
nähere  war. 
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Ganz  eotsprecheode  Auffassung  ist,  wie  sich  ergeben  wird,  auch  ger- 
manischen Rechten  da  nicht  fremd  gewesen,  wo  es  sich  um  Abgrenzungen 
bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten  der  Blutsfreundschaft  handelte  und  diese 
nicht  mehr  wirksam  sein  sollte,  wenn  auch  nur  eine  von  beiden  Personen 
diese  Gränze  Überschritt.  So  selbst  im  Erbrechte,  wo  es  sich  um  die  Gränze 
desselben  handelte ;  wir  werden  auf  Bestimmungen  stossen,  welche  aufs 
bestimmteste  ergeben,  dass  zwei  Personen  sich  noch  beerbten,  wenn  beide 
im  vienen  gleichen  Knie  standen,  nicht  aber  trotz  der  geringeren  Entfernung, 
wenn  die  eine  im  zweiten,  die  andere  im  fünften  Gliede  stand.  Dagegen 
ist  schon  von  Anderen  genugsam  darauf  hingewiesen,  dass  die  Zählung 
nur  der  einen  Linie  zu  Zwecken  der  Erbenfolge,  falls  wir  nach  dem  Ge- 
sagten für  diese  Massgeben  der  Entfernung  vom  Erblasser  auf  den  Zeugungs- 
linien anzunehmen  haben,  zu  ganz  unzulässigen  Folgerungen  hätte  fuhren 
müssen ;  vgl.  Amira  Erbenf.  5 1  ff.  Bei  der  Wichtigkeit  des  Umstandes  für 
unsere  Zwecke,  insbesondere  für  die  spätere  Untersuchung  der  longobar- 
dischen  Formeln,  wird  es  sich  empfehlen,  nochmals  auf  den  Sachverhalt 
hinzuweisen. 

Die  Annahme,  dass  nur  vom  Erben  zum  Stammvater  gezählt  sei, 
widerlegt  sich  unmittelbar  dadurch,  dass  dann  der  Bruder  B2,  D 

der  Oheim  C)  und  der  Grossoheim  D4  gleichberechtigte  Erben  A 

von  A  sein  würden.  Die  NichtVerwendbarkeit  der  mehrfach         ^  4 
gebilligten  Annahme    Siegels,   dass  immer  nur  die  längste        A 
Linie  gezählt  sei,  ergibt  sich  wohl  nicht  so  unmittelbar.  Abge-       .    ^. 
sehen  davon,  dass  sie  natürlich  ausreicht,   wenn  es  sich  nur     /^    ^ 
um  Erbsansprecher  gleicher  Parentel  handelt,  erklärt  sie  den  \ 

Ausschluss  des  Oheim  C^  durch  den  Bruder  Äa,  da  nur  für  , 

jenen  die  längere  Linie  AC  in  Betracht  kommt;  sie  erklärt  \ 

ebenso  das  Gleichstehen  des  Oheim  Cj  und  des  Neffen  B}y  4 

insofern  für  beide  die  längsten  Linien  AC  und  BB)  gleich  lang  sind.  Aber 
die  Unhaltbarkeit  der  Annahme  ergibt  sich,  sobald  man  der  angeblich  nicht 
zu  beachtenden  kürzeren  Linie  CC}  noch  ein  Glied  C4  zufügt.  Da  die 
längste  Linie  dieselbe  bleibt,  würde  danach  der  Vetter  C4  dem  Oheim  C), 
also  möglicherweise  dem  eigenen  Vater,  und  dem  Neffen  B)  gleichstehen, 
wie  das  keiner  Erbenfolge  entspricht.  Dagegen  würde  der  mit  ihm  in  glei- 
cher Entfernung  vom  Erblasser  stehende  Grossneffe  B4  durch  ihn  ausge- 
schlossen sein,  da  nur  auf  diesen  die  längere  Linie  BB4  trifft. 

Eine  richtige  Bestimmung  der  Entfernung  zwischen  zwei  Personen  ist 
unbedingt  nicht  zu  gewinnen,  wenn  nicht  sämmtliche  sie  verbindenden 
Glieder  bei  der  Zählung  berücksichtigt  werden,  mag  übrigens  die  Art  der 
Zählung  sein^  welche  sie  wolle ;  wenn  also  nicht  bei  Zählung  nach  Doppel- 
knieen  für  jeden  Erben  die  Kniezahl  beider  Linien  beachtet  und  zusammen- 
gezählt wird.  Dann  aber  kann  jene  Zählung  lediglich  in  dem  Falle  nahe 
Hegen,  dass  beide  Erbansprecher  im  gleichen  Knie  stehen.  Man  kann  sagen, 
C4  ist  durch  B2  ausgeschlossen,  weil  jener  im  zweiten,  dieser  im  ersten 
gleichen  Kniee  mit  A  steht.    Aber  man  müsste  sagen,  B4  ist  durch  C) 
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305]  ausgeschlossen,  weil  jener  im  ersten  und  dritten,  dieser  im  zweiten  und 
ersten  Knie  von  A  steht;  und  dann  ist  es  natürlich  ungleich  einfacher,  so- 
gleich auf  der  gebrochenen  Linie  vom  Erblasser  aus  zu  zählen  und  zu 
sagen,  das  jener  im  vierten,  dieser  im  dritten  Knie  von  A  steht. 

Ist  da  aber  wenigstens  im  bestimmten  Einzelfalle  die  Möglichkeit  ge- 
geben, durch  Zählung  aller  Linien  zu  einem  gentlgenden  Ergebnisse  zu 
gelangen,  soergibtsich  jedenfalls  dieUnverwendbarkeit  jeder  Dop- 
pelzählung für  al  lg  emeineBestimmungen  über  Erben  folge. 
Eine  Bestimmung,  die  im  allgemeinen  nur  besagen  würde,  dass  das  nähere 
Doppelknie  das  entferntere  ausschliessen  soll,  würde  in  keiner  Weise  aus- 
reichen können.  Sie  lässt  an  und  für  sich  eben  so  unklar,  wie  die  ungleichen 
Grade  erben  sollen,  als  das  da  der  Fall  war,  wo  wir  für  die  Verthei- 
lung  der  Todtschlagsühne  so  häufig  nur  die  gleichen  Grade  genannt  fanden. 
Und  selbst  dann,  wenn  man  es  da  als  selbstverständlich  betrachten  will, 
dass  die  ungleichen  Grade  zusammenzuzählen  und  dann  entsprechend  mit 
oder  zwischen  den  gleichen  Graden  zum  Erbe  zu  berufen  seien,  ergeben  sich, 
worauf  wir  bei  Besprechung  der  norwegischen  Bestimmungen  zurückkom- 
men, weitere  Zweifel  daraus,  dass  für  die  Erbenfolge  nicht  ausschliesslich 
die  Gradesnähe  massgebend  ist,  und  es  dann,  wenn  etwa  die  Erbenfolge 
zunächst  nur  die  echten  Männer  im  Auge  hat  und  gesagt  ist,  dass  irgend 
ein  Weib  oder  ein  Unechter  zwischen  dem  dritten  und  vierten  Doppelgrade 
erben  soll,  sich  danach  nicht  entscheiden  liesse,  ob  ihm  die  im  dritten  und 
vierten  ungleichen  Grade  Stehenden  vorgehen  oder  nachfolgen  sollen.  Eine 
Erbentafel,  die  nur  Doppelkniee  nennt,  ohne  genauer  anzugeben,  wie  un- 
gleiche Kniee  und  anderweitige,  eventuell  zum  Erbe  berufene  Personen  zu 
behandeln  seien,  würde  danach  einfach  in  den  meisten  Fällen  unverwendbar 
sein. 

Diese  Unverwendbarkeit  der  Doppelzählung  für  die  Zwecke  der  Er- 
benfolge hat  denn  auch  Pabst  Alexander  II.  in  seiner  Entscheidung  C.  35 
q.  5  C.2  sehr  wohl  beachtet,  indem  er  bei  Besprechung  der  canonischen  Doppel- 
zählung wiederholt  darauf  hinweist,  dass  diese  allerdings  für  die  Erben- 
folge ungeeignet  sei,  bei  dieser  nur  Einzelgrade  in  Frage  kommen  könnten : 
quia  hereditates  nequeunt  deferri  nisi  de  una  ad  alteram  personam, 

306.  Vergleichen  wir  nun  mit  dem,  was  da  allgemeine  Erwägungen 
ergeben,  die  Zeugnisse  der  Quellen  über  Verwendung  der 
Kniezählung  bei  Angaben  über  die  Erbenfolge,  so  dürften  die- 
selben unsere  Annahmen  durchaus  bestätigen.  Nur  ganz  vereinzelt  finden 
sich  Angaben,  welche  ausdrücklich  auf  Doppelzählung  oder  doch  auf  das 
für  diese  massgebende  Zählen  auf  den  absteigenden  Linien  berechnet  sind. 
Und  dabei  machen  sich  dann  die  für  die  Unverwendbarkeit  angefühnen 
Gründe  aufs  bestimmteste  geltend.  Fanden  wir  bisher  bei  den  Germanen 
Überall  die  Doppelzählung  der  gleichen  Grade  bevorzugt,  so  dürfte  ihre 
seltene  Erwähnung  bei  Angaben  über  die  Erbenfolge  von  vornherein  darauf 
deuten,  dass  man  sie  hier  nicht  verwandte,  weil  man  sich  eben  ihrer  Un- 
verwendbarkeit für  den  nächsten  Zweck  bewusst  war.  Ist  dann  wohl  schlecht- 
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weg  davon  die  Rede,  dass  die  Erbeafolge  sich  nach  der  Nähe  des  Knies 
richten  soll,  so  dürfte  sich  im  Laufe  der  Untersuchung  gentlgend  ergeben, 
dass  sich  das  nicht  auf  Doppelkniee  beziehen  kann. 

Sehen  wir  von  den  später  zu  besprechenden  Angaben  der  Lex 
Wisigothorum  ab,  so  ergeben  die  Volksrechte  nur  genauere  Angaben 
über  die  Folge  bestimmt  bezeichneter  näherer  Blutsft-eunde ;  die  über  den 
weiteren  Kreis  beschränken  sich  durchweg  darauf,  dass  der  Proximior  folgen 
solle,  ohne  sich  darüber  auszusprechen,  wie  die  Entfernung  zu  bemessen 
sei.  Heisst  es  etwas  genauer  Ed.  Roth.  153,  dass  die  Verwandten  ^^  ^ra- 
dum  etparentillam  folgen  sollen,  so  gewinnt  man  auch  dadurch  unminelbar 
keine  besdnmitere  Anschauung.  Die  bezüglichen  Formeln  des  Liber  Papiensis 
ergeben  dann  allerdings,  wie  spätere  Rechtskundige  das  auffassten,  und 
scheinen  zum  Theil  bestimmt  auf  Doppelzählung  zu  deuten.  Lasse  ich  sie 
zunächst  ganz  unberücksichtigt,  so  dürfte  sich  das,  wie  ich  denke,  durch 
das  bei  Besprechung  der  Erbgränze  über  sie  zu  Bemerkende  rechtfertigen. 
Ist  dann  im  longobardischen,  wie  in  andern  Rechten^  wohl  davoa  die  Rede, 
dass  die  Erbgränze  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Zahl  von  Genicula  reiche, 
so  lässt  sich  auch  dem  für  unsere  Zwecke  unmittelbar  nichts  entnehmen, 
so  lange  nicht  anderweitig  festgestellt  ist,  ob  das  auf  einfache  oder  Doppel- 
kniee zu  beziehen  ist. 

Auch  manche  nordgermanische  Rechte  führen  uns  da  nicht 
weiter,  indem  sie  bei  den  allgemeineren  Angaben  nur  bestimmen,  dass  die 
Nähe  der  Verwandtschaft  entscheiden  soll ;  und  ist  dann  zuweilen  darauf 
hingedeutet,  dass  diese  nach  Knieen  zu  berechnen  sei,  so  ergibt  sich  da  der- 
selbe Zweifel.  Die  Angaben  einiger  sind  aber  doch,  wie  ich  denke,  genau 
genug,  um  jenen  Zweifel  zu  beseitigen  und  damit  Überhaupt  als  Ausgangs- 
punkt für  die  Beurtheilung  der  germanischen  Kniezählung  für  erbrecht- 
liche Zwecke  zu  dienen. 

307.  Besonders  beachtenswerth  sind  für  unsere  Zwecke  Fälle ,  bei 
denen  sich  das  Eingreifen  einer  Doppelzählung  in  die  Bestim- 
mung der  Erben  folge  ergibt.  Dieselben  sind  aber  sehr  vereinzelte.  Es 
handelt  sich  einmal  um  die  S300  besprochene  Angabe  des  Sachsenspiegel, 
in  welcher  die  Folge  der  Doppelglieder  einer  Parentel  angeführt  wird,  um 
dann  erbrechtliche  Bestimmungen  an  sie  anzuknüpfen.  Es  wird  nicht  nöthig 
sein,  auf  die  oft  besprochene  Angabe  und  auf  die  zu  überaus  verschiedenen 
Ergebnissen  gelangenden  Versuche,  aus  ihr  ein  sicheres  Bild  der  gewollten 
Erbenfolge  zu  gewinnen,  vgl.  Schanz  Erbfolgeprinzip  des  Sachsensp.  4  ff., 
nochmals  einzugehen.  Es  wird  doch  als  anerkannt  behandelt  werden  dürfen, 
dass  die  Angabe  für  Zwecke  der  Erbenfolge  unverwendbar  ist,  wenn  man 
nicht  von  der  mit  anderen  Zeugnissen  nicht  wohl  vereinbarlichen  Voraus- 
setzung ausgehen  will,  dass  immer  nur  die  Angehörigen  der  nächsten  Pa- 
rentel mit  Ausschluss  der  weiteren  Parentelen  zum  Erbe  berufen  sind;  vgl. 
Stobbe  Privatr.  5,  65. 

808.  Dagegen  wird  es  sich  empfehlen,  genauer  auf  die  norwegischen 
Zählungen  einzugehen,  da  von  den  scandinavischen Erbentafeln  die  nor- 
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308]  wegischen  die  einzigen  sind,  in  welche  Bestimmungen  nach  Doppelgraden 
ausdrücklich  eingreifen ;  welche  dann  aber  für  unsere  Zwecke  um  so  werth- 
voller  sind,  weil  sie  zugleich  Andeutungen  enthalten,  wie  den  sich  daraus 
ergebenden  Schwierigkeiten  zu  begegnen  sei  und  damit,  wie  ich  denke, 
Haltpunkte  daftlr  bieten,  dass  man  da,  wo  bei  der  Erbenfolge  von  Knieen 
die  Rede  ist,  einfache  Kniee  im  Auge  hatte. 

Allerdings  finden  wir  bei  den  Bestimmungen  des  weltlichen  Rechts 
den  Ausdruck  Kniee  nur  selten  verwandt.  Um  so  häufiger  begegnen  wir 
der  Zählung  nach  Doppelknieen  bei  den  kirchlichen  Ehe- 
verboten, wo,  wenn  auch  durchweg  nur  eine  einzige  Kniezahl  genannt  ist, 
die  Zählung  vom  Stammvater  ab  von  vornherein  nicht  zweifelhaft  sein  kann, 
während  in  Stellen  des  Frostuthingsrechts,  vgl.  S  296,  vereinzelt  auch  wohl 
ausdrücklich  betont  wird,  dass  dann  auf  beiden  Linien  zu  zählen  sei.  Es 
würde  sich  dann  aber  weiter  wenigstens  nach  Massgabe  des  S  250  Bemerkten 
ergeben,  dass  in  den  ostnorwegischen  Rechten,  welche  bei  Bestimmung  der 
für  die  Ehe  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  überall  nach  Knieen  zählen, 
diese  zurückbleibend  gezählt  sein  würden,  während  wir  S  288  ff.  geltend 
machten,  dass  die  Kniezählung  immer  auf  canonische  Grade  führen  müsse. 
Es  könnte  weiter  auffallen,  dass  hier  von  Knieen  bei  einer  Zählung  die 
Rede  ist,  welche  wir  S  250  glaubten  auf  die  Vetternzählung  zurückfuhren 
zu  müssen,  bei  welcher  der  Ausdruck  im  allgemeinen  nicht  üblich  ist,  vgl. 
S  295,  wie  denn  ja  auch  der  bezügliche  isländische  Sprachgebrauch  die 
im  fünften  canonischen  Grad  Stehenden  nicht  nach  dem  vienen  Kniee, 
sondern  als  Dritterbrüderkinder  bezeichnet.  Gehören  aber  die  Feststellungen 
bezüglich  der  kirchlichen  Eheverbote  selbstverständlich  erst  einer  spätem 
Zeit  an,  so  ist  es  doch  sehr  denkbar,  dass  man  sich  dabei  wohl  der  nationalen 
Zählung,  nicht  aber  der  unbequemen  nationalen  Bezeichnung  anschloss, 
und  da  ohne  Rücksicht  auf  den  Beginn  der  Zählung  den  Ausdruck  Knie 
zunächst  für  den  bestimmten  Zweck  aufnahm,  wie  man  etwa  in  andern 
Ländern  schliesslich  ebenso  bei  jeder  An  der  Zählung  von  Graden  sprach. 
Aehnlich  findet  sich  in  Island  die  dem  sonstigen  Sprachgebrauch  fremde 
Zählung  nach  Männern  nur  bei  kircheurechtlichen  Bestimmungen;  vgl. 
Maurer  Island  328. 

309.  Bezüglich  der  Zählungen  auf  weltlichem  Rechtsge- 
biete suchten  wir  S  272  aus  der  Behandlung  der  ungleichen  Grade  nach- 
zuweisen, dass  diese  auch  hier  auf  ursprüngliches  Massgeben  der  die  Seiten- 
entfernung  ins  Auge  fassenden  Gliederung  der  Sippe  nach  Vetterschaften 
schliessen  lassen.  Aber  Reste  einer  daran  anknüpfenden  Zählung  finden 
sich  nicht;  wo  die  Bezeichnungen  ausschliesslich  auf  die  gleichen  Doppel- 
grade berechnet  sind,  beziehen  sie  sich  auf  die  Geschwisterschaften.  In  der 
Regel  finden  wir  die  einfache  oder  doppelte  Zählung  zulassende  Zäh- 
lung nach  Männern  verwandt  oder  genauer  nach  Menschen  oder  Per- 
sonen, da  der  Ausdruck  mit  dem  Geschlechte  nicht  zusammenhängt.  Drei- 
männer oder  Viermänner  in  der  Verwandtschaft  oder  eine  Verwandtschaft 
bis  zum  fünften  oder  sechsten  Mann  entsprechen  den  bezüglichen  canoni- 
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sehen  Graden;  vgl.  Maurer  Island  328.  Diese  Zählung  nach  Männern  er- 
gibt im  allgemeinen  keinen  Unterschied  von  der  nach  Knieen.  Sie  ist  zweifel- 
los, wie  diese,vgl.S  295,  ohne  bestimmte  Rücksicht  auf  Doppelzählung  ent- 
standen. Sie  wird  daher  in  den  verschiedensten  Rechten  auch  da  verwandt, 
wo  es  sich  lediglich  um  die  Zählung  der  einfachen  Linie  vom  Stammvater 
abwärts  handelt.  So  etwa,  wenn  es  im  Erbabschniu  von  Uplandslagen  c.  1 1 
vom  Eintrinsrecht  in  der  absteigenden  Linie  heisst,  dass  Alles  geerbt  wird 
bis  zum  fünften  Mann,  wo  Jedes  erzeugt  wird  vom  Andern.  Oder  wenn 
nach  Södermannalagen  2  S  i  das  Rückfallrecht  erlischt,  sobald  der  dritte 
Mann  das  Gut  geerbt  hat;  oder  ebenso  nach  Gotlandslagen  I  20  $  2, 
sobald  es  unter  den  Dritten  gekommen  ist  und  alle  Drei  nach  einander 
sind. 

Ganz  ebenso,  wie  die  Kniezählung,  konnte  man  dann  die  Zählung 
nach  Männern  auch  zur  Bestimmung  des  Verhältnisses  zwischen  zwei  Per- 
sonen der  Seitenlinie  verwenden;  waren  beide  dritte  Männer  von  einem 
Stammvater  ab,so  besagte  das  dasselbe,als  das  Stehen  im  dritten  gleichen  Kniee. 
Ist  das  dann  auch  für  die  ungleichen  Grade  verwandt,  sprach  man  vom 
dritten  und  vierten  Mann,  vgl.  Maurer  Isl.  328,  so  mag  das,  was  ich  nicht 
zu  verfolgen  weiss,  aus  kirchlichem  Brauche  aufgenommen  sein,  obwohl 
es  doch  auch  sonst,  vgl.  S  296,  weltlichem  Sprachgebrauche  nicht  fremd 
ist.  Aber  die  Zählung  nach  Männern  überhaupt  ist  bei  ihrer  weiten  Ver- 
breitung zweifellos  eine  althergebrachte.  Und  dann  fehlt  auch  jede  Ver- 
anlassung für  die  Annahme,  dass  sie  etwa,  früher  von  den  Geschwistern 
ab  zurückbleibend  zählend,  sich  erst  nachträglich  der  canonischen  Zählung 
angepasst  habe.  Wurde  sie  keineswegs  nur  bei  Doppelgraden,  sondern  ins- 
besondere auch  zur  Zählung  der  einzelnen  absteigenden  Linie  verwandt, 
so  musste  nach  dem  S  293  Bemerkten  auch  von  jeher  vom  Stammvater  ge- 
zählt sein.  Und  gerade  hier  ist  das  um  so  weniger  zu  bezweifeln,  als  die 
Zählung  nach  Männern  wohl  erst  da  einsetzte,  wo  die  Bezeichnungen  nach 
Geschwisterschaften  nicht  mehr  ausreichten,  vgl.  §  234,  während  diese  sich 
ohnehin  nur  auf  canonische  Zählung  umsetzen  Hessen;  vgl.  §  233. 

310«  Diese  der  canonischen  entsprechende  Doppelzählung  nach  Ge- 
schwisterschaften und  Männern  hat  nun  auch  in  die  norwegischen  Er- 
bentafeln  Eingang  gefunden  und  damit  bewirkt,  dass  dieselben,  obwohl  sie 
in  der  Einzelaufzählung  der  Berechtigten  weiter  gehen,  als  irgend  andere, 
dennoch  viel  ungeeigneter  sind,  über  das  Recht  mehrerer  Erbansprecher 
in  jedem  Falle  mit  Sicherheit  zu  entscheiden,  weil  das  Eingreifen  der  Dop- 
pelzählung genügende  Beachtung  der  ungleichen  Grade  hindern  musste. 

Sehen  wir  von  allen  Personen  ab,  bei  deren  Einreihung  die  Zurück- 
setzung des  weiblichen  Geschlechtes  und  des  Weiberstammes,  dann  die 
unehliche  Gebun  eingriff,  halten  wir  uns  lediglich  an  die  zunächst  massge- 
bende Folge  der  echten  Männer  vom  Manne,  der  Schwertmagen,  so  stim- 
men beide  altern  Landrechte  bezüglich  der  Folge  der  Seitenverwandten 
darin  überein,  dass  zuerst  die  Brüder,  dann  Vatersbrüder  und  Brüdersöhne, 
weiter  Geschwisterkinder,  endlich  die  Männer  nach  den  Brudersöhnen,  also 
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310]  die  Nachgeschwisterkinder,  gegenseitige  und  gleichberechtigte  Erben 
sein  sollen.  Das  sind  die  dritten  Männer  vom  Stammvater  ab,  wie  denn  die 
Frostuthingslög  8  c.  9  ausdrücklich  sagen :  Es  ist  aber  die  achte  Erbschaft^ 
welche  nehmen  die  nach  den  Söhnen  von  Brüdern  und  mit  dem  dritten  Manne 
ist  die  Freundschaft  derselben  auf  der  Seite  eines  jeden  von  beiden. 

Damit  war  beim  dritten  canonischen  Grade  die  alte  Erbrecht s- 
gränze  erreicht.  Dass  diese  dann  von  den  Söhnen  Königs  Magnus  erwei- 
tert sei,  ist  in  der  Frostuthingsbök  8  c.  1 5  und  danach  in  der  Jarnsida  aus- 
drücklich gesagt.  Danach  heisst  es  von  den  Letztberechtigten,  ehe  das  Erbe 
an  den  König  fällt :  Aber  wenn  diese  alle  fehlen,  dann  sollen  nehmen  dieje- 
nigen, welche  beim  fünften  Manne  sind  in  Be^ug  auf  Freundschaft,  wenn 
nicht  nähere  sich  finden.  Eine  solche  Ausdehnung  des  Erbrechtes  bis  zum 
fünften  canonischen  Grad  ist  an  und  für  sich  auffallend,  da  dasselbe,  vom  islän- 
dischen abgesehen,  in  allen  scandinavischen  Rechten  nur  bis  zum  vienen 
Grade  reicht.  Auffallender  noch,  dass  zwischen  den  Drittmännern  im  achten 
und  den  Fünftmännern  im  vierzehnten  Erbe  die  Vieitmänner  überhaupt 
nicht  genannt  sind,  wie  das  doch  durchaus  nöthig  war,  um  beurtheilen  zu 
können,  an  welcher  Stelle  diese  nun  unter  den  zwischen  jenen  beiden  auf- 
geführten, nicht  nach  der  Gradesnähe  berufenen  Freunden  zu  erben  hauen. 
Auch  würde  sich  leicht  nachweisen  lassen,  dass  nach  den  sonst  eingehaltenen 
Gesichtspunkten  unmittelbar  nach  den  zuletzt  vorher  genannten  Söhnen 
und  Töchtern  von  Schwestern  nicht  schon,  wie  das  nach  jener  Fassung 
sein  würde,  sogleich  die  Fünftmänner  berufen  sein  konnten.  Dem  gegen- 
über gewinnt  es  nun  Bedeutung,  dass  in  Magnus  Landrecht  5  c.  7  und 
danach  im  gemeinen  Stadtrecht  und  der  Jonsbök  bei  entsprechender  An- 
ordnung und  Fassung  als  Letztberechtigte  diejenigen,  welche  beim  vierten 
Manne  sind,  genannt  sind.  Es  scheint  doch,  dass  eine  weitere  Ausdehnung 
schon  ursprünglich  nicht  beabsichtigt  war,  nur  durch  irgendwelchen  Miss- 
griff bei  der  Redaction  in  der  Frostuthingsbök  die  fünften  Männer  genannt 
waren,  und  das  in  dem  spätem  Rechtsbuche  richtig  gestellt  wurde.  Doch 
ist  die  Frage  für  unsere  nächsten  Zwecke  ohne  Bedeutung. 

Halten  wir  uns  an  die  ursprünglich  nur  bis  zu  den  dritten  Männern 
D  reichenden  Tafeln,  so  sind   von   den   ungleichen 

A  Graden  lediglich  der  erste  und  zweite,  Oheim  und 

jp  4  Neffe,  C}  und  B},  berücksichtigt.    Nach  diesen  wird 

_A     \  das  Erbrecht  ausdrücklich  nur  den  ersten  und  zweiten 


B3  5 

A   \   \ 


Vettern  C4  und  D6  zugesprochen.    Wie  aber  für  die 
a\     \    \       Gleichstellung  von  Oheim  und  Neffen  lediglich  die  Ent- 
\      V  fernung  vom  Erblasser  massgebend  ist,  so  sollten  zwei- 

^     ^  feilos  auch  der  Grossoheim  D4  und  der  GrossneflFe  B4 

\  gleichberechtigt  mit  dem  Vetter  C4  sein.  Der  Verlksser 

4  der  Tafel  des  Gulathingsgesetzes  hat  denn  auch  ge- 

fühlt, dass  die  blosse  Anführung  der  gleichen  Grade  in  dieser  Rich- 
tung nicht  genüge;  er  fügt  daher,  nachdem  er  noch  die  Folge  der  Männer 
vom  Weibe  aufgezählt  hat,  hinzu,  dass  alle,  welche  aufgezählt  sind,  und  alle 
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andern  gleich  nahe  verwandten  das  Erbe  nehmen  sollen,  ehe  es  an  den 
König  fällt.  Damit  sind  nun  allerdings  Grossoheim  und  GrossnefFe  als  gleich- 
berechtigt mit  demVener  anerkannt ;  aber  man  sieht  auch,  dass  dieBestimmung 
nach  Doppelgraden  nichts  erleichterte,  dass  man  sich,  um  nach  ihr  das  Erb- 
recht zu  messen,  doch  wieder  darauf  hingewiesen  sah,  zu  beachten,  wie 
viel  einfache  Grade  vom  Erblasser  sie  ergab,  und  welche  andere  Verwandte 
in  ungleicher  Seitenstellung  demnach  als  gleichberechtigt  zu  behandeln  seien. 

Aber  auch  jene  Angabe  reichte  nicht  aus.  Zweite  Oheime  und  Neffen, 
D^  und  Cjr,  standen  in  einer  Entfernung  vom  Erblasser,  welche  für  keine 
der  aufgezählten  Personen  zutraf.  Dochlässt  sich  auch  dieser  Fall  sicher  lösen 
nach  den  weitern  allgemeinen  Regeln  bezüglich  der  nicht  ausdrücklich  auf- 
gezählten Personen.  Nachdem  gesagt  ist,  dass  bei  gleicher  Nähe  der  Manns- 
stamm den  Weiberstamm  ausschliesst,  heisst  es :  Nun  wird  ein  KnieunUr- 
schied  bei  den  Erbfolgen;  da  soll  es  der  haben,  welcher  der  näher  Ver- 
wandte  ist  Da  die  nicht  aufgezählten  und  auch  mit  keinem  der  aufgezählten 
gleich  nahe  verwandten  Dß  und  Cß  zweifellos  näher  verwandt  sind,  als  D6, 
schliessen  sie  diesen  aus.  Ueberall  führen  diese  Regeln  darauf,  dass  schliesslich 
nur  die  nach  einfachen  Graden  gezählte  Entfernung  vom  Erblasser  mass- 
gebend ist,  und  dass  daher,  wenn  hier  von  einem  Knieunterschied  die  Rede 
ist,  dabei  nur  an  Zählung  nach  einfachen  Knieen  gedacht  werden  kann. 

Bleibt  nun  bezüglich  der  echten  Seh  wertmagenerbfolge  auf  Grund  der 
allgemeinen  Regeln  kein  Zweifel,  so  sind  andere  Fälle,  bei  welchen  es  sich 
um  in  jene  Folge  eingeschobene  Personen  handelt,  wegen  der  Nicht- 
beachtung der  ungleichen  Grade  einfach  unlösbar.  Erbt  nach  den  Gulathings- 
\lSg  die  Mutter  nach  dem  Bruder,  aber  vor  dem  Oheim  und  Neffen,  so  ist 
das  zweifellos,  weil  der  ungleiche  Grad  berücksichtigt  ist.  Nun  sollen  aber 
die  unechten  Kinder  zwischen  ersten  und  zweiten  Vettern,  nach  C4  und 
vor  Z><5^,  erben.  Wie  nun  aber,  wenn  zweite  Oheime  und  zweite  Neffen,  D} 
und  Cßy  vertreten  sind  ?  Ich  wüsste  nicht,  wie  sich  nach  der  Tafel  entscheiden 
lassen  sollte,  ob  jene  vor  oder  nach  diesen  zu  erben  haben,  da  hier  der  all- 
gemeine Gesichtspunkt  der  nähern  Verwandtschaft  überhaupt  nicht  ausreicht. 
Aber  auch  der  Verfasser  der  Tafel  scheint  nicht  unbeachtet  gelassen  zu 
haben,  dass  dieselbe  auch  bei  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Regeln 
nicht  für  alle  Fälle  genügt.  Denn  nach  Aufzählung  auch  der  leiztberechigten 
Weiber  vom  Weibe  fügt  er  liinzu  :  Nun  ist  dieses  Erbfolgeordnung  genannt  ; 
aber  auf  so  verschiedenen  Wegen  kann  die  Verwandtschaft  der  Männer  zu- 
sammentreffen, dass  darum  kein  Mann  völlig  die  Erbfolge  ordnen  kann, 
ausser  er  thue  eSy  wie  es  am  wahrscheinlichsten  dünkt,  dass  es  nöthig  ist, 
j^u  erben. 

Nicht  so  ausdrücklich  ist  in  der  Frostuthingbök  auf  das  Verhältniss 
hingewiesen.  Sollen  aber  nach  der  angeführhten  Stelle  8  c.  15,  nachdem 
vorher  die  drinen  Männer  genannt  sind,  zuletzt  die  vierten  (fünften)  Männer 
erben,  wenn  nicht  nähere  Freunde  vorhanden  sind,  so  können  das  doch 
nur  solche  des  dritten  und  vierten  Grades  sein,  was  also  wieder  auf  Ein- 
zelkniee  führt.  Dann  aber  ist  auch  ausdrücklich  vom  Knie  die  Rede  in  8  c.  1 8  : 
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310]  Wie  man  Bussen  soll  nehmen  und  fahlen  und  so  das  Erbe,  Beim  bessern 
Knie  soll  man  nehmen  und  beim  spätem  soll  man  wegiahletty  und  so  das 
Erbe  nehmen.  Machte  mich  Amira,  dem  ich  die  Uebersetzung  verdanke, 
auf  Schwierigkeiten  aufmerksam,  welche  sich  daraus  ergeben,  dass  statt 
spatern  wörtlich  obern  übersetzt  werden  könne  und  die  Bestimmung,  so 
weit  sie  Bussen  betrifft,  unklar  ist,  so  werden  wir  für  unsern  Zweck  davon 
absehen  können.  Denn  für  die  Erbenfolge  ergibt  die  Stelle  doch  zweifellos 
den  Vorzug  des  bessern  oder  nähern  Knie.  Und  dabei  kann  es  sich  dano 
wieder  nicht  blos  um  die  vorher  ausdrücklich  aufgeführten  Männer  gleichen 
Grades,  sondern  nur  um  Einzelkniee  handeln,  welche  auch  eine  Einreibung 
der  ungleichen  Grade  gestatteten.  Es  scheint  doch  auch  hier  das  bessere 
Knie  noch  ausdrücklich  betont  zu  sein,  weil  man  fühlte,  dass  die  früheren 
nur  nach  Doppelgraden  gemachten  Angaben  einer  ergänzenden  Bestimmung 
bedürften. 

Sind  die  norwegischen  Tafeln  die  einzigen,  bei  welchen  nicht  blos 
die  Erbgränze,  sondern  die  Erbenfolge  ausdrücklich  nach  Doppelgraden 
geordnet  erscheint,  so  ergeben  dieselben  auch  genugsam,  wie  durchaus 
unverwendbar  jede  Doppelzählung  für  diesen  Zweck  wenigstens  da  ist,  wo 
nicht  eine  Parentelenordnung  eingreift;  wie  dieselbe  nicht  erleichtert, 
sondern  verwirrt ;  und  wie,  um  Klarheit  in  die  Folge  zu  briogeo,  doch 
immer  wieder  auf  Zählung  der  einfachen  Grade  vom  Erblasser  ab  zurück- 
gegriffen werden  muss.  Es  ist  nicht  wohl  denkbar,  dass  schon  ursprünglich 
die  Bestimmungen  über  Erbenfolge  mit  irgendwelcher  Doppelzählung  be- 
stimmter verbunden  gewesen  sein  sollten.  Auf  andere  Willkürlichkeiten, 
welche  bei  Aufstellung  der  norwegischen  Tafeln  eingegriffen  zu  haben 
scheinen,  werden  wir  zurückkommen.  Mir  wenigstens  machen  die  Angaben 
den  Eindruck,  dass  man  ursprünglich  das  Erbrecht  einfach  nach  der  Ent- 
fernung vom  Erblasser  auf  den  gebrochenen  Linien  ohne  Rücksicht  auf 
den  Brechungspunkt  oder  die  Nähe  der  Parentel  bemass,  das  man  das  bei 
Aufstellung  derTafeln  den  üblichen,  auf  Doppelzählung  berechneten  Ver- 
wandtschaftsbezeichnungen anzupassen  suchte,  das  Ergebniss  aber  als  ein 
ungenügendes  erkannte  und  den  Zusammenhang  mit  der  einfachen  Zählung 
durch  Zufügung  von  allgemeinen  Regeln  wiederherzustellen  suchte. 

311«  War  nun  gerade  da,  wo  man  in  den  norwegischen  Erbentafeln 
zunächst  die  nicht  aufgezählten  ungleichen  Grade  und  damit  die  Zahl  der 
einfachen  Grade  im  Auge  haben  musste,  nicht  etwa  von  einem  Unterschiede 
in  der  Männerzahl,  sondern  von  einem  Knieunterschied  die  Rede,  so  legt  das 
die  Vermuthung  sehr  nahe,  dass  man  den  Ausdruck  Knie  seiner  ursprüng- 
lichen Bedeutung,  vgl.  S  293,  entsprechend  in  Norwegen  vorzugsweise  ver- 
wandte, wo  nur  einfache  Grade  zu  zählen  waren.  Und  dafür  scheinen  mir 
auch  die  Bestimmungen  zu  sprechen,  in  welchen  bezüglich  des  Erbes  des 
Freigelassenen  von  einem  bis  zum  neunten  Knie  reichenden  Erbrechte 
die  Rede  ist.  Ich  berühre  damit  einen  Gegenstand,  der  von  Maurer :  Die 
Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Recht,  in  den  Münchner  Sitzungsb. 
1878,  I,  21  ff.,  eingehend  erönert,  dabei  aber  auch  als  einer  der  seh  wie- 
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rigsten  Abschnitte  der  norwegischea  Rechtsgeschichte  bezeichnet  wird. 
Es  mag  daher  doppelt  gewagt  sein,  wenn  ich  da  eine  von  seiner  und  Anderer 
Annahme  abweichende  Vermuthung  bezüglich  der  Auslegung  einer  der 
bezüglichen  Stellen  aussprechen  möchte,  zumal  auch  Amira,  dem  ich  die 
folgenden  Uebersetzungen  verdanke,  und  dem  ich  meine  Vermuthung 
mittheilte,  derselben  nicht  zustimmte.  Andererseits  habe  ich  mich  doch  auch 
von  der  Unzulässigkeit  derselben  nicht  so  weit  überzeugen  können,  dass 
ich  dieselbe  in  Folge  dessen  ganz  unberührt  lassen  möchte,  da  doch  immer- 
hin ein  oder  anderer  der  mir  da  durch  die  Beschäftigung  mit  ähnlichen  An- 
gaben anderer  Rechte  nahegelegten  Gesichtspunkte  als  beachtenswerth  er- 
scheinen könnte. 

Es  handelt  sich  zunächst  um  die  Angabe  desGulathingsrechts 
c.  1 06 :  Die  vier:{ehnte  aber  ist  des  Freigelassenen  Erbschaft,  Sie  soll  man 
nehmen  bis  :(um  neunten  Knie,  eher  als  dass  sie  unter  den  König  gehe.  So- 
bald der  Sohn  des  Freigelassenen  nimmt  nach  seinem  Vater,  dann  nehme 
ein  jeder  nach  dem  andern.  Wird  nun  Erbschaft  des  Ausgestorbenen  in  des 
Freigelassenen  Geschlecht  und  ist  kein  solcher  Mann,  der  dann  in  der  Erb- 
Schaf ts^ahl  ist  wider  ihn,  der  gestorben  ist,  aus  des  Freigelassenen  Geschlecht, 
dann  soll  jener,  der  aus  des  Freilassers  Linie  (Kvisl)  ist,  nehmen  bis  J(um 
neunten  Knie,  ehe  dass  [5ie\  unter  den  König  gehe,  auch  wenn  derjenige 
der  achte  sein  sollte,  welcher  gestorben  ist,  vom  Freigelassenen  aus. 

Auf  Seiten  des  Freigelassenen  ist  hier  nicht,  wie  in  der  später  zu  be- 
sprechenden Angabe  des  Frostuthingsrechts,  irgendwelche  Beschränkung 
des  gemeinen  Erbrechts  ausgesprochen.  Andererseits  auch  selbstverständlich 
keine  Erweiterung,  wie  das  der  Fall  sein  würde,  wenn  jeder  achte  Mann 
vom  Freigelassenen  aus  noch  erbberechtigt  sein  sollte.  Das  gemeine  Erbrecht, 
auf  welches  hier  durch  Betonung  der  Erbschaftszahl  ausdrücklich  hinge- 
wiesen ist,  reichte  nur  bis  zum  dritten  Mann;  war  Niemand  vorhanden,  der 
dem  Verstorbenen  im  dritten  Grade  verwandt  war,  so  war  das  Gut  erblos, 
auch  wenn  Viele  da  sein  mochten,  die  vierte  bis  achte  Männer  vom  Frei- 
gelassenen aus  waren.  Die  Erwähnung  des  Achten  hat  lediglich  Bedeutung 
für  das  eventuelle  Erbrecht  auf  der  Seite  der  Freilassers.  Konnten  alle  Erben 
nur  Nachkommen  des  Freigelassenen  sein,  so  sollte  das  eventuelle  Erbrecht 
noch  eintreten,  wenn  der  erblos  Verstorbene  auch  schon  der  achte  Nach- 
komme war. 

In  diesem  Falle  reichte  das  Erbrecht  auf  der  Seite  des  Freilassers  bis 
zum  neunten  Knie.  Verstehen  wir  das  ausschliesslich,  so  hatte  jeder  achte 
Nachkomme  des  Herrn  noch  Erbrecht.  Kam  dann  lediglich  die  eine  vom 
Herrn  absteigende  Linie  für  die  Zählung  in  Betracht,  so  würde  demnach, 
wenn  hier  der  Ausdruck  Knie  gebraucht  wird,  auch  das  zu  unserer  Ver- 
muthung stimmen,  dass  man  diesen  Ausdruck  bevorzugte,  wo  nur  die  ein- 
fachen Grade  in  Betracht  kamen. 

Es  ergibt  sich  dann  aber  doch  die  weitere  Frage,  ob  diese  Kniezahl, 
wie  bisher  angenommen,  sich  ausschliesslich  auf  die  absteigende  Linie  be- 
zieht. Sollte,  wenn  der  Freigelassene  und  der  Herr  ohne  Kinder  starben. 
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311]  das  Erbrecht,  wie  anderer  NachJass,  nicht  auch  dem  Bruder  oder  Neffen 
des  Herrn  zugestanden  haben  ?  Und  dann  weiter  auch  anderen  erbberech- 
tigten Seitenverwandten^  wenn  auf  der  Seite  des  Freigelassenen  kein  Erbe 
da  war?  Eine  ausdrückliche  Angabe,  welche  in  solchen  Fallen  das  sonstige 
Erbrecht  der  Seitenverwandten  ausschloss,  scheint  sich  nicht  zu  finden. 
Amira  weist  mich  allerdings  auf  den  Ausdruck  Kvisl  hin,  dessen  Grund- 
bedeutung Arm  oder  Zweig  sei  und  hier,  wie  insbesondere  auch  Gulathingsb. 
c.  105,  die  Linie  der  Blutsfreundschaft  bezeichne.  Muss  das  dann  aber  ge- 
rade nur  die  absteigende  Linie,  kann  es  nicht  auch  die  gebrochene  sein 
und  damit  der  Ausdruck  Überhaupt  die  erbberechtigte  Verwandtschaft  des 
Herrn  bezeichnen?  Es  kommt  hinzu,  dassin  Magnus  Landrecht  5  c.  7  der 
Ausdruck  sich  jedenfalls  nicht  auf  die  absteigende  Linie  bezieht,  sondern 
Gruppen  von  Verwandten,  zunächst  sämmdiche  Oheime  und  sflmmtliche 
Neffen,  bezeichnet,  welche  zu  gleichen  Theilen  beim  Erbe  berechtigt  sind. 

Allerdings  weiss  ich  dem  nicht  näher  nachzugehen  und  muss  es  Anderen 
überlassen,  ob  meine  Vermuthung,  es  solle  das  eventuelle  Erbrecht  nicht 
blos  der  Descendenz,  sondern  der  gesammten  erbberechtigten  Freundschaft 
des  Herrn  zustehen,  überhaupt  zulässig  ist.  Ist  das  aber  anzunehmen,  so  würde 
sich  auch  ergeben,  dass  die  Knie  hier  nur  den  Abstand  vom  Herrn  nach 
einfachen  Graden,  gleichviel,  ob  aufder  absteigenden  oder  der  gebrochenen 
Linie,  bezeichnen  können.  War  der  erblos  Verstorbene  bereits  der  achte 
Nachkomme  des  Freigelassenen,  so  werden  allerdings  nur  noch  die  De- 
scendenten  des  Herrn  selbst  oder  seiner  Geschwister  erbberechtigt  gewesen 
sein.  Trat  dagegen  die  Erblosigkeit  etwa  schon  beim  dritten  oder  vierten 
Nachkommen  des  Freigelassenen  ein,  so  konnte  das  Erbrecht  recht  wohl 
auf  Seiten  des  Herrn  solchen  Seitenverwandten  zustehen,  welche  ihm  im 
achten  Einzelkniee,  etwa  im  zweiten  und  sechsten  oder  dritten  und  fünften 
verwandt  waren.  Das  Erbrecht  würde  dann  in  diesem  besondem  Falle  der 
gemeinen,  nur  bis  zum  sechsten  vom  Erblasser  durchgezählten  Knie 
reichenden  Erbgränze  gegenüber  um  einen  Doppelgrad  erweitert  sein,  nicht 
blos  dritte,  sondern  auch  vierte  Männer  und  diesen  gleich  entfernt  stehen- 
de Freunde  getroffen  haben.  Von  Doppelknieen  kann  dann  doch  nicht  die 
Rede  und  wohl  nur  nach  Einzelknieen  vom  Herrn  bis  zum  Erbansprecher 
auf  der  gebrochenen  Linie  gezählt  sein. 

312.  Näher  noch  scheint  mir  diese  Auffassung  die  inhaldich  viel- 
fach abweichende  entsprechende  Angabe  des  Frostuthingsrechts9c.11 
zu  legen :  Von  Achtung  und  Erbschaften  der  Freigelassenen,  Ins  Freige- 
lassenen Geschlecht  sind  vier  Leute  in  Achtungpflichten,  aber  der  ßknfte  ist 
heraus,  auch  wenn  er  nicht  [her aus]  gekauft  ist.  Aber  derjenige  Freigelassene, 
der  sein  Freiheitsbier  hat  gemacht  oder  abgekauft  mit  Friedensgelöbnissen, 
der  soll  nehmen  das  Erbe  seines  Sohnes  und  der  Tochter  und  seines  Frei- 
gelassenen als  des  Dritten,  Aber  Söhne  des  Freigelassenen  sollen  nehmen 
das  Erbe  von  sechs  Leuten^  des  Vater  und  der  Mutter  und  des  Sohnes  und 
der  Tochter  und  des  Bruders  und  der  Schwester  und  seines  Freigelassenen 
als  des  siebenten.  So  soll  der  Sohn  des  Freigelassenen  nehmen  und  Sohnes- 
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söhn  und  dessen  Sohn,  die,  welche  so  nehmen,  und  so  Tochter  und  Schwester, 
wie  Sohn  und  Bruder,  wenn  jene  nicht  da  sind;  und  so  soll  ein  jedes  von 
denen  sorgen  für  das  Andere,  Aber  sobald  es  an  den  sechs  Leuten  fehlt, 
dann  kehrt  j^urück  unter  den  Herrn  die  gan^e  Erbaussicht  bis  ^um  neunten 
Knie  und  so  die  Fürsorge^  wenn  man  dessen  bedarf. 

Bei  Erklärung  dieser  Stelle,  vgl.  insbesondere  Maurer  56  ff.,  hat  man 
sich,  wie  ich  denke,  wohl  zu  sehr  von  der  Annahme  leiten  lassen,  dass  es 
sich  auf  beiden  Seiten  um  dieselbe  Ausdehnung  handle,  wie  in  den  Gula- 
thingslög,  zumal  die  Erwähnung  gerade  des  neunten  Knie  in  beiden  Rechts- 
bUchem  das  näher  legen  konnte.  Nun  sind  aber  doch  auch  sonst  die  be- 
züglichen Angaben  derselben  mehrfach  so  abweichend,  dass  wir  kaum  be- 
rechtigt sind,  von  vornherein  vorauszusetzen,  dass  sie  sich  wenigstens  da 
entsprechen  müssen,  wo  der  Unterschied  sich  nicht  unmittelbar  ergibt.  Nach 
den  Gulathingslög,  vgl.  Maurer  44,  sind  nur  der  Freigelassene  selbst  und 
sein  Sohn  den  Thyrmslir,  den  Achtungspflichten,  unterworfen;  hier  noch 
sein  Urenkel.  In  jener  erscheint  das  Erbrecht  der  Freigelassenen  in  keiner 
Weise  beschrankt.  Hier  beerbt  der  Freigelassene  selbst,  wie  das  in  der  Natur 
der  Sache  liegt,  von  Blutsfreunden  nur  seine  Kinder,  während  dann  beim 
Sohne  Eltern  und  Geschwister  hinzukommen.  Dann  aber  erweitert  sich 
das  Erbrecht  zunächst  nicht  in  entsprechender  Weise;  auch  der  Sohnes- 
sohn, dann  dessen  Sohn  beerben  lediglich  jene  sechs  Personen,  so  dass 
ihnen  etwa  das  Erbe  ihres  doch  schon  vom  Freigelassenen  abstammenden 
Oheim,  Vetter  und  Neffen  nicht  zufällt.  In  ähnlicher  Weise  wird  in  Liutprandi 
Not.  de  actoribus  S  4  der  Anspruch  auf  das  halbe  Wehrgeld  des  erschlagenen 
Aldio  nur  dessen  Eltern,  Geschwistern  und  Kindern  zugestanden. 

Dagegen  hört  nun  sichtlich  nach  der  dritten  Generation  vom  ersten 
Erbberechtigten  ab  jede  Beschränkung  des  Erbrechts  auf.  Es  entspricht  das 
der  Ausdehnung  der  Thyrmslir  auf  vier  Personen-;  es  entspricht  der  Angabe 
der  Frostuthingsbök  9  c.  10,  wonach  für  den  Beweis  der  Altfreiheit  vier 
allfreie  Vorfahren  zu  erweisen  sind;  es  entspricht  im  allgemeinen  manchen 
ähnlichen  Bestimmungen,  vgl.  S  294.  Auffallende  Uebereinstimung  auch 
für  den  Einzelfall  ergibt  sich,  wenn  es  im  Capitulare  zu  L.  Ribuaria  von 
803,  M.  Germ.  Gap.  i,  118,  heisst,  dass  der  Freigelassene  nicht  früher  auf 
seine  Agnatio  vererbt:  quam  usque  ad  terciam  generationem  perveniat, 
Waren  bis  dahin  die  Schranken  noch  enger  gezogen,  vgl.  Zeumer  in  Forsch, 
zur  d.  Gesch.  23,  189,  so  soll  zweifellos  nach  der  dritten  Generation  jede 
Schranke  entfallen  und  das  gemeine  Erbrecht  eintreten.  Wenigstens  dann 
also,  wenn  wir  anzunehmen  haben,  das  der  erste  Erbberechtigte  der  zuerst 
Freigelassene  selbst  ist,  tritt  das  eventuelle  Erbrecht  der  Herrenseite  nur 
noch  ein,  wenn  der  Verstorbene  der  dritte  Mann  vom  Freigelassenen  ab 
war,  nicht  der  achte,  wie  in  den  Gulathingslög.  Und  in  der  Stelle  selbst 
deutet  nichts  bestimmter  darauf  hin,  dass  die  Erwähnung  des  neunten  Knie 
sich  auch  auf  die  Seite  des  Freigelassenen  bezieht.  Auch  in  den  Gulathingslög 
ist  vom  neunten  Knie  unmittelbar  nur  auf  Seilen  des  Freilassers  die  Rede. 

Wird  nun  trotzdem  angenommen,  es  solle  auch  hier  das  eventuelle 
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312]  Erbrecht  der  Herrenseite  bis  zum  neunten  Knie  vom  Freigelassenen  aus 
reichen,  so  stützt  man  sich  dabei  auf  die  Unterscheidung  zweier  Klassen  von 
Freigelassenen,  wie  sie  sich  ja  auch  in  jener  Stelle  geltend  macht.  Die  erste, 
den  Thyrmslir  unterworfene  und  jedes  Erbrechts  entbehrende  Klasse  um- 
fasst  vier  Manner,  reicht  also  bis  zur  dritten  Generation  vom  Freigelassenen 
ab.  Der  Fünfte  ist  frei,  wenn  er  auch  nicht  herausgekauft  ist.  Dagegen  soll 
nun  für  die  fünfte  bis  achte  Generalion,  vgl.  Maurer  63,  noch  das  eventuelle 
Erbrecht  der  Herrenseite  fortgedauert  haben,  in  welchem  Falle  sich  aller- 
dings Anschluss  an  den  Achten  der  Gulathingslög  ergäbe. 

Dem  gegenüber  möchte  ich  zunächst  geltend  machen,  dass  man  auch 
auf  diesem  Wege  nie  bis  zum  Achten,  sondern  äussersten  Falles  bis  auf 
den  Siebten  gelangen  würde.  Das  Erbrecht  wird  abhängig  gemacht  von 
Freiheitsbier  oder  Abkauf.  Das  kann  spätestens  den  Drinen  treffen,  da  der 
Viene,  beziehungsweise  der  Fünfte  unter  Einrechnung  des  Stammvaters, 
auch  ohne  Loskauf  der  Thyrmslir  ledig  ist.  Dann  würden  die  Beschrän 
kungen  des  Erbrechts  nur  noch  zutreffen,  wenn  der  Verstorbene  der  Sechste 
war.  Will  man  aber,  wozu  wenigstens  jene  Stelle  keinen  Anlass  gibt,  an- 
nehmen, der  Erste  ausser  Thyrmslir  sei  an  und  für  sich  der  erste  Erbbe- 
rechtigte, so  würde  selbst  das  nur  auf  den  Siebenten  führen. 

Insbesondere  aber  scheint  in  der  Stelle  nichts  darauf  zu  deuten,  dass 
die  beiden  erwähnten  Klassen  in  der  Regel  als  auf  einander  folgende  vor- 
ausgesetzt sind ;  die  ganze  Fassung  scheint  doch  darauf  hinzuweisen,  dass 
hier  das  Nebeneinander  ins  Auge  gefasst  wird.  Zuerst  ist  von  der  niedem 
Klasse  die  Rede,  von  vier  Personen,  welche  den  Thyrmslir  unterworfen 
sind  und  kein  Erbrecht  haben.  Dann  von  der  höheren,  wieder  vier  Personen, 
welche  ein  noch  beschränktes  Erbrecht  haben.  Der  Unterschied  gründet 
sich  lediglich  darauf,  dass  don  zur  einfachen  Freilassung  das  Freiheitsbier 
oder  der  gleichwerthige  Loskauf  nicht  hinzugekommen  war.  Fände  sich 
nun  irgendeine  Angabe,  aus  der  sich  entnehmen  Hesse,  dass  etwa  erst 
der  Urenkel  des  Freigelassenen  das  Freiheitsbier  halten  dürfe,  so  Hessen 
sich  allerdings  beide  Klassen  als  zeitlich  aufeinander  folgende  fassen.  Aber, 
so  weit  ich  da  irgend  urtheilen  kann,  steht  nicht  aUein  nichts  im  Wege,  dass 
schon  der  erste  Freigelassene  selbst  das  Freiheitsbier  hält,  sondern  es  scheint 
das  durchaus  als  Regel  vorausgesetzt;  vgl.  etwa  Maurer  45.  Und  das  scheint 
man  doch  auch  bei  Abfassung  unserer  Stelle  im  Auge  gehabt  zu  haben. 
Dann  aberhandelt  es  sich  einfach  um  das  Nebeneinander  der  vier  Personen, 
welche  Erbrecht  haben  oder  nicht,  jenachdem  der  erste  Freigelassene  das 
Freiheitsbier  gehalten  hat  oder  nicht.  Und  dann  reicht  weiter  die  Beschrän- 
kung des  Erbrechts  nicht  bis  zum  neunten,  sondern  nur  bis  zum  vienen 
Knie;  es  würde  doch  nur  als  Ausnahme  erscheinen,  wenn  erst  einer  der 
Nachkommen  des  Freigelassenen  sich  gelöst  hätte  und  damit  die  Beschrän- 
kung sich  bis  höchstens  auf  das  siebte  Knie  ausgedehnt  haben  könnte. 

Hat  man  trotzdem  auch  auf  Seiten  des  Freigelassenen  eine  Ausdeh- 
nung bis  zum  neunten  Knie  angenommen,  so  scheint  mir  das  doch  beein- 
flusst  durch  die  Auffassung,  dass  dem  neunten  Knie  auf  Seiten  des  Herrn 
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eine  ähnliche  Ausdehnung  auf  Seiten  des  Freigelassenen  entsprechen  müsse. 
Auf  dieser  kann  es  sich  allerdings  immer  nur  um  die  gerade  absteigende 
Linie  handeln,  um  Nachkommen  des  Freigelassenen  selbst.  Auch  auf  Seiten 
des  Herrn  hat  man  nur  diese  im  Auge  gehabt.  Dann  würde  sich  freilich 
eine  Ungereimtheit  ergeben,  falls  nach  unserer  Annahme  die  Beschränkung 
auf  Seiten  des  Freigelassenen  nur  bis  zum  vierten  Knie  reichte.  Der  Rück- 
fall könnte  spätestens  beim  Tode  des  im  dritten  Grade  vom  Freigelassenen 
Abstammenden  erfolgen,  während  der  Fall  ins  Auge  gefasst  sein  würde, 
dass  dann  der  eventuelle  Erbe,  auch  wenn  wir  das  neunte  Knie  selbst  als 
ausgeschlossen  fassen,  ein  im  achten  Grade  vom  Freilasser  Abstammender 
sein  könne.  Auch  wenn  wir  Alles  in  Rechnung  bringen,  was  verschiebend 
auf  das  Gleichläufen  der  Generationen  einwirken  kann,  bleibt  der  Unter- 
schied von  fünf  Generationen  ein  so  ausserordentlicher,  dass  sicher  nicht 
anzunehmen  ist,  es  sei  bei  jener  Bestimmung  auch  nur  daran  gedacht,  dass 
sie  für  die  achte  Generation  vom  Freilasser  abwärts  noch  irgendwelche 
thatsächliche  Bedeutung  haben  könne. 

Damit  sehen  wir  uns  nun  wieder  auf  die  schop  bei  Besprechung  der 
Gulathingslög  aufgeworfene  Frage  hingewiesen.  Dort  ergab  die  Beziehung 
des  neunten  Knie  auf  die  vom  Freilasser  absteigende  Linie  wenigsten  keine 
Ungereimtheit;  nur  schien  mir  auch  da  kein  ausreichender  Grund,  die 
Seitenverwandtschaft  als  vom  eventuellen  Erbrecht  ausgeschlossen  zu  fassen. 
Hier  scheint  bei  Richtigkeit  unserer  Voraussetzungen  die  Rücksicht  auf  die 
Seitenverwandten  die  einzige  zulässige  Erklärung  zu  bieten.  Die  betonte 
Schwierigkeit  entfällt  sofort,  wenn  wir  bei  den  Knieen  nicht  blos  an  die  ab- 
steigenden geraden  Linien,  sondern  anZählungderEinzelgrade  vom 
Freilasser  zum  Erbansprecher  denken.  Dann  ergibt  sich  einfach  die  gewöhn- 
liche Erbenfolge,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  nach  älterm  norwe- 
gischen Rechte  nur  bis  zum  dritten  Doppelgrade  reichende  Erbrechtsgränze 
für  dieses  besondere  Verhältniss,  wenn  wir  das  neunte  Knie  als  ausge- 
schlossen betrachten,  bis  zum  vierten  Doppelgrade  oder  der  entsprechenden 
Zahl  ungleicher  einfacher  Grade  reichen  würde.  Damit  aber  beseitigt  sich 
dann  auch  jedes  Bedenken  bezüglich  des  Gleichlaufens  der  Generationen. 
Starb  der  Urenkel  des  Freigelassenen,  ohne  dass  noch  Nachkommen  des 
Freilassers  lebten,  so  konnten  sehr  wohl  Seitenverwandte  desselben  bis  zum 
achten  einfachen  Grade  vorhanden  sein,  im  dritten  und  fünften  oder  im 
zweiten  und  sechsten  canonischen  Grade,  ein  Urenkel  eines  Vetters  oder 
ein  Enkel  eines  zweiten  Vetters  des  Freilassers,  so  dass  also  auch  die  letzten 
noch  in  Betracht  kommenden  Generationen  anstandslos  als  Erben  eines 
Urenkels  des  Freigelassenen  gedacht  werden  konnten.  Ist  diese  Annahme 
begründet,  so  begreift  es  sich  auch,  wenn  man  gerade  hier  zur  Bestimmung 
nach  einfachen  Knieen  griff,  von  allen  auf  gleiche  Seitenverwandtschaft  be- 
züglichen Ausdrucksweisen  absah.  Führten  diese,  wie  wir  sahen,  schon  bei 
Angabe  der  gewöhnlichen  Erbenfolge  auf  die  grössten  Schwierigkeiten,  so 
konnten  dieselben  da  doch  immerhin  noch  naher  liegen,  als  der  Erbe  in 
der.  Regel,  wenn  nicht  derselben,  doch  der  nächstvorhergehenden  oder  der 
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312]  nächstfolgenden  Generation  angehörte.  Ist  aber  hier  der  Freilasser  als 
der  eventuelle  Erblasser  gedacht,  so  griff  der  besondere  Umstand  ein,  dass 
es  sich  um  ein  aufgeschobenes  Erbrecht  handelte,  dass  der  Erbfall  nicht 
gerade  beim  Tode  des  Erblassers,  sondern  möglicherweise  erst  ein  Jahr- 
hundert später  zutreffen  und  damit  eine  Reihe  jüngerer  Generationen  der 
Seitenlinien  in  Frage  kommen  konnte.  Solchen  sich  mit  dem  Verlaufe  der 
Zeit  immer  manigfaltiger  gestaltenden  Verhältnissen  gegenüber  konnte  nicht 
leicht  Jemand  auch  nur  daran  denken,  dieselben  im  Anschluss  an  die  auf 
gleiche  Seitenverwandtschaft  bezüglichen  Ausdrücke  angeben  zu  wollen; 
Jeder  musste  fühlen,  dass  da  nur  eine  Bestimmung  nach  einfachen  Knieen 
am  Orte  sein  könne. 

313.  Die  erörtenen  norwegischen  Verhältnisse  scheinen  mir 
besonders  deutlich  zu  ergeben,  wie  ganz  ungeeignet  alle  auf  Beachtung 
der  gleichen  Grade  berechneten  Bezeichnungen  für  die  Bestimmung  der 
Erbenfolge  waren,  insofern  diese  sich  nicht  nach  dem  Abstände  von  irgend- 
welchem näheren  oder  entfernteren  gemeinsamen  Stammvater,  sondern  nach 
der  Entfernung  vom  Erblasser  selbst  regeln  sollte.  Hatte  hier  in  die  Erben- 
tafeln selbst  ausnahmsweise  die  Doppelzählung  Eingang  gefunden,  so  sahen 
wir  auch,  wie  es  da  einer  Reihe  ergänzender  Bestimmungen  bedurfte,  um 
sie  trotzdem  verwendbar  zu  machen,  und  man  schliesslich  doch  auch  da 
den  einfachen  Knieabstand  als  massgebend  bezeichnen  musste.  Konnte  bei 
der  besondern  Sachlage,  welche  sich  beim  Erbe  des  Freigelassenen  aus  dem 
aufgeschobenen  Erbrecht  ergab,  an  eine  Verwendung  der  Bezeichnung  nach 
Doppelgraden  von  vornherein  nicht  wohl  gedacht  werden,  so  fanden  wir 
da  denn  auch  schlechtweg  die  Erbrechtsgränze  nach  Knieen  bestimmt,  be- 
züglich deren  die  sachlichen  Bestimmungen  ergeben,  dass  es  sich  nur  um 
einfache  Kniee  handeln  kann,  mögen  dieselben  nun  vom  Herrn  als  ur- 
sprünglichem Erblasser  auf  der  geraden  absteigenden  oder  auf  irgendwelcher 
gebrochenen  Seitenlinie  gezählt  sein. 

Begnügte  man  sich  in  den  norwegischen  Erbentafeln  nicht  von  vorn- 
herein damit,  bezüglich  der  Folge  der  entfernteren  Erben  schlechtweg  auf 
den  Knieunterschied  zu  verweisen,  so  hängt  das  zweifellos  damit  zusammen,       | 
dass  in  keinem  andern  Rechte  der  blosse  Gesichtspunkt  der  Entfernung 
vom  Erblasser  durch  so  verschiedene  andere  Gesichtspunkte  gekreuzt  wird, 
durch  Rücksichten  auf  eheliche  und  uneheliche  Geburt,  auf  das  Geschlecht 
des  Erben,  auf  den  Unterschied  des  Mannsstammes  und  des  Weiberstammes. 
Gehen  da  schon  die  altern  Erbentafeln  ziemlich  weit,  so  ist  dann  in  der  Er- 
bentafel des  gemeinen  norwegischen  Landrechts  die  damit 
nöthig  gewordene  Aufzählung  aller  einzelnen  aufeinanderfolgenden  Erben- 
klassen weiter  durchgefühn,  als  in  irgend  einer  andern.   Es  sind  sechszig 
solcher  Klassen  ausdrücklich  aufgeführt,  deren  Zahl  sich  dann  noch  damit 
vermehn,  dass  mehrfach  nur  allgemein  bemerkt  wird,  dass  das  Weib  durch 
den  entsprechenden  Mann  ausgeschlossen  ist.   Trotzdem  macht  sich  da 
noch  geltend,  wie  die  auch  hier  vielfach  beibehaltene  vorzugsweise  Berück- 
sichtigung der  Doppelgrade  zu  ergänzenden  Bestimmungen  oöthigte.  So 
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wird  das  neunte  Erbe  zunächst  den  Nachgeschwisterkindem,  also  den 
zweiten  Venem  zugesprochen,  aber  mit  dem  Bemerken,  dass  sie  nur  dann 
erben,  wenn  kein  Näherstehender,  also  kein  zweiter  Oheim  oder  Neffe, 
vorhanden  ist,  und  dass  mit  ihnen  die  gleich  weit  Entfernten  erben  sollen. 
Im  zwölften  Erbe  wird  dann  bei  einer  entsprechenden  Bestimmung  allge- 
mein gesagt,  dass  der,  der  dem  Erblasser  näher  steht,  auch  näher  zum  Erben 
ist.  Werden  dann  im  letzten  Erbe  wieder  nach  Doppelzählung  die  vienen 
Männer  in  der  Freundschaft  berufen,  so  war  auch  da  wieder  der  Vorbehalt 
zu  machen,  dass  das  nur  dann  der  Fall  sein  soll,  wenn  kein  Näherer,  also 
kein  im  dritten  und  vienen  Grade  Stehender,  da  ist.  Wenigstens  sachlich 
erscheint  auch  da  überall  der  einfache  Knieabstand  massgebend. 

314*  Ergab  das  norwegische  Recht  wenigstens  einzelne,  wie  ich  denke, 
sichere  Belege  für  das  Zählen  nach  Einzelknieen  bei  der  Erbenfolge,  so 
scheint  das  auf  vorzugsweise  Verwendung  des  Ausdruckes  Knie 
bei  Zählung  von  Einzelgraden  wenigstens  auf  weldichem  Rechts- 
gebiete zu  deuten,  während  man  bei  Doppelzählung  zunächst  von  Männern 
sprach.  Ist  ein  ursprünglicher  Unterschied  beider  Zählungen  nicht  anzu- 
nehmen, vgl.  $293,  wie  wir  denn  auch  bei  Zählung  der  Einzelgrade  auf 
der  gebrochenen  Linie  dem  Ausdruck  Männer  begegnen  werden,  so  konnte 
sich  der  Sprachgebrauch  bei  den  Stämmen  verschieden  feststellen. 

Scheint  nach  dem  weiterhin  über  die  angelsächsische  Zählung  zu 
Bemerkenden  diese  bei  den  Knieen  zunächst  Doppelgrade  im  Auge  zu 
haben,  dagegen  bei  einfacher  Zählung  von  Männern  zu  sprechen,  so  dürfte 
der  vermuthete  umgekehrte  norwegische  Sprachgebrauch  auch  für  die 
göthischen  Rechte  zutreffen.  Nach  Stellen,  auf  welche  mich  Amira 
aufmerksam  machte,  werden  in  diesen  gezählte  Männer  zunächst  bei  kirch- 
lichen Bestimmungen  über  Incest  erwähnt,  wo  es  sich  also  zweifellos  um 
Doppelzählung  handelt.  So  in  dem  schon  S  234  erwähnten  Statut  von 
1 28 1 ;  so  in  Westgötal.  II  Kirkynb.  52 ;  desgleichen  in  Ösigötalagen.  Ebenso 
handelt  es  sich  um  Doppelzählung,  wenn  hier,  wie  im  norwegischen  Recht, 
die  Theilnahme  an  der  Todtschlagsühne  bis  zum  sechsten  und  siebten 
Manne  reichen  soll;  vgl.  $  273.  Wobei  die  Nichterwähnung  der  ungleichen 
Grade  nicht  auffallen  kann,  wenn  unsere  Annahme  richtig  ist,  dass  sie  nach 
der  Vetternzählung  den  folgenden  gleichen  Graden  gleichgestellt  sein  sollten. 

Dagegen  heisst  es  nun  im  Erbabschnitt  von  Östgötalagen  3  S  i  ge- 
nauer, dass  zunächst  die  nur  bis  zu  Oheimen  und  Neffen  einzeln  Aufge- 
zählten erben  sollen;  sind  aber  solche  Erben  nicht  vorhanden:  da  nehme 
der  das  Erbe,  welcher  den  Verwandten  7;unäch$t  ist  und  in  den  Knieen  der 
Nächsfverwandte ;  sind  beide  gleich  und  in  den  Knieen  gleichverwandt, 
da  geht  immer  Hut  hin:(u  und  Haube  weg.  Es  bedarf  nach  dem  Gesagten 
wohl  keiner  weitern  Erörterung,  dass  es  sich  da  nur  um  den  einfachen 
Knieabstand  vom  Erblasser  selbst  handeln  kann,  der  über  das  gleiche  Recht 
entscheiden  soll,  falls  nicht  der  Unterschied  des  Geschlechts  eingreift.  Nicht 
anders  wird  es  dann  zu  verstehen  sein,  wenn  ohne  Betonung  gerade  der 
Kniee  einfach  auf  die  Entfernung  der  Verwandtschaft  hingewiesen  wird, 
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314]  wobei  doch  nur  an  die  Entfernung  vom  Erblasser  zu  denken  ist.  So 
wenn  es  Westgötalagen  11  Add.  11  S  16  heisst:  Wenn  ^ei  streiten  um 
Erbe,  einer  von  sich  sagt,  näher  :(u  sein  dem  Erbe,  dann  nehme  der  von 
denen,  welcher  früher  ist  bei  der  Zählung  in  dem  Geschlechtsbaum. 

Aehnliche  allgemeine  Angaben  finden  sich  innordschwedischen 
Rechte.  So  im  Erbabschnitt  von  Uplandslagen  S  16:  Streiten  Leute  um 
Geschlechts  Erbe,  dann  nimmt  derjenige  Erbe,  welcher  an  Geschlecht  ist 
der  Nächste  und  an  Verwandtschaft  der  Verwandteste.  Oder  im  Erbabschnitt 
von  Westmannalagen  I  1 1  S  i  nach  den  einzeln  aufgezählten  Erben :  Sind 
nicht  diese  da,  da  hat  der  j[u  nehmen,  welcher  an  Verwandtschaft  der  Nächste 
und  an  Sippe  der  Gesippteste  ist. 

315.  Ist  in  Scandinavien  nur  selten  von  Knieen  die  Rede,  so  ist  das  um 
so  häufiger  in  den  friesischenRechten  der  Fall.  Hier  wird  der  Ausdruck 
zweifellos  vielfach  bei  Doppelzähluag  oder  der  dieser  nächstverwandten  Zäh- 
lung der  längsten  Linie  gebraucht.  Dagegen  ergibt  sich  nun  bei  allen  An- 
gaben, nach  welchen  für  die  Erbenfolge  die  Entfernung  vom  Erblasser  mass- 
gebend sein  soll  und  für  diesen  Zweck  auf  die  Kniezählung  im  allgemeinen 
hingewiesen  wird,  dass  man  nur  einfache  Kniee  im  Auge  haben  konnte. 

So  etwa,  wenn  im  Rüstringer  Text  des  fünfzehnten  Landrechts, 
Richthofen  Q.  67,  beim  Fehlen  des  engeren  Erbenkreises  der  sechs  Hände 
die  Folge  im  weiteren  Kreise  allgemein  dahin  bestimmt  wird,  dass  man 
dann  die  Sippe  knieen  soll,  und  die  gleich  Entfernten  gleich  nehmen;  dass 
dann  die  Ebenknieliege  sich  zur  Were  ziehen  sollen ;  dass  die  Freunde 
nach  Sippe  und  Knie  erben  sollen.  So  wenn  in  den  Rechtsquellen  von 
Leiden,  ed.  ßlok  31.  125,  mehrfach  erwähnt  wird,  dass  ein  Genannter 
mid  sinen  evenknien  einen  Nachlass  beansprucht.  Bei  den  Ebenknielingen 
ist  da  natürlich  nicht  an  Solche  zu  denken.,  welche  mit  dem  Genannten 
im  gleichen  Knie  von  irgendwelchem  Stammvater,  sondern  an  Solche, 
welche  in  derselben  Kniezahl  vom  Erblasser  ab  gezählt  stehen,  und  mit 
diesem  durch  ganz  verschiedene  Stammväter  verbunden  sein  können.  So 
wenn  nach  den  Gesetzen  der  Emsiger  §41,  Richth.  Q.  204,  statt  desTodt- 
schlägers  das  nächste  Knie,  oder  nach  andern  Texten  das  nächste  Glied 
oder  der  Gesippteste  in  das  Erbe  eintreten  soll.  So  besonders  deudich, 
wenn  es  im  Fi velgoer  Erbrecht  S  15,  Richth.  Q.  325,  heisst,  dass  Vollgcburt 
die  Halbgeburt  ausschliesst,  wenn  sie  in  einem  Knie  sind ;  dass  sie  sich 
gleichstehen,  wenn  die  Halbgeburt  ein  Knie  näher  steht;  dass  diese  aber 
jene  ausschliesst,  wenn  sie  zwei  Glieder  oder  zwei  Kniee  näher  gesippt  ist. 
Ist  da  an  und  für  sich  nicht  zweifelhaft,  dass  das  nur  einfache  Kniee  sein 
können,  so  bestätigt  sich  das  aufs  bestimmteste  dadurch,  dass  auch  sonst, 
vgl.  Amira  Erbenf.  193,  Halbgeschwister  den  einen  einfachen  Grad  weiter- 
stehenden Oheimen  und  Neffen  ausdrücklich  gleichgestellt  werden.  Und 
ähnlich  überall,  wo  die  Knieenähe  als  massgebend  hingestellt  wird;  vgl. 
Amira  Erbenf.  192.  Ganz  dasselbe  ergibt  sich  dann  hier  wohl  für  die  Zah- 
lung nach  Gliedern,  wo  dieselbe  für  die  Erbenfolge  verwandt  wird. 
So  heisst  es  nach  dem  Stadtbuche  von  Zutphen  von  1350  S  81,  Pijnacker 
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Rechtsbr.  der  st.  Zutphea  71,  beim  Fehlen  der  bis  zu  den  Geschwister- 
kindern hin  einzeln  aufgezählten  nächsten  Erben :  dy  neeste  erfnatnen,  die 
daernae  ghelike  na  gheleed  sin,  dy  ghaen  thor  liker  delinchen  van  allen 
deilbaren  gtide,  si comen  van  der  upgaenden  maescap  o/van  der  nederghaenden 
maescap  o/van  bisiden  tu  also  lange,  als  men  dimascap proven  ende  bewisen 
mag,  ton  tienden  lede  thu.  Die  ganze  Fassung  iMsst  doch  nicht  den  gering- 
sten Zweifel,  dass  es  sich  da  nur  um  die  Entfernung  vom  Erblasser  selbst 
in  irgendwelcher  Richtung  bis  zum  zehnten  Gliede  handeln  kann. 

Fanden  wir  dagegen  für  andere  Wirkungen  der  Blutsfreundschaft 
nicht  die  Entfernung  von  der  Ausgangsperson,  sondern  in  erster  Reihe 
die  Entfernung  der  Parentel  massgebend,  vgl.  §  279  ff.,  so  musste  sich 
daraus  hier  ein  Gegensatz  ergeben,  der  in  den  Quellen  denn  auch  wohl 
ausdrücklich  betont  ist.  So  ist  in  der  nordfriesischen  Krone  der  Wahrheit 
S  14,  Richth.  Q.  563,  gesagt,  dass  Erbe  und  Busse  auseinandergehen.  Das 
nächste  Bhit,  das  dem  Erbe,  also  dem  Erblasser,  zunächst  geboren  sei, 
nehme  das  Erbe.  Die  Busse  aber  nehme  derjenige,  dem  der  Todte  zunächst 
zugeboren  sei,  der,  wie  das  die  bei  Besprechung  der  längsten  Linie  zu  er- 
örternden Bestimmungen  S  15  nicht  zweifelhaft  lassen,  der  nähern  Parentel 
angehört.  Es  würde  also  etwa  wegen  des  näheren  Grades  trotz  der  entfern- 
teren Parentel  dem  Oheim  das  Erbe,  dem  Brudersenkel  aber  wegen  der 
näheren  Parentel  die  Busse  zufallen.  Heisst  es  dann  weiter,  dass  nur  das 
geborne  Blut  zugleich  Erbe  und  Busse  nimmt,  so  stimmt  das  dazu,  insofern 
hier  die  zunächst  zu  berücksichtigende  Parentel  mit  dem  Vorzug  der  ab- 
steigenden Linie  bei  der  Erbenfolge  zusammentraf. 

316.  War  für  die  Zwecke  der  Erbenfolge  schliesslich  immer  die  Ent- 
fernung nach  Einzelknieen  zu  bestimmen,  so  ist  damit  allerdings  die  Art 
der  Zählung  nachEinzelknieen  nicht  zugleich  nothwendig  gegeben, 
wenn  es  auch  am  nächsten  liegt,  an  irgendwelche  Zählung  vom  Erblasser 
bis  zum  Erbansprecher  zu  denken.  Doch  liess  sich  dasselbe  Ergebniss  im- 
merhin auch  durch  Zählung  auf  den  absteigenden  Linien  gewinnen,  so 
dass  sich  da  möglicherweise  abweichender  Brauch  feststellen  konnte.  Die 
Angaben  der  norwegischen  Erbentafeln,  vgl.  S  3 1  o,  könnten  etwa  daran 
denken  lassen,  man  habe  zur  Bemessung  des  Rechts  mehrerer  Erbansprecher 
sich  immer  an  einen  der  gleichen  Grade  als  Richtpunkt  gehalten,  etwa  an 
die  Entfernung  des  zweiten  Mannes,  und  danach  denjenigen,  der  Vater 
eines  zweiten  Mannes  war  oder  sein  konnte,  als  ein  Knie  näher,  den,  der 
Sohn  eines  zweiten  Mannes  war,  als  ein  Knie  weiterstehend  gefasst,  als 
diesen  selbst.  Musste  man  sich  aber  doch  auch  dann  den  Zusammen- 
hang der  gebrochenen  Linie  jedenfalls  vergegenwärtigen,  so  war  auch  ein 
Zählen  auf  derselben  nicht  wohl  zu  vermeiden,  wenn  es  sich  um  Entfer- 
nungen bis  zum  neunten  Knie  handeln  konnte,  wie  wir  sie  S  3 1 1  erwähnt 
fanden.  Man  kann  freilich  auch  dann  auf  den  absteigenden  Linien  zählen 
und  erhält  durch  Zusammenzählen  die  Gesammtentfernungen ;  vgl.  305. 
Vereinzelt  scheint  das  allerdings  üblich  gewesen  zu  sein;  wir  werden  bei 
Besprechung  der  Erbgränze  in  den  longobardischen  Formeln  solchen  Zäh- 
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316]  lungen  begegnen.  Es  war  das  aber  doch  ein  so  überflüssiger  Umweg, 
es  lag  das  einfache  Zählen  vom  Erblasser  bis  zum  Erben  doch  so  nahe, 
dass  gewiss  jede  Veranlassung  fehlt,  da,  wo  von  der  Knieentfernung  schlecht- 
weg die  Rede  ist,  an  eine  andere  Art  der  Zählung  zu  denken,  wenn  nicht 
besondere  Umstände  auf  sie  hinweisen. 

Entspricht  das  nicht  der  herrschende  Annahme,  so  hat  das  doch 
wohl  nur  darin  seinen  Grund,  dass  es  sich  bei  der  Mehrzahl  der  bestimm- 
teren Zeugnisse  um  die  kirchlichen  Eheverbote  handelt,  für  welche  das 
Zählen  auf  absteigenden  Linien  sich  allerdings  besonders  empfehlen  musste ; 
dass  dieses  sich  dann  aber  auch  in  einigen  besonders  beachteten  erbrecht- 
lichen Zeugnissen  sehr  bestimmt  geltend  macht,  wie  etwa  in  den  longo- 
bardischen  Formeln,  vgl.  §  306,  und  im  Sachsenspiegel,  vgl.  S  307,  wäh- 
rend das,  wie  ich  denke,  doch  gerade  solche  sind,  deren  Zahlung  für  Zwecke 
der  Erbenfolge  unverwendbar  war  oder  wenigstens  nicht  ausreichte.  Bei 
solcher  Sachlage  ist  es  besonders  erwünscht,  dass  das,  was  wir  auf  allge- 
meine Erwägungen  hin  vermiuheten,  sich  wenigstens  für  eines  der  scan- 
dinavischen  Rechte,  für  das  dänische,  ausdrücklich  erweisen  lässt. 

317.  In  den  dänischenRechten  ergeben  sich,  so  weit  ich  sehe, 
keine  Reste  der  Vetternzählung.  Findet  sich  die  Bezeichnung  nach  Geschwi- 
sterschaften, vgl.  §  232,  so  greift  dieselbe  doch  nicht  in  die  Zählungen  ein. 
Auch  der  Ausdruck  Kniee  scheint  bei  diesen  nicht  üblich  zu  sein.  Wo  gezählt 
wird,  da  ist  durchweg  von  Männern  die  Rede.  In  Einzelfällen  handelt  es 
sich  dabei  auch  dann,  wenn  man  Seitenverwandte  im  Auge  hat,  um  Zählung 
vom  Stammvater  abwärts ;  und  zwar  wohl  nur  der  längsten  Linie,  worauf  wir 
bei  Besprechung  dieser  Zählungsart  zurückkommen  werden.  Heisstes  etwa 
im  Jütischen  Low  2  c.  26,  dass  derjenige,  welcher  entfernter  ist,  als  der  vierte 
Mann,  an  der  Todtschlagsbusse  nicht  betheiligt  sein  soll,  so  ist  zweifellos 
nicht  vom  Erschlagenen  oder  Todtschläger  aus  gezählt.  Wohl  aber  überall, 
wo  für  Zwecke  der  Erbenfolge  die  Enfernung  nach  Männern  bestimmt  ist. 

Nach  dem  jütischen  Recht  i  c.  23,  vgl.  Kold.  Rosenvinge  197,  Paulsen 
Schlesw.  Privatr.  330,  Esmarch  Schlesw.  Erbr.  70,  fällt  der  Nachlass  an 
den  König,  wenn  kein  rechter  Erbe  da  ist  bis  zum  siebten  Mann :  ///  innm 
stunde  man,  oder  nach  den  altern  Uebersetzungen :  bynnen  deme  seienden 
lede  oder  infra  septimam  generationem,  Ist  das  später  geltendes  Recht  ge- 
blieben, so  ist  es  immer  im  Sinne  der  römischen  Gradzählung  verstanden, 
indem  man  vom  Erblasser  ab  den  Vater  als  den  ersten  Mann  und  dann 
weiter  auf  der  gebrochenen  Linie  bis  zum  siebten  Mann  zählte;  betrachtete 
man  diesen  noch  als  erbberechtigt,  so  scheint  das  dem  Wortlaut  der  Stelle 
weniger  zu  entsprechen.  Auch  wenn  Thord  Degn  Art.  40  von  einem  usque 
ad  quartam  lineam  reichenden  Erbrecht  spricht,  so  würde  das,  wenn  das 
vom  vierten  Doppelgrade  ausschliesslich  zu  verstehen  ist,  nur  noch  den 
sechsten  Mann  vom  Erblasser  als  erbberechtigt  ergeben.  Und  auch  weitere 
Erörterungen  könnten  das  nahe  legen. 

Mit  jener  jütischen  Angabe  stimmen  im  allgemeinen  die  andern 
dänischen,  insbesondere  seeländischen  Rechte,  überein;  vgl.  Kold.  Rosen- 
vinge 73.  85.  206,  Amira  in  den  Gott,  gel  Anz.  1884,  1,  44.    Im  Buch 
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vom  Erbe,  ebenso  im  Stadtrecht,  wird  ebenfalls  ausdrücklich  der  siebte 
Mann  als  Grflnze  bezeichnet.  Anscheinend  abweichend  ist  die  Bestimmung 
in  Waidemars  seelandischem  Rechte,  wo  bezüglich  der  Erbgrflnze  für  den 
Fall  des  Fehlens  näherer  Freunde  gesagt  ist :  dann  nehmen  es  immer  die, 
welche  j^unächsf  sind  in  Be:(ug  auf  Geburt  bis  ^u  demßinßen  Menschen. 
Aber  die  Abweichung  ist  nur  eine  scheinbare,  wenn  wir  eine  EigenthUm- 
lichkeit  der  dänischen  Zählung  beachten,  welche  zugleich  bestimmt  ergibt, 
dass  man  bei  der  Erbenfolge  den  Abstand  vom  Erblasser  unmittelbar  zählte. 

318.  Es  handelt  sich  umeineGleichstellung  der  Entfernung 
der  Eltern  und  der  Geschwister  vom  Erblasser,  wie  sie  sich 
nur  im  dänischen  Recht  bestimmter  nachweisen  lässt,  wenn  auch  einzelne 
andere  Rechte  näherverwandte  Auffassung  zeigen.  Findet  sich  in  allen 
dänischen  Rechten  die  dem  entsprechende  Gleichstellung  der  Grosseltem 
mit  Eltemgeschwistern  und  Kindern  der  Geschwister  ausgesprochen,  so  ist 
die  dafür  massgebende  Auffassung  in  Erichs  seeländischem  Gesetze  i  c.  1 7 
angegeben.  Der  Kinderlose  wird  zunächst  von  Eltern  und  Geschwistern 
beerbt.  Dann  heisst  es  nach  Uebersetzung  von  Amira :  Aber  ist  keines  von 
denen  da,  dann  :^unächst  ist  ^u  erben  Vatersvater  und  Vatersmutter  und 
Vatersbruder  und  Vatersschwester  und  Muttervater  und  Muttermutter  und 
Mutterbruder  und  Mutterschwester  und  Brudersohn  und  Bruderstochter  und 
Schwestersohn  und  Schwestertochter  ;  dann  sind  die  alle  ebennahe  und  neh- 
men alle  ebenvielvon  Weibsweg,  wie  von  Mannes,  weil  dieses  ist  Gangerbe. 
Aber  ist  kein  solcher  da,  welcher  jet^t  genannt  ist  von  denen,  welche  das 
Erbe  nehmen  sollen,  solche  wo  ein  einziger  Mensch  indischen  ist,  dann 
geht  dieses  an  diejenigen,  wo  ^wei  sind  indischen,  wie  Geschwisterkinder. 
Sind  nicht  diese  da^  wo  :{wei  sind  inzwischen,  dann  geht  dieses  an  diejeni- 
gen, wo  drei  Menschen  sind  indischen.  Dann  geht  dieses  an  diejenigen, 
wo  vier  sind  indischen,  alles  und  doch  -f«  Gangerbe  und  so  lange,  als 
Freundschaft  da  ist  Sobald  nicht  Freundschaft  da  ist,  dann  ist  der  König 
zunächst  ^u  erben. 

Ist  das  eine  der  Stellen,  in  welchen  eine  Erbrechtsgränze  überhaupt 
nicht  anerkannt  ist,  vgl.  S  2 1 8,  so  ist  zunächst  doch  wohl  nicht  zußillig 
nur  noch  von  vier  Männern  ausdrücklich  die  Rede,  da  das  der  in  Waide- 
mars Gesetze  bestimmten  Gränze  entspricht.  Denn  es  ist  gleichbedeutend, 
ob  vier  Männer  inzwischen  dem  Erblasser  und  Erben  stehen,  oder  ob  dieser 
der  fünfte  Mann  von  jenem  ist. 

Besonders  beachtenswerth  ist  nun  die  An- 
gabe, dass  auch  zwischen  dem  Oheim  oder  Neffen 
und  dem  Erblasser  nur  ein  Mann  steht,  wie  das 
dem  Verfolgen  der  Zeugungslinien  nicht  ent- 
spricht. Die  Auffassung  kann  nur  die  sein,  dass  die 
Verbindung  zwischen  Geschwistern  als  eine  un- 
mittelbare, nicht  durch  die  Eltern  vermittelte  zu 
fassen  sei.  Dem  entsprechend  würde  der  Neffe  nur 
durch  den  Bruder  vom  Erblasser  getrennt  sein; 
dann  aber,  wenn  man  das  für  die  aufsteigenden 
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318]  Geschwisterpaare  fortsetzt,  auch  der  Oheim  nur  durch  einen,  der 
Grossoheim  durch  zwei  Männer.  Ueberhaupt  jeder  Seitenverwandte  durch 
so  viel  Männer,  als  sich  auf  den  Zeugungslinien  bei  Nichteinrechnung  des 
gemeinsamen  Stammvaters  ergeben.  Danach  würden  beim  Nachgeschwister- 
kinde oder  zweiten  Vetter  vier  Männer  dazwischen  stehen,  dieser  selbst  aber 
der  nach  Waidemars  Gesetze  letztberechtigte  fünfte  Mann  sein.  Es  würde 
sich  damit  also  auch  Uebereinstimmung  mit  der  bis  zum  siebten  Mann 
angegebenen  Gränze  ergeben,  falls  dieser  ausschliesslich  zu  verstehen  ist. 

Die  schon  S  299  besprochene  Auffassung,  wonach  für  den  engsten 
Kreis  der  Eltern,  Kinder  und  Geschwister  der  Knieunterschied  nicht  beach- 
tet wird,  so  dass  er  den  ungezählten  Ausgangspunkt  bildet,  kann  hier  nicht 
eingreifen ;  denn  es  würden  dann  die  nach  jener  Gliederung  als  Zweite  zu 
bezeichnenden  Personen  nicht  durch  einen,  sondern  durch  keinen  Mann 
vom  Erblasser  getrennt  sein.  Damit  ist  aber  auch  ein  näherer  Zusammen- 
hang mit  der  Vetternzählung  ausgeschlossen,  welche  wohl  zweifellos  auf 
Zusammenfassung  der  Geschwister  als  ungezählten  Ausgangspunktes  beruht; 
vgl.  S  262.  Auch  ist  ja  das  Ergebniss  ein  durchaus  Anderes,  insofern  hier 
der  Vetter  einen  Mann  weiter  steht,  als  Oheim  und  Neffe,  welche  nach  der 
Vetternzählung  mit  jenem  gleichgestellt  wurden. 

Fragen  wir,  um  dadurch  einen  Halt  zu  gewinnen,  nach  Bestimmungen 
anderer  Rechte,  welchen  dieselbe  Auffassung  zu  Grunde  liegen  könnte,  so 
ergibt  wenigstens  vereinzelt  das  friesischen  Recht,  vgl.  Amira  Erbenf. 
1 92,  Stadtbuch  von  Zütphen  S  8 1 ,  jene  auffallende  Gleichstellung  der  Gross- 
eitern  mit  Oheimen  und  Neffen  im  Erbrechte.  Findet  sie  sich  ausserdem 
auch  im  Frostuthingsrechte,  so  wiesen  wir  schon  S  3  5  darauf  hin,  dass  da 
die  ganze  sonstige  Sachlage  nicht  an  verwandtschaftlichen  Zusammenhang 
denken  lässt.  Wir  fanden  weiter  im  nordschwedischen  Recht,  vgl. 
S  276,  eine  Gliederung  der  Sippe  bezüglich  der  Todtschlagsühne,  welche 
sich  auffallend  der  aus  jener  dänischen  Erbenfolge  sich  ergebenden  anschliesst. 
Nach  Vater  und  Brüdern  erscheinen  als  gleichgestellte  Erste  in  der  Freund- 
schaft gerade  die  nach  dänischer  Auffassung  nur  durch  eine  Person  Ge- 
trennten, während  der  Vetter  ihnen  ausdrücklich  nachgestellt  ist.  Treffen 
wir  nun  oft  auf  nähere  Verwandtschaft  gerade  dieser  drei  Rechte,  so  macht 
sich  insbesondere  in  ihnen  auch  die  später  zu  besprechende  Zählung  nur 
der  längsten  Linie  gemeinsam  geltend.  Diese  würde  nun  allerdings  inso- 
fern stimmen,  als  sich  beim  Bruder  keine  längere  ergibt,  als  beim  Vater, 
beim  Oheim  und  Neffen  keine  längere,  als  beim  Grossvater.  Aber  ebenso 
bei  dem  doch  nachstehenden  Vetter  keine  längere,  als  bei  jenen,  so  dass 
hier  die  Zählung  nicht  mehr  zutreffen  würde ;  wie  sie  denn  auch  sonst  im 
Erbrechte  wohl  für  die  Gränze,  nicht  aber  für  die  Folge  der  Erben  mass- 
gebend ist. 

Es  wird  doch  wahrscheinlich  jene  Nichtbeachtung  der  weitern  Ent- 
fernung der  Geschwister  als  eine  Eigenthümlichkeit  des  dänischen 
Rechtes  zu  betrachten  sein,  die  sich  lediglich  auf  erbrechtlichera  Gebiete 
nachtraglich  entwickelte.  Es  wird  sich,  wie  wir  Aehnliches  S  226  betonten. 
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nicht  das  Erbrecht  auf  Grundlage  einer  Auffassung  entwickelt  haben,  welche 
die  Verwandtschaft  von  Geschwistern  bereits  als  eine  unmittelbare  fasste, 
sondern  es  werden  sich  unabhängig  davon  die  Erbrechtsverhültnisse  so  ge- 
staltet haben,  dass  das  spater  die  Auffassung  nahe  legen  konnte,  die  Geschwi- 
ster ständen  bei  Zählung  für  erbrechtliche  Zwecke  nicht  weiter  als  die  Eltern. 
Die  ganze  Auffassung  schliesst  sich  gewiss  aufs  engste  an  die  im  dänischen 
Recht  so  besonders  stark  betonte  vermögensrechtliche  Einheit  der  Hausfamilie 
an,  die  ihren  Ausdruck  fand  in  der  Gtltergemeinschaft  zwischen 
Eltern  undKindern,  mit  der  dann  zweifellos  die  später  zu  bespre- 
chende eigenthUmliche  Gestaltung  zusammenhängt^  dass  Eltern  und  Ge- 
schwister nicht  nacheinander,  sondern  miteinander  als  Erben  berufen  waren. 
Das  konnte  dann  leicht  auf  die  Auffassung  führen,  dass,  wie  der  Erblasser, 
wenn  er  vorverstorben  wäre,  von  Eltern  und  Geschwistern  gemeinsam  be- 
erbt sein  würde,  er  nun  auch,  nachdem  diese  vorverstorben,  gemeinsam  von 
den  Personen  zu  beerben  sei,  welche  ein  Glied  weiter  standen,  als  jene.  Und 
solche  Auffassung  konnte  sich  um  so  leichter  als  massgebend  für  die  ge- 
sammte  weitere  Erbenfolge  feststellen,  als  sie  bei  dem  seltenen  Ueberleben 
von  Urgrosseltern  nur  für  die  Grosseltern  thatsächliche  Bedeutung  hatte,  die 
nach  Massgabe  der  Entfernung  vom  Erblasser  geordnete  Folge  der  Seiten- 
verwandten aber  ganz  unberührt  liess,  so  dass  es  sich  bezüglich  dieser  ledig- 
lich um  einen  Unterschied  der  Ausdrucksweise  handelte. 

Wiesen  wir  dann  auf  möglichen  Zusammenhang  mit  friesischen  und 
nordschwedischen  Bestimmungen  hin,  so  wird  sich  ergeben,  dass  diese  auch 
gerade  diejenigen  sind,  welche  gleichfalls  im  Erbrechte  den  Vorzug  der 
Eltern  vor  Geschwistern  am  meisten  zurücktreten  lassen.  Und  war  man 
in  diesen  Rechten  an  vorzugsweise  Beachtung  der  längsten  Linie  gewöhnt, 
so  ist  es  immerhin  möglich,  dass  das  jene  Auffassung  gefördert  hat. 

319«  Jedenfalls  aber  kann  sich  diese  eigenthümliche  Auffassung  nur 
auf  Grundlage  des  Brauchs  einer  Zählung  vom  Erblasser  zum  Er b- 
ansprecher  entwickelt  haben,  wie  wir  ihn  auch  im  jütischen  Rechte 
fanden,  der  sich  also  auch  nicht  etwa,  wie  das  ja  von  vornherein  ganz  un- 
wahrscheinlich ist,  erst  im  Anschlüsse  an  die  römische  Zählung  festgestellt 
haben  kann.  Es  gibt  denn  auch  schon  Homeyer  zu  Kold.  Rosenvinge  85 
zu,  dass  hier  ausnahmsweise  eine  solche  von  der  canonischen  und,  wie  er 
annimmt,  sonstigen  germanischen  abweichende  Zählung  vom  Erblasser  aus 
vorliegt. 

Nun  ist  es  ja  richtig,  dass  dieselbe  in  keinem  andern  Rechte,  in  welchem 
Einwirkung  römischen  Brauchs  von  vornherein  ausgeschlossen  ist,  so  be- 
stimmt ausgesprochen  wird.  Aber  wenn  uns  das  dänische  Recht  für  den 
Norden  auch  den  einzigen  ausdrücklichen  Beleg  für  durchlaufende  Zählung 
bietet,  so  scheint  andererseits  doch  auch  jede  Veranlassung  zu  fehlen,  diese 
desshalb  als  Ausnahme  zu  fassen.  Wir  sahen  S  3 10  ff.,  dass  auch  nach  den 
übrigen  nordgermanischen  Rechten  für  die  Erbenfolge  schliesslich  die  Ent- 
fernung nach  einfachen  Knieen  vom  Erblasser  massgebend  sein,  dass  dieselbe 
geknieet,  vgl.  S  3  i  5,  werden  soll.  Hält  man  es  für  überflüssig,  anzugeben, 
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319]  wie  dieses  Knieen  geschehen  soll,  so  ist  doch  um  so  sicherer  anzuneh- 
men, dass  das  seinen  Grund  darin  hat,  dass  man  es  für  selbstverstöndlich 
hielt,  dass  das  nach  Zithlung  der  Kniee  vom  Erblasser  ab  zu  geschehen  habe; 
wie  wir  das  auch  im  dänischen  Recht  wohl  nur  desshalb  bestimmter  erse- 
hen, weil  hier  eine  eigenthUmliche  Auffassung  desselben  bei  der  Zählung 
beachtet  werden  sollte.  Soll  etwa  nach  den  Bestimmungen  über  das  nor- 
wegische Freigelassenenerbe,  vgl.  S  311,  das  Erbrecht  bis  zum  neunten 
Knie  von  dem  als  Erblasser  behandelten  Herrn  reichen,  gleichviel,  ob  der 
Erbansprecher  mit  diesem  durch  einen  nöhern  oder  entfernteren  Stamm- 
vater verbunden  war,  so  ist  es  ja  allerdings  denkbar,  dass  das  durch  Zu- 
sammenzählung der  verschiedenen  absteigenden  Linien  geprüft  wurde.  Fehh 
aber  jeder  Hinweis  auf  ein  so  gekünsteltes  Vorgehen,  so  würde  doch  an 
ein  solches  gegenüber  dem  einfachen  Zählen  vom  Erblasser  ab  kaum  auch 
nur  gedacht  werden,  wenn  man  nicht  von  vornherein  als  feststehend  be- 
trachtete, dass  alle  germanischen  Zählungen  nur  die  absteigenden  Linien  im 
Auge  haben  können. 

Aber  es  fehlt  doch  auch  in  anderen  Rechten  nicht  an  Einzelbelegen, 
welche  uns  auf  Zählen  vom  Erblasser  aus  führen.  Noch  in  spätem  Quellen 
deutet  die  Fassung  wohl  darauf  hin,  dass  man  zunächst  diesen  im  Auge 
hatte.  So  heisst  es  im  Saarbrücker  Landrecht,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf. 
120,  dass  beim  Fehlen  von  Geschwistern  und  deren  Nachkommen  der 
Nachlass  fällt :  an  die  nechsten  Erben  und  ^ur  Seiten  in  der  rechten  uff- 
steigenden  Linien,  da  es  den  ersten  Grad  ^ur  Seiten  absteigen  findet  Wie 
man  das  auch  sonst  auslegen  mag,  so  ergibt  sich  jedenfalls  die  Auffassung 
eines  Verfolgens  der  Linien  vom  Erblasser  zum  gemeinsamen  Stammvater 
aufwärts  und  von  diesem  wieder  abwärts. 

Insbesondere  aber  deuten  spätere  Quellen  des  burgundischen 
Rechtsgebietes  wohl  so  bestimmt  darauf  hin,  dass  ich  kaum  bezweifeln 
möchte,  dass  das  Reste  ahburgundischen  Brauchs  seien.  So  die  eigenthUm- 
liche Zählung,  nach  der  nach  altem  Brauche  des  Waadtlandesdas  Erb- 
recht in  der  Seitenlinie  bestimmt  wurde;  vgl.  Wasserschieben  Erbenf. 233. 
In  der  aufsteigenden  Linie  wird  in  üblicher  Weise  der  Grossvater  als  zweiter, 
der  Urgrossvater  als  dritter  Grad  gezählt.  Es  stehen  nun  aber  weiter  in  der 
Seitenlinie  Geschwister  der  Eltern  im  zweiten,  der  Grosseltern  im  dritten, 
der  Urgrosseltem  im  vienen  Grade ;  während  von  ihnen  aus  sich  dann 
diese  Zählung  absteigend  nach  Einzelgraden  auf  ihre  Nachkommen  fort- 
setzt, etwa  Kinder  der  Elterngeschwistern  im  dritten,  Enkel  derselben  im 
vierten  Grade  stehen.  Danach  sind  Grossonkel,  Vetter  und  Sohn  des  Neffen 
gleichberechtigte  Erben,  weil  alle  im  dritten  Grade  stehen.  Das  führt  also 
ganz  auf  dieselbe,  in  der  Seitenlinie  um  eine  Einheit  hinter  der  römischen 
zurückbleibende  Zählung,  wie  wir  sie  S  3 1 8  im  dänischen  Recht  fanden. 
Aber  irgendwelcher  Zusammenhang  wird  da  nicht  bestehen;  die  ganze 
Auffassung  ist  eine  andere.  Bei  den  Dänen  diente  jene,  aufsteigende  und 
Seitenlinie  einheitlich  behandelnde  Zählung  dazu,  Grosseltern  und  Eltern- 
geschwister gleichzustellen.  Das  soll  hier  nicht  der  Fall  sein.    Der  Voraw; 
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der  aufsteigenden  Linie  ist  hier  festgehalten ;  Grosseltern  und  Urgrosseltern, 
obwohl  gleichfalls  als  zweiter  und  dritter  Grad  gezählt,  schliessen  alle  in 
der  Seitenlinie  als  zweiter  und  dritter  Grad  Gezählten  aus.  Die  abweichende 
eigenthtlmliche  Zählung  ist  sichtlich  lediglich  auf  Verwendung  für  die  Seiten- 
linie berechnet. 

Es  dtlrfte  nun  doch  zweifeUos  sein,  dass  eine  solche,  sowohl  von 
römischer,  wie  canonischer  durchaus  abweichende  Zählung  sich  nicht  erst 
nachträglich  gestaltet  haben  kann,  dass  sie  nur  ein  Rest  uralten  Brauches 
sein  kann.  Dann  aber  wird  unbedenklich  anzuknüpfen  sein  an  den  §  228 
besprochenen  Brauch,  alle  Seitenverwandtschaft  nur  auf  das  Stammge- 
schwisterpaar zurückzuführen.  Wir  führten  dort  einen  altern  Beleg  aus  der 
Bretagne  an,  bei  welchem  die  Verwandtschaft  von  der  Ausgangsperson  bis 
zum  Stammgeschwisterpaar  aufwärts,  dann  von  diesem  ohne  aUe  Berück- 
sichtigung des  Stammvaters  bis  zur  Endperson  abwärts  verfolgt  wurde.  Eine 
Zählung  war  damit  nicht  verbunden.  Nach  canonischer  würde  sich  eine 
Verwandtschaft  fünften  und  vierten,  nach  römischer  neunten  Grades  ergeben. 
Zählen  wir  aber  die  ausdrücklich  genannten  Personen,  so  würde  sich  wegen 
des  Ausfallens  des  Stammvaters  der  achte  Einzelgrad  ergeben,  was  genau 
jener  waadtländischen  Zählung  entspricht.  Dieselbe  kann  sich  nur  daraus 
ergeben  haben,  dass  vom  Erblasser  bis  zu  dem  einen  der  Stammgeschwister 
aufwärts,  dann  nicht  weiter  auf  den  Stammvater,  sondern  seitwärts  auf 
das  andere  Stammgeschwister  und  von  diesem  abwärts  zum  Erbansprecher 
gezählt  wurde. 

Auf  Verfolgen  der  Verwandtschaft  vom  Erblasser  aus  haben  wir  es 
dann  auch  zu  beziehen,  wenn  im  Wallis,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  des  C. 
Wallis  152.  1Q5.  309.  312.  595,  Wasserschieben  225.229,  häufig  überein- 
stimmend die  Gränze  für  das  Erbrecht  der  Seitenverwandten  dahin  ange- 
geben wird,  dass  es  reiche:  usque  adqtiartum  gradum  consanguinitafis  in- 
clusive ascendendo  vel  descendendo,  wohl  mit  dem  Zusätze :  gradibus  com- 
putatis  secundum  canonicam  equitatem.  Letzteres  kann  sich  nur  auf  die  Zahl 
beziehen.  Denn  das  Vorgehen  entspricht  dem  canonischen,  immer  abwärts 
zählenden,  nicht.  Das  immer  betonte  ascendendo  vel  descendendo  ergibt 
einen  Brauch,  wonach  man  zuerst  die  Linie  vom  Erblasser  zum  Stammvater 
aufwäns,  dann  die  von  diesem  zum  Erbansprecher  abwärts  zählte,  der  noch 
erbberechtigt  sein  sollte,  wenn  keine  der  Linien  den  vierten  Grad  überschritt. 

Beide  besprochene  Bestimmungen  dürften  aber  um  so  sicherer  auf 
altburgundischen  Brauch,  vom  Erblasser  aus  zu  zählen,  schliessen  lassen, 
als  sie  in  engem  Zusammenhange  zu  stehen  scheinen.  Die  Erbgränze  er- 
scheint in  Hochburgund  später  so  allgemein  auf  den  vierten  canonischen 
Grad  bestimmt,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf.  235,  Stobbe  Privatr.  5,  78, 
dass  da  zweifellos  eine  altburgundische  Gränze  zu  Grunde  liegt.  Nach  der 
waaddändischen  Bestimmung  setzt  sich  jene  Erbenfolge  aufwärts  fort  bis 
zum  Trisayeul,  dem  Ururgrossvater,  so  dass  hier,  wenn  sie  dann  ebensoweit 
wieder  abvvärts  reicht,  ebenfalls  der  im  vierten  gleichen  canonischen  Grade 
stehende  dritte  Vetter  der  letztberechtigte  Erbe  sein  würde.   Dieser  würde 
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319]  nach  jener  den  Stammvater  nicht  berücksichtigenden  Zählung  im  sieb- 
ten Grade  stehen.  Würde  demnach  sachlich  vollständige  Uebereinstimmung 
vorliegen,  so  ist  wohl  anzunehmen,  dass  man  mit  dem  allgemeinen  Ueb- 
lichwerden  der  canonischen  Zahlung  sich  dieser  im  Wallis  bezüglich  der 
Berücksichtigung  des  Stammvaters  und  der  damit  gegebenen  Zählung  nur 
auf  je  ehier  der  von  ihm  absteigenden  Linien  anbequemte,  aber  an  dem 
Brauche,  zuerst  vom  Erblasser  aufwärts,  dann  wieder  abwärts  zu  zählen, 
festhielt. 

Doch  ist  es  immerhin  möglich,  dass  die  Erbgränze  schon  von  jeher 
in  ähnlicher  Weise  bestimmt  war.  Auch  andere  Abgränzungen  der  Sippe 
finden  wir  im  Wallis  nach  dem  vienen  canonischen  Grade  bestimmt.  Bis 
zu  diesem  einschliesslich  soll  Niemand  verpflichtet  sein,  gegen  seinen  Bluts- 
zu  zeugen  und  im  Gerichte  Fürsprech  oder  Beisitzer  zu  sein,  vgl.  Heusler 
Rechtsq.  209.  277,  was  wohl  darauf  schliessen  lässt,  dass  nach  früherem 
Verfahren  bis  dahin  Niemand  für  den  Blutsfreund  Zeuge  sein  durfte.  Es 
ist  hier  weiter  noch  im  sechszehnten  Jahrhunderte  bei  Todtschlag  Privat- 
rache gestattet,  vgl.  Heusler  Rechtsq.  46.  65.  162.  332.  336;  Jeder  darf 
den  Thöter,  wenn  der  Todtschlag  nicht  gesühnt  ist,  straflos  tödten,  wenn 
der  Erschlagene  sein  Blutsfreund  bis  zum  vierten  Grade  einschliesslich  war; 
die  von  den  Hauptbetheiligten  selbst  eingegangene  Sühne  soll  auch  ihre 
Freunde  bis  zum  vierten  Grade  verpflichten.  Dass  gerade  hier  die  Gränze 
selbst  eine  althergebrachte  gewesen  sein  wird,  ist  zweifellos.  Nach  Mass- 
gabe anderer  Rechte  wird  sie  früher  nach  dem  dritten  Vetter  oder  dem 
vierten  Manne  der  später  zu  besprechenden  längsten  Linie  bestimmt  ge- 
wesen sein. 

Entspricht  die  letztere  durchaus  der  canonischen  Zählung  und  werden 
wir  sie  in  mehreren  scandinavischen  Rechten  auch  für  Bestimmung  der 
Erbgränze  verwandt  finden,  so  wäre  es  wenigstens  möglich,  dass  das  auch 
hier  von  altersher  der  Fall  war.  Darüber  lässt  sich  in  Fällen  nicht  wohl  ur- 
theilen,  bei  denen  uns  nur  Zeugnisse  vorliegen,  welche  durch  canonische 
Zählung  beeinflusst  sein  können.  Sollte  aber  auch  die  Erbgränze  von  jeher 
in  anderer  Weise  bestimmt  gewesen  sein,  so  möchte  ich  wenigstens  nicht 
bezweifeln,  dass  nach  Massgabe  jener  waaddändischen,  weder  dem  canoni- 
schen, nach  dem  römischen  Rechte  entsprechenden  Zählung  bei  den  Bur- 
gundern für  Zwecke  der  Erbenfolge  vom  Erblasser  zum  Erbansprecher 
nach  Einzel  knieen  gezählt  sei. 

320.  Wird  nach  dem  Gesagten  zuzugeben  sein,  dass  nicht  gerade 
jede  germanische  Verwandtschaftszählung  den  Abstand  vom  Stammvater 
im  Auge  hatte,  so  scheint  es  mir  weiter  besonders  nahe  liegend,  das  für 
die  bei  den  Angelsachsen  erwähnte  zweifache  Art  der  Zählung  zu  be- 
achten. Die  üblichste  Zählung  nach  Knieen  bezieht  sich  wohl  durchweg 
auf  Doppelkniee.  Daneben  aber  wird  eine  abweichende  Zählung  nach 
dem  Sipp  fach  erwähnt.  In  den  Gesetzen  Aethelreds  6,  12  wird  verboten, 
dass  Jemand  Weib  nehme :  in  vi.manna  sib-faece  seines  eigenen  Geschlechtes, 
thaet  is  binnan  thäm  feordan  cneowe.    Danach  soll  die  Ehe  im  vierten 
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Doppelkaie  gestauet,  im  dritten  Doppelknie  verboten  sein.  Znhlen  wir  die- 
ses canonisch,  so  stimmt  es  genau  zu  der  als  gleichbedeutend  gefassten 
Sechszahl.  Der  im  dritten  Knie  Stehende  Ist  der  sechste  Mann  vom  Andern 
ab  gezählt;  oder  aber  es  ergeben  sich  sechs  Zeugungsabstände  zwischen 
beiden. 

Nun  wird  allerdings,  vgl.  Schmid  Ges.  der  Angels.  548.  653,  Amira 
Erbenf.  79  ff.,  Maurer  Verwandtsch.  253,  Preisen  Eher.  420  ff.,  das  Sipp- 
fach gleichfaUs  auf  eine  Zählung  in  gerader  Linie  abw&rts  bezogen.  Das 
nöthigt  dann  aber,  um  beide  Zählungen  in  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
einerseits  zu  der  Annahme,  dass  die  KniezShlung  erst  nach  den  Geschwistern 
begonnen  habe,  was  doch  auch  nach  den  von  Amira  geltend  gemachten 
Gründen  wenigstens  dann  sehr  unwahrscheinlich  ist,  wenn  man  nicht  schon 
jene  Zählung  des  Sippfach  dafür  verwenhet;  vgl.  S  299.  Es  würde  aber 
weiter  zu  der  überaus  bedenklichen  Annahme  nöthigen,  dass  man  nicht 
vom  Stammvater  ab  gezählt,  sondern  diesen  selbst  bereits  als  erstes  Sipp- 
fach betrachtet  hätte.  Entsprechende  Zählung  wird  allerdings  bei  den  Lon- 
gobarden  angenommen.  Stimmt  man  aber  dem  zu,  was  ich  später  dafür 
geltend  machen  werde,  dass  die  Annahme  da  eine  unhaltbare  ist,  so  würde 
es  für  diese  auffallende  Zählweise  an  jedem  weitern  Beleg  fehlen;  vgl.  S  220. 
Wird  in  der  Uebersetzung  des  abgeleiten  Gesetzes  Cnut  i,  7  der  sonst 
nicht  vorkommende  Ausdruck  Sippfach  mit  Generatio  wiedergegeben,  so 
würde  sich  auch  das  einer  Mitzählung  des  Stammvaters  nicht  wohl  fügen, 
wahrend  es  der  Zählung  nach  Zeugungsabständen  durchaus  entsprechen 
würde.  Und  findet  sich,  wie  Amira  bemerkt,  der  Ausdruck  Faec  auch  bei 
Eintheilung  der  Zeit  in  Zeiträume  gebraucht,  so  würde  auch  das  einer 
Zählung  entsprechen,  welche  nicht  zunächst  die  Zahl  der  Personen,  son- 
dern die  Zahl  der  sich  zwischen  ihnen  ergebenden  Räume  ins  Aqge  fasst. 

Allem  Gesagten  gegenüber  dürfte  doch  wahrscheinlich  sein,  dass  es 
sich  bei  dem  Ausdruck  irgendwie  um  eine  der  römischen  entsprechende 
Zählung  bis  einschliesslich  zum  dritten  oder  ausschliesslich  zum  vierten 
Doppelknie  handelt.  Jedenfalls  würde  sich  damit  das  Bedenken  heben,  dass 
andernfalls  die  Ausdehnung  des  Eheverbotes  andern  Zeugnissen  gegenüber 
für  jene  Zeit  schon  als  ein  auflfallend  weitgehende  erscheinen  würde.  Und 
weiter  würde  es  doch  an  und  für  sich  weniger  auffallen,  wenn  man  sich 
zweier  überhaupt  verschiedener  Arten  der  Zählung  bediente,  als  wenn 
man  bei  einer  im  wesentlichen  übereinstimmenden  Art  der  Zählung  bald 
beim  Stammvater,  bald  bei  dessen  Enkeln  zu  zählen  begann. 

321*  Für  unsere  Zwecke  ist  der  Umstand,  dass  sicher  bei  den  Dänen 
und  höchst  wahrscheinlich  auch  bei  andern  Nordgermanen  für  die  Be- 
stimmung der  Erbenfolge  in  römischer  Weise  auf  der  gebrochenen  Linie 
gezahlt  wurde,  vor  allem  dadurch  von  Wichtigkeit,  dass  wir  damit  eine 
festere  Grundlage  für  die  schon  S  237  angedeutete  Frage  gewonnen  haben, 
ob  der  enge  Anschluss  an  das  römische  Recht,  der  sich  gerade  hier  im 
westgothischen  Gesetzbuche  ergibt,  seine  Erklärung  darin  finden 
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321]  kann,  dass  den  Gothen  ohnehin  eine  der  römischen  entsprechende 
Zählung  geläufig  war. 

Ist  der  Abschnitt  über  die  Gradzählung  4,  i  wörtlich  der  Lex  Romana 
entnommen,  so  handelt  es  sich  auch  sonst,  wo  gezählte  Grade  erwähnt 
werden,  zweifellos  um  eine  der  römischen  entsprechende  Zählung  auf  der 
gebrochenen  Linie.  Wird  3,5  1.  i,  und  ebenso  12,2  1.  6  und  3  1.  8,  die 
Ehe  usque  ad  sextum  generis  gradum  als  incestuos  verboten,  so  ist  sicher 
der  dritte  canonische  Grad  zu  verstehen.  Es  entspricht  das  andern  Bestim- 
mungen einer  Zeit,  welche  die  Ehe  bald  nur  mit  der  Consobrina,  aber 
häufig  auch  schon  mit  der  Sobrina  verbot;  vgl.  Preisen  Eher.  378  flF.,  408. 
Es  entspricht  insbesondere  der  Angabe  des  Isidor  von  Sevilla  Etymol.  9  c.  6  S  29, 
vgl.  C.  35  q.  4  c.  un.,  welcher  gleichfalls  das  Eheverbot  bis  zum  sechsten 
römischen  Grade  ausdehnt. 

Es  ist  dann  4,  2  1.  1 1  insbesondere  von  der  Erbrechtsgränze 
die  Rede.  Die  Ehegatten  sollen  sich  erst  beerben :  quando  nulla  affiniias 
usque  ad  septimum  gradum  de  propinquis  eortim  vel  parentibus  inveniri 
poterit  Wird  die  Bestimmung  über  das  eventuelle  Erbrecht  der  Ehegattea 
selbst  auf  die  Interpretatio  zu  Cod.  Theod.  5,  i  1.  9  zurückgehen,  wo  die 
Fassung  wenigstens  eine  gewisse  Uebereinstimmung  zeigt,  so  war  in  dieser 
Vorlage  keine  bestimmte  Gränze  der  erbberechtigten  Verwandtschaft  aus- 
gesprochen ;  diese  ist  in  der  Lex  selbstständig  zugefügt.  Sie  entspricht  auch 
nicht  genau  dem  römischen  Recht.  Nach  der  Lex  ist  der  siebte  Grad  sicher 
einschliesslich  zu  verstehen,  wie  das  insbesondere  der  Vergleich  mit  der 
Verwendung  des  usque  in  jenen  Bestimmungen  über  das  Eheverbot  ergibt, 
da  die  Ehe  mit  der  im  sechsten  Grade  selbst  stehenden  Sobrina  zweifellos 
verboten  sein  soll.  Nach  der  Lex  umfasste  also  die  Erbrechtsgränze  noch 
den  gesammien  siebenten  römischen  Grad.  Dagegen  nach  dem  prätorischen 
Edict,  v^.  Sohm  Instit.  (Ed.  II)  389,  nur  den  sechsten,  so  dass  nur  aus- 
nahmsweise das  im  siebten  Grade  stehende  Kind  eines  Sobrinus  des  Erb- 
lassers diesen  noch  beerben  sollte,  während  es  umgekehrt  trotz  desselben 
Grades  vom  Erblasser  nicht  beerbt  worden  wäre.  Doch.muss  darauf  nicht 
gerade  Gewicht  gelegt  werden.  Die  Ausdehnung  auf  den  siebten  Grad,  wie 
sie  sich  ebenso  4,  2  1.  12  für  die  Beerbung  der  Cleriker  und  Mönche  aus- 
gesprochen findet,  Hesse  sich,  auch  wenn  sie  dem  gothischen  Rechte  nicht 
entsprach,  daraus  erklären,  dass  man  dabei  die  in  4,  i  1.  7  aus  der  Lex 
Romana  übergegangenen  Bemerkungen  des  Paulus  im  Auge  hatte,  wo  es 
heisst,  dass  nur  Septem  gradus  successionis  bestimmt  seien,  weil  eine  Zäh- 
lung darüber  hinaus  undurchführbar  und  zwecklos  sein  würde. 

Hat  sich  das  gothische  Rechtsbuch  bezüglich  der  Zählung  der  Ver- 
wandtschaftsgrade und  ihrer  Bezeichnung  einer  uns  bekannten  römisch- 
rechtlichen Vorlage  angeschlossen,  so  liegt  allerdings  nichts  näher  als  die 
Annahme,  es  habe  sich  durch  dieselbe  auch  bei  den  damit  zusammen- 
hängenden sachlichen  Bestimmungen,  insbesondere  der  Ausdehnung  der 
Erbrechtsgränze,  bestimmen  lassen.  Und  zwar  um  so  mehr,  als  nach  der 
herrschenden,  später  zu   prüfenden  Annahme   bei   den  Germanen  jene 
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Gränze  sich  wohl  doppelt  so  weit,  bis  auf  den  siebten  Doppelgrad,  ausge- 
dehnt haben  soll.  Aber  die  Möglichkeit,  dass  das  gothische  Rechtsbuch  sich 
da  vom  römischen  Rechte  bestimmen  lies,  erweist  noch  nicht  nothwendig 
das  thatsächliche  Zutreffen.  Die  Lex  suchte  sich  durchweg  an  die  römische 
Rechtssprache  möglichst  genau  anzuschliessen,  nahm  aus  dieser  auch  Aus- 
drücke auf,  deren  Begriff  sich  mit  dem  des  gothischen  Rechts  nicht  deckte, 
so  dass  wohl  eigene  Gesetze  nöthig  wurden,  um  ihre  Bedeutung  diesem 
anzupassen,  wie  etwa  4,  3  1.  i  der  an  die  römische  väterliche  Gewalt  an- 
knüpfende Ausdruck  PupiUus  mit  der  gothischen  elterlichen  Gewalt  in 
Einklang  gebracht  wird;  vgl.  Mitth.  des  Inst  £.  B.  2,523.  Hat  die  Volks- 
sprache, vgl.  S  238  ff.,  sichtlich  die  bei  denGothen  üblichen  schwerfälligen, 
Wohl  auch  wenig  genauen  Verwandtschaftsbezeichnungen  vielfach  wön- 
lich  in  das  Lateinische  übersetzt,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  sich  die  Rechts- 
sprache dem  nicht  anschloss,  die  Aufzählung  des  gesammten  Verwandten- 
kreises mit  den  Bezeichnungen  der  römischen  Vorlage  enmahm,  und  sich 
dieser  leichter  zu  handhabenden  und  überall  mit  Sicherheit  auf  die  volks- 
mässigen  zu  übertragenden  Bezeichnungen  dann  auch  bei  ihren  selbst- 
ständigen Bestimmungen  bediente.  Damit  ist  aber  nicht  ausgeschlossen, 
dass  das  nur  desshalb  leicht  ausführbar  war,  weil  auch  den  Gothen  für  das 
Erbrecht  die  Zählung  nach  einfachen  Graden  vom  Erblasser  aus  bekannt 
war  und  weil  schon  bisher  die  Erbrechtsgränze  bei  ihnen  nur  bis  zum 
siebten  Grade  reichte. 

S22,  In  dieser  Richtung  wird  kaum  grösseres  Gewicht  darauf  zu 
legen  sein,  dass  sich  ein  Zurückgehen  der  Bestimmungen  auf 
die  Antiqua  ergibt,  dass  insbesondere  jener  enge  Anschluss  an  das 
römische  Recht  sich  schon  in  der  Fassung  der  Antiqua  fand,  von  der  uns 
Fragmente  erhalten  sind.  Dafür,  dass  der  aus  der  Lex  Romana  unmiuelbar 
übernommene  Titel  4,  i  schon  in  einer  altem  Recension  aufgenommen 
war,  lässt  sich  allerdings  nur  die  Bezeichnung  als  Antiqua  in  den  Hand- 
schriften geltend  machen.  Aber  auch  unabhängig  davon  scheint  sich  zu 
ergeben,  dass  der  Verfasser  von  Fragm.  329  =-  4,  2  1.  7  die  bezüglichen 
Angaben  des  Paulus  bereits  vor  Augen  hatte  und  sie  dann  doch  wohl  nur 
aus  der  Lex  Romana  kannte;  was  dann  für  die  Streitfrage  über  das  Aher 
der  Fragmente,  vgl.  Brunner  Rechtsg,  1,  321  ff.,  zu  beachten  sein  könnte. 
Denn  wenn  in  Uebereinstimmung  mit  Pauli  Sent.  4,  1083  =  4,  i  1.  3 
den  Ausdrücken  Amita  und  Matertera  noch  die  Erklärungen  als  Schwester 
des  Vaters  und  der  Mutter  zugefügt  werden,  so  ist  das  nur  da  nahe  liegend, 
wo  auch  sonst  die  verwandtschafdichen  Beziehungen  möglichst  zweifellos 
festgestellt  werden  sollen  und  desshalb  überall  entsprechend  erklän  werden, 
während  doch  in  den  andern  selbstständig  von  der  Erbenfolge  handelnden 
Bestimmungen,  so  insbesondere  4,  2  1.  10,  solche  Ausdrücke  als  an  und 
für  sich  genügend  verständlich  behandelt  sind.  Die  vereinzelte  Erklärung 
kann  demnach  wohl  nur  durch  Anschluss  an  jene  Vorlage  veranlasst  sein. 

Beachtenswerth  könnte  es  nun  immerhin  sein,  dass  Fragm.  339  = 
4,  2  1.  II  wahrscheinlich  auch  schon  die  Erbgränze  mit  dem  siebten  Grade 
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ausgesprochen  war,  weil,  wieS  321  bemerkt,  da  auch  der  Lex  Romana, 
falls  auf  diese  die  Anerkennung  eines  eventuellen  Erbrechts  der  Ehegatten 
zurückgeht,  die  Zahlenangabe  fehlt.  Und  dazu  kommt  noch  ein  Anderes. 
Es  ergibt  sich  nämlich  auch  hier  Zusammenhang  der  baierischen 
Lex  mit  der  Antiqua.  In  jener  15  S  10  heisst  es:  Qtiodsi  maritus  ei 
mulier  sine  herede  mortui  fuer int,  et  nullus  usque  ad  septimum  gradum 
de  propinquis  et  quibuscumque  parentibus  invenitur,  tunc  illas  res  Jiscus 
adquirat.  Die  Uebereinstimmung  der  Fassung  mit  Fragm.  339,  beziehungs- 
weise dem  aus  4,  2  1.  1 1  zu  Ergänzenden,  lässt  einen  Zusammenhang,  ein 
Zurückgehen  der  baierischen  Fassung  auf  westgothische  Vorlage  gar  nicht 
bezweifeln.  Aber  der  Inhalt  ist  ein  abweichender,  insofern  dort  der  Fiscus, 
hier  die  Ehegatten  folgen  sollen. 

Nun  Hesse  sich  geltend  machen,  dass  sich  Fragm.  339  nur  wenige 
Worte  erhalten  haben,  welche  nicht  ausschliessen,  dass  auch  nach  diesem 
der  Fiscus  erben  sollte;  dann  hätte  wenigstens  die  Antiqua  die  Erbgränze 
ohne  ersichtlichen  Zusammenhang  mit  römischem  Recht  bestimmt.  Doch 
möchte  ich  diese  Annahme  nicht  vertreten,  da  die  entsprechende  Bestim- 
mung 4,  2  1.  1 1  in  den  Handschriften  schlechtweg  als  Antiqua  bezeichnet 
ist,  also  doch  anzunehmen  sein  wird,  dass  schon  in  dieser  der  Inhah  we- 
sentlich übereinstimmte.  Weiter  Hesse  sich  dann  annehmen,  dass  bei  der 
baierischen  Lex  die  Antiqua  zwar  als  Vorlage  diente,  ihr  Inhalt  aber  dem 
baierischen  Recht  entsprechend  geändert  wurde.  Die  Möglichkeit  wird 
freilich  nicht  zu  bestreiten  sein.  Mindestens  wahrscheinlicher  aber  ist  mir 
ein  anderer  Sachverhalt. 

Es  ist  mir  mehrfach  aufgefaHen,  dass  die  baierische  Lex  in  Fällen, 
wo  sie  von  der  gothischen  Vorlage  in  den  uns  bekannten  Gestaltungen  der- 
selben abweicht,  sich  wohl  näher  dem  spätem  spanischen  Recht  anschliesst. 
Das  würde  eben  auch  hier  zutreffen.  Das  in  der  Lex  ausgesprochene  even- 
tuelle Erbrecht  der  Ehegatten  ist,  wie  schon  bemerkt,  zweifellos  dem 
römischen  Rechte  entnommen;  schon  das  Fehlen  desselben  in  andern 
germanischen  Rechten  lässt  nicht  wohl  einen  Zweifel,  dass  es  auch  dem 
gothischen  Rechte  ursprünglich  fremd  war.  Aber  nicht  minder  fremd  ist 
es  dann  wieder  dem  spätem  spanischen  Recht.  Sind  keine  Parientes  da,  so 
fällt  nach  dem  Fuero  von  Molina,  Llorente  Noticias  de  las  provincias 
Vascongadas  4,  124,  oder  dem  von  Logroiio,  Marina  Ensayo  sobre  la 
legislacion  de  Leon  y  Castilla  (ed.  III)  187,  der  Nachlass  an  das  Concejo 
oder  an  die  Colacion,  den  Pfarrsprengel,  und  ist  für  das  Seelenheil  des 
Verstorbenen  zu  verwenden.  Nach  dem  von  Alcalä,  Marina  Ens.  187, 
fäUt  er  an  den  Herrn.  Es  ist  zweifellos  eine  wohl  an  das  Recht  der  Frau 
auf  die  halbe  Errungenschaft  anknüpfende  Ausnahme,  wenn  nach  dem 
Fuero  von  Castroverde,  Llorente  Not.  4,  348,  nur  der  halbe  Nachlass 
unter  Herrn,  Alcalden  und  Rath  getheilt  werden,  die  andere  Hälfte  aber 
der  Wittwe  zukommen  soll.  Nach  dem  Fuero  real  3,5 1.  3,  vgl.  auch  4, 1 1 1.  '^ 
kann,  wer  keine  Parientes  hat,  nach  Belieben  über  seinen  Nachlass  verfügen; 
unterlässt  er  es,  so  fällt  Alles  an  den  König.    Heisst  es  dann  allerdings  io 
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den  Siete  Partidas,  dass  der  Nachlass  an  die  Verwandten  bis  zum  sehnten 
Grade,  weiter  an  den  tiberlebenden  Ehegatten,  dann  erst  an  den  König 
kommen  soll,  so  geht  das  natürlich  selbstständig  auf  römisches  Recht  zurück. 
Die  Bestimmungen  sind  denn  auch  später  keine  andern.  So  heisst  es  in 
Gesetz  von  1401,  vgl.  Ordenanzas  reales  8,19  1.  20,  dass  das  ganze  Gut  an 
den  König  fällt,  wenn  Jemand  ohne  Testament  und  ohne  Hinterlassung 
von  Verwandten  der  geraden  und  der  Seitenlinie  verstirbt. 

Solchen  und  ähnlichen  Fällen  gegenüber,  in  welchen  wohl  das  spä- 
tere spanische  Recht,  nicht  aber  die  westgothische  Lex  mit  der  baierischen 
stimmt,  dürfte  nun  doch  zu  bedenken  sein,  wie  nichts  der  Annahme  im 
Wege  steht,  dass  die  baierische  Lex  das  westgothische  Hecht  in  einer  Auf- 
zeichnung benutzt  haben  kann,  welche  älter  war,  als  die  Recension  der 
Antiqua,  von  der  uns  Fragmente  enthalten  sind,  welche  dann  von  römischem 
Rechte  noch  weniger  beeinflusst  gewesen  sein  wird.  Es  würde  allerdings 
einer  eingehenderen  umfassenden  Prüfung  bedürfen,  um  festzustellen,  ob 
das  von  mir  vermuthete  Verhältniss  wirklich  zutraf,  wodurch  dann  insbe- 
sondere auch  fUr  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Recension,  welcher 
die  Fragmente  angehören,  unter  Eurich  oder  Reccared,  vor  oder  nach  der 
Lex  Romana  entstanden  sei,  eine  festere  Grundlage  gewonnen  sein  würde. 
Schienen  wenigstens  EinzelfäUe,  auf  welche  mich  meine  Untersuchungen 
hinwiesen  und  auf  welche  wir  später  zum  Theil  zurückzukommen  haben 
werden,  kaum  eine  andere  Erklärung  zuzulassen,  so  wird  das  genügen,  um 
es  zu  rechtfertigen,  wenn  ich  wenigstens  die  Möglichkeit  in  Rechnung 
bringe,  dass  das,  worin  die  baierische  Lex  von  der  westgothischcn  in  ihrem 
uns  bekannten  Bestände  trotz  des  sich  kenntlich  machenden  Zusammen- 
hanges abweicht,  nicht  gerade  überall  auf  Anpassung  an  besondere  baierische 
Verhältnisse,  sondern  auf  Benutzung  einer  altem  Gestaltung  der  Antiqua 
zurückgehen  kann. 

Das  würde  dann  insbesondere  auch  hier  zutreffen.  Es  würde,  wenn 
jene  Voraussetzung  sich  überhaupt  als  berechtigt  erwiese,  Alles  dafür  spre- 
chen, dass  die  Bestimmung  der  Erbgränze  aufden  siebten  Grad  sich  ebenso, 
wie  in  der  baierischen  Lex,  schon  in  einer  ältesten  Aufzeichnung  des  go- 
thischen  Rechts  fand ;  aber  ausser  aller  Verbindung  mit  dem  dem  römischen 
Rechte  entnommenen  eventuellen  Erbrechte  der  Ehegatten,  nur  zu  dem 
Zwecke,  um  zu  bezeichnen,  wann  nach  gothischem  Rechte,  entsprechend 
andern  germanischen,  der  Nachlass  dem  Fiscus  zufiel.  Dass  dann  die  Zäh- 
lung aligothischem  Brauche  entsprach,  würde  nicht  zu  bezweifeln  sein. 
Eben  so  wenig  nach  den  jeden  Zweifel  ausschliessenden  Angaben  der  spä- 
tem Recensionen  der  Lex,  dass  es  sich  dann  nur  um  Zählung  einfacher 
Grade  vom  Erblasser  zum  Erben  handeln  konnte.  Würde  sich  also  un- 
abhängig davon  die  Annahme  begründen  lassen,  dass  Art  und  Gränze  der 
Zählung  dem  altem  gothischen  Rechte  entsprochen  haben  dürften,  so  würde 
das  auch  insofern  von  Wenh  sein,  als  sich  damit  wenigstens  in  diesem 
Einzelfalle  eine  bestimmtere  Unterstützung  für  meine  bezüglich  des  Ver- 
hältnisses zur  baierischen  Lex  ausgesprochene  Vermuthung  ergeben  würde. 
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323.  Die  späteren  spanischenRechtsquellen  geben  wenig 
Aufschluss  darüber,  wie  für  erbrechtliche  Zwecke  die  Verwandtschaft  ge- 
zählt wurde.  Fanden  wir  S  240  die  an  die  Zahlung  der  Vetterschaften  an- 
knüpfende Bezeichnung  als  Primo  im  engern  Sinne  wohl  für  erbrechtliche 
Bestimmungen  verwandt,  sb  war  weiterhin  jene  Zahlung,  wie  alle  Doppel- 
Zählungen,  vgl.  S  305,  für  die  Erbenfolge  nicht  wohl  verwendbar.  Wo  es 
sich  um  den  weitern  Kreis  der  Erben  handelt,  finden  wir  in  der  Regel  nur 
die  Angabe,  dass  die  nächsten  Verwandten  oder  die  in  gleichem  Grade  ste- 
henden Verwandten  erben  sollen. 

Als  Gränze  aber  wurde  im  spatern  Mittelalter  zweifeUos  der  vierte 
canonische  Grad  betrachtet,  also  der,  aufweichen  der  siebte  einfache  Grad, 
worauf  wir  zurückkommen,  in  den  meisten  Fällen  treffen  würde.  So  wer- 
den 1501,  Novisima  Recopil.  10,20  1.  3,  Ansprüche  geistlicher  Orden  auf 
einen  Theil  des  Nachlasses  nur  f()r  den  FaU  anerkannt,  dass  keine  Ver- 
wandte dentro  del  quarto  grado  vorhanden  sind.  Dieselbe  Granze  ist  in 
denLeyes  deTorol.  73  für  die  Ausübung  des  Naherrechts  bestimmt  Nach 
dem  Fuero  real  4, 1 1  1.  r  soll  verwirktes  Vermögen  zur  Hälfte  an  die  Erben, 
zur  Hälfte  an  den  König  fallen:  e  si  no  hobiere parientes  fasta  aquel grado 
que  no  pueda  casar,  hayalo  todo  el  rey.  Das  führt  auf  dieselbe  Gränze,  da 
seit  1 2 1 5  das  kirchliche  Eheverbot  nur  noch  den  vierten  Grad  traf. 

Nun  wird  freilich  wohl  angenommen,  dass  die  im  spätem  Mittelalter 
so  häufige  Bestimmung  der  Gränze  auf  den  vienen  Grad  erst  durch  die 
Einschränkung  des  kirchlichen  Eheverbots  veianlasst  sei.  Weiter  zurück 
aber  führt  uns  die  Bestimmung  des  Fuero  von  Ucles  von  1 179,  Llorenie 
Noticias  4,240,  wonach  das  Gut  Kinderloser  nicht  eingezogen,  sondern 
bewilligt  wird :  ut  unos  ad  alios  vosmetipsos  herediieiis  usque  ad  Septem 
generationes  ;  ähnlich  in  dem  für  Zurita,  Marina  Ensayo  1 87 :  que  cada  uno 
de  vos  pueda  ä  otro  6  d  otros  her edar  fasta  en  la  septima  gener acion. 

In  diesen  und  ähnlichen  Onsrechten  ergibt  sich  aber  durchweg  so 
vollständige  Unabhängigkeit  von  den  Bestimmungen  der  Lex,  dass  gewiss 
nicht  anzunehmen  ist,  es  sei  die  Bestimmung  aus  dieser  aufgenommen, 
wenn  sie  nicht  ohnehin  dem  hergebrachten  Rechte  entsprochen  hätte.  Und 
schliesst  der  Ausdruck  Generatio  an  und  für  sich  die  Beziehung  auf  Doppel- 
grade keineswegs  aus,  so  ist  an  solche  doch  hier  bei  der  genauen  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Angabe  der  Lex,  bei  der  die  Zählung  nach  einfachen 
Knieen  zweifellos  ist,  nicht  wohl  zu  denken.  Insbesondere  auch  desshalb 
nicht,  weil  die  spanische  Ausdrucksweise  da^  wo  sie  in  der  S  240  ff.  be- 
sprochenen Weise  an  Doppelzählung  anknüpft,  eine  durchaus  andere  ist. 
Je  bestimmter  wir  uns  aber  überall  daraufhingewiesen  finden  werden,  dass 
das  spanische  Recht  alle  nur  auf  römischen  Einfluss  beruhenden  Bestim- 
mungen der  Lex  wieder  fallen  Hess,  wie  das  eben  hier  auch  bezüglich  des 
eventuellen  Erbrechts  der  Ehegatten  zutrifft,  um  so  berechtigter  wird  auch 
der  Schluss  sein,  dass,  wenn  spätere  Fueros  die  Erbgränze  gerade  auf  den 
siebten  Grad  setzen,  auch  die  entsprechende  Bestimmung  der  Lex  dem  alt- 
gothischen  Rechte  entsprach. 
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324.  Nun  wUrde  ja  zuzugeben  sein,  dass  die  bisher  geltend  gemach- 
ten Gründe  kaum  ausreichen  würden,  um  alle  Bedenken  gegen  unsere  An- 
nahme zu  beseitigen,  dass  die  Lex  bezüglich  der  Art  der  Zählung  und  der 
Bestimmung  der  Gränze  altgothischem  Rechte  entsprach,  wenn  dieses  damit 
wirklich,  entsprechend  der  üblichen  Auffassung,  im  germanischen  Gesammt- 
gebiete  eine  ganz  vereinzelte  Stellung  eingenommen  haben  würde.  Davon 
aber  kann  nicht  die  Rede  sein,  da  nach  dem,  was  bereits  bemerkt  wurde 
oder  weiterhin  zu  bemerken  sein  wird,  sich  überall  enger  Anschluss 
der  gothischen  Bestimmungen  an  die  nordgermanischen 
Rechte  ergibt. 

Die  Art  derZählung  vom  Erblasser  aus  fanden  wir  aufs  bestimm- 
teste auch  im  dänischen  Recht  und  glaubten  allen  Grund  zu  der  Annahme 
zu  haben,  dass  auch  in  andern  jener  Rechte  für  Zwecke  der  Erbenfolge 
nach  den  einfachen  Knieen  der  gebrochenen  Linie  gezählt  wurde,  lieber- 
dies  dürfte  zu  beachten  sein,  dass,  wenn  das  Massgebende  jedenfalls  die 
Zahl  der  Einzelkniee  vom  Erblasser  zum  Erben  war,  diese  Zahl  auch  durch 
Zählung  von  den  Stammgeschwistern  aus  gewonnen  werden  konnte,  wie 
sich  bei  Besprechung  der  longobardischen  Formeln  ergeben  wird.  Und  da 
könnte  immerhin  der  S  239  betonte  Umstand  zu  beachten  sein,  dass  im  Fuero 
juzgo  bei  Uebertragung  der  römischen  Verwandtschaftstafel  in  so  auffallen- 
der Weise  auf  Stammgeschwister  zurückgegangen  wird,  dass  das  daran 
denken  lassen  könnte,  man  sei  auch  bei  Zählung  nach  Einzelknieen  an 
ein  Ausgehen  von  diesen  gewohnt  gewesen.  Wir  können  das  dahingesteUt 
lassen,  da  sich  für  die  eine,  wie  die  andere  Art  der  Zählung  Uebereinstim- 
mung  mit  andern  germanischen  Rechten  ergeben  würde. 

Dasselbe  aber  ergibt  sich  bezüglich  der  anscheinend,  hinter  andern 
germanischen  Rechten  weit  zurückbleibenden  AusdehnungderGränze. 
Die  nordgermanischen  Rechte  lassen  bezüglich  dieser  durchweg  keinen 
Zweifel,  da  ihre  Angaben  vielfach  irgendwelche  Doppelzählung  im  Auge 
haben  müssen,  und  der  Zweifel,  ob  einfache  oder  doppelte  Kniee  gezählt 
sind,  dann  der  ganzen  Sachlage  nach  von  vornherein  entfällt.  Da  aber  fan- 
den wir  nun  bereits  in  Norwegen,  vgl.  S  310,  und  Dänemark,  vgl.  S  317, 
die  Gränze  von  drei  Doppelgraden  oder  sechs  einfachen  Graden,  die  also 
sogar  noch  hinter  der  der  westgothischen  Lex  zurückbleibt.  Spätere  Eröne- 
rungen  werden  uns  dann  mehrfach  auf  den  vierten  Doppelgrad  führen,  der 
von  den  gothischen  sieben  Graden  so  wenig  abweicht,  dass  für  das  that- 
sächliche  Rechtsleben  der  Unterschied  kaum  Bedeutung  hatte.  Weiter  aber, 
als  bis  zum  vierten  Grade,  dürfte  bei  den  Nordgermanen  die  Gränze  ur- 
sprünglich nirgends  gereicht  haben,  da  es  wenigstens  da,  wo  der  fünfte 
Grad  erwähnt  wird,  nicht  an  Haltpunkten  fehlen  wird,  welche  auf  nach- 
trägliche Erweiterung  schliessen  lassen.  Das  gothische  Recht  schliesst  sich 
also  den  andern  ostgermanischen  Rechten  aufs  engste  an,  wenn  wir  vor- 
läufig von  den  bisher  als  Doppelzählung  gefassten  sieben  Genicula  des  lon- 
gobardischen Rechts  absehen. 

Unsere  Gesammterönerung  würde  also  ergeben,  dass  bei  den  Ger- 
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324]  manen  eine  Zählung  nach  Doppelknieen,  da,  wo  sie  verwendbar  war, 
wohl  von  jeher  Üblich  war  und  die  Zählung  derselben  dann  der  canonischen 
entsprach.  Weiter  aber,  dass  dieselbe  sich  zur  Bestimmung  der  Erbenfolge 
nicht  eignete,  dass  für  diese  die  einfachen  Kniee  beachtet  und  wohl  in  der 
Regel  vom  Erblasser  aus  auf  der  gebrochenen  Linie  gezählt  wurden. 

4.  Zählung  nach  der  längsten  Linie. 

325.  Wir  haben  nachzuweisen  versucht,  dass  insbesondere  da,  wo 
für  Zwecke  der  Erbenfolge  die  Kniee  gezählt  werden,  es  sich  immer  nur 
um  die  Gesammtzahl  der  Kniee  vom  Erblasser  bis  zum  Erben  handeln  kann, 
mag  dieselbe  nun,  wo  es  sich  um  Seitenverwandtschaft  handelt,  unmittelbar 
durch  Zählung  auf  der  gebrochenen  Linie  oder  mittelbar  durch  Zählung 
und  Vergleich  ung  der  Kniee  der  absteigenden  Linienpaare  gewonnen  sein. 
In  einzelnen  Rechten  finden  wir  nun  aber  eine  Zählung,  welche  sich  durch- 
aus der  bei  der  Kniezählung  üblichen  Ausdrücke  bedient,  von  einem  dritten 
oder  vierten  Knie,  Manne  oder  Gliede  spricht,  während  sich  das  doch  bei 
Prüfung  der  anknüpfenden  sachlichen  Bestimmungen  weder  auf  Zählung 
von  Einzelknieen  auf  der  gebrochenen  Linie,  noch  aber  auch  von  Doppel- 
knieen auf  den  beiden  absteigenden  Linien  beziehen  kann ;  bei  der  wir  uns 
vielmehr  bestimmt  auf  Zählung  der  Kniee  nur  einer  der  absiei- 
gendenLinien  hingewiesen  sehen. 

So  heisst  es  etwa  in  Godandslagen  1  1 9  $  8,  dass,  wenn  keine  Nach- 
kommen da  sind,  die  Blutsfreunde  bis  zum  vierten  Mann  das  Erbe  nehmen; 
oder  es  heisst  ebenda  20  S  10,  dass,  wenn  für  das  Weibererbe  besdmmte 
aufgezählte  Erben  nicht  vorhanden  sind,  es  erben  soll  das  nächste  Blut  bis 
zum  vierten  Mann  und  nicht  weiter.  Wird  in  ähnlichen  Fällen  wohl  nur 
noch  das  dritte  Kniee  genannt,  so  ergeben  schon  die  geringen  Zahlen,  dass 
es  sich  dabei  nicht  um  den  Abstand  vom  Erblasser  handeln  kann.  Die 
engsten  Gränzen,  welche  wir  bis  dahin  fanden,  trafen  auf  das  sechste  oder 
siebte  Einzelkniee ;  ist  von  vornherein  nicht  anzunehmen,  dass  in  einzelnen 
Rechten  dem  gegenüber  die  Gränze  eine  so  auffallend  engere  gewesen  sein 
sollte,  so  würde  sich  das  aus  sonstigen  Bestimmungen  der  bezüglichen  Rechte 
leicht  genauer  nachweisen  lassen.  So  folgen  etwa  in  der  S  276  besproche- 
nen Stelle  aus  Helsingelagen  die  dritten  Männer  erst  auf  die  Vettern,  welche 
doch  selbst  bei  Zählung  nach  einfachen  Knieen  vom  Erschlagenen  schon 
vierte  Männer  sein  würden. 

Dem  gegenüber  liegt  natürlich  nichts  näher,  als  die  Annahme,  jene 
Angaben  seien  auf  Doppelkniee  zu  beziehen,  zumal  uns  das  auf  das  sechste 
oder  achte  Einzelknie,  also  eine  den  bisher  erwähnten  Erbgränzen  im  all- 
gemeinen entsprechende  Ausdehnung  führen  würde.  Dabei  ergibt  sich 
auch  keine  Schwierigkeit,  so  lange  es  sich  um  gleiche  Grade  handelt.  Stand 
der  Erbansprecher  im  vierten  *  Doppelknie  oder  canonischen  Grade  zum 
Erblasser,  so  war  er  nach  jenen  Angaben  zweifellos  noch  erbberechtigt; 
ebenso  zweifellos  nicht  mehr,  wenn  beide  im  fünften  Doppelkniee  standen. 
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326,  Dagegen  stösst  die  Beziehung  auf  Doppelkniee  hier  auf  Schwie- 
rigkeiten bei  Berücksichtigung  der  Behandlung  der  ungleichen 
Grade,  Über  welche  in  den  bezüglichen  Angaben  ausdrücklich  nur  selten 
etwas  bemerkt  ist.  Da  liesse  sich  nun  allerdings  zunächst  an  die  S  310  be- 
sprochenen Bestimmungen  der  norwegischen  Erbentafeln  denken,  in  wel- 
chen wir  insofern  eine  nach  Doppelknieen  bestimmte  Gränze  fanden,  dass 
als  letztberechtigte  Erben  die  dritten  Männer  aufgezählt  sind  und  dann  ge- 
sagt ist,  dass  alle  gleich  nahe  Verwandten  ihnen  gleichstehen.  Ist  das  ge- 
nügend überlegt,  so  muss  es  alle  im  sechsten  einfachen  Kniee  Stehenden 
treffen,  also  auch  den  vienen  Mann,  wenn  der  Erblasser  nur  zweiter  Mann 
war.  Dem  entsprechend  liesse  sich  daran  denken,  dass  auch  hier  der  vierte 
Mann  nur  genannt  sei,  um  durch  Angabe  des  Doppelgrades  einen  Mass- 
stab für  die  allgemeine  Ausdehnung  des  Erbrechts  zu  geben,  diese  auf  den 
achten  einfachen  Grad  zu  bestimmen,  so  dass,  wenn  der  Erblasser  nicht 
vierter,  sondern  nur  dritter  Mann  war,  auch  der  fünfte  Mann  noch  geerbt 
haben  würde. 

Dieser  Auffassung  widersprechen  hier  aber  ganz  bestimmt  eine  Reihe 
später  anzuführender  Angaben,  welche  sich  nicht  darauf  beschränken,  den 
vierten  Mann  als  Gränze  anzugeben,  sondern  ausdrücklich  hinzufügen,  dass 
der  fünfte  Mann  nie  Erbe  sein  soll,  ohne  die  geringste  Andeutung,  dass 
die  grössere  oder  geringere  Länge  der  Linie  des  Erblassers  daran  irgend 
etwas  ändern  kann.  Ist  da  nicht  wohl  ein  anderer  Ausgangspunkt  denkbar, 
als  der  gemeinsame  Stammvater,  so  würde  sich  zunächst  ergeben,  dass  nur 
der  Abstand  des  Erbansprechers  von  irgendwelchem  ge- 
meinsamenStammvater  massgebend  sein  soll  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  derselbe  ein  näherer  oder  entfernterer  Stammvater  des  Erblassers  war. 
Gehen  wir  davon  vorläufig  aus,  so  wird  die  Einzelerörterung  die  bestimm- 
testen Belege  für  das  Eingreifen  dieser  Auffassung  bieten.  Und  überwie- 
gend sind  die  Angaben  so  gefasst,  dass  sie  sichtlich  lediglich  die  Entfernung 
des  Erbansprechers  von  der  vom  Erblasser  aufsteigenden  Linie  im  Auge 
haben. 

Ist  es  nun  aber  denkbar,  dass  die  Länge  dieser,  der  Abstand  des 
ErblassersvomStammvater,  ganz  unbeachtet  geblieben  sein  sollte  ? 
Wir  würden  dann  auf  das  gewiss  als  unzulässig  zu  betrachtende  Ergebniss 
gelangen,  dass  einerseits,  wenn  der  Erblasser  nur  im  dritten  Knie  vom 
Stammvater  stand,  der  von  diesem  im  fünften  Knie,  also  von  jenem  im 
achten  Knie  Stehende  als  fünfter  Mann  kein  Erbrecht  mehr  hatte;  dass 
utngekehrt  Verwandte  des  neunten  oder  zehnten  einfachen  Grades  noch 
Erbrecht  hatten,  wenn  sie  nur  vierte  Männer  waren,  während  der  Erblasser 
im  fünften  oder  sechsten  Kniee  vom  Stammvater  stand.  Will  man  ein  so 
unzulässiges  Ergebniss  vermeiden,  so  erübrigt  kaum  etwas,  als  jene  An- 
gaben dahin  zu  ergänzen,  dass  die  Ausdehnung  der  Linie  des  Erblassers 
nur  unter  der  Voraussetzung  unberücksichtigt  blieb,  dass  sie  selbst  die  zu- 
nächst mit  Rücksicht  auf  die  Entfernung  des  Erbansprechers  bestimmte 
Länge  nicht  überschritt ;  dass  umgekehrt,  sobald  das  der  Fall  war,  die  Pa- 
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rentel  des  bezüglichen  Stammvaters  überhaupt  kein  Erbrecht  mehr 
hatte  ohne  alle  Rücksicht  auf  die  grössere  oder  geringere  Entfernung  vom 
gemeinsamen  Stammvater. 

Wir  sahen  uns  damit  also  hingewiesen  auf  das  ausschliessliche  Mass- 
geben der  längsten  Linie,  auf  die  schon  S  224  angedeutete  Bestim- 
mung einer  Grönze,  die  von  keiner  der  in  Frage  kommenden  Personen 
überschritten  sein  darf,  wenn  die  wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  noch 
wirksam  werden  sollen.  Es  entspricht  das  durchaus  dem  von  der  Kirche 
bezüglich  des  Eheverbots  wenigstens  später  eingehaltenen  Gesichtspunkte. 
Wie  es  da  ganz  gleichgiltig  ist,  ob  die  längste  Linie  auf  die  Seite  des  Man- 
nes oder  der  Frau  fällt,  so  würde  es  im  wehlichen  Rechte  gleichgiltig  sein, 
ob  sie  auf  die  Seite  des  Erblassers  oder  des  Erben  fäUt.  Das  ergibt  sich  denn 
auch  wohl  da,  wo  die  Erbgränze  ausdrücklich  nach  canonischer  Gradzäh- 
lung bestimmt  ist.  So  in  den  S  319  besprochenen  Angaben  aus  Wallis, 
nach  welchen  das  Erbrecht  davon  abhängen  soll,  dass  der  viene  Grad  we- 
der auf  der  aufsteigenden,  noch  auf  der  absteigenden  Linie  Uberschrinen 
sein  soll. 

Eben  diese  genaue  Uebereinstimmung  mit  der  canonischen  Auffassung 
nöthigt  uns  nun  aber,  es  zu  versuchen,  unsere  Auffassung  nur  aus  solchen 
Rechten  als  zutreffend  zu  erweisen,  in  welchen  die  Art  und  Fassung  der 
Angaben  keinen  Zweifel  lässt,  dass  dieselben  nicht  durch  canonische  Auf- 
fassung bestimmt  sind.  Und  dann  lässt  sich  dieses  Zutreffen  allerdings  nicht 
so  unmittelbar  erweisen,  da  die  weltlichen  Rechte  durchweg  nur  die  Linie 
des  Erbansprechers  ins  Auge  fassen,  wie  das  schon  dadurch  veranlasst  sein 
konnte,  dass  dieser  wenigstens  überwiegend  derselben  oder  einer  jüngeren 
Generation  angehön  und  damit  die  kürzere  Linie  in  der  Regel  nicht  auf 
seine  Seite  fkUt.  Die  Einzelerörterung  wird  aber  doch,  wie  ich  denke,  ge- 
nügende Belege  dafür  bringen,  wie  der  Umstand,  dass  die  längere  Linie 
auch  auf  die  andere  Seite  faUen  konnte,  nicht  immer  unbeachtet  blieb;  und 
dass  sie  dann  die  massgebende  sein  sollte,  ist  vereinzelt  ausdrücklich  gesagt 
oder  ergibt  sich  wenigstens  aus  Angaben,  die  nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung verständlich  erscheinen.  Und  schon  die  allgemeine  Erwägung  legt 
solche  Auffassung  so  nahe,  dass  es  sich  empfehlen  muss,  wenigstens  ver- 
suchsweise von  ihr  auszugehen  und  zu  prüfen,  ob  die  an  und  für  sich  oft 
unklaren  Einzelangaben  ihr  entsprechen. 

327.  Suchen  wir  uns  zunächst  die  Gliederung  der  gesamm- 
tenSippe  nach  demMassgeben  der  längsten  Li  nie  zu  vergegen- 
wärtigen, wie  sie  sich  aus  der  Gleichstellung  derjenigen  ergibt,  für  welche 
dieselbe  längste  Linie  zutrifft,  so  zeigt  sich  unmittelbar  bei  Vergleichung 
der  Uebersicht  S  260,  wie  genau  sie  der  Gliederung  entspricht,  welche  sich 
aus  der  Zählung  nach  Vetterschaften  zu  ergeben  schien.  Die  für  die  con- 
centrische  Gestaltung,  vgl.  S  262,  massgebende  Gleichstellung  der  verschie- 
denen Oheime  und  Neffen  mit  den  Vettern,  welche  wir  dort  auf  Zählung 
nach  der  Seite  unter  Behandlung  des  engsten  Kreises  als  ungezählten  Aus- 
gangspunktes zurückführten,  ergibt  sich  hier  ebenso  daraus,  dass  bei  Oheim, 
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Vetter  und  Neffen  die  längste  Linie  dieselbe  ist,  beim  Oheim  die  des  Erb- 
lassers, beim  Neffen  die  des  Erbansprechers,  wahrend  sich  auch  beim  Vetter 
keine  längere  Linie  ergibt.  Es 
scheint  sich  keine  Abweichung 
zu  ergeben,  als  der  Unterschied 
der  Zählung,  da  die,  welche 
dort  zweite  Vettern  waren,  hier 
dritte  Männer  sein  würden. 
Wies  ich  nun  schon  $265  dar- 
auf hin,  wie  sehr  diese  Ueber- 
einstimmung  ftlr  die  Richtig- 
keit des  an  und  für  sich  auf- 
fallenden Ergebnisses  in  beiden 
Fällen  sprechen  muss,  so  wird 
das  freilich  nur  dann  der  Fall 
sein,  wenn  dasselbe  in  beiden 
unabhängig  von  einander  ge- 
wonnen wurde.  Es  wird  sich 
daher  empfehlen,  zunächst  von 
jener  Uebereinstimmung  mit 
der  Vettemzählung  ganz  abzu- 
sehen, und  zu  prüfen,  ob  das 
Massgeben  der  längsten  Linie, 
welches  auf  jene  Gliederung  führen  würde,  sich  an  und  für  sich  genügend 
erweisen  lässt. 

328.  Das  vermuthete  Massgeben  nur  der  längsten  Linie  scheint  nun 
aUerdings  von  vornherein  dem  zu  widersprechen,  was  wir  S  305  über  die 
Unzulässigkeit  bemerkten,  behufs  der  Erbenfolge  nur  eine  der  absteigenden 
Linien  zu  zählen.  Dem  gegenüber  wird  aber  von  vornherein  zu  betonen 
sein,  dass  es  sich  bei  der  Zählung,  welche  wir  hier  im  Auge  haben,  nie  um 
die  Erbenfolge  handelt,  sondern  um  ausschliessliche  Verwendung 
für  Gränzbestimmungen  innerhalb  derSippe  bezüglich  irgend- 
welcher Wirkung  der  Blutsfreundschaft  So  für  die  Abgränzung  und  Ab- 
stufung der  Theilnahme  an  Empfang  und  Zahlung  der  Todtschlagsühne, 
der  Verpflichtung  zur  Eideshülfe.  der  Unfähigkeit  zum  Zeugnisse  für  Bluts- 
freunde. 

Insbesondere  dann  freilich  auch  für  die  Bezeichnung  der  Erb- 
rechtsgränze.  Nun  ist  in  dieser  Richtung  der  Unterschied  zwischen 
dieser  und  der  Erbenfolge,  der  da  eine  verschiedene  Zählung  statthaft  machte, 
doch  nicht  zu  verkennen.  Bei  der  Erbenfolge  handelt  es  sich  um  die  Ab- 
messung des  sich  nach  der  Entfernung  vom  Erblasser  richtenden  Rechts 
der  Erbansprecher  im  Einzelfalle,  für  welche  jeder  einzelne  Knieabstand 
zu  berücksichtigen  war,  für  welche  also  Zählung  nur  einer  der  absteigenden 
Linien  nicht  ausreichen  konnte.  Bei  der  Erbgränze  handelt  es  sich  nicht 
zunächst  um  die  Abgränzung  des  Rechts  mehrerer  Erbansprecher  im  Ein- 
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338]  zelfalle,  soadern  um  die  Aufteilung  einer  allgemeingiltigen  Gränze, 
über  welche  hinaus  die  Blutsfreundschaft  auf  dem  Gebiete  des  Erbrechts 
überhaupt  nicht  mehr  wirksam  sein  soUte,  so  dass  die  Personen,  welche 
diese  Gränze  überschritten,  im  Einzelfalle  von  vornherein  nicht  in  Betracht 
kamen  und  lediglich  das  grössere  oder  geringere  Recht  der  innerhalb  der 
Gränze  Stehenden  zu  bemessen  war. 

Wenn  nun  die  zunächst  massgebende  Gränze  nach  einem  andern 
Gesichtspunkte  bestimmt  war,  als  dem  der  grössern  oder  geringeren  Ent- 
fernung vom  Erblasser  auf  den  Zeugungslinien,  so  konnte  das  allerdings 
den  Erfolg  haben,  dass  von  zwei  Personen,  dereA  Entfernung  vom  Erb- 
lasser dieselbe  war,  die  eine  die  andere  vollständig  ausschloss,  weil  jene 
innerhalb,  diese  ausserhalb  der  Gränze  stand.  Das  erklärt  es  denn,  wenn 
wir  auch  in  solchen  Rechten,  welche  sich  für  andere  Zwecke,  wie  etwa  die 
Todtschlagsühne,  nicht  an  die  Entfernung  nach  Einzelknieen  hielten,  den- 
noch sowohl  die  Erbgränze,  wie  die  Erbenfolge  nach  Einzelknieen  bestimmt 
fanden.  So  nach  dem  S  321  ff.  Bemerkten  im  gothischen  Recht,  wo  das 
siebte  Kniee  für  die  Gränze  massgebend  sein  sollte,  während  sich  dasselbe 
für  noch  andere  Rechte  ergeben  wird. 

War  man  aber  einmal  gewohnt,  für  sonstige  Zwecke  die  Gränze  der 
rechtswirksamen  Blutsfreundschaft  nach  anderm  Gesichtspunkte  zu  ziehen, 
so  ist  es  doch  recht  wohl  denkbar,  dass  man  dieselbe  Gränze  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Erbrechts  für  massgebend  betrachtete,  während  es  in  der  Natur 
der  Sache  lag,  dass  man  trotzdem  für  die  Erbenfolge  innerhalb  jener  Giünze 
an  der  Zählung  der  Einzelkniee  vom  Erblasser  ab  festhalten  musste.  Man 
kann  immerhin  zugeben,  dass  es  das  Näherliegende  war,  sich  für  Erben- 
folge und  Erbgränze  derselben  Zählung  zu  bedienen.  Ist  aber  wohl  gesagt, 
vgl.  Schanz  Erbfolgeprinzip  des  Sachsensp.  3  i,  es  sei  unmöglich  anzuneh- 
men, man  habe  sich  bei  beidem  verschiedener  Zählungen  bedient,  so  würde 
sich  das  doch  wohl  nur  dann  rechtfenigen,  wenn  wir  davon  auszugehen 
hätten,  den  Germanen  sei  überhaupt  nur  eine  einzige  Art,  die  Verwandt- 
Schaftsnähe  zu  zählen,  geläufig  gewesen.  Sind  aber  unsere  gesammten  bis- 
herigen Ausführungen  haltbar,  so  ergibt  sich  auch,  dass  die  Germaaen 
ohnehin  für  verschiedene'^Z wecke  an  verschiedene  Zählung  gewöhnt  waren, 
wie  darauf  in  den  Quellen  wohl  ausdrücklich  hingewiesen  ist;  vgl.  $313- 

Es  kann  aber  um  so  weniger  befremden,  wenn  wir  die  Erbgränze 
bald  nach  durchgezählten  Einzelknieen,  bald  nach  den  Knieen  der  langem 
Linie  bestimmt  finden,  weil  sich  weiterhin  ergeben  wird,  dass  der  Unter- 
schied für  das  thatsächliche  Rechtsleben  ein  nahezu  bedeutungsloser  war, 
wenn  wir  das  Ergebniss  aus  den  sich  bei  beiden  Zählungen  nächstliegenden 
Gränzbestimmungen  mit  einander  vergleichen. 

329.  Suchen  wir  nun  nach  Belegen  für  das  thatsächliche 
Zutreffen  einer  Art  der  Zählung,  wie  wir  sie  zunächst  nur  auf  Grund 
läge  des  Umstandes  vermutheten,  dass  die  Erbgränze  zuweilen  nach  einer 
gewissen,  sichtlich  vom  Stammvater  ab  gerechneten  Zahl  von  Knieen  be- 
stimmt erscheint,  so  werden  wir  zunächst  von  allen  Angaben  abzusehen 
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haben,  für  welche  die  canoniische  Gradzählung  massgebend  gewesen  sein 
kann.  Denn  die  Kirche  zahke  für  ihre  Zwecke  wenigstens  im  spateren 
Mittelalter  nur  die  längste  Linie,  worauf  wir  zurückkommen,  so  dass  diese 
Axt  der  Zahlung  von  da  aus  in  den  verschiedensten  Rechten  Eingang  ge- 
funden haben  kann.  Wir  werden  uns  an  solche  Zeugnisse  zu  halten  haben, 
bei  welchen  Ausdrucksweise  und  Verwendung,  wie  andere  später  zu  er- 
wähnende Umstände  keinen  Zweifel  lassen,  dsss  die  Zählung  auf  weltliche 
Grundlage  zurückgeht. 

Dann  aber  finden  sich  bestimmtere  Belege,  so  weit  ich  sehe,  nur  in 
einer  engern  Gruppe  ostgermanischer  Rechte,  welche  ich  schon 
S  67  vorlaufig  als  näherverwandte  bezeichnete.  Wir  finden  die  Gränzbe- 
stimmung  nach  einer  Männerlinie  insbesondere  in  friesischen  und  nord- 
schwedischen Rechten,  denen  sich  auch  die  dänischen  zwar  nicht  für  die 
Erbgränze,  vgl.  S  3  1 7,  wohl  aber  für  sonstige  Begränzung  rechtswirksamer 
Verwandtschaft  zuweilen  anschliessen.  Ausser  diesen  bietet  meines  Wissens 
sichere  Belege  nur  noch  das  gothländische  Recht,  welches  sich  in  andern 
Beziehungen  jenen  Rechten  nicht  gerade  nächstverwandt  zeigt.  Handelt  es 
sich  da  allerdings  um  Rechte,  bei  welchen  mir  der  Mangel  genügender 
Sprachkenntnisse  eine  allseitige  Verfolgung  des  Verhältnisses  erschwen, 
so  scheint  mir  das,  was  ich  geltend  zu  machen  weiss,  doch  auszureichen, 
um  die  Zählung  nur  der  längsten  Linie  unmittelbar  zu  erweisen  oder  we- 
nigstens mittelbar,  insofern  nur  sie  geeignet  scheint,  Angaben  zu  erklären, 
bei  welchen  die  Anwendung  der  sonst  üblichen  Zählungsweise  nach  ein- 
fachen oder  doppelten  Knieen  auf  Schwierigkeiten  stOsst. 

380.    Beachtenswerth  wird  da  zuni^chst  sein  eine  eigenthümliche 
Abgränzung  desErbrechts  der  Nachkommen  des  Er  blassers, 
wonach  das  vierte  absteigende  Glied  noch  Erbrecht  hat,  das  fünfte  nicht 
mehr.    So  zunächst  in  f r  i  e  s  i  s  c  h  e  n  Rechten;  vgl.  Amira  Erbenf.  1 89. 
Bezieht  man  das  nur  auf  die  Nachkommen  des  Erblassers  selbst,  so  ist  doch 
nicht  wohl  abzusehen,  wie  man  zu  solcher  Angabe  gelangen  sollte.  In  an- 
dern Rechten  wird  ausser  dem  Sohn  wohl  noch  der  Enkel  ausdrücklich 
genannt;  es  ist  Ausnahme,  wenn  die  Lex  Wisigothorum  noch  den  Pronepos 
nennt.   Noch  den  Abnepos  zu  nennen,  fehlte  für  Bestimmungen,  welche 
zwar  zweifellos  keine  Gränze  ziehen,  aber  doch  nur  das  berücksichtigen 
wollten,  was  thatsächlich  zutreffen  mochte,  jede  Veranlassung.  Die  Möglich- 
keit freilich  ist  nicht  gerade  zu  bestreiten,  dass,  wenn  wir  von  Zeugung  zu 
Zeugung  etwa  zwanzig  Jahre  rechnen,  A  in  den  Achtzig  unter  Hinterlassung 
eines  unmündigen  Ururenkels  sterben  und  zugleich  die  drei  zwischenliegen- 
den Personen  vorverstorben  sein  konnten.    Aber  schon  diese  Möglichkeit 
ist  doch  eine  so  entfernte,  das  Zutreffen  so  durchaus  unwahrscheinlich,  dass 
nicht  wohl  abzusehen  ist,  wie  man  hier  dazu  gelangt  sein  sollte,  sie  zu  be- 
rücksichtigen. Noch  weniger  aber,  wenn  man  nun  überdies  noch  ausdrück- 
lich bestimmte,  dass  dem  fünften  Gliede,  also  einem  Sohne  des  Ururenkels, 
Erbrecht  nicht  mehr  zustehen  solle.  Das  führt  doch  auf  ein  ganz  ähnliches 
Verhältniss,  wie  es  sich  für  die  S  3 1 1  besprochene  Angabe  des  Frostuthings- 
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830]  rechts  heraussteUte,  wenn  wir  da  das  neunte  Knie  nur  auf  die  Nach- 
kommenschaft des  Freilassers  bezogen ;  man  hätte  hier,  wie  da,  Fälle  recht- 
lich geregelt,  welche  nach  dem  natürlichen  Lauf  der  Dinge  überhaupt  nicht 
eintreten  konnten. 

Dazu  aber  kommt  noch  ein  Anderes.  Es  gibt  einzelne  Rechte,  welche 
den  unbedingten  Vorzug  der  Nachkommen  bei  der  Erbenfolge  überhaupt 
nicht  anerkennen,  insbesondere  die  Geschwister  vor  dem  Enkel  berufen. 
Wo  aber  das  nicht  zutrifft,  wo  also  insbesondere  beim  Mangel  von  Kindern 
die  Enkel  vor  aUen  Anderen  erben  sollen,  ist  auch  durchweg  anzunehmen, 
dass  der  Vorzug  der  absteigenden  Linie  ein  rechtlich  unbegräiizter  sein 
sollte,  wenn  auch  bei  der  Seltenheit  des  Falles,  dass  ein  Urenkel  unmiuel- 
barer  Erbe  wurde,  kaum  Veranlassung  vorlag,  das  überall  ausdrücklich  zu 
betonen.  Aber  nicht  selten  ist  die  Fassung  doch  auch  eine  solche,  dass  sie 
den  unbedingten  Vorzug  der  absteigenden  Linie  unmittelbar  ergibt.  Und 
zwar  gerade  auch  in  solchen  Rechten,  welchen  Zählung  nur  der  langem 
Linie  nicht  unbekannt  ist.  Wird  in  Gotlandslagen,  vgl.  §  325,  für  die  Sei- 
tenverwandtschaft die  Gränze  beim  vierten  Mann  mehrfach  erwähnt,  so 
tritt  nach  einer  Reihe  von  Bestimmungen  die  Folge  derselben  immer  erst 
dann  ein,  wenn  alles  Blut  zergangen  ist,  wenn  keine  absteigende  Verwandt- 
schaft vorhanden  ist.  Ebenso  nach  dänischen  Quellen,  vgl.  Kold.  Rosen- 
vinge  83 ;  von  einem  Erbrecht  der  Eltern  und  Geschwister  ist  nach  see- 
ländischem  Recht  erst  dann  die  Rede,  wenn  keine  Nachkommen  da  sind, 
oder  nach  Sunesen :  cessante  linea  descendente. 

Das  eine,  vsrie  das  andere,  die  Zurücksetzung  schon  der  Enkel,  wie 
der  unbedingte  Vorzug  aller  Nachkommen,  lässt  sich  unschwer  erklären. 
Schwer  dürfte  es  aber  doch  sein,  einen  Gesichtspunkt  aufzufinden,  der  es 
erklären  würde,  wesshalb  man  wohl  noch  dem  Enkel  des  Enkels,  nicht  aber 
mehr  dessen  Urenkel  Erbrecht  zusprach,  wenn  man  wirklich  bei  diesen 
Bestimmungen  nur  die  bezeichnete  absteigende  Linie  im  Auge  hatte.  Das 
ist  schon  Matthijssen  im  Rechtsbuch  von  BrieUe  5  c.  5,  ed.  Fruin  en  Pols  220, 
aufgefallen,  indem  er  meint,  das  Enden  der  Magschaft  mit  dem  vierten  Grade 
sei  nicht  der  Natur  entsprechend ;  wenn  eine  Mutter  eine  Tochter  habe  und 
weiter  bis  zum  vierten  Grade,  so  müsste  doch  ebenso  der  im  fünften  Grade 
von  ihr  stehende  Nachkömmling  noch  Mage  der  Stammmutter  sein,  da  er 
von  ihren  Leibe  entsprossen.  Er  findet  die  Erklärung  dann  darin,  dass  die 
Kirche  der  Ehe  wegen  es  nicht  habe  vermeiden  können,  ein  Ausgehen  der 
Magschaft  mit  dem  vierten  Grade  zu  verordnen.  Für  uns  ist  damit  nichts 
gewonnen.  Denn  es  bedarf  nach  dem  schon  S  329  Bemerkten  keiner  wei- 
tern Erörterung,  dass  nicht  eine  erst  1215  erlassene  kirchliche  Verordnung 
für  die  bezüglichen  fi-iesischen  Bestimmungen  massgebend  geworden  sein 
kann. 

331.  Dem  Gesagten  gegenüber  erübrigt  wohl  nur  die  Erklärung, 
dass  es  sich  um  Kennzeichnung  einer  allgemeineren  Regel 
durch  Abgränzung  der  erbberechtigten  Nachkommen  han- 
delte, dass,  wenn  eine  Gränze  der  Fassung  nach  zunächst  nur  für  die  Nach- 
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kommenschaft  des  Erblassers  selbst  ausgesprochen  wurde,  bezüglich  deren 
sie  thatsächlich  gegenstandslos  war,  man  damit  nur  die  allgemeine  Regel 
angeben  wollte,  bis  zu  welchem  Grade  von  irgendwelchem  Stammvater  ab 
die  Blutsverwandtschaft  noch  erbrechtliche  Wirkungen  haben  sollte.  Dass 
solche  allgemeine,  für  die  gesammte  Sippe  ausgesprochene  Abgrenzungen 
dann  theoretisch  folgerichtig  auch  auf  die  absteigende  Linie  ausgedehnt 
erscheinen  trotz  des  Fehlens  jeder  thatsächlichen  Bedeutung,  findet  sich 
auch  sonst.  Wir  erwähnten  bereits  S  264,  wie  im  Fuero  real  auch  der 
Urenkel  unter  denen  aufgeführt  wird,  welche  für  dessen  Urgrossvater  nicht 
Zeuge  sein  sollten.  Viel  auffallender  noch,  wenn  im  dänischen  Stadtrecht 
des  Königs  Hans,  vgl.  Kold.  Rosenvinge  206,  im  Anschluss  an  das  schwe- 
dische Stadtrecht  gesagt  ist,  dass  Geschwister  durch  Kindskinder  ausge- 
schlossen sind,  und  zwar  mit  dem  selbstständigen  Zusätze :  bis  ^um  siebenten 
Mann;  ein  fernerer  Mann  mag  nicht  Erbe  nehmen.  Es  ist  da  sichtlich  die 
auf  anderer  Zählung  beruhende  dänische  Gränze,  vgl.  $317,  auf  die  ab- 
steigende Linie  übertragen.  Will  man  das  nicht  als  blosse  Gedankenlosig- 
keit betrachten,  so  kann  das  auch  hier  nur  Bedeutung  haben  bei  Ueber- 
tragung  auf  die  Seitenlinie^  da  in  der  Linie  der  Kindskinder  natürlich  von 
einem  überlebenden  siebten  Mann  nie  die  Rede  sein  konnte. 

Jedenfalls  scheint  sich  für  die  friesischen  Rechte  unsere  An- 
nahme bestimmter  zu  bestätigen  durch  die  genaueren  Angaben  in  der  nord- 
friesischen Krone  der  rechten  Wahrheit  §  i,  Richthofen  Q.  562.  Schon  die 
allgemein  gehaltene  Ueberschrift :  Wie  man  das  Blut  und  die  Sippe  rechnen 
soll,  deutet  darauf,  dass  eine  allgemein  verwendbare  Regel  gegeben  werden 
soll.  Es  heisst,  dass  man  Vater  und  Mutter  nicht  für  das  erste  Blut  rechnen 
soll;  sondern  die  von  ihnen  erzeugten  Kinder  seien  das  erste  Blut,  so  dass 
vier  Kinder  von  ihnen  abwäns  geboren  das  geborne  Blut  seien.  Ist  das 
fiinfle  Kind  von  ihnen  abwärts  in  der  Zeugung,  so  ist  das  ausgekommen; 
das  nimmt  weder  Gut,  noch  Busse,  Schwester  uud  Bruder  theilt  man  aus- 
einander, die  sind  beide  das  erste  CBlut) ;  und  weiter  ihrer  beiden  Kinder, 
die  sind  die  i^eiten  in  der  Sippe ;  bis  :^u  vier  in  der  Sippe,  danach  so  ist 
es  aus. 

Es  liegt  da  eine  Zählung  vor,  die  mit  der  Erbenfolge  sichtlich  nichts 
zu  schaffen  hat.  Sind  Geschwister  ebenso,  wie  Kinder,  als  erstes  Blut  ge- 
zählt, so  ist  es  selbstverständlich,  dass  beide  damit  nicht  als  gleichgestellte 
Erben  bezeichnet  werden  sollen,  so  dass  es  überflüssig  ist,  auf  die  weitern, 
solche  Bedeutung  der  Zählung  bestimmt  ausschliessenden  Bestimmungen 
einzugehen.  Lediglich  die  Gränze  des  Erbrechts  soll  gekennzeichnet  wer- 
den. Und  das  geschieht  durch  die  Bestimmung,  dass  das  fünfte  absteigende 
Blut  ausgeschlossen  sein  soll,  also  durch  Beachtung  eines  Falles,  der  in  der 
Linie  der  Kinder  sicher  nicht  vorkommen  konnte,  für  den  es  sich  selbst  in 
der  Linie  der  Geschwister  höchstens  um  eine  ganz  entfernte  Möglichkeit 
handelte.  Durch  die  Angabe  der  Erbgränze  für  die  Parentel  des  Erblassers, 
dann  die  seiner  Eltern  soll  zweifellos  nur  gekennzeichnet  werden,  wie  die- 
selbe überhaupt  durch  Zählung  der  Kinder  irgendwelcher  Stammeltern  als 
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331]  erstes  Blut  zubestimmea  sei,  was  dann  erst  in  den  höhern  Parentelen 
durch  Ausgleichung  des  Unterschiedes  der  Generationen  von  thatächlicher 
Bedeutung  wird.  Wie  die  Geschwister  des  Erblassers,  so  sind  dann  auch 
die  Geschwister  seiner  Eltern,  weiter  seiner  Grosseltern  erstes  Blut,  von 
denen  ab  überall  das  Erbrecht  nur  bis  zum  vierten  Blute  reichen  soll. 

Massgebend  ist  für  diese,  nur  für  die  Frage  nach  der  Erbberechtigung 
überhaupt  verwendbare  Zählung  also  zunächst  lediglich  der  Abstand  der 
Erbansprecher  von  der  vom  Erblasser  aufsteigenden  Hauptlinie,  ohne  Rück- 
sichtnahme auf  die  Stellung  des  Erblassers  in  derselben  und  damit  der  Ent- 
fernung des  Erbansprechers  vom  Erblasser  selbst.  Danach,  vgl,  die  Ueber- 
sicht  S  327,  hat  E8  noch  Erbrecht,  während  der  mit  ihm  gleich  weit  vom 
Erblasser  stehende  D8  und  der  demselben  näherstehende  Cj  auch  dann 
nicht  zum  Erbe  gelangen,  wenn  ihnen  dasselbe  als  Nächstgesippten,  vgl. 
$  3  1 5,  zukommen  würde,  weil  bei  ihnen  jene  Erbgränze  überschritten  ist. 

Dass  die  Blutzahl  auch  auf  Seiten  des  Erblassers  überschritten  sein 
könne  und  demnach  F6,jJ8  kein  Erbrecht  haben  würden,  ist  allerdings 
nicht  bestimmter  angedeutet.  Wenn  man  aber  derartige  Bestimmungen  in 
so  auffallender  Weise  zunächst  an  die  gerade  Linie  ^\t&  Erblassers  anknüpfte, 
und  zwar  nach  der  Fassung  an  die  absteigende,  so  dürfte  sich  das  doch  am 
leichtesten  daraus  erklären,  dass  man  überhaupt  an  die  gesammte  gerade 
Linie,  an  jeden  Stammvater  dachte,  und  damit  auch  für  die  Linie  des  Erb- 
lassers einen  immer  verwendbaren  Massstab  geben  woUte.  Doch  können 
wir  das  zunächst  dahingestellt  sein  lassen,  da  sich  nach  dieser  Richtung 
anderweitig  bestimmtere  Belege  finden  werden. 

332.  Je  eigenthümlicher  jene  ganze  Auffassung  ist,  um  so  mehr  muss 
CS  doch  auflallen,  wenn  sie  sich  ganz  in  derselben  Weise  auch  in  nord- 
schwedischen Rechten  geltend  macht,  während  den  göthischen  Rech- 
ten eine  entsprechend  bestimmte  Gränze  zu  fehlen  sckeint^  wir  da  S  324 
für  das  Erbrecht  des  weitern  Kreises  lediglich  einen  Hinweis  auf  die  Knie- 
nähe fanden.  Selbst  wenn  die  Uebereinstimmung  eine  vereinzelte  wäre, 
wenn  wir  ihr  nicht  auch  in  einer  Reihe  anderer  Fälle  wieder  begegnen 
würden,  müsste  sie  den  Gedanken  nahe  legen,  dass  da  irgendwelche  Ver- 
wandtschaft zwischen  den  friesischen  und  nordschwedischen  Bestimmungen 
bestehe. 

Im  Erbabschnitt  von  Uplandslagen  c.  1 1 ,  und  entsprechend  in  Hel- 
singelagen,  wird  zuerst  gesagt,  wie  Nachkommen  verstorbener  Kinder  neben 
deren  Geschwistern,  also  nach  Eintrittsrecht,  dann,  wie  sie  selbstständig 
erben :  So  wird  Alles  vererbt  bis  :^um  fünften  Mann,  wo  Jedes  ers^eugt  wird 
vom  Andern,  so  lange  ein  Geschwister  lebt;  und  wieder:  alles  innerhalb 
des  fünften  Mannes ;  nicht  mag  der  fünfte  Mann  Erbe  nehmen.  Ist  dann 
c.  1 2  von  der  Nachfolge  der  Geschwister  des  Erblassers  und  deren  Nach- 
kommen die  Rede,  so  heisst  es  wieder:  Alles  bis  3{umfünflen  Mann;  im- 
mer solange  irgendein  Geschwister  lebt,  nicht  mag  fünfter  Mann  Erbe  neh- 
men. Und  nachdem  c.  16  pr.  von  den  entfernteren  Blutsfreunden  ange- 
geben ist,  dass  sie  nach  der  Nähe  des  Geschlechts  erben  sollen,  vgl.  $  324, 
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und  man  nun  etwa  noch  eine  zunächst  auf  die  Seitenverwandtschaft  be- 
zügliche Gränzangabe  erwarten  sollte,  heisst  es  wieder  S  1  '•  Und  es  erbe 
so  Sohneskind  wie  Sohn  und  so  Tochterkind  wie  Tochter  bis  ^{umfünfteu 
Mann,  wer  von  denen  abstammt  Finden  wir  also  genau  so,  wie  in  jenen 
friesischen  Rechten  die  ErbgrSnze  gerade  da  angegeben,  wo  sie  thatsächlich 
keine  Bedeutung  hatte,  für  die  Linie  der  Kinder,  dann  der  Geschwister, 
ergibt  sich  weiter,  dass  da  die  Grunze  dieselbe  war,  ob  sie  nun  vom  Erb- 
lasser oder  von  dessen  Eltern  zu  zählen  war,  so  findet  das  doch  auch  hier 
nur  darin  seine  Erklärung,  dass  damit  die  allgemeine  Regel  fUr  die  Aus- 
dehnung des  Erbrechts  gegeben  sein  sollte,  die  dann  lediglich  auf  einer 
Linie,  zunächst  der  des  Erbansprechers,  zu  zählen  war. 

333.  Handelte  es  sich  bei  den  bisher  besprochenen  Angaben  immer 
um  das  viene  Knie,  welches  auch  auf  Gothland  ftlr  die  Erbgränze  mass- 
gebend ist,  vgl.  S  325,  so  sehen  wir  uns  nun  in  friesischen  Rechten 
sehr  häutig  auf  eine  Gränzbestimmung  nach  dem  dritten  Knie 
hingewiesen.  Sie  erscheint  in  den  uns  vorliegenden  Quellen  nicht  gerade, 
wie  in  den  früher  besprochenen  FäUen  das  viene  Blut,  als  Erbrechtsgränze, 
bildet  aber  doch  im  Erbrecht  einen  wichtigen  Abschnitt,  während  sie  auch 
in  andern  Verhältnissen  so  häufig  die  Rechts  Wirksamkeit  der  Blutsfreund- 
schaft abschliesst,  dass  Amira  Erbenf.  204  daraufhin  die  gewiss  wohlbe- 
gründete Vermuthung  ausspricht,  dass  in  einer  frühern  Zeit  das  Erbrecht 
überhaupt  nur  so  weit  reichte. 

Es  ist  überaus  häufig  die  Rede  vom  Thredknia  lawa^  vom  Nachlass 
des  Thredkniling,  also  dem  Drittknielingserbe.  Ganz  gleichbedeutend  findet 
sich  auch  Thredda  sia,  drittes  Geschlecht ;  vgl.  Richthofen  Wörterb.  zu  Sia, 
Thredknia.  Die  lateinischen  Texte  reden  gleichbedeutend  von  der  tertia 
consanguinitas,  von  Verwandten  tertii  gradus  oder  infra  tertium  genu; 
vgl.  Richth.  Q.  6.56.  Fanden  wir  früher  S  252  beim  Wehrgelde  einen 
Thredda  und  Thredling  genannt,  so  schien  das  dem  im  vierten  gleichen 
Grade  stehenden  dritten  Vetter  zu  entsprechen,  sodass  ich  Zusammenhang 
beider  Ausdrücke  bezweifelte.  Dagegen  ist  Drittknieling  zunächst  jedenfalls 
der  im  dritten  gleichen  Grad  Verwandte;  vgl.  Amira  Erbenf.  139.  Aber 
nur  dieser?  können  nicht  auch  in  ungleichem  Grade  Stehende  Drittknie- 
linge  sein  ?  Ich  denke,  dass  auch  hier,  wie  wir  das  für  das  vierte  Blut  zu 
begründen  suchten,  AUe  dahin  gehören,  welche  in  der  Seitenlinie  drei  Kniee 
von  der  Hauptlinie  abstanden^  vorausgesetzt,  dass  auf  dieser  selbst  die  Zahl 
nicht  überschritten  ist. 

Es  ist  oft  ausgesprochen,  dass,  wenn  eine  von  den  Brüdern  ausge- 
steuerte Schwester  stirbt,  die  überlebende  Schwester  derselben  nicht  erbt, 
sondern  noch  durch  Kindeskinder  des  Bruders  ausgeschlossen  wird.  Das 
wird  im  Erbrecht  von  Fi velgo  S  10,  Richth.  Q.  325,  ausdrücklich  als  Drittes- 
knieerbe bezeichnet.  Stehen  Schwester  und  Brudersenkel  im  ersten  und 
dritten  ungleichen  Knie,  so  ergibt  sich  da  bestimmt,  dass  der  Ausdruck  sich 
auch  auf  den  ungleichen  Grad  bezog  und  für  ihn  lediglich  die  Zählung  von 
der  Hauptlinie  ab  massgebend  war.    Ist  danach  in  der  ersten  Seitenlinie 
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nur  noch  das  dritte  Knie  berechtigt,  so  entspricht  es  dem,  wenn  auch 
in  der  geraden  absteigenden  Linie  der  Urenkel,  der  gleichfalls  Drittknieliag 
sein  würde,  mehrfach  als  Letztberechtigter  genannt  wird,  vgl.  Amira  Erbenf. 
169.172  ff.,  also  vom  Unterschiede  der  Zahl  abgesehen  durchaus  entspre- 
chend den  früher  erörterten  Bestimmungen  bezüglich  des  vienen  Bluts. 

Es  soll  weiter  für  Jemanden  sein  Drittknieling  noch  nicht  Zeuge  sein 
dürfen,  vgl.  Amira  Erbenf.  140.153.  Dagegen  heisst  es  im  Brokmerbriefe 
S  1 50  ausdrücklich,  dass  der  Viene  und  der  Zweite  tür  einander  zeugen 
dürfen.  Damit  ergibt  sich  bestimmt,  dass  nicht  die  durch  Zusammenzählen 
der  Kniee  beider  Linien  zu  gewinnende  Entfernung  beider  Personen  von 
einander,  sondern  zunächst  lediglich  die  des  Zeugen  von  der  Hauptlinie 
massgebend  sein  soll,  dass  wohl  noch  C^,  nicht  aber  mehr  C6  Drittknie- 
ling war.  Ist  aber  weiter  von  gegenseitigem  Zeugniss  des  Vierten  und  Zwei- 
ten die  Rede,  so  ergibt  schon  das  hier  Massgeben  der  längern  Linie,  da  es 
zweifellos  gleichgiltig  sein  soUte,  ob  der  Zeugende  oder  der,  der  des  Zeug- 
nisses bedurfte,  als  Vierter  die  Dreikniegränze  überschritten  hatte ;  wie  C6 
für  i4  Zeuge  sein  durfte,  ebenso  zweifellos  auch  jE<5^,  obwohl  hier  der  Zeuge 
nur  im  zweiten  Knie  von  der  aufsteigenden  Linie  des  A  abstand. 

884,  Ganz  ebenso  werden  wir  aber  auch  für  die  Bestimmungen  über 
das  Drittknielingserbe  anzunehmen  haben,  dass  solches  dann  vorlag, 
wenn  keine  der  beiden  Personen,  sei  es  Erblasser  oder  Erbnehmer,  das 
dritte  Kniee  überschritt.  An  und  für  sich  ziemlich  unverständlich,  dürften 
sie  nur  durch  diese  Annahme  ihre  genügende  Erklärung  finden. 

Hatten  die  früher  besprochenen  Angaben  über  die  Erbgränze  beim 
vierten  Glied  nach  der  Fassung  immer  die  Entfernung  des  Erben  vom  Erb- 
lasser oder  einem  Vorfahren  desselben  abwärts  im  Auge,  so  trifit  das  zwei- 
fellos die  in  den  unteren  ungleichen  Querlinien  oder  auch  in  der  gleichen 
stehenden  Personen.  Drittknielinge  würden  dem  entsprechend  ausser  dem 
im  dritten  gleichen  Knie  stehenden  D6  auch  noch  Cß,  B4  und  Aß  sein. 
Wie  steht  es  nun  aber  mit  den  auf  den  obern  Querlinien  in  gleicher  Ent- 
fernung vom  Erblasser,  aber  nur  im  ersten  und  zweiten  Knie  vom  Haupt- 
stamme stehenden  D4  und  Dß? 

Im  Erbrecht  wird  das  dritte  Knie  insbesondere  dadurch  von  Bedeu- 
tung, dass  nach  den  allgemeinen  Küren  c.  5  und  den  allgemeinen  Land- 
rechten c.  7,  vgl.  c.  21,  Richth.  Q.  8.54.72,  bis  zu  jener  Gränze  der  Freie 
sein  Recht  auf  das  Erbe  der  Verwandten  mit  Zwölfereid  ohne  Kampf  er- 
weisen mag.  Das  soll  gelten  vom  Nachlass  der  Eltern,  der  Grosseltern,  der 
Urgrosseltern,  des  Oheim  und  vom  Drittknienachlass.  Das  Verständniss 
dieser  Angabe,  die  doch  gewiss  irgendwie  eine  erschöpfende  sein  soll,  bietet 
Schwierigkeiten;  vgl.  auch  Amira  Erbenf.  169.  Die  Angabe  geht  zunächst 
davon  aus,  dass  der  Erbnehmer  den  untern  Linien  angehört,  dass  der  Nach- 
komme den  Vorfahren,  der  Neffe  den  Oheim  beerbt.  Dem  entsprechend 
sollte  es  sich  auch  beim  Drittknieerbe  zunächst  um  ein  solches  handeln, 
welches  von  einem  Drittknieling  hinterlassen,  nicht  von  einem  solchen  be- 
ansprucht wird.    Nun  ist  aber  nach  dem  bisher  Festgestellten  B4,  der  auf 
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den  untern  Linien  zunächst  ins  Auge  gefasst  sein  sollte,  wohl  Drittknieling 
des  Erblassers  Ay  nicht  aber  dieser  Drittknieling  von  ihm.  Fassen  wir  aber 
die  entsprechende  Stellung  in  den  obern  Linien  ins  Auge,  so  ist,  wenn  der 
Grossoheim  D^  das  Erbe  von  A  nimmt,  der  Erblasser  allerdings  Drittknie- 
ling desselben.  Das  scheint  doch  darauf  zu  deuten,  dass  bei  der  Fassung 
der  Stelle  auf  den  von  mir  betonten  Umstand  überhaupt  keine  Rücksicht 
genommen  ist,  dass  dieselbe  durch  die  sich  auch  sonst  wohl  geltend  ma- 
chende Auffassung  bestimmt  ist,  dass  in  vielen  Fällen  die  Unterscheidung 
zwischen  Erblasser  und  Erbnehmer  eine  ganz  gleichgiltige  ist,  da  dieselbe 
Person,  welche  eine  andere  beim  Mangel  näherer  Erben  beerbt,  umgekehrt 
von  dieser  unter  denselben  Verhältnissen  beerbt  wird.  So  etwa,  wenn  im 
norwegischen  Gulathingsrecht  das  Erbe,  welches  der  Sohn  nach  dem  Vater 
oder  der  Vater  nach  dem  Sohne  nimmt,  als  erstes  Erbe  gleichgestellt,  oder 
als  fünftes  Erbe  das  aufgeführt  wird,  welches  der  Vatersbruder  und  der 
Bruderssohn  jeder  nach  dem  andern  nehmen. 

Greift  das,  wie  ich  denke,  auch  hier  ein,  so  war  es  gleichgiltig,  welche 
von  beiden  Personen  man  nannte.  Grossvatererbe  ist  dann  nicht  blos  das, 
welches  der  Enkel  nach  dem  Grossvater,  sondern  ebenso  das,  welches  dieser 
nach  dem  Enkel  nimmt;  Oheimerbe  auch  der  Nachlass  des  vom  Oheim 
beerbten  Neffen.  Entsprechend  ist  dann  Drittknieerbe  ebenso  das,  was  von 
einem  Drittknieling  hinterlassen,  als  das,  was  von  ihm  genommen  wird. 
Dann  ist  die  Aufzählung  vollständig,  wenn  wir  davon  absehen,  dass  das 
Erbe,  welches  zwei  Vettern  nacheinander  nehmen,  nicht  aufgeführt  ist ;  da 
der  Vetter  Zweitknieling  ist,  wie  der  Neffe  im  Verhältniss  zum  Erblasser, 
der  Erblasser  im  Verhältnisse  zum  Oheime,  so  wird  es  unter  dem  Oheim - 
erbe  mitverstanden  sein. 

Ist  diese  Auffassung  richtig,  so  würde  damit  auch  die  Stellung  der 
Personen  der  obern  Linien,  D4  und  Dß^  klargelegt  sein.  Sie  sind  selbst 
nicht  Drittknielinge ;  aber  die  Gränzc  gilt  auch  für  sie,  weil  der  Erblasser 
ihr  Drittknieling  ist.  Damit  gelangen  wir  denn  wieder  auf  das  §  326  von 
vornherein  vermuthete  Verhältniss,  dass  die  Zahl  der  Kniee  auf  der  Linie 
des  Erblassers  nur  so  lange  gleichgiltig  ist,  als  sie,  wie  das  thatsächlich  über- 
wiegend der  Fall  sein  wird,  die  Zahl  auf  Seiten  des  Erben  nicht  überschreitet ; 
während  sie  massgebend  wird,  sobald  das  zutrifft.  Es  handelt  sich  also  ein- 
fach um  Massgeben  der  längsten  Linie.  Die  Anordnung  ist  dann  eine 
durchaus  einheitliche.  Wie  dieGränze  sich  vonA  abwärts  nur  bis  auf  den 
Urenkel  erstreckte,  so  aufwärts  nur  bis  auf  den  Urgrossvater,  weil  einst 
von  diesem  aus  auch  nur  noch  A  selbst,  nicht  dessen  Sohn,  in  die  Gränze 
gefallen  wäre ;  und  hatte  da  die  Gränze,  zumal  wo  dieselbe  bis  zum  vierten 
Knie  gezogen  war,  für  die  äussersten  Glieder  der  geraden  aufsteigenden 
und  absteigenden  Linie  keine  thatsächliche  Bedeutung,  so  wurde  sie  mass- 
gebend für  das  Recht  der  Seitenlinie. 

335.  Nahmen  wir  §  315  an,  dass  sich  bei  den  Friesen  die  Erben- 
folge im  weitern  Kreise  in  der  Regel  nach  der  Kniezahl  der  gebrochenen 
Linie  bestimmte,  so  ist  die  Parentelenordnung,  welche  sich  insbesondere 
F  i  c  k  e  r ,  Untersuchungen.  I.  2  Q 
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335]  auf  dem  Gebiete  der  TodtschlagsUhne  geltend  macht,  vgl.  $  278  ff., 
doch  auch  wohl  für  die  Erbenfolge  massgebend  geworden.  Es  kann  nun 
auffallen,  dass  das  Eingreifen  des  Gesichtspunktes  der  Parentelenordnung 
in  die  Erbenfolge,  wie  sich  später  ergeben  wird,  auch  von  andern  ostger- 
manischen Rechten  gerade  solche  trifft,  in  welchen  die  Erbgränze  nach  der 
längsten  Linie  bestimmt  betont  ist,  die  nordschwedischen  und  das  goth- 
lündische.  Liegt  es  damit  nahe,  uns  das  Verhältniss  der  Erbgränze 
nach  derlängsten  Linie  zurErben  folge  nach  Parentelenzu 
vergegenwärtigen,  so  scheint  es  allerdings  auf  der  Hand  zu  liegen,  dass 
eine  Gliederung,  welche  nur  die  gleiche  Entfernung  von  irgendwelchem 
Stammvater  ins  Auge  fasst,  an  und  für  sich  so  wenig  einer  Parentelenord^ 
nung  entspricht,  wie  die  Gliederung  nach  Vetterschaften,  vgl.  §  278,  und 
sich  demnach  schwerlich  auf  Grundlage  jener  entwickelt  haben  kann. 

Eine  lediglich  nach  Parentelen  geordnete  Erbenfolge,  wie  sie  etwa 
das  holländische  Schependomsrecht  ergibt,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf. 
144  ff.,  Brunncr  Sippe  51,  zeigt  überhaupt  keine  Erbrechtsgränze ;  das  Ein- 
trittsrecht ist  auch  in  der  Seitenlinie  ein  unbegränztes;  kein  noch  so  naher 
Verwandter  der  entfernteren  Parentel  kann  erben,  so  lange  ein  noch  so 
entfernter  der  näheren  vorhanden  ist.  Eben  so  wenig  ergibt  sich  eine  GrSnze 
auf  der  Linie  des  Erblassers.  Geht  das  Erbe,  wenn  die  näheren  Parentelen 
unvertreten  sind,  auf  die  Viertel  der  Sippe,  vgl.  S  280,  dann  auf  die  Achtel, 
bei  welchen  der  Erblasser  vierter  Mann  sein  würde,  so  soll  sich  nach  dem 
Schependomsrecht  die  Spaltung,  wenn  nöthig,  noch  weiter  fonsetzep. 

Hätten  wir  darin  die  ursprünglichste  germanische  Erbenfolge  zu  sehen, 
so  würde  die  Abgränzung  nach  der  längsten  Linie  auch  in  den  Parentelen 
uns  nur  eine  nachträgliche  Aenderung  darstellen  können,  welche  neben  der 
Entfernung  des  gemeinsamen  Stammvaters  auch  die  Entfernung  des  Erben 
selbst  vom  Erblasser  berücksichtigte,  ohne  doch  diese  als  allein  massgebend 
zu  behandeln,  wie  das  dann  schliesslich  bei  der  Berufung  lediglich  nach 
der  Nähe  der  Kniezahl  der  Fall  gewesen  sein  würde.  Wie  wir  aber  Ent- 
sprechendes §281  ff',  bereits  bezüglich  der  Todtschlagssühne  nachzuweisen 
suchten,  so  dürften  auch  die  späteren  Erörterungen  bezüglich  der  Erben- 
folge im  weiteren  Kreise  mit  Sicherheit  ergeben,  dass  die  Richtung  der 
Entwicklung  nur  die  umgekehrte  gewesen  sein  kann,  dass  das  Massgeben 
der  einfachen  Knienähe  der  Ausgangspunkt,  das  ausschliessliche  Massgeben 
der  Nähe  der  Parentel  der  Endpunkt  für  dieselbe  gewesen  sein  muss. 

Dann  aber  ist  nicht  zu  verkennen,  wie  sehr  die  Beachtung  der  läng- 
sten Linie  einer  U^bergangsgestallung  entsprach,  bei  welcher  der 
Vorzug  der  nähern  Parentel  bereits  beachtet  wurde,  derselbe  aber  doch  noch 
kein  unbegränzter,  die  Entfernung  vom  Erblasser  selbst  ganz  ausser  Acht 
lassender  sein  sollte.  Beim  Massgeben  der  einfachen  Knienähe  konnte  man 
eine  Erbgränze  ganz  entbehren,  so  lange  es  sich  um  die  Berechtigung  der 
einzelnen  Blutsfreunde  selbst  handelte ;  sie  hatte  dann  lediglich  da  Bedeu- 
tung, wo  das  Recht  der  Blutsfreunde  überhaupt  kein  unbegränztes  sein,  das 
Erbe  eventuell  an  den  König  fallen  sollte.    Anders,  wenn  man  die  nähere 
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Parentel  bevorzugte,  wahrend  es  doch  nahe  lag,  diesen  Vorzug  nicht  sofort 
unter  völligem  Absehen  von  der  Entfernung  vom  Erblasser  als  einen  un 
begrenzten  zu  fassen.  War  nach  der  Knienähe  der  Grossoheim  D4  zugleich 
mit  dem  Vetter  C4  zum  Erbe  berufen,  war  er  bei  Beachtung  der  nähern 
Parentel  nicht  blos  durch  diesen,  sondern  auch  durch  dessen  Sohn  Cj  aus- 
geschlossen, so  mochte  es  ja  in  der  Regel  in  der  näheren  Parentel  an  einem 
Erben  dieser  Nähe  nicht  fehlen.  Aber  es  konnte  doch  auch  zuweilen  der 
Fall  vorkommen,  dass  neben  dem  Grossoheim  oder  doch  dessen  Sohn  Z>j 
nur  der  Enkel  eines  Vetters  C6  oder  gar  ein  Urenkel  Cj  vorhanden  war. 
Man  konnte  also,  sollte  der  Vorzug  kein  unbeschränkter  sein,  einer  be- 
stimmten Gränze  nicht  entbehren,  bei  welcher  der  Vorzug  der  nähern  Sei- 
tenlinie endete. 

Eine  solche  Gränze  fand  sich  aber  bereits  vor,  wenn,  wie  nach  allem 
Gesagten  nicht  zu  bezweifeln,  die  Gliederung  nach  Vetterschaften,  der  die 
aus  der  längsten  Linie  sich  ergebende  durchaus  entspricht,  vgl.  S  265,  eine 
urgermanische,  von  jeher  für  die  Ausdehnung  der  Wirksamkeit  der  Bluts- 
freundschaft in  den  verschiedensten  Richtungen  massgebende  war.  War 
man  ohnehin  an  die  Auffassung  gewöhnt,  dass  in  jeder  Seitenlinie  die  Wirk- 
samkeit der  Blutsfreundschaft  nach  dem  dritten  oder  vierten  Knie  aufhön, 
so  lag  natürlich  nichts  näher,  als  auch  den  Vorzug  der  nähern  Seitenlinie 
bei  der  Erbenfolge  nur  so  weit  anzuerkennen,  als  da  die  rechtswirksame 
Blutsfreundschaft  überhaupt  reicht.  Finden  wir  in  einem  Rechte  allgemein 
ausgesprochen,  dass  das  Erbrecht  nur  noch  dem  vierten  Manne  zusteht,  so 
muss  das  selbstverständlich  auch  da  seine  Anwendung  finden,  wo  die  Erben 
nach  Parentelen  berufen  werden. 

Es  finden  sich  denn  auch  wohl  Zeugnisse,  welche  bestimmter  darauf 
hinweisen.  Heisst  es  in  der  nordfriesischen  Krone  der  Wahrheit  S  9,  Richt- 
hofen  Q.  563,  dass  Brüder  und  Schwestern  durch  Kindeskinder  bis  zum 
vierten  Glied  vom  Erbe  ausgeschlossen  werden,  so  kann  das  wieder  nach 
dem  S  330  ff.  betonten  Gesichtspunkte  nur  dadurch  Bedeutung  gewinnen, 
dass  damit  auch  die  Regel  für  die  weiteren  Parentelen  gegeben  sein  soll, 
da  die  Bestimmung  erst  bei  diesen  thatsächliche  Bedeutung  gewinnen  kann; 
wir  müssen  schliessen,  dass  die  §  ^31  besprochenen  Angaben  desselben 
Rechts  nicht  blos  eine  Erbgränze  im  allgemeinen  geben  und  besagen  wollen, 
dass  jedes  vierte  Glied  noch  erben  kann,  wenn  es  nach  der  Nähe  des  Kniees 
berufen  sein  würde,  sondern  dass  bis  dahin  in  jeder  näheren  Seitenlinie 
geerbt  werden  soll,  auch  wenn  in  entfernteren  Verwandte  näheren  Kniees 
vorhanden  sind.  Ganz  Entsprechendes  würde  dann  auch  die  ähnliche  Be- 
stimmung im  Erbrecht  von  Fivelgo  §  8  ergeben,  doch  anscheinend  mit  dem 
Unterschiede,  dass  der  Vierte  nicht  mehr  erben  soll,  was  dem  Drittknieerbe 
entsprechen  würde.  Es  ergibt  sich  damit  eine  Gestaltung,  wonach  für  die 
Erbgränze  nur  die  Entfernung  des  Erben,  für  die  Erbenfolge  aber  zunächst 
die  Entfernung  des  Erblassers  vom  gemeinsamen  Stammvater  massgebend 
ist ;  zweifellos  auch  hier  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  letztere  selbst 
die  Gränze  nicht  überschreitet. 

29* 
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336.  Bestimmtere  Belege  fUr  unsere  Annahme,  insbesondere  auch 
fUr  jene  Verbindung  der  Abgrenzung  nach  der  Kniezahl  nur  einer  Linie 
mit  der  Gliederung  nach  Parenielen,  finden  wir,  wenn  wir  uns  nicht  auf 
das  erbrechtliche  Gebiet  beschränken.  Denn  die  Beachtung  der  längsten 
Linie  macht  sich  keineswegs  nur  bei  der  Erbgränze  geltend ;  in  den  ver- 
schiedensten Beziehungen  wird  nach  ihr  die  Grtlnze  rechtswirksamer  Ver- 
wandtschaft bestimmt.  So  insbesondere  die  Betheiligung  an  der 
TodtschlagsUhne,  beziehungsweise  die  derselben  entsprechende  Ver- 
pflichtung zur  Fehde.  Wir  fanden  da  S  252  in  westfriesischen  Quellen  die 
Gränze  bis  zu  Dritten  reichen,  welche  aber  nicht  Drittknielinge,  sondern 
nur  dritte  Vettern  sein  konnten,  bei  denen  sichtlich  eine  ganz  andere  Zäh- 
lung eingreifen  muss,  da  jene  Dritte  im  vierten  Knie  vom  Hauptstamme 
stehen.  Dann  aber  entspricht  es  wenigstens  sachlich  durchaus,  wenn  in 
andern  friesischen  Quellen  die  Gränze  auf  das  viene  Glied  gesetzt 
wird. 

Da  finden  sich  nun  insbesondere  in  der  nordfiriesischen  Krone  der 
Wahrheit  S  15,  Richth.  Q.  563,  vgl.  Amira  Erbenf.  162,  Brunner  Sippe  23, 
genauere  Angaben,  welche  durchaus  das  bestätigen,  was  wir  aus  den  bisher 
besprochenen  Angaben  folgerten.  Es  ist  auch  da  ähnlich,  wie  im  Erbrecht 
zwischen  Erbenfolge  und  Erbgränze,  zu  unterscheiden  zwischen  den  Ab- 
stufungen des  Betrags,  mit  dem  die  Blutsfreunde  betheiligt  waren,  und  der 
Gränze  der  Betheiligung  überhaupt.  Jene  richtete  sich  nur  nach  der  Ent- 
fernung der  Parentel  bis  zu  den  acht  Fechten  hin,  vgl.  $  284,  also  nur  nach 
dem  Abstände  der  Ausgangsperson,  des  Erschlagenen  oder  des  Thäters, 
vom  Stammvater  bis  zu  den  im  vierten  Gliede  von  ihm  stehenden  Urur- 
grosseltern.  Und  an  der  Zahlung  sollen  dann  alle  Glieder  der  Parentel  ohne 
Rucksicht  auf  ihren  Abstand  vom  Stammvater  gleich  betheiligt  sein.  Aber 
nur  bis  zur  GrSnze  des  vierten  Gliedes.  Und  da  ergeben  nun  die  Angaben 
aufs  bestimmteste,  dass  dafür  nur  die  Zahlung  der  längsten  Linie  mass- 
gebend war. 

Steht  nämlich,  wie  das  ausdrücklich  ausgeführt  wird,  der  Thätcr  A 
im  zweiten  Gliede,  handelt  es  sich  also  bei  Uebenragung  auf  die  Uebersicht 
$  327  um  die  Parentel  C,  auf  welche  dann  die  längere  Linie  fällt,  so  soll 
C6  gerade  so  viel  zahlen,  wieC^,  obwohl  dieser  dem  Thäter  näher  geboren 
ist.  Dagegen  zahlt  C7  nichts  mehr,  obwohl  der  Thäter  näher  zu  ihm  ge-, 
boren  ist,  als  zu  E8^  den  die  Verpflichtung  noch  trifft.  Denn  wie  nahe  auch, 
heisst  es,  der  Thäter  dem  Freunde  geboren  ist,  also,  wie  kurz  auch  die 
Linie  des  Thäters  ist,  so  ist  der  Freund  nicht  zur  Fehde  verpflichtet,  wenn 
er  in  das  fünfte  Glied  gekommen  ist:  wente  dat  vöffte  dat  is  frembd.  Es 
entscheidet  also  die  längere  Linie  auf  Seiten  des  Freundes  für  C7  gegen  £9. 
Weiter  aber  heisst  es  nun  ausdrücklich,  dass  wenn  der  Thäter  im  vierten 
Glied  zu  einem  Freunde  geboren  ist,  dieser  aber  im  zweiten  oder  dritten 
zu  ihm,  was  also  E6  und  Ej  trifft,  dieser  Freund  gerade  so  verpflichtet 
sein  soll,  als  wenn  er  im  vierten  Gliede,  wie  E8,  zu  ihm  stände.  Wir  ge- 
langen also  ganz  zu  demselben  Ergebnisse,  wie  bezüglich  des  Drittknieerbes: 
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E6  und  Ej  stehen  nicht  im  vierten  Gliede,  aber  sie  werden  als  viertes  Glied 
behandelt  nach  Massgabe  der  langem  Linie  des  Thäters.  Dagegen  würde 
dann  wieder  F8  unverpflichtet  sein,  weil  bei  Zählung  der  längeren  Linie 
des  Thäters  dieser  schon  auf  das  fünfte  Glied  trifft. 

Ebenso  wird  es  zu  verstehen  sein,  wenn  nach  Rechtsaufzeichnungen 
aus  dem  Lande  Hadeln,  vgl.  Brunner  Sippe  12,  wo  für  diese  Dinge  friesische 
Grundlage  anzunehmen  sein  wird,  die  Vettern  des  Thäters  bis  ins  vierte 
Glied  von  der  Fehde  betroffen  werden  soUen.  Und  nicht  anders,  wenn  zu 
Harderwijk,  vgl.  S  286,  die  Todtschlagsühne  alle  Freunde  beider  Seiten  bis 
zum  vierten  Gliede  verpflichten  soll,  womit  dann  die  zu  Dortrecht,  vgl. 
S  253,  nach  dem  ersten  Gliede  bestimmte  Gränze  stimmt. 

Spricht  Manches  dafür,  dass  im  friesischen  Recht  die  Erbgränze  ur- 
sprünglich vielfach  nur  bis  zum  dritten  Knie  reichte,  vgl.  %  333,  so  wird 
da,  wo  sie,  wie  bei  den  Nordfriesen,  vgl.  S  331,  bis  zum  vierten  geht,  die 
Ausdehnung  irgendwie  mit  den  Bestimmungen  über  die  Fehde  zusammen- 
hängen. Soll  nach  der  nordfriesischen  Siebenhardenbeliebung  §  3,  Richth. 
Q.  578,  das  Erbrecht  der  Vatersippe  und  der  Muttersippe  bis  auf  das  vierte 
Glied  reichen,  so  wird  das  ausdrücklich  damit  begründet,  dass  der,  der  so 
fern  in  der  Geburt  ist,  dass  er  von  der  Fehde  nicht  mehr  betroffen  wird, 
auch  kein  Erbe  nehmen  soll.  Treffen  wir  nun  für  die  Fehde  überall  auf 
dieselbe  Gliederung,  handelt  es  sich  da  bei  der  Abgrenzung  nach  Vetter- 
schaften oder  nach  der  längsten  Linie  lediglich  um  einen  Unterschied  der 
Zählung,  so  dürfen  wir  da  diese  Gliederung  zweifellos  als  urgermanische 
betrachten.  Ist  das,  wie  ich  denke,  für  die  Ordnung  der  Erbenfolge  nach 
Parentelen  nicht  anzunehmen,  so  dürfte  sich  damit  doch  ein  bestimmterer 
Halt  für  unsere  Annahme  S  3  3  5  bieten,  dass  die  Abgrenzung  des  Erbrechts 
in  jeder  Parentel  sich  an  eine  Gränze  rechtswirksamer  Blutsverwandtschaft 
anschloss,  die  man  auf  anderem  Gebiete  bereits  vorfand. 

Und  ebenso  dürfte  sich  damit  ein  weiterer  Beleg  für  dieS  28  t  ff.  be- 
gründete Annahme  bieten,  dass  das  Eingreifen  der  Parentelen  in  die  frie- 
sische Todtschlagsühne  nur  ein  nachträgliches  sein  konnte.  Wir  suchten 
dasselbe  auf  eine  Verschiebung  der  Gliederung  nach  Vetterschaften  zurück- 
zuführen, sodass  die  Neffen  nun  nicht  mehr  selbstständig,  sondern  nur  als 
Söhne  des  betreffenden  Vetter  in  Betracht  kamen.  Das  wird  wohl  noch 
ausdrücklich  für  die  Söhne  der  im  dritten  Gliede  stehenden  Nachgeschwi- 
sterkinder betont.  Aber  die  Kinder  der  im  vierten  Gliede  stehenden  Dritten 
oder  Thredlinge,  vgl.  %  286,  soll  das  sichtlich  nicht  mehr  treffen.  Zweifellos 
doch  nur  desshalb,  weil  sie,  entsprechend  den  nordfriesischen  Angaben, 
das  vierte  Glied  überschritten  hatten.  Es  lässt  das,  wie  ich  denke,  darauf 
schliessen,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  Parentelenordnung  erst  Ein- 
gang fand,  als  die  den  Vetterschaften  entsprechende  Gliederung  nach  der 
längsten  Linie  bereits  vorlag. 

337.  Setzen  diedänischenRechte  mehrfach  keine  bestimmte 
Erbgränze,  so  mag  damit  zusammenhängen,  dass  sie  auch  für  Fehde  und 
Wehrgeld  keine  Grunze  ergeben;  vgl.  Kold.  Rosenvinge  130   ff.,  Wilda 
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337]  Strafr.  37g.  Dagegea  heisst  es  im  Jütischen  Lov  2  c.  26,  dass,  wer 
entfernter  ist,  als  der  vierte  Mann,  nicht  Busse  empfangt  und  zahlt.  Dass 
da  anders  gezählt  sein  muss,  als  wenn  die  Erbgrünze  bis  zum  siebten  Mann 
reichen  soll,  vgl.§  317,  liegt  auf  der  Hand.  Dann  aber  kann  auch  Wer  nur 
nach  der  Uingsten  Linie  gezählt  sein,  wie  bei  den  Friesen,  da  sich  bei  der 
Annahme,  es  handle  sich  um  Doppelzählung,  wieder  alle  die  Schwierig- 
keiten ergeben  würden,  die  der  Verwendung  derselben  überall  im  Wege 
stehen,  wo  es  sich  um  eine  Mehrzahl  von  Blutsfreunden  handeln  kann, 
welche  verschiedenen  Parentelen  angehören.  Finden  wir  damit  aber  hier 
die  längste  Linie  wohl  bei  der  Fehde,  nicht  aber  im  Erbrecht  verwandt, 
so  muss  das  doch  wieder  dafür  sprechen,  dass  sie,  wo  letzteres  der  Fall, 
erst  nachträglich  von  andern  Gebieten  auf  das  des  Erbrechts  übenragen 
wurde. 

Die  Verwendung  bezüglich  der  Todtschlagsühne  ergibt  sich  dann 
ebenso  im  nordschwedischen  Recht  nach  Massgabe  der  bereits  S  276 
besprochenen  Angabe  in  Helsingelagen.  Nur  für  die  den  ersten  Venera 
entsprechenden  nächsten  Blutsfreunde  fanden  wir  da  die  ungleichen  Grade 
beachtet,  und  zwar  nach  dem  Gesichtspunkte  der  Gleichstellung  von  Oheim 
und  Neffen  und  Bevorzugung  beider  vor  dem  Vetter;  wie  wir  ihn  auch 
bei  den  Friesen  §  287  noch  in  einem  Falle  glaubten  nachweisen  zu  können, 
während  sich  da  in  den  andern  Angaben  die  Parentelenordnung  geltend 
macht.  Haben  wir,  wie  ich  denke,  für  beide  Rechte  eine  nähere  gemein- 
same Grundlage  anzunehmen,  so  würde  auch  jener  Umstand  darauf  deuten, 
dass  dieser  Grundlage  eine  weitergehende  Beachtung  der  Parentelen  in  die- 
sen Verhältnissen  noch  fremd  gewesen  sein  muss,  wenn  es  auch  nach  dem 
S  279  über  das  nordschwedische  Todtschlagserbe  Bemerkten  an  Ansätzen 
dazu  nicht  gefehlt  haben  mag. 

Dass  dann  die  weitere  Gliederung  bei  Nichtbeachtung  der  ungleichen 
Grade  der  nach  Vetterschaften  und,  wie  ich  nach  dem  §  272  ff.  Bemerkten 
glaube  annehmen  zu  dürfen,  nach  Geschwisterschaften  entspricht,  wurde 
schon  S  276  betont.  Aber  Zählung  und  Gränze  stimmen  genau  mit  dem 
friesischen  und  jütischen  Recht  überein;  die  vierten  Männer,  mit  welchen 
die  Gränze  erreicht  ist,  entsprechen  nicht  den  vierten,  sondern  den  drinen 
Vettern,  oder  den  vierten  Gliedern  oder  Männern  jener  Rechte ;  es  kann 
sich  auch  hier  die  Zählung  nur  auf  die  längste  Linie  beziehen.  Fanden  wir 
§  332  nicht  blos  bezüglich  der  Erbgränze  selbst,  sondern  auch  der  Art  ihrer 
Kennzeichnung  eine  so  grosse  Uebereinstimmung  zwischen  nordschvvedi- 
schem  und  friesischem  Recht,  dass  der  Gedanke  an  nähere  Verwandtschaft 
kaum  abzuweisen  ist,  so  muss  derselbe  noch  näher  liegen,  wenn  wir  dem- 
selben auf  anderm  Gebiete  wieder  begegneten.  Während  nach  dem  $  27? 
Bemerkten  in  den  göthischen  Rechten  die  Gränze  eine  weitere  gewesen  zu 
sein  scheint. 

338.  Jene  Gliederung  wird  weiter  wirksam  bei  Eides hilfe  und 
Zeugniss,  sei  es,  dass  nächste  Verwandte  als  Helfer  gefordert  werden, 
sei  es,  dass  sie  als  verdächtige  Zeugen  ausgeschlossen  sein  sollten.  So  weil 
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mir  da  bezügliche  Bestimraungen  in  ostgermanischeo  Rechten  aufgefallen 
sind,  trifft  die  Gränze  Überwiegend  zunächst  den  dritten  canonischen  Grad, 
so  dass  sie  vielfach  eine  engere  ist,  wie  im  Erbrecht  und  bei  der  Fehde. 
Reicht  sie  im  norwegischen  Landrecht  Königs  Magnus  6  c.  8  bis  zum  vier- 
ten Grad,  so  weiss  ich  nicht  zu  beurtheilen,  in  wie  weit  da  spatere  Erwei- 
terung eingreifen  mag;  andernfalls  würde  sich  auch  hier  nähere  Ueber- 
einstimmung  des  isländischen  mit  dem  gothischen  und  andern  Rechten 
ergeben,  dagegen  des  burgundischen,  vgl.  S  3 1 9,  mit  dem  norwegischen 
Rechte.  Treffen  die  Angaben  zunächst  den  dritten  gleichen  Grad,  wie  in 
Island,  vgl.  Maurer  Isl.  331,  während  doch  Personen  verschiedener  Paren- 
telen  in  Frage  kommen  können,  so  ergibt  sich  wieder  unmittelbar  nichts 
über  die  Behandlung  der  ungleichen  Grade.  Darf  der  in  gleichem  dritten 
Grade  stehende  D6y  vgl.  §  327,  jedenfalls  für  A  nicht  Zeuge  sein,  so  kann 
es  sich  fragen,  ob  das  für  den  zweiten  und  vierten  Grad,  C6  und  E6  ebenso 
zutreffen  soll. 

Dass  die  Bestimmung  aber  wenigstens  im  friesischenRecht  den 
Drittknieling  und  nur  diesen,  nicht  auch  den  nach  einfachen  Knieen  gleich 
weit  Entfernten  traf,  wurde  schon  S  333  bemerkt.  Ebenso  wird  es  dann 
auch  zu  verstehen  sein,  wenn  nach  seelündischen  Keuren,  vgl.  Brunner 
Sippe  79,  die  Magen  bis  zum  dritten  Gliede  zur  Eideshilfe  verpflichtet,  hier 
aber  auch  nur  bis  zu  derselben  Gränze  an  Empfang  und  Zahlung  derTodt- 
schlagsühne  betheiligt  sind.  Von  den  dänischen  Rechten  verlangt 
das  jütische  Lov  1  c.  i,  dass  der  Beweis  der  Erbfähigkeit  des  Kindes  zu 
erbringen  ist  durch  zwölf  Blutsfreunde  innerhalb  der  dritten  Geburt :  innen 
thrithi  byrth,  wo  auch  der  gebrauchte  Ausdruck  sich  den  zunächst  die 
Reihe  der  Geburten  ins  Auge  fassenden  nordfriesischen  Bestimmungen, 
vgl.  S  331,  genau  anschliesst.  Dass  in  dieser,  wie  ähnlichen  Angaben,  das 
dritte  Glied  einschliesslich  zu  verstehen  ist,  ergibt  sich  schon  daraus,  dass 
bei  Beschränkung  auf  das  zweite  Glied  oder  Geschwisterkinder  eine  sogrosse 
Zahl  von  Blutsfreunden  sehr  häufig  überhaupt  nicht  vorhanden  gewesen 
sein  dürfte.  Auch  nach  seeländischem  Recht,  vgl.  Kold.  Rosenvinge  147, 
soll  der  Kläger  zum  Geschwornen  Niemand  bezeichnen  dürfen,  der  ihm  im 
dritten  Grade  verwandt  ist. 

339*  Gerade  bei  diesen  Bestimmungen  macht  sich  nun  mehrfach 
der  enge  Zusammenhang  zwischen  der  Zählung  nachVetter- 
schaften  und  der  nach  der  1  ä n g s t e n  L i n i e  besonders  auffallend 
bemerkbar.  Wir  wiesen  bereits  S  251  daraufhin,  wie  da  die  Drittknielings- 
gränze  in  andern  friesischen  Rechten  auf  die  zweite  Geburt,  entsprechend 
den  zweiten  Vettern  trifft,  so  dass,  da  sachliche  Abweichung  nicht  wohl 
vorauszusetzen  sein  wird,  schon  das  annehmen  lassen  müsste,  dass  der 
Kreis  der  zweiten  Vettern  ebenso  abgegränzt  war,  wie  der  der  Drittknie- 
linge,  also  nach  der  längsten  Linie,  wie  das  unsern  frühern  Annahmen  be- 
züglich der  Gliederung  nach  Vetterschaften  durchaus  entspricht. 

Damit  sehen  wir  uns  nun  gerade  auf  den  Umstand  zurückgewiesen, 
an  den  wir  S  264  zur  Begründung  derselben  zunächst  für  das  spanisch- 
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339]  gothische  Recht  anknüpften,  weil  da  bezüglich  der  Zeugnissun- 
fithigkeit  nicht  eine  allgemeine  Gränze  genannt,  sondern  alle  in  dieselbe 
fallenden  verwandtschaftlichen  Stellungen  einzeln  aufgezählt  sind.  Nach 
L.  Wisigoth  2,4  1.  1 2,  wohl  als  Antiqua  noviter  emendata  bezeichnet,  sind 
allerdings  zum  Zeugniss  unfähig  nur  Geschwister,  Elterngeschwister,  Enkel, 
Neffen  und  Vettern;  die  Gränze  würde  also  gerade  nur  alle  zweiten  Männer 
umfassen,  so  dass  sich  schon  da  eine  gewisse  Annäherung  an  die  Zählung 
nur  einer  Linie  ergibt.  Das  römische  Recht  betrachtet  die  Seitenverwandteo 
überhaupt  nicht  als  unfähig,  so  dass  sich  ihm  gegenüber  eine  Erweiterung 
ergeben  würde.  Aber  es  ist  nicht  zu  zweifeln,  dass  das  dem  altgothischen 
Recht  gegenüber  eine  Einschränkung  war.  Denn  nach  der  S  264  bespro- 
chenen Angabe  des  Fuero  real  2,8  1. 9  reicht  die  Gränze  wieder  genau  so 
weit,  als  in  andern  ostgermanischen  Rechten,  bis  zu  den  Segundos,  den 
zweiten  Vettern,  welche  bei  gleichem  Grade  genau  den  friesischen  Driit- 
knielingen  entsprechen.  Aber  ebenso,  wie  wir  von  jener  Angabe  ausgehend 
zu  erweisen  suchten,  auch  bei  Ausdehnung  des  Ausdrucks  auf  die  unglei- 
chen Grade. 

Obwohl  die  Zählung  selbst  eine  verschiedene,  obwohl  sie  von  ganz  ver- 
schiedenem Gesichtspunkte  auszugehen  scheint,  dort  von  Zählung  nach  der 
Seite,  hier  von  einem  Stammvater  abwärts,  ist  das  sachliche  Ergebniss  genau 
dasselbe,  die  Gliederung  eine  vollständig  übereinstimmende ;  ganz  dieselben 
Personen  fallen  in  die,  hier  nach  dem  zweiten  Vetter,  dort  nach  dem  dritten 
Knie  bezeichnete  Gränze,  während  andere,  welche  nach  einfachen  Graden 
nicht  weiter  von  der  Ausgangsperson  abstehen,  hier,  wie  dort  von  ihr  aus- 
geschlossen sind.  Ohne  dass  bei  der  Vetternzählung  irgendwie  anzunehmen 
wäre,  man  habe  bei  derselben  die  absteigenden  Linien  beachtet,  vgl.  S  258, 
führt  sie  auf  eine  Gliederung  der  Sippe,  wie  sie  sich  ebenso  hätte  gestalten 
müssen,  wenn  vornherein  nur  die  längste  Linie  vom  Stammvater  abwärts 
gezählt  worden  wäre. 

Damit  ergibt  sich  nun  doch  eine  Uebereinstimmung,  die  zu  auffallend 
ist,  als  dass  sie  sich  ganz  unabhängig  von  einander  hätte  gestalten  können. 
Sie  wird  um  so  auffallender,  wenn  es  richtig  ist,  wie  wir  S  305  ff.  nachzu- 
weisen versuchten,  dass  die  Germanen  für  die  Zwecke  der  Erbenfolge  von 
Jenen  Zählungen  keinen  Gebrauch  machten,  da  ausschliesslich  die  Nähe 
des  Bluts  als  massgebend  betrachteten,  die  sich  immer  nur  durch  das  Ver- 
folgen der  einfachen  Kniee  der  Zeugungslinien  bestimmen  lässt,  und  damit 
zu  der  wesentlich  verschiedenen  Gliederung  hätte  führen  müssen,  wie  wir 
sie  in  derUebersichtS  327  durch  die  senkrechten  Linien  angedeutet  haben. 
Dagegen  treffen  wir  bei  allen  andern  Verhältnissen,  bei  welchen  der  Ver- 
band der  Sippe  wirksam  wird,  bei  welchen  der  eine  Bluisfreund  für  den 
andern  in  verschiedener  Abstufung  einzustehen  hat,  auf  eine  andere  Gliede- 
rung, für  welche  die  Nähe  des  Bluts  nicht  allein  massgebend  gewesen  sein 
kann,  bei  welcher  neben  dieser  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  beachtet 
sein  muss.  Ich  denke,  dass  dieser  nach  dem  §  258  Bemerkten  darin  zu 
suchen  ist,  dass  man  besonderes  Gewicht  auf  die  Gleichheit  der  Generation 
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legte,  dass  man  bezüglich  jenes  Einstehens  grösseres  Gewicht  auf  den  zwei- 
ten Vetter  Z>ö^  legte,  als  auf  die  auf  den  obernund  untern  ungleichen  Quer- 
linien in  gleicher  ßlutsnähe  stehenden  E6  und  C6,  den  Vetter  des  Gross- 
vaters und  den  Enkel  des  Vetter. 

Je  weniger  nun  eine  solche  Auffassung  bisher  in  Rechnung  gebracht 
wurde,  je  bedenklicher  es  damit  erscheinen  musste,  sie  als  massgebend  für 
die  Hauptgliederung  der  germanischen  Sippe  geltend  zu  machen,  um  so 
grösseres  Gewicht  werde  ich  darauf  legen  müssen,  dass  wir  auf  zwei  ganz 
verschiedenen  Wegen  zu  derselben  Gliederung  gelangten,  dort  von  den 
Vetterschaften,  hier  von  dem  durchaus  verschiedenen  Gesichtspunkt  der 
längsten  Linie  ausgehend,  und  damit  doch,  wie  ich  denke,  für  die  Sicher- 
heit des  Ergebnisses  eine  kaum  anfechtbare  Bürgschaft  gewonnen  sein  dürfte. 

340.  Müssen  beide  Zöhlungen  bei  dem  so  auffallenden  Zusammen- 
treffen ihres  Ergebnisses  irgendwie  zusammenhängen,  so  wirft  sich  die 
Frage  auf,  wie  der  Uebergang  von  der  Zählung  nach  Vetter- 
schaften zu  der  nach  der  längstenLinie  erfolgt  sein  dürfte.  Denn 
nach  den  gesammten  bisherigen  Erönerungen  dürfte  es  kaum  noch  einer 
Rechtfertigung  für  die  Annahme  bedürfen,  dass,  wenn  da  die  Nothwendig- 
keit  irgendwelchen  Zusammenhangs  nicht  wohl  in  Abrede  gestellt  werden 
kann,  die  Venernzählung  den  Ausgang  gebildet  haben  muss.  Die  Auffas- 
sung, welche  sich  in  ihr  ausspricht,  ist,  wie  ich  denke,  eine  ganz  ungekün- 
stelte und  naheliegende,  wie  das  bei  der  Zählung  nach  der  längsten  Linie 
nicht  in  gleicher  Weise  zutrifft.  Zumal  die  Art  und  Weise,  wie  man  bei 
dieser  die  allgemeine  Regel  an  die  erste  absteigende  Linie  und  damit  an 
Fälle  anknüpfen  musste,  welche  jeder  thatsächlichen  Bedeutung  entbehrten, 
vgl.  S  330,  muss  doch  darauf  deuten,  dass  diese  Regel  sich  von  anderer 
Grundlage  aus  erst  nachträglich  ergeben  haben  wird.  Dagegen  macht  das 
Ausgehen  von  der  Vetternlinie,  also  von  den  Blutsfreunden,  welche  im 
Einzelfalle  am  regelmässigsten  vertreten  waren,  wenn  einmal  zugestanden, 
auch  durchaus  den  Eindruck  ursprünglichster,  noch  nicht  von  andern  Ge- 
sichtspunkten gekreuzter  Auffassung.  Und  vor  allem  finden  wir  die  Vei- 
ternzählung  oder  doch  unverkennbare  Reste  derselben  bei  den  verschieden- 
sten ostgermanischen  und  westgermanischen  Stämmen,  während  sich  die 
Zählung  nach  der  längsten  Linie  auf  einen  engen  Kreis  ostgermanischer 
Stamme  beschränkt,  demnach  nach  dem  §  56  ft\  betonten  Gesichtspunkte 
nicht  abzusehen  sein  würde,  wie  sich  die  Vetternzählung  in  beiden  Haupt- 
gruppen übereinstimmend  entwickeln  konnte,  wenn  zur  Zeit  der  Trennung 
derselben  nur  nach  der  längsten  Linie  gezählt  wurde. 

Nun  ist  trotz  der  vollen  Uebereinstimmungder  sich  ergebenden  Glie- 
derung die  Art  der  Zählung  selbst,  welche  hier  die  Querlinie,  dort  eine  der 
absteigenden  Linien  ins  Auge  fasst,  welche  dem  entsprechend  hier  dazu 
gelangt,  dieselben  Personen  als  Zweite  zu  bezeichnen,  welche  dort  schon 
Dritte  sind,  eine  so  wesentlich  verschiedene,  dass  schwer  abzusehen  ist, 
wie  man  unmittelbar  von  der  einen  zur  andern  übergehen  konnte.  Es  Hesse 
sich   immerhin  daran  denken,  dass  der  Unterschied  sich  auch  auf  der 
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340]  Querlinie  selbst  ergeben  haben  könne  im  Anschluss  an  eine  verschie- 
dene Behandlung  der  Geschwister  bei  der  Zählung.  Bei  der  Vetternzühlung 
sahen  wir  uns  S  262  auf  die  Auffassung  hingewiesen,  dass  der  Bruder, 
gleich  der  Ausgangsperson  im  Mittelpunkte  der  Sippe  stehend,  auch  gleich 
dieser  ungezählt  bleibe.  Dagegen  besprachen  wir  S  3 1 8  Bestimmungen  des 
dünischen  Rechts,  wonach  der  Bruder  gleich  dem  Vater  als  erster  Mann 
von  der  Ausgangsperson  gezählt  wurde,  was  dann  auf  der  Querlinie  weiter 
fortgesetzt  zu  einer  Verschiebung  der  Zählung  um  eine  Einheit  führen 
müsste.  Während  hinzukäme,  dass  die  Gleichstellung  von  Vater  und  Bru- 
der insofern  der  längsten  Linie  entspricht,  als  auch  bei  ihr  nur  die  eine  der 
beiden,  in  diesem  Falle  gleichlangen  absteigenden  Linien  beachtet  sein 
würde.  Aber  einmal  weisen  alle  Angaben  über  die  längere  Linie  doch  so 
bestimmt  auf  ein  Zählen  vom  Stammvater  abwärts,  dass  irgendwelche  Be- 
achtung der  Querlinie  da  ausgeschlossen  erscheint.  Und  weiter  scheint  es 
sich  bei  jener  Auffassung  so  durchaus  um  eine  EigenthUmlichkeit  nur  des 
dünischen  Rechts  zu  handeln,  dass  es  sich  schwerlich  rechtfertigen  würde, 
in  derselben  die  Erklärung  für  eine  weit  verbreitete  abweichende  Zühlungs- 
weise  suchen  zu  wollen. 

Die  Schwierigkeit,  welche  die  Annahme  unmittelbaren  Uebergehens 
von  einer  Zählung  zu  einer  andern  zweifellos  ergeben  würde,  entfällt,  wenn 
wir  Vermittlung  durch  die  Zählung  nachOeschwisterschaf- 
ten  annehmen.  Wir  suchten  S  272  ff.,  einen  Uebergang  nachzuweisen, 
wonach  man  bei  manchen  Stämmen  die  auf  Zählung  der  Vettern  beruhen- 
den Bezeichnungen  durch  die  nach  Geschwisterschaften  ersetzte,  nicht  mehr 
von  zweiten  Vettern  oder  Zweiten  schlechtweg,  sondern  gleichbedeutend 
von  Nachgeschwisterkindern  sprach.  Und  zwar,  wie  ich  auszuführen  suchte, 
ohne  dass  damit  zugleich  die  auf  Gleichstellung  von  Oheim,  Vetter  und 
Neffen  zurückgehende  Gliederung  der  Sippe  sich  änderte. 

War  dann  allerdings  die  Bezeichnung  nur  nach  Geschwisterschaften 
an  und  für  sich  eine  ungenaue,  so  liess  sie  sich,  wie  ich  schon  §  274  be- 
tonte, doch  in  so  weit  rechtfertigen,  als  da,  wo  man  die  Ausdrücke  im  wei- 
tern Sinne  gebrauchte,  wenigstens  eine  der  beiden  Personen  in  der  für  die 
Bezeichnung  massgebenden  grössern  Entfernung  vom  Ausgangspunkte 
stand.  Damit  war  dann  unmittelbar  die  Auffassung  nahe  gelegt,  dass  für 
die  Stellung  der  Person  in  der  Sippe  lediglich  die  längere  Linie  in  Betracht 
komme.  Blieb  aber  immerhin  die  Bezeichnung  eines  in  der  Oheimlinie 
oder  Neffenlinie  Stehenden  als  Geschwisterkind  oder  Nachgeschwisterkind 
anstössig,  so  konnte  es  naheliegen,  statt  dessen  die  eine  massgebende  Linie 
zu  zählen.  Und  dann  fand  sich  für  diesen  Zweck  die  Zählung  nach  Knieen, 
Gliedern  oder  Männern  bereits  vor,  falls  es  nach  dem  S  294  Bemerkten 
richtig  ist,  dass  man  derselben  von  jeher  bedurfte,  um  auf  einer  geraden 
oder  gebrochenen  Linie  die  Zeugungsabstände  zu  zählen.  Wurde  nun 
ebenso  die  eine  längste  Linie  gezählt,  so  wird  das  nur  ein  weiterer  Beleg 
für  die  Annahme  sein,  dass  die  Kniezählung  von  vornherein  keineswegs 
nur  Zählung  gleicher  Doppelgrade  im  Auge  hatte. 
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Auf  die  Annahme  solcher  Vermittlung  aber  sehen  wir  uns,  wie  ich 
denke,  hingewiesen,  weil  sich  damit  das  behebt,  was  einen  unmittelbaren 
Uebergang  schwer  erklärlich  erscheinen  lassen  müsste.  Ersetzte  man  die 
Bezeichnungen  als  Erste  und  Zweite  durch  die  als  Geschwisterkinder  und 
Nachgeschwisterkinder,  so  war  das  kein  Uebergang  von  einer  Zählung  zu 
einer  andern.  Denn  bei  der  Folge  der  Geschwisterschaften  kann  man  kaum 
von  einer  Zählung  sprechen,  vgl.  §  230;  es  waren  Bezeichnungen,  die  sich 
immerhin  auf  eine  Zahlung  umsetzen  hessen,  deren  Eingreifen  aber  keines- 
wegs auch  nur  zu  einem  Aufgeben  der  alten  Zählung  nöthigte,  da  wir  ja 
§  252  Fälle  fanden,  dass  auf  Nachgeschwisterkinder  nicht  Drittgeschwisier- 
kinder  oder  Vierte,  sondern  nach  der  Vetternzählung  Dritte  folgten.  Aber 
die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  musste  einmal  dazu  führen,  dass 
man  für  die  Verwandtschaftsverhältnisse  zunächst  die  absteigenden  Linien 
beachtete.  Ersetzte  man  dqnn  aber  weiter  die  Bezeichnung  nach  Geschwi- 
sterschaften durch  Zählung  der  Kniee  der  längsten  Linie,  so  musste  sich 
gegenüber  der  früheren  zurückbleibenden  die  mit  der  üblichen  canonischen 
stimmende  Zählung  ergeben,  da  eine  Umsetzung  der  Geschwisterschaften 
auf  Zählung  nur  diese  ergeben  konnte,  vgl.  §  253,  weiter  aber  auch  die 
Zählung  nur  einer  absteigenden  Linie  vom  Stammvater  ab  an  und  für  sich 
zu  keinem  andern  Ergebnisse  führen  konnte,  vgl.  §205.  So  unerklärlich 
ein  Uebergang  sein  würde,  bei  dem  man  die  bisherigen  Zweiten  unmittel- 
bar nach  einem  andern  Gesichtspunkte  später  als  Drine  bezeichnet  hätte, 
so  wenig  kann  dieser  Umstand  auffallen,  wenn  wir  annehmen,  dass  zunächst 
die  Bezeichnung  als  Zweite  durch  die  als  Nachgeschwisterkinder  ganz  ver- 
drängt war  und  man  dann  erst  durch  Umsetzung  dieser  letztern  auf  Zäh- 
lung zu  den  Ausdrücken  Drittknieling  oder  dritter  Mann  gelangte. 

Zur  Unterstützung  dieser  Annahme  dürfte  sich  vielleicht  das  Neben- 
einandervorkommen der  Bezeichnungen  und  Zählungen 
bei.  demselben  Stamme  geltend  machen  lassen.  Es  handelt  sich  dabei 
insbesondere  um  die  Friesen.  Fanden  wir  da  §  251  ff.  sehr  bestimmte 
Reste  der  Vetternzählung,  so  ist  auch  die  Bezeichnung  nach  Geschwister- 
schaften sehr  üblich,  während  wir  dann  weiter  gerade  hier  wieder  die  be- 
stimmtesten Belege  für  Zählung  der  längsten  Linie  fanden.  Das  scheint 
doch  sehr  dafür  zu  sprechen,  dass  alle  in  näherm  Zusammenhang  standen, 
dass  es  sich  weniger  um  sachliche  Weiterentwicklung,  als  um  eine  solche 
der  Bezeichnungsweise  handelte,  so  dass  nichts  im  Wege  stand,  dass  bei 
einem  Stamme  auch  alle  nebeneinander  in  Gebrauch  blieben.  Dieser  müsste 
dann  freilich  irgendwie  eine  Mittelstellung  einnehmen  zwischen  solchen, 
welche,  wie  der  gothisch  -  spanische,  immer  an  der  Vetternzählung  fest- 
hielten, und  solchen,  bei  welchen,  wie  insbesondere  den  nordschwedischen, 
bei  fortdauerndem  sachlichen  Anschluss  sich,  so  weit  ich  sehe,  kein  Rest 
der  Vetternzählung  erhalten  hat,  alle  Zählung  sich  auf  die  längste  Linie 
bezieht. 

Insbesondere  aber  stiessen  wir  schon  mehrfach  auf  Belege,  welche 
auf  ein  Ineinandergreifen  der  zunächst  den  Doppelgrad  im  Auge  habenden 
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340]  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  und  den  nach  unserer  An- 
nahme zunächst  auf  Zählung  der  einzelnen  Linie  berechneten  Ausdrücken 
ergibt.  Fühne  jene  nicht  über  den  zweiten  und  den  dritten  canonischen 
Grad  hinaus,  so  wiesen  wir  S  234  darauf  hin,  wie  dann  wohl  weiter  nach 
Mannern  fortgezählt  wird  und  zwar  insbesondere  in  Fällen,  wo  wir,  wie 
bei  der  norwegischen  Erbgränze,  vgl.  §  310,  erst  nachträgliche  Erweiterung 
anzunehmen  haben.  So  auch  wohl  nach  dem  S  272  Bemerkten,  wenn  in 
den  norwegischen  Wehrgeldbestimmungen  die  entfernteren  Grade  nach 
Männern  angegeben  werden.  Beachtenswenh  dürfte  dann  insbesondere 
auch  die  Angabe  im  Erbabschnitt  von  Östgötalagen  2  pr.  sein,  wo  rechte 
Gewere  erwiesen  werden  soll  durch  Eid  von  vierzehn  Freunden :  innerhalb 
des  dritten  Knie.  Dieselbe  Entfernung  wird  sonst  im  göthischen  Recht 
nach  Geschwisterkindskindern,  vgl.  §231,  oder  dritten  Männern,  vgLS  234, 
bezeichnet.  Der  Ausdruck  Knie  wurde,  wie  im  norwegischen,  so  auch  im 
göthischen  Recht,  vgl.  S  314,  anscheinend  zunächst  verwandt  bei  Zählung 
der  einfachen  Grade  vom  Erblasser  ab,  was  dann  auch  hier  darauf  deuten 
könnte,  dass  man  ihn  absichtlich  gebrauchte,  weil  nur  die  Zählung  einer 
Linie  massgebend  sein  sollte. 

341.  Finden  wir  demnach  in  diesen  Rechten  in  derselben  Weise 
dritte  und  vierte  Männer  oder  Kniee  gezählt,  wie  im  friesischen  und  nord- 
schwedischen Recht,  so  legt  das  die  Frage  nach  der  Beachtung  der 
längsten  Linie  in  andern  scandinavischenRechten,  zunächst 
dem  norwegischen  und  göthischen  nahe ;  es  muss  das  doch  daran  denken 
lassen,  es  dürfe  sich  auch  da  mit  der  Verwendung  derselben  Bezeichnungen 
auch  dieselbe  Auffassung  verbunden  haben.  Scheint  es  da  aber  an  Halt- 
punkten zu  fehlen,  welche  eine  unmittelbare  Entscheidung  gestatten,  so 
werden  sich  solche  Fragen  jedenfalls  nur  von  Jemandem  mit  grösserer 
Sicherheit  beantwonen  lassen,  der  die  bezüglichen  Rechtsquellen  in  vollem 
Umfange  beherrscht.  Bietet  mir  da  die  Sprache  ein  nicht  zu  beseitigendes 
Hinderniss,  so  werde  ich  mich  darauf  beschränken  müssen,  anzudeuten, 
wie  sich  dieses  Verhältniss  wenigstens  dann  gestaltet  haben  dürfte,  falls 
meine  bisherigen  bezüglichen  Annahmen  sich  als  richtig  erweisen  sollten. 

Ueberall,  wo  nicht,  wie  bei  der  Erbenfolge,  die  Nähe  des  Bluts,  son- 
dern die  davon  unabhängige  Gliederung  der  Sippe  nach  Veiter- 
schaften  beachtet  werden  sollte,  war  sachlich  das  Massgeben  der  langem 
Linie  von  vornherein  gegeben.  Ich  suchte  nun  S  272  ff.  die  Annahme  zu 
begründen,  dass  auch  bei  Norwegern  und  Göthen  die  Bezeichnungen  nach 
Geschwisterschaften  jener,  die  ungleichen  Grade  nicht  beachtenden  Gliede- 
rung entsprachen.  Und  würde  unsere  Annahme  richtig  sein,  dass  die  Be- 
zeichnung nach  Geschwisterschaften  den  Uebergang  bildete  von  der  Zäh- 
lung nach  Vetterschaften  zu  der  von  ihr  abweichenden  nach  der  längsten 
Linie,  so  würde  doch  auch  das  einen  weitern  wichtigen  Beleg  dafür  bieten^ 
dass  man  beim  Mittelgliede  nur  dieselbe  Schichtung  der  Sippe  im  Auge 
haben  konnte,  wie  sie  sich  übereinstimmend  für  die  äussern  Glieder  im 
aUgemeinen  ergibt. 
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Ging  man  dann  für  dieselben  Verhältnisse  in  Norwegen  und  Göth- 
land  zur  Bezeichnung  nach  Männern  oder  Knieen  über,  so  ist  kein  Grund 
abzusehen,  dass  man  nicht  trotzdem  an  derselben  Gliederung  festhielt  und 
dann  unmittelbar  auf  Zahlung  der  längsten  Linie  hingewiesen  war;  dass 
etwa  bei  Auftheilung  des  Wehi^eldes  nur  noch  der  im  vierten  gleichen 
Grade  Stehende  als  vierter  Mann  behandelt  wurde,  nicht  aber  mehr  der  im 
fünften  Grade  Stehende,  wenn  auch  der  Erschlagene  oder  der  Thäter  nur 
im  dritten  stand;  dass  ebenso,  wie  wir  das  in  Friesland  S  333  ausdrücklich 
bezeugt  fanden,  bei  der  Eideshilfe  nicht  etwa  das  gleiche  dritte  und  das 
zweite  und  viene  Knie  sich  ausglichen.  Und  es  wird  kein  Grund  sein,  das 
anders  zu  fassen,  wenn  in  Island,  vgl.  S  338,  dieselbe  Gränze  zunächst  auf 
den  dritten  gleichen  Grad  gesetzt  ist.  So  können  etwa,  wie  mir  Amira  be- 
merkt, nach  Konungsb.  $  33. 89  als  Geschwome  Nächsterbrüderkinder  und 
nähere  Freunde  abgelehnt  werden.  Dass  das  nicht  auch  die  im  zweiten 
und  vierten  Grad  Stehenden  treffen  soll,  Hesse  sich  hierauch  daraus  folgern, 
dass  solche  nicht  Näherstehende  sein  würden.  Könnte  es  sich  dann  nur 
noch  um  den  ersten  und  vierten  Grad  handeln,  so  wird  da  der  Unterschied 
der  Generationen  so  gross,  dass  von  thatsächlicher  Bedeutung  nicht  mehr 
die  Rede  sein  kann.  Fanden  wir  ohnehin  bezüglich  der  Gliederung  der 
Sippe  so  vielfache  Uebereinstimmung  mit  gothisch-spanischem  Recht,  so 
ist  gewiss  anzunehmen,  dass  man  da  die  Gränze  nicht  anders  gezogen  auf- 
fasste,  als  wenn  dieselbe  in  Spanien  nach  zweiten  Vettern  oder  in  Friesland 
nach  dem  dritten  Knie  bestimmt  war. 

342.  Würde  sich  dann  in  dieser  Richtung  kein  bestimmterer  Unter- 
schied von  den  Rechten  ergeben,  in  welchen  die  längste  Linie  sich  am  be- 
stimmtesten geltend  macht,  so  scheint  mir  nun  abweichend  von  diesen 
Nichtbeachtung  der  längsten  Linie  bei  der  Erbgränze  in 
andern  scandinavischen  Rechten  anzunehmen  zu  sein.  DieS  319 
besprochenen  Angaben  aus  dem  burgundischen  Gebiete  scheinen  allerdings 
eine  Beachtung  sehr  nahe  zu  legen ;  aber  die  Möglichkeit  einer  Aenderung 
bei  Uebergang  zu  canonischer  Zählung  gestattet  da  keine  Entscheidung. 
Die  isländischen  Bestimmungen,  die  Nähe  des  Grads  betonend,  scheinen 
eine  Abgränzung  nach  der  längsten  Linie  auszuschliessen.  Ebenso  doch 
die  göthischen  Bestimmungen,  vgl.  $314,  wenn  lediglich  der  Knieab- 
stand vom  Erblasser  massgebend  sein  soll.  Und  fanden  wir  S  310  im 
norwegischen  Rechte  die  Erbenfolge  zunächst  nach  Doppelgraden  be- 
stimmt, so  sind  dem  ergänzende  Bestimmungen  zugefügt,  welche  doch 
wieder  auf  den  Knieabstand  vom  Erblasser  hinweisen.  Solche  Angaben 
würden  sich  mit  einer  nach  der  längsten  Linie  bestimmten  Erbgränze  nur 
durch  die  Annahme  vereinigen  lassen,  dass  zwar  für  das  Recht  der  überhaupt 
Berechtigten  lediglich  die  Nähe  des  Bluts  massgebend,  aber  der  die  längste 
Linie  Ueberschreitende  von  vornherein  ausgeschlossen  sein  solle. 

Gerade  in  Norwegen  aber  scheint  Manches  aufs  bestimmteste  gegen 
solche  Annahme  zu  sprechen.  Die  Bemerkung,  vgl.  S  3 1  o,  dass  alles  Erbe 
erst  dann  an  den  König  fallen  soll,  wenn  die  Aufgezählten  und  andere 
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343]  gleich  nahe  Verwandte  nicht  vorhanden  sind,  hat  doch  gewiss  zunächst 
die  entferntesten  Aufgezählten,  Nachgeschwisterkinder  oder  dritte  Münncr 
im  Auge ;  wäre  das  aber  auf  die  längste  Linie  als  Gräi^ze  zu  beziehen,  so 
gab  es  keine  in  dieselbe  fallende  Freunde,  welche  gleich  nahe  verwandt 
waren,  wie  dritte  Männer;  solche  ergaben  sich  nur,  wenn  wir  annehmen, 
dass  aucJi  Freunde  gleich  berechtigt  sein  sollten,  welche  zum  Erblasser  im 
zweiten  und  vierten  Grade  standen,  welche  also,  wenn  durch  die  dritten 
Männer  in  ähnlicher  Weise,  wie  durch  die  friesischen  Drittknieltnge,  vgl. 
S  333,  nur  die  längste  Linie  als  Erbgränze  bezeichnet  sein  sollte,  nicht  mehr 
in  diese  gefallen  sein  würden.  Und  weiter,  hätte  man  eine  so  durchgrei- 
fende, die  Freunde  der  verschiedensten  Stellungen  durch  einen  Ausdruck 
kennzeichnende  Erbgränze  gekannt,  wie  sie  das  dritte  Knie  oder  der  viene 
Mann  bildete,  so  würde  dieselbe  in  den  norwegischen  Erbentafeln  schwer- 
lich unverwendet  geblieben  sein ;  es  deutet  da  Alles  darauf  hin,  wie  sich 
eine  Reihe  Schwierigkeiten  daraus  ergaben,  dass  man,  nachdem  man  wahr- 
scheinlich die  Gränze  nach  einfachen  vom  Erblasser  zu  zählenden  Knieen 
aufgegeben  hatte,  zu  keiner  einheidichen  Bezeichnung  der  Erbgränze  wieder 
gelangt  war. 

Insbesondere  scheint  mir  aber  dafür  zu  sprechen,  was  $311  über  die 
Vererbung  des  Freigelassenenerbes  bis  zum  neunten  Knie  bemerkt  wurde. 
Ist  da,  wie  ich  denke,  die  Seitenverwandtschaft  des  Freilassers  beachtet,  so 
würden  wir  durch  die  Annahme,  es  seien  auch  bei  dieser  die  Kniee  nur 
auf  der  einen  längsten  Linie  zu  zählen,  auf  eine  ganz  unzulässige  Ausdeh- 
nung rechtswirksamer  Verwandtschaft  gelangen.  Nach  einer,  bei  Bespre- 
chung der  longobardischen  Erbgränze  näher  zu  begründenden  Durchschnitts- 
rechnung, bei  der  angenommen  wird,  dass  jedes  Ehepaar  zwei  das  Ge- 
schlecht entsprechend  fortpflanzende  Kinder  hinterlässt,  würden  im  achten 
gleichen  Kniee  32768,  im  neunten  131072  Personen  stehen  können,  so 
dass  gewiss  Zählung  der  gebrochenen  Linie  vom  Freilasser  zum  Erben 
anzunehmen  ist. 

In  dieser  Richtung  dürfte  dann  endlich  auch  noch  die  für  Norwegen 
bestimmte  Decretale  X4.14  c.  3,  vgl.  S  250,  zu  beachten  sein.  Der  Anfra- 
gende hält  eine  Ehe  zwischen  Personen  des  zweiten  oder  dritten  Grades 
einerseits,  des  sechsten  oder  siebten  andererseits  für  zulässig:  seamdum 
regulam  a  quibusdamdoctoribusapprobatam,quadiciiur:  quoto  gradu  qtiis 
distat  a  stipite,  et  a  quolibet  per  aliam  lineam  descendentium  ab  eodem. 
Das  entspricht  also  durchaus  der  Zählung  nur  der  längsten  Linie,  die  dem 
Anfragenden  also  bekannt  war,  aber  anscheinend  nur  als  Schulmeinung. 
Denn  er  sagt,  dass  de  constietudvie  terrae  in  solchem  Falle  die  incolae  ter- 
rae propter  proximiorem  gradum  coniunctos  separent  et  impediant  copulari 
volentes.  War,  wie  die  Decretale  selbst  genugsam  ergibt,  von  der  Kirche 
in  dieser  Richtung  allgemeingiltig  noch  nichts  bestimmt,  erklärt  derPabsi 
nur,  er  halte  es  für  zweckmässiger:  multitiidini  et  observatae  consuetudini 
deferendum,  quam  aliud  in  dissensionem  et  scandalum  papuli  staiumdum, 
quadam  adhibita  novitate,  so  scheint  das  doch  sehr  dafür  zu  sprechen,  dass 
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den  Norwegern  die  Zählung  aur  einer  Linie  behufs  Bestimmung  der  Grunze 
rechtswirksamer  Verwandtschaft  noch  kaum  geläufig  war,  zumal  dieGränze 
des  kirchlichen  Eheverbots  so  häufig  mit  der  Erbrechtsgränze  in  Verbindung 
gebracht  wurde. 

Eher  wUrde  im  göthischen  Recht  Beachtung  der  längern  Lmie 
fUr  die  Erbgränze  anzunehmen  sein,  falls  wir  da  Gewicht  zu  legen  hätten 
auf  die  Zeichnung  des  Geschlechtsbaum,  wie  sie  sich  zu  der  schon 
$314  erwähnten  Angabe  aus  Westgötalagen  II  Add.  1 1  $  16  findet,  wonach 
für  die  Erbenfolge  auf  das  Näherstehen  im  Geschlechtsbaum Jiingewiesen 
ist;  vgl.  Schiyter  Corpus  1.257  und  Tab.  111.  Uebertragen  wir  die  von  uns 
früher,  insbesondere  auch  $  327  benutzten  Bezeichnungen  auf  die  in  an- 
einanderstossende  Vierecke  eingetragenen  Verwandtschaftsbezeichnungen 
und  deuten  wir  in  der  obern  Hälfte  die  in  keiner  Weise  angegebenen  Zeu- 
gungslinien an,  so  ergibt  sich  der  Zusammenhang :  /#* 

Hätten  wir  anzunehmen,  dass  die  Tafel  selbst- 
stSndig  für  den  besondern  Zweck  gefertigt  wurde, 
so  würden  sich  freilich  die  verschiedensten  Folge- 
rungen daraus  ziehen  lassen.  SoUte  sie  doch  zwei- 
fellos alle  noch  Erbberechtigten  enthalten,  so  würde    [  % 

dieselbe  also  auch  hier  auf  den  nach  der  längern   ß '^3t -^: — ^l 

Linie  bestimmten  vierten  Mann  treffen.    Auffallen    |  \ 
würde  weiter  die  Nichtbeachtung  der  vom  Stamm-    A — i::2 — J^ — -^ — 5 
vater  absteigenden  Linien.    SoUte  nach  der  Tafel    |         |         '         1, 
irgendwie  gezählt  werden,  so  hätte  das  nur  auf  den    ^        ?        {         ' 
ausgezogenen  Linien  geschehen  können,  also  in    |         1         1 
der  obern  Hälfte  auf  der  aufsteigenden  und  dann    ?        t 
auf  der  bezüglichen  Querlinie,  aufweiche  auch  die    |         I 
Verwandtschaftsbezeichnungen  hinweisen,  indem    ^         ^ 
etwa  in  der  Querlinie  der  Eltern  B  die  dann  fol-    I 
genden  Personen  als  der  Kitern  Geschwister,  Ge-    ^ 
schwisterkinder  und  deren  Kinder  bezeichnet  sind, 

also  jede  Beziehung  auf  die  aufsteigenden  Linien  fehlt.  Man  könnte  daran 
denken,  das  als  Beleg  für  das  zu  verwerthen,  was  §  258  ff.  zur  Begrün- 
dung des  Zählens  auf  der  Querlinie  im  aUgemeinen  bemerkt  wurde.  Man 
könnte  weiter  daran  denken,  es  sei  hier  eine  Art  der  Zählung  gekenn- 
zeichnet, welche  es  ermöglichte,  durch  unmittelbare  Zählung  vom  Erb- 
lasser aus  ohne  Zurückgehen  auf  den  Stammvater  die  dritten  oder  vierten 
Männer  zu  bestimmen;  zählt  man  vom  Erblasser  auf  den  ausgezogenen 
Linien,  so  ergibt  sich  immer  die  mit  der  längsten  Linie  vom  Stammvater 
stimmende  Zahl. 

Ohne  aber  den  Urtheile  Anderer  vorgreifen  zu  wollen,  möchte  ich 
doch  annehmen,  dass  diesem  Geschlechisbaum  für  Zwecke  weltlicher  Zäh- 
lung keinerlei  Bedeutung  beizumessen  ist.  Er  rührt  allerdings  von  derselben 
Hand  des  vierzehnten  Jahrhundens,  welche  die  übrige  Handschrift  fertigte. 
Aber  die  Zusätze  zu  Westgötalagen  II  reichen  nicht  über  die  frühern  Zeiten 
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342]  des  Jahrhuadens  zurück;  vgl.  Amira Obligationenr.  1,3.  Weiter  rauss 
doch  insbesondere  auffallen,  dass  der  Baum  zum  Zwecke  der  Erbenfolgc 
gegeben  wird,  fUr  diese  aber  ganz  unverwendbar  ist,  da  er  keine  Zahlung 
ermöglicht,  welche  die  nach  einfachen  Knieen  Gleichstehenden  ergäbe.  Ich 
denke,  dass  der  Verfasser,  ohne  das  zu  bedenken,  sich  an  einen  der  Ge- 
schlechtsbäume hielt,  wie  sie  in  canonistischen  Werken  zunächst  zum 
Zwecke  der  Bemessung  des  auf  den  vierten  Grad  bestimmten  Eheverbots 
gegeben  wurden. 

Vergleicht  man  etwa  den  Arbor  consanguinitatis  des  Johann  Andreae, 
Friedberg  Corp.  iur.  can.  1,1425,  der  ja  den  Zeitverhältnissen  nach,  vgl. 
Schulte  G.  der  Quellen  2,205  ff*»  benutzt  sein  könnte,  so  ergibt  sich  doch 
grosse  Uebereinstimmung.  Hier,  wie  da,  ist  der  Erblasser  durch  ein  Men- 
schenhaupt bezeichnet.  Die  Ausdehnung  der  Tafel  ist  genau  dieselbe.  Die 
Doppelbezeichnungen  nach  dem  Geschlecht  würden  sich  in  der  geraden 
Linie  gerade  so  im  Vorbilde  finden,  was  dann  hier  nur  desshalb  auch  zu 
einer  Verdoppelung  der  bezüglichen  Querlinien  geführt  hätte,  weil  der 
Verfasser  das,  was  im  Vorbilde  nach  beiden  Seiten  ausgeführt  war,  auf  einer 
Seite  zusammenfasste.  Scheinen  die  Nichtbeachtung  der  vom  Stammvater 
absteigenden  Linien,  der  damit  zusammenhängende  Wechsel  von  Querlinie 
und  senkrechter  Linie  auf  den  ersten  Blick  einen  erheblichen  Unterschied 
zu  begründen,  so  scheint  mir  doch  nichts  im  Wege  zu  stehen,  dass  ein 
nicht  gerade  sehr  geschickter  und  überdies  durch  den  Mangel  an  Verwandt- 
schaftsbezeichnungen gehinderter  Verfasser  auf  Grund  des  Vorbildes  zu 
solcher  Gestaltung  gelangte. 

Verwendbar  war  die  Tafel  lediglich  zur  Bestimmung  der  Erbgränzc^ 
falls  diese  jetzt  entsprechend  dem  Eheverbote  auf  den  vierten  Grad  der 
längern  Linie  gesetzt  war.  Das  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  wenn  auch 
in  den  göthischen  Rechten  eine  Gränze  ausdrücklich  nicht  angegeben  wird. 
Jene  Gränze  aber  scheint  sich,  worauf  wir  zurückkommen,  so  vielfach  erst 
unter  dem  Einflüsse  canonischer  Zählung  so  festgesteUt  zu  haben,  dass  sie 
wenigstens  einen  sicheren  Schluss  auf  die  frühere  Art  der  Zählung  nicht 
zulässt,  nicht  ausschliesst,  dass  auch  die  Gränze  früher  nach  vom  Erblasser 
aus  gezählten  Einzelknieen  bestimmt  war,  wie  das  für  die  Erbenfolge  doch 
nach  der  S  3  14  angeführten  Angabe  in  Östgötalagen  anzunehmen  ist. 

Ist  mir  eine  Bestimmung  der  Erbgränze  nach  der  längern  Linie  für 
die  übrigen  scandinavischen  Rechte  wenigstens  ganz  unwahrscheinlich,  so 
wäre  damit  immerhin  vereinbar,  dass  man,  als  man,  wohl  erst  später,  auch 
für  Wehrgeld  und  Eideshilfe  nicht  mehr  nach  den,  wie  ich  denke,  an  die 
Stelle  der  Vetternzählung  getretenen  Geschwisterschaften,  sondern  nach 
Männern  oder  Knieen  zählte,  sich  dabei  entsprechend  der  alten  Gliederung 
nur  an  die  längste  Linie  hielt.  Denn  wenn  die  Grundlage  für  dieselbe  an- 
scheinend überall  vorhanden  war,  werden  wir  an  Zählung  derselben  doch 
immer  zu  denken  haben,  wenn  eine  bestimmte,  auf  der  geraden  absteigen- 
den Linie  zu  messende  Kniezahl  in  Fällen  genannt  wird,  wo  dieselbe  für 
in  verschiedene  Parentelen  fallende  Verwandte  massgebend  sein  soU.  Lassen 
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wir  es  aber  auch  dahingestellt,  ob  bei  darauf  deutenden,  anscheinend  erst 
einer  spatern  Ennvicklung  angehörenden  Angaben  anderer  scandinavi&cher 
Rechte  wirklich  nur  die  längste  Linie  gezählt  wurde,  während  das  für  die 
Erbgränze  in  Abrede  zu  stellen  sein  dürfte,  so  ergibt  jedenfalls  das  däni- 
sche Recht  einen  bestimmteren  Beleg,  dass  man  dieselbe  recht  wohl  in 
andern  Richtungen,  vgl.  S  337.338,  beachten,  und  doch  an  einer  nach  der 
gebrochenen  Linie  bestimmten  Erbgränze,  vgl.  S  3 1 7,  festhalten  konnte. 

Weniger  in  der  Beachtung  der  längsten  Linie  überhaupt,  als  ip  der 
Verwendung  für  die  Erbgränze  würden  wir  daher  bei  Richtigkeit  unserer 
Voraussetzungen  eine  bezeichnende  Eigenthümlichkeit  zu  sehen  haben,  in 
der  das  friesische  mit  dem  nordschwedischen  Rechte  übereinstimmt,  wäh- 
rend sich  ihnen  da  noch  weiter  das  gothländische  Recht  anschliesst.  Sind 
das  die  ostgermanischen  Rechte,  in  welchen  sich  am  meisten  die  Richtung 
auf  Beachtung  der  Parentelen  bei  der  Erbenfolge  geltend  macht,  so  wiesen 
wir  schon  S  335  daraufhin,  wie  sehr  diese  durch  die  Bestimmung  der 
Erbgränze  nach  der  längsten  Linie  gefördert  werden  konnte,  wie  demnach 
auch  das  dafür  spricht,  dass  diese  den  übrigen  scandinavischen  Rechten, 
in  denen  sich  keinerlei  Beachtung  der  Parentelen  bei  der  Erbenfolge  zeigt, 
fremd  gewesen  sein  dürfte. 

343.  Bezeichneten  wir  die  Bestimmung  der  Erbgränze  nach  der 
längsten  Linie  als  Eigenthümlichkeit  einiger  ostgermanischer  Rechte,  so 
hatten  wir  dabei  allerdings  nur  solche  Fälle  im  Auge,  bei  welchen  jene 
Gestaltung  sich  auf  ausschliesslich  germanischer  Grundlage  ergeben  haben 
dürfte.  Denn  im  spätem  Mittelalter  stossen  wir  nun  überaus  häufig 
auf  Angabe  einer  Gränze,  welche,  sichtlich  an  canonische  Gradzählung 
anknüpfend,  wohl  nur  nach  der  längsten  Linie  bestimmt  sein  kann.  Und 
zwar,  wie  darauf  bereits  S  323  für  Spanien  hingewiesen  wurde,  auch  in 
solchen  Rechten,  in  welchen  früher  vom  Erblasser  aus  auf  der  gebrochenen 
Linie  gezählt  wurde.  Noch  im  zwölften  Jahrhunderte  fanden  wir  da  als 
Gränze  den  siebten  durchgezählten,  später  den  vierten  canonischen  Grad 
angegeben.  Das  deutet  also  auf  einen  Uebergang  von  Zählung  der 
Einzelkniee  zur  Zählung  nach  canonischen  Graden. 

Um  für  die  Beantwortung  der  sich  da  anknüpfenden  Fragen  eine 
Grundlage  zu  gewinnen,  wird  es  sich  empfehlen,  uns  vor  allem  den  Un- 
terschied derErbgränze  bei  Zählung  auf  der  gebrochenen 
und  nach  der  längsten  Linie  zu  vergegenwärtigen,  um  danach  seine 
Bedeutung  für  das  thatsächliche  Rechtsleben  ermessen  zu  können.  Fanden 
wir  bis  dahin  die  weiteste  Ausdehnung  der  Erbgränze  bei  Zählung  vom 
Erblasser  ab  im  gothischen  und  dem  sich  ihm  anschliessenden  baierischen 
Recht  beim  siebten  Grade,  werden  uns  da  auch  die  weiteren  Untersuchun- 
gen wenigstens  bei  Richtigkeit  meiner  später  zu  begründenden  Annahme, 
dass  die  longobardischen  sieben  Genicula  vom  Erblasser  aus  zu  zählen  seien, 
auf  keine  weitere  Ausdehnung  führen,  so  liegt  es  nahe  zunächst  die  Be- 
stimmung der  Gränze  nach  dem  siebten  durchgezählten  Knie  mit 
der  nach  dem  vierten  Mann  der  längsten  Linie  zu  vergleichen. 

Ficker,  Untersuchungen.  I.  30 
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843]  Ist  der  Unterschied  auf  der  Uebersicht  S  327  angedeutet  und  haben 
wir  theoretisch  alle  bis  zum  siebten  Knie  vom  Erblasser  stehenden  Personen 
als  mögliche  Erben  zu  behandeln,  so  ergibt  sich  allerdings  ein  nicht  un- 
erheblicher Unterschied.  Anders,  wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  bei 
welchen  von  diesen  Personen  es  wahrscheinlich  ist,  dass  sie  beim  Tode 
des  Erblassers  vorhanden  waren.  Der  Fall,  dass  die  den  vierten  Mann  der 
längsten  Linie  überschreitenden  F6  und  7,  denen  sich  theoretisch  noch 
ein  Gy  zufügen  liesse,  beim  Tode  von  A  vertreten  waren,  ist  von  vorn- 
herein nicht  in  Rechnung  zu  bringen.  Bei  den  jungem  Generationen  ist 
die  Wahrscheinlichkeit  des  Ueberlebens  ebenso  entfernt  Stehender  aller- 
dings etwas  grösser,  da  sich  da  der  Zeitraum  von  der  Geburt  bis  zum  Tode 
des  A  geltend  machen  kann.  Die  Wahrscheinlichkeit,  dass  A  von  einem 
Urenkel  überlebt  wird,  ist  natürlich  eine  ganz  ungleich  grössere,  als  die  des 
Ueberlebens  eines  Urgrossvaters,  wie  das  auch  wohl  in  den  bezüglichen 
Rechtsbestimmungen  zum  Ausdruck  gelangt;  so  zweifellos,  weanL.  Wisig. 
4,2  1.  2  wohl  der  Pronepos,  nicht  aber  entprechend  der  Proavus  als  für 
das  Erbrecht  in  Betracht  kommend  genannt  wird.  Würden  nun  ein  Bj 
oder  gar  Ay  auch  ausser  Rechnung  bleiben  müssen,  so  mag  es  immerhin 
sein,  dass  A  von  einem  Cy  überlebt  wird.  Aber  dieser  Urenkel  eines  Vet- 
ters wird  doch  nur  dann  für  das  Erbe  in  Betracht  kommen,  wenn  von  der 
ganzen  Sippe  des  A  diesen  Niemand  überlebt,  der  wenigstens  noch  im 
sechsten  Knie  von  ihm  steht.  Bringen  wir  das  in  Verbindung  mit  dem 
immerhin  starken  Unterschied  der  Generationen,  so  werden  wir  wohl  davon 
ausgehen  dürfen,  dass  es  thatsächlich  ohne  alle  Bedeutung  war,  ob  dem 
Cy  noch  Erbrecht  zugesprochen  wurde  oder  nicht. 

Der  Unterschied  der  Abgränzung  mit  dem  siebten  Knie  oder  dem 
vierten  Mann  würde  sich  also  thatsächlich  darauf  beschränken,  dass  wohl 
nach  dieser,  nicht  aber  nach  jener  E8  noch  Erbrecht  hatte ;  und  das  war 
wieder  ein  so  fernstehender  Verwandter,  dass  nicht  leicht  der  Fall  eintreten 
konnte,  dass  sein  Recht  thatsächliche  Bedeutung  gewann,  wie  das  im  Erb- 
recht nur  beim  Fehlen  aller  Freunde  bis  zum  siebten  Kniee  zutreffen  konnte. 
Anders  natürlich,  wenn  das  Wirksamwerden  seines  Rechts  nicht  durch  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  näherer  Verwandten  bedingt  war, 
wie  bei  der  Wehrgeldvertheilung.  Heisst  es  etwa  nach  der  S  276  bespro- 
chenen Zählung  in  Helsingelagen,  dass  schliesslich  auch  der  Viertmännige 
noch  einen  halben  Öre  nimmt,  beziehungsweise  zu  zahlen  hat,  so  ist  £8, 
das  nicht  leicht  unvertreten  war,  auch  immer  an  Empfang  und  Zahlung 
betheiligt,  während  das  für  F8  und  D8  nicht  mehr  zutrifft  Es  ergibt  sich  da 
eine  stärkere  Beachtung  der  in  der  gleichen  Generation  stehenden  Freunde, 
die  durchweg  auch  thatsächliche  Bedeutung  hatte  und  sich  aus  den  S  258 
betonten  Gesichtspunkten  erklären  dürfte.  Aber  für  Zwecke  des  Erb- 
rechts war  der  Unterschied  zwischen  der  Gränze  des  siebten  Knie  und 
des  vierten  Mannes  thatsächlich  ein  so  bedeutungsloser,  dass  man  sich 
seiner  kaum  bewusst  sein  mochte,  sich  beider  Gränzbestimmungeo  neben- 
einander als  gleichwerthiger  bedienen,  oder  von  der  einen  zur  andern 
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übergehen  konnte,  ohne  daran  zu  denken,  dass  dadurch  etwas  geändert 
werde. 

Ungleich  bedeutender  war  dann  allerdings  der  Unterschied  zwischen 
der  Gränze  beim  siebten  Knie  und  beim  dritten  Mann.  Nach 
dieser  waren  E7  und  Dj  ausgeschlossen,  die  wohl  immer  vertreten  waren, 
weiter  aber  auch  die  immerhin  noch  beachtenswerthen  Stellungen  E6,  C6 
und  Bß.  Allerdings  handelt  es  sich  auch  da  um  entferntere  Verwandte, 
deren  Anspruch  nur  selten  thatsdchliche  Bedeutung  gewinnen  mochte. 
Aber  mit  der  grossem  Nähe  zum  Erblasser  wuchs  doch  wenigstens  £8 
gegenüber  die  Wahrscheinlichkeit  in  dieser  Richtung  sehr  bedeutend.  Und 
handelte  es  sich  überdies  um  eine  grössere  Zahl  von  Stellungen,  so  ist  kaum 
anzunehmen,  dass  man  auch  hier  den  Unterschied  beider  Gränzbestim- 
mungen  in  ähnlicher  Weise  unbeachtet  gelassen  haben  sollte.  Könnte  es 
ohne  Beachtung  dieser  Verhältnisse  scheinen,  als  halte  das  siebte  Knie  die 
Mitte  zwischen  dem  dritten  und  vierten  Mann,  könne  eben  so  leicht  in  die 
Zahlung  nach  diesem,  wie  nach  jenem  übergehen,  so  ergibt  das  Gesagte 
zweifellos,  dass  solche  Auffassung  nicht  berechtigt  sein  würde,  dass  nur  das 
siebte  Knie  und  der  vierte  Mann  sich  bestimmter  entsprechen  und  nahezu 
zusammenfallen.  , 

Selbst  für  das  sechste  Knie  würde  ein  Uebergehen  zum  vierten 
Mann  npch  ungleich  näher  liegen,  als  zum  dritten  Mann.  Während  aUe 
thatsächlich  in  Frage  kommenden  Personen  des  sechsten  Grades  bei  beiden 
Zählungen  in  die  Gränze  fallen,  würde  der  Unterschied  lediglich  darin 
liegen,  dass  über  den  sechsten  Grad  hinaus  auch  noch  f  7  und  8  und  Z>7 
vierte  Männer  sind,  also  um  eine  Ausdehnung  auf  Personen,  für  welche 
das  ihnen  theoretisch  zugesprochene  Erbrecht  wegen  ihrer  weiten  Entfer- 
nung vom  Erblasser  nur  in  den  seltensten  Fällen  thatsächliche  Bedeutung 
gewinnen  konnte.  Dagegen  würden  auch  bei  einem  Uebergang  vom  sechs- 
ten Knie  zum  drinen  Mann  die  beachtenswertheren  Stellungen  E6  und 
insbesondere  Cd  ausgeschlossen  worden  und  das  Erbrecht  in  einer  Weise 
beschränkt  sein,  dass  das  nicht  wohl  unbeachtet  bleiben  konnte. 

Es  ergibt  sich  vielmehr,  dass  nur  das  fünfte  Knie  und  der 
dritte  Mann  sich  in  ähnlicher  Weise  entsprechen,  wie  das  siebte  Knie 
und  der  vierte  Mann,  thatsächlich  im  wesentlichen  zusammenfallen.  Denn 
die  über  die  Gränze  fallenden  Personen  fünften  Einzelgrades,  Eß  und  Bß 
würden  wegen  der  Entfernung  und  insbesondere  des  Unterschiedes  der 
Generation  ohnehin  nicht  leicht  thatsächlich  in  Betracht  kommen.  Es  würde 
sich  wesentlich  nur  um  die  Ausdehnung  des  Erbrechts  auf  D6  handeln, 
die  hier  allerdings  grössere  Bedeutung  haben  würde,  als  bei  E8,  Finden 
wir  aber  im  allgemeinen  die  Entwicklung  auf  weitere  Ausdehnung  der 
Gränze  gerichtet,  so  wird  das  einem  Uebergehen  vom  fünften  Knie  zum 
dritten  Mann  nicht  im  Wege  gestanden  sein,  während  derselbe  Umstand 
jeden  Uebergang,  der  zu  einer  wesentlichen  Beschränkung  geführt  haben 
würde,  wie  der  vom  sechsten  Knie  zum  dritten  Mann,  um  so  unwahrschein- 
licher macht. 

30* 
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843]  Die  besprochenen  Verhältnisse  scheinen  mir  nun  auch  desshalb  von 
Bedeutung  zu  sein,  weil  sie  einen  Rückschluss  aus  der  spätem 
Ausdehnung  der  längsten  Linie  auf  die  frühere  Gränze 
nach  Einzelknieen  gestatten.  Zweifellos  haben  wir  davon  auszugehen, 
dass  ursprlinglich  alle  Germanen  die  Erbgränze  in  derselben  Weise  be- 
stimmten, dass  es  sich  demnach  auch  bei  den  Stämmen,  welche  sich  da 
schon  in  sehr  früher  Zeit  an  die  längste  Linie  gehalten  haben  mögen,  doch 
nur  um  nachträglichen  Uebergang  zu  dieser  Zählungsweise  gehandelt  haben 
kann.  Konnte  für  die  Erbenfolge  nie  auf  nur  einer  Linie  gezählt  werden, 
so  ist  es  doch  von  vornherein  wahrscheinlich,  dass  man  sich  ursprünglich 
für  die  Erbgränze  an  denselben  Gesichtspunkt  hielt,  wie  für  jene ;  wie  sich 
das  denn  auch  für  die  verschiedensten  ostgermanischen  und  westgermani- 
schen Stämme  nach  bereits  Bemerktem  und  weiterhin  zu  Bemerkendem 
noch  durch  die  Gestaltung  in  geschichtlicher  Zeit  bestätigt. 

Ist  die  Bestimmung  nach  der  längsten  Linie  eine  Eigenthümlichkeit 
einzelner  ostgermanischer  Stämme,  so  erklärt  sich  aus  dem  Gesagten,  wie 
sich  da  ein  auf  den  ersten  Blick  auffallender  Uebergang  vollziehen  konnte, 
ohne  dass  man  sich  irgendwelcher  wesentlichen  Aenderung  bewusst  wurde. 
Freilich  unter  der  Voraussetzung,  c^ass  man  sich  nun  gerade  an  die  Ab- 
gränzung  der  längsten  Linie  hielt,  welche  nach  Massgabe  des  Bemerkten 
der  frühern  Ausdehnung  der  gebrochenen  Linie  zunächst  entsprach.  Dem- 
nach würde  das  Ergebniss  unserer  Vergleichung  auch  insofern  zu  beachten 
sein,  als  die  Gränze  beim  vierten  Mann  uns  auf  eine  frühere  Ausdehnung 
bis  zum  siebenten  oder  auch  sechsten  durchlaufenden  Knie  schliessen  lassen 
müsste,  während  dem  dritten  Manne  nur  eine  ursprünglichere  Gränze  bis 
zum  fünften  Knie  entsprechen  würde. 

Bei  allen  bisherigen  Erörterungen  sind  wir  allerdings  von  der  An- 
nahme ausgegangen,  dass  die  Einzelknie  in  römischer  Weise  unter  Mitzäh- 
lung des  Stammvaters  berechnet  wurden.  Dagegen  ergab  sich  S  319  eine 
abweichende,  anscheinend  altburgundische  Zählung,  bei  welcher  nur  die 
Stammgeschwister,  nicht  aber  der  Stammvater  in  die  Zählung  einbezogen 
wurden.  Dann  würde  das  siebte  Knie  auf  den  vierten,  das  fünfte  auf  den 
dritten  gleichen  canonischen  Grad  fallen  und  das  Verhältniss  sich  anders 
gestalten.  Scheint  aber  jedes  weitere  Zeugniss  für  solche  2^hlung  zu  fehlen, 
ist  sie  bei  genaueren  Angaben,  wie  im  westgothischen,  vgl.  S  3  2 1 ,  und  nach 
später  zu  Bemerkendem  im  longobardischen  Recht,  bestimmt  ausgeschlos- 
sen, so  dürfte  sie  nur  als  vereinzelte,  nicht  weiter  zu  berücksichtigende 
Ausnahme  zu  betrachten  zu  sein. 

344.  In  der  geschichtlichen  Zeit  ist  dann  ein  solcher  Uebergang  von 
der  Zählung  nach  Einzelknieen  zu  der  nach  der  längsten  Linie  vielfach  un- 
mittelbar nachzuweisen.  Wir  sehen  uns  auf  einen  solchen,  wie  ich  denke, 
überall  hingewiesen,  wo  wir  Bestimmung  der  Erbgränze  nach  ca- 
nonischen Graden  finden,  wie  das  im  spätem  Mittelalter  vielfach  üb- 
lich war.  Der  Verwendung  der  canonischen  Zählung  für  die  Bestimmung 
der  Erbenfolge  stehen  ganz  dieselben  Schwierigkeiten  entgegen,  wie  bei 
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jeder  Zählung  nach  Doppelgraden;  vgl.  $  305.  Sie  war  denn  auch  kaum 
üblich.  Dagegen  finden  wir  nun  die  Erbrechtsgränze  überaus  häufig  nach 
canonischen  Graden  bestimmt,  sei  es,  dass  das  ausdrücklich  gesagt  oder 
angedeutet  ist,  wie  das  bereits  für  Italien,  vgl.  S  245,  und  Spanien,  vgl.  S  3  2 3, 
betont  wurde,  oder  dass  sich  das  schon  aus  der  geringen  Zahl  ergibt,  die 
auf  irgendwelche  Doppelzählung,  nicht  auf  römische  Zählung,  schliessen 
lässt. 

Bei  weitem  am  häufigsten  findet  sich  dann  der  viene  Grad  als  Erb- 
rechtsgränze  genannt;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,78.  Wie  das  zu  verstehen, 
kann  allerdings  nicht  zweifelhaft  sein,  sobald  beide  Personen  im  vienen 
Grade  stehen  oder  die  eine  im  vierten,  die  andere  in  einem  entfernteren. 
Dagegen  stossen  wir  wieder  auf  den  S  326  besprochenen  Zweifel,  sobald 
es  sich  etwa  um  den  dritten  und  fünften  Grad  handelt  und  es  sich  damit 
fragt,  ob  in  solchem  Falle  das  Ueberschreiten  der  Gränze  durch  die  eine 
Person  durch  das  Zurückbleiben  der  andern  ausgeglichen  sein  soll.  Das 
wird  zweifellos  zu  verneinen  sein.  So  häufig  wir  im  spätem  Mittelalter 
die  Erbgränze  auf  den  vierten  Grad  gesetzt  finden,  findet  sich  doch  nie,  so 
weit  ich  sehe,  dem  eine  Bestimmung  zugefügt,  welche  auf  eine  solche  Aus- 
gleichung hinweisen  würde. 

Sollte  dieselbe  aber  eintreten,  so  war  es  um  so  nöthiger,  sie  aus- 
drücklich zu  betonen,  weil  man  sich  nun  durchweg  in  solchen  Dingen  durch 
den  Brauch  derKirche  bestimmen  Hess,  insbesondere  Gränze  des  Erb- 
rechts und  Gränze  des  kirchlichen  Eheverbots,  worauf  wir  zurückkommen, 
schon  früh  in  nähere  Verbindung  gebracht  waren ;  wir  fanden  denn  auch 
schon  in  Spanien,  vgl.  $  323,  den  vierten  Grad  und  die  Ausdehnung  des 
Eheverbots  sichtlich  gleichbedeutend  zur  Bezeichnung  der  Erbgränze  ver- 
wandt. Die  Kirche  aber  zählte  später  nur  die  längste  Linie.  War  da  die 
kirchliche  Lehre  und  Praxis  im  zwölften  Jahrhundene  noch  eine  sehr  un- 
sichere, vgl.  Preisen  Eher.  430  ff.,  wird  in  der  $  280  besprochenen  Decre- 
tale  Coelestins  III  das  Massgeben  der  längsten  Linie  wohl  schon  als  eine 
anscheinend  auch  vom  Pabste  gebilligte  Lehre  erwähnt,  aber  doch  auch 
abweichendem  Landesbrauche  gegenüber  nicht  auf  ihr  bestanden,  wird  es 
dann  insbesondere  schon  von  Bernhard  von  Pavia  als  ausser  Frage  stehend 
betont,  so  ist  von  Gregor  IX  in  X  4, 1 4  c.  9  der  Satz :  quoto  gradu  remotior 
differt  a  stipite,  et  a  quolibei  per  aliam  /ineamdescendenttum,woTbeha[l\os 
anerkannt. 

Doch  muss  bis  dahin  die  thatsächliche  Behandlung  noch  eine  ver- 
schiedene gewesen  sein;  auch  ist  es  möglich,  dass  die  Beschränkung  auf 
den  vierten  Grad  im  Jahre  1 2 1 5  die  kürzere  Linie,  wie  wir  sie  insbesondere 
bei  fränkischen  Eheverboten  massgebend  finden  werden,  wieder  mehr  be- 
achten liess.  Wendet  Gregor  IX  die  allgemeine  Regel  zunächst  auf  einen 
Fall  des  vierten  und  fünften  Grades  an,  so  wird  das  doch  durch  eine  be- 
zügliche Anfrage  veranlasst  sein.  Und  selbst  nach  Erlass  jener  Decretale 
wird  nach  einer  schon  S  235  erwähnten  Urkunde  von  1236  vom  Bischof 
von  Trient  eine  im  vierten  und  fünften  Grade  eingegangene  Ehe  für  nichtig 
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344]  erklärt.  Aber  wenigstens  im  spätem  Mittelalter  wird  gar  nicht  zu  be- 
zweifeln sein,  dass  da,  wo  wir  die  Erbgränze  auf  den  vierten  canonischen 
Grad  gesetzt  finden,  das  nach  der  längsten  Linie  zu  verstehen  ist,  kein  Erb- 
recht mehr  zugestanden  wurde,  wenn  auch  nur  der  Erbansprecher  oder 
aber  der  Erblasser  im  fünften  Grade  vom  gemeinsamen  Stammvater  stand. 

345,  Das  legt  dann  die  Frage  nach  dem  etwaigen  Zusammen- 
hange der  kirchlichen  und  der  weltlichen  Zahlung  nach 
der  längsten  Linie  nahe.  Es  dürfte  kaum  etwas  der  Annahme  im 
Wege  stehen,  dass  das  Massgeben  der  längsten  Linie  für  die  Eheverbote 
sich  auf  kirchlichem  Boden  selbstständig  entwickelt  hat  in  Folge  des  Be- 
dürfnisses, bezüglich  der  Behandlung  der  ungleiclien  Grade,  über  welche 
die  altem  kirchlichen  Bestimmungen  sich  durchweg  nicht  aussprechen,  wo 
früher  alles  dem  Landesbrauche  überlassen  gewesen  sein  wird,  zu  einer 
bestimmten  Regel  zu  gelangen.  Und  war  die  Ausdehnung  der  Eheverbote 
im  zwölften  Jahrhunderte  ohnehin  eine  so  überaus  ausgedehnte,  dass  das 
zu  den  grössten  Missständen  führte,  so  ist  es  erklärlich,  wenn  da  die  Doctrin, 
seit  sie  sich  mit  der  Frage  beschäftigte,  sich  der  Ansicht  zuwandte,  dass  die 
Ehe  zu  gestatten  sei,  wenn  auch  nur  eine  der  Personen  die  Gränze  des 
Verbots  überschritt.  Die  Annahme,  dass  die  kirchliche  Doctrin  sich  dabei 
durch  entsprechenden  altern  germanischen  Brauch  bestimmen  Hess,  dürfte 
zweifellos  unzulässig  sein.  Denn  nur  in  wenigen  Rechten  und  solchen, 
bei  welchen  eine  Eintlussnahme  auf  die  kirchliche  Lehre  von  vornherein 
unwahrscheinlich  ist,  lässt  sich  derselbe  bestimmter  nachweisen.  Von  sol- 
chen Rechten  aber,  welche  in  dieser  Richtung  zunächst  in  Betracht  kommen 
würden,  fehlt  es  im  altern  longobardischen  wenigstens  an  jedem  sichern 
Haltpunkt,  der  auf  Betonung  der  längsten  Linie  deuten  würde.  Von  den 
sich  zweifellos  irgendwie  an  nationalen  Brauch  anschliessenden  fränkischen 
Eheverboten  aber,  vgl.  Preisen  Eher.  385.433,  würde  sich  umgekehrt  sagen 
lassen,  dass  für  sie  die  kürzere  Linie  massgebend  war,  wenn  bestimmt  wird, 
dass  die  im  vierten  gleichen  Grade  geschlossene  Ehe  nicht  getrennt  werden 
soU,  wohl  aber  die  im  drinen  gleichen  und  ebenso  die  im  drinen  und  vier- 
ten Grade  geschlossene ;  wir  kommen  darauf  zurück. 

Andererseits  kann  schon  nach  Massgabe  der  Zeitverhältnisse  nicht 
davon  die  Rede  sein,  erst  durch  kirchlichen  Einfluss  habe  das  Massgeben 
der  längsten  Linie  in  die  bezüglichen  ostgermanischen  Rechte  Eingang  ge- 
funden. Der  enge  Zusammenhang  mit  der  Zählung  nach  Vetterschaften, 
vgl.  S  339,  die  übereinstimmende  Gestaltung  in  Rechten,  welche,  wie  die 
friesischen  und  die  Swcarechte,  in  geschichtlicher  Zeit  ausser  aller  Verbin- 
dung standen,  lässt  keinen  Zweifel,  dass  da  jene  Zählung  sich  lediglich  auf 
germanischer  Grundlage  entwickelt  hat. 

346.  Dagegen  konnte  nun  allerdings  kirchlicher  Einfluss  eingreifen, 
wenn  wir  auch  bei  solchen  Stämmen,  welche  ursprünglich  die  Erbgränze 
nach  durchgezählten  Einzelknieen  bestimmten,  statt  dessen  später  canonische 
Grade  und  damit  nur  die  längste  Linie  beachtet  finden.  Zu  einem  solchen 
UebergangevonZählung  nach  Einzelknieen  zucanonischer 
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Zählung  bedurfte  es  nun  nicht  gerade  der  Rücksichtnahme  auf  jene  sich 
erst  spät  feststellende  Regel  bezüglich  der  Eheverbote.  Es  genügte  dazu, 
dass  man  unter  kirchlichem  Einflüsse  sich  allgemein  an  die  canonische 
Doppelznhl ung  vom  Stammvater  abgewöhnte,  sie  auch  da  in  Anwendung 
brachte,  wo  man  bisher  durchlaufende  Einzelkniee  gezählt  hatte. 

War  dann  aber  nicht  mehr  vom  Erblasser,  sondern  vom  Stammvater 
ab  zu  zählen,  konnten  da  auf  erbrechtlichem  Gebiete  immer  verschiedene 
entferntere  und  nähere  Stammväter  in  Frage  kommen,  wie  das  bei  den 
Eheverboten  nicht  zutraf,  so  konnte  die  canonische  Zählung  für  die  Erb- 
gränze  nur  verwandt  werden,  wenn  man,  wie  das  bei  Zählung  auf  der  ge- 
brochenen Linie  immer  der  Fall  war,  die  Stellung  des  Stammvaters  an  und 
für  sich  gar  nicht  berücksichtigte,  nur  verlangte,  dass  keine  der  beiden  Per- 
sonen von  irgendwelchem  Stammvater  aus  die  bezügliche  Gradzahl  über- 
schritten habe,  und  so  zur  Beachtung  nur  der  längsten  Linie  gelangte.  Ein 
solcher  Uebergang  konnte  sich  aber  ganz  unbemerkt  aUmählig  vollziehen, 
da  nach  dem  S  343  Bemerkten  der  Unterschied  beider  Zählungsarten  für 
das  thatsächliche  Rechtsleben  nahezu  bedeutungslos  war.  Insofern  schiene 
mir  allerdings  ein  Verlauf  nicht  gerade  unwahrscheinlich,  wonach  zunächst 
das  Massgebendwerden  der  canonischen  Zählung  auch  für  alle  Verhältnisse 
des  weltlichen  Rechts  dieses  vielfach  zur  Zählung  nur  der  längsten  Linie 
nöthigte,  während  das  dann,  etwa  zunächst  in  Italien,  wieder  die  schliess- 
liche  Feststellung  derselben  für  die  Eheverbote  beeinflussen  mochte. 

Jedenfalls  kann  es  dann  aber  nach  dem  S  343  Bemerkten  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  bei  einem  solchen  Uebergange  das  mehrfach  als 
Gränze  erwähnte  siebente  Knie  nicht  auf  den  dritten,  sondern  auf  den 
vierten  canonischen  Grad  umzusetzen  war,  wenn  die  Gränze  im  wesent- 
lichen dieselbe  bleiben  und  insbesondere  keine  bisher  Berechtigte  aus- 
schliessen  sollte.  Diesen  Uebergang  konnten  wir  aber  bereits  S  323  in  Spa- 
nien unmittelbar  nachweisen.  Ganz  dasselbe  ergibt  sich  für  die  Longo- 
barden,  falls  wir  bei  diesen,  worauf  wir  zurückkommen,  die  sieben  Geni- 
cula  auf  durchgezählte  Einzelkniee  zu  beziehen  haben;  und  dafür  möchte 
ich  gerade  einen  Hauptbeleg  darin  sehen,  dass  wir  später  im  longobardi- 
schen  Rechtsgebiete  die  Gränze  durchweg  auf  den  vierten  canonischen  Grad 
bestimmt  finden.  Dann  aber  liegt  diese  Annahme  überall  nahe,  wo  wir 
gerade  den  vierten  canonischen  Grad  genannt  finden. 

Ist  das  Zählen  nur  der  längsten  Linie  für  die  Erbenfolge  unverwend- 
bar, für  die  Erbgränze  mindestens  nicht  naheliegend,  so  werden  wir  die 
spätere  Bestimmung  nach  der  dasselbe  voraussetzenden  canonischen  Zäh- 
lung schwerlich  auf  älteren  entsprechenden  weldichen  Brauch  zurückzu- 
führen haben,  wenn  sich  dafür  nicht  so  bestimmte  Haltpunkte  bieten,  wie 
ia  jener  Gruppe  ostgermanischer  Rechte.  Auf  die  Frage,  in  wie  weit  auch 
in  einzelnen  westgermanischen  Rechten  die  längste  Linie  schon  früher  be- 
rücksichtigt sein  mag,  werden  wir  bei  Besprechung  der  Erbgränze  zurück- 
kommen. Im  allgemeinen  wird  die  Annahme  näher  liegen,  dass  eine  ur- 
sprünglich nach  Einzelknieen  bestimmte  Gränze  nachträglich  der  canonischen 
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346]  Zählung  angepassi  wurde.  Und  dana  würde  der  vierte  canonische 
Grad  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  auf  frühere  sieben  Einzelkniee  zurück- 
schliessen  lassen.  Anders  freilich,  wenn  die  Annahme  begründet  wäre,  dass 
die  Bestimmung  der  Gränze  auf  den  vierten  Grad  nur  durch  die  entspre- 
chende Begränzung  des  Eheverbots  seit  1 2 1 5  veranlasst  sei  und  damit  jeder 
Rückschluss  auf  die  frühere  Gränze  entfallen  würde ;  wir  werden  darauf 
zurückkommen. 

347.  Versuchen  wir  es  schliesslich,  dasErgebniss  derErörte- 
rungen  über  Verwandtschaftszählung  zusammenzufassen,  so 
hätten  wir  nach  denselben  anzunehmen,  dass  schon  in  urgermanischer  Zeit, 
ehe  die  Hauptgruppen  sich  von  einander  sonderten,  die  Germanen  die 
Verwandtschaft  in  verschiedener  Weise  zahlten  je  nach  dem  Zwecke,  um 
den  es  sich  im  Einzelfalle  handelte. 

Geschah  die  Zählung  zum  Zwecke  der  Bemessung  des  sich  aus- 
schliessenden  Rechts  zweier  Freunde,  also  der  Erbenfolge  oder  solcher 
Verhältnisse,  welche,  wie  etwa  das  Naherrecht  oder  die  Folge  in  der  Vor- 
mundschaft, damit  in  engster  Verbindung  standen,  so  sollte,  so  weit  da 
nicht  etwa  der  Vorzug  der  geraden  Linie  vor  der  Seitenlinie  oder  andere 
später  zu  erönernde  Umstände  ändernd  eingriffen,  die  Nähe  des  Bluts  mass- 
gebend sein.  In  allen  solchen  Fällen  nun  haben  die  Germanen  wohl  von 
jeher  dem  römischen  Brauche  entsprechend  nach  den  einzelnen  Zeugungs- 
abständen,  nach  Knieen,  Gliedern  oder  Männern  gezählt.  Es  handelt  sich 
dabei  insofern  immer  um  Zählung  auf  einer  geraden  oder  gebrochenen 
Linie,  als  auch  bei  anscheinender  Doppelzählung  nur  eine  Zählung  auf  zwei 
absteigenden  Linien  zu  Grunde  liegt.  Doch  war  diese  An  der  Zählung  da, 
wo  sie  bei  gleichen  Graden  überhaupt  verwendbar  war,  eine  so  überaus 
naheliegende,  dass  man  wenigstens  in  solchen  Fällen  wohl  bei  allen  Stäm- 
men von  jeher  zunächst  die  Doppelkniee  vom  Stammvater  ab  zählte,  ohne 
dass  das  aber  zur  Folge  haben  musste,  dass  der  Sprachgebrauch  sich  über- 
haupt danach  bestimmte;  dass  man  nun  auch  da,  wo  die  für  die  Doppel- 
zählung allein  massgebende  Gleichheit  der  absteigenden  Grade  gar  nicht 
in  Frage  kam,  bei  der  Zählung  nach  Knfeen  immer  die  Zählung  von  einem 
Stammvater  abwärts  im  Auge  hatte. 

Wo  es  sich  dagegen  darum  handelt,  bis  zu  welcher  Gränze  und  in 
welcher  Abstufung  jeder  Blutsfreund  für  den  andern  einzustehen  habe, 
also  insbesondere  bei  der  Fehde  und  Eideshilfe  und  was  damit  zusammen- 
hängt, da  hat  man  zweifellos  von  jeher  die  Nähe  des  Bluts  nicht  als  allein 
massgebend  betrachtet,  sondern  besonderes  Gewicht  auf  die  Gleichheit  der 
Generation  gelegt,  vgl.  §  258  ff.  Indem  man  die  Hausfamilie  oder  zunächst 
deren  gleichstehende  Glieder,  die  Brüder,  als  ungezählten  Ausgangspunkt 
betrachtete,  zählte  man  behufs  Gliederung  der  ganzen  Sippe  die  über  die 
Brüder  hinaus  auf  der  gleichen  Querlinie  folgenden  Vetterschaften, 
indem  man  die  auf  den  obern  und  untern  Linien  gleich  weit  vom  unge- 
zählten Mittelpunkte  abstehenden  Personen  der  bezüglichen  Vetterschaft 
zurechnete.  Damit  in  der  ganzen  Auffassung  von  der  canonischen  Zählung 
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abweichead^  stimmte  jene  Gliederung  mit  dieser  auch  da.  wo  sie  bei  den 
gleichen  Graden  mit  ihr  zusammentraf,  in  der  Zählung  nicht  überein,  musste 
um  eine  Einheit  hinter  ihr  zurückbleiben,  weil  nicht  vom  Stammvater  ab- 
wäns,  sondern  von  den  Geschwistern  als  ungezähltem  Ausgangspunkt  aus 
seitwärts  gezählt  wurde. 

Von  einer  weitem  ursprünglichen  germanischen  Zählung,  ausser  den 
beiden  erwähnten,  wird  strenggenommen  nicht  die  Rede  sein  können.  Al- 
lerdings wird  es  von  jeher  üblich  gewesen  sein,  die  nächsten  Grade  gleicher 
ßlutsfreundschatt  auch  nach  Geschwisterschaften  zu  bezeichnen. 
Dabei  aber  handelte  es  sich  unmittelbar  um  keine  Zählung,  und  es  schloss 
das  daher  nicht  aus,  für  weitere  Grade  der  Seitenverwandtschaft  an  der 
Zählung  nach  Veiterschaften  festzuhalten.  Konnte  aber  in  der  geraden  ab- 
steigenden Linie  von  jeher  nur  nach  Knieen  vom  Stammvater  ab,  dem  ca- 
noaischen  Brauche  entsprechend,  gezählt  sein,  so  wird  dieselbe,  von  der 
anscheinend  ursprünglicheren  abweichende  Zählung  auch  für  die  Seiten- 
verwandtschaft dadurch  üblich  geworden  sein,  dass  sowohl  die  Zählung 
der  einfachen  absteigenden  Linie,  wie  das  Verfolgen  der  Geschwisterschaf- 
ten darauf  hinwiesen,  für  die  Zählung  nicht  die  Seitenentfernung,  sondern 
die  vom  Stammvater  absteigenden  Linien  ins  Auge  zu  fassen  und  deren 
Kaiee  zu  zählen,  womit  sich  dann  eine  zweite  Zählung  ergab,  hinter  der 
die  die  Geschwister  als  ungezählten  Ausgangspunkt  behandelnde  Vettern- 
zählung um  einen  Grad  zurückblieb. 

Sollte  diese  Zählung  sich  aber  der  althergebrachten,  gleiche  und  un- 
gleiche Grade  zusammenfassenden  Gliederung  der  Sippe  anpassen  und  für 
Freunde  aus  verschiedenen  Parentelen  gleichmässig  verwendbar  sein,  so 
musste  das  auf  eine  Zählung  nur  der  längsten  Linie  führen,  so  dass 
Alle  zu  derselben  Sippzahl  gehörten,  für  welche  ohne  Rücksicht  auf  die 
Nähe  des  Bluts  diese  längste  Linie  dieselbe  war.  Hatte  schon  die  Zählung 
nach  Vetterschaften  und  Geschwisterschaften  auf  dasselbe  Ergebniss  geführt, 
so  handelte  es  sich  nur  um  eine  verschiedene  Auffassung  und  Zählung  für 
dieselbe  Sache.  Ist  da,  wo  sie  verwendbar  war,  die  aus  Zählung  der  glei- 
chen Kniee  vom  Stammvater  aus  sich  ergebende  Doppelzählung  zweifellos 
allen  Germanen  geläufig  gewesen,  so  mag  der  verwandte  Brauch  der  Zäh- 
lung der  längsten  Linie  sich  nur  bei  einzelnen  Stämmen  bestimmter  ent- 
wickelt haben;  jedenfalls  war  die  Verwendung  der  Zählung  auch  für  die 
Bestimmung  der  Erbgränze  ursprünglich  wohl  nur  eine  Eigenthümlichkeit 
einzelner  ostgermanischer  Rechte. 

Canonische  und  germanische  Zählung  standen  ursprüng- 
lich in  keinem  Gegensatze,  da  bei  dem  einzigen  Zweck,  für  welchen  die 
Kirche  zu  zählen  hatte,  bei  den  Eheverboten,  nur  die  germanische  Knie- 
zählung auf  beiden  absteigenden  Linien  entsprechen  konnte;  vgl.  §  302. 
Fand  dann  die  zurückbleibende  Zählung  auch  auf  kirchlichem  Gebiete 
Eingang,  so  wird  es  sich  um  spätere  Uebertragung  der  von  wesendich  an- 
dern Gesichtspunkten  ausgegangenen  Vetternzählung  auf  die  canonische 
Gradzählung  handeln;  vgl  S  303.  Erst  im  spätem  Mittelalter  scheint  dann 
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347]  das  Streben,  sich  der  kirchlichen  Zählung  anzupassen,  auch  bei  solchen 
Stämmen,  welchen  dieselbe  bisher  fremd  war,  zur  Beachtung  der  längsten 
Linie  insbesondere  auch  für  die  Bestimmung  der  Erbgränze  gefUhn  zu 
haben,  vgl.  S  344,  wie  auch  die  Kirche  sich  schliesslich  bezüglich  der  Ehe- 
verbote für  Massgeben  der  längsten  Linie  entschieden  hatte.  Aber  für  die 
Erbenfolge  konnte  nach  wie  vor  nur  eine  der  römischen  entsprechende 
Zählung  der  Einzelkniee  vom  Erblasser  aus  verwandt  werden. 
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348.  In  manchen  Rechten  fehlt  jede  Angabe  über  die  Gränze  der 
Erbberechtigung  oder,  wie  wir  das  kurzweg  werden  bezeichnen  dürfen, 
über  die  Erbgränze.  Steht  da  im  allgemeinen  der  Annahme  des  Fehlens 
einer  Erbgränze  wenigstens  nichts  im  Wege,  lässt  das  Schweigen  darauf 
schliessen,  dass  jede  noch  nachweisbare  ßlutsfreundschaft  zum  Erbe  be- 
rechtigte, so  ist  das  zuweilen  ausdrücklich  gesagt.  So  vereinzelt  im  däni- 
schen Rechte,  vgl.  $  318.  So  ist  im  Sachsenspiegel  I^dr.  1,19  S  i  betont, 
dass  der  Nordschwabe  auch  über  die  siebente  Sippe  hinaus  das  Erbe  nimmt, 
wenn  er  erweisen  kann,  dass  er  Schwenmage  des  Verstorbenen  sei. 

In  andern  Rechten  ist  eine  bestimmte  Gränze  ausgesprochen; 
auch  wenn  entferntere  Blutsfreunde  vorhanden  sind,  soll  der  Nachlass  als 
erblos  an  den  König,  den  Herrn,  den  Richter  oder  die  Gemeinde  fallen; 
vgl.  Stobbe  Privatr.  5,160  ff.  Oder  auch  wohl  vor  dem  Könige  ganz  oder 
zur  Hälfte  an  nicht  blutsverwandte  Personen,  welche  aber  dem  Verstorbe- 
nen gewisse  Dienste  erwiesen  hatten  oder  zu  ihm  in  besonders  nahen  Be- 
ziehungen standen;  vgl.  etwa  die  Erbentafel  der  Gulathingslög  c.  106  ff. 

Haben  wir  die  Angaben  über  die  Ausdehnung  der  Gränze  bei  Be- 
sprechung der  Verwandtschaftszählung  schon  vielfach  berücksichtigt,  so 
ergab  sich  da  überall  nur  eine  Ausdehnung  bis  zum  sechsten, 
siebten  oder  achten  Einzelknie.  Wird  in  Norwegen,  vgl.  S  310, 
die  Gränze  zunächst  auf  den  dritten  Doppelgrad  gesetzt,  so  ergeben  die 
ergänzenden  Bestimmungen,  dass  das  nicht  blos  die  längste  Linie,  vgl.  S  342, 
treffen  soll,  sondern  jedes  sechste  Einzelknie,  während  für  das  weiterrei- 
chende Erbrecht  beim  Freigelassenenerbe,  vgl.  §  341,  die  Gränze  ausdrück- 
lich bis  zum  neunten  Knie  ausgedehnt  ist.  Die  dänischen  Bestimmungen, 
vgl.  S  3  » 7,  führten  auf  das  sechste  oder  siebte  Einzelknie ;  die  gothischen, 
vgl.  $321,  auf  das  siebte,  denen  sich  das  baierische  Recht  anschliesst,  vgl 
S  322.  Die  Bestimmungen  im  friesischen,  nordschwedischen  und  goth- 
ländischen  Recht  auf  das  vierte  Glied  der  längsten  Linie  ergeben  lediglich 
für  den  Fall  des  gleichen  Grades  eine  Ausdehnung  bis  zum  achten  Einzel- 
knie, entsprechen  im  allgemeinen,  vgl.  $  343,  der  Ausdehnung  bis  zum 
siebten.  Scheint  auch  im  göthischen  Recht,  vgl.  S  342,  die  Gränze  später 
mit  der  des  Eheverbots  übereinzustimmen,  so  würde  auch  das  auf  dieselbe 
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Ausdehaung  schliessen  lassen,  falls  die  Gränze  früher  nach  Einzelkaieen 
bestimmt  gewesen  sein  sollte.  Dasselbe  würde  nach  S  3 1 9  für  das  bur- 
gundische  Recht  anzunehmen  sein. 

Zeigen  sich  da  Abweichungen,  so  würde  sich  nach  den  bisher  be- 
sprochenen Rechten  etwa  sagen  lassen,  dass  die  Gränze  durchschnittlich 
auf  das  siebte  Einzelknie  traf,  dieses  nur  unbedeutend  überschritt,  aber  auch 
nicht  erheblich  hinter  demselben  zurückblieb.  Fühn  insbesondere  das  siebte 
Knie  immer  auf  einen  ungleichenGrad,  so  erklärt  sich  das  wohl  daraus, 
dass  für  die  Erbenfolge  am  häufigsten  die  nächstfolgende  Generation  in 
Betracht  kam ;  war  beim  sechsten  Knie  in  der  gleichen  Linie  nur  noch  der 
zweite  Vetter  oder  das  Nachgeschwisterkind  berufen,  so  mochte  es  insbe- 
sondere unbillig  scheinen,  den  Sohn  desselben  auszuschliessen,  wenn  dessen 
noch  berechtigter  Vater  vorverstorben  war.  Treten  die  Fälle,  dass  nur  so 
entfernte  Verwandte  den  Erblasser  überlebten,  nur  selten  ein,  so  wird  auf 
die  Gränze'im  allgemeinen  nicht  viel  Gewicht  gelegt  sein,  so  dass  die  klei- 
nen sich  ergebenden  Abweichungen  wenig  beachtet  werden  mochten ;  es 
mag  damit  auch  zusammenhängen,  dass  in  den  dänischen  Rechten,  vgl.  S  3  1 7, 
bald  eine  Gränze  genannt,  bald  Unbeschränktheit  ausdrücklich  ausgespro- 
chen wird,  was  doch  schwer  erklärlich  sein  würde,  wenn  man  sich  da  eines 
erheblichen  thatsächlichen  Unterschiedes  bewusst  gewesen  wäre. 

Stimmen  die  bisher  in  dieser  Richtung  besprochenen  Rechte  im  we- 
sentlichen Uberein,  so  würde  das  auf  ursprüngliche  Abgränzung 
mit  dem  siebten  Einzelknie  oder  demvierten  Doppelgrad 
deuten.  Und  werden  weitere  Untersuchungen  mehrfach  auf  eine  noch 
engere  Abgränzung  führen,  so  möchte  ich  annehmen,  dass  nach  ursprüng- 
licher germanischer  Auffassung  die  Gränze  jedenfaUs  nicht  weiter  reichte, 
dass  die  weitere  Ausdehnung,  wo  sie  wirklich  nachzuweisen  ist,  erst  späte- 
rer Entwicklung  angehört,  vielfach  aber  überhaupt  nur  irrthümlich  ange- 
nommen wird,  weil  die  Angaben  nicht  auf  Doppelgrade,  sondern  aufEin- 
zelkaiee  zu  beziehen  sind. 

S49.  Das  erstere  möchte  insbesondere  anzunehmen  sein  in  einigen 
Fällen,  wo  es  sich  um  Ausdehnung  auf  den  fünften  Doppelgrad 
handelt.  Einer  so  weiten  Ausdehnung  rechtswirksamer  Verwandtschaft 
sind  wir  allerdings  vereinzelt  schon  bezüglich  der  Fehde  und  der  Theil- 
nahme  an  der  Todtschlagsühne  begegnet.  Fanden  wir  nun  wohl  einen 
Zusammenhang  zwischen  Fehdegränze  undErbgränze  be- 
tont und  ausdrücklich  gesagt,  dass  das  Erbrecht  so  weit  reichen  soll,  wie 
die  Theilnahme  an  der  Fehde,  vgl.  $  336,  so  erprobt  sich  das  durchweg 
bei  den  bisher  beachteten  Fällen.  Wie  für  das  Erbrecht,  so  führen  die 
friesischen,  vgl.  S  252,  auch  $  236,  und  nordschwedischen,  vgl.  §  276,  Be- 
stimmungen auch  als  Letztbetheil  igten  an  der  Geschlechtsbusse  auf  den 
vierten  Mann.  Ebenso  in  Jutland,  vgl.  S  337,  während,  wenn  in  andern 
dänischen  Rechten  für  beides  keine  Gränze  genannt  wird,  auch  das  jener 
allgemeinen  Auffassung  entspricht.  Fanden  wir  nun  $  270  abweichend  im 
gothischen  und  isländischen  Recht  die  Theilnahme  bis  auf  vierte  Brüder 
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349]  oder  Dritterbrüderkinder,  also  bis  auf  den  fünften  gleichen  Grad  aus- 
gedehnt, und  scheint  auch  die  sonstige  Uebereinstimmung  beider  Rechte 
in  diesen  Verhähnissen  darauf  zu  deuten,  dass  wir  darin  nicht  nachträg- 
liche Erweiterung  zu  sehen  haben,  so  sollte  man  in  beiden  eine  entspre- 
chende Ausdehnung  der  Erbgränze  erwarten. 

Aber  für  das  gothische  Recht  bestätigt  sich  das  nicht;  die  auf 
den  siebten  Einzelgrad  bestimmte  Erbgränze,  vgl.  $321  ff.,  ist  eine  wesent- 
lich engere,  der  der  übrigen  Rechte  entsprechende.  Und  es  würden  sich 
immerhin  wohl  Gesichtspunkte  auffinden  lassen,  welche  einen  solchen  Un- 
terschied nicht  auffallend  erscheinen  lassen.  Beim  Erbe  handelte  es  sich 
um  ein  ungleich  wichtigeres  Recht,  bei  dem  doch  Gewicht  darauf  zu  legen 
war,  es  nicht  noch  so  entfernten  Freunden  zuzusprechen,  dass  die  Glaub- 
würdigkeit des  Beweises  Bedenken  unterliegen  konnte.  Nicht  so  bezüglich 
der  Todtschlagsühne,  bei  der  es  sich  für  die  entferntesten  Freunde  nur  um 
ganz  unbedeutende  Beträge  handeln  konnte,  da  mit  der  Entfernung  sich 
nicht  blos  der  auf  die  bezügliche  Vetterschaft  entfallende  Betrag  mindene, 
sondern  umgekehrt  auch  die  Zahl  der  Betheiligten  sich  mehrte. 

Die  bezüglichen  spanischen  Bestimmungen,  vgl.  $  267,  lassen  dena 
auch  erkennen,  dass  es  sich  da  um  Personen  handeln  konnte,  bei  denen 
von  vornherein  nicht  feststand,  ob  sie  Blutsfreunde  seien  oder  noch  zur 
bezüglichen  Vetterschaft  gehönen.  Und  an  der  Zuverlässigkeit  des  Beweises 
lag  da  wenig,  weil  Verpflichtung  und  Recht  sich  entsprachen,  insofern  der, 
welcher  dem  Aufgebote  zur  Fehde  nicht  folgte,  auch  seines  Anspruches 
auf  Betheiligung  an  der  Busse  verlustig  wurde.  Thatsächlich  kann  sich  das 
doch  kaum  anders  gestellt  haben,  als  dass  Jeder,  welcher  Quarto  zu  sein 
behauptete  und  sich  als  solcher  bezüglich  seiner  Verpflichtungen  zur  Sippe 
hielt,  dann  auch  bei  Theilung  des  Betrages  als  solcher  behandelt  wurde,  so 
dass  von  einer  Beweisführung  nur  etwa  dann  die  Rede  gewesen  sein  wird, 
wenn  er  beanspruchte,  nicht  als  blosser  Quarto,  sondern  als  Tercero  be- 
theiligt zu  werden.    Dann  aber  war  die  Erbgränze  nahezu  erreicht. 

350.  Dagegen  scheint  sich  nun  allerdings  in  Island  eine  Ausdeh- 
nung der  Erbgränze  bis  zum  fünften  gleichen  Grade  zu  ergeben; 
vgl.  Rive  in  Jahrb.  des  gem.  R.  6,203,  Maurer  IsL  327  ff.  Ist  in  derErbea- 
tafel  der  Grägäs  keine  Gränze  genannt,  so  deutet  doch  darauf  hin,  dass 
nicht  blos  die  Theilnahme  am  Wehrgelde,  sondern  auch  die  verwandt- 
schaftliche Alimentationspflicht  erst  beim  fünften  Grade  ihre  Gränze  findet, 
insbesondere  aber  derselbe  als  Gränze  für  das  Erbrecht  nach  in  Island  ver- 
storbenen Fremden  ausdrücklich  genannt  ist.  Nun  kann  eben  jenes  Ver- 
hältniss  doch  auch  daran  denken  lassen,  die  Erbgränze  sei  auch  hier  ft-Uher 
eine  engere  gewesen,  habe  sich  dann  aber  in  einem  Lande,  dessen  Abge- 
schlossenheit die  Uebersicht  des  verwandtschaftlichen  Zusammenhangs  er- 
leichterte, in  dem  derselbe  noch  jetzt  bis  auf  sehr  weite  Entfernung  Jedem 
bekannt  zu  sein  pflegt,  so  weit  ausgedehnt,  als  in  andern  Verhälmissen, 
insbesondere  beim  Wehrgelde,  noch  rechtswirksame  Verwandtschaft  an- 
erkannt wurde. 
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Dean  jene  weite  Gränze  ergibt  nicht  blos  auffallende  Abweichung 
vom  gothischen,  sondern  auch  vom  norwegischen  Rechte.  Was  die  letztere 
betrifft,  so  brachte  sie  Maurer  in  Krit.  Vierteljahrsschr.  1 1,414  auf  die  Ver- 
muthung,  dass  es  sich  in  Norwegen  bei  der  Erweiterung  des  Erbrechts 
durch  König  Sigurd  nach  1 103  um  Herstellung  älteren  Rechts  gegenüber 
Neuerungen  aus  der  Zeit  der  Danenherrschaft  gehandelt  haben  könne. 
Kann  ich  die  da  eingreifenden  Fragen  vielfach  nicht  selbstständig  verfolgen, 
so  möchte  ich  wenigstens  auf  Umstände  hinweisen,  welche  mir,  so  weit 
ich  das  beurtheilen  kann,  umgekehrt  dafür  zu  sprechen  scheinen,  dass  es 
sich  hierum  nachträglicheErweiterung  der  Erbgränze handelt, 
dass  auch  in  Island  in  einer  frühern  Zeit  die  Erbgränze  nicht  über  den 
dritten  gleichen  Grad  hinausgereicht  haben  dürfte. 

In  Island  scheidet  sich  ein  engerer  von  einem  weitem  Erbenkreise 
besonders  scharf  dadurch  ab,  dass  nach  den  ehelichen  Gliedern  des  enge- 
ren, Kinder,  Eltern  und  Geschwister  umfassenden  Kreises  vor  allen  andern 
echten  Blutsireunden  die  unehelichen  Kinder  und  Geschwister  erben.  Nach 
der  Erbentafel  der  Konungsbök  folgen  dann  die  weitern  Echtgebomen, 
ohne  dass  eine  Gränze  bezeichnet  wäre,  so  dass  allerdings  die  Annahme 
nahe  liegt,  diese  Gränze  sei  nicht  enger  gezogen  gewesen,  als  rechtswirk- 
same Verwandtschaft  überhaupt  anerkannt  war.  Dagegen  findet  sich  nun 
in  der  Stadärholsbök,  vgl.  Maurer  Island  354,  Münchner  Sitzungsb.  1883 
S.  37,  Grägäs  ed.  Schlegel  1,229,  ^'^  Bestimmung,  dass,  wenn  Jemand 
keine  Nächstebrüderkinder,  also  keine  Verwandte  dritten  Grades,  oder 
Näherverwandte  hinterlässt,  dann  die  unechten  Nächstebrüderkinder  oder 
Näherverwandte  in  derselben  Weise  folgen,  wie  das  für  echte  Verwandte 
bestimmt  ist.  Gerade  desshalb,  weil  sich  auch  hier  keine  Anordnung  ergibt, 
wonach  der  unechte  unmittelbar  auf  den  gleichen  echten  Grad  folgte,  son- 
dern die  Unechten,  wie  dort  auf  den  gesammten  engern  Kreis,  hier  erst 
auf  einen  weitern  Kreis  so  folgen,  dass  der  Echte  dritten  Grades  auch  den 
Unechten  zweiten  Grades  ausschliesst,  lässt  jene  Anordnung  doch  kaum 
eine  andere  Erklärung  zu  als  die,  dass  sie  auf  Grund  einer  Gestaltung  ent- 
stand, bei  der  das  Erbrecht  überhaupt  nur  bis  zum  dritten  Grade  reichte, 
die  Bestimmung  also  nur  besagen  sollte,  dass  beim  Mangel  erbberechtigter 
echter  Verwandten  noch  die  unechten  folgen  sollen,  ehe  das  Gut  als  erblos 
zu  betrachten  ist;  andernfalls  würde  doch  gar  nicht  abzusehen  sein,,  wess- 
halb  man  die  Unechten  gerade  zwischen  den  dritten  und  vierten  Grad 
einschob. 

Aehnliches  ergibt  die  Erbenordnung  der  Jarnsida  ed.  Sveinbjörn- 
son  72,  und  entsprechend  die  des  gemeinen  Landrechts,  vgl.  S  3 1 3,  wonach 
der  früher  nur  bis  zum  dritten  Grade  reichenden  norwegischen  Erbenfolge 
als  weitere  Erbenklasse  von  König  Sigurd  zunächst  der  unechte  Patruus 
und  Patruclis,  weiter  entsprechende  Weiber,  dann  nähere  Cognaten  und 
endlich  beim  Mangel  aller  dieser  alle  Blutsfreunde  bis  zum  fünften  Mann 
oder  Grade  zugefügt  wurden.  Hier  wurde  durch  Einschiebung  Unechter 
vor  entfernteren  Echten  kein  bestehendes  Recht  verletzt,  da  erweislich  die 
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350]  letztern  bis  dahin  überhaupt  kein  Erbrecht  gehabt  hatten.  Anders 
doch,  wenn  in  Island  die  Unechten  bei  schon  bestehendem  Erbrecht  des 
vierten  Grades  vor  diesem  eingeschoben  sein  sollten;  es  scheint  das  doch 
bestimmt  auf  eine  Gestaltung  schliessen  zu  lassen,  bei  welcher  auch  das 
Recht  des  weitern  Kreises  nur  bis  zum  dritten  Grade  reichte  und  sich  die- 
sem dann  nur  noch  die  Unechten  des  weitem  Kreises  anschlössen.  Das 
Fehlen  der  Bestimmung  im  Texte  der  Konungsbök  könnte  dann  damit 
zusammenhangen,  dass  sich  nachträglich  das  Erbrecht  der  Echten  ausgedehnt 
hatte  und  sie  sich  dem  nicht  wohl  mehr  fUgte. 

Auch  sonst  finden  sich  wohl  Bestimmungen,  welche  die  Annahme 
unterstutzen,  der  dritte  Grad  durfte  ursprunglich  eine  vorzugsweise  beach- 
tete Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft  gebildet  haben,  die  sich  dann 
spater  weiter  ausdehnte.  So  reicht  die  unbedingte  Verpflichtung  zur  Ali- 
mentation unehelicher  Kinder  von  Verwandten  nur  bis  zum  dritten  GraJc; 
vgl.  Maurer  Island  355,  Grägäs  ed.  Schi.  1,300.  Dann  ebenso,  wie  schon 
S  338  erwähnt,  die  Unfähigkeit  zum  Zeugnisse.  Insbesondere  aber  wird 
fUr  den  Inccst,  vgl.  Grägäs  1,228.326.345.380,  so  häufig  und  so  bestimmt 
der  dritte  Grad  als  engere  Grenze  betont,  dass  die  Vermuthung  nahe  liegt, 
man  habe  bei  der  Christianisirung  denselben  als  Gränze  rechtswirksamer 
Verwandtschaft  im  Erbrechte  vorgefunden  und  demnach,  entsprechend  dem 
mehrfach  betonten  Zusammenhange  beider  Verhältnisse,  das  Eheverbot  an- 
fangs nicht  weiter  ausgedehnt,  was  dann  noch  nachwirkte,  als  man  später 
weitergehenden  Verboten  der  Kirche  folgte. 

351.  Ebenso  durfte  sich  fUr  das  friesische  Recht  die  Annahme 
begründen  lassen,  dass  dort  ursprunglich  das  dritte  Knie  die  ErbgiUoze 
bildete,  obwohl  dasselbe  in  den  uns  vorliegenden  Quellen  wenigstens  als 
allgemeine  Erbgränze  nicht  mehr  erscheint,  diese  vielmehr  wohl  ausdrück- 
lich bis  auf  das  fünfte  Knie  ausgedehnt  wird.  Schon  Amira  Erbenf.  204 
wies  daraufhin,  wie  das  dritte  Knie  als  Gränze  rechtswirksamer 
Blutsfreundschaft  so  häufig  betont  wird,  dass  daraufhin  zu  vermuthen 
sei,  es  habe  einst  auch  die  Erbgränze  gebildet.  Nur  für  Fehde  und  SOhne 
finden  wir  Überwiegend  die  Gränze  erst  beim  vierten  Knie;  wir  wiesen 
aber  schon  $  349  auf  die  Gesichtspunkte  hin,  welche  gerade  da  eine  wettere 
Ausdehnung  der  Gränze  weniger  auffallend  erscheinen  lassen.  Vereinzelt 
aber  macht  sich  auch  da  wohl  die  engere  Gränze  geltend.  Nach  seeländi 
sehen  Keuren,  vgl.  Brunner  Sippe  79^  trifft  das  Geben  und  Nehmen  des 
SUhnegeldes  nur  noch  Magen  im  dritten  Gliede.  Nach  dem  neunten  Land- 
recht, Richth.  Q.  56,  hat  der  Verletzte  fUr  Rachethaten  nur  dann  einzu- 
stehen, wenn  dieselben  durch  einen  Freund  geschahen:  gut  sibi  sit  ita 
propinquuSy  quod  sibi  sit  infra  Urtium  genu.  FUr  Eideshilfe  und  Zeugniss- 
unÄhigkeit  ist  das  dritte  Knie  die  Gränze;  vgl.  S  333.  Dieselbe  Gränze  bc- 
achtenswerther  Verwandtschaft  ergibt  sich,  wenn  nach  Recht  von  Utrecht, 
ed.  Muller  1,315,  Niemand  im  Rathe  sitzen  bleiben  soll  bei  Sachen,  die 
sein  Nachgeschwisterkind  oder  einen  nähern  Freund  betreffen ;  wenn  nach 
Recht  von  Dortrecht,  ed.  Fruin  1 23  1 28,  zwei  Nachgeschwisterkinder  nicht 
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zusammen  im  Gerichte  sitzen  sollen.  Nach  dem  Brokmerbrief  S  101.107, 
vgl.  Amira  Erbenf.  1 50,  haben  Vatermagen  und  Muttermagen  bis  zum 
dritten  Knie  das  Recht,  den  Vormund  zu  beaufsichtigen. 

Aber  auch  im  Erbrechte  macht  sich  dieselbe  Gränzc  wohl  geltend. 
Freilich  möchte  ich  dahin  nicht  die  Bestimmungen  rechnen,  wonach  Erbgut 
nicht  mehr  an  die  Vaterseite  oder  Mutterseite  zurUck&llt,  sobald  es  auf  das 
dritte  Knie  vererbt  ist,  in  demselben  Falle  die  Hornunggabe  nicht  mehr 
an  den  Schenker  und  dessen  Erben  vererbt  oder  diese  nur  bis  zum  dritten 
Knie  die  Aussteuer  der  kinderlosen  Frau  beanspruchen  können.  Es  han- 
delt sich  da,  wie  ich  bei  Besprechung  des  RUckfallrechts  nachzuweisen  ver- 
suchen werde,  um  einen  allen  ostgermanischen  Rechten  gemeinsamen  Ge- 
sichtspunkt, wonach  die  Herkunft  des  Gutes  nicht  mehr  berücksichtigt  wird, 
sobald  es  bereits  auf  die  dritte  Hand  vererbt  war.  ßeachtenswerth  erschei- 
nen aber  wiederholte  Bestimmungen,  vgl.  Amira  Erbenf.  172  ff.,  189,  wo- 
nach das  sonst  in  der  Regel  ausdrücklich  nur  für  den  Enkel  oder  aber  un- 
begrenzt ausgesprochene  Eintrittsrecht  hier  auf  den  Urenkel,  auf  das  dritte 
Knie,  abgegrenzt  erscheint.  Müssen  nun  solche  Angaben  insofern  auffallen, 
als  ja  ohnehin  nicht  leicht  nur  ein  Nachkomme  im  vierten  Gliede  vorhan- 
den sein  konnte,  so  entsprechen  sie  doch  so  auffallend  den  S  331  bespro- 
chenen nordfriesichen  Bestimmungen,  dass  kaum  zu  bezweifeln  ist,  dass 
hier  die  Auffassung,  das  Erbrecht  ende  mit  dem  dritten  Knie,  noch  in  ent- 
sprechender Weise  Ausdruck  gefunden  habe,  wie  wir  das  dort  bezüglich 
des  vierten  Blutes  anzunehmen  hanen. 

Besonders  beachtenswerth  dürfte  dann  eine  Bestimmung  sein,  welche 
sich  in  den  allgemeinen  Küren  S  5  und  den  allgemeinen  Landrechten  S  7, 
Richthofen  Q.  8.54,  findet,  wonach  der  Freie  sein  Recht  auf  das  Erbe  des 
Verwandten  bis  zum  dritten  Knie  mit  Zwölfereid  ohne  Kampf  erweisen 
mag.  Es  spricht  sich  darin  doch  zweifellos  die  Auffassung  aus,  dass  über 
den  dritten  Grad  hinaus  eine  so  sichere  Kunde,  dass  eidliches  Einstehen 
gerechtfenigt  erscheint,  nicht  vorauszusetzen  ist ;  dass  man,  wenn  weiter- 
gehendes Erbrecht  nicht  ausgeschlossen  sein  soll,  da  nur  noch  einen  Beweis 
durch  Gottesurtheil,  durch  Kampf,  für  statthaft  hielt.  Aehnlich  findet  sich 
auch  in  andern  Rechten  wohl  eine  engere  Grönze  beim  dritten  Knie.  So 
reicht  nach  schweizer  Rechten,  vgl.  Wasserschieben  Successionsordn.  17, 
der  Vorzug  der  Vatermagen  wohl  nur  bis  zum  dritten  Glied,  während  in 
weitern  Gliedern  Vatermagen  und  Muttermagen  gleichstehen.  Alles  das 
scheint  doch  auf  eine  ursprüngliche  Gränze  beim  dritten  gleichen  Knie  zu 
deuten.  Es  wäre  möglich,  dass  von  jeher  eine  feste  GrSnze  für  die  Erb- 
berechtigung überhaupt  nicht  bestand,  eventuell  auch  die  weitere  erweis- 
bare Blutsfreundschaft  nicht  ausgeschlossen  sein  sollte.  So  weit  aber  eine 
Gränze  beachtet  wurde,  kann  dieselbe  ursprünglich  wohl  nur  beim  dritten 
Kniee  gezogen  gewesen  sein. 

Im  Emsigoer  Pfenningschuldbuch  S  68,  ebenso  im  Fivelgoer  Erbrecht 
S  12,  Richth.  Q.  210.305,  finden  sich  dann  allerdings  Bestimmungen,  wo- 
nach das  Gut  erst  dann,  wenn  kein  Blutsfreund  im  fünften  Knie  vor- 
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361]  banden  ist,  als  erblos  betracbtet  dem  Ricbter  und  den  Armen  zufällt. 
Entsprechend  reicht  in  Südholland,  Fruin  Rechten  der  st.  Dordrecht  2,268, 
das  Näherrecht  bis  zum  fünften  Gliede.  Und  um  dieselbe  Entfernung  nach 
einfachen  Graden  handelt  es  sich,  wenn  zu  Zutphen,  vgl.  S  3 1 5,  die  Erb- 
grSnze  bis  zum  zehnten  Gliede,  in  Groningen  und  dessen  Gebiete,  vgl. 
Wasserschieben  Erbenf.  151. 152,  bis  zum  zehnten  Grade  einschliesslich 
reicht.  Zeigt  sich  da,  so  weit  ich  sehe,  im  Westen  des  friesischen  Gebietes 
überall  Uebereinstimmung,  wird  insbesondere  nie  der  zwischenliegende 
vierte  Grad  genannt,  so  deutet  das  allerdings  auf  weites  Zurückreichen  der 
ausgedehnteren  Gränze.  Aber  es  wird  nach  dem  Gesagten  doch  kaum  zu 
bezweifeln  sein,  dass  es  sich  dabei  irgendwie  um  nachträgliche  Erweiterung 
oder  doch,  bei  Annahme  früherer  Unbegränztheii,  um  nachträgliche  Auf- 
stellung einer  bis  dahin  fehlenden  Gränze  handeln  wird,  zumal  dieselbe 
selbst  über  die  Gränze  für  Fehde  und  Sühne  hinausreicht,  welche  in  andern 
Rechten  mit  der  Erbgränze  zusammenfällt,  in  einzelnen  sogar  weiter  aus- 
gedehnt erscheint,  während  sie  hier  nach  dem  früher  Bemerkten  selbst 
später  vielfach  auf  den  dritten  Grad  beschränkt  ist. 

Nicht  dasselbe  dürfte  anzunehmen  sein,  wenn  wir  S  331  im  nord- 
friesischen Recht  die  Gränze  erst  nach  dem  vierten  Glied  bestimmt 
fanden.  Der  Umstand,  dass  das  hier  wohl  ausdrücklich  mit  der  Ausdehnung 
der  Verpflichtung  zur  Fehde  in  Zusammenhang  gebracht  wird,  vgl.  S  336, 
könnte  allerdings  den  Gedanken  nahe  legen,  dass  sich  erst  nachträglich  im 
Anschlüsse  an  diese  die  Erbgränze  entsprechend  erweiten  habe.  Dagegen 
scheint  aber  doch  zu  sprechen,  dass  wir  S  332  dieselbe  Gränze  in  so  auf- 
fallend übereinstimmender  Weise  auch  in  Nordschweden  bestimmt  fanden, 
dass  da  Verwandtschaft  anzunehmen  sein  dürfte,  und  dann  die  Gränzbe- 
stimmung  zweifellos  weit  in  die  vorgeschichtliche  Zeit  zurückgereicht  haben 
müsste.  Ich  wies  denn  auch  schon  S  145  vorläufig  darauf  hin,  wie  wir 
gerade  im  ft-iesischen  Rechtsgebiete  so  häufig  verschiedenen  Bestimm ungea 
begegnen,  welche  sich  dann  doch  wieder  denen  anderer  Rechte  so  eng  an- 
schliessen,  dass  es  kaum  thunlich  erscheint,  die  Abweichungen  unter  den 
friesischen  Rechten  bei  der  Annahme  selbstständiger  Weiterentwicklung 
von  einer  nähern  gemeinsamen  Grundlage  aus  zu  erklären.  Ergibt  sich  ftlr 
die  Gränze  beim  dritten,  wie  beim  vierten  gleichen  Knie  Uebereinstimmung 
in  andern  Rechten,  so  scheint  das  doch  darauf  zu  deuten,  dass  schon  in 
ältester  Zeit  beide  Gränzen  im  friesischen  Rechte  nebeneinander  vorkamen. 

352.  Wie  wenig  nun  zu  allem  bisher  Bemerkten  die  übliche  An- 
nahme einer  Ausdehnung  bis  zum  siebten  Doppelkniee 
stimmt,  bedarf  kaum  einer  Bemerkung.  Die  weiteste  Ausdehnung  rechts- 
wirksamer Blutsfreundschaft  überhaupt  fanden  wir  bis  dahin  bezüglich  der 
Fehde  und  Todtschlagsühne  auf  das  fünfte  Doppelknie  gesetzt  und  auch 
da  nur  ausnahmsweise  im  gothischen  und  isländischen  Recht,  vgl.  S  349, 
während  sie  sonst  das  vierte  Doppelknie  nicht  überschreitet.  Die  Erbgränze 
bleibt  mehrfach  hinter  demselben  zurück  und  geht  wenigstens  ursprüng- 
lich nirgends  über  dasselbe  hinaus,  falls  unsere  Annahme  richtig  ist,  dass 
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in  der  vereinzelt  vorkommeaden  Ausdehnung  bis  zum  fünften  Glied  nach- 
trägliche Erweiterung  zu  sehen  ist. 

Aber  selbst  wenn  das  nicht  zutreffen  sollte,  bleibt  immer  noch  ein 
ganz  ausserordentlich  weiter  Abstand  zwischen  dem  fünften  und  siebten 
Doppelgrad.  Die  folgenden  Erörterungen  dürften  ergeben,  dass  es  sich  da 
um  eine  Ausdehnung  rechtswirksamer  Blutsfreundschaft  handelt,  bei  der 
von  Beweisbarkeit  nicht  füglich  mehr  die  Rede  sein  kann.  Andererseits  ist 
es  erklärlich,  wenn  man  daran  keinen  Anstoss  nahm.  Hat  sich  das  kirch- 
liche Eheverbot  bis  auf  den  siebten  canonischen  Grad  ausgedehnt,  so  scheint 
das  doch  unmittelbar  zu  ergeben,  dass  man  eine  so  entfernte  Verwandt- 
schaft immerhin  noch  als  rechtswirksam  behandeln  konnte.  Und  auch  an 
Zeugnissen  für  entsprechende  Ausdehnung  der  Erbgränze  fehlt  es  im  spa- 
tern Mittelalter  nicht;  insbesondere  ist  ja  eine  solche  im  Sachsenspiegel, 
vgl.  S  300,  im  Anschlüsse  an  Doppelzählung  aufs  bestimmteste  ausge- 
sprochen. 

Trotzdem  würde  die  Frage,  ob  uns  das  berechtigt,  entsprechende 
Angaben  der  Volksrechte  ebenso  aufzufassen,  ob  solche  Angaben  über  die 
Erbgränze  nicht  etwa  erst  auf  Grundlage  der  kirchlichen  Eheverbote  sich 
gestaltet  haben  dürften,  wohl  längst  bestimmter  beachtet  sein,  wenn  man 
nicht  geglaubt  hätte,  es  als  ausser  Frage  stehend  behandeln  zu  dürfen,  dass 
wenigstens  die  auf  sieben  Kniee  angegebene  longobardische  Erb- 
gränze auf  Doppelkniee  zu  beziehen  sei.  Die  genauere  Prüfung  der  Stich- 
haltigkeit dieser  Annahme  wird  daher  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
für  die  Frage  nach  der  ursprünglichen  Ausdehnung  der  germanischen  Erb- 
gränze überhaupt  sein  müssen. .  Denn  keine  der  entsprechenden  Angaben 
anderer  Volksrechte  weist  an  und  für  sich  auf  Doppelzählung  hin. 

Aber,  wie  ich  denke,  auch  nicht  die  des  longobardischen  Volksrechtes. 
Denn  vor  allem  ist  doch  zu  beachten,  dass  die  bestimmteren  Haltpunkte 
für  jene  Annahme  sich  nicht  im  Edict  selbst  ergeben,  sondern  in  Formeln, 
welche  demselben  in  der  spätem  Rechtslitteratur  zur  Erläuterung  zugefügt 
sind.  Diese  Formeln  nun  sind  uns  theilweise  verderbt  oder  unsicher  über- 
liefert. Sie  sind  untereinander  nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Sie  ergeben 
Abweichungen  von  allen  uns  bekannten  Arten  der  Zählung.  Auf  die 
Schwierigkeiten,  welche  der  Annahme  entgegenstehen,  es  sei  ihnen  ent- 
sprechend im  thatsächlichen  Rechtsleben  vorgegangen,  ist  schon  mehrfach 
hingewiesen.  Sie  scheinen  mir  vor  allem  im  Widerspruche  zu  stehen  mit 
den  sonstigen  Zeugnissen,  welche  für  die  Beurtheilu ng  der  longobardischen 
Zählweise  und  Erbgränze  einen  Halt  bieten  können.  Wir  werden  das 
später  genauer  zu  begründen  suchen.  Um  dafür  aber  eine  bestimmtere 
Grundlage  zu  gewinnen,  wird  es  sich  empfehlen,  zunächst  von  jenen  For- 
meln ganz  abzusehen  und  uns  lediglich  an  das  zu  halten,  was  die  sonstigen 
Zeugnisse  für  die  longobardische  Erbgränze  ergeben. 

353.  Die  dafür  vor  allem  massgebende  Angabe  des  longobardi- 
schen Edict  findet  sich  Roth.  153:  Omnis parentilla  usque  in  septimum 
geniculum  nomer  etur^  ut  parens  parenii  per  gradum  ei  parentillam  her  es 
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3&3]  succedai;  sie  tarnen,  ui  ille^  qui  succedere  vult,  nominatim  unicuique 
nomina  parentnm  antecessorum  suorum  dicat;  et  si  contentio  fiierit  contra 
curtis  regis,  tunc  ille,  qui  querit,  preveat  sacramentum  cum  legitimus  sa- 
gramentales  suos ;  dicat  per  ordinem:  quod  parentilla  nostra  sie  fuity  et 
Uli  sie  nobis  fuerunt  parentes^  quomodo  nos  dieimus. 

Soll  nach  Grad  und  Pareatel  geerbt  werden,  so  wird  es  nicht  nöthig 
sein,  auf  die  Annahme  einzugehen,  dass  hier  bei  Parentel  an  eine  Ordnung 
nach  dem  Abstände  des  Stammvaters  vom  Erblasser  zu  denken  sei;  vgl. 
dagegen  AmiraErbenf.  20  fF.,  Miller  inZeitschr.  für  Rechtsg.  13,80  ff.  Der 
Ausdruck  bezeichnet  Verwandtschaft  überhaupt,  in  diesem  Falle  wohl  be- 
stimmte Art  der  Verwandtschaft,  die  neben  dem  Grade  anzugeben  war, 
da  bei  den  Longobarden  auch  im  weitern  Verwandienkreise  nicht  blos  die 
Entfernung  des  Grades  über  die  Erbenfolge  entschied,  sondern  insbesondere 
auch  grosses  Gewicht  darauf  gelegt  wurde,  ob  die  Verwandtschaft  eine 
durch  Mönner,  oder  nur  durch  Weiber  vermittelte  war. 

Für  unsere  nächsten  Zwecke  handelt  es  sich  vor  allem  um  den  Aus- 
druck usque  in  septimum  genieulum.  Nun  wiesen  wir  schon  $  293  ff.  darauf 
hin,  dass  der  Ausdruck  Knie  an  und  für  sich  in  keiner  Weise  auf  Doppel- 
zählung deutet^  dass  wir  zunächst  an  nichts  Anderes  zu  denken  haben,  als 
an  die  Knoten  einer  einzelnen  geraden  oder  gebrochenen  Linie,  die  ins- 
besondere im  Italienischen  auch  später  als  Genicoli  bezeichnet  werden. 
Während  dann  freilich,  wo  die.  gleichen  Glieder  zweier  in  einem  Stamm- 
vater zusammenlaufenden  Linien  zu  bezeichnen  waren,  der  Sprachgebrauch 
nahe  lag,  die  übereinstimmende  Kniezahl  nur  einmal  zu  nennen. 

Dafür,  dass  das  gerade  hier  kaum  zutreffen  dürfte,  Hesse  sich  etwa 
von  vornherein  geltend  machen,  dass  man  nur  bei  Zählung  einer  Linie  auf 
ein  siebtes  Genieulum  gelangt,  von  dem  Rothari  spricht,  dagegen  bei  Zäh- 
lung vom  Stammvater  auf  zwei  Septima  genicula.  Aber  dei  ungenaue 
Sprachgebrauch,  wonach  man  sagte,  dass  zwei  Personen  im  dritten  Knie 
oder  Gliede  stehen,  während  es  doch  genauer  heissen  sollte,  dass  sie  in  den 
beiden  dritten  Gliedern  stehen,  war  ein  so  naheliegender,  dass  er  zweifellos 
sehr  weit  zurückgeht;  insbesondere  ist  auch  in  lateinischen  fränkischen 
Quellen,  vgl.  Freisen  Eher.  385  ff.,  wohl  ganz  entsprechend  vomTertium 
genieulum  in  Fällen  die  Rede  ist,  wo  nicht  zweifelhaft  ist,  dass  es  sich  um 
die  beiden  gleichen  Glieder  handelt. 

Mehr  Gewicht  dürfte  einem  andern  Umstände  beizulegen  sein.  Die 
ältere  longobardische  Rechtssprache  behandelt  Genieulum  und  Gradus  als 
gleichbedeutende  Ausdrücke.  So  zweifellos  in  jener  Stelle  selbst;  so  spricht 
Liutpr.  17  einfach  von  einer  Nachfolge  der  nächsten  Verwandten /^r /r«- 
dutn;  so  erklärt  die  Glosse  den  Ausdruck  Genieulum  durch  Gradus.  Nun 
ist  Gradus  zweifellos  nicht  etwa  selbstständige  Uebersetzung  eines  ent- 
sprechenden germanischen  Ausdruckes.  Eben  so  wenig  wurde  er  damals 
schon  für  die  kirchliche  Zählung  gebraucht;  wo  diese  gemeint  ist,  da  be- 
dient sich  die  Kirche  des  Ausdruckes.  Generatio  oder  ähnlicher^  während 
da,  wo  sie  in  dieser  Zeit  von  Graden  spricht,  auch  die  des  weltlichen 
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römischen  Rechts  gemeint  sind,  vgl.  Preisen  Eher.  377  S.;  erst  später  wird 
der  Sprachgebrauch  ein  schwankender;  vgl.  S  303.  Die  Longoharden  müs- 
sen also  den  Ausdruck  aus  der  römischen  Rechtssprache  aufgenommen 
und  ihn  dann  doch  wohl  nicht  anders,  wie  diese,  verstanden  haben,  wie 
das  bei  den  Westgothen  ebenso  der  Fall  war.  Werden  nun  die  Ausdrücke 
Gradus  und  Geniculum  gleichbedeutend  gebraucht,  so  ist  doch  die  Folge- 
rung kaum  abzuweisen,  dass  auch  die  longobardischen  Genicula  ebenso, 
wie  die  römischen  Grade,  vom  Erblasser  zum  Erben  gezahlt  wurden. 

Weiter  wird  dann  auch  der  schon  oft  berührte  Umstand  zu  beachten 
sein,  dass  die  Angabe  einer  Gränze  nach  Doppelknieen  insofern  immer  eine 
angenügende  sein  würde,  als  sie  unmittelbar  lediglich  den  gleichen  Grad 
berücksichtigt,  es  unklar  lösst,  ob  nun  bei  ungleichen  Graden,  also  hier 
etwa  auch  dem  sechsten  und  achten,  eine  Ausgleichung  eintritt,  oder  aber, 
ob  nur  die  längste  Linie  massgebend  sein  soll;  vgl.  S  326.  Es  scheint  mir 
nach  allem  die  Stelle  an  und  für  sich  nicht  allein  nichts  zu  ergeben,  was 
eine  Zahlung  nach  Doppelgliedern  nahe  legen  kann,  sondern  umgekehrt 
dieselbe  bestimmter  auf  Zählung  auf  der  durchlaufenden  Linie  hinzu- 
deuten. 

364,    Auch  wenn  die  genauere  Prüfung  die  letztere  Annahme  be- 
stätigen sollte,  könnte  es  noch  zweifelhaft  sein,  ob  das  usgue  in  septimum 
geniculum  einschliesslich  oder  ausschliesslich  zu  verstehen  sei.  Nun  lassen 
sich  allerdings  wohl  einzelne  Fälle  nachweisen,  wo  bei  entsprechenden 
Angaben  sich  bestimmt  Ausschluss  ergibt.  So  wenn  nach  Benedictus  Leviia, 
vgl.  Preisen  Eher.  414,  die  Ehe  in  sexta  propinquitate  verboten  sein  soll, 
weil  Niemand  seiner  Blutsverwandten   usque  ad  septimum  gradum  bei- 
wohnen dürfe.    Aber  wenigstens  in  den  Volksrechten  handelt  es  sich 
überall,  wo  sich  ein  bestimmterer  Halt  für  die  Peststellung  ergibt,  um 
den  Einschluss  des  als  Gränze  angegebenen  Grades.    Für  die 
bezügliche  Angabe  der  Lex  Wisigothorum  wurde  das  schon  $  321  bemerkt. 
Ganz  unmittelbar  ergibt  es  sich  L.  Sal.  44S9.10;  der  Reipus  soll  den  Ver- 
wandten usque  ad  sextum genuculum  zukommen,  aber  an  den  Fiscus  fallen, 
wenn  keine /05/  sexto  genuculum  vorhanden  sind.    Und  ebenso  L.  Thu- 
riog.  34;  im  Erbland  sollen  die  Schwertmagen  usque  ad  quiniam  genera- 
tionem  folgen ;  post  quiniam  aber  die  Tochter.    Das  wird  es  doch  recht- 
fertigen, bei  entsprechenden  Angaben  das  Endglied  als  eingeschlossen  zu 
behandeln,  wenn  nicht  besondere  Gründe  eine  abweichende  Auffassung 
nahe  legen. 

Ein  Durchzählen  auf  der  gebrochenen  Linie  bis  zum  siebten  Geni- 
culum würde  also  genau  dieselbe  Gränze  ergeben,  welche  im  gothischen 
und  baierischen  Recht  nach  dem  siebten  Grade  bezeichnet  ist  oder  im 
dänischen  nach  dem  siebten  Manne,  wenn  da  nicht  nach  dem  S  3 1 7  Be- 
merkten anzunehmen  sein  sollte,  dass  der  siebte  ausschliesslich  zu  verstehen 
sei.  Es  würde  sich  weiter  nach  $  348  im  wesentlichen  auch  Uebereinstim- 
mung  mit  den  Rechten  ergeben,  welche  als  Gränze  das  vierte  Glied  der 
längsten  Linie  bezeichnen. 

3'* 
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355.  Denke  ich,  dass  die  sich  ausdrücklich  auf  die  Erbgräaze  be- 
ziehende Angabe  der  Stelle  des  Edict  an  und  für  sich  auf  Zählung  vom 
Erblasser  zum  Erben  hinweist,  wenn  man  nicht  von  vornherein  eine  andere 
Zahlweise  als  selbstverständlich  betrachtet,  so  möchte  ich  grösseres  Gewicht 
auf  die  dann  folgenden  Angaben  legen,  indem  sie  mir  bei  näherer  Erwö- 
gung der  Sachlage  eine  Beziehung  auf  den  siebten  Doppelgrad  durchaus 
unzulässig  erscheinen  lassen.  Das  Recht  des  Fiscus  auf  das  Erbe  wird  davon 
abhängig  gemacht,  dass  nicht  Jemand  auftritt,  der  mit  Helfern  eine  Ver- 
wandtschaft bis  zum  siebten  Gliede  erweist.  Da  dürfte  es  sich  doch  em- 
pfehlen, sich  vor  allem  zu  vergegenwärtigen,  ob  sich  bei  Ausdehnung  der 
Erbgränze  auf  den  siebten  Doppelgrad  noch  eine  Sachlage  ergibt,  bei  der 
irgend  anzunehmen  ist,  dass  man  mit  gutem  Gewissen  eidlich  für  sie  ein- 
stehen konnte.  Wir  gelangen  da  auf  eine  so  weite  Ausdehnung  und 
Unbeweisbarkeit  einer  Verwandtschaft  im  siebenten  Dop- 
pelgrade, dass  es  hier,  wie  in  entsprechenden  Fällen,  als  nahezu  un- 
denkbar erscheint,  dass  man  das  eventuelle  Erbrecht  des  Fiscus  von  einem 
darauf  geleisteten  Eide  abhängig  machen  wollte. 

Suchen  wir  uns  die  Verhältnisse  zu  vergegenwärtigen,  welche  sich 
ergeben,  wenn  wir  das  usgue  in  septimum  geniculum  vom  Stammvater  ab- 
wärts zählen,  so  haben  wir,  wenn  wir  von  den  Formeln  absehen,  keinerlei 
Grund  anzunehmen,  dass  in  ganz  ungewöhnlicher  Weise  der  Stammvater 
selbst,  und  nicht  seine  Kinder,  als  erstes  Glied  gezählt  seien.  Eher  liesse 
sich  die  Annahme  begründen,  vgl.  S  244,  dass  auch  im  longobardischen 
Rechtsgebiete  die  zurückbleibende  Zählung  üblich  gewesen  sei.  Jedenfalls 
werden  wir  davon  ausgehen  dürfen,  dass,  wenn  überhaupt  Doppelgrade 
gezählt  wurden,  das  siebte  Geniculum  mindestens  bis  zum  siebten  cano- 
nischen Grade  reichte. 

Die  Verwandtschaft  siebten  Grades  ist  eine  durch  Eltern  der  Urgross- 
eltern  der  Urgrosseltcrn  vermittelte.  Die  römische  Rechtssprache  hat  für 
den  siebten  Grad  der  aufsteigenden  Linie  keine  Benennung  mehr;  der  im 
sechsten  Grade  stehende  Tritavus  schliesst  die  Reihe.  Wir  werden  der  Kürze 
wegen  die  Eltern  des  Tritavus  als  Urahnen  bezeichnen.  Nehmen  wir  an, 
um  uns  die  Zeitverhältnisse  annähernd  zu  vergegenwärtigen,  dass 
der  Erblasser  fünfundzwanzigjährig  starb,  dass  jeder  der  weiteren  Ascen- 
denten  fünfundzwanzig  Jahre  zählte,  als  ihm  das  bezügliche  Kind  geboren 
wurde,  so  wurden  die  Kinder  der  Urahnen,  auf  welche  die  Verwandtschaft 
zurückgeht,  um  zweihundert  Jahre  vor  dem  Erbfall  geboren.  Natürlich 
kann  in  Einzelfällen  der  Zeitraum  ein  geringerer  gewesen  sein.  Häufiger 
wird  er  ein  grösserer,  möglicherweise  ein  erheblich  grösserer  gewesen  sein. 
Nehmen  wir  an,  dass  der  Erblasser  bei  seinem  Tode  75  statt  25  Jahre  zählte, 
dass  von  Geburt  zu  Geburt  32  statt  25  Jahre  verflossen,  so  gelangen  wir 
auf  einen  Zeitraum  von  dreihundert  Jahren.  Jedenfalls  ist  es  nicht  zu  hoch 
gegriffen,  wenn  wir  davon  ausgehen,  dass  eine  Verwandtschaft  siebten 
Grades  in  der  Regel  mindestens  zweihundert  Jahre  vor  dem  Erbfall  be- 
gründet war. 
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Suchen  wir  uns  nun  weiter  die  Zahl  der  Personen  zu  vergegen- 
wärtigen, welche  in  solchem  Verwandtschaftsverhältnisse  zu  einander  ste- 
hen konnten,  so  mUsste  dasselbe  auf64  verschiedene  Urahnenpaare  zurück- 
gehen. Es  wird  nun  für  eine  annähernde  Berechnung  nicht  zu  hoch  ge- 
griffen sein,  wenn  wir  annehmen,  dass  jedes  Paar  zwei  Kinder  hinterliess, 
von  denen  jedes  sich  verheirathete  und  wieder  zwei  Kinder  hinterliess,  und 
dass  sich  das  bis  zum  siebten  Grade  so  fortsetzte.  Starben  manche  Linien 
aus,  so  konnten  einzelne  besonders  kinderreiche  Ehen  das  ersetzen.  Dann 
ergibt  sich  eine  Zahl  von  8192  Personen,  welche  im  siebten  Grade  mit 
einander  verwandt  waren.  Gerade  bei  den  Longobarden,  wo  der  Vorzug 
des  Mannes  und  des  Mannsstammes  sich  so  stark  gehend  macht,  kann  es 
allerdings,  worauf  wir  zurückkommen,  zweifelhaft  sein,  ob  wenigstens 
eventuell  allen  ßlutsfreunden  bis  zum  siebten  Knie  Erbrecht  zustehen  sollte. 
Aber  dieselben  Verhältnisse  sind  auch  bei  solchen  Stämmen  zu  beachten, 
wo  jedenfalls  von  irgendwelcher  Beschränkung  in  dieser  Richtung  nicht 
die  Rede  ist,  von  der  wir  denn  auch  weiterhin  für  die  nächsten  Zwecke 
absehen.  Nun  wird  auch  da  beim  Zutreffen  der  sonstigen  Voraussetzungen 
die  Zahl  thatsächlich  eine  geringere  gewesen  sein  wegen  der  Ehen  unter 
bereits  Verwandten.  Aber  es  kann  da  eine  starke  Minderung  eintreten, 
ohne  dass  der  gewaltige  Unterschied  zwischen  der  Zählung  auf  den  ab- 
steigenden oder  auf  der  durchlaufenden  Linie  sich  wesentlich  ändert.  Denn 
unter  ganz  denselben  Voraussetzungen  standen  im  siebten  Einzelgrade  oder 
im  dritten  und  vierten  ungleichen  canonischen  Grade  nur  64  Personen. 

356.  Mit  den  betonten  Zahlenverhältnissen  hängt  nun  die  Unbe- 
weisbarkeit einer  Verwandtschaft  im  siebten  Doppelgrade 
eng  zusammen.  Vergegenwärtigen  wir  uns  die  Sachlage,  wenn  bei  einem 
bis  auf  den  siebten  Doppelgrad  ausgedehnten  Erbrechte  der  Fiscus  den 
Nachlass  als  erblos  in  Anspruch  nahm,  so  waren  zweifellos  immer  tausende 
von  Personen  vorhanden,  welche  thatsächlich  dem  Erblasser  im  siebten 
Grade  verwandt  waren.  Ob  es  aber  einer  von  diesen  gelang,  ihr  Erbrecht 
anerkannt  zu  sehen,  hing  davon  ab,  ob  sie  in  der  Lage  war,  die  im  Gesetze 
gestellten  Forderungen  zu  erfüllen. 

Der  die  Erbschaft  Beanspruchende  musste  zunächst  seine  bezüglichen 
Vorfahren  bis  zu  dem  zweihunden  Jahre  früher  lebenden  Urahnen  benen- 
nen. Schon  dazu  wird  nicht  häufig  Jemand  in  einer  Zeit  in  der  Lage  ge- 
wesen sein,  wo  Ueberlieferung  und  Gedächtniss  noch  so  wenig  durch 
schriftliche  Aufzeichnung  unterstützt  wurden.  Man  kann  bereitwillig  zu- 
geben, dass  in  der  Unmöglichkeit,  die  einmal  verlorne  Kunde  aus  Auf- 
zeichnungen wiederherzustellen,  ein  doppelter  Antrieb  lag,  sie  in  der  münd- 
lichen Ueberliefrung  um  so  sorgsamer  festzuhalten.  Das  aber  konnte  doch 
eine  gewisse  Gränze  nicht  überschreiten  und  wird  sich  in  der  Regel  auf 
die  eine  Linie  beschränkt  haben,  auf  welche  man  zumal  da,  wo  das  Recht 
den  Schwertmagen  grössere  Vorrechte  zugestand,  besonderen  Wenh  legte, 
auf  die  Folge  vom  Vater  auf  Sohn  bis  zum  Urahnen  hinauf. 

Diese  mochte  nicht  selten  bis  zum  siebten  aufsteigenden  Grade  bekannt 
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sein.  Aber  man  sieht  auch  wohl,  wie  die  Kenatniss  sich  auf  diese 
Linie  beschränkte.  Paulus  Oiaconus  Hist.  Lang.  4,37  weiss  seine  Vorfehreo 
wenigstens  bis  zum  vöterlichen  Ururgrossvater  des  Mannsstammes,  also 
auch  hier  nur  bis  zum  vierten  Gliede,  zo  benennen ;  aber  von  den  Namen 
seiner  vier  Urgrossoheime  ist  ihm  nicht  ein  einziger  bekannt:  quorum  no- 
mina  non  retinetnus.  Nun  handelt  es  sich  ja  aber  da,  wo  schlechtweg  von 
Verwandtschaft  des  siebten  Grades  die  Rede  ist,  nicht  gerade  um  diese 
Linie,  sondern  um  64  Linien,  welche  zu  den  Urahnenpaaren  hinauflühneQ, 
und  zwar  gerade  um  diejenigen  von  ihnen,  welche  zu  dem  Erblasser  und 
Erbansprecher  verbindenden  Paare  hinaufführten,  wahrend  doch,  da  Nie- 
mand voraussehen  konnte,  von  welcher  Linie  schliesslich  der  Letzte  ohne 
nähere  Erben  versterben  würde,  früher  auch  keinerlei  Interesse  vorlag,  die 
Kenntniss  gerade  dieser  Linie  zu  erhalten.  Man  wird  sagen  dürfen,  dass 
nur  in  den  seltensten  Ausnahmsfällen  der  Erbansprecher  sichere  Kenntniss 
seiner  Vorfahren  bis  zu  dem  angeblich  die  Verwandtschaft  vermittelnden 
Urahnen  besessen  haben  wird. 

Damit  aber  war  noch  nichts  gewonnen.  Er  hatte  nun  weiter  die 
Glieder  der  Linie  zu  benennen,  die  jenen  Urahn  mit  dem  Erblasser  verband. 
Paulus  Diaconus  wäre  nach  der  angeführten  Stelle  nicht  im  Stande  gewesen, 
irgendwelche  Verwandtschaft  vierten  Grades  nachzuweisen,  da  ihm  schon 
die  Namen  der  Urgrossoheime  unbekannt  waren.  Bei  einer  Verwandtschaft 
siebten  Grades  handelt  es  sich  dafür  nicht  um  die  64  Linien  selbst,  sondern 
um  alle  die  Linien,  welche  sich  zweihunden  Jahre  früher  von  jenen  ab- 
gezweigt hatten,  und  schliesslich  in  die  Tausende  verliefen.  Es  wird  nicht 
nöthig  sein,  noch  ein  Wort  darüber  zu  verlieren,  wie  durchaus  unwahr- 
scheinlich es  ist,  dass  der  Erbansprecher  zufällig  im  Stande  gewesen  wäre, 
aUe  Glieder  gerade  der  einen  Linie  von  jenen  Tausenden,  die  zum  Erblasser 
führten,  glaubhaft  zu  benennen. 

Auch  ältere  Zeitgenossen  konnten  ihm  diese  Kunde  nicht  vermitteln. 
Wäre  da  etwa  nur,  was  an  und  für  sich  unwahrscheinlich  genug,  an  ältere 
Blutsverwandte  zu  denken,  die  selbst  von  jenem  Ahnenpaare  abstammten, 
aber  einer  frühern  Generation  angehörten,  so  würde  eine  Verwandtschaft 
siebten  Grades  überhaupt  nicht  mehr  in  Frage  gekommen  sein,  da  der  Erb- 
ansprecher dann  durch  eben  diese  vom  Erbe  ausgeschlossen  sein  würde. 
Von  Fremden  aber  war  höchstens  zu  erwarten,  dass  sie  den  Zusammenhang 
der  noch  mit  ihnen  lebenden  Generationen  kannten;  das  aber  führt  nicht 
leicht  über  hundert  Jahre  zurück.  Wer  da  nicht  die  unwahrscheinlichsten 
Möglichkeiten  in  Rechnung  bringen  will,  wird  zugeben  müssen,  dass  eine 
Verwandtschaft  des  siebten  Grades  etwas  ist,  dessen  man  sich  überhaupt 
von  vornherein  gar  nicht  bewusst  sein  konnte ;  während,  wenn  sie  dennoch 
behauptet  wurde.  Niemand  in  der  Lage  war,  ihren  Zusammenhang  so  ge- 
nau zu  kennen,  als  das  nöthig  war,  um  den  Forderungen  des  Geseues  zu 
genügen. 

Man  konnte  immerhin  von  einem  bis  zum  siebten  Grade  reichenden 
Erbrecht  sprechen,  wenn  damit  nur  gesagt  sein  sollte,  dass  überhaupt  jede 
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möglicherweise  nachweisbare  Blutsverwandtschaft  zum  Erben  berechtigen 
solle.  Aber  nicht  darum  handelte  es  sich  hier,  sondern  um  eine  bestimmte 
Gränze,  mit  der  das  Recht  der  Blutsverwandtschaft  aufhören,  das  des  Fiscus 
beginnen  sollte.  Man  hätte  das  abhängig  gemacht  von  der  Leistung  eines 
Eides,  bei  dem  von  vornherein  anzunehmen  war,  dass  der  Schwörende  das, 
wofür  er  einstehen  sollte,  gar  nicht  wissen  konnte.  Nun  mag  es  ja  sein, 
dass  das  Jemanden,  der  Verlangen  nach  einer  fetten  Erbschaft  trug,  nidit 
abhielt,  einen  solchen  Eid  zu  leisten  und  seine  Helfer  bereit  waren,  auch 
in  solchem  Falle  für  seine  Glaubwürdigkeit  einzustehen.  Was  mir  aber 
unzulässig  erscheint,  ist  die  Annahme,  dass  irgend  eine  Gesetzgebung  einen 
solchen  Eid  zugelassen  und  von  ihm  das  Recht  des  Fiscus  abhängig  gemacht 
haben  sollte. 

357.  Suchen  wir  uns  zu  vergegenwärtigen,  bis  zu  welchem  Grade 
ein  solcher  Eid  noch  zulässig  erscheinen  kann,  wenn  nicht  bewusstem  oder 
wenigstens  thatsächlich  falschem  Eide  ThUr  und  Thor  geöffnet  sein  sollte, 
so  werden  wir  im  allgemeinen  nicht  über  den  vierten  Doppelgrad 
als  Gränze  sicherer  Kenntniss  des  verwandtschaftlichen 
Zusammenhanges  hinausgehen  dürfen.  Eine  unmittelbare  sichere 
Kenntniss  des  verwandtschaftlichen  Zusammenhangs,  wie  sie  sich  daraus 
ergibt,  dass  der  Erbansprecher  alte  denselben  vermittelnden  Personen  noch 
selbst  gekannt  hat,  beschränkt  sich  durchweg  auf  den  zweiten  gleichen 
Grad,  auf  die  grosselterlichen  Parentelen ;  es  kommt  das  in  einer  Reihe 
zum  Theil  noch  zu  erwähnender  Rechtsbestimmungen  zum  Ausdrucke, 
bei  welchen  nur  bis  auf  die  vier  grosselterlichen  Ahnen  zurückgegangen 
wird.  Er  mag  weiter  durch  das,  was  er  von  Eltern  und  Grosseltern  ver- 
nommen, über  die  Art  der  Verwandtschaft  mit  einzelnen  weiterstehenden 
Personen  genauer  unterrichtet  sein.  Dass  er  aber  von  vornherein  den  gan- 
zen Zusammenhang  für  den  dritten  oder  gar  vierten  Grad  genügend  be- 
herrscht, ist  nicht  wohl  anzunehmen. 

Es  würde  leicht  sein,  aus  den  spätem  Jahrhunderten,  als  das  kirch- 
liche Eheverbot  sich  auf  den  vierten  Grad  beschränkte,  eine  Reihe  von 
Fällen  anzuführen,  wo  Ehen  sichtlich  in  durchaus  gutem  Glauben,  dass 
kein  Hindemiss  vorliege,  geschlossen  waren,  dann  aber  die  Eheleute  oft 
erst  nach  langem  Bestände  der  Ehe  sich  genöthigt  sahen,  um  Dispens  beim 
Pabste  einzuschreiten,  weil  man  nachträglich  aufmerksam  geworden  war, 
dass  eine  Verwandtschaft  vierten  und  selbst  dritten  Grades  eingreife.  Und 
bei  den  Fällen,  die  uns  da  bekannt  sind,  handelt  es  sich  durchweg  nur  um 
angesehene  Familien,  bei  welchen  von  vornherein  anzunehmen  ist,  dass 
auf  Erhaltung  der  Kenntniss  derVerwandtschaftsverhälmisse  grösseres  Ge- 
wicht gelegt  wurde.  In  Einzelfällen  sieht  man  wohl,  dass  auch  die  Ver- 
wandtschaft dritten  Grades  nicht  als  etwas  von  vornherein  genügend  Fest^ 
stehendes  behandelt  wird ;  so  wird  etwa,  vgl.  Blök  Leidsche  Rechtsbron- 
nen 165,  der  Antheil  am  Maggelde  eines  Vienels  Jemandem,  der  danach 
also  Nachgeschwisterkind  zu  sein  behauptete,  vgl.  $  280,  bestritten,  weil 
er  die  Verwandtschaft  nicht  nachgewiesen  habe. 
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857]   Insbesondere  aber  dürfte  in  dieser  Richtung  zu  beachten  sein,  dass 
sich  im  volksthümlichen  Sprachgebrauche  keine  Ausdrücke  festgestellt  ha- 
ben, welche  eine  weiterreichende  Verwandtschaft  genauer  bezeichneten. 
Nach  dem  S  234  Bemerkten  reichten  die  Bezeichnungen  nach  Geschwister- 
schaften nicht  über  den  zweiten  und  dritten  Grad  hinaus.  Ebenso  aber  die 
an  dieselben  anschliessenden  nach  gezählten  Männern  oder  Gliedern,  so 
weit  nicht  etwa  Einfluss  canonischer  Weiterzählung  anzunehmen  ist,  nicht 
über  den  vierten  Grad.   Und  vielfach  wird  auch  dieser  nicht  mehr  beachtet 
Bei  den  S  234  besprochenen  Bezeichnungen  aus  Tirol  war  nur  ein  einziges 
Zeugniss  aufzutreiben,  wonach  auch  noch  von  einer  Freundschaft  im  vier- 
ten Gliede  die  Rede  sei.    Davon  abgesehen  wurde  übereinstimmend  ver- 
sichert, dass  man  über  das  dritte  Glied  hinaus  wohl  noch  wisse,  dass  auch 
Dieser  und  Jener  im  allgemeinen  zur  Freundschaft  gehöre,  dass  dann  aber 
die  Art  der  Verwandtschaft  nie  mehr  bestimmter  bezeichnet  werde,  nur 
noch  von  weitschichtigen  Freunden  oder  Vettern  schlechtweg  die  Rede  sei. 
Ist  nun  aber  auch  anzunehmen,  dass  über  den  zweiten  Grad  hinaus 
dem  Erbansprecher  selbst  in  der  Regel  die  genügende  Kenntniss  fehlte,  so 
ist  zuzugeben,  dass  er,  so  weit  es  sich  nur  um  den  dritten  und  etwa  noch 
den  vierten  Grad  handelte,  auf  vertrauenswürdige  Aussagen  Anderer  hin 
sich  für  so  gut  unterrichtet  halten  durfte,  dass  er  mit  gutem  Gewissen  den 
Eid  leisten  konnte.  Kamen  dafür  ältere  Blutsverwandte,  ausser  etwa  Cogna- 
ten  bei  nur  agnatischer  Erbfolge,  aus  schon  berührtem  Grunde  nicht  in 
Betracht,  so  blieben  die  altern  Gemeindegenossen,  deren  übereinstimmende 
Aussage  ihm  genügende  Sicherheit  bieten  konnte.    In  besondem  Einzel- 
fällen konnte  man  da  auch  über  sehr  entfernte  Verwandtschaft  ziemlich 
sichere  Kunde  haben.    So  weiss  Ivo  von  Chartres  Ep.  211  die  ganze  Tafel 
für  zwei  im  sechsten  Grade  Verwandte  glaubhaft  aufzustellen;  aber  nur, 
weil  er  zufällig  zugegen  war,  als  die  Verwandtschaft  der  Grosseltern  der- 
selben in  Frage  kam  und  von  einem  hochbejahrten  und  angesehenen  Mön- 
che und  noch  von  Anderen  deren  Verwandtschaft  benannt  und  erwiesen 
wurde.    Da  aber  handelt  es  sich  um  den  Ausnahmsfall  des  ZurUckgreifens 
auf  einen  frühern  gerichtlichen  Beweis,  der  für  unsere  Zwecke  allein  in 
Betracht  kommt  und  bei  dem  es  sich  nur  um  den  vierten  Grad  handelte. 
Nehme  ich  an,  dass  im  allgemeinen  höchstens  dieser  so  sicherzustellen 
war,  dass  er  mit  gutem  Gewissen  zu  beschwören  war,  so  kann  ich  mich 
da  auf  Belege  stützen,  welche  ergeben,  dass  man  Bedenken  trug,  schon  die 
über  den  dritten  Grad  hinausreichende  Verwandtschaft  als  eine  mit  genü- 
gender Sicherheit  beweisbare  zu  fassen.    So  befiehlt  Pabst  Alexander  III  in 
X4,i9  c.  3  einem  Bischöfe,  gegen  eine  Ehe  nur  einzuschreiten:  parenUla 
manifesta  seu  publica  existente y  quod  credibile  non  est,  nisi  essent  conso- 
brini  in  primo  gradu  vel  secundo.   Ganz  besonders  beachtenswerth  aber 
ist  in  dieser  Richtung  das  S  3  5 1  über  das  friesische  Drittknielingserbe  Be- 
merkte. Sichtlich  wird  da  nur  bis  zum  dritten  Doppelknie  so  sichere  Kunde 
vorausgesetzt,  dass  ein  Eid  zulässig  erscheint;  darüber  hinausreichende 
Verwandtschaft  soll  zwar  nicht  vom  Erbe  ausschliessen,  ist  aber  durch 
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Gottesurtheil  zu  erweisen.  Nach  dem  Erbabschnitt  von  Uplandslagen  1 6  pr. 
ist  allerdings  jede  behufs  der  Erbenfolge  geltend  gemachte  Verwandtschaft 
durch  Eid  von  achtzehn  Männern  zu  erweisen ;  aber  nach  dem  S  3  3  2  Be- 
merkten reichte  die  ErbgrSnze  überhaupt  nicht  über  das  vierte  Glied  hinaus. 
Nur  in  Island,  wo,  wie  schon  S  350  betont,  die  Kunde  des  verwandtschaft- 
lichen Zusammenhanges  eine  ungewöhnlich  ausgedehnte  zu  sein  pflegt, 
erscheint  auch  die  Verwandtschaft  fünften  Grades  als  genügend  erweisbar 
behandelt.  Soll  so  weit  die  Alimentationsverpflichtung  reichen  und  sind 
dann  beide  Linien  von  den  Geschwistern  ab  zu  bezeichnen,  so  haben  Zwei 
mit  ihrer  Ehre  für  die  Richtigkeit  einzustehen;  vgl.  Gragäs  ed.  Schlegel 
1,246.253.  Dass  aber,  wie  sich  das  bei  den  Longobarden  ergeben  würde, 
zur  Erhärtung  einer  Verwandtschaft  des  siebten  Doppelgrades  der  Eid  ge- 
nügen soUte,  erscheint  mir  nach  allem  Bemerkten  als  undenkbar. 

358«  Gegen  das  Gewicht  alles  Gesagten  lässt  sich  nun  anscheinend 
mit  Fug  die  Ausdehnung  des  kirchlichen  Eheverbots  bis  zum 
siebten  Grade  geltend  machen.  Aber  ich  denke,  dass  gerade  eine  Be- 
achtung der  Gestaltung  dieser  Verhältnisse  auf  kirchlichem  Gebiete,  wie 
sie  sich  aus  der  Sachlage  nothwendig  ergeben  musste  und  nach  den  Quel- 
lenzeugnissen wirklich  ergab,  uns  nur  in  der  Annahme  bestärken  kann, 
dass  für  eine  Verwandtschaft  siebten  Grades  ein  glaubwürdiger  Beweis 
überhaupt  nicht  erwartet  werden  konnte. 

Bleiben  wir  bei  unsern  frühern  Voraussetzungen  bezüglich  derZahlen- 
verhaltnisse,  so  genügen  schon  diese,  uns  von  der  Undurchführbar- 
keit  der  Einhaltung  des  Verbots  zu  überzeugen.  Sollten  bei  allen 
Ehen  die  kirchlichen  Vorschriften  eingehalten  werden,  so  gab  es  bei  jedem 
Einzelfalle  über  achttausend  im  siebten  Grade  verwandte  Personen;  also 
für  jeden  Mann  über  viertausend  Weiber,  welche  er  wegen  Consanguinitas 
nicht  heirathen  sollte.  Theoretisch  hätte  die  Zahl  der  Personen,  mit  denen 
die  Heirath  verboten  war,  noch  viel  grösser  sein  sollen  wegen  des  Hinzu- 
kommens des  Hindernisses  der  Affinitas.  War  die  Zahl  thatsächlich  ge- 
ringer, so  hatte  das  seinen  Grund  lediglich  darin,  dass  die  bezüglichen 
kirchlichen  Verbote  überwiegend  nicht  eingehalten  wurden,  beziehungs- 
weise nicht  eingehalten  werden  konnten. 

Nur  wo  sich  Jemand  die  Frau  aus  weiter  Ferne  holte  oder  beide 
Ständen  angehörten,  welche  in  der  Regel  Ehen  nicht  miteinander  einzu- 
gehen pflegten,  konnte  von  Ehen  die  Rede  sein,  welche  thatsächlich  allen 
canonischen  Forderungen  entsprachen.  Die  übergrosse  Mehrzahl  der  Ehen 
wurden  unter  Ortsgenossen  und  Standesgenossen  eingegangen,  durften 
vielfach,  wenn  wir  auch  die  unfreie  Bevölkerung  beachten,  nur  unter  sol- 
chen eingegangen  werden.  Von  allen  solchen  Ehen  aber  lässt  sich  ohne 
Uebertreibung  behaupten,  dass  zur  Zeit  der  weitesten  Ausdehnung  der 
kirchlichen  Verbote  nicht  eine  einzige  denselben  vollkommen  entsprach, 
weil  alle  Personen  des  bezüglichen  Kreises  gewiss  mindestens  im  siebten, 
durchweg  in  viel  näherem  Grade  verwandt  waren.  Das  ergibt  die  einfache 
Erwägung  der  Sachlage.    Will  man  etwa  bestimmtere  Belege,  so  wird  ein 
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358]  Hinweis  darauf  genügen,  dass  noch  im  dreizehnten  Jahrhunderte, 
wo  es  sich  nur  um  den  vienen  Grad  handelte,  etwa  Grafensöhnen  von  den 
Päbsten  nicht  selten  von  vornherein  Dispens  für  Ehen  im  vierten  Grade 
ertheilt  wurde:  quum  mulier  es ,  quibus  mairimonialiter  iunganiur,  vix  pos- 
sint  invenire  ipsis  nobilitate  conformes,  nisi  consanguineas. 

Das  bot  nun,  auch  als  es  sich  noch  um  den  siebenten  Grad  handelte, 
insofern  keine  Schwierigkeit,  als  die  Kirche  natürlich  ihre  Zustimmung  zur 
Eingehung  einer  Ehe  nicht  von  dem  Beweise  abhängig  machte,  dass  eine 
solche  Verwandtschaft  nicht  bestehe.  Sie  verlangte  nur,  dass  die  Contra- 
hirenden  sich  einer  unter  ihnen  bestehenden  Verwandtschaft  nicht  bewusst 
waren.  Und  daraufhin  konnten  ja  die  Ehen,  wo  es  sich  um  weitere  Grade 
handelte,  durchweg  im  besten  Glauben  eingegangen  werden.  Sie  blieben 
in  der  Regel  bestehen,  weil  Niemand  um  das  thatsöchlich  eingreifende  Hin- 
derniss  wusste  oder  ein  Interesse  daran  hatte,  es  geltend  zu  machen. 

359«  Das  schwere  Bedenken  gegen  das  Fonbestehen  eines  Gebots, 
dem  thatsSchlich  wohl  keine  der  in  üblicher  Weise  eingegangenen  Ehen 
entsprach,  lag  nun  aber  darin,  dass  sich  damit  eine  Gefährdung  des 
Bestandes  fast  aller  Ehen  ergab,  dass  der  Umstand  von  Jedem  be- 
nutzt werden  konnte,  der  ein  Interesse  an  Lösung  der  Ehe  hatte.  Gelang 
es  ihm,  den  Beweis  für  das  thatsächlich  fast  immer  eingreifende  Hinderniss 
in  einer  der  Kirche  genügenden  Weise  zu  führen,  so  war  der  Bestand  jeder 
Ehe  gefährdet.  Wie  die  geschichtlichen  Einzelfälle  ergeben,  waren  es  be- 
sonders häufig  die  Ehemänner  selbst,  welche  nach  langjährigem  Bestände 
der  Ehe  entdeckten,  dass  die  Frau  ihnen  in  verbotenem  Grade  verwandt 
war,  denen  es  dann  ihr  Gewissen  verbot,  in  dem  sündhaften  Verhältnisse 
weiter  zu  leben,  und  die  desshalb  auf  Lösung  der  Ehe  klagten. 

Ob  sie  damit  durchdrangen,  hing  vor  allem  von  denForderungen 
bezüglich  des  Beweises  ab.  Hielt  sich  da  das  nur  eine  geringere  Zahl 
von  Graden  berücksichtigende  weltliche  Recht  in  erster  Reihe  an  den  Eid 
der  Partei  selbst,  so  war  von  einem  solchen  hier  allerdings  nicht  die  Rede; 
selbst  die  übereinstimmende  Behauptung  beider  Gatten,  dass  sie  verwandt 
waren,  war  da  aus  nächstliegenden  Gründen  nicht  zu  berücksichtigen.  Es 
wurde  auch  hier  namentliche  Aufführung  der  beiderseitigen  Vorfahren  bis 
zu  den  die  Verwandtschaft  angeblich  vermittelnden  Geschwistern  hin,  vgl 
S  236,  und  weiter  Bekräftigung  der  Richtigkeit  derselben  durch  Zeugeoeid 
verlangt. 

Das  wäre  nun  unbedenklich  gewesen,  wenn  man,  wie  das  sonst  üb- 
lich, Augenzeugen,  Testes  de  visu,  verlangt  hatte,  wie  sie  auch  in  Ehe- 
sachen, um  dem  Missbrauch  der  Hindernisse  zu  begegnen,  sich  selbst  wohl 
in  Fällen  geforden  finden,  wo  vom  Vorhandensein  solcher  aus  nächstlie- 
genden Gründen  nicht  leicht  die  Rede  sein  konnte.  So  etwa,  wenn  Ivo 
von  Chartres  Ep.  229  für  die  Behauptung  des  Mannes,  dass  er  einer  Ver- 
wandten seiner  Frau  beigewohnt  habe  und  desshalb  die  Ehe  zu  lösen  sei, 
Zeugen  verlangt,  welche  bei  dem,  was  sie  bezeugten,  gegenwärtig  waren; 
vgl.  auch  X4,i3  c.  5.   Hätte  man  auch  für  die  Verwandtschaft  Testes  de 
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visu  verlangt,  also  solche,  Vielehe  die  die  Verwandtschaft  vermittelnden 
Personen  selbst  noch  gekannt  hatten,  so  wSre  die  weite  Ausdehnung  des 
Verbots  unbedenklich,  aber  freilich  auch  bedeutungslos  gewesen,  da  eine 
über  den  vierten  Grad  hinausreichende  Verwandtschaft  durchweg  unbe- 
weisbar gewesen  sein  würde,  wenn  hier  auch  die  Sache  insofern  etwas 
günstiger  lag,  wie  beim  weltlichen  Erbrecht,  als  insbesondere  auch  das  Zeug- 
niss  älterer  Blutsverwandten  eingreifen  konnte.  Roland  in  der  Summa  zu 
C.  3  5  q.  6  spricht  sich  denn  auch  dahin  aus,  dass  schon  beim  fünften  Grade 
von  Zeugen  de  visu  nicht  wohl  die  Rede  sein  könne.  In  der  Compilatio 
IV  4, 3  c.  i,wo  es  sich  um  den  fünften  Grad  handelt,  wird  auf  die  genaueste 
Bezeichnung  der  Personen  gedrungen,  weil  da  solche  in  Frage  kommen, 
quarutn  nulla  prorstis  memoria  habeatur,  uipote  longe  retroacHs  temporibus 
defunctarum;  es  wird  die  Aussage  eines  Zeugen,  qui  propinquitatem  habere 
se  asser it  per  se  notam,  als  Unmögliches  behauptend  verworfen,  qui,  cum 
nondum  quinqtiagesimum  annum  attigerit^  illorum  consanguinitatem  se  suo 
studio  nasse  proposuit^  qui  iam  centum  annis  elapsis  decessisse  noscuntur. 

Sollte  also  das  Verbot  nicht  blos  theoretisch  festgehalten  werden, 
sondern  auch  die  Möglichkeit  geboten  sein,  in  Einzelfällen  gegen  die  Nicht- 
einhaltung einzuschreiten,  so  sah  die  Kirche  sich  genöthigt,  blosse  Zeugen 
nach  Hörensagen,  Testes  de  auditu,  zuzulassen,  welche  nur  dafür 
eidlich  einstanden,  von  ihren  Vorfahren  die  Verwandtschaft  so  gehört  zu 
haben.  Waren  vereinzelt  solche  Zeugen  auch  im  weltlichen  Rechte  zuge- 
lassen, so  finden  wir  da  besondere  Forderungen  an  dieselben  gestellt.  So 
sollen  nach  gemeinem  norwegischen  Landrecht  6  c.  8.9  für  die  Thatsache, 
dass  ein  Gut  Odalsgut  sei,  dass  es  entweder  durch  vier  Generationen  oder 
durch  sechszig  Jahre  in  derselben  Familie  vererbt  war,  nur  Zeugen  zugelassen 
werden,  welche  beim  Tode  ihres  Vaters  mindestens  zwanzig  Jahre  alt  waren, 
während  sie  überdies  zu  schwören  hatteu,  nur  das  zu  bezeugen,  was  sie 
vom  Vater  selbst  gehört  hatten.  Und  da  handelte  es  sich  nicht  um  annä- 
hernd so  lange  Zeiträume,  als  sie  für  die  kirchlichen  Eheprocesse  in  Frage 
kamen. 

Es  wurden  denn  auch  nicht  selten  Ehen  getrennt,  bei  welchen  die 
Zeugen  sich  selbstverständlich  nur  auf  das  Hörensagen  stützen  konnten. 
So  handelte  es  sich  etwa  bei  Kaiser  Friedrich  I  und  Adelheid  von  Vohburg 
um  den  fünften  und  sechsten  Grad  und  eine  jedenfalls  bis  ins  zehnte  Jahr- 
hundert zurückreichende  Verwandtschaft.  Als  Ludwig  VII  von  Frankreich 
sich  II 52  nach  fünfzehnjähriger,  mit  Kindern  gesegneter  Ehe  von  Eleonore 
von  Poitou  scheiden  Hess,  wurde  eine  Verwandtschaft  sechsten  Grades, 
die  durch  die  Eltern  der  Frau  des  Hugo  Capet  begründet  sein  sollte,  also 
etwa  zweihundert  Jahre  zurückreichte,  in  vorgeschriebener  Weise  be- 
schworen. 

Nun  mag  da  bei  grossen  Familien  eher  auf  Richtigkeit  der  Ueber- 
lieferung  zu  rechnen  sein.  Aber  zu  viel  wird  man  nicht  darauf  geben 
dürfen.  In  Fällen,  welche  wir  bestimmter  prüfen  können,  ergibt  sich  wohl, 
dass  in  viel  näheren  Graden  falsch  geschworen  wurde,  ohne  dass  wir  gerade 
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359]  bei  allen  Schwörenden  bewussten  Meineid  annehmen  mUssen.  Die 
Ehe  Philipp  Augusts  von  Frankreich  mit  der  dänischen  Ingeborg  wurde 
1 193  auf  einer  französischen  Synode  ftlr  nichtig  erklärt  auf  die  Annahme 
hin,  dass  Ingeburg  wegen  Abstammung  von  König  Kanut  und  dessen  Ge- 
mahlin Adela  von  Flandern  mit  des  Königs  erster  Gemahlin  Isabelle  von 
Hennegau  gemeinsam  vom  Grafen  ßalduin  von  Flandern  abstamme,  ihr 
also  im  vienen  Grade  verwandt  und  damit  dem  Könige  verschwägert  sei; 
vgl.  Davidsohn  Phil.  August  und  Ingeborg  42  ff.  Aber  dänischerseits  wurde 
alsbald  geltend  gemacht,  dass  der  Schwur  ein  falscher  gewesen  sei.  Und 
zwar  mit  Recht.  Denn  Ingeborg  stammte  überhaupt  nicht  von  König  Kanut, 
sondern  von  dessen  Bruder  König  Erich  ab,  so  dass  keinerlei  Blutsver- 
wandtschaft zwischen  ihr  und  Isabelle  bestand.  Die  Verwandtschaft  wurde 
von  fünf  Bischöfen  und  einer  Anzahl  weltlicher  Grossen  beschworen, 
durchweg  Blutsfreunden  und  Hausbeamten  des  Königs,  deren  ausnahms- 
weise Zulassung  als  Zeugen  gerade  in  Ehesachen  den  kirchlichen  Vor- 
schriften entsprach ;  obwohl  man  sich  bewusst  war,  dass  damit,  wie  bei 
den  Testes  de  auditu :  in  causa  matrtmonti  qttoad  quedam  laxius,  quam  in 
aliis  negotiis,  procedatur ;  vgl.  Comp.  IV  4,3  c.  i.  Mag  da  der  Verdacht, 
dass  bewusst  falsch  geschworen  wurde,  nahe  genug  liegen,  so  reicht  doch 
auch  die  Annahme  aus,  dass  nur  ohne  genügende  Kennmiss  der  Sachlage 
geschworen  wurde,  wie  das  doch  schliesslich  überall  der  Fall  war,  wo  es 
sich  um  Testes  de  auditu  handelte.  Waren  nur  die  beiden  Thatsachen 
richtig  und  vielleicht  genügend  bezeugt,  dass  Isabella  von  Balduin  von 
Flandern  abstammte  und  dass  ein  früherer  dänischer  König  eine  Tochter 
desselben  zur  Frau  gehabt  hatte,  so  mag  daraufhin  Abstammung  der  Inge- 
borg gerade  aus  dieser  über  hundert  Jahre  früher  fallenden  Ehe  als  selbst- 
verständlich angenommen  und  der  Eid  in  gutem  Glauben  geschworen 
sein. 

Aber  freilich  war  es  auch  leicht,  falsche  Zeugen  bei  einer  Sachlage 
zu  gewinnen,  bei  welcher  sich  ungünstigsten  Falles  später  wohl  die  Un- 
richtigkeit der  beschwornen  Thatsache  herausstellen  konnte,  nicht  aber 
leicht  zu  erweisen  war,  dass  der  sich  nur  auf  Hörensagen  stützende  Zeuge 
wissentlich  falsch  geschworen  hatte.  Bot  sich  ja  noch  in  dem  Comp.  IV  4,3 
c.  I  erwähnten  Falle,  bei  dem  der  geschworne  Zeuge  sich  auf  die  Aussage 
einer  Genannten  berief,  diese  aber  beschwor,  dass  sie  von  einer  solchen 
Verwandtschaft  nie  etwas  gehört  oder  gewusst  habe,  die  Ausflucht,  es  könne 
der  Zeuge  von  jener  absichtlich  irregeleitet  sein.  In  X  4,1 4  c.  i  behaupten 
zuerst  zwei  Zeugen  auf  Hörensagen  Verwandtschaft  des  vierten  Grades, 
während  nur  der  eine  sich  zum  Schwüre  versteht,  dass  er  das  wirklich  so 
gehört  habe ;  bei  einer  spätem  Wiederaufnahme  beschwören  dann  aller- 
dings zwei  Zeugen  die  Verwandtschaft,  aber  nicht  des  vierten,  sondern  des 
fünften  Grades.  Es  fehlt  denn  auch  nicht  an  Fällen,  wo  kirchlicherseits 
nachträglich  anerkannt  werden  musste,  dass  auf  falsche  Zeugenaussagen 
hin  giltige  Ehen  geschieden  waren,  und  sich  damit  die  schwierige  Frage 
ergab,  ob  nun  eine  daraufhin  eingegangene  anderweitige  Ehe  für  ungiltig 
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erklan  und  jene  wiederhergestellt  werden  musste;  vgl.  darüber  C.  35  q.  9; 
Comp,  n  4, 1 3  c-  2 ;  X  2,20  c.  g. 

360.  Es  hat  denn  auch  nicht  lange  gedauert»  bis  die  Ueberzeugung 
von  der  Unhaltbarkeit  der  Ausdehnung  des  Eheverbots  sich 
allgemein  geltend  machte.  Nach  dem  Gesagten  war  im  zwölften  Jahrhun- 
derte die  Sachlage  thatsSchlich  die,  dass  fast  jede  Ehe  für  nichtig  erklän 
werden  konnte,  wenn  es  Jemandem  gelang,  die  fast  ausnahmslos  wirklich 
vorhandene  Verwandtschaft  entfernter  Grade  wirklich  oder  angeblich  auf- 
zuspüren und  Zeugen  aufzutreiben,  welche  bereit  waren,  dieselbe  mit  oder 
ohne  guten  Glauben  zu  beschwören.  Es  kann  demnach  auch  nicht  auf- 
fallen, wenn  in  den  Eheverträgen  dieser  Zeit  ganz  gewöhnlich  die  Möglich* 
keil  der  Scheidung  wegen  Verwandtschaft  von  vornherein  ins  Auge  gefiaisst 
erscheint  und  dem  entsprechende  vermögensrechtliche  Abmachungen  ge- 
troffen werden. 

Waren  da  früher  die  Bestimmungen  sehr  schwankende,  wird  zunächst 
der  Brauch  der  Einzelkirchen  massgebend  gewesen  sein  und  erscheinen 
überwiegend  die  Ehen  entfernterer  Grade  wohl  als  verboten,  aber  einmal 
geschlossen  nicht  als  nichtig  behandelt  zu  sein,  so  dürfte  insbesondere  die 
allgemeingiltige  Entscheidung  Alexanders  II  von  1063  ^^^^  ^>^  Zahlung 
der  Grade,  vgl.  S  244,  dazu  gefühn  haben,  dass  nun  jede  Ehe  auch  in  ent- 
fernteren verbotenen  Graden  als  eine  solche  betrachtet  wurde,  welche  ge- 
löst werden  müsse.  Und  zwar  ohne  dass  Solche,  welche,  wie  etwa  Ivo  von 
Chartres,  mit  besonderm  Eifer  dafür  eintraten,  sich  durch  das  Bedenken 
abhalten  liessen,  wie  nahe  es  lag,  dass  das  zur  Lösung  von  Ehen  im  Privat- 
interesse auf  ganz  unzureichende  Beweise  hin  missbraucht  werden  könne. 

Schnell  genug  machten  sich  dann  auch  die  grossen  Missstände  sol- 
chen Vorgehens  fühlbar,  wie  das  die  Massregeln  erkennen  lassen,  die  man 
ergriff,  um  ihnen  entgegenzutreten.  So  bestimmte  etwa  schon  1 125  eine 
Synode  zu  London,  Mansi  Conc.  21,333,  ^^^  keine  Klage  des  Mannes 
wegen  Verwandtschaft  und  keine  vom  Manne  vorgeführte  Zeugen  zu  be- 
achten seien.  Nach  Satzung  des  Concils  von  Reims  von  1 1 3 1 ,  Mansi  2 1 ,466, 
sollten  nach  der  Hochzeit  weder  Mann,  noch  Frau  Verwandtschaft  geltend 
machen,  noch  auf  den  Eid  solcher  etwas  gegeben  werden,  welche  inducii 
familiaritate  privata  die  Verwandtschaft  beschwören;  nur  wenn  si  quis 
fidelis  pro  charitate  Christi  die  Verwandtschaft  anzeigt  und  erweist,  ist  das 
zu  beachten.  Später  finden  sich  dann  eine  Menge  von  Decretalen,  welche 
dem  Uebel  zu  steuern  suchten.  Man  stellte  immer  strengere  Anforderungen 
an  Ankläger  und  Zeugen,  dehnte  mehr  und  mehr  die  Gründe  aus,  welche 
sie  als  verdächtig  von  Anklage  und  Zeugniss  ausschliessen  sollten.  Ale- 
xander III  ging  dann  noch  weiter,  indem  er  gegen  schon  längere  Zeit  be- 
stehende Ehen  Anklagen  überhaupt  nicht  mehr  zuliess.  Dagegen  erhob 
sich  aber  Widerspruch,  weil  es  den  alten  Canones  nicht  entspreche.  So 
musste  sich  mehr  und  mehr  die  Ueberzeugung  feststellen,  dass  wirksame 
Abhilfe  lediglich  auf  dem  Wege  zu  treffen  sei,  den  das  lateranensische 
Concil  1 2 1 5  wirklich  einschlug,  indem  es  das  Verbot  auf  den  vierten  Grad 
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861]  beschränkte  uad  das  damit  motivirte :  quoniam  in  ulterioribus gradibus 
tarn  non  potest  absque  gravi  dispendio  huiusmodi  prohibitio  generaliter 
observari;  indem  es  weiter  im  allgemeinen  blosse  Testes  de  auditu  nicht 
mehr  zuliess,  weil  die  Erfahrung  gelehrt  habe :  ex  hoc  multa  pericula  contra 
legiiima  provenisse  coniugia. 

So  naheliegend  es  scheinen  mag,  gegen  meine  Annahme,  dass  eine 
über  den  vierten  Grad  hinausreichende  Verwandtschaft  in  der  Regel  nicht 
mehr  glaubhaft  zu  erweisen  war,  die  Ausdehnung  des  kirchlichen  Ehe- 
verbotes geltend  zu  machen,  so  dtkrfte  das  Gesagte,  auf  das  ich  in  anderm 
Zusammenhange  genauer  einzugehen  gedenke,  fUr  die  Behauptung  ge- 
ntkgen,  dass  umgekehrt  die  haltlosen  Zustände,  welche  sich  aus  jenem  Ver- 
bote ergaben,  und  die  schliessliche  Einschränkung  gerade  auf  den  vierten 
Grad  nur  einen  weitern  Beleg  für  meine  Annahme  bieten  können. 

3(51.  Nach  dem  bisher  Bemerkten  dürfte  doch  die  Behauptung  ge- 
nügend begründet  sein,  dass  nichts  bestimmter  darauf  hinweist,  dass  die 
Ed.  Roth.  153  auf  das  siebte  Geniculum  festgestellte  Erbgränze  auf  Doppel- 
kniee  zu  beziehen  sei,  dass  diese  Annahme  vielmehr  als  unzulässig  bezeich- 
net werden  muss,  weil  damit  ein  Eid  über  Dinge  gestattet  und  verlangt 
sein  würde,  die  der  Schwörende  gar  nicht  wissen  konnte.  Sehen  wir  aber 
von  den  zuletzt  zu  besprechenden  Formeln  ab,  so  findet,  wie  ich  denke, 
meine  Annahme  auch  im  spätem  longobardisch-italienischen 
Recht  bestimmteste  Unterstützung. 

Allerdings  ist  zuzugeben,  dass  in  der  spätem  Rechtslitteratur 
die  Genicula  wohl  als  canonische  Grade  oder  Generationen  gefasst  wurden. 
So  betont  Carolus  de  Tocco  zu  Lomb.  2,14  1.  i  ausdrücklich,  dass  Geni- 
culum nicht  als  Grad,  sondern  als  Generatio  zu  fassen  sei  und  zwei  erzeugte 
Personen  nur  eine  Generatio  darstellen,  so  dass  das  Erbrecht  nicht  auf 
Nachgeschwisterkinder  beschränkt  sein  solle.  Dem  gegenüber  lässt  sich 
darauf  hinweisen,  dass  die  Expositio  zu  Roth.  153  S  7  das  Gesetz  des  Ro- 
thari  auf  römische  Zählung  bezieht,  vgl.  dazu  Wasserschieben  Replik  19; 
dass  in  der  Summa  legis  Longobardorum  2,1 1,  ed.  Anschütz49,  das  Gesetz 
ausdrücklich  als  Beleg  dafür  angeführt  wird,  dass  beim  Mangel  besonders 
berufener  Erben  der  Nachlass  secundum  legis  Romane  gradum  übertragen 
wird.  Es  liesse  sich  sagen,  dass  sich  da  Einfluss  der  Kenntniss  römischen 
Rechts  geltend  mache.  Dann  aber  doch  mindestens  mit  demselben  Rechte 
erwidern,  dass  man  unter  dem  Einflüsse  der  kirchlichen  Zählung  überall 
leicht  dazu  gelangen  konnte,  jede  Zahlung  auch  da  nach  Massgabe  dieser 
zu  verstehen,  wo  der  Gesetzgeber  an  eine  Doppelzählung  gar  nicht  gedacht 
hatte. 

Es  ergibt  sich  aber  Gleichstellung  der  Genicula  und  römischer  Grade 
aufs  bestimmteste  auch  in  einer  Quelle,  die  bei  ihrer  Zählung  zweifellos 
nicht  durch  römisches  Recht  bestimmt  ist.  In  den  Libri  feudorum  1,1  S  5 
heisst  es,  dass  nach  altem  Recht  die  Erbfolge  in  Lehen  nicht  ultra  fratres 
patrueles  hinausging,  licet  modemo  tempore  usque  ad  sepHmum  geniculum 
Sit  usurpatum.  Ganz  dieselben  Bestimmungen  hat  sichtlich  1,8  S  i  im  Auge, 
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wo  es  von  der  Erbfolge  heisst :  Et  hoc  olim  observabatur  usque  ad  quarium 
gradum ;  alii  autem  dicunt  usque  ad  septimum  gradum.  Dass  die  Grade 
hier  römisch  gezählt  sind,  ergibt  aufs  bestimmteste  die  Gleichstellung  der 
Fratres  patrueles  und  des  vienen  Grades;  während  dann  trotzdem  das 
siebte  Geniculum  dem  siebten  Grade  gleichsteht. 

Weiter  wird  doch  zu  beachten  sein,  dass  die  Entscheidung  Alexan- 
ders II  C.  35  q.  5  c.  2,  in  welcher  er  den  Brauch,  auch  für  die  Eheverbote 
nach  einfachen  Graden  zu  zählen,  bekämpft,  zunächst  Italien  im  Auge  hat, 
vgl.  S  244 ;  weiter  aber  doch  auch  in  keiner  Weise  andeutet,  dass  es  sich 
lediglich  um  einzelne  Theile  Italiens  handelt,  in  welchen  der  Brauch  aller- 
diugs,  wie  etwa  in  der  Romagna,  aus  dem  Festhalten  am  römischen  Rechte 
seine  nächstliegende  Erklärung  findet.  Nirgends  weist  der  Pabst  darauf  hin, 
dass  der  Brauch  selbst  auf  jenes  zurückgehe ;  es  sind  Imperiti  legum  et 
canonum,  durch  welche  die  angebliche  Neuerung  aufgekommen  sein  soll, 
die  man  dann  allerdings  aus  dem  römischen  Rechte  zu  begründen  suchte. 
Auch  findet  die  bezügliche  Verhandlung,  über  welche  Petrus  Damiani  be- 
richtete, vgl.  Savigny  G.  des  Rom.  R.  4, 1  ff.,  zwar  zu  Ravenna  statt,  aber 
auf  eine  von  Florenz  ergangene  Anfrage.  Und  dieser  Brauch  scheint  fest- 
gewurzelt gewesen  zu  sein,  da  trotz  der  päbstlichen  Entscheidung  nach 
X4, 14  c.  5  noch  1 199  von  den  Eingesessenen  des  Erzbisthums  Rossano 
schon  nach  dem  dritten  Grade  Ehen  eingegangen  wurden :  hoc  sibi  Heere 
de  antiqua  consuetudine  asserentes.  Gewann  jene  Beziehung  der  Ehever- 
bote auf  einfache  Grade  anscheinend  weite  Verbreitung,  so  wird  das  doch 
erklärlicher,  wenn  nicht  blos  den  nach  römischem,  sondern  auch  den  nach 
longobardischem  Recht  Lebenden  wenigstens  im  Erbrecht  die  Zählung 
nach  einfachen  Graden  geläufig  war. 

363,  Einen  ganz  ausschlaggebenden  Halt,  wie  ich  denke,  ergibt  aber 
der  spätere  Uebergang  zum  vierten  canonischen  Grade  als 
Erbgränze.  Auf  die  dabei  zu  beachtenden  Verhältnisse  wurde  schon 
S  344  hingewiesen.  Bei  canonischer  Zähluug  kann  es  sich  nur  um  Mass- 
geben der  längsten  Linie  für  dieGränze  handeln.  Man  konnte  dann  weiter 
vom  siebten  Einzelgrad  nur  zum  vierten  canonischen  Grad  übergehen. 
Dieser  Uebergang  dürfte  sich  in  den  Libri  feudorum  unmittelbar  verfolgen 
lassen.  In  den  S  361  angefühnen  Stellen  fanden  wir  das  Erbrecht  noch 
nach  älterem  strengen  Recht  auf  den  vierten  einfachen  Grad  angegeben, 
aber  bereits  auf  den  siebten  einfachen  erweitert.  Dagegen  ist  nun  in  zwei- 
fellos jüngerer  Bestimmung  2,31  von  einem  Recht  derjenigen  die  Rede: 
qni  quarto  gradusunt  remoti  ab  eo,  qui  idacquisivity  et  etiam  usque  ad  tn- 
finitutn,  dum  tarnen  hos  consiet  ab  eo  per  masculos  descendisse.  Zweifellos 
entspricht  hier  der  vom  Stammvater  zu  zählende  vierte  Grad  dem  frühern 
siebten  vom  Erblasser  zu  zählenden,  während  man  schon  auf  dem  Wege 
ist,  von  jeder  Gränze  abzusehen,  so  lange  noch  Männer  des  Mannsstammes 
des  ersten  Erwerbers  vorhanden  sind. 

Diese  Richtung'auf  Beseitigung  jeder  Erbgränze  macht  sich 
dann  nicht  blos  im  Lehnrecht  geltend.    Allerdings  wird  mit  Rücksicht  auf 
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362]  das  Recht  des  Herrn  oder  der  Gemeinde  auf  erbloses  Gut  auch  in 
spätem  Statuten  zuweilen  noch  eine  allgemeine  Erbgränze  erwähnt;  vgl. 
Penile  St.  del  dir.  It.  4,82.  Findet  sich  dieselbe  dann  wohl  auf  den  vierten, 
aber  auch  auf  den  siebten  Grad  bestimmt,  so  handelt  es  sich  zweifellos  um 
die  alte  Gränze,  die  dort  nach  canonischer,  hier  nach  römischer  Zählung 
bestimmt  ist,  wie  wir  denn  später  in  Italien  bald  die  eine,  bald  die  andere 
Zählweise  angewandt  finden;  vgl.  §  245.  Häufiger  ist  allerdings  schlecht- 
weg von  erblosem  Tode  die  Rede ;  oder  es  wird  auch  wohl  ausdrücklich 
betont,  dass  jede  nachweisbare  Blutsverwandtschaft  zum  Erbe  berechtige, 
während  dafür  auch  die  meisten  Statuten  wenigstens  insofern  sprechen, 
als  in  ihnen  eine  allgemeine  Gränze  des  Erbrechts  nicht  erwähnt  wird.  Das 
sich  auch  sonst  gehend  machende  Streben  nach  Erweiterung  derselben 
musste  in  Italien  unter  dem  Einflüsse  des  justinianischen  Rechts  dadurch 
gefördert  werden,  dass  dieses  keine  Gränze  des  Erbrechtes  mehr  kennt. 

Um  so  wichtiger  sind  für  unsern  Zweck  die  Bestimmungen  über  die 
Gränze  der  Erbfolge  der.Sch  wertmagen,  der  Agnati  masculi,  der 
Männer  vom  Manne,  da  dieselben  nur  auf  das  ältere  longobardische  Recht 
zurückgehen  können,  wie  sich  zweifellos  auch  die  erwähnte  Erweiterung 
des  Erbrechts  in  Lehen  gerade  auf  den  siebten  römischen  oder  vierten  ca- 
nonischen Grad  an  dasselbe  anschliesst.  Das  ältere  Recht  kennt,  von  den 
Ausnahmen  zu  Gunsten  der  Tochter  und  Schwester  abgesehen,  anschei- 
nend nur  Erbfolge  der  Schwertmagen ;  insbesondere  sind  die  Mutter  und 
ihre  Sippe  von  allem  Erbrecht  ausgeschlossen ;  vgl.  Miller  in  Zeitschr.  für 
Rechtsg.  13,61.  Später  hat  man  dann  allerdings  den  Cognaten  Erbrecht 
eingeräumt;  aber  nur  dann,  wenn  keine  Agnaten  vorhanden  waren.  Der 
Tractat  zu  Roth.  153  S  H-^S  ^^^8^  ^^^  Uebergang.  Manche  hielten  noch 
daran  fest,  dass  Mutter  und  Muttermagen  durch  den  Fiscus  ausgeschlossen 
seien ;  dagegen  aber  scheint  die  allgemeinere  Ansicht  schon  dahin  gegan- 
gen zu  sein:  in  omni  ordine  agnatus preferatur ;  si  vero  nullus  agnatorum 
fuerity  tunc  proximior  cognatus  veniat  Es  wird  demnach  bei  dieser  Ent- 
wicklung sichtlich  die  alte  Erbenfolge  nicht  geändert,  sondern  nur  weiter 
ausgedehnt.  Wo  früher  das  Erbrecht  überhaupt  aufhörte,  da  tritt  nun  das 
der  Cognaten  ein.  Denn  wenn  auch  von  Agnaten  schlechtweg  die  Rede 
ist,  sollten  diese  nicht  ins  Unendliche  folgen,  sondern  nur  so  weit,  als  sie 
auch  früher  erbberechtigt  waren. 

Damit  erhalten  wir  nun,  wie  ich  denke,  einen  ganz  bestimmten  Halt 
zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  das  Erbrecht  des  Edict  bis  zum  siebten 
römischen  oder  siebten  canonischen  Grade  reichte.  Bei  den  zahlreichen 
bezüglichen  Bestimmungen  der  Statuten,  vgl.  Pertile  4,70  ff.,  auch  55.68, 
ist  ein  Irrthum  über  die  Zählung  ausgeschlossen,  da  man  sich  des  Unter- 
schiedes zwischen  canonischer  und  römischer  Zählung  bewusst  war  und 
daher  in  den  meisten  Fällen  angab,  ob  nach  canonischem  Rechte,  wie  in 
der  Regel  der  Fall,  oder  nach  Civilrecht  gezählt  sei.  Nun  findet  sich  unter 
den  sehr  zahlreichen  angeführten  Belegen  bei  Pertile  71.76  lediglich  für 
Novara  und  das  benachbarte  Soriso  Ausschluss  der  Cognaten  durch  Agnaten 
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bis  zum  fünften  canonischen  Grade  angegeben.  Die  ganze  Masse  der  Zeug- 
nisse stimmt  darin  Uberein,  dass  der  vierte  canonische  Grad  nie 
überschritten  wird,  während  am  häufigsten  dieser  selbst  als  Gränze  des 
Vorzugs  der  Agnaten  hingestellt  wird. 

Das  stimmt  also  genau  mit  unserer  S  343  begründeten  Annahme, 
wonach  sieben  einfache  Genicula  nur  auf  den  vierten  canonischen  Grad 
umgesetzt  werden  konnten,  indem  sich  daraus  nur  eine  ganz  unbedeutende 
Erweiterung  zu  Gunsten  des  im  vierten  gleichen  und  damit  achten  einfachen 
Grade  Stehenden  er^ab.  Das  konnte  dann  dazu  führen,  dass  man  verein- 
zelt, so  zu  Florenz,  vgl.  Pertile  4,72.82,  den  achten  Grad,  zweifellos  nach 
römischer  Zählung,  nannte.  Ganz  genau  entspricht  die  Gränze  den  sieben 
Genicula  noch  zu  Mailand,  wo  sie  ausdrücklich  auf  den  siebten  Civilgrad 
bestimmt  ist;  vgl.  Pertile  75.  Heisst  es  im  Statut  von  Pisa,  dass,  wenn 
Agnaten  vierten  Grades  nicht  vorhanden  sind :  iure  Romano  successio  de^ 
feratuvy  so  war  man  sich  zweifellos  bewusst,  dass  die  agnatische  Erbgränze 
auf  longobardischem  Recht  beruhte.  Nicht  selten  finden  sich  daneben 
allerdings  auch  Bestimmungen,  wonach  die  cognatische  Erbfolge  schon 
nach  dem  dritten,  vereinzelt  nach  dem  zweiten  Grade  eintritt.  Das  erklärt 
sich  dann  genügend  aus  weiterer  Begünstigung  derMutter  und  ihrer  Sippe 
unter  dem  Einflüsse  der  Billigkeit  oder  des  römischen  Rechts.  Massgebend 
für  unsere  Z>yecke  ist  nur,  dass  die  Gränze  den  doch  am  häufigsten  ge- 
nannten vierten  canonischen  Grad  nicht  überschreitet,  nie  bis  zum  siebten 
reicht. 

Ganz  dasselbe  findet  sich  dann  auch  bei  andern  Verhältnissen,  wo 
für  die  rechtswirksame  agnatische  Verwandtschaft  eine  Gränze  bestimmt 
wird.  Gerade  der  vierte  Grad  wird  da  oft  betont;  zuweilen  ein  geringerer, 
nie  aber  ein  höherer.  So  heisst  es  etwa,  dass  die  Tochter  mit  blosser  Zu- 
stimmung der  Mutter  sich  erst  dann  verheirathen  darf,  wenn  keine  Agnateü 
bis  zum  vierten  Grade  vorhanden  sind.  Oder  es  wird  das  Näherrecht  den 
Agnaten  bis  zum  vierten  Grade  zugesprochen;  vgl.  etwa  Pertile  3,367. 

Alle  diese  Verhältnisse  scheinen  mir  mit  grösster  Bestimmtheit  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  Longobarden  von  jeher  keine  über  den  vierten  ca- 
nonischen Grad  hinausreichende  erbberechtigte  Verwandtschaft  kannten, 
dass  demnach  auch  die  sieben  Genicula  des  Edict  in  römischer  Weise  zu 
zählen  sind.  Und  das  würde  ja  vor  allem  durchaus  dem  entsprechen,  was 
sich  bei  fast  allen  andern  ostgermanischen  Stämmen  ergab  und  da  durch- 
weg so  ausdrücklich  bezeugt  ist,  dass  jedes  Missverständniss  von  vornherein 
ausgeschlossen  ist. 

363«  Wenn  man  trotzdem,  dass  im  Edict  selbst  nichts  bestimmter 
daraufhinweist,  die  sieben  Genicula  desselben  auf  Doppelgrade  bezog,  und 
das  dann  auch  für  die  Beurtheilung  entsprechender  Angaben  anderer  Volks- 
rechte sehr  massgebend  geworden  ist,  so  bietet  sich  dafür  ein  bestimmterer 
Halt  lediglich  in  den  Formeln  für  Erbfolgestreitigkeiten,  wie 
sie  in  der  spätem  longobardischen  Rechtslitteratur  der  bezüglichen  Be- 
stimmung in  Ed.  Roth.   153  zugefügt  sind.     Diese  scheinen  allerdings 
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363]  unserer  Annahme  bestimmt  im  Wege  zu  stehen.  Aber  keineswegs 
alle.  Einzelne  bestätigen  sie  ausdrücklich  oder  sind  wenigstens  mit  ihr 
durchaus  vereinbar.  Und  dann  dürften  doch  die  bisher  betonten  Grüodc 
es  durchaus  rechtfertigen,  wenn  wir  diesen  mehr  Gewicht  beilegen,  als 
bisher  geschehen  ist,  den  abweichenden  aber  von  vornherein  mit  einigem 
Misstrauen  begegnen.  Es  handelt  sich  um  drei  Gruppen  von  Formeln. 
Zwei  gehören  zu  den  Processformeln,  wie  sie  im  Liber  Papiensis  den  ein- 
zelnen Gesetzen  zugefügt  sind;  die  Scheidung  zweier  Gruppen  ergibt  sich 
da  bestimmt  daraus,  dass  es  nach  den  beiden  ersten  heisst :  Secundum  a, 
ita ßt  placiium ;  sed  ita  esse  debet,  wahrend  dann  noch  fünf  Formeln  fol- 
gen.  Zwei  weitere  bietet  uns  die  Expositio  S  lo.i  i  zu  Ed.  Roth.  153. 

Fassen  wir  zunächst  die  Formeln  der  Expositio  ins  Auge,  so 
gibt  der  mit  dem  römischen  Rechte  vertraute  Verfasser  derselben  S  6  unter 
Hinweis  auf  die  Institudonen  und  in  sachlichem  Anschluss  an  dieselben, 
aber  nicht  in  deren  Ausdrucksweise,  eine  allgemeine  Regel  für  die  Berech- 
nung der  Verwandtschaftsnähe ;  vgl.  auch  W^asserschleben  Replik  iq.  In 
der  absteigenden  und  aufsteigenden  Linie  sei  von  der  Zahl  der  zu  berück- 
sichtigenden Personen  eine  abzuziehen,  so  dass  Vater  und  Sohn  im  ersten, 
Grossvater  und  Enkel  zu  einander  im  zweiten  Grade  stehen.  Für  uns  ist 
dann  insbesondere  von  Gewicht  die  Regel  für  die  Seitenlinie :  ex  iranverso 
autem  venientes  persone,  veluH  duo  fratres,  duo  erunt  gradus,  etquoicunque 
fuerint  personae^  tot  erunt  etiatn  gradus. 

Dieser  Regel  entspricht  nun  durchaus  die  zweite  FormelS  n, 
bestimmt  für  den  Fall  der  Klage  des  Erbansprechers  gegen  den  Fiscus, 
der  den  Nachlass  als  erblos  eingezogen  hat.  Es  wird  hier  der  Erbanspruch 
damit  begründet :  quia  eius  avus  et  meus  fratres  iunc  fuerunt  in  secundo 
gradu;  et  st  eius  avus  ovo  meofuit  in  secundo  gradu,  tunc  eins  avuspatri 
meofuit  in  tertio  et  michi  in  quarto;  et  si  eius  aousfuit  michi  in  quarto, 
pater  eiusfuit  michi  inquinto,  etipse,  qui  tnortuus  est,  fuit  michi  in  sexto; 
succedere  igitur  debeo.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  zwei  Brüder  im 
zweiten  Grade  stehen,  und  werden  dann  die  weitern  Personen  beider  ab- 
steigenden Linien,  zuerst  der  des  Erben,  dann  der  des  Erblassers,  zugezählt. 
Jeder  Gedanke  an  etwaige  Textänderungen  ist  durch  die  volle  Ueberein- 
stimmung  aller  Verwandtschaftsbezeichnungen  und  Zahlen  ausgeschlossen. 
An  einer  der  römischen  entsprechenden  Zählung  ist  gar  nicht  zu  zweifeln. 
Beruft  sich  aber  der  Verfasser  ausdrücklich  vorher  auf  die  Institutionen, 
wird  auch  Inst.  3,6  pr.  bemerkt,  dass  die  Seitenverwandtschaft  erst  vom 
zweiten  Grade  ab  gezählt  werde,  so  ist  es  begreiflich,  wenn  man  bisher, 
nur  die  Zählung  nach  gleichen  Knieen  als  germanisch  betrachtend,  die 
Formel  als  lediglich  dem  römischen  Rechte  entsprechend  für  das  longo- 
bardische  unberücksichtigt  liess. 

Das  aber  ist  doch  nicht  statthaft,  wenn  auf  die  geltend  gemachten 
Gründe  hin  angenommen  wird,  dass  die  Germanen  nicht  ausschliesslich 
nach  Doppelknieen  rechneten,  dass  insbesondere  auch  die  Genicula  de$ 
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loQgobardischen  Edia  voa  einfachea  zu  verstehen  seien.  Es  wird  nicht  zu 
vergessen  sein,  dass  der  Verfasser  der  Expositio,  wenn  auch  das  römische 
Recht  genauer  kennend  und  dadurch  wohl  auch  zu  Abweichungen  vom 
longobardischen  veranlasst,  doch  zunächst  des  longobardische  Recht  er- 
läutert, zweifellos  wusste,  wie  dieses  in  den  Gerichten  gehandteibt  wurde, 
und  demnach  doch  schwerlich  eine  Formel  gab,  welche  dem  longobardi- 
schen Rechte  in  keiner  Weise  entsprach.  Ich  möchte  freilich  nicht  gerade 
behaupten,  dass  jene  Zählweise  allgemeinem  longobardischen  Brauche 
entsprach.  Sie  mag  als  eine  gektknstelte  erscheinen ;  durchlaufende  Zäh- 
lung vom  Erblasser  zum  Erben  oder  auch  Zusammenzählung  der  Kniee 
beider  absteigenden  Linien  vom  Stammvater  ab,  wird  da  näherliegend 
scheinen  können.  Aber  es  scheint  mir  doch  auch  nichts  der  Annahme  im 
Wege  zu  stehen,  dass  gerade  jene  Zählweise  sich  in  dieser  oder  jener  Ge- 
gend des  longobardischen  Rechtsgebietes  festgestellt  hatte. 

Denn  die  ZurUckverfolgung  der  Verwandtschaft  nur  bk  auf  die 
Stammgeschwister  entsprach  durchaus  germanischem  Brauche.  Sie  musste 
aber  keineswegs  zur  Nichtbeachtung  des  Stammvaters  als  ungezählten  Aus- 
gangspunktes fuhren.  Bei  canonischer  Doppelzählung  behandelte  man  trotz 
der  Nichtnennung  des  Stammvaters  die  Stammgeschwister  als  ersten  Grad. 
Mochte  nun,  wo  bei  der  Erbenfolge  die  einzelnen  Genicula  zu  zählen  wa  • 
reo,  das  Durchzählen  vom  Erblasser  ab  näherliegeud  scheinen,  so  stand 
doch  auch  einem  Vorgehen  nichts  im  Wege,  bei  dem  man  davon  ausging, 
dass  durch  die  Stammgeschwister  immer  bereits  zwei  Genicula  gegeben 
waren,  und  diesen  die  weitern  Genicula  der  einen,  dann  der  andern  Linie 
zuzählte.  Ging  man  überhaupt,  wie  das  fUr  die  Longobarden  andere  For- 
meln bestätigen,  auch  für  die  Erbenfolge  von  Stammgeschwistern  aus,  so 
war,  zumal  das  Ergebniss  auch  auf  ungleiche  Grade  führen  konnte,  jenes 
Vorgehen  ein  ganz  naheliegendes. 

Allerdings  läge  es  nun  nahe,  anzunehmen,  die  Art  der  Zählung  sei 
eine  willkürlich  gewählte,  um  sie  mit  der  vorher  S  6  gegebenen  allgemei- 
nen, an  die  Institutionen  anknüpfenden  Regel  in  Uebereinstimmung  zu 
bringen.  Dem  gegenüber  wird  sich  aber  doch  geltend  machen  lassen,  dass 
der  Verfasser  Inst.  3,6  pr.  nichts  fand,  als  die  Worte:  ea  (cognatiq)  quae 
ex  transversa^  numeratur  a  secundo,  wobei,  wie  ihm  die  folgenden  Angaben 
ergeben  mussten,  nur  an  eine  Zählung  vom  Erblasser  oder  der  sonstigen 
Aosgangsperson  aus  gedacht  ist ;  dass  demnach  der  Verfasser  eher  umge- 
kehrt die  Regel  in  der  angegebenen  Weise  erweitert  haben  wird,  um  sie 
dem  Brauche,  von  den  Stammgeschwistern  ab  zu  zählen,  anzupassen.  Es 
wird  doch  auch  zu  beachten  sein,  dass  nur  dieser,  den  Stammvater  über- 
haupt nicht  berücksichtigende  Brauch  die  Fassung  der  Regel  rechtfertigt: 
quotctmque  fuerini personae,  iot  erunt  etiam gradus,  während  die  römischen 
Regeln,  vgl.  S  293,  da  nicht  von  Personen  schlechtweg,  sondern  von  Zeu- 
gungen oder  erzeugten  Personen  sprechen.  Die  ganze  Art  der  Zählung 
entspricht  so  wenig  der  römischen,  vgl.  Dig.  38,10  fr.  10  S  9;  dass  schwer- 
lich abzusehen  ist,  wie  gerade  ein  mit  römischem  Rechte  vertrauter  Ver^ 
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fasser  auf  dieselbe  verfallen  sein  sollte,  wenn  er  sie  nicht  im  thatsöch- 
liehen  Rechtsleben  vorfand. 

Zur  Unterstützung  wird  sich  auch  vielleicht  geltend  machen  lassen, 
dass  es  in  dem  Schreiben  Alexanders  II  an  die  Neapolitaner,  Hü£fer  Beitr. 
1 1 9,  vgl.  auch  C.  3  5  q.  5  c.  2,  von  denen,  welche  die  Eheverbote  auf  Ein- 
zelgrade bezogen,  heisst :  ita  generationes  a  duobus  fratribus  aUrinsecus 
prodeuntes  enumerant,  ut  eorum  inoicem  filios  quartatHy  nepotes  sestam, 
pronepoies  octavam  generationem  esse  perhibeant  Das  ergibt  doch  eine 
Art  der  Zählung,  welche  wesentlich  der  unserer  Formel  entspricht,  nur 
mit  dem  durch  den  besondern  Zweck  nahelegten  Unterschiede,  dass  hier 
von  den  im  zweiten  Grade  stehenden  Stammgeschwistem  ab  nicht  die  eine 
Linie  nach  der  andern,  sondern  auf  beiden  gleichzeitig  weitergezählt  wird. 
Will  man  trotzdem  annehmen,  die  Zählung  der  Formel  beruhe  auf  Will- 
kür des  Verfassers,  so  ergibt  sich  mindestens  der  für  uns  zunächst  beach- 
tenswerthe  Umstand,  dass  der  Verfasser  voraussetzt,  dass  es  sich  bei  den 
Genicula  des  Edicts  um  Einzelgrade  handelt. 

364«  Eine  durchaus  verschiedene  Auffassung  scheint  nun  allerdings 

die  unmittelbar  vorhergehende  erste  Formel  ExpositioS  lo  zu  ergeben, 

bei  welcher  es  sich  um  den  Streit  zweier  Erbansprecher  handelt.   Es  wird 

vom  Beklagten  oder,  bei  Uebertragung  auf  die  früher  gewählten  Bezeich- 

p  nungen,  von  C/  behauptet,  dass 

/\  der  Grossvater  C  des  Erblassers 

£      \  A  Vater  seines  Ururgrossvaters 

/  \  ^J  gewesen  sei  und  er  A  daher 

jrf  \  im  sechsten  Grade  zu  beerben 

/  \  ^v  habe.     Dagegen  behauptet  der 

C^       \  \  Kläger  D6,  dass  der  Grossvater 

/\  \  \  seiner  Mutter,  also  A  Urgross- 

JS^     \  \r-  \  vater  des  Erblassers  A  gewesen 


/    \  \    \ 

1  4^  o  10 


\, 


\        und  er  diesem  daher  im  vierten 
Grade  verwandt  sei.   Sehen  wir 
von  den  Zahlenangaben  ab,  so 
^  würde  auch  diese  Formel  zu  un- 

\  serer  Auffassung   der  Genicula 

\  stimmen;   die  Siebenzahl  wäre 

6  nicht  überschritten,   da  C/  im 

\  siebten,  D6  im  sechsten  Genicu- 

7  lum  von  A  stehen  würde.  Ergäbe 

sich  für  A  und  C7*eine  Verwandtschaft  des  zweiten  und  fünften  canoni- 
schen Grades,  so  wird  es  freilich  thatsächlich  nicht  leicht  vorkommen,  dass 
Jemand  nur  von  einem  Urenkel  seines  Vetters  überlebt  wird.  Aber  es  kann 
nicht  auffallen,  wenn  man  theoretisch  auch  diesen,  immerhin  nicht  un- 
möglichen Fall  berücksichtigte;  es  liegt  ja  überhaupt  nahe,  mit  solchen 
Beispielen  bis  an  die  äusserste  zulässige  Gränze  zu  gehen.  Die  Schwierig- 
keit liegt  lediglich  in  der  Zählung  der  Grade.    Der  sechste  und  der  vierte 
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Grad  lassen  sich  nur  dadurch  gewinnen,  dass  man  von  den  Stammvätern 
bis  zu  den  beiden  Erbansprechern  herabzählt,  wie  das  denn  auch  bisher 
geschehen  ist.  Aber  auch  dann  ergeben  sich  Schwierigkeiten,  welche,  wenn 
wir  die  Formel  auch  nur  an  und  für  sich  ins  Auge  fassen,  die  grössten 
Bedenken  gegen  die  Zuverlässigkeit  erregen  müssen. 

Dabei  wird  allerdings  kaum  Gewicht  darauf  zu  legen  sein,  dass  D6 
eine  durch  seine  Mutter  vermittelte,  also  nur  cognatischeVerwandt- 
Schaft  geltend  macht.  Wenn  es  auch  nach  spater  zu  Bemerkendem  scheint, 
dass  nach  altlongobardischem  Recht  nur  die  Schwertmagen  erbberechtigt 
waren,  wie  denn  auch  in  den  S  362  besprochenen  späteren  Bestimmungen 
durchweg  vom  Agnatus  masculus  die  Rede  ist,  so  ist  in  der  longobardischen 
Rechtslitteratur  doch  vielfach  die  Ansicht  venreten,  dass  zwar  nur  Mäanei* 
erbberechtigt  sind,  dagegen  der  Unterschied  des  Mannsstammes  und  des 
Weiberstammes  nicht  zu  berücksichtigen  sei.  Ist  nun  nach  Exp.  S  1 2  der 
Verfasser  selbst  dieser  Ansicht,  so  kann  es  natürlich  nicht  auffallen,  wenn 
hier,  wahrscheinlich  absichtlich,  ein  Weib  in  die  Reihe  eingeschoben  ist.' 

Dagegen  ist  nun  einmal  überaus  bedenklich  das  Mitzählen  des 
Stammvaters  selbst,  wie  es  in  jener  Formel  nöthig  ist,  um  für  die  Erben 
auf  den  sechsten  und  vierten  Grad  zu  gelangen.  Man  hat  darauf  und  auf 
die  später  zu  besprechende  erste  Formel  des  Liber  Papiensis  hin  eine  be- 
sondere longobardische  Computation  angenommen,  auch  wohl  nach  einer 
Erklärung  für  dieselbe  gesucht;  vgl.  Wasserschieben  Replik  18,  Miller  a.  a. 
O.  90.  Das  scheint  doch  von  vornherein  mit  dem  Gebrauche  des  Aus- 
druckes Gradus  nicht  wohl  vereinbar  zu  sein,  der  sich  immer  auf  den  Ab- 
stand zweier  Personen  bezieht,  so  dass  bei  einer  einzelnen  Person  noch 
von  keinem  Grade  die  Rede  sein  kann,  sich  erst  beim  Hinzutreten  einer 
zweiten  ein  erster  Grad  ergibt. 

Nun  möchte  es  ja  immerhin  sein,  dass,  wenn  sich  eine  germanische 
Zählung  fand,  welche  den  Stammvater  als  Ersten  betrachtete,  wie  das  ja 
von  irgendwelchem  Gesichtspunkte  aus,  vgl.  S  295,  immerhin  hätte  ge- 
schehen können,  man  das  trotz  der  Ungenauigkeit  als  Grad  bezeichnete. 
Aber  eine  solche  Zählung  ist  nur  für  das  angelsächsische  Sibfaec  behauptet, 
während  sie  mir  doch  auch  da  nach  dem  S  320  Bemerkten  unerweisbar  zu 
sein  scheint.  Ist  sie  davon  abgesehen  für  kein  germanisches  Recht  auch 
nur  behauptet,  so  scheint  mir  insbesondere  auch  für  das  longobardische 
Rechtsgebiet  von  jenen  Formeln  abgesehen  jedes  Zeugniss  zu  fehlen.  Sehen 
wir  auch  von  dem  ab,  was  S  243  dafür  geltend  gemacht  wurde,  dass  dem- 
selben sogar  die  zurückbleibende  Zählung  nicht  fremd  war,  so  findet  sich, 
wo  das  nicht  eingreifen  kann,  überall  die  übliche  canonische  Zählung.  Ihr 
entspricht  genau  der  S  245  besprochene  Ausdruck  Tertii  fratres.  Fasst 
Carolus  de  Tocco,  vgl.  S  361,  die  Genicula  als  Doppelknie,  so  betrachtet 
er  dabei  die  Zählung  des  canonischen  Rechts  auch  als  die  des  longobardi- 
schen. Bei  den  zahlreichen  Erwähnungen  von  Graden  in  den  italienischen 
Statuten,  vgl.  $  245,  würde  es  sich  durchweg,  auch  wo  eine  ausdrück- 
liche Angabe  fehlt,  leicht  nachweisen  lassen,  dass  es  sich  nur  um  eine  der 
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364]  canonischen  oder  aber  der  römischen  entsprecheade  Zählung  haadela 
kann. 

Besonders  beachtenswerth  dürfte  dann  sein,  dass  Alexander  11  bei 
seiner  massgebenden  Entscheidung  C.  35  q.  5  c.  2,  vgl.  §  244,  sichtlich 
nur  drei  Zählungen  kennt,  die  römische,  die  canonische  und  die  um  einen 
Grad  hinter  dieser  zurückbleibende.  Kannte  er  eine  Coniputation,  welche 
den  Stammvater  mitzählend  die  canonische  um  einen  Grad  überschritt  und 
damit  eine  entsprechend  engere  Grönze  für  das  Eheverbot  ergab,  so  hätte 
er  gerade  diese  bei  einer  Entscheidung,  welche  jene  Grenze  zweifellos  fest- 
stellen aoUte,  nicht  unberücksichtigt  lassen  dürfen. 

Dem  gegenüber  ist  zweifellos  kein  Gewicht  darauf  zu  legen,  wenn 
Gratian  im  Dictum  zu  C.  3  5  q.  2  c.  2 1  von  einer  zweifachen  Zählung  spricht, 
wonach  die  einen  den  Vater,  andere  die  Kinder  in  den  ersten  Grad  stellen; 
vgl.  Preisen  Eher.  394  ff.  421  ff.  Das  könnte  Bedeutung  haben^  wenn  er 
daneben  nun  noch  als  dritte  die  thalsächlich  vielfach  vorkommende  Zäh- 
lung erwähnt  hätte,  welche  erst  die  Enkel  in  den  ersten  Grad  setzt.  So 
aber  kann  es  sich  zweifellos  nur  um  einen  Missgriff  handeln.  Er  will  es, 
ebenso  wie  Alexander  II,  erklären,  wesshalb  die  Gränze  des  Eheverbots 
bald  auf  den  sechsten,  bald  auf  den  siebten  Grad  gesetzt  erscheint;  er  wird 
von  einer  um  einen  Grad  abweichenden  Zählung  gehört  haben,  gerieth 
dann  aber  auf  Vater  und  Kinder,  statt  auf  Kinder  und  Enkel.  Anscheinend 
nur;  weil  er  darauf  vergass,  dass  der  Grad  nicht  eine  Person,  sondern  den 
Abstand  von  Personen  bezeichnet,  da  er  sagt:  Alii  prtmum  gradumßlios 
appeliant,  negantes  gradum  cognationis  inter  patrem  etfiUtim  esse,  cum 
una  caro  probeniur  pater  et  filitis.  Diese  Motivirung  mag  er  schon  als 
üblich  vorgefunden  haben;  aber  dann  doch  sicher  nur  zur  Erklärung,  dass 
nicht  schon  Söhne,  sondern  erst  Enkel  in  den  ersten  Grad  gestellt  werden; 
vgl.  S  226.  Nur  wer  auf  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  Gradus  vcrgisst, 
kann  Vater  und  Söhne  als  eine  Person  behandeln,  und  dennoch  nur  die 
Söhne  in  den  ersten  Grad  stellen. 

Es  fehlt  denn  auch  auf  kirchlichem  Gebiete  an  jedem  weitem  selbst- 
ständigen Zeugnisse  für  solche  Zählung.  Ein  solches  würde  allerdings  vor- 
liegen, wenn  man  mit  Preisen  422.429  die  Decretale  X4,i4  c.  7  dahin 
aufzufassen  hätte,  dass  sie  die  zurückbleibende  2ählüng  verbietet,  aber  die 
den  Vater  oder  den  Sohn  als  Ersten  zählenden  gestattet;  aber  nach  dem 
§  236  Bemerkten  handelt  es  sich  da  überhaupt  nicht  um  den  Unterschied 
der  Zählung.  Führen  Roland,  Petrus  Lombardus  und  einige  spätere  De- 
cretisten  dieselbe  Zählung  an,  so  ist  ihnen  dafür  sichtlich  nur  das  Dictum 
Gratians  massgebend ;  Roland  beruft  sich  ausdrücklich  nur  auf  dieses.  Un- 
gleich gewichtiger  ist  es,  wenn  Paucapalea,  dem  das  Dictum  doch  zweifellos 
vorlag,  es  ganz  unbeachtet  lässt,  und  ausdrücklich  nur  die  übliche  und  die 
zurückbleibende  Zählung  nennt;  das  lässt  doch  kaum  eine  andere  Erklärung 
zu,  als  dass  er  erkannte,  wie  die  Aeusserung  des  Meisters  lediglich  auf  einem 
Missgriff  beruhe.  Jene  angebliche  longobardische  Computation  der  Formeln 
wird  demnach  doch  nur  zu  Bedenken  gegen  dieselben  Anlass  ^eben  können. 
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Nicht  minder  aber  der  andere  Umstand,  dass  die  Formel  Zahlung 
auf  nnr  einer  Linie  ergeben  würde.  Sollen  nach  ihr  A  und  Cj  im 
sechsten  Grade  verwandt  sein,  so  ist  nur  die  Linie  C  bis  Cj  gezählt  unter 
Nichtberücksichtigung  der  Linie  CA  Es  ist  denn  auch  daraufhin  wohl 
angenommen,  die  Germanen  hatten  nur  eine  Linie  gezähh.  Das  ist  nach 
ditm  S  325  ff.  Bemerkten  für  gewisse  Zwecke  richtig;  insbesondere  kann 
auch  dieErbgränze  nach  der  längsten  Linie  bestimmt  sein.  Aber  nicht  um 
diese!  handelt  es  sich  hier,  sondern  um  die  Erbenfolge.  Und  dass  für  diese 
wenigstens  dann,  wenn  es  sich,  wie  in  unserer  Formel,  um  Erbansprecher 
verschiedener  Parentelen  handelt,  die  Zahlung  nur  einer  Linie  nie  genügen 
kann,  wurde  bereits  $  305  ausgeführt. 

Aber  auch  ganz  abgesehen  von  den  sich  aus  der  Formel  an  und  für 
sich  ergebenden  Bedenken,  kommt  ein  weiteres  sehr  gewichtiges  hinzu, 
wenn  wir  den  On  beachten,  wo  sie  sich  findet  Es  ergibt  sich  dann  U  n  - 
Vereinbarkeit  mit  der  zweiten  Formel  und  der  allgemeinen 
RegeldesVerfassers.  Der  Verfasser  der  Expositio  sagt  $  6  ausdrück- 
lich, wie  die  Seitenverwandtschaft  durch  Zusammenzahlen  der  Personen 
zu  bestimmen  sei.  Gibt  er  dann  zwei  Formeln,  die  eine  für  den  Fall  des 
Streites  zwischen  zwei  Erben,  die  andere  für  den  Fall  des  Streites  zwischen 
einem  Erben  und  dem  Fiscus,  so  ist  doch  vorauszusetzen,  dass  da  die  Zah- 
lung der  von  ihm  selbst  gegebenen  Regel  entsprechen  werde.  Das  trifft 
für  die  früher  besprochene  Formel  $  1 1  denn  auch  zu.  Dagegen  hatte  er 
sich  S  I  o  einer  durchaus  andern  Zählweise  bedient. 

Nun  Hesse  sich  etwa  denken,  er  habe  diese  Formel  bereits  in  einem 
altem  Werke  vorgefunden  und  aufgenommen,  ohne  zu  prüfen,  ob  sie  zu 
seiner  eigenen  Ansicht  stimme.  Wenigstens  das  erstere  ist  mir  sogar  wahr- 
scheinlich. Der  Verfasser  hat  sichtlich  vielfach  aus  der  Papienser  Schule 
stammende^  das  römische  Recht  noch  ganz  unberücksichtigt  lassende  Stücke 
ungeandert  aufgenommen.  Gerade  auch  in  diesem  Falle  wird  das  dadurch 
n^her  gelegt,  dass  der  Formel,  welche  nach  den  Aussagen  der  Paneien 
noch  Regeln  für  den  Beweis  gibt,  bezüglich  dieser  eine  abweichende  Ansicht 
des  wahrscheinlich  nach  Pavia  gehörenden  Hugo,  vgl.  Ital.  Forsch.  3,49, 
zugefügt  ist.  Dann  aber  trifft  das  auch  die  andere  Formel.  Beide  stehen 
im  engsten  Zusammenhange,  erganzen  sich,  insofern  in  ihnen  die  beiden 
Falle  berücksichtigt  sind,  die  in  Frage  kommen  konnten ;  die  Ueberein- 
stimmung  der  Fassung,  insbesondere  die  Gleichheit  aller  drei  beispielsweise 
gewählten  Personennamen  lässt  wohl  nicht  den  geringsten  Zweifel,  dass 
beide  gleichzeitig  vom  demselben  Verfasser  gefertigt  sind.  Und  dann  ist 
natürlich  eben  so  wenig  anzunehmen,  dass  dieser  in  beiden  eine  durchaus 
andere  Art  der  Zählung  angewandt  habe. 

Bei  so  gehäuften  Bedenken  erübrigt  doch  wohl  nichts,  als  Erklä- 
rung durch  Verderbnisse  des  Textes,  als  die  Annahme,  dass  die 
Formel  ursprünglich  nicht  so  lautete,  wie  sie  uns  vorliegt.  Ergibt  aber  die 
früher  besprochene  Formel  $  1 1  an  und  für  sich  keinerlei  Anstand,  ent- 
spricht sie  weiter  durchaus  der  vom  Verfasser  der  Expositio  selbst  gege- 
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364]  benen  Regel,  so  liegt  es  gewiss  nahe  anzuoehmen,  dass  auch  in  der 
Formeis  10  ursprunglich  entsprechend  gezöhlt  sei.  Es  wird  sich  dann  fra- 
gen, wie  starke  Aenderungen  nöthig  sind,  um  den  Text  dem  anzupassen. 

Nun  ist  zunächst  zu  beachten,  dass  der  zweite  Theil  der  Formel, 
wonach  der  Beklagte  behauptet,  dem  Erblasser  im  vierten  Grade  verwandt 
zu  sein,  überhaupt  in  der  einzigen  Handschrift,  in  der  er  sich  findet,  zwei- 
fellos corrumpirt  ist  und  der  angenommene  Text  nur  auf  einer,  an  und 
für  sich  immerhin  sehr  umsichtig  begründeten  Emendation  von  Boretius 
beruht;  vgl.  M.  Germ.  L.  4,322,  auch  Wasserschieben  Replik  8.  TriflFt  aber 
die  Emendation  einerseits  das  Verwandtschaftsverhältniss,  andererseits  die 
Zahl,  so  sind  wir  da  zu  jeder  Aenderung  berechtigt,  welche  die  2ählung 
mit  der  der  zweiten  Formel  in  Uebereinstimmung  bringt.  Ist,  wie  ich  denke, 
cuius  proavtis  \avus\  matris  meefuit,  richtig  ergänzt,  so  hat  man  nun  weiter 
auch  das  in  sexto  gradu  der  Handschrift  in  quarto  geändert,  um  Ueberein- 
stimmung mit  dem  ersten  Theil  der  Formel  herzustellen.  Aber  sexto  ist 
gerade  nach  jener  Ergänzung  ganz  richtig,  wenn  wir  annehmen,  dass  so 
gezählt  war,  wie  es  der  Verfasser  der  Expositio  verlangt  und  es  in  der  an- 
dern Formel  geschehen  ist ;  A  und  D6  stehen  im  sechsten  Grade,  wenn 
die  Stammgeschwister  als  Zwei  gerechnet  und  ihnen  dann  die  weitem  Per- 
sonen der  einen,  dann  der  andern  Linie  zugezählt  werden. 

Unter  derselben  Voraussetzung  würden  dann  im  ersten  Theile  der 
Formel  A  und  Cj  im  siebten  Grade  stehen  müssen.  Allerdings  heisst  es 
in  beiden  Handschriften,  in  denen  sich  dieser  erhalten,  in  sexto  gradu. 
Trotzdem  wird  es  nicht  zu  weitgehend  sein,  in  septimo  zu  ändern,  wenn 
damit  alle  betonten  schweren  Bedenken  entfallen.  Ist  das  zweite  sexto  rich- 
tig, so  kann  das  erste  nicht  richtig  sein,  weil  da  eine  grössere  Zahl  genannt 
sein  muss;  andernfalls  würde  auch  die  Aenderung  von  abavi  in  proavi 
genügen.  Es  ist  nun  an  und  für  sich  wahrscheinlich,  dass  hier  als  Beispiel 
die  höchste,  nach  longobardischem  Rechte  noch  zulässige  Erbgränze  ge- 
wählt wurde.  Und  ist  es^  wie  gesagt,  nicht  unwahrscheinlich,  dass  der 
Verfasser  die  Formel  schon  vorfand,  kann  damit  die  Corruption  schon  auf 
seine  Vorlage  oder  auf  ein  Versehen  seinerseits  zurückgehen,  so  verliert 
auch  die  Uebereinstimmung  der  Handschriften  jede  Bedeutung.  Wird  die 
Zulässigkeit  der  von  mir  vorgeschlagenen,  alle  Bedenken  beseitigenden  und 
an  und  für  sich  naheliegenden  Besserung  anerkannt,  so  würde  auch  diese 
Formel  ebenso,  wie  die  sich  ihr  unmittelbar  anschliessende,  und  überhaupt 
der  gesammte  bezügliche  Text  der  Expositio,  für  meine  Annahme  bezüg- 
lich der  longobardischen  Erbgränze  und  Zählung  sprechen. 

365.  Wenden  wir  uns  zu  den  F  o  r  m  e  I  n  des  Papienser  Rechts- 
buchs, so  zerfallen  diese  in  zwei  Gruppen,  welche  vom  Bearbeiter  selbst 
durch  die  der  ersten  angehängte  Bemerkung  auseinandergehalten  werden : 
Secundum  a,  ita  fit placitum ;  sed  ita  esse  debet;  worauf  dann  die  zweite 
Gruppe  von  fünf  Formeln  folgt.  Wollen  wir  auch  kein  Gewicht  darauf 
legen,  dass  die  Handschriften  das  a.  nicht  mit  antiquos,  sondern  mit  asinos 
auflösen,  so  ergibt  sich  jedenfalls,  dass  der  Bearbeiter  die  vorhergehenden 
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Formeln  als  fehlerhaft,  die  dana  folgenden  als  richtig  betrachtet.  Es  wird 
sich  daher  empfehlen,  zunächst  die  zweite  Gruppe  ins  Auge  zu  fassen, 
um  danach  zu  beunheilen,  was  er  bei  der  ersten  beanstandet  haben  dürfte. 

In  dieser  Richtung  wird  nun  insbesondere  zu  beachten  sein,  dass 
in  dieser  Gruppe  durchaus  nur  auf  den  Avus  zurückgegriffen  wird,  den 
beide  gemeinsam  hatten,  oder  auf  die  beiden  Avi,  welche  Brüder  waren, 
so  dass  die  berücksichtigte  Verwandtschaft  nicht  über  den  dritten  canoni- 
schen  Grad  hinausgeht.  Denn  bei  der  einzigen  Formel,  bei  der  das  der 
Fall  zu  sein  scheint,  muss  ein  MissgrifF  vorliegen.  Der  Beklagte  leitet  sein 
Recht  daraus  ab,  dass  Andreas  sein  und  des  Erblassers  Atavus  war.  Dagegen 
macht  der  Kläger  nun  geltend^  dass  er  dennoch  kein  Erbrecht  habe :  nam 
Stephanus  suus  fuit  aotts  et  mens ;  Paulus  fuit  suus  pater  et  mens  ;  et  ipse 
fuit  mcus  frater  et  ita  sum  proximior  te.  Da  ist  nun  doch  auch  ganz  ab- 
gesehen von  dem  aus  der  Annaiime  der  Beweisbarkeit  einer  so  weit  zurück- 
reichende Verwandtschaft  sich  ergebenden  Bedenken  nach  dem  Zusammen- 
hange nicht  zu  bezweifeln,  dass  trotz  der  Uebereinstithmung  der  Hand-' 
Schriften  auch  bei  der  ersten  Erwähnung  nur  vom  Avus,  nicht  vom  Atavus 
die  Rede  sein  kann.  Man  stützt  sich  beiderseits  zunächst  darauf,  einen 
verschiedenen  Avus  mit  dem  Erblasser  gemein  zu  haben,  während  nun  der 
Kläger,  ohne  das  zu  bestreiten,  sein  besseres  Recht  darauf  stützt,  dass  er 
nicht  blos  den  Avus,  sondern  auch  den  Pater  mit  demselben  gemein  hatte. 
Diese  weitere  Ausführung  war  ja  ganz  überflüssig,  wenn  der  Beklagte  von 
vornherein  nur  Zusammenhang  durch  einen  Atavus  behauptete.  Der  Fall 
ist  sichtlich  nur  berücksichtigt,  um  zu  zeigen,  wie  vorzugehen  sei,  wenn 
die  Erbansprecher  näherer  und  weiterer  Parentel  angehören.  Und  erscheint 
da  selbst  unter  diesen  einfachen  Voraussetzungen,  bei  welchen  überall  glei- 
che Kniee  angenommen  sind,  die  Behandlung  als  eine  schwerfällige,  so 
würde  die  sich  ergebende  Un Verwendbarkeit  bei  Annahme  ungleicher  Grade 
nur  bestätigen,  was  $  305  über  die  Ungeeigentheit  aller  Doppelzählungen 
für  das  Erbrecht  bemerkt  wurde. 

Gibt  man  nun  jenes  zu,  so  scheinen  diese,  wie  ich  denke,  besonders 
beachtenswerthen  Formeln  doch  eine  sehr  gewichtige  Unterstützung  für 
meine  Annahme  zu  bieten,  dass  man  eine  über  das  siebte  einfache  Glied 
hinausreichende  Verwandtschaft  für  das  Erbrecht  nicht  berücksichtigte. 
Wird  dasselbe  hier  nie  erreicht,  sondern  höchstens  das  sechste,  so  erklärt 
sich  das  daraus,  dass  der  Verfasser  überall  Verwandtschaft  in  gleichen  Knieen 
zum  Erblasser  angenommen  hat. 

Diese  Formeln  lassen  denn  auch  nicht  bezweifeln,  dass  man  bei  den 
Longobarden  wenigstens  da,  wo  das  keine  Schwierigkeiten  bot,  sich  zur 
Bestimmung  der  Verwandtschaft  wohl  an  die  gleichen  Kniee  oder  die  den- 
selben entsprechenden  Geschwisterschaften  hielt.  So  insbesondere  in  der 
dritten  jener  Formeln ;  es  wird  gesagt,  die  Grossväter  waren  Brüder,  die 
Väter  waren  Patrueles,  Erbe  und  Erblasser  waren  Sobrini.  Gezählt  wird 
dabei  nirgends,  während,  wenn  man  das  auf  eine  Zählung  der  Geschwister- 
schaften umsetzen  wollte,  dieselbe  nur  der  canonischen  entsprechen  konnte, 
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365]  vgl.  S  233,  wie  sich  das  unmittelbar  ergibt,  falls  sich  in  dem  S  245 
besprochenen  Ausdrucke  Tertü  fratres  ein  Rest  alter  volksm^ssiger  Zählung 
erhahen  hat.  Während  jene  ungezählten  Be^ichnangen  es  datürHch  ebenso 
gestatteten,  sie  auf  die  zurückbleibende  Zählung  der  Cugini  umzusetzen; 
vgl.  §  244.  Mitzählung  des  gemeinsamen  Starnnr^aters  würde  aber  um  so 
sicherer  ausgeschlossen  sein,  als  derselbe  mehrfach  überhaupt  nicht  erwähnt 
wird.  Ist  er  da,  wo  er  nur  Avus  war,  wohl  mitberücksichtigt,  so  entspre- 
chen jedenfalls  alle  Formeln  der  Regel  des  germanischen  und  canonischen 
Rechts,  vgl.  §  228  ff.,  dass  mindestens  die  die  Verwandtschaft  vermittelnden 
Geschwister  noch  zu  benennen  sind. 

Als  Beweismittel  erscheint  lediglich  der  Eid,  entsprechend  der  Be- 
stimmung des  Edict.  Nirgends  erscheint  die  Verwandtschaft  durch  ein 
Weib  vermittelt,  so  dass  der  Verfasser  sichtlich  das  ausschliessliche  Erbreciit 
der  Schwenmagen,  vgl.  $  364,  beachtete.  Es  ergibt  sich  keinerlei  Bedenken 
gegen  die  Annahme,  dass  diese  Fotmeln  dem  longobardischen  Recht  und 
Gerichtsgebrauch  da,  wo  sie  überhaupt  verwendbar  waren,  entsprachen. 
Aber  ein  Bedenken  ergibt  sich  doch  daraus,  dass  der  Verfasser  den  un- 
gleichen Graden  ganz  aus  dem  Wege  gegangen  ist  und  man  nicht  sieht, 
wie  diese  zu  behandeln  gewesen  sein  würden.  Eine  für  alle  Fälle  verwend- 
bare Zählung  musste  doch  schliesslich  irgendwie  auf  Einzelkniee  zurück- 
gehen, sei  es  nun,  dass  vom  Erblasser,  sei  es,  dass  wie  in  den  Formeln  der 
Expositio,  von  den  Stammgeschwistern  aus  gezählt  wurde. 

866.  Gehen  wir  nun  zur  erstenGruppe  über,  die  der  Bearbeiter 
missbilligt,  so  besteht  diese  aus  zwei  Formeln  für  die  beiden  auch  in  der 
Expositio  berücksichtigten  Fälle,  dass  ein  Erbansprecher  dem  andern  oder 
aber  dem  Fiscus  das  Erbe  bestreitet.  In  der  ersten  Formel  gibt  der 
Beklagte -F/o  seine  Verwandtschaft  mit  dem  Erblasser  A  dahin  an:  M.  pro- 
avus  stius  fuit  consobrimus  de  proavo  meo  etfuenmt  in  tercio  gradu ;  avus 
et  avus  illitis  in  quarto;  paier  meus  et  pater  illius  in  quinto ;  egq  et  ille  in 
sexto.  Dagegen  der  Kläger  D6 :  Avus  meus  et  avus  suus/uerunt  secundc 
gradu; pater  meus  et  mater  sua  in  tercio/  ego  et  ille  in  quarto. 

Das  widerspricht  nun  allerdings  durchaus  meinen  Annahmen  über 
die  longobardische  Erbrechtsgränze.  Aber  es  fehlt  auch  nicht  an  den  ge- 
wichtigsten Bedenken  gegen  die  Formel.  Nach  allem  früher  Bemerkten 
glaube  ich  dazu  zunächst  die  weite  AusdehnungderGränze  rechnen 
zu  dürfen.  Der  Beklagte  macht  ein«  Verwandtschaft  geltend,  die  bis  zum 
zehnten  einfachen  Gliede  oder  bis  zum  fünften  canonischen  Grade  reicht 
Eine  solche  kann  im  allgemeinen  nach  dem  früher  Bemerkten  kaum  noch 
als  beweisbar  gelten.  Dennoch  soll  für  dieselbe  der  Beklagte,  abweichend 
von  den  Bestimmungen  des  Edict,  zunächst  mit  Zeugenbeweis,  und  wenn 
er  und  der  Kläger  diesen  nicht  führen  können,  mit  seinem  und  seiner  Helfer 
Eide  einstehen.  Bezieht  sich  nun  in  der  zweiten  Gruppe  der  Eid  immer 
nur  auf  eine  den  dritten  Grad  nicht  überschreitende  Verwandtschaft,  so 
liegt  es  doch  sehr  nahe  anzunehmen,  dass  insbesondcfre  auch  die  zu 
weite  Ausdehnung  der  erbberechtigten  und  eventuell  zu  beschwörenden 
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Verwandtschaft  zu  dem  gehörte,  was  der  Bearbeiter  als  unrichtig  bean- 
standete. 

Ergibt  sich  dann  weiter  für  den  Kläger  durch  Einschiebung  der  Mut- 
ter des  Erblassers  nur  eine  Verwandtschaft  von  der  Mutterseite 
des  Erblassers^  so  ist  das  dem  S  364  berührten  Falle^  wo  die  Mutter  des 
Erben  eingreift,  nicht  gleichzustellen.  Spätere  Untersuchungen  werden 
ergeben^  dass  die  Mutterseite  llbeiiiaupt  auch  da  ausgeschlossen  war,  wo 
den  Cognaten  der  Vaterseite  Erbrecht  zugestanden  wurde.  Doch  ist  zu- 
zugeben, dass  sich  wenigstens  in  der  Rechtslitteratur  wohl  die  dem  gelten- 
den Recht  zweifellos  nicht  entsprechende  Ansicht  findet,  dass  der  Unter- 
schied beider  Elternseiten  nicht  zu  beachten  sei.  Handelt  es  sich  aber  bei 
der  Erbfähigkeit  rnSnnlicher  Cognaten  neben  Agnaten  überhaupt  nur  um 
eine,  im  geltenden  Recht  nicht  durchgedrungene,  mehr  vereinzelte  Ansicht, 
so  mag  der  Umstand  in  so  weit  zu  beachten  sein,  als  er  auf  einen  gewissen 
Zusammenhang  mit  den  Formeln  der  Expositio  deutet,  wo  sich  gleichfalls 
ein  Weib  eingeschoben  findet,  während  der  Verfasser  dann  den  Unterschied, 
der  sich  aus  der  Stelle  der  Einschiebung  ergibt,  gar  nicht  beachtet  haben 
mag.  Es  wird  weiter  der  allgemeinen  Forderung  der  Benennung  der 
Stammgeschwister,  vgl.  S  228  ff.,  der  Beklagte  in  keiner  Weise  ge- 
recht. Er  beginnt  mit  der  ganz  summarischen  Behauptung,  dass  die  Proavi 
auf  beiden  Seiten  Consobrini  waren,  wahrend  er  dann  doch  die  weitern 
Glieder  einzeln  aufführt,  so  dass  auch  kaum  anzunehmen  ist,  der  Beginn 
sei  nur  desshalb  so  summarisch  angegeben,  um  die  Formel  möglichst  kurz 
zu  fassen.  Es  fehlt  also  gerade  da  die  genauere  Aufführung,  wo  dieselbe 
am  schwersten  zu  erweisen  gewesen  sein  würde,  so  dass  zweifellos  kein 
Gericht  das  als  ausreichend  anerkennen  konnte.  Es  werden  dann  ferner 
Doppelgrade  auf  den  absteigenden  Linien  gezählt.  Das  wird  an  und 
für  sich  nach  dem  über  die  zweite  Gruppe  Bemerkten  nicht  zu  beanstanden 
sein.  Wohl  aber  nach  dem  S  364  Bemerkten  die  Mitzahlung  des 
Stammvaters;  die  Zahlen  ergeben  sich  nur,  wenn  dieser  als  erster  Grad 
in  Rechnung  gebracht  wird. 

Man  könnte  nun  trotz  aller  geltend  gemachten  Bedenken  Gewicht 
auf  das  Zusammenstimmen  dieser  und  der  Formel  Expositio  S  io>  legen. 
Aber  ich  denke,  dass  diese  hier  ganz  unberücksichtigt  bleiben  muss.  Ent- 
weder habe  ich  sie  zutreffend  gebessert;  dann  entfällt  überhaupt  dieUeber- 
einstimmung.  Oder  aber,  wenn  man  auch  nicht  gerade  meine  Besserung 
annehmen  will,  so  ergeben  sich  gegen  die  Formel  an  und  für  «ch,  wie 
nach  dem  Zusammenhange^  in  dem  sie  uns  vorliegt,  so  gehäufte  und  schwer- 
wiegende Bedenken,  dass  wir  sie  dann  als  unbrauchbar  überhaupt  nicht  in 
Rechnung  bringen  dürfen.  Es  wird  sich,  wie  ich  denke,  nur  darum  han- 
deln, zu  erwägen,  wie  der  Verfasser  der  uns  jetzt  beschäftigenden  Formel 
zu  solchem  MissgriiTe  kommen  konnte. 

Da  scheint  mir  nun  eine  Vermuthung  bezüglich  der  Erklärung 
der  Unregelmässigkeiten  ziemlich  naheliegend«  Bei  Zählung  nach 
Doppelknieen  standen  die  Geschwister  zweifellos  im  ersten  Grade,   Die 
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366]  Formeln  der  Expositio  ergeben  aber  noch  eine  andere,  die  einzelnen 
Kniee  ins  Auge  fassende  Zählung ;  und  dann  standen  Bruder  allet^iogs 
gegenseitig  im  zweiten  Grade,  was  wir  don  genau  so,  wie  hier  bei  der 
Angabe  des  Klägers,  dahin  ausgedrückt  fanden,  dass  die  EriXder /uerunt  in 
secundo  gradu.  Ich  denke,  der  ungeschickte  Verfasser  hatte  zunächst  diese 
Zählung  im  Auge,  wusste,  dass  danach  Brüder  im  zweiten  Grade  zu  ein- 
ander standen  und  bezog  das  irrig  auf  die  Stellung  des  BrUderpaars  in  der 
Gesammtzählung.  Wurden  dann  schon  damals,  wie  nicht  unwahrschein- 
lich, unter  dem  Einflüsse  der  weiten  Ausdehnung  der  rechtswirksamen 
Verwandtschaft  auf  kirchlichem  Gebiete  von  Manchen  die  sieben  Genicula 
des  Edict  auf  Doppelgrade  bezogen,  vgl.  S  361,  so  kann  es  nicht  gerade 
auffallen,  wenn  der  Verfasser  der  Formel  von  den  von  anderm  Gesichts- 
punkte aus  im  zweiten  Grade  stehenden  Brüdern  ab  mit  Doppelgraden 
weiterzahlte,  ohne  Anstoss  daran  zu  nehmen,  dass  er  damit  über  das  siebte 
durchgezählte  Geniculum  weit  hinauskam. 

Ist  es  mir  danach  am  wahrscheinlichsten,  dass  der  Verfasser  zu  seiner 
sonderbaren  Zählung  dadurch  gelangte,  dass  er  einen  üblichen  Beginn  der- 
selben, der  aber  auf  Weiterzählung  der  einzelnen  Personen  berechnet  war, 
irrig  mit  der  Doppelzählung  verband,  so  kann  es  dahingestellt  bleiben,  ob 
sich  nicht  etwa  eine  noch  zutreffendere  Erklärung  finden  lässt.  Das  aber 
dürfte  nach  Erwägung  der  ganzen  Sachlage  doch  kaum  zweifelhaft  sein, 
dass  die  Formel  sich  nur  auf  Grundlage  irgendwelcher  MissgrifFe  des  Ver- 
fassers so  gestalten  konnte,  dass  in  keinem  Gerichte  thatsächlich  so  vorge- 
gangen sein  wird. 

In  der  dann  noch  folgenden  zweiten  Formel  dieser  Gruppe  tritt 
das  nicht  so  auffallend  hervor,  da  hier  die  Verwandtschaft  nicht  über  den 
vierten  Grad  hinausgreift  und  die  Grade  nicht  gezählt  sind ;  nur  das  würde 
auch  hier  zu  beanstanden  sein,  dass  die  Angabe  der  Verwandtschaft  nicht 
mit  einem  Brüderpaar,  sondern  lediglich  mit  der  Behauptung  beginnt,  dass 
die  Grossväter  Consobrini  waren. 

Kommt  nun  zu  allem  Beanstandeten  noch  hinzu,  dass  auch  der  Be- 
arbeiter des  Liber  Papiensis  diese  Formeln  als  unrichtig  verwarf,  so  wird 
man  doch  nicht  berechtigt  sein,  nur  auf  sie  hin  eine  Ausdehnung  derErb- 
gränze  über  den  vierten  Grad  hinaus  und  Mitzählung  des  Stammvaters  an- 
zunehmen, während  das  allen  sonst  betonten  Haltpunkten  widersprechen 
würde.  Insbesondere  auch  Allem,  was  uns  über  die  Ausdehnung  der  Erb- 
gränze bei  andern  ostgermanischen  Stämmen  aus  Zeugnissen  bekannt  ist, 
bei  welchen  jedes  Missverständniss  in  dieser  Richtung  von  vornherein  aus- 
geschlossen ist. 

367.  Damit  ist  es  nahe  gelegt,  auch  die  Angaben  über  die  Erb- 
gränze in  den  westgermanischen  Volksrechten  ins  Auge  zu 
fassen.  Sind  diese  gleichfalls  nach  einer  gewissen  Zahl  von  Genicula  be- 
stimmt und  hat  man  das  durchweg  auf  Doppelkniee  bezogen,  so  liegt  es 
nun  nahe  zu  prüfen,  ob  das  noch  haltbar  sein  dürfte,  wenn  es,  wie  ich 
denke,  für  die  longobardische  Angabe  zweifellos  nicht  zutrifft,  und  überhaupt 


Longobarden.  Baiern.  Thüringen  .509 

zuzugeben  ist,  dass  den  Germanen  eine  Zählung  der  Einzelkniee  keineswegs 
unbekannt  war.  Und  es  scheint  mir  an  Hahpunkten  nicht  zu  fehlen,  welche 
darauf  hinweisen,  dass  die  Erbgränze  hier  vielfach  eine  engere,  jedenfalls 
keine  ausgedehntere  war,  als  bei  den  Ostgermanen. 

Lässt  zunächst  die  baierische  Lex  14,9  $4  den  Fiscus  erben, 
wenn  kein  Verwandter  usque  ad  sepiimtim  gradum  vorhanden  ist,  so  ist 
das,  wie  schon  S  322  bemerkt,  anscheinend  wörtlich  der  westgothischen 
Vorlage  entnommen;  wegen  dieses  Znsammenhanges  hat  denn  auch  schon 
Siegel  Verwandtschaftsb.  1 8  angenommen,  dass  im  baierischen  Recht  die 
römische  Zählung  üblich  gewesen  sei. 

In  andern  westgermanischen  Rechten  würde  nun  allerdings  die  Gränze 
eine  engere  sein,  wenn  wir  die  Zählung  auf  Einzelkniee  beziehen.  Es  han- 
delt sich  da  einmal  um  die  Angabe  der  thüringischen  Lex  34,  wonach 
die  Generatio  paterna :  usque  ad  quintam  generaiionem  im  liegenden  Gut 
folgen  soll,  post  quintam  aber  die  Tochter.  Ist  da  der  Ausdruck  Generatio 
gebraucht,  so  schliesst  das  Beziehung  auf  Einzelgrade  nicht  aus;  vgl.  $293. 
Würde  dann  die  Tochter  noch  durch  irgendwelchen  Urenkel  ihres  Gross- 
vaters ausgeschlossen  sein  oder  durch  einen  Enkel  ihres  Urgrossväters,  so 
ist  das  eine  Zurücksetzung,  welche  gewiss  nur  in  den  allerseltensten  Fällen 
zu  einem  Uebergang  des  Erblandes  von  der  Latize  zur  Spindel  führen  konnte. 
Und  zwar  auch  dann,  wenn  wir,  wie  das  nicht  zu  bezweifeln,  bei  der  Ge- 
neratio paterna  nur  an  die  Schwertmagen,  an  die  Männer  des  Mannsstam- 
mes, zu  denken  haben.  Aber  es  wäre  doch,  wenn  wir  auch  von  der  Frage 
der  Erweisbarkeit  absehen,  blosser  Hohn  gewesen,  von  einem  Erbrechte 
der  Tochter  überhaupt  noch  zu  sprechen,  wenn  dieses  davon  abhängig  ge- 
macht werden  sollte,  dass  es  keinen  vom  Gross vater  ihres  Urgrossväters 
abstammenden  Schwertmagen  gab. 

Spätere  Untersuchungen  dürften  da  noch  einen  bestimmteren  Halt 
bieten.  Schon  $  1 54  wies  ich  vorläufig  darauf  hin,  wie  Manches  darauf  zu 
deuten  scheint,  dass  im  thüringischen  Recht  westgermanische  mit  ostger- 
manischen Bestandtheilen  verschmolzen  sein  dürften.  Zu  letztern  möchte 
ich  auf  später  anzugebende  Gründe  hin  trotz  der  Verschiedenheit  der  Be- 
handlung der  nächstverwandten  Weiber  vor  aUem  die  Bevorzugung  der 
Männer  vom  Manne  in  der  Erbenfolge  rechnen,  von  der  ich  glaube  anneh- 
men zu  müssen,  dass  sie  sich  auf  ostgermanischer  Grundlage  entwickelt 
und  auch  da  nur  in  einer  zunächst  durch  das  norwegische  und  longobar- 
dische  Recht  gekennzeichneten  Gruppe  festgestellt  hat.  Gerade  aber  im 
norwegischen  Rechte  erscheint  jener  Vorzug  als  ein  eng  abgegränzter.  Er 
reicht  in  beiden  uns  erhaltenen  Landrechten  nur  bis  zum  dritten  Doppel- 
knie, vgl.  S  308,  während  dann  in  verschiedener  Folge  die  Männer  vom 
Weibe  und  die  Weiber  vom  Manne  zum  Erbe  gelangen.  Nun  wurde  schon 
S  343  darauf  hingewiesen,  wie  gering  für  das  thatsächliche  Ergebniss  der 
Unterschied  zwischen  dem  fünften  Einzelknie  und  dem  dritten  Doppelknie 
ist,  und  wie  bei  einer  Umsetzung  von  jenem  nur  auf  dieses  übergegangen 
werden  konnte.   Finden  wir  mehrfach  in  den  westgermanischen  Rechten 


510  VIII.  ErbgrUnze. 

367]  das  fünfte  Knie  genannt,  so  entspricht  das,  auf  Einzelgrade  bezogen, 
im  wesentlichen  dem  dritten  Doppelknie,  wie  wir  es  bei  den  Ostgermanen 
mehrfach  als  engere  Grflnze  fanden. 

Wenigstens  dann,  wenn  man  dem  zustimmt,  was  ich  später  für  die 
Herkunft  der  thüringischen  Schwertmagenerbfolge  aus  ostgermanischem 
Rechte  geltend  machen  werde,  dürfte  auch  die  Folgerung  kaum  abzuweisen 
sein,  dass  das  thüringische  Recht  nicht  eine  so  ausscrordendich  erweiterte 
Gränze  für  dasselbe  festgestellt  haben  wird.  Und  dagegen  wird  auch  nicht 
sprechen,  wenn  später  nach  Sachs.  Ldr.  1,19  S  t  bei  den  Nordschwabeii, 
zweifellos  auf  thüringischer  Grundlage,  der  Vorzug  der  Schwertraagen  ein 
unbegränzter  ist,  so  weit  sich  überhaupt  der  durch  Männer  vermittelte  Zu- 
sammenhang erweisen  lässt.  Kam  der  eventueUe  Anspruch  der  Tochter 
auf  das  Erbgut  auch  bei  Beziehung  auf  das  fünfte  Einzelknie  gewiss  nur 
in  höchst  seltenen  Fällen  zur  Geltung,  so  kann  es  nicht  gerade  auffallcD, 
wenn  man  da  später  unter  Absehen  von  der  Entfernung  sich  nur  noch  an 
die  An  der  Verwandtschaft  hielt.  Die  spätere  Unbegränztheit  wird  ungleich 
weniger  Bedenken  gegen  unsere  Annahme  erregen,  als  wenn  sich  nach- 
weisen Hesse,  dass  die  bevorzugte  Folge  der  Schwertmagen  später  gerade 
bis  zum  fünften  canonischen  Grade  gereicht  habe. 

868.  Von  den  fränkischen  Volksrechten  stimmt  die  Lex 
Ribuaria  56  S  3  überein,  wenn  es  heisst:  deinceps  usque  quinto  genuck, 
qui proximus  fuerat,  in  hereditatem  succedat;  das  ist  aus  ihr  dann  noch  in 
den  Gesetzen  Heinrichs  I  von  England  70  S  20,  vgl.  Schmid  Gesetze  der 
Angels.  472,  wiederholt.'  Sehen  wir  nun  vorläufig  von  der  Erwähnung 
eines  sechsten  Knie  in  der  Lex  Salica  ab,  so  scheinen  mir  doch  von  vorn- 
herein die  gewichtigsten  Bedenken  der  Annahme  im  Wege  zu  stehen,  die 
Franken  hänen  eine  bis  zum  fünften  Doppelknie  reichende  Erbgränze  ge- 
habt. Das  entspräche  der  weitesten  Ausdehnung  rechtswirksamer  Ver- 
wandtschaft, wie  wir  sie  bisher  nur  ausnahmsweise  bezüglich  der  Todt- 
schlagsühne  im  gothischen  und  isländischen  Recht  fanden.  Nun  aber  reichte 
jene  auch  bezüglich  dieser  bei  den  Franken  zweifellos  nur  bis  zu  den  drit- 
ten Vettern,  vgl.  S  288  iF.,  also  bis  zum  vierten  Doppelkniee,  über  das  hin- 
aus überhaupt  alle  bestimmtere  verwandtschaftliche  Bezeichnungen  fehlten, 
vgl.  S  247 ;  reichte  das  Erbrecht  weiter,  so  ist  es  doch  kaum  erklärlich,  dass 
nicht  auch  von  vierten  Cousins  oderZweers  die  Rede  sein  würde.  Nirgends 
fanden  wir  einen  Fall,  dass  die  Verpflichtung  zur  Fehde  enger  abgegrftnzt 
war,  als  das  Erbrecht;  dagegen  würde  es  ein  durchaus  entsprechendes  Ver- 
hältniss  ergeben,  wenn  wir  annähmen,  es  seien  beide  GrHnsen,  wie  bei  den 
Gothen  auf  das  fünfte  Doppelknie  und  siebte  Einzelknie,  vgl  %  349,  so  bei 
den  Franken  auf  das  vierte  Doppelknie  und  fünfte  Einzelknie  gesetzt  ge- 
wesen. 

Dazu  kommt  nun,  dass  gerade  das  fränkische  Recht  bei  verwandten 
Bestimmungen  eine  ausserordentlich  enge  Gränze  für  das  Recht  der  Bluts- 
freunde  ergibt.  Nach  Cap.  I  ad  1.  Sal.  S  7  soll  der  Achasius  schon  beim 
Mangel  eines  Bruderssohnes  an  den  Fiscus  fallen.  Insbesondere  aber  dürfte 
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zu  beachten  sein,  dass  Chilperichs  Edia  $  3  den  Vicini  gegenüber  das  Erb- 
recht an  Grund  und  Boden  nur  auf  Töchter  und  Geschwister  erweitert. 
Gewiss  sollte  damit  die  sonst  übliche  Gränze  nicht  erreicht  werden.  Diese 
reichte  ja  aber  ausserordentlich  viel  weiter,  wenn  sie  sich  auch  nur  bis  zum 
fünften  einfachen  Knie  erstreckte;  es  waren  dann  noch  der  Enkel  des 
Oheim  und  der  Sohn  des  Grossoheim  erbberechtigt. 

369«  Zu  beachten  sind  hier  weiter  die  Bestimmungen  über 
deoReipusin  der  Lex  Salica  44.  Wir  werden  auf  dieselben  mehrfach 
zurückzukommen  haben.  Ich  glaube  daher  schon  hier  darauf  hinweisen 
zu  sollen,  dass  ich  die  zunächst  wohl  von  Grimm  R.  A.  435  nach  einem 
entstellten  Texte,  dann  von  Waitz,  Recht  der  Sal.  Franken  in,  aufgestellte 
und  von  spätem  deutschen  Forschern,  vgl.  Schroeder  Güterr.  1,61,  Amira 
Erbenf.  33  ff.,  Sohm  Eheschi.  63  ff.,  Habicht  Verlobung  20,  Dargun  Mut- 
tern 141  ff.,  Heuslerlnst.  2,307,  gebilligte  Ansicht  nicht  theilen  kann,  dass 
die  erstgenannten  Berechtigten  Verwandte  der  sich  wieder  verheirathenden 
Frau  seien,  aufweiche  dann  eine  zweite  Klasse  von  Verwandten  des  ver- 
storbenen Mannes  folge.  Wird  das  aber  von  neueren  Forschern  wohl  als 
so  selbstverständlich  behandelt,  dass  durchweg  von  näherer  Begründung 
abgesehen  wird,  so  glaube  ich  mich  doch  der  schon  früher  insbesondere 
von  französischen  Forschern,  vgl.  jetzt  auch  Glasson  Hist.  du  dr.  Fr.  3,29, 
vertretenen  Ansicht  anschliessen  zu  müssen,  wonach  es  sich  überall  nur 
um  die  Verwandten  des  verstorbenen  Mannes  handelt ;  dass  ein  und  der- 
selbe Betrag  in  erster  Reihe  gewissen  Verwandten  der  Wittwe,  beim  Fehlen 
dieser  aber  Verwandten  des  Verstorbenen  zukommen  solle,  wäre  doch  so 
auffallend  und  so  schwer  zu  erklären,  dass  gewiss  nur  die  gewichtigsten 
Gründe  zu  solcher  Annahme  nOthigen  könnten. 

Solche  Gründe  aber  scheinen  doch  durchaus  zu  fehlen.  Weist  Waitz 
für  die  Annahme,  dass  der  Reipus  nicht  in  erster  Reihe  Verwandten  des 
Verstorbenen  zukomme,  darauf  hin,  dass  diesen  nach  Cap.  I S  7  der  Acha- 
sius  gebühre,  so  sind  die  Personen,  wenn  wir  vom  Bruder,  der  aber  auch 
den  Reipus  nur  eventuell  und  unter  gewisser  Voraussetzung  erhält,  ganz 
verschiedene.  Der  Reipus  kommt  im  Anschluss  an  die  ältere  mutterrecht- 
liche Erbenfolge  zunächst  nur  an  entferntere  Männer  vom  Weibe  der  Mut- 
terseite ;  kommt  dagegen  der  Achasius  sogleich  nächsten  Verwandten  und 
zwar  nach  ganz  anderm  Gesichtspunkte  bestimmten  zu,  so  steht  nichts  der 
Annahme  im  Wege,  dass  beide  Beträge  den  Verwandten  des  Verstorbenen 
zukommen. 

Ist  es  weiter  richtig,  dass  bei  den  zuerst  Genannten  jede  Andeutung 
fehlt,  ob  sie  Freunde  der  Wittwe  oder  des  Verstorbenen  sind,  während 
dann  erst  beim  Bruder  ausdrücklich  bemerkt  wird,  es  sei  das  der  frater 
illius,  qui  eam  mulierem  ante  habuit^  nachdem  unmittelbar  vorher  vom 
frater  mairis  die  Rede  ist,  so  kann  das  doch  gewiss  nicht  erweisen,  dass 
die  Vorhergenannten  nicht  gleichfalls  Verwandte  des  Verstorbenen  sind, 
dass  das  nicht  als  selbstverständlich  vorausgesetzt  ist.  Jeden  Zweifel  scheint 
dann  aber  doch  die  Schlussbestimmung  zu  beseitigen,  wonach  beim  Mangel 
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9S9]  auch  des  Braders  der  folgen  soll:  qui proximior fiurii  extra  superio- 
res  singillaiim  dicti;  und  zwar  nur:  si  heredifatem  illius  mariti  de/uncti 
mm  accipiat.  Dieser  Proximior  kann  natQrlich  als  möglicher  Erbe  nur  ein 
Freund  des  Verstorbenen  sein.  Die  Superiores  wieder  können  nur  alle 
vorher  Genannten  sein,  da  das  auf  den  einzigen  ausdrücklich  auf  den  Ver- 
storbenen bezogenen  Bruder  nicht  passen  würde.  Ich  weiss  doch  nicht 
wohl  abzusehen,  wie  da  Überhaupt  der  Begriff  des  Proximior  mit  den  sämmt- 
lichen  Superiores  in  Verbindung  gebracht  werden  konme,  wenn  diese  nicht 
sämmtlich  derselben,  sondern  bis  auf  einen  einer  ganz  fremden  Sippe  an- 
gehörten; es  kann  doch  nur  gesagt  sein  sollen,  dass  die  Nähe  entscheiden 
soll,  falls  nicht  ein  entfernterer  Verwandter  ausdrücklich  genannt  ist.  Steht 
der  Zugehörigkeit  aller  berechtigten  Personen  zu  derselben  Sippe  an  und 
für  sich  meines  Erachtens  nichts  im  Wege,  so  scheint  sie  mir  hier  bestimmt 
vorausgesetzt  zu  sein. 

Ich  weiss  die  Bestimmung  im  Anschluss  an  das  für  den  Achasius 
ausdrücklich  ausgesprochene  Motiv:  ut pacem  habeam parenium,  nicht  an- 
ders aufzufassen,  als  dass  der  Reipus  der  Sippe  des  verstorbenen  Mannes 
der  sich  wiederverheirathenden  Wittwc  gezahlt  wird,  weil  in  dieser  Wieder- 
verheirathung  eine  Missachtung  des  durch  die  Dotirung  erworbenen  Rechts 
des  verstorbenen  Mannes  liegt,  die  dessen  Sippe  zur  Inimicitia,  beziehungs- 
weise zur  Forderung  eines  der  gesetzlichen  Dos  entsprechenden  Betrages 
berechtigt  haben  würde. 

Dieser  Betrag  nun  soll  nach  der  Gesammtheit  der  Bestimmungen 
nicht  dem  zukommen,  der  als  Nächstverwandter  Erbe  des  Verstorbenen 
war,  sondern  sichtlich  einem  nach  diesem  nächstverwandten  Manne  der 
Mutterseite  desselben  in  bestimmter  Folge.  Es  erhält  ihn  zunächst  der  Sohn 
der  Schwester,  eventuell  der  Sohn  der  Neptis,  weiter  der  Sohn  der  G)nso- 
brina  von  der  Mutterseite ;  es  wird  also  vom  dritten  zum  vierten,  von  die- 
sem zum  fünftem  einfachen  Kniee  fortgeschritten.  Setzt  sich  das  nicht  wei- 
ter fort,  wird  dann  aus  Gründen,  die  wir  hier  unbeachtet  lassen  können, 
auf  nähere  Verwandte,  auf  den  Avunculus  und  den  nicht  zum  Erbe  ge- 
langten Bruder  zurückgegriffen,  so  scheint  das  doch  anzudeuten,  dass  man 
auf  das  fünfte  einfache  Knie  bei  solchen  Verhältnissen  besonderes  Gewicht 
legte,  zunächst  nur  dieses  als  die  in  der  Regel  noch  zu  beachtende  Gränze 
fasste ;  das  sechste  Knie  würde  bereits  den  Enkel  der  Consobrina  oder  den 
Enkel  der  Grosstante  getroffen  haben. 

Aber  eventuell  sollte  die  Gränze  weitergehen.  Sind  auch  Avunculus 
und  Bruder  nicht  vorhanden,  so  erhält  den  Reipus  der  sonstige  Proximior 
usque  ad  sextum  genuculum,  si  hereditatem  illius  mariti  deßincti  non  acci- 
pial,  während  posl  sexto  genuculum  der  Fiscus  eintritt.  Da  liegt  es  nun 
allerdings  nahe,  in  diesem  sechsten  Geniculum  die  allgemeine  Erbgränze 
zu  sehen,  obwohl  sich  damit  ein  Unterschied  zwischen  ripuarischem  und 
salischjem  Recht  ergeben  würde,  der  natürlich,  falls  wir  an  Einzelkniee 
denken,  sich  auch  nicht  etwa  durch  die  Annahme  zurückbleibender  Zäh- 
lung bei  den  Ripuariern  erklären  Hesse. 
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Unter  solchen  Verhältnissen  dürfte  nun  doch  der  Umstand  zu  be- 
achten sein,  dass  hier  nicht  die  Gränze  für  das  Erbrecht  selbst  festgestellt 
wird,  sondern  die  Gränze,  bis  zu  welcher  hin  Jemand^  der  selbst  nicht  Erbe 
ist,  einen  vom  Nachlasse  unabhängigen  Betrag  erhalten  soll.  Dieser  Sach- 
lage würde  doch  die  Annahme  durchaus  entsprechen,  dass  die  Erbgränze 
selbst  nur  bis  zum  fünften  Geniculum  reichte,  dass  man  aber  eben  für  den 
Fall,  dass  ein  in  diesem  Stehender  Erbe  war,  das  Recht  auf  den  Reipus  ein 
Geniculum  weiter  ausdehnte.  Denn  auch  nach  unseren  Annahmen  würde 
ja  das  fünfte  Knie  nicht  die  Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft  über- 
haupt, sondern  nur  die  für  das  Erbrecht  darstellen,  während  die  Gränze 
für  die  Fehde  sogar  bis  zum  achten  Einzelknie  gereicht  zu  haben  scheint, 
vgl.  §  288,  und  es  daher  nicht  auffallen  kann,  dass  man  für  einen  Betrag, 
der  mit  ihr  zusammenhängen  dürfte,  über  die  Erbgränze  hinausgriff.  Dazu 
würde  denn  auch  jenes  Abbrechen  mit  dem  fünften  Knie  sehr  gut  stim- 
men ;  es  würde  mit  der  Erbgränze  zusammenfallen,  aber  nur  für  solche 
Männer,  welche,  da  die  Reihe  sogleich  mit  dem  in  der  Regel  durch  den 
Bruder  ausgeschlossenen  Schwestersohn  beginnt,  durch  Verwandte  näheren 
Grades  vom  Erbe  ausgeschlossen  waren,  während  sie  doch  zur  Fehde  ver- 
pflichtet gewesen  sein  würden. 

Diese  ganze  Auffassung  setzt  freilich  voraus,  dass  es  sich  um  das 
sechste  Einzelknie,  nicht  um  Doppelkniee  handelt;  der  angedeutete  Ge- 
sichtspunkt kann  es  wohl  erklären,  dass  man  für  den  Reipus  um  einen  ein- 
fachen Grad  über  die  Erbgränze  hinausgriff,  während  zurZufügung  gerade 
eines  Doppelgrades  jede  Veranlassung  gefehlt  haben  würde.  Es  scheint  denn 
aber  auch  keinerlei  Grund  vorzuliegen,  da  an  das  sechste  Doppelknie  zu 
denken.  Dieses  würde  auf  eine  durch  den  Urgrossvater  des  Urgrossvaters 
verminelte  Verwandtschaft  führen  und  nach  den  S  355  angenommenen 
Voraussetzungen  auf  einen  Verwandtenkreis  von  mehr  als  zweitausend 
Personen,  die  das  Recht  des  Fiscus  hätten  bestreiten  können.  Und  das 
mUsste  doch  doppelt  auffallen,  wenn,  wie  bemerkt,  der  verwandte  Achasius 
schon  beim  Mangel  eines  im  dritten  Einzelknie  Stehenden  an  den  Fiscus 
fallen  sollte. 

Die  blossen  Zahlen  Verhältnisse  lassen  es  denn  auch  wohl  sonst  un- 
stanhaft  erscheinen,  bezügliche  fränkische  Angaben  auf  Doppelkniee  zu 
beziehen.  Brunner  Rechtsg.  1,218  weist  auf  die  Erzählung  des  Gregor. 
Tur.  Hist.  Fr.  7  c  2 1  hin,  wonach  König  Guntram  schwur,  nicht  blos  den 
Eberulf  selbst :  verum  etiam  progeniem  eins  in  nonam  generationem  zu  ver- 
tilgen. Natürlich  kann  es  sich  hier,  wie  auch  Brunner  betont,  nicht  um 
die  Nachkommenschaft  handeln.  Sind  darunter  aber  alle  Geschlechtsge- 
nossen zu  verstehen  und  nimmt  man  an,  die  Entfernung  sei  von  Eberulf 
aus  nach  Einzelknieen  gezählt,  so  würde  das  nach  Massgabe  der  S  3  5  5 
für  eine  Durchschnittsrechnung  angenommenen  Voraussetzungen,  das 
neunte  Knie  einschliesslich  gerechnet,  auf  5 1 2  Personen  führen.  Dagegen 
auf  13 1072,  wenn  wir  annehmen,  es  sollte  noch  alle  treffen,  welche  mit 
ihm  irgendwelche  Stammeltern  bis  zum  neunten  Grade  gemeinsam  hatten. 
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369]  Alles  Gesagte  scheint  mir  darauf  hinzudeuten,  dass  bei  den  Franken 
zur  Zeit  der  Aufzeichnung  ihrer  Volksrechte  die  Erbgrflnze  das  fünfte  Ein- 
zelknie nicht  überschritt. 

370.  Eine  überaus  gewichtige  Bestätigung  für  meine  Annahmen  be- 
züglich der  geringern  Ausdehnung  derErbgränze  bei  den  Franken,  wie  bei 
andern  Germanen,  scheint  sich  nun  weiter  zu  ergeben  aus  dem  Zusam- 
menhange der  Ausdehnung  der  Eheverbote  mit  der  Erb- 
granze.  Die  spätere  weite  Ausdehnung  der  Eheverbote  hat  sich  nur  sehr 
allmählig  entwickelt;  vgl.  Freisen  Eher.  374  ff.,  wo  auch  die  Belege  für  die 
folgenden  Bemerkungen.  Erscheint  oft  nur  die  Consobrinenehe  ausge- 
schlossen, so  finden  sich  allerdings  schon  früh  Angaben,  wonach  Ehen 
unter  Verwandten  schlechtweg  verboten  sein  sollen.  War  da  aber  doch 
die  Angabe  irgendwelchen  Halts  für  die  Ausdehnung  nicht  zu  vermeiden, 
so  bediente  man  sich  etwa  der  Wendungen :  dum  usque  sese  generatio  co- 
gnoverit,  oder :  quamditi  potesi  propinquitas  compxitarL  Das  aber  ergab 
keineswegs  eine  weite  Gränze.  Nach  früher  Bemerkten,  vgl.  S  357,  wird 
sich  sagen  lassen,  dass  man  sich  im  allgemeinen  einer  über  den  vierten  Dop- 
pelgrad hinausreichenden  Verwandtschaft  nicht  mehr  bewusst  oder  dieselbe 
nicht  mehr  nachweisbar  war.  Es  ist  demnach  nichts  wesentlich  Anderes 
gesagt,  wenn  dann  bestimmte  Grade  verboten  wurden  und  man  dabei  lange 
Zeit  durchweg  nicht  über  den  vierten  Grad  hinausging. 

Fasste  die  Kirche  mehr  die  Verwandtschaft  im  allgemeinen  ins  Auge, 
als  dass  sie  allgemeingihige  Gränzen  derselben  aufgestellt  hätte,  so  lag  es 
nahe,  wenn  sich  die  Landeskirchen  insbesondere  dadurch  bestimmen  Hes- 
sen, wie  weit  das  weltliche  Recht  des  Stammes  noch  rechtswirksame  Ver- 
wandtschaft annahm.  Verwandtenehen  selbst  in  nächsten  Graden  werden 
vor  der  Christianisirung  bei  den  Germanen  wohl  durch  die  Sitte  missbilligt, 
aber  kaum  durch  das  Recht  verboten  gewesen  sein,  so  dass  sich  in  dieser 
Richtung  kein  Halt  bot.  Reichte  bei  den  Germanen  für  die  Fehde  die 
Gränze  ziemlich  regelmässig  bis  zum  vierten  Grade,  vgl.  S  349i  so  ist  es 
möglich,  dass  das  darauf  einwirkte,  dass  derselbe  auch  bei  den  kirchlichea 
Verboten  oft  betont  wird.  Wo  es  sich  aber  um  das  VerhSltniss  zweier  be- 
stimmter Personen  handelte,  von  denen  überdies  die  eine  für  die  Fehde 
nicht  in  Betracht  kam,  da  lag  nichts  näher,  als  die  Erbgränze  als  Massstab 
zu  nehmen  und  die  Frage  dahin  zu  beantworten,  dass  Verwandtschaft  der 
Ehe  nicht  im  Wege  stehen  könne,  wenn  die  eine  Person  nicht  mehr  be- 
rechtigt sein  würde,  die  andere  zu  beerben. 

Wie  später  nicht  selten,  vgl.  etwa  S  323,  so  finden  wir  denn  auch 
schon  früher  wohl  die  Auffassung  ausgesprochen,  dass  die  Ehe  so  weit  ver- 
boten ist,  als  das  Erbrecht  reicht.  So  erläutert  Benedict.  Lev.  1,3 10  beson- 
ders deutlich  den  Incest  dahin :  id  est  usque  ad  afftnitatis  lineam  vel  quam- 
diu  inter  se  hereditäre  potuerint  Derselben  Auffassung  begegnen  wir  bei 
Pseudoisidor,  vgl.  Freisen  387,  wenn  er  alle  Ehen  unter  Consanguinei  ver- 
wirft; solche  seien  aber  alle:   qnos  divinae  et  imperatorum  Romanofum 
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atque  Graecorum  leges  consanguineos  appellant  et  in  herediiaie  suscipiunt, 
nee  repellere  possunt 

Nun  geben  aber  die  Eheverbote  der  Volksrcchte  bei  den 
Westgermaaen  nicht  über  die  Geschwisterkinder  hinaus.  Im  An- 
schluss  an  die  westgothische  Interpretatio  verbietet  ein  Zusatz  zu  L.  Salica 
1 3  S  9  die  Ehe  mit  der  Tochter  des  Bruder  oder  der  Schwester :  aut  cerie  ulte- 
rioris  gradus  consobrinam;  ist  das  nicht  gedankenlos  wiederholt,  so  musste 
doch  auch  den  Franken  eine  Beachtung  des  Einzelknie,  um  welches  die 
Base  weiter  stand,  als  die  Nichte,  geläufig  sein;  vgl.  Amira  Erbenf.  51. 
Ebensoweit  bis  zum  Vetter  reicht  nach  dem  $  243  Bemerkten  das  Verbot 
von  596  bezliglich  der  Schwägerschaft.  Auch  L.  Alam.  39  S  i  ist  nur  noch 
die  Ehe  unter  Geschwisterkindern  verboten;  was  dann  L.  Baiuw.  7  S  i 
ebenso  wiederholt  ist.  Diese  Bestimmungen  würden  also  noch  um  ein 
Einzelknie  hinter  der  Erbgränze  zurückbleiben,  wenn  wir  diese  auf  das 
fünfte  Knie  setzen. 

Es  mag  das  damit  zusammenhängen,  dass  die  kirchlichen  Verbote 
mehrfach  ausdrücklich  nur  die  Consobrinenehe  trafen,  insbesondere  nach 
dem  viel  beachteten  Schreiben  Gregors  I,  vgl.  Preisen  379  ff.,  die  Ehe  in 
der  dritten  Generation  gestattet  war.  Es  konnte  aber  auch  nahe  liegen,  bei 
den  Eheverboten  nur  die  in  die  Gränze  fallenden  gleichen  Grade  zu  be- 
achten. In  entsprechender  Weise  reichte  denn  auch  das  gothische  Ehe- 
verbot, vgl.  S  321,  bis  zum  sechsten,  die  Erbgränze  bis  zum  siebten  Grade. 
Beim  nächstfolgenden  Doppelgrade  würde  man  hier,  wie  dort,  die  Erb- 
gränze um  ein  Einzelknie  überschritten  haben.  Doch  erscheint  auch  schon 
auf  fränkischen  Synoden  seit  dem  sechsten  Jahrhundene,  vgl.  Preisen  378  ff., 
das  Verbot  auf  die  Sobrina,  also  bis  auf  den  sechsten  römischen  Grad,  aus- 
gedehnt. Damit  aber  würde  man  sich  doch  schwerlich  begnügt  haben, 
wenn  die  Erbgränze  wirklich  bis  zum  zehnten  oder  gar  zwölften  römischen 
Grad  gereicht  hätte. 

371.  Dagegen  würde  es  mit  dem  Verbote  der  Sobrinenehe  durchaus 
übereinstimmen,  wenn  nun  in  kirchlichen  Schriftstücken  mehr  und  mehr 
eine  Ausdehnung  des  Eheverbot  bis  zum  siebten  Grade  betont 
und  gesagt  wird,  dass  die  Ehe  usque  ad  septimum  gradum  oder  usque  ad 
septimam  generationem  verboten  sei.  Das  wird  zunächst  kirchlich-römischen 
Ursprungs  sein,  da  ja  gerade  dann,  wenn  man  die  Erbgränze  als  massge- 
bend betrachtete,  das  römische  Recht,  vgl.  S  321,  auf  jene  Ausdehnung 
hinwies.  Wie  das  dann  aber  Beziehung  auf  Doppelgrade  von  vornherein 
unwahrscheinlich  machen  würde,  so  ergibt  sich  auch,  so  weit  ich  sehe, 
nirgends  ein  Haltpunkt,  der  auf  dieselben  ausdrücklich  hinweisen  würde, 
wie  das  etwa  dann  der  Fall  sein  würde,  wenn  irgendwo  gesagt  wäre,  dass 
man  zwar  in  der  sechsten  Generatio  nicht  heirathen  dürfe,  wohl  aber,  wenn 
die  eine  Person  zur  sechsten,  die  andere  zur  siebten  Generation  gehöre. 

Dass  der  Ausdruck  Generatio  an  und  für  sich  da  keinen  ausreichen- 
den Halt  bieten  könne,  wurde  schon  §  293  bemerkt.  Und  zuweilen  deuten 
doch  die  Angaben  selbst  wohl  darauf  hin,  dass  man  nur  Beziehung  auf 
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371]  Einzelgrade  im  Auge  haben  konnte.  Sollen  nach  einer  allerdings 
kaum  echten  Decretale  des  Pabstes  Zacharias,  vgl.  Preisen  384,  Ehen  bis 
einschliesslich  der  siebten  Generatio  wieder  getrennt  werden,  sollen  weiter 
Verwandtenehen  auch  in  höhern  Graden  verboten  sein,  aber  dann,  wenn 
sie  unwissend  eingegangen,  nur  bestraft,  nicht  getrennt  werden,  so  kann 
nach  allem,  was  wir  früher  über  die  Unbeweisbarkeit  einer  Verwandtschaft 
in  so  hohen  Doppelgraden  bemerkten,  und  nach  dem  Fehlen  jeder  sonstigen 
Angabe,  welche  auch  über  den  siebten  Doppelgrad  hinaus  die  Ehe  noch 
als  verboten  betrachtete,  derjenige,  der  das  schrieb,  nur  an  einfache  Grade 
gedacht  haben.  Betonen  Benedict  Levita  und  Pseudoisidor  den  siebten 
Grad  oder  die  siebte  Generation,  weiter  aber  auch  gerade  sie,  wie  gesagt, 
den  Zusammenhang  mit  dem  weltlichen  Erbrechte,  so  ist  doch  nach  allem 
Gesagten  nicht  wohl  daran  zu  denken,  dass  dem  neunten  Jahrhunderte  eine 
bis  zum  siebten  Doppelgrade  reichende  Erbgränze  bekannt  gewesen  sein 
sollte.  Und  insbesondere  kann  da  doch  Pseudoisidor  nicht  wohl  an  andere, 
als  an  römische  Zahlung  gedacht  haben,  wenn  er  als  massgebend  fUr  die 
Ausdehnung  der  Verwandtschaft  die  römischen  Kaisergesetze  hinstelh. 

Aber  wir  können  davon  ganz  absehen.  Es  wird  nun  inmier  üblicher, 
die  Eheverbote  nach  Doppelknieen  zu  bestimmen ;  und  dann  zeigt  sich 
überall,  wie  dieselben  nur  ein  bis  zum  siebten  einfachen  Grade  reichendes 
Verbot  im  Auge  haben  können.    Der  innerhalb  dieser  Gränze  bleibende 
dritte  Grad  macht  die  Ehe  unbedingt  ungiltig.  Aber  sichdich  hat  man  sich 
nicht  mit  diesem  begnügt,  obwohl  derselbe  der  schon  früher  wohl  ver- 
botenen Sobrinenehe  oder  einem  Verbote  bis  zum  siebten  Grad  ausschliess- 
lich entspricht.  Man  hat  zweifellos  den  siebten  Grad  einschliesslich  im  Auge 
gehabt.    Ganz  genau  schliesst  sich  der  Siebenzahl  die  757  zu  Compiegne 
erlassene  Bestimmung  an,  wonach  nicht  blos  die  Ehe  dritten  Grades,  son- 
dern auch  die  des  dritten  und  vierten  ungleichen  Grades  getrennt  wird. 
Hält  man  sich  aber  durchweg  an  die  Doppelgrade,  so  scheint  auch  dann 
jener  Umstand  sich  geltend  zu  machen  durch  eine  besondere  Behandlung 
der  Ehen  des  vierten  Grades.    Sie  sollen,  wie  mehrfach  übereinstimmend 
gesagt  ist,  nicht  eingegangen  werden ;  ist  das  dennoch  geschehen,  so  wer- 
den sie  zwar  nicht  gelöst,  aber  bestraft.    Erst  das  Mainzer  Concil  von  8 1 3 
ging  da  einen  Schritt  weiter,  indem  es  zwar  die  bereits  geschlossenen  be- 
stehen liess,  während  die  von  nun  an  eingegangenen  gleichfalls  gelöst  wer- 
den sollten.  Dem  entspricht  die  Bestimmung  der  Synode  von  Coblenz  922, 
wonach  nur  Ehen  infra  quiniam  generationem  zulässig  sind ;  auch  noch 
die  deutsche  Synode  von  1004  scheint  nur  den  vierten  Grad  als  unzulässig 
zu  kennen. 

Macht  sich  nun  aber  daneben  kirchlicherseits  vielfach  schon  das  Stre- 
ben geltend,  mit  den  Verboten  weiter  zu  gehen,  zeigen  insbesondere  die 
Aeusserungen  des  Rabanus  Maurus,  vgl.  Preisen  390,  wie  dafür  wohl  schon 
die  Beziehung  auch  der  höhern  Grade  auf  Doppelzählung  benutzt  sein  muss, 
so  ist  gewiss  um  so  mehr  anzunehmen,  dass,  wenn  die  fränkische  Kirche 
mit  ihren  Verboten  so  lange  nicht  über  den  vierten  Grad  hinausging,  sich 
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da  im  weltlichen  Rechte  eine  ganz  bestimmte  Grenze  üand,  durch  die  man 
sich  gebunden  fühhe.  Es  scheint  mir  die  Annahme  ganz  unzulässig  zu  sein, 
dass  die  fränkische  Kirche  sich  mit  dem  dritten  oder  vierten  gleichen  Grade 
begnügt  häne,  wenn  sie  im  weltlichen  Rechte  eine  bis  mindestens  zum 
zehnten  einfachen  Grade  wirksame  Verwandtschaft  vorfieind. 

372.  Eane  so  zweifellose  Bestätigung  mir  das  sich  hier  ergebende 
Verhältniss  für  alle  bisherigen  Erönerungen  im  allgemeinen  zu  bieten 
scheint,  so  wird  sich  allerdings  kaum  mit  gleicher  Bestimmtheit  die  Frage 
beantworten  lassen,  wie  nun  die  Verschiebung  der  Erbgränze  vom 
fünften  auf  das  siebente  Knie  zu  erklären  sei,  welche  sich  daraus 
zu  ergeben  scheint,  dass,  während  die  westgermanischen  Volksrechte  mehr- 
fach dem  fünften  Grad  betonen,  die  spätem  Eheverbote  sehr  bestimmt 
wenigstens  dann  auf  den  siebten  als  Erbgränze  hindeuten,  falls  beide  in 
engerm  Zusammenhange  stehen,  wie  das  doch  gerade  im  neunten  Jahr- 
hunderte bei  Benedia  Levita  bestimmt  ausgesprochen  ist.  Es  würde  das 
auch  dem  spätem  französischen  Recht  insofern  entsprechen,  als  da  als 
Gränze  bald  der  siebte,  bald  der  zehnte  Grad  angenommen  wird,  vgl.  VioUet 
Precis  733,  letzterer  aber  zweifellos  auf  römischem  Rechte  beruht.  Es  ist 
möglich,  zumal  wenigstens  die  baierische  Lex  den  siebten  Grad  aufnimmt, 
dass  doch  auch  schon  früher  bei  den  Westgermanen  diese  Gränze  häufiger 
neben  der  engern  anerkannt  war.  Zeigt  sich  weiter  im  allgemeinen  die 
Entwicklung  auf  Erweiterung  des  Erbrechts  gegenüber  dem  Fiscus  oder 
der  Gemeinde  gerichtet,  so  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  bis  zum  achten 
Jahrhunderte  das  fränkische  Erbrecht  sich  auch  ohne  kirchliche  Einfluss- 
nähme  bis  auf  den  siebten  Grad  erweitert  haue. 

Freilich  liesse  sich  auch  daran  denken,  dass  die  Erbgränze  bei  den 
Franken  sich  erst  unter  dem  Einflüsse  der  kirchlichen  Eheverbote  weiter 
ausgedehnt  hätte.  Dagegen  aber  und  für  das  Zurückgehen  der  Gränze 
beim  siebten  Einzelknie  aufweltlichesRecht  scheint  mir  doch 
ein  Umstand  bestimmt  zu  sprechen.  Die  kirchlichen  Verbote  halten  sich 
durchweg  an  die  gleichen  Grade.  Noch  im  zwölften  Jahrhunderte  stand 
nichts  darüber  fest,  wie  die  ungleichen  zu  behandeln  seien;  vgl. S  344.  Ist 
schon  früh  von  einem  Verbot  usque  ad  septimam  generaUonem  die  Rede, 
so  werden  wir,  so  lange  da  nicht  Doppelzählung  eingriff,  an  den  dritten 
gleichen  Grad,  an  das  Verbot  der  Sobrinenehe  zu  denken  haben.  Dem 
gegenüber  muss  es  auffallen,  dass,  nachdem  in  einem  Capitular  von  754, 
M.  Germ.  Cap.  1,31,  nur  schlechtweg  die  Ehe  mit  der  Consobrina  und 
Sobrina  verboten  wird,  nun  im  Decretum  Compendiense  von  757,  Cap. 
1,37,  der  drine  und  vierte  ungleiche  Grad  ausdrücklich  beachtet  und  in 
ihren  Wirkungen  dem  dritten  gleichen  Grade  gleichgestellt  werden ;  in  bei- 
den Fällen  wird  die  Ehe  wieder  gelöst,  während  dieselbe  im  vienen  glei- 
chen Grad  zwar  verboten  ist,  aber  bereits  eingegangen,  nicht  gelöst  werden 
soll.  Scheint  dafür  in  den  sonstigen  kirchlichen  Verboten  eine  Anknüpfung 
zu  fehlen,  so  ist  es  doch  kaum  anders  zu  erklären,  als  dass  dafür  eine  im 
weltlichen  fränkischen  Recht  besonders  beachtete  Gränze  massgebend  wurde. 
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372]  Dann  aber  ergibt  sich  Massgeben  der  kürzeren  Linie  für 
die  Behandlung  der  ungleichen  Grade.  Ohne  Beachtung  der 
ungleichen  Grade  wird  der  allgemeine  Gesichtspunkt,  dass  die  Ehe  wohl 
beim  dritten,  nicht  aber  beim  vierten  gleichen  Grade  getrennt  werden  soll, 
oft  ausgesprochen,  insbesondere  auch  in  den  Bussbüchern.  Wird  nun  der 
ungleiche  Grad  nicht,  wie  bei  der  Vetternzählung,  dem  folgenden,  sondern 
dem  vorhergehenden  gleichen  Grade  gleichgestellt,  so  ist  nicht  die  längere, 
sondern  die  kürzere  Linie  ausschlaggebend.  Alle  sonstigen,  die  Doppel- 
grade beachtenden  germanischen  Zählungen,  führen  auf  Beachtung  der 
langem  Linie,  vgl.  S  339,  indem  sie  von  den  gleichen  Graden  ausgehen 
und  diesen  die  Fälle  gleichstellen,  bei  welchen  auch  nur  eine  der  beiden 
Personen  die  damit  gegebene  Gränze  erreicht. 

Nur  einevon  vornherein  nach  Ei  nzelknieen  ungleicherZahl 
bestimmteErbgränze  konnte  auf  die  kürzere  Linie  führen.  Nach  der 
auf  die  längste  Linie  führenden  Gliederung  der  Sippe,  vgl.  S  327,  gehönen 
zweiter  Oheim  und  zweiter  Neffe,  D^  und  C^,  zu  derselben  Sippzahl,  wie 
der  zweite  Vetter  D6.  Dagegen  standen  bei  einer  auf  das  siebte  Kniec  be- 
stimmten Erbgränze  diesem  der  dritte  Oheim  und  dritte  Neffe,  Ej  und  Z>7, 
insofern  gleich,  als  wohl  noch  sie,  nicht  aber  mehr  der  mit  ihnen  die  längste 
Linie  theilende  dritte  Vetter  E8  eventuelles  Erbrecht  hatten.  Nur  wenn 
man  die  Erbgränze  und  zwar  eine  solche  bis  zum  siebten  Knie  reichende 
beachtete,  erklfln  sich  eine  Bestimmung,  welche  den  dritten  und  vierten 
Grad  dem  dritten  gleichen  Grade  gleichstellte.  Es  ist  mir  danach  minde- 
stens höchst  wahrscheinlich,  dass  im  achten  Jahrhunderte  die  fränkische 
Erbgränze  bis  zum  siebten  Knie  reichte.  Deuten  die  frühem  Angaben  auf 
das  fünfte  Kniee,  so  kann  die  Gränze  sich  unabhängig  von  kirchlichem 
Einflüsse  erweitert  haben ;  es  kann  aber  auch  wohl  das  fränkische  Recht 
schon  früher  kein  einheitliches  gewesen  sein. 

873.  Für  eine  solche  Beachtung  der  kürzeren  Linie,  wie 
sie  die  fränkischen  Eheverbote  bestimmt  ergeben  und  da,  wie  ich  denke, 
durch  Anknüpfung  an  die  nach  ungleichem  Grade  bestimmte  Erbgränze  zu 
erklären  ist,  finden  sich  allerdings  auch  sonst  noch  vereinzelte  Haltpunkte. 
Wir  wiesen  S  290  zunächst  zu  Lille  einen  Sprachgebrauch  nach,  wonach 
auch  der  zweite  und  dritte  Oheim  und  Neffe,  welche  mit  dem  ersten  und 
zweiten  Vetter  nur  in  der  kurzem  Linie  stimmen,  doch  gleich  diesem  als 
Cousin  germain  und  Cousin  en  autre  bezeichnet  wurden.  Sollte  das,  was 
ich  nicht  bestimmter  zu  verfolgen  weiss,  allgemeinerer  französischer  Sprach- 
gebrauch sein,  so  würde  auch  das  auf  Beachtung  der  kürzeren  Linie  ge- 
rade bei  den  Franken  hinweisen.  Aehnlich  fanden  wir  S  286  in  einer  hol- 
ländischen Bestimmung  den  dritten  Oheim  gleich  dem  zweiten  Vetter  als 
Nachgeschwisterkind  bezeichnet  und  ihm  überdies,  wie  das  zu  Lille  nicht 
zutraf,  bezüglich  der  Betheiligung  an  der  MagsUhne  gleichgestellt. 

Ganz  bestimmt  ist  dann  auf  das  Massgeben  der  kürzeren  Linie  hin- 
gewiesen, wenn  es  im  Landbuch  von  Gaster,  vgl.  Wasserschieben  Erbenf. 
1 93,  wo  möglicherweise  burgundische  Grundlage  in  Frage  kommen  könnte, 
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heisst,  dass  der,  der  Frieden  gibt,  auch  mit  des  Gegners  Freunden,  die  ihm 
im  dritten  (Gliede)  oder  näher  sind,  im  Frieden  sein  soll:  und  wan  die 
bluisfründschaft  an  der  einen  syten  witer  denn  ^um  dritten  gewichen  un(i 
an  der  andern  syten  noch  :(um  dritten  wäre^  so  soll  der  friden  gelten  gegen 
den,  so  wyter  gewichen,  allewyl  \uo  einer  syten  noch  die  blutsfründschaft 
inm  dritten  still  stat.  Es  ergibt  sich  also  das  Massgeben  der  kürzeren  Linie, 
sei  sie  auf  dieser,  sei  sie  auf  jener  Seite,  genau  so,  wie  bei  jenem  fränki- 
schen Eheverbote. 

Sind  mir  weitere  Belege  wenigstens  nicht  aufgefallen,  so  möchte  ich 
doch  annehmen,  dass  es  sich  da  um  vereinzelte  spätere  Umgestaltung  unter 
Einfluss  der  ErbgrSnze  handelt.  Denn  nur  diese  dürfte  schon  ursprünglich 
von  vornherein  zimächst  an  die  ungleichen  Grade  angeknüpft  haben,  d^ 
sich  dafür  ein  ausreichender  Grund  darin  ergibt,  dass  für  das  Erbe  in  der 
Regel  die  nächstfolgende,  in  ungleichem  Kniee  zum  Erblasser  stehende 
Generation  in  Betracht  kommt,  vgl.  S  348,  während  andere  Zählungen  sich 
an  die  gleichen  Grade  halten.  Waren  nach  unseren  Annahmen  bezüglich 
der  Sühne  ursprünglich  erste  Oheime,  Vettern  und  Neffen  gleichgestellt, 
während  die  Beachtung  derEinzelknieebei  der  Erbenfolge  darauf  aufmerk- 
sam machen  konnte,  dass  der  Vetter  ein  Knie  weiter  stand,  so  scheint  das 
mehrfach  dazu  geführt  zu  haben,  dass  man  für  die  ungleichen  Grade  be- 
sondere vermittelnde  Beträge  festsetzte;  vgl. S  271.287.290.  Sah  man  aber 
davon  ab,  so  konnten  eben  jene  Verhältnisse  der  nach  ungleichen  Graden 
bestimmten  Erbgränze  auch  dazu  führen,  dass  man  denselben  Betrag,  wie 
dem  letztberechtigten  Vetter  auch  noch  dem  um  ein  Einzelknie  fernerste- 
henden, aber  erbberechtigten  Oheim  und  Neffen  zusprach,  nicht  aber  mehr 
dem  noch  ein  Knie  weiterstehenden  und  damit  die  Erbgränze  überschrei- 
tenden Vetter.  Das  würde  denn  freilich  in  dem  S  286  besprochenen  Falle 
aus  Holland  auf  eine  Erbgränze  bis  zum  neunten  Knie,  in  welchem  das 
fünfte  Glied  stehen  würde,  führen ;  was  aber  nicht  auffallen  kann,  wenn 
wii  bei  den  Friesen  $351  mehrfach  die  Gränze  bis  zum  fünften  Doppel- 
grad oder  zehnten  einfachen  ausgedehnt  fanden.  Es  könnte  das  vermuthen 
lassen,  dass  sich  auch  da  die  Gränze  zunächst  auf  das  neunte  Einzelknie 
festgestellt  hatte,  was  dann  nach  Massgabe  des  §  343  Bemerkten  bei  Um- 
setzung auf  irgendwelche  Doppelzählung  auf  das  fünfte  Doppelknie  führen 
musste. 

374.  Die  jedes  Missverständniss  ausschliessenden  fränkischen  Be- 
stimmungen ergeben  wohl  aufs  bestimmteste,  dass  noch  im  achten  Jahr- 
hunderte von  einer  Beziehung  des  Eheverbots  bis  zum  siebten 
Grade  aufDoppelgrade  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Das  würde  frei- 
lich nicht  ausschliessen,  dass  die  Doppelzählung  selbst  auch  kirchlicherseits 
wohl  schon  früher  gebraucht  wurde,  wo  das  nahe  lag.  Ob  das  thatsächlich 
zutraf,  wird  vor  allem  von  der  Entscheidung  über  Echtheit  und  Unver- 
fälschheit  des  Briefes  Gregors  I  an  Augustin,  vgl.  Freisen  380,  auch  Jaffe' 
Reg.  ed.  II  N.  1843.  abhängen;  ist  die  Ehe  unter  Geschwisterkindern  ver- 
boten, aber  in  tertia  vel  quarta  generatione  erlaubt,  so  kann  es  sich  hier 
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371]  natürlich  nur  um  Doppelztihlung  handeln.  Dass  eine  solche  Verwen- 
dung des  Ausdruckes  nahe  liegen  konnte,  wurde  schon  S  293  betont.  Aber 
doch  auch,  dass  er  nicht  so  verwandt  werden  müsse.  Auch  wenn  der  Brief 
echt  ist^  schliesst  das  nicht  aus,  dass  man  in  spätem  Zeugnissen  sich  wieder 
des  Ausdrucks  zur  Bezeichnung  einfacher  Grade  bedienen  konnte.  Wenn 
Gregor  II  726  dem  Bonifacius  schreibt,  vgl.  Preisen  381.425,  er  solle  nicht 
mit  voller  Strenge  vorgehen,  sondern  post  quartam  generationem  die  Ehe 
erlauben,  so  möchte  ich  das  nicht  auf  Doppelzählung  beziehen,  da  sich 
dann  dem  im  allgemeinen  nur  noch  die  Sobrinenehe  umfassenden  Verbote 
gegenüber  keine  Milderung,  sondern  eine  Verschärfung  ergeben  würde. 
Und  ebenso  ist  es  doch  misslich  die  bis  zur  siebten  Generatio  lautende 
Weisung  Gregors  III  an  Bonifacius  aufDoppelgrade  zu  beziehen,  wenn  die 
jedes  Missverständniss  ausschliessenden  fränkischen  Eheverbote  dieser  Zeit, 
vgl.  S  371,  gerade  den  siebten  Einzelgrad  ergeben. 

Dass  der  Ausdruck  Generatio  sich  schon  in  jener  Zeit  auf  Doppel- 
grade beziehen  konnte,  würde  allerdings  jedenfalls  die  Erwähnung  des 
Briefes  Gregors  I  durch  Bonifacius  ergeben,  vgl.  Preisen  380.  Ist  es  sehr 
möglich,  dass  die  so  nahe  liegende  Zählung  nach  Generationen  im  Sinne 
von  Doppelknieen  sich  unmittelbar  auf  kirchlichem  Gebiete  ergeben  hat, 
vgl.  S  304,  so  konnte  die  germanische  Doppelzählung  allerdings  den  Brauch 
sehr  fördern.  Zeigt  sich  allgemein  eine  Neigung,  die  Verbote  auszudehnen, 
so  lag  es  nahe,  zumal  solche  Angaben  über  Eheverbote,  welche  sich  noch 
in  engern  Schranken  halten,  auf  Doppelzählung  zu  beziehen.  Heisst  es  in 
der  Lex  Rom.  Visigoth.  Cod.  Theod.  3,10,  dass  im  vierten  Grade  der  Ver- 
wandtschaft geschlossene  Ehen  durch  fürstliches  Rescript  für  giltig  erklön 
werden  können,  so  bezieht  sich  das  auf  einfache  Grade,  auf  Consobrinen- 
ehen.  Wird  dasselbe  dann  aber  in  der  Epitome  Aegidii  und  der  L.  Rom. 
Curiensis  bezüglich  der  Ehen  in  tertium  et  quarium  gradum  und  in  tercio 
et  usqtie  in  quario  genuculo  bestimmt,  so  haben  die  Verfasser  sichtlich  Dop- 
pelgrade im  Auge.  Im  achten  Jahrhunderte  galt  die  Consobrinenehe  schon 
als  etwas  so  Unzulässiges,  dass  es  nahe  lag,  die  Vorlage  auf  Doppelgrade 
zu  beziehen.  Und  dann  kann  es  gerade  nicht  auffallen,  wenn  sie  die  Aus- 
nahme auch  noch  auf  den  dritten  Doppelgrad  ausdehnten;  während  doch 
nicht  daran  zu  denken  ist,  sie  hätten  in  Abweichung  von  der  Vorlage  auch 
Ehen  im  dritten  Einzelgrade  für  ausnahmsweise  zulässige  erklären  wollen. 

Mochte  bei  der  siebten  Generation  die  grosse  Zahl  zunächst  Beziehung 
auf  DoppeJgrade  weniger  nahe  legen,  so  konnte  die  fortschreitende  Aus- 
dehnung der  Gebote  doch  mit  der  Zeit  auch  hier  zur  Auffassung  als  Dop- 
pelzählung führen.  Wenigstens  nach  den  mir  bekannten  Belegen  möchte 
ich  als  erstes  sicheres  Zeugniss  dafür  die  Aeusserungen  des  Rabanus  Maurus, 
vgl.  Preisen  390,  betrachten,  der  natürlich  Doppelgrade  im  Auge  hat,  wenn 
er  sich  dagegen  erklärt,  dass  obwohl  andere  Verbote  nur  bis  zur  dritten 
Generatio  reichen,  die  Päbste  in  neuerer  Zeit  entgegen  dem  göttlichen  Recht 
die  Ehe  bis  zur  sechsten  oder  siebten  Generation  verbieten ;  man  sieht  deut- 
lich, wie  diese  Auffassung  eine  neuaufgekommene  war.  Mag  der  germanische 
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Brauch  der  Zählung  nach  Doppelknieen  sie  nicht  gerade  veranlasst  haben, 
so  musste  er  jedenfalls  ihr  Durchdringen  fördern;  und  das  um  so  mehr, 
wenn  die  kirchlich  betonte  Siebenzahl  anscheinend  auch  im  germanischen 
Recht  eine  besonders  beachtete  Gränze  war. 

Freilich  in  anderer  Bedeutung.  Jene  Auffassung  ist  denn  auch  zwei- 
fellos nur  sehr  langsam  durchgedrungen.  Denn  einmal  finden  sich  auch 
weiterhin  nicht  selten  Bestimmungen,  welche  die  Gränze  ausdrücklich  nur 
auf  den  vierten  Grad  einschliesslich  setzen.  Wird  nun  andererseits  nach 
wie  vor  die  siebte  Generation  genannt,  so  kann  es  noch  immer  unklar  sein, 
wie  man  das  auffasste.  Und  für  die  Bedürfnisse  des  thatsächlichen  Rechts- 
lebens brauchte  man  sich  darüber  kaum  klar  zu  sein.  Nach  dem  S  357  ff. 
Bemerkten  war  man  sich  einer  über  den  vierten  Doppelgrad  hinausreichen- 
den Verwandtschaft  in  der  Regel  nicht  bewusst;  sie  war  so  selten  mit  eini- 
ger Sicherheit  erweisbar,  dass  die  Frage,  ob  das  Verbot  noch  weiter  reiche 
und  die  Bischöfe  daher  gehalten  seien,  gegen  Ehen  einzuschreiten,  welche 
unter  offenkundig  in  weiterm  Grade  Verwandten  eingegangen  waren,  durch- 
weg eine  thatsächlich  bedeutungslose  war.  Es  ist  mir  denn  auch  wenigstens 
kein  Fall  einer  Ehestreitigkeit  dieser  frühern  Zeit  bekannt,  bei  welcher  es 
sich  um  höhere  Grade  gehandelt  hätte,  wenn  man  nicht  den  auf  eine  Ver- 
wandtschaft vienen  und  fünften  Grades  führenden  S  228  erwähnten  aus 
der  Bretagne  um  860  dahin  zählen  will,  bei  dem  aber  nicht  erhellt,  für 
welchen  Zweck  die  Verwandtschaftstafel  aufgestellt  wurde. 

Aber  es  gingen  nun  die  Einzelbestimmungen,  wenn  sie  auch  weit 
hinter  dem  siebten  Doppelgrade  zurückblieben,  doch  durchweg  über  den 
siebten  Einzelgrad  hinaus.  So  wird  schon  um  Beginn  des  neunten  Jahr- 
hunderts auf  einer  anscheinend  nach  Italien  gehörenden  Synode,  M.  Germ. 
Cap.  1,232,  bestimmt,  dass  Ehen  neque  in  quarto,  neqtie  in  quinto genuculo 
gestattet  seien;  auch  Rabanus  Maurus  meint,  man  könne  etwa  bis  zum 
fünften  Grade  gehen.  Damit  war  dann  natürlich  eine  Beziehung  der  älte- 
ren kirchlichen  Bestimmungen,  welche  bis  zur  siebten  Generatio  reichten, 
auf  Einzelgrade  nicht  mehr  vereinbar,  da  das  nur  den  dritten  Doppelgrad 
ergeben  hätte ;  ging  man  jetzt  weiter,  so  musste  das  fast  nothwendig  darauf 
führen,  die  Siebenzahl  selbst  auf  Doppelzählung  zu  beziehen. 

Das  mag  denn  auch  so  allgemein  üblich  geworden  sein,  dass  Ale- 
xander II  in  seiner  Entscheidung  C.  35  q.  5  c.  2,  vgl.  S  361,  die  Beziehung 
auf  Einzelgrade  als  Neuerung  bezeichnete.  Dass  der  Pabst  sich  nun  aber 
genöthigtsah,  dieser  ausdrücklich  entgegenzutreten,  widerspricht  nicht  un- 
serer Annahme,  dass,  wenn  man  einmal  bis  zum  vierten  oder  gar  fünften 
Grade  gegangen  war,  die  Frage,  ob  das  Verbot  noch  weiter  reiche,  that- 
sächlich  ohne  Bedeutung  war.  Denn  hier  handelte  es  sich  um  einen  Ver- 
such, im  Anschlüsse  an  die  älteren  kirchlichen  Bestimmungen  und  Bezie- 
hung derselben  auf  Einzelgrade  das  Verbot  wieder  auf  die  ursprüngliche 
Gränze  zurückzuführen;  man  behauptete  daraufhin,  dass  schon  nach  dem 
dritten  Doppelgrade  die  Ehe  gestattet  sei.  Dem  gegenüber  war  allerdings 
eine  bestimmte  Entscheidung  nicht  zu  umgehen  und  diese  musste  noth- 
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874]  wendig  auf  den  Doppelgrad  lauten,  wenn  man  einerseits  am  Wort- 
laute der  die  Siebenzahl  betonenden  Canones  festhalten,  andererseits  die 
inzwischen  allgemein  weiter  ausgedehnte  Gränze  nicht  wieder  erheblich 
einschränken  wollte.  Und  von  da  ab  finden  wir  denn  auch  nicht  selten 
Fälle,  bei  welchen  die  hOhern  Grade  in  Frage  kamen,  sei  es,  dass  kirchlicher 
Eifer  sie  aufzuspüren  wusste,  sei  es,  dass  man  eine  jede  Sicherheit  des  Be- 
weises ausschliessende  Ausdehnung  benutzte,  um  eine  gewünschte  Ehe- 
scheidung zu  erlangen;  vgl.  §  358  fF. 

875.  Scheint  man  von  jeher  Erbrecht  und  Eheverbote  in  engere 
Verbindung  gebracht  zu  haben,  vgl.  $  370,  so  liegt  zweifellos  der  Gedanke 
einer  Rückwirkung  des  Eheverbots  auf  die  weitere  Ausdeh- 
nung weltlicher  Verwand tschaftsgrönzen  überall  nahe,  wodiese 
später  der  Ausdehnung  des  kirchlichen  Verbotes  entspricht.  Wir  glaubten 
es  bereits  S  272  ff.  darauf  zurückfuhren  zu  müssen,  wenn  später  im  nor- 
wegischen und  göthischen  Recht  die  Betheiligung  an  der  Sühne  bis  zum 
sechsten  und  siebten  Grade  ausgedehnt  erscheint.  Ganz  bestimmt  ergibt 
sich,  in  wie  engem  Zusammenhange  stehend  man  Eheverbot  und  Erbgränze 
fasste,  wenn  es  im  Sachsenspiegel  Landr.  1,3  S  3  als  selbstverständlich  be- 
handelt wird,  dass  die  engere  ßegränzung  des  Eheverbots  auch  eine  ent- 
sprechende Schmälerung  des  Erbrechtes  zur  Folge  haben  müsse. 

Ich  nahm  denn  auch  $  300  schon  an,  dass  die  Ausdehnung  der  Erb- 
gränze bis  zum  siebten  Doppelknie,  wie  sie  sich  im  Sachsen- 
spiegel ergibt  und  dann  auch  im  Deutschenspiegel  und  Schwabenspiegel 
wiederfindet,  lediglich  auf  das  Eheverbot  zurückzuführen  sein  wird;  es  ist 
möglich,  dass  solche  Auffassung  dadurch  gefördert  ist,  dass  auch  das  alt- 
sächsische Recht  die  Gränze  beim  siebten  Einzelknie  gehabt  haben  mag. 
Sollte  eine  Ausdehnung  bis  zum  siebten  Doppelknie  nicht  etwa  nur  be- 
sagen, dass  jede  nachweisbare  Freundschaft  zum  Erbe  berechtige,  so  han- 
delte es  sich  hier  um  so  mehr  um  ganz  unerweisbare  Verhältnisse,  als  nach 
Sachs.  Ldr.  1,17  S  i  im  weitern  Kreise  jede  sonstige  Beschrönkung  fehlte, 
der  Unterschied  von  Mann  und  Weib,  Mannsstamm  und  Weiberstamm  in 
keiner  Weise  beachtet  wurde,  und  damit  die  S  355  betonten  Zahlenver- 
hältnisse in  vollem  Umfange  zur  Geltung  gelangen  konnten. 

Es  erscheint  kaum  so  ungereimt,  wenn  i ,  t  9  S  i  gesagt  ist,  dass  bei 
den  Nordschwaben  die  Gränze  noch  über  die  siebte  Sippe  hinausreichte, 
insofern  es  sich  da  lediglich  um  Schwertmagenerbfolge  handelte,  vgl.  S  367. 
Und  trotzdem  scheint  hier  die  schwere  Beweisbarkeit  eines  so  weit  reichen- 
den Erbrechts  nicht  unbeachtet  geblieben  zu  sein.  Es  heisst  Sachs.  Ldr. 
1 , 1 9  §  I ,  dass  der  Schwabe  Heergewette  und  Erbe  auch  über  die  siebte 
Sippe  nimmt,  wenn  er  rechnen  kann,  dass  ihn  der  Verstorbene  von  Schwert- 
halben  zugeboren  war,  wobei  es  sich  um  das  Computare,  vgl.  $  236,  um 
die  Benennung  aller  verbindenden  Männer  handeln  wird.  Oder  auch :  also 
vern  also  he  getügen  mach,  dat  en  sin  vorvare  Jens  vorvaren,  oder  Jens 
vorvare  sines  vorvaren  herwede  iroorderet  hebbe  vor  gerichie  oder  gemmnen 
hebbe.    Vererbt  nun  das  Heergewette  beim  Vorhandensein  von  Söhnen 
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immer  auf  diese,  müssen  aber  in  der  Linie  des  Erbansprechers  und  des 
Erblassers  hier  immer  Söhne  vorhanden  gewesen  sein,  so  würde  der  zweite 
Beweis  lediglich  zutreffen,  wenn  nachweislich  ein  Vorfahre  des  Erbanspre- 
chers als  Sohn  das  Heergewette  eines  Vorfahren  des  Erblassers  mitgeerbt 
hatte,  was  dann  ja  aber  wieder  eine  Benennung  aller  verbindenden  MUnner 
erfordert  hätte,  also  mit  dem  zuerst  angegebenen  Beweise  zusammenfallen 
und  keinerlei  Erleichterung  des  Beweises  bringen  würde,  wie  man  sie  doch 
bei  Angabe  der  zweiten  Beweisführung  im  Auge  gehabt  zu  haben  scheint. 
Ich  möchte  annehmen,  dass  der  Spiegier  sich  ungenau  ausdrückte  und  den 
Fall  im  Auge  hatte,  dass  erweislich  ein  Vorfahre  des  einen  mit  einem  Vor- 
fahren des  andern  gemeinsam  das  Heergewette  irgend  eines  Dritten  ge- 
nommen hatte.  Hatten  A  und  B  einst  als  gleichnahe  Schwenmagen  das 
Heergewette  eines  C  getheilt,  vgl.  Sachs.  Ldr.  1,22  S  5,  so  erwies  das,  dass 
alle  Drei  einen  Stammvater  gemeinsam  gehabt  hatten,  wenn  auch  dieser 
und  die  verbindenden  Personen  jetzt  nicht  mehr  bekannt  waren.  Konnten 
schon  A  und  B  etwa  im  vierten  Grade  vom  Stammvater  gestanden  haben, 
und  standen  nun  Erbansprecher  und  Erblasser  im  vierten  Grade  von  A  und 
B,  so  war  aUerdings  eine  Verwandtschaft  des  achten  Doppelgrades  mittelbar 
erwiesen,  wenn  auch  beider  Stamm  nur  bis  auf  die  Ururgrossväter  genauer 
nachzuweisen  war;  wie  wir  ja  auch  schon  S  357  einer  solchen  mittelbaren 
Beweisführung  bezüglich  des  Eheverbotes  begegneten. 

Finden  wir  dann  auch  hier  wieder  eine  Betonung  gerade  der  siebten 
Sippe,  so  ist  diese  zweifellos  eine  willkürliche,  um  einen  Zusammenhang 
mit  der  sächsischen  Bestimmung  herzustellen.  Verlor  sich  nach  dem  vierten 
Doppelgrade  die  Verwandtschaft  in  der  Regel  ins  Unbeweisbare,  so  konnte 
die  Ausdehnung  des  kirchlichen  Verbots  auch  einfach  auf  die  Auffassung 
führen,  dass  jede  erweisbare  Verwandtschaft  noch  Erbrecht  begründe.  So 
erscheint  etwa,  wie  bei  den  Nordschwaben,  auch  bei  Braaon,  vgl.  Brunner 
Angionorm.  Erbf.  19,  das  Erbrecht  der  einzelnen  Linien  als  ein  m  inßnitiim 
ausgedehntes. 

Im  normannischen  Recht,  vgl.  ßrunner44fl'.,  wird  dann  aller- 
dings nicht  blos  das  Erbrecht  bis  auf  den  siebten  Grad  ausschliesslich  aus- 
gedehnt, sondern  es  findet  das  auch  eine  Anwendung,  welche  darauf  deutet, 
dass  man  die  Gränze  als  erweisbar  und  rechtswirksam  behandelte.  Für  das, 
was  die  Nachgebornen  zu  Paragium  erhalten,  sind  sie  nach  der  in  die  spä- 
tem Zeilen  des  dreizehnten  Jahrhunderts  gehörenden  Somma  de  legibus 
den  Erstgebornen  bis  zum  sechsten  Grade  einschliesslich  nur  zur  Fidelitas, 
nicht  zum  Homagium  verpflichtet,  während  von  da  ab  das  Homagium  an 
Stelle  des  Paragium  treten  soll.  Da  aber  ist  doch  zu  beachten,  dass  es  sich 
nicht  um  eine  Verwandtschaft  siebten  Grades  schlechtweg  handelt,  welche 
durch  64  verschiedene  Ehen  vermittelt  sein  kann,  vgl.  S  355,  sondern  um 
eine  auf  eine  bestimmte  Einzelehe  zurückgehende,  während  dann  überdies 
lediglich  der  Mannsstamm  in  Betracht  kommt,  vgl.  §  356.  Kommt  noch 
hinzu,  dass  durch  die  von  jedem  Nachfolger  zu  leistende  Fidelitas  das  Be- 
wusstsein  des  Zusammenhangs  erhalten  bleibt,  so  verliert  hier  natürlich 
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375]  alles  sein  Gewicht,  was  wir  früher  über  die  weite  Ausdehnung  und 
Unerweisbarkeit  solcher  Verwandtschaften  bemerkten. 

Ueberdies  aber  dürfte  es  sich  auch  hier  nur  um  spätere  Erweiterung 
handeln.  Nach  den  in  den  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts  fallenden 
Statuta  et  consuetudines  Normanniae  c  45,  ed.Tardif38,  auch  Warnkönig 
Franz.  R.  G.  2^,  1 8,  soll  weder  der  Bruder  dem  Bruder,  noch  der  Vetter 
dem  Vetter,  noch  irgend  ein  Blutsfreund  dem  andern  zum  Servitium  ver- 
pflichtet sein:  donec pervenium  fuerit  [ad  quartum  gradum\.  Ist  die  Ergän- 
zung durch  die  französische  Uebersetzung  verbürgt,  so  wird  doch  zweifel- 
los anzunehmen  sein,  dass  Servitium  und  Homagium  sich  da  gegenseitig 
bedingen  sollten. 

376.  Sehen  wir  vom  Sachsenspiegel  und  den  an  ihn  anknüpfenden 
Quellen  ab,  so  ist  später  von  einem  bis  zum  siebten  canonischen  Grade 
reichenden  Erbrecht  kaum  die  Rede ;  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,78.  Ist  dagegen 
nicht  selten  der  vierte  Grad  als  Granze  bestimmt,  so  hat  man,  um  das  Zu- 
rückbleiben hinter  dem  Sachsenspiegel  oder  den  auf  Doppelkniee  bezogenen 
Angaben  der  Volksrechte  zu  erklären,  wohl  zur  Annahme  eines  Zu- 
sammenhangs der  Erbgränze  bis  zum  vierten  Grad  mit  der 
Einschränkung  des  Eheverbots  gegriffen,  ist  davon  ausgegangen, 
in  Folge  der  Einschränkung  des  Eheverbots  habe  sich  auch  die  Erbgränze 
auf  den  vierten  Grad  beschränkt. 

Nun  ist  es  ja  richtig,  dass  beides  mehrfach  in  Verbindung  gebracht, 
die  Erbgränze  wohl  nach  der  Ausdehnung  des  Eheverbots  bestimmt  wird; 
vgl.  Stobbe  Privatr.  5,78,  Heusler  Instit.  2,595.  Aber  das  erweist  doch  nicht, 
dass  die  Erbgränze  früher  weiter  reichte.  Wir  fanden  es  S  323  auch  in 
Spanien,  wo  das  zweifellos  nicht  zutraf.  Mag  man  vereinzelt  den  altern 
kirchlichen  Eheverboten  bezüglich  weiterer  Ausdehnung  der  Erbgränze  ge- 
folgt sein,  so  kann  das  nicht  befremden,  da  man  im  allgemeinen  doch  sicht- 
lich der  Auffassung  zuneigte,  dass  jede  erweisbare  Verwandtschaft  auch 
erbberechtigt  sein  solle.  Wir  fanden  das  später,  so  etwa  in  Italien,  vgl.  S  362, 
auch  wohl  da  ausgesprochen,  wo  früher  eine  feste  Gränze  angenommen 
wurde  und  sich  vielfach  doch  auch  später  daneben  erhielt.  Dagegen  ist  es 
von  vornherein  ganz  unwahrscheinlich,  dass  man  sich  auf  Grund  einer 
spätem  kirchlichen  Bestimmung,  die  ein  ganz  anderes  Verhältniss  im  Auge 
hatte,  die  in  jener  Richtung  keinerlei  Forderung  stellte,  zu  einer  Schmäle- 
rung bisher  weilerreichender  Familienrechte  hätte  bestimmen  lassen.  Fielen 
aber  beide  Gränzen  jetzt  thatsächlich  zusammen,  so  kann  es  gewiss  nicht 
befremden,  wenn  man  daraufhin  beides  als  im  engern  Zusammenhange 
stehend  fasste.  So  auch  Matthijsen  im  Brieller  Rechtsbuche,  vgl.  S  330,  wo 
doch  für  die  bezügliche  Erbgränze  Anschluss  an  altfriesisches  Recht  gewiss 
nicht  zu  bezweifeln  sein  wird.  So  fanden  wir  S  247  in  Artois  auch  die 
Gränze  für  das  Näherrecht,  S  272  in  Norwegen  die  für  das  Auseinander- 
halten des  getheilten  Odalsgutes  nach  dem  Eheverbote  bestimmt;  dass  sich 
solche  Verhältnisse  erst  nachträglich  auf  Grundlage  desselben  so  regelten, 
ist  doch  ganz  unwahrscheinlich. 


Annahme  des  Zusammenhangs  mit  dem  heschränkten  Eheverbot.     525 

Ich  denke  vielmehr  nach  dem  S  344  Bemerkten,  dass  die  spätere 
Gränze  beim  vierten  canonischen  Grad  durchweg  darauf  schliessen  lassen 
wird,  dass  es  sich  um  eine  ursprüngliche  Gränze  bis  zum  siebten  Einzelknie 
handelte,  die  dann  beim  Ueblichwerden  der  canonischen  Gradzählung  auf 
jenen  umzusetzen  war,  falls  nicht  etwa  schon  auf  weltlichem  Gebiete  selbst 
in  weiterm  Umfange,  als  das  die  mir  bekannten  Zeugnisse  zu  ergeben  schei- 
nen, die  Beachtung  der  längsten  Linie  für  die  Erbgränze  üblich  gewor- 
den war. 

377.  Es  wird  nun  weiter  eine  Ausdehnung  bis  zum  neunten 
Glied,  Geschlecht  oder  Punkt  in  spateren  fränkischen,  allemannischen 
und  baierischen  Quellen  so  oft  genannt,  vgl.  Stobbe  Privatr.  5,79,  dass  die 
Uebereinstimmung  der  Zahl  kaum  eine  zufällige  sein  kann.  Man  hat  auch 
das  zunächst  bei  Erläuterung  der  bezüglichen  Stelle  des  Kleinen  Kaiserrecht 
2  c.  14,  vgl.  Siegel  Erbr.  46,  Gosen  Privatr.  des  Kl.  Kaiserr.  164,  Wasser- 
schieben Erben  f.  25,  auf  ein  Erbrecht  der  Seitenverwandten  bis  zum  neun- 
ten Grade  vom  gemeinsamen  Stammvater  ab,  also  eventuell  bis  zum  neun- 
ten Doppelgrade,  beziehen  wollen.  Wie  unwahrscheinlich  das  ist,  bedarf 
nach  allem  Gesagten  kaum  noch  weiterer  Erörterung.  Sollte  es  nur  eine 
Redewendung  sein,  um  die  Unbegränztheii  des  Erbrechts  auszusprechen, 
so  ist  nicht  wohl  abzusehen,  wie  man  da  gerade  auf  das  neunte  Glied  ge- 
rathen  sein  sollte;  für  das  siebte  gab  wenigstens  die]Ausdehnung  des  Ehe- 
verbots einen  Anhalt.  Von  thatsächlicher  Bedeutung  kann  aber  doch  nicht 
wohl  die  Rede  sein,  wenn  sichaufGrundder  S  355  für  eine  Durchschnitts- 
rechnung angenommenen  Zahlenverhältnisse  für  den  achten  gleichen  Grad 
128  gemeinsame  Stammväter  und  32768  erbberechtigte  Personen,  für  den 
neunten  256  Stammväter  und  13 1072  Personen  ergeben  würden. 

Dass  es  sich  bei  den  neun  Gliedern  nur  um  die  Entfernung  vom  Erb- 
lasser zum  Erben  handeln  kann,  ist  nicht  wohl  zu  bezweifeln.  Ist  hier  das 
Glied  einschliesslich  zu  verstehen,  so  würde  es  sich  um  dieselbe,  auf  den 
ungleichen  Grad  als  Gränze  führende  Auffassung  handeln,  wie  bei  den  auf 
das  fünfte  oder  siebte  Geniculum  bestimmten  Gränzen,  vgl.  §  348;  es  würde 
die  Gränze  in  sonst  entsprechender  Weise  noch  auf  eine  weitere  Vetter- 
schaft ausgedehnt  sein.  Dass  das  bei  manchen  der  Angaben  zutreffen  mag, 
möchte  ich  nicht  bestreiten,  wenn  mir  auch  wenigstens  bei  einzelnen  eine 
andere  Auffassung  wahrscheinlicher  ist.  Denn  einmal  scheinen  die  Aus- 
drücke doch  eher  darauf  zu  deuten,  dass  die  Gränze  vor  dem  neunten  Gliede 
abschliesst,  nur  noch  das  achte  erbberechtigt  sein  soll,  wenn  auch  zuzuge- 
ben ist,  dass  der  Wortlaut  da  durchweg  eine  bestimmte  Entscheidung  zwi- 
schen beiden  Fällen  kaum  gestattet  und  damit  die  Grundlage  aUer  Unter- 
suchungen, für  welche  dieselbe  massgebend  sein  würde,  eine  sehr  unsichere 
wird.  Dann  aber  kommt  im  Kleinen  Kaiserrecht  eine  Angabe  hinzu,  welche 
zwar  einerseits  unsere  Annahme,  dass  nach  Einzelknieen  gezählt  sei,  be- 
stimmter bestätigen  dürfte,  andererseits  aber  darauf  hinzuweisen  scheint, 
dass  der  achte  Grad  hier  als  äusserste  Gränze  gefasst  ist,  diese  demnach 
auch  hier  der  aut  den  vierten  canonischen  Grad  gesetzten  genau  entsprechen 
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377]  würde.  Es  würde  sich  dann  nur  um  eine  verschiedene  Bezeichnungs- 
weise  für  dieselbe  Sache  handeln. 

Im  Kleinen  Kaiserrecht  2C.  70  heisst es  nämlich,  dass  mit  den 
überlebenden  Kindern  auch  die  Nachkommen  vorverstorbener  Kinder  erben 
sollen  ^i.{  an  die  funflen  gelid,  was  doch  zweifellos  dahin  zu  versteheasein 
wird,  dass  der  Ururenkel  noch  erben  soll,  dessen  Kinder  nicht  mehr.  Schon 
Gosen  1 64  betont,  dass  die  Berufung  einer  so  weiten  Descendenz  kaum 
denkbar  ist.  Ich  verweise  in  dieser  Beziehung  auf  das  $330  bezüglich  der 
ganz  entsprechenden  Bestimmungen  friesischer  und  nordschwedischer 
Rechte  Bemerkte.  Auch  hier  weiss  ich  die  Angabe  nur  daraus  zu  erklären, 
dass  sie  sich  einer  allgemeinen  Regel  über  die  Ausdehnung  des  Erbrechts 
in  absteigender  Linie  anschloss,  die  dann  erst  für  die  Seitenverwandtschaft 
thatsächliche  Bedeutung  gewann.  Nun  heisst  es  aber  ausserdem :  wa{  von 
dem  vater  und  von  der  muter  frucht  kumt,  da^  sal  geerbet  sin  an  da:^  nunde 
gelit  Wollte  man  auch  das  auf  die  vom  Erblasser  absteigende  Linie  be- 
ziehen, so  würde  das,  wie  schon  Gosen  bemerkte,  nicht  blos  wegen  der 
weiten  Ausdehnung  sinnlos  sein,  sondern  der  Verfasser  würde  damit  auch 
seiner  andern  Angabe  widersprechen. 

Aber  nach  den  betonten  Zahlenverhältnissen  erscheint  es  mir  auch 
ganz  unzulässig  anzunehmen,  dass  jeder  von  irgendwelchem  geroeinsamen 
Stammvater  im  achten  Grade  Stehende  noch  Erbrecht  haben  sollte.  Beide 
Stellen  können,  wie  ich  denke,  nur  so  in  Zusammenhang  gebracht  werden, 
dass  das  gegenseitige  Erbrecht  zweier  Personen  davon  abhängen  soll,  dass 
keine  von  beiden  mehr  als  vier  Glieder  vom  Stammvater  absteht.  Ist  dieser 
der  Erblasser  selbst,  so  reicht  nach  dieser  Regel  das  Erbrecht  bis  zum  Ur- 
urenkel. Ist  der  Erblasser  ein  Seilenverwandter,  so  liegt  noch  Erbrecht  vor, 
wenn  beide  Ururenkel  desselben  Stammvaters  sind,  also  der  Erbe  im  achten 
Gliede  vom  Erblasser  steht,  das  neunte  Glied  nicht  erreicht.  Mag  die  Fas- 
sung an  und  für  sich  eher  an  Zählung  von  den  Stammeltem  ab  denken 
lassen,  so  scheint  mir  doch  keine  andere  Annahme  zulässig  zu  sein. 

Dann  aber  ist  hier  die  Erbgränze  sachlich  genau  ebenso  bestimmt, 
wie  bei  der  Bestimmung  nach  dem  vierten  Gliede  der  längsten  Linie;  es 
handelt  sich  nur  um  eine  verschiedene  Art  des  Zählens,  welche  in  beiden 
Fällen  auf  das  dem  vierten  gleichen  Knie  entsprechende  achte  Einzelknie 
als  äusserste  Gränze  führt.  Denn  auch  für  dieses  würde  die  Stellung  des 
Stammvaters  in  der  gebrochenen  Linie  entscheidend  sein,  da,  wenn  unsere 
Annahme  richtig  ist,  nicht  jede  Entfernung  vom  Erblasser  bis  einschliesslich 
des  achten  Gliedes  genügend  sein  würde,  sondern  nur  diejenige,  bei  wel- 
cher auf  keiner  Seite  das  vierte  Glied  vom  Stammvater  überschritten  wird, 
so  dass  die  im  dritten  und  fünften  Gliede  Stehenden  kein  gegenseitiges 
Erbrecht  mehr  haben  würden. 

Es  ist  nun  zuzugeben,  dass  es  auffallen  muss,  dass  Entfernungen,  für 
welche  doch  schliesslich  durchaus  die  längste  Linie  vom  Stammvater  ab 
massgebend  gewesen  sein  würde,  nicht  von  diesem,  sondern  vom  Erblasser 
aus  gezählt  sein  sollten  und  damit  die  äusserste  Gränze  lediglich  dann  zutraf, 
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wenn  Erblasser  und  Erbe  im  gleichen  weitesten  Grade  standen.  Doch  möchte 
ich  bezüglich  dieser  Zählung  vom  Erblasser  in  Verbindung  mit 
Beachtung  der  löngsten  Linie  auf  einen  Umstand  hinweisen,  der 
mir  Aehnliches  zu  ergeben  scheint.  Ich  führte  $  234  an,  wie  auch  in  süd- 
deutschen Gebieten  die  Bezeichnung  nach  Geschwisterschaften  in  der  Regel 
nicht  über  den  dritten  canonischen  Grad  hinausreicht,  aber  auch  schon  bei 
diesem  vielfach  nicht  von  Nachgeschwisterkindern  die  Red«  ist;  wie  man 
da  vielmehr  zu  einer  der  canonischen  entsprechenden  Doppelzählung  über- 
geht und  von  Freundschaft  im  dritten  Gliede  spricht.  Diese  Zählung  setzt 
sich  jetzt,  vgl.  S  357,  anscheinend  nur  noch  sehr  vereinzelt  auf  das  viene 
Glied  fort;  da  so  entfernte  Verwandtschaft  jetzt  nur  selten  noch  thatsäch- 
liche  Bedeutung  hat,  mag  das  früher  häufiger  der  Fall  gewesen  sein.  Ueber 
den  dritten,  jedenfalls  den  vierten  Grad  hinaus  wird  die  Verwandtschaft 
nie  mehr  bestimmter  bezeichnet;  es  ist  da  nur  noch  von  weitschichtiger 
Freundschaft,  weitschichtigen  Vettern  die  Rede. 

Ueberaus  häufig  findet  sich  nun  in  Tirol,  auch  in  Schwaben,  vgl. 
Schmeller  Wörterb.  Ausg.  II  2,319,  zur  Bezeichnung  solcher  entfernter 
Freundschaft  der  Ausdruck:  von  der  siebten  Suppen  ein  Brocken  oder  ein 
Schnitt,  vereinzelt  auch:  vom  siebten  Besen  ein  Reis;  das  Gewicht  fhllt 
sichtlich  nur  auf  die  Zahlenangabe.  Diese  selbst  aber  ist  eine  schwankende; 
an  vielen  Orten  heisst  es  in  derselben  Bedeutung :  von  der  neunten  Suppen 
ein  Brocken.  Ich  weiss  diese  ganz  feststehenden  Zahlen  nicht  anders  zu 
erklären,  als  durch  die  Annahme,  es  solle  damit  die  Ueberschreitung  der 
noch  genauer  bestimmten  Verwandtschaftsgränze,  dort  des  dritten,  hier  des 
vierten  Doppelgliedes  bezeichnet  werden.  Ist  dann  aber  natürlich  nicht 
abzusehen,  wie  man  von  diesen  sogleich  auf  das  siebente  und  neunte,  statt 
auf  das  vierte  und  fünfte  Doppelglied  gelangt  sein  sollte,  schliessen  sich 
andererseits  das  siebte  und  neunte  Einzelglied  jenen  unmittelbar  an,  so 
möchte  ich  gar  nicht  bezweifeln,  dass  auch  hier  in  eine  Bezeichnungsweise, 
welche  zunächst  die  Entfernung  vom  Stammvater  im  Auge  hat,  ein  Zäh- 
lung vom  Erblasser  oder  der  sonstigen  Ausgangsperson  ab  eingreift.  Sie 
konnte  sich  für  den  besondern  Zweck  dadurch  empfehlen,  dass  sie  bestimmt 
aussprach,  dass  derjenige,  welcher  die  nach  Doppelgliedern  bestimmte 
Gränze  auch  nur  um  ein  Einzelglied  überschritten  hatte,  nicht  mehr  zur 
beachtenswerthen  Freundschaft  gehörte.  Wo  lediglich  die  eine  absteigende 
Linie  in  Frage  kam,  wie  in  der  einen  Angabe  des  KI.  Kaiserrechts,  oder 
wo  man  gewohnt  war,  wie  bei  Friesen  und  Nordschweden,  vgl.  S  330  ff., 
überhaupt  immer  nur  die  längste  Linie  ins  Auge  zu  fassen,  genügte  dazu 
der  Uebergang  vom  vierten  auf  das  fünfte  Einzelglied. 

Nahmen  wir  S  343  an,  dass  ursprünglich  ebenso,  wie  die  Erbenfolge, 
auch  die  Erbgränze  nach  Einzelknieeu  vom  Erblasser  ab  bestimmt  war,  man 
erst  nachträglich  bei  einzelnen  Stämmen  auch  für  sie  die  vom  Stammvater 
absteigenden  Zählungen  verwandte,  so  könnte  dafür  in  den  besprochenen 
Verhältnissen  insofern  ein  Beleg  gefunden  werden,  als  sie  zeigen  würden, 
dass  die  eine  Art  der  Zählung  die  andere  nicht  gerade  ausschloss,  auch 
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877]  beim  Ausgehen  vom  Stammvater  für  die  Verwandtschaftsberechnung 
im  allgemeinen  ein  Durchzählen  auf  der  gebrochenen  Linie  üblich  bleiben 
konnte,  in  dem  wir  dann  doch  am  wahrscheinlichsten  einen  Rest  eines 
früher  allgemeineren  Brauches  zu  sehen  hätten. 

378.  Die  besprochenen  Verhältnisse  sind  dann  aber  auch  noch  in 
anderer  Richtung  beachtenswerth,  indem  sie  aufBeachtung  derläag- 
sten  Linie  in  westgermanischen  Rechten  führen  würden.  Ich 
wies  S  ^45  darauf  hin,  dass  eine  nach  canonischen  Graden  bestimmte  Erb- 
gränze  immer  nur  die  längste  Linie  im  Auge  haben  konnte;  dass  es  aber 
bedenklich  ist,  daraus  Schlüsse  auf  die  frühere  Art  der  Zählung  zu  ziehen, 
da  die  Gewöhnung  an  canonische  Gradzählung  überall  leicht  zu  einer  Zäh- 
lung der  längsten  Linie  statt  der  gebrochenen  führen  konnte.  Das  würde 
anders  liegen,  wenn  wir  im  Anschluss  an  unsere  Auffassung  der  Angaben 
des  Kleinen  Kaiserrecht  annehmen  dürften,  dass  überall,  wo  die  Gränze 
bis  zum  neunten  Glied  erstreckt  wird,  zwar  vom  Erblasser  aus  gezählt  ist, 
aber  unter  Beachtung  der  Stellung  des  Stammvaters,  so  dass  jene  Gränz- 
angäbe  gleiche  Entfernung  von  demselben  voraussetzt,  wohl  für  den  vierten 
gleichen  Grad,  nicht  aber  auch  für  den  dritten  und  fünften  ungleichen  zu- 
trifft. Bestimmt  sich  dann  auch  hier  die  Gränze  ebenso  nach  der  längsten 
Linie,  wie  bei  Angabe  des  vienen  canonischen  Grades,  so  könnte  die  Be- 
achtung der  längsten  Linie  hier  jedenfalls  nicht  auf  Anpassung  an  cano- 
nische Gradzählung  zurückgehen,  der  ja  die  Bezeichnung  nach  Einzelknieen 
in  keiner  Weise  entspricht.  Es  würde  dann  die  Folgerung  nicht  abzuweisen 
sein,  dass  auch  bei  Westgermanen  die  Bestimmung  der  Gränze  nach  der 
längsten  Linie  wohl  in  frühere  Zeiten  zurückreiche. 

Für  unsere  Annahmen  würde  es  allerdings  von  Werth  sein,  wenn 
sich  bei  Westgermanen  auch  in  andern  Verhältnissen  Beachtung  der  läng- 
sten Linie  nachweisen  Hesse,  wie  das  bei  Ostgermanen  vielfach  zutrifit ; 
vgl.  S  336.  Ich  möchte  das  kaum  bezweifeln,  wenn  es  auch  naheliegt,  dass 
in  Rechten,  in  welchen  von  Todtschlagsühne  und  Eideshilfe  nicht  mehr 
die  Rede  ist,  sich  bestimmtere  Belege  nicht  leicht  auffinden  lassen.  Einen 
Halt  könnten  da  volksthümliche,  schwerlich  von  canonischer  Gradzählung 
beeinflusste  Verwandtschaftsbezeichnungen  geben.  Aber  während  da  die 
litterarischen  Hilfsmittel,  so  weit  ich  sehe,  durchweg  nicht  ausreichen,  weiss 
ich  aus  Erfahrung,  wie  schwer  es  ist,  auf  bezügliche  mündliche  Fragen 
genügend  sichere  Auskunft  zu  erhalten.  Im  Anschluss  an  den  S  294  er- 
wähnten Sprachgebrauch  ist  mir  vereinzelt  versichert,  dass  der  Vetter  des 
Vaters  und  dieses  Sohn,  also  zweiter  und  dritter  Grad,  schlechtweg  als  im 
dritten  Gliede  gefreundet  bezeichnet  werden,  also  nach  der  längern  Linie. 

Liesse  sich  das  noch  für  andere  «Gegenden  des  alemannischen 
Gebiets  nachweisen,  in  dem  sich  nicht  erst  nachträglich  solche  Bezeich- 
nungen übereinstimmend  festgestellt  haben  werden,  so  könnten  dann  auch 
Angaben  von  Quellen,  bei  welchen  eher  an  canonischen  Einfluss  zu  denken 
wäre,  auf  alten  Landesbrauch  zurückgehen.  So  wenn  nach  einer  Bemer 
Satzung  von  1615,  Wasserschieben  Erbenf.  185,  wo  sich  freilich  auch  an 
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Nachwirkung  burgundischen  Rechts  denken  Hesse,  der  Urgrossvater  und 
der  Grossvatersbruder  dem  Erblasser  beide  im  dritten  Glied  verwandt  sind, 
wie  das  nur  nach  der  längsten  Linie  zutrifft;  gerade  bei  aufsteigender  Zah- 
lung dürfte  das  doch  schwerlich  an  canonischen  Sprachgebrauch  anschlies- 
sen.  Dagegen  würde  es  allerdings  gegen  Beachtung  der  langem  Linie 
sprechen,  wenn  der  S  287  erwähnte  Brauch,  nach  halben  Gliedern  zu  zählen, 
ein  althergebrachter  sein  sollte. 

Ein  Versuch  aber,  diesen  Verhältnissen  auch  für  die  westgermanischen 
Rechte  genauer  nachzugehen,  würde  mich  zu  weit  geführt  haben,  ohne  dass 
doch  das  Ergebniss  für  meine  nächsten  Zwecke  grössere  Bedeutung  haben 
könnte.  Denn  selbst  dann,  wennmeiaeVermuthung  sich  bestätigen  würde, 
dass  auch  bei  den  Westgermanen  die  längste  Linie  beachtet  und  insbeson- 
dere auch  wohl  zur  Bestimmung  der  Erbgränze  verwandt  wurde,  würde 
das,  wie  ich  denke,  meinen  frühern  bezüglichen  Annahmen  nicht  im  Wege 
stehen.  Glaubte  ich  von  den  zunächst  an  die  gleichen  Grade  anknüpfen- 
den Zählungen  die  nach  Vetterschaften  als  die  ursprüngliche  gesammt- 
germanische  betrachten  zu  müssen,  so  spricht  dafür  nicht  allein  die  weite 
Verbreitung  von  Resten  derselben,  sondern  vor  allem  die  Schwierigkeiten, 
denen  jeder  Versuch  begegnen  würde,  sie  als  spätere  W^eiterentwicklung 
einer  vom  Stammvater  ausgehenden  Zählung  zu  behandeln ;  vgl.  S  340. 
Nicht  so  umgekehrt.  Das  thatsächliche  Massgeben  der  längsten  Linie  für 
die  Gliederung  der  Sippe  war  trotz  der  abweichenden  Zählung  auch  bei 
den  Vetterschaften  schon  gegeben,  vgl.  S  327;  war  dann  daneben  durch 
die  für  die  nächsten  Grade  zweifellos  ursprüngliche  Bezeichnung  nach  Ge- 
schwisterschaften eine  Beachtung  der  absteigenden  Linien  überall  wenig- 
stens angebahnt,  so  konnte  sich  daraufhin  recht  wohl  mehrfach  selbstständig 
der  Brauch  entwickeln,  das  in  Zählung  umzusetzen,  beziehungsweise  von 
da  aus  weiterzuzählen,  vgl.  S  234,  was  dann  im  Anschlüsse  an  die  alte 
Gliederung  nur  zur  Zählung  der  längsten  Linie  vom  Stammvater  abwärts 
fuhren  konnte.  Und  ebenso  lag  es  dann  nahe,  an  die  damit  gegebene  Ab- 
gränzung  der  Sippe  auch  für  die  ursprünglich  nach  Einzelknieen  bestimmte 
Erbgränze  anzuknüpfen ;  es  konnte  auch  das  recht  wohl  mehrfach  ganz 
unabhängig  von  einander  üblich  werden. 

Würde  demnach,  wie  ich  denke,  der  bestimmtere  Nachweis  der  Be- 
achtung der  längern  Linie  und  des  Massgebens  desselben  für  die  Erbgränze 
auch  bei  westgermanischen  Stämmen  nicht  zur  Annahme  nöthigen,  es  sei 
das  auf  urgermanischen  Zusammenhang  zurückzuführen,  so  würde  es  auf 
dieselben  Gründe  hin  auch  eben  so  wenig  zu  der  Annahme  berechtigen, 
es  sei  für  solche  Stämme,  bei  denen  das  nachweisbar,  Mischung  mit  ost- 
germanischen Bestandtheilen  und  Beeinflussung  des  spätem  Stammrechtes 
durch  diese  anzunehmen,  so  lange  nicht  etwa  andere  Umstände  hinzukom- 
men, die  das  unabhängig  davon  wahrscheinlich  machen  könnten.  Nur  in- 
sofern würde  der  bestimmtere  Nachweis,  dass  die  bis  zum  neunten  Glied 
angegebenen  Gränzen  nach  der  längsten  Linie  zu  verstehen  und  demnach 
mit  den  auf  den  vierten  canonischen  Grad  einschliesslich  lautenden  zusam- 
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378]  menfallende  seien,  für  die  früher  erörterten  Verhältnisse  einige  Be- 
deutung haben,  als  sich  damit  ergäbe,  dass  auch  für  die  bezüglichen  west- 
germanischen Rechte  der  Uebergang  zur  längsten  Linie  nicht  erst  auf  das 
Ueblich werden  der  canonischen  Gradzählung  zurückzuführen  sein  würde 
und  immerhin  in  sehr  frühe  Zeiten  zurückreichen  könnte. 

Freilich  würde  sich  das  von  mir  beachtete  Material  nicht  aUeio  so 
wesentlich  ergänzen,  sondern  auch  das  beachtete  so  vielfach  anders  auffassen 
lassen,  dass  ich  es  dahingestellt  sein  lassen  muss,  ob  meine  Annahmen  be- 
züglich des  Verhältnisses  der  verschiedenen  germanischen  Zählungen  zu 
einander  sich  als  im  wesentlichen  zutreffend  erweisen  dürften ;  hat  doch 
die  eigene  Auffassung  im  Laufe  der  Arbeit  sich  so  vielfach  geändert,  dass 
ich  kaum  bezweifle,  dass  fortgesetzte  Erwägung  mich  selbst  da  bezüglich 
mancher  Einzelnheiten  noch  zu  geänderten  Annahmen  führen  würde. 

379.  Dem  gegenüber  glaube  ich  aber  betonen  zu  sollen,  dass  das 
allgemeine  Ergebniss  bezüglich  der  Ausdehnung  der  germa- 
nischen Erbgränze  von  Unsicherheiten,  wie  sie  in  jener  Richtung 
verbleiben  mögen,  nicht  berührt  wird.  Es  handelt  sich  da  nicht  um  die 
kleinen  Unterschiede,  wie  sie  sich  ergeben,  jenachdem  wir  den  als  Gränze 
bezeichneten  Grad  einschliesslich  oder  ausschliesslich  fassen,  oder  bei  einer 
sichdich  nach  Doppelgraden  gemachten  Angabe  die  Gränze  als  nur  nach 
der  längsten  Linie  oder  nach  jeder  auf  der  gebrochenen  Linie  gleich  weit 
reichenden  Entfernung  auch  ungleicher  Grade  bezeichnet  betrachten.  Un- 
sicherheit in  solchen  Dingen  fällt  natürlich  nicht  mehr  ins  Gewicht,  wo  es 
sich  um  den  Unterschied  der  einfachen  und  der  Doppelzählung  überhaupt 
handelt,  um  die  Frage,  ob  eine  Erbgränze  bis  zum  siebten  und  achten  oder 
aber  bis  zum  vierzehnten  und  sechszehnten  Einzelgrad  reicht. 

Wie  da  gezählt  sei,  kann  allerdings  im  Einzelfalle  die  Fassung  durch- 
aus zweifelhaft  lassen.  Aber  insbesondere  für  manche  ostgermanische  Rechte 
ist  in  dieser  Richtung  für  Zweifel  kein  Raum.  Und  sie  ergeben  dann,  dass 
bald  einfache  Grade  vom  Erblasser,  wie  im  gothischen  und  dänischen  Recht, 
oder  Doppelgrade  vom  Stammvater  aus  gezählt  sind ;  und  zwar  so,  dass  in 
jenem  Falle  die  Zählung  nicht  über  den  siebten,  in  diesem  durchweg  nicht 
über  den  vierten  Grad  hinausreicht.  Das  lässt  doch  zweifellos  von  vorn- 
herein einen  wohlbegründeten  Schluss  auf  die  Art  der  Zählung  auch  in 
solchen  Rechten  zu,  in  welchen  sich  diese  nicht  unmittelbar  ergibt.  So 
manche  kleinere  Unterschiede  sich  da  bemerklich  machen,  so  ist  sicher 
nicht  anzunehmen,  dass  dieselben  in  verwandten  Rechten,  wie  es  doch 
schliesslich  alle  germanischen  sind,  zu  solchen  Abweichungen  führen  konn- 
ten, wie  sie  etwa  der  siebte  und  vierzehnte  Einzelgrad  darsteUen.  Die  aus  den 
sicher  zu  beurtheilenden  Fällen  gewonnenen  Gränzen  werden  uns  doch 
den  Halt  für  die  Entscheidung  bieten  müssen,  ob  an  einfache  oder  doppelte 
Grade  zu  denken  ist.  Und  gegen  Beziehung  auf  die  letztem  muss  von  vorn- 
herein der  Umstand  sprechen,  dass  sich  dann  mehrfach  gerade  die  doppelte 
Zahl  der  sicher  nach  Einzelgraden,  oder  die  vierfache  der  sicher  nach  Dop- 
pelgraden bestimmten  Angaben  ergeben  würde.  Vor  allem  aber  die  völlige 
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Unbeweisbarkeit  einer  sich  auf  so  weite  Grade  ausdehnenden  Verwandt- 
schaft. In  dieser  Richtung  bin  ich  wenigstens  persönlich  von  der  Stichhal- 
tigkeit der  Ergebnisse  durchaus  überzeugt. 

Reicht  noch  in  geschichtlicher  Zeit  die  GrSnze  mehrfach  nicht  über 
den  fünften  Einzelgrad  oder  den  dritten  Doppelgrad  hinaus,  so  mag  es 
dahingestellt  bleiben,  ob  ursprünglich  die  Gränze  überhaupt  nicht  weiter 
reichte  und  in  dem  dem  vierten  Doppelgrade  entsprechenden  siebten  Ein- 
zelgrade nachträgliche  Erweiterung  zu  sehen  ist,  die  dann  natürlich  sehr 
wohl  mehrfach  selbstständig  sich  ergeben  konnte.  Weiter  aber  wird  die 
Erbgränze  ursprünglich  nirgends  gereicht  haben,  da  nach  dem  S  350  ff. 
Bemerkten  anzunehmen  ist,  dass  die  vereinzelt  vorkommende  Ausdehnung 
auf  den  fünften  Doppelgrad  erst  nachträgliche  Erweiterung  sein  dürfte. 
Damit  war  dann  die  weiteste  Ausdehnung  rechtswirksamer  Blutsfreund- 
schaft erreicht,  wie  wir  sie  für  Fehde  und  Todtschlagsühne,  und  auch  da 
nur  ausnahmsweise  S  349  für  das  gothische  und  isländische  Recht,  nach- 
wiesen. 

Kennen  einzelne  Rechte  keine  Gränze,  ist  die  Blutsfreundschaft  wirk- ' 
sam,  so  weit  sie  überhaupt  erweisbar  ist,  so  ist  damit  thatsächlich  kaum 
Anderes  gesagt.  Denn  schon  eine  Verwandtschaft  des  fünften  Doppelgrades 
kann  überwiegend  als  eine  nicht  mehr  mit  Sicherheit  erweisbare  gelten, 
wenn  man  nicht  ausserordentliche  Beweismittel,  im  weltlichen  Recht  das 
Gouesunheil,  im  canonischen  das  so  bedenkliche  Zeugniss  auf  Hörensagen 
zuliess;  vgl.  §  356  ff.  Wo  in  späteren  germanischen  Rechtsquellen  höhere 
Doppelgrade  ausdrücklich  berücksichtigt  sind,  wird  das  nur  auf  die  weitere 
Ausdehnung  der  kirchlichen  Eheverbote  zurückzuführen  sein.  Liess  die 
Kirche  diese  als  unhaltbar  wieder  fallen,  kam  sie  auf  die  in  den  germani- 
schen Rechten  überwiegend  festgehaltene  Gränze  des  vierten  Grades  zurück, 
so  bedurfte  es  für  diese  Uebereinstimmung  keiner  wechselseitigen  Beein- 
flussung; es  greifen  da  in  der  Natur  der  Sache  liegende  Verhältnisse  ein, 
wonach  im  allgemeinen,  von  Ausnahmsfällen  abgesehen,  nach  dem  vierten 
Doppelgrade  die  Verwandtschaft  endet,  deren  man  sich  noch  bestimmter 
bewusst  ist,  die  noch  als  mit  Sicherheit  erweisbar  behandelt  werden  kann 
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I.  Aufgaben  der  Untersuchung.  s.    i. 

/.  Die  Aufgabe  der  Feststellung  der  ursprünglichen  germa- 
nischen Erbenfolge  setzt  Annahme  einer  einheitlichen  urgermanischen 
Erbfolgeordnung  voraus,  für  welche  allgemeine  Erwägungen  und  2.  die  spätere 
Gestaltung  sprechen,  ß,  Arier  und  Germanen.  Beschränkung  auf  das  besonders 
geeignete  germanische  Rechtsgebiet.  4.  Westgermanen  und  Ostgermanen.  5.  Bis  - 
heriges  Ausgehen  von  der  westgermanischen,  6.  grössere  Eignung  der  ostger- 
manischen Gruppe.  Nichtausreichen  der  scandinavischen  Erbentafeln.  7.  Er- 
gänzung durch  das  gothische  Recht,  wie  es  aus  der  westgothischen  Lex  unter 
Zuziehung  des  spUtern  spanischen  Rechts  erkennbar  ist.  8.  Die  Verwerthung 
des  burgundischen,  longobardischen  und  friesischen  Rechts  setzt  p.  Lösung  der 
Aufgabe  der  Abgränzung  der  ostgermanischen  Rechtsgruppe 
voraus,  wobei  weniger  Gewicht  auf  die  Abgränzung  nach  aussen,  als  10.  nach 
innen  zu  legen  ist.  Verbindung  der  Lösung  heider  Aufgaben.  //.Ausreichen 
des  untersuchten  Rechtsgebiets;  besondere  Eignung  der  Erbenfolge  zur  Be- 
stimmung der  Verwandtschaft  der  Rechte.  /5.  Aufgabe  der  Rechtfertigung 
der  eingehaltenen  Methode,  jß.  Schwierigkeiten  derselben.  14.  Ueber- 
sicht  der  theoretischen  Vorerörterungen. 

II.  Einfache  Verwandtschaft  der  Rechte.  S.  21. 

Iß.  Ausdruck  Verwandtschaft.  Einfache.  16,  Mehrfache;  ly,  vorläufige 
Nichtberücksichtigung  dieser.  Vorwiegen  der  einfachen  in  der  ostgermanischen 
Gruppe. 

I.  Verzweigung  der  Rechte.  S.  25. 

j8.  Weiterverzweigung  vom  Urrechte  aus.  /p.  8tätig  fortschreitende  Aen- 
derung  der  Rechte,  auch  des  noch  unverzweigten  Urrechts.  20.  Zweitheilung 
als  Regel.  21,  Begriff  und  Einheitlichkeit  der  Urrechte.  22.  Unzulässigkeit  der 
Ableitung  verschiedener  Stammrechte  auseinander  bei  Beschränkung  auf  die 
älteste  erkennbare  Gestaltung.  57.  Ableitung  der  jungem  Gestaltungen  eines 
Stammrechts  aus  der  ältesten,  welche  nicht  mit  der  ältesten  Aufzeichnung  zu* 
sammenfällt.  24.  Verwerthung  jüngerer  Quellen  für  die  Feststellung  ältester 
Zustände  durch  Vergleichung.  55.  Ueberschätzung  der  ältesten  Aufzeichnungen ; 
26,  Nothwendigkeit  der  Ergänzung  und  Erläuterung  derselben  durch  die  spä- 
teren Sonderrechte  des  Stammes.  57.  Absolutes  und  relatives  Alter  der  Rechte. 
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2.  Uebereinstimmung  und  Verwandtschaft.  S.  39. 

a8.  Ausgehen  von  Abweichung  und  Uebereinstimmung  zur  Feststellung 
des  Ganges  der  Verzweigung,  sg.  Inhaltliche  Uebereinstimmung  auch  bei  un- 
abhängiger Entwicklung,  ^o.  Verwandtschaftliche  Uebereinstimmung.  Kenn- 
zeichen. Nebendinge.  Raubehe.  Consensfragen.  Morgengabe.  Currere.  ^i,  Zu- 
sammentreffen in  Zeitbestimmungen.  Jahr  und  Tag.  Mündigkeit.  Dauer  der 
Nährpflicht.  ^^.  Sprachliche  Fassung.  Consensfragen.  ß^,  EinzelausdrUcke.  ^^, 
Germanische  und  romanische  Fassung,  ß^,  Unsicherheit  der  Regel  bei  Einzel- 
fällen wegen  Eingreifen  persönlichen  Ermessens,  Zufall,  Entlehnung.  ^6,  Ueber- 
einstimmung in  einer  Mehrzahl  von  Rechten.  ^7.  Haupthaltpunkt  die  Ueberein- 
stimmung bestimmter  Rechte  in  einer  Reihe  von  Fällen  und  bei  innerem  Zu- 
sammenhange derselben. 

3.  Verwandtschaftlicher  Zusammenhang  der  Rechte.  S.  53. 

^8,  Ausgehen  von  dem  Wechsel  der  Verwandtschaftsverhältnisse.  ;?p.  Ge- 
staltung bei  auseinander  abgeleiteten  Rechten.  40,  Bei  selbständigen  Rechten. 
.//.  Besondere  Verwandtschaftsverhältnisse  bei  einer  Mehrzahl  verwandter  Rechte, 
42.  wonach  sich  eine  Mehrzahl  unbekannter  Glieder  ergibt.  4^.  Bestimmung  des 
selbständig  abgeleiteten  Gliedes  nach  dem  Umfange  der  besondem  Verwandt- 
schaftsverhältnisse. 44,  Möglichkeit  der  Störung  der  quantitativen  Verhältnisse 
durch  ungleichmässige  Weiterentwicklung.  4^,  Unwahrscheinlichkeit  ihres  Ein 
greifens,  zumal  bei  Vergleichung  nicht  näher  verwandter  Rechte.  46.  Anwen- 
dung auf  die  Stellung  des  longobardischen  Rechts.  ^7.  Theoretische  Möglich- 
keit der  Bestimmung  des  verwandtschaftlichen  Zusammenhangs  jeder  gtössem 
Zahl  verwandter  Rechte.  48.  Unentschiedene  Mittelstellung  eines  Rechts  bei 
Nichtausreichen  der  Haltpunkte.  4p.  Ergebniss. 

IIL  Ursprünglichkeitsverhältnisse  der  Rechte.  s.  68. 

50.  Begriff.  5/.  Kein  Recht  das  ursprüngliche  schlechtweg ;  nur  mehr  oder 
weniger  ursprünglich.  55.  Zerlegung  der  Rechte  |in  entsprechende  und  nicht 
weiter  zerlegbare  EinzelsUtze,  ^ß.  von  welchen  der  eine  der  ursprüngliche,  der 
andere  aus  ihm  abgeleitet  sein  muss.  ^4.  Haltpunkte  zur  Entscheidung  Über 
die  UrsprUnglichkeit  von  EinzelsUtzen ;  innere  und  äussere. 

I.  UrsprUnglichkeit  nach  den  Uebereinstimmungs- 

verhältnissen.  S.  74. 

55.  Prüfung  auf  Grundlage  des  verwandtschaftlichen  Zusammenhangs 
von  mehr  als  zwei  Rechten.  Kein  Ergebniss  bei  Abweichung  der  ganzen  Gruppen. 
$ö,  UrsprUnglichkeit  aller  in  Rechten  verschiedener  Gruppen  übereinstimmenden 
Einzelsätze  unter  Voraussetzung  57.  nur  einfacher  Verwandtschaft  und  ^8.  nicht 
blos  inhaltlicher,  sondern  verwandtschaftlicher  Uebereinstimmung.  ßp.  Damit 
Schluss  auf  grössere  Ursprünglichkeit  einzelner  Rechte  ermöglicht,  60,  und  auf 
NichtursprUnglichkeit  abweichender  SUtze,  welche  in  verschiedenen  Gruppen 
nicht  übereinstimmen  sollen.  61,  Uebereinstimmung  in  Nichtursprünglichem  er- 
weist gemeinsame  Verbindung  mit  dem  Urrechte  durch  ein  abgeleitetes  un- 
bekanntes Glied.  62.  Theoretisches  Bedenken.  6j.  Vergleich  mit  der  Aufgabe 
der  Herstellung  des  Urtextes  eines  Schriftwerkes.  64.  Verwendbarkeit  der  sonst 
anerkannten  Regeln  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsvergleichung.  6ß,  Beabsichtigte 
Verwerthung  der  Regeln  für  die  besondere  Aufgabe.  Ostgermanische  und  west- 
germanische Gruppe.  66.  Gothisches  und  fränkisches  Recht  die  ursprünglichsten 
beider  Gruppen.  Ö7.  Weiterverzweigung  der  ostgermanischon  Rechte ;  dänische 
und  norwegische  Gruppe.  68,  Abweichung  des  gothischen  vom  ostgermanischen 
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Urrecht.  6p.  Mittelstellung  des  gothischen  Rechts  zu  den  ostgermanischen  Rechts  - 
gruppen. 

2.  UrsprUnglichkeit  nach  den  Vermittlungs- 
verhältnissen. S.    03. 

70.  Statt  des  bisherigen  Ausgehens  vom  Zusammenhange  der  Rechte 
lUsst  sich  vom  Zusammenhange  der  Einzelsätze  ausgehen.  7/.  Vermittelnde 
Sätze  und  VermittlungsverhUltnisse.  75.  Inhaltliche  und  verwandtschaftliche  Ver- 
mittlung. 7^.  Möglicher  Zusammenhang  der  vermittelten  Sätze,  7^.  der  drei 
vermittelten  Rechte.  75.  Vergleichung  mehrerer  Vermittlungsreihen  derselben 
Rechte  mit  wechselnder  Stellung  der  Rechte,  yö.  Feste  Aussenstellung 
eines  von  drei  Rechten  ergibt  Ursprünglichkeit  der  bezüglichen  Sätze,  yy.  Bei- 
spiel. y8.  Möglichkeit  vereinzelter  Mittelstellung  des  ursprünglichsten  Gliedes. 
7p.  GleichmUssig  wechselnde  Stellung  aller  drei  Rechte.  80,  Bestimmung  des 
Zusammenhangs  einer  Mehrzahl  von  Rechten  nach  den  Vermittlungsreihen. 
8j.  Reihen  von  mehr  als  drei  Gliedern.  82.  Richtung  der  Entwicklung  nach  dem 
Wechsel  der  Endglieder.  8j.  Unzulässigkeit  eines  Wechsels  zweier  Mittelglieder ; 
84,  der  Ableitung  eines  vorhergehenden  aus  einem  nachfolgenden  Gliede.  6^5. 
Wechselnde  Gestaltung  einer  Mehrzahl  von  Reihen ;  bei  einseitiger  Zweitheiluog, 
welche  86.  nicht  leicht  zutrifft;  87,  bei  beiderseitiger  Zweitheilung,  kenntlich 
am  Fehlen  einheitlicher  Reihen.  88.  Mögb'che  Gestaltung  und  Zahl  der  Reihen. 
8p,  Vorherrschen  bestimmter  Reihen,  po.  Schluss  auf  die  Ursprünglichkeits- 
Verhältnisse  einer  Gruppe,  p/.  Verwendbarkeit  der  Methode  für  jede  Zahl  von 
Rechten ;  Sicherheit  des  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  gewonnenen  Ergeb- 
nisses. p2.  Feste  Mittelstellung  eines  Rechts,  wonach  jede  Reihe  in  zwei 
Vermittlungsreihen  und  pß.  jede  Mehrzahl  von  Rechten  in  zwei  Gruppen  zer- 
fällt. p4,  Möglichkeit  schwankender  Stellung  des  Mittelgliedes,  p^.  Unentschie- 
dene Stellung  des  Mittelgliedes.  p6.  Feste  Mittelstellung  zweier  Glieder  ergibt 
jedes  als  ursprünglichstes  seiner  Gruppe;  gothisch  und  fränkisch,  py.  Unzu- 
lässigkeit umgekehrter  Richtung  der  Entwicklung ;  longobardisch  und  thüringisch. 
p8.  Nichtausreichen  zur  Bestimmung  der  grössern  UrsprUnglichkeit  des  einen 
von  beiden  Gliedern ;  ostgermanisch  und  westgermanisch,  pp.  Oberflächlicherer 
Beweis  der  Hauptregel,  dass  die  Sätze  des  festen  Aussengliedes  die  ursprüng- 
licheren sein  müssen,  da  100.  auch  bei  Mischrechten  das  Ergebniss  hätte  ein 
anderes  sein  müssen,  joj,  Vergleich  mit  der  Aufgabe  der  Feststellung  des  Ur- 
textes eines  Schriftwerkes. 

3.  Ursprünglichkeit  nach  innern  Gründen.  8.  130. 

102,  Ergebniss  der  Prüfung  nach  äussern  Haltpunkten.  loß,  Vergleich 
der  Prüfung  abweichender  Einzelsätze  nach  innem  Haltpunkten  mit  der  Auf- 
gabe der  Herstellung  eines  Urtextes.  104.  Näherer  Anschluss  an  die  Zustände 
einer  frühern  Entwicklungsperiode.  loß.  Ergebnisse  der  vergleichenden  Völker- 
kunde. 106.  Uebereinstimmung  und  Nichtübereinstimmung  mit  den  Urzuständen. 
joy,  Einzelhaltpunkte.  Mutterrecht.  Ehe.  Sondereigen  an  Liegenschaften.  jo8. 
Ursprünglichkeit  der  einfachsten  Bestimmungen.  Gothisches  Recht.  Erbrecht 
der  Tochter,  der  Unechten.  lop.  Schluss  auf  die  Richtung  der  Entwicklung. 
HO.  Unzulässigkeit  der  Annahme  einer  Weiterentwicklung  in  entgegengesetzter 
Richtung,  wonach  die  Vermittlungsreihe  sich  zugleich  als  einheitliche  Entwick- 
lungsreihe darstellt  oder  ///.  in  zwei  Vermittlungsreihen  zerfällt,  112.  welche 
in  entsprechender  Richtung  verlaufen,  iiß.  Abweichende  Gesichtspunkte  bei 
zusammenhängenden  Bestimmungen  desselben  Rechts.  Engerer  und  weiterer 
Erbenkreis ;  Erhaltung  der  ursprünglichem  Bestimmungen  im  letztem.  114,  Vor- 
theil  und  Nachtheil  der  Entscheidung  nach  innern  Giijndcn, 
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IV.  Mehrfache  Verwandtschaft.  S.  146. 

7/5.  Nur  Ausnahme  in  der  ostgermanischen  Gruppe.  Ji6,  Schwierigkeit 
theoretischer  Behandlung,  iiy.  Veranlassungen. 

I.  Entlehnung.  S.  150. 

i/Ä  Beeinflussung  mehrerer  verwandter  Rechte  durch  ein  nichtverwandtes. 
7/9.  Für  vorgeschichtliche  Zeit  ohne  Gewicht.  120.  Recht  der  von  den  Römern 
unterworfenen  nichtgermanischen  Bevölkerung.  757.  Geschichtliche  Zeit;  kirch- 
liches, 12a,  römisches  Recht.  J2ß,  Erschwerung  der  Forschung  durch  Entleh- 
nung aus  Fremdrechten.  Gothisches  Recht.  Nothwendigkeit  der  Unterscheidung 
zwischen  dem  aufgezeichneten  und  dem  thatsächlich  geltenden  Rechte.  124.  Be- 
einflussung eines  germanischen  Rechts  durch  andere  germanische  Rechte.  Nur 
ausnahmsweise  Entlehnung  einzelner  SUtze  in  Folge  internationaler  Beziehungen 
und  Nachbarschaft.  755.  Unwahrscheinlichkeit  späterer  gegenseitiger  Beeinflus- 
sung der  ostgermanischen  Rechte.  126.  Möglichkeit  gegenseitiger  Beeinflussung 
ostgermanischer  und  westgermanischer  Rechte.  Friesen  und  Sachsen.  727.  Mög- 
lichkeit falscher  Schlüsse  aus  der  Uebereinstimmung  von  Rechten  verschiedener 
Gruppen.  75Ä  Unwahrscheinlichkeit  gegenseitiger  Beeinflussung  zwischen  frän- 
kischem und  gothischem,  759.  genauer  nordfranzösischem  und  spanischem  Recht. 
ijo.  Aufenthalt  französischer  Ritterschaft,  fränkische  Ansiedlungen.  ißi,  Einzel- 
entlehnungen könnten  das  GesammtverhSltniss  nicht  erklären.  1^2.  Entlehntes 
wird  zur  Gesammtauffassung  nicht  stimmen,  ißß.  Wo  diese  einheitlich,  ist  keine 
Entlehnung  anzunehmen.  Vormundschaft  der  Mutter.  Gottesurtheil.  jj^.  EÜnfluss 
der  Gesetzgebung. 

2.  Unvollständige  Ausgleichung.  S.  169. 

7^5.  Erwachsen  der  Stämme  aus  Theilen  verschiedenen  Rechts.  Gerin- 
geres Gewicht  für  die  ostgermanische  Gruppe,  jßö.  Durchkreuzen  der  Ver- 
wandtschaftsverhältnisse beider  Hauptgruppen,  i^y.  Ausgleichung  auf  Grund 
des  Rechtes  des  herrschenden  Stammes  oder  durch  Verschmelzung.  1^8,  Un- 
vollständige Ausgleichung.  Nordthüringen.  Sachsen.  Longobardisches  Italien. 
ißp,  Persönlichkeit  des  Rechts ;  ohne  Bedeutung  bei  Ostgermanen,  in  Spanien. 
140.  Oertliche  Rechtsunterschiede.  7^7.  Zurückreichen  über  die  erste  Aufzeich- 
nung des  Volksrechts.  142,  Anschluss  an  andere  Stammrechte;  14^,  in  west- 
germanischen Gebieten  an  ostgermanische  Rechte.  144.  Erwachsen  eines  Stam- 
mes aus  Bestandtheilen  beider  Gruppen.  Rechte  der  Schweiz.  14$.  Friesen. 

3.  Mischrechte.  S.  180. 

146,  Verschmelzung  mehrerer  Rechte  zu  einem  Mischrechte ;  Kennzeichen 
desselben.  Mischung  bereits  früher  verwanJter  Bestandtheile.  142 .  In  der  ost- 
germanischen Gruppe  nur  Ausnahme.  J48.  Isländisches  Recht.  14g,  Geschicht- 
liche Angaben.  750.  Unvereinbarkeit  derselben  mit  dem  verwandtschaftlichen 
Zusammenhange,  i^i,  Erklärung  aus  der  Verschiedenheit  der  norwegischen 
Rechte.  755.  Verhältniss  zum  Gulathingsrecht.  i^ß.  Beeinflussung  durch  ostnor  • 
wegisches  Recht.  1^4.  Thüringisches  Recht. 

4.  Wechselnde  Verwandtschaft.  S.  193. 

755.  Wechsel  der  Verwandtschaftsverhältnisse  nach  Massgabe  des  be- 
achteten Rechtsinstituts ;  so  beim  Vergleiche  des  longobardischen  mit  dem  nor- 
wegischen und  göthischen  Recht.  1^6.  Unvereinbarkeit  mit  Annahme  einfacher 
Verwandtschaft  oder  eines  Mischrechts.  Erklärung  durch  Beeinflussung  auf 
späterer  Entwicklungsstufe.  757.  Zeitfolge  der  wechselnden  Verhältnisse.  Zurück- 
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reichen  eines  Instituts  auf  das  Urrecht;  Erbenfolge.  /5Ä  Geschlechts vormund 
Schaft  erst  Ergebniss  geschichtlicher  Fintwicklung.  755;.  Prüfung  des  Einzelfalls 
nach'dem  Gange  der  Entwicklung  im  allgemeinen.  160,  Sonstige  Fälle ;  dänische 
und  friesische,  ostgermanische  und  westgermanische  Rechte.  161.  Voraussetzung 
verwandtschaftlicher  Uebereinstimmung.  162.  Sächsisches  und  longo  bardisches 
Recht.  Fehlen  ursprünglicher  Verwandtschaft.  16^,  Entstehung  auf  späterer  Stufe. 
Halbfreie.  164.  Gegenseitige  Beeinflussung.  Gewalt  über  die  Witwe.  16^.  Mehr- 
fach wechselnde  Verhältnisse  desselben  Rechts.  166,  Vermittlung.  j6y.  Ent- 
stehung der  wechselnden  Verwandtschaft.  Verhältniss  zur  Entlehnung.  168.  Zeit- 
weise Nachbarschaft;  lög,  grösseres  Gewicht  in  vorgeschichtlicher  Zeit.  i/o. 
Gleichartige  Behandlung  sich  erst  entwickelnder  Verhältnisse  bei  Nachbarstämmen. 

V.  Recht  und  Sprache.  s.  214. 

jyi,  Widersprüche  zwischen  den  Ergebnissen  der  Rechtsvergleichung 
und  der  Sprachvergleichung.  Verzweigung  der  scandinavischen  Sprachen.  172. 
Verhältniss  derselben  zur  gothischen.  ly^,  Friesen,  Longobarden,  Burgunder. 
174.  Selbstständigkeit  der  rechtsvergleichenden  Forschung  gegenüber  der  For- 
derung des  Ausgehens  von  den  Ergebnissen  der  Sprachvergleichung.  17^,  Be- 
schränkung der  Ergebnisse  auf  das  eigene  Gebiet.  Natürliche  Abstammung. 
176,  Aelteste  Geschichte  des  Stammes.  177,  Grössere  Stätigkeit  des  Rechts; 
dieses  Kennzeichen  der  Nationalität.  178,  Festhalten  am  angebornen  Recht  bei 
geringer  Werthschätzung  der  angebornen  Sprache.  17g.  Geschichtliche  Belege 
für  Wechsel  der  Sprache  unter  Festhalten  am  Recht.  Romanisch,  germanisch. 
Hochdeutsch,  niederdeutsch.  Friesen.  Nordthüringer.  180.  Naheliegen  in  vor- 
geschichtlicher Zeit.  Friesen.  Longobarden.  181,  Weiteres  Zurückreichen  der 
Rechtsverzweigung.  182.  Verwendung  der  Ausdrücke  Ostgermanisch  und  West- 
germanisch. 

VI.  Recht  und  Sitte.  s.  229. 

18^,  Anscheinender  Widerspruch  der  Angaben  späterer  Rechtsquellen 
gegen  die  Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung.  Warterecht  der  nächsten  Erben. 
Anscheinende  Entstehung  des  auf  vorgeschichtliche  Verwandtschaft  Deutenden 
in  geschichtlicher  Zeit.  184,  Entgegenstehende  Bestimmungen  innerhalb  eines 
einheitlichen  Rechtsgebiets.  18^,  Erklärung  durch  den  Unterschied  von  Recht 
und  Sitte. 

I.  Sitte  als  Vorstufe  des  Rechts.  S.  234, 

186,  Begriff  von  Recht  und  Sitte.  Frage  nach  der  Zeitfolge  der  voriierr- 
sehenden  Regelung  durch  Sitte  oder  Recht.  Die  Hausfamilie  nicht  ursprüng- 
lichste Ordnung.  187,  Verschiedener  ßegrift  der  Sippe;  feste  und  wechselnde; 
Sippschaft.  188.  Ursprüngliches  Zusammenfallen  von  Sippe  und  Sippschaft  unter 
Voraussetzung  der  Begründung  der  Verwandtschaft  nur  durch  Weiber  oder 
Männer.  i8().  Ursprünglichste  Gestaltung  der  Sippschaft  nach  den  Ergebnissen 
der  Völkerkunde,  nach  schwachen  Resten  in  geschichtlicher  Zeit,  igo,  Regelung 
der  Verhältnisse  der  Sippschaft  nach  aussen  durch  Sitte,  igi.  nach  innen  durch 
Recht.  ig2,  Auflösung  der  Sippschaft  und  Hervortreten  der  wechselnden  Sippe 
auf  Grund  der  Ehe.  Scheidung  zwischen  Aufgaben  der  Sippschaft  und  der 
Sippe,  ig^.  Hervortreten  der  Hausfamilie.  1^4,  Regelung  auf  Grundlage  der 
Nachbarschaft,  ipji.  Steigende  Bedeutung  der  Sitte,  Anknüpfen  an  älteres  Recht. 
ip<5.  Innere  Verhältnisse  der  Hausfamilie  dem  Recht  entzogen.  i>g7,  Fehlen  eines 
Warterechts  der  Erben:  ig8.  Schutz  ihrer  Ansprüche  durch  Sitte.  /^.Gewicht 
des  Unterschiedes  zwischen  Sitte  und  Recht,  200.  Leichte  Anpassung  der  Sitte 
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an  besondere  oder  geänderte  Bedürfnisse;  Erbenfolge,  aoi,  Uebergehen  der 
Sitte  in  Recht.  202,  üebergang  in  Gewohnheitsrecht.  20^.  Eingreifen  öffentlicher 
Interessen.  204.  Üebergang  in  Gesetzesrecht  bei  Aufzeichnung  der  Volksrechte, 
505.  bei  Gesetzgebung;  Anschluss  derselben  an  die  Sitte.  206,  Bedeutungs- 
losigkeit des  Unterschiedes  zwischen  Recht  und  Sitte  für  die  Beurtheilung  der 
VerwandtschaftsverhUltnisse. 

2.  Sitte  als  Gegensatz  des  Rechts.  S.  260. 

207,  Nothwendigkeit  und  208.  Bewusstsein  des  Gegensatzes.  20g,  Ab- 
weichungen innerhalb  eines  Rechtsgebiets  wegen  Auseinandergehen  der  Sitte 
bei  der  Weiterentwicklung.  Friesen.  210,  Entgegen gesetze  Sätze  wegen  Fest- 
halten am  Recht  neben  der  entgegenstehenden  Sitte.  Berechtigung  beider  mass- 
gebenden Gesichtspunkte.  211,  Einfluss  auf  die  Fassung  der  Gesetze.  212,  Ver- 
mittlungsversuche. 21^,  Schwanken  der  Gesetzgebung.  214.  Daher  Gestaltung 
der  burgundischen.  5/5.  Burgundische  Gesetze  Über  Warterecht.  216,  Seltenheit 
unmittelbarer  Belege  für  Umwandlung  entgegenstehender  Sitte  in  Recht.  — 
217,  Uebergehen  zu  Einzeluntersuchungen. 

VII.  Verwandtschaftszählung.  s.  277. 

218,  Gränze  rechtswirksamer  Verwandtschaft.  Abgränzungen  innerhalb 
der  Sippe.  21g.  BedÜrfniss  einer  Zählung,  so  weit  nicht  Verwandtschaftsbe- 
zeichnungen dieselbe  ersetzen.  220.  Mögliche  Arten  der  Bestimmung  der  Ent- 
fernung. Gerade  Linie.  Nichtzahlung  der  Ausgangsperson.  221,  Mögliche  Arten 
der  Zählung  der  Seitenverwandten.  Querlinie.  222,  Gebrochene  Linie.  22^,  Ab- 
steigende Linien.  224,  Doppelgrade.  22^,  Abweichender  Ausgangspunkt ;  cano- 
nische und  zurückbleibende  Zählung.  226.  Versuche  einer  Erklärung  der  zurück- 
bleibenden. 227»  Hauptarten  germanischer  Zählung. 

I.  Zählung  nach  Geschwisterschaften.  S.  290. 

228.  ZurUckfÜhrung  der  Seitenverwandtschaft  auf  ein  Stammgeschwister- 
paar. 22g,  Annahme  des  Zusammenhanges  zurückbleibender  Zählung  mit  der- 
selben; 2^0.  aber  Umsetzung  der  Geschwisterschaften  in  Zählung  führt  auf 
canonische.  2^1,  Germanische  Bezeichnungen  der  Geschwisterschaften.  2^2,  Ein- 
greifen einer  Zählung.  27^.  Mitzählung  der  Stammgeschwister.  2^4,  Uebergehen 
in  der  canonischen  entsprechende  Zählungen.  Ostgermanisch.  Westgermanisch ; 
Tirol.  5^5.  Ausgehen  kirchlicher  Zählung  von  Stammgeschwistem ;  2^6.  Zu- 
lässigkeit  der  Nichtbeachtung  des  Stammvaters,  aber  namentliche  Bezeichnung 
der  Personen. 

2.  Zählung  nach  Vetterschaften.  S.  303. 

577.  Gleiche  Grade.  Gothisch-spanisches  Recht.  Westgothische 
Lex.  2^8,  Altgothische  und  spanische  Verwandtschaftsbezeichnungen.  2^g.  Zäh- 
lung in  der  geraden  Linie.  240.  Zählung  der  Seitenverwandtschaft  nach  jetzigem 
und  älterem  Sprachgebrauche.  Primo  hermano  ist  der  rechte  Vetter.  241,  Wei- 
terzählung nach  Vetterschaften.  242,  Provenzalisches  Gebiet.  24^,  Longo- 
bardische  Zählung  der  Vettern  als  Brüder  oder  Cugini.  244,  Anknüpfung 
für  die  zurückbleibende  Zählung.  24^,  Canonisch  gezählte  Geschwisterschaflen. 
246.  Fränkische  Zählung.  Zurückbleibende  kirchliche.  247.  Zählung  der  Cou- 
sins oder  Zweers.  Zählung  bis  zum  Dritten  oder  Vierten.  248,  Island.  Ueber- 
einslimmung  mit  Spanien;  aber  Zählung  nicht  der  Vettern,  sondern  ihrer  Eltern. 
24g,  Verhältniss  des  isländischen  zum  norwegischen  Recht.  2^ou  Verschie- 
denheit der  kirchlichen  Zählung  in  Norwegen.   2^1.  Reste  der  Vetternzählung 
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im  friesischen  Recht.  Erste  und  zweite  Geburt.  2^2.  Dritte  oder  Dritth'nge. 
557.  Erstes  Glied.  55^.  Zusammenwerfen  der  Bezeichnungen  nach  Geschwister- 
schaften und  gezählten  Vetterschaften.  2^^,  Bezeichnung  der  Vettern  als  Brüder. 
2ß6.  Erklärung  der  auffallenden  Zählung  aus  ZufUgung  der  Bruderbezeichnung 
an  schon  vorhandene  Zählung.  2^y.  Zählung  der  Vettern  von  Stammgeschwi- 
stern abwärts  oder  55Ä  wahrscheinlicher  auf  der  Querlinie.  Allgemeine  Er- 
wägungen. —  559.  Ungleiche  Grade.  Ungeeigentheit  jeder  Doppelzählung 
zur  Bezeichnung  der  ungleichen  Grade.  260,  Spanische  Zählung  der  Oheime 
und  Neffen.  261.  UnWahrscheinlichkeit  des  Zurückgehens  auf  altgothischen 
Brauch.  Zufügung  der  Bezeichnungen  zu  schon  vorhandener  Zählung.  262.  Auf- 
fassung des  Oheim,  Vetler  und  Neffen  als  Blutsfreunde  gleicher  Entfernung 
erklärt  sich  bei  Zählung  auf  der  Querlinie.  26j.  Belege:  264.  Unfähigkeit  zum 
Zeugnisse  für  Blutsfreunde.  Uebereinstimmung  mit  Zählung  der  längsten  Linie. 
26^.  Ausdehnung  des  Fehderechts.  266,  Todtschlagsühne  und  Wehrgeld.  26y, 
Theilnahme  der  Sippe  an  der  Zahlung;  an  der  Fehde  und  Empfang  des  Sühn- 
geldes.  268.  Vergleich  mit  andern  Rechten.  26p,  Bestimmungen  bezüglich  der 
ersten  Vettern.  2yo.  Island.  Ringleute.  57/.  Beachtung  und  Behandlung  der 
ungleichen  Grade.  Theilungsmassstab  von  Drei  zu  Zwei;  von  Norwegen  he- 
einflusst.  575.  Norwegische  Wehrgeld  tafeln.  Nichtberücksichtigung  der  un- 
gleichen Grade.  Ausdehnung  der  Geschwisterschaftsbezeichnungen  auf  Oheime 
und  Neffen.  Ausdehnung  rechtswirksamer  Verwandtschaft.  57^.  Göthisches 
Recht.  Gleichstellung  von  Mannsstamm  und  Weibsstamm.  Weite  Airsdehnung. 
Nichtberücksichtigung  der  ungleichen  Grade.  274.  Auf  diese  die  Geschwister- 
schaftsbezeichnungen nachträglich  ausgedehnt.  275.  Ursprüngliche  Nichtberück  - 
sichtigung.  276.  Dänen.  Nordschweden.  2yy.  Friesen.  Ausdehnung  des 
Rechtsgebiets;  Holland  und  Seeland;  Flandern.  2y8,  Nichbeachtung.  Beachtung 
der  ungleichen  Grade.  Abweichende  Behandlung  der  Neffenlinie.  2yg.  Damit 
Gliederung  nach  Parentelen.  Ansätze  im  nordschwedischen  Recht.  Zusammen- 
hang mit  der  friesischen  Erbenfolge.  280.  Viertheilung  der  Sippe.  281.  Unver- 
einbarkeit der  Parentelenordnung  mit  Bezeichnung  und  Zählung.  282,  Wahr- 
scheinliche Entstehung  der  friesischen  Gestaltung.  28^.  Schwankende  Behand- 
lung der  Oheime.  284,  Massgeben  der  aufsteigenden  Oheimlinie.  28ß.  Unvoll- 
ständige Durchfuhrung  der  Bevorzugung  der  Oheime.  286.  Gleichstellung  der 
ersten  Vettern  und  zweiten  Oheime.  Halbes  Glied.  Fünftes  Glied.  28y.  Rest  der 
Gleichstellung  von  Oheimen  und  Neffen.  Halbe  Kniee.  288.  Fränkisches 
Gebiet.  Einbeziehung  der  ungleichen  Grade  in  die  Vetterschaften.  28p.  Aude- 
narde.  Mecheln.  590.  Lille.  2^1.  Flandern.  Mischung  fränkischen  und  friesi- 
schen Rechts.  Halbe  Punkte.  2^2.  Ergebnisse. 

3.  ZählungnachKnieen.  S.  38(5. 

2g^,  Ausdrücke.  Beziehung  derselben  auf  einfache  Grade.  Knie.  Geniculum. 
Glied.  Generaiio.  Geburt.  Blut.  2^4.  Bedürfniss  einer  Zählung  für  die  gerade 
Linie.  2gß,  Allgemeine  Verwendbarkeit  und  Art  der  Zählung.  Zählung  nach 
Männern.  2g6.  Verwendung  für  die  Seitenverwandtschaft  auf  der  gebrochenen 
oder  den  beiden  absteigenden  Linien.  Vortheile  wegen  Angabe  der  Art  der 
Verwandtschaft  und  der  Beachtung  der  ungleichen  Grade.  597.  Doppelzählung ; 
Anlass  zu  Verwechslungen.  2g8,  Uebereinstimmung  mit  der  canonischen.  59p. 
Anscheinend  zurückbleibende  Kniezählung.  Angelsachsen.  ^00.  Sippzahlen 
des  Sachsenspiegels.  Sächsische  Fehdegränze.  ßoj.  Verschiedenheit  der 
canonischen  Zählung.  ^02.  Zählung  der  f  r  ä  n  k  i  s  c  h  e  n  Eheverbote  vom  Staram- 
vater  ab.  ^oß.  Spätere  Verwendung  der  zurückbleibenden  Zählung.  ^04.  An- 
nahme der  Uebernahme  der  kirchlichen  Doppelzählung  von  den  Germanen. 
^ojj.Unverwendbarkeit  der  Zählung  nach  Doppelknieen  f\lr  Bestimmungen  Über 
Erbenfolge.   Annahme   des  Ausreichens   einer  Linie.  jo6.  Kniezählung  in  den 
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Quellen  bei  Angaben  über  die  Erbenfolge,  ^oy,  Eingreifen  einer  Doppelzählun  g. 
Sachsenspiegel.  ^oÄ  Norwegische  Zählungen.  Kirchliche.  ^09.  Weltliche 
Zählung  nach  Männern.  ^10.  Verwendung  in  den  Erbentafeln.  ^11,  Freigelasse- 
nenerbe. Gula thingsrecht.  ^la,  Frostuthingsrecht.  57^.  Erbentafel  des  Landrecht. 
^14,  Verwendung  des  Ausdruckes  Knie  ftXr  Einzelgrade.  Göthen.  Nord- 
schweden. ^75.  Friesen.  ^16,  Art  der  Zählung  nach  Einzelknieen.  ^ly, 
Dänen.  ^18.  Gleichstellung  der  Entfernung  von  Eltern  und  Geschwistern. 
5/p.  Zählung  vom  Erblasser  zum  Erbansprecher.  Burgunder.  550.  Angel- 
sachsen. Zählung  nach  dem  Sippfach.  ^21,  Gothen.  Westgothische  Lex. 
Zählung  und  Erbgränze.  ^22,  Zurückgehen  auf  die  Antiqua.  Verhültniss  der 
baierischen  Lex  zu  dieser.  Erbrecht  der  Ehegatten.  55^.  Späteres  spanisches 
Recht.  ^24.  Anschluss  an  die  nordgermanischen  Rechte. 

4.  Zählung  nach  der  längsten  Linie.  S.  438. 

^2^,  Zählung  der  Kniee  nur  einer  der  absteigenden  Linien.  ^26.  Schwie- 
rigkeiten bei  Beziehung  auf  Doppelkniee ;  auf  die  Linie  nur  des  Erbansprechers.; 
damit  auch  auf  die  des  Erblassers  hingewiesen,  wenn  diese  die  längere.  ^27. 
Gliederung  der  gesammten  Sippe  auf  dieser  Grundlage,  ^a^.  Ausschliessliche 
Verwendbarkeit  für  Gränzbestimmungen,  also  auch  der  Erbgränze,  aber  nicht 
der  Erbenfolge.  ^2g,  Belege  für  das  Zutreffen  zunächst  in  einer  engem  Gruppe» 
)^o.  Friesen.  Abgränzung  der  absteigenden  Linie.  ^^/.  Erklärt  sich  als  Kenn- 
zeichnung einer  allgemeineren  Regel.  ^^2.  Ebenso  Nord  Schweden.  ^^^, 
Friesische  Gränze  nach  dem  dritten  Knie.  ^^4,  Drittknielingserbe.  ^^y.  Verhält- 
niss  zur  Folge  nach  Parentelen.  Uebergang.  ^^6,  TodtschlagsUhne.  )^y,  Dänen. 
Nordschweden.  ^^8.  Eideshilfe  und  Zeugniss.  ^^g,  Zusammenhang  mit  der 
Zählung  nach  Vetterschaften.  ^40.  Uebergang  von  dieser  durch  die  Geschwister- 
schaften vermittelt,  ^41,  Andere  scandinavische  Rechte.  ^42,  Nichtbeachtung 
bei  der  Erbgränze.  Norwegen.  Göthen.  Geschlechtsbaum.  ^4^.  Späteres 
Mittelalter.  Unterschied  der  Erbgränze  bei  Zählung  auf  der  gebrochenen 
und  nach  der  längsten  Linie;  damit  RUckschluss  auf  frühere  Zahl  der  Einzel- 
kniee  ermöglicht.  ^44,  Bestimmung  der  Erbgränze  nach  canonischen  Graden. 
Verwendung  der  längsten  Linie  durch  die  Kirche.  ^4^,  Frage  nach  dem  Zu- 
sammenhang kirchlicher  und  weltlicher  Zählung.  ^46,  Uebergang  von  Zählung 
nach  Einzelknieen  zu  canonischer.  —  ^^7.  Ergebniss  der  Erörterungen  Über 
Verwandtschaftszählung. 

VIIL  Erbgränze.  S.  475. 

^48,  Zuweilen  Fehlen  einer  Gränze.  Am  häufigsten  bisher  Abgränzung 
mit  dem  siebten  Einzelknie  oder  vierten  Doppelgrad.  ^-/p.  Fünfter  Doppelgrad. 
Zusammenhang  zwischen  Fehdegränze  und  Erbgränze.  Gothen.  ^50.  Island; 
nachträgliche  Erweiterung.  ^5/.  Friesen,  ursprüngliche  Gränze  beim  dritten 
oder  vierten  Doppelknie.  ^^2,  Annahme  einer  Ausdehnnng  bis  zum  siebten 
Doppelknie.  Longobarden.  ^^),  Angaben  des  Edict.  ^^4,  Einschluss  des  als 
Gränze  angegeben  Grades ;  Uebereinstimmung  mit  andern  germanischen  Rechten 
bei  Annahme  von  Einzelknieen.  ^^55.  Weite  Ausdehnung  und  Unbeweisbarkeit 
einer  Verwandtschaft  im  siebten  Doppelgrade.  Zeitverhältnisse.  Zahl  der  so 
verwandten  Personen.  ^^6.  Unbeweisbarkeit  solcher  Verwandtschaft,  ^^y.  Der 
vierte  Doppelgrad  als  Gränze  sicherer  Kenntniss  des  verwandtschaftlichen  Zu- 
sammenhanges. j75Ä  Dagegen  Ausdehnung  des  kirchlichen  Eheverbots.  Un- 
durchführbarkeit  der  Einhaltung,  ^^p.  Folge  Gefährdung  des  Bestandes  fast 
aller  Ehen.  Nothgedrungnes  Genügen  blosser  Zeugen  nach  Hörensagen  und 
damit  Trennung  giltiger  Ehen.  ^60,  Einschränkung  des  Eheverbots  wegen 
UndurchfUhrbarkeit.  ^6i,  Spätere  Belege   für  Zählung  der  Einzelkniee.  ^62, 
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Uebergang  zum  vierten  canonischen  Grade  als  Gr'änze  für  das  bevorzugte  Erb- 
recht der  Schwertmagen.  ^6^.  Formehi  zu  Roth.  153.  Expositio  §  11;  zweifel- 
lose ZUhlung  nach  Einzelgraden.  ^64.  Expositio  §  10  ist  wegen  der  sich  sonst 
ergebenden  Schwierigkeiten  entsprechend  zu  bessern.  ^6^,  Die  zweite  Gruppe 
des  Papienser  Rechtsbuches  bietet  keinen  Aufschluss;  ^66,  die  nach  Doppel- 
graden zUhlende  erste  bietet  so  gehUufte  Bedenken,  dass  ein  Missgriff  vorliegen 
m\xss.  ^6y,  ErbgrUnze  der  westgermanischen  Volksrechte.  Baiern.  Thürin- 
ger; sind  fünf  Einzelkniee  zu  verstehen.  ^68.  Ebenso  bei  den  Franken.  ^6q, 
Bestimmungen  über  den  Reipus.  ^70.  Bestätigung  durch  den  Zusammenhang  der 
Eheverbote  mit  der  ErbgrUnze.  ^71,  Das  Eheverbot  bis  zum  siebten  Grad  ist 
erst  nachtraglich  auf  Doppelgrade  bezogen,  ^ya.  Verschiebung  der  fränkischen 
Granze  vom  fünften  auf  den  siebten  Einzelgrad.  Massgeben  der  kurzem  Linie 
für  die  Behandlung  der  ungleichen  Grade.  ^7^.  Vereinzelte  sonstige  Belege  für 
Massgeben  der  kürzern  Linie.  ^74,  Beziehung  des  Eheverbots  auf  Doppelgrade 
durch  den  germanischen  Brauch  gefördert.  ^75.  Rückwirkung  des  Eheverbots 
auf  die  spätere  Ausdehnung  der  Erbg ranze.  Sachsenspiegel  Nor- 
mannisches Recht.  ^76,  Gränze  bis  zum  vierten  Grad  hängt  nicht  mit  der  Ein- 
schränkung des  Eheverbots  zusammen,  ^yy,  Ausdehnung  bis  zum  neunten 
Einzelknie.  Kleines  Kaiserrecht.  Siebte  und  neunte  Suppe.  ^78,  Beachtung  der 
längsten  Linie  in  westgermanischen  Rechten,  welche  sich  überall  selbständig 
auf  Grundlage  der  Vetternzählung  ergeben  haben  kann.  ^7p.  Ergebni^s  bezüg- 
lich der  Erbgränze. 
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Acta  Imperll  seleeta.  Urkunden  deutscher  Könige  und  Kaiser  mit 
einem  Anhange  von  Reichssachen.  Gesammelt  von  Joh.  Friedrich 
Böhmer.  Herausgegeben  aus  seinem  Nachlasse  (von  J.  Picker). 
1870.   Lex.  8.  Ixv  u.  931  S.  Mk.  80.— 

Acta  Imperll  Inedlta.  Herausgegeben  von  EduardWinkelmann. 
Mit  Unterstützung  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
kunde. 2  Bände.  Lex.  8.  Mk.  70.— 

I.  Band.  Acta  Imperii  inedita  secali  xü.  Urkunden  and  Briefe  zur  Geschichte  des 
Kaiserreichs  und  des  Köni^rreichR  Sicilien  in  den  Jahren  1198  his  1278.  1880. 
X  u.  898  S.  Mk.  80.— 

II.  Band.  Acta  Imperii  inedita  secuU  xiii  et  xiv.  Urkunden  nnd  Briefe  zur  Ge- 
schichte des  Kaiserreichs  und  Königreichs  Sicilien  in  den  Jahren  1200  his  1400. 
1885.    viii  u.  98S  S.  Mk.  40.— 

Acta  Magnntina  seculi  XIL  Urkunden  zur  Geschichte  des  Bisthumes 
Mainz  im  12.  Jahrhundert.  Aus  den  Archiven  und  Bibliotheken 
Deutschlands  zum  ersten  Male  herausgegeben  von  K.  Fr.  Stumpf- 
Brentano.    1863.  gr.  8.   xlxii  u.  180  S.  mit  1  Siegelabdruck. 

(Mk.  6.80)  herabgesetzt  Mk.  2.10 

Acta  Tirolensia.  Urkundliche  Quellen  zur  Geschichte  Tirols.  L  Band: 
Die  Traditionsbücher  des  Hochstifts  Brixen  vom  10.  bis 
in  das  14.  Jahrhundert,  herausgegeben  von  Dr.  Oswald  Bediich. 
1886.   Lex.  8.   Ixüi   u.  356  S.  Mk,  15.— 

BQhmer,  Joh.  Fr.  Additamentum  III.  ad  [egesta  imperii  inde  ab  anno 
1314  usque  ad  annum  1347.  Drittes  Ergänzongsheft  zu  den  Regesten 
Kaiser  Ludwigs  des  Baiem  und  seiner.  Zeit  1314 — 1347.  Heraus- 
gegeben aus  Böhmers  Nachlasse  (von  J.  Ficker).  1865.  4.  xx  und 
349—445  S.  Mk.  4.50 

—  ,  —  Regesta  imperii  I.  Die  Begesten  des  Kaiserreichs  unter  den 
Kai'olingem  752 — 918.  Nach  Johann  Friedrich  Böhmer  neu  be- 
arbeitet von  Engelbert  Mühlbacher.  L  Band  1880—1889. 
4.  cix  u.  788  S.  Mk.  34.- 

—  ,  —  Regesta  imperii  V.  Die  Regesten  des  Kaiserreichs  unter 
Philipp,  Otto  IV,  Friedrich  II,  Heinrich  (VII),  Conrad  IV,  Heinrich 
Raspe,  Wilhelm  und  Richard  1198—1272.  Nach  der  Neubear- 
beitung und  dem  Nachlasse  Johann  Friedrich  Böhmers  neu  heraus- 
gegeben und  ergänzt  von  Julius  Ficker.  1.  u.  2.  Abtheilung. 
1881—1882.  4.  Uv  u.  1053  S.  ^  Mk.  41.50 

—  „  —  Regesta  imperii  VIII.  Die  Regesten  des  Kaiserreichs  unter 
Kaiser  Karl  IV  1346— 1378.  Aus  dem  Nachlasse  Johann  Fr.  Böhmers, 
herausgegeben  und  ergänzt  von  Dr.  Alfons  Hub  er.  1877.  4 
Ivii  u.  683  S.  Mk.  30.— 

—  „  —  Additamentum  primum  ad  Regesta  imperii  VIII.  1889.  4. 
ix.  u.  S.  681—835.  Mk.     6.- 

—  »     —  Regesta  Archiepiscoporum  Maguntineusium  siehe  >Will«. 

Blumeustoek,  Ar.  Alfr.  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter.  1890. 
8.  168  S.  Mk.  3.20 
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Ficker,  Dr.  Julius.  Beiträge  zur  Urkundenlehre.  2  Bände.  1877— 1878- 
gr.  8.   364  u.  550  S.  Mk.  22.— 

—  ,  —  Foi^schungen  zur  Beichs-  und  Kechtsgeschichte  Italiens. 
4  Bde.  1868—1874.  gr.  8.  liü  u.  382,  567,  541  u.  xxiv  u.  602  S. 

Mk.  47-— 

—  »  -—  Vom  Reichsfürstenstande.  Forschungen  zur  Geschichte  der 
Keichsverfassung,  zunächst  im  12.  und  13.  Jahrhunderte.  I.  Band. 
1861.  gr.  8.  XXV  u.  395  S.  Mk.    8.— 

—  ,  —  Urkunden  zur  Geschichte  des  Eömerzuges  Ludwig  des  Bayern 
und  der  italienischen  Verhältnisse  seiner  Zeit  1865.  gr.  8.  xii 
u.  177  S.  Mk.    6.— 

—  „  —  vom  Heerschüde.  Ein  Beitrag  zur  deutschen  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte,    gr.  8.    1862.    231  S.  Mk.    4.40 

—  „  —  das  deutsche  Kaiserreich  in  seinen  universalen  und  natio- 
nalen Beziehungen.  1862.  8.  163  S.  (Mk.  2.40)  herabges.   Mk.  1.20 

—  ,  —  deutsches  Königthum  und  Kaiserthum.  Zur  Entgegnung  auf 
die  Abhandlung  Heinrichs  von  Sybel :  Die  deutsche  Nation  und  das 
Kaiserreich.  1862.  8.  125  S.  (Mk.  1.40)  herabgesetzt  60  pf. 

—  „  ~  über  die  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels,  und  die  Ab- 
leitung des  Schwabenspiegels  aus  dem  DeutschenspiegeL  Ein  Beitrag 
zur  Geschichte   der  deutschen  Rechtsquellen.   1859.  gr.  8.  137  S. 

ML    3.60 
Gottlob,  Ad.    Aus  der  Camera  apostolica  des  15.  Jahrhunderts.    Ein 
Beitrag  zur  Geschichte  des  päpstlichen  Finanzwesens  und  des  enden- 
den Mittelalters.  1889.  8.  317  8.  Mk.    6.— 
Hjrn,  Dr.  Josef.  Erzherzog  Ferdinand  II  von  Tirol.  Geschichte  seiner 
Regierung  und  seiner  Länder.   2  Bände.   1885—^1887.  gr.  8.  xvii 
u.  683  und  ix  u.  443  S.  mit  den  Portraits  Ferdinands   und  Phi- 
lippinens.  Mk.  25. — 
JSger,  Albert.  Gescliichte  der  landständischen  Verfassung  Tirols.  2.  Bände 
in  3  Theilen.  gr.  8.                                                        Mk.  32.— 

I.  B  a  n  d :  Die  EntstehuDg  und  Ausbildung  der  socialen  Stftnde  und  ihre  ReChtsverfa&lt- 
nisöe  in  Tirol  von  der  Völkerwanderung  bis  zum  15.  Jahrhundert.  I8S1.  Tili  u. 
720  S.  llk.   12.— 

II.  Band,  1.  Theil:  Die  Genesis  der  Landst&nde  Tirols  ron  dem  Ende  des  IS. 
Jahrhunderts  bis  zum  Tode  des  Herzogs  Friedrich  mit  der  leeren  Tasche,  14S9.  1882. 
ix  u.  419  S.  *  Mk,     8.— - 

III.  Band,  2.  Theil:  Die  BlQthozeit  der  Landst&nde  Tirols  von  dem  Tode  des 
Herzogs  Friedrich  mit  der  leeren  Tasche,  1489,  bis  zum  Tode  des  Kaisers 
Maximilian  I.  1519.    1885.    viü  u.  540  S.  Mk.  12.— 

Kehr,  Dr.  P.  Die  Urkunden  Otto  HI.  1890.  8.  xvi  u.  308  S.  Mk.  7.60 
Kretz»ehmar,  Joh.  Die  Formularbücher  aus  der'Canzlei  £udolfs  von 

Habsburg.  1889.  8.  164  S.  Mk.    4.— 

Kech,   Ad.   und  Wille  Jak.    Begesten    der  Pfalzgrafen  am  Bhein, 

1214 — 1400.   Herausgegeben  von  der  Badischen  historischen  Com- 

luission  unter  Leitung  von  Ed.  Winke  Im  an  Ji.   1.  bis  5.  LiefeniBg. 

1887—1890  4.   S.  1—320.  je  Mk.    4.— 
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Ladewig,  Dr.  Paul.  Regesten  zur  Qeschichte  der  Bischöfe  von  Constanz 
von  Bubulcus  bis  Thomas  Bevlower.  517—1496.  Herausgegeben 
von  der  Badischen  historischen  Commission  unter  Leitung  von  Dr. 
Fr.  V.  Weech.  1.  bis 4.  Lief.  S.  1-320. 1886—1890.4.  je  Mk.  4.— 

Michael,  E.  Salimbene  und  seine  Chronik.  Eine  Studie  zur  Geschichts- 
schreibung des  13.  Jahrhunderts.  1889.  8.  175  S.  Mk.     4.— 

Mittheilungen    des    Instituts    fttr  Österreichische  ifeschichts- 

forschung  unter  Mitwirkung  von  Th.  ß.  v.  Sickel  und  H.  R. 
v.Zeisaberg  redigirt von M ü h  1  b a c h e r L— XI. Band.  1880—1890. 
XIL  Band  im  Erschemen.  gr.  8.  660—708  S.  pr.  Band.  Mit  arti- 
stischen Beilagen  ML  13.— v  pr.  Band 

—  yf  —  Ergänzungsbände  dazu  I.  Band  1885.  738  S.  mit  zwei  artisti- 
schen Beüagen  Mk.  14.80.  II.  Band  1888.  584  S.  Mk.  11.20.  III.  Band 
1.  Heft.  1890  S.  1—222  mit  Facsimile  gr.  8.  Mk.     4.80 

Monumenta  saeculi  XYI  historiam  illustrantia  edidit,  collegit, 
ordinavit  Petrus  Balan.  Vol.  I.  Clementis  VII  epistolae  per 
Sadoletum  scriptae  quibus  accedunt  variorum  ad  Fapam  et  aUos 
epistolae.  1885.  8.  xii  u.  489.  Mk.  12.— 

Monumenta  Bildenstatensia  saec.  IX.,  X.  et  XI.  Quellen  zur  Geschichte 
des  Klosters  Bleidenstat.  Aus  dem  Nachlasse  von  J.  F.  Böhmer, 
mit  Ergänzungen  nach  Druckwerken  und  Mittheilungen  aus  dem  codex 
Blidenstatensis  im  k.  Reichsarchiv  zu  München,  herausgegeben  von 
Dr.  Corn.   Will   1874.  4.  xxü  u.  56  S.  Mk.    6.— 

Nicolai  Episcopi  Botrontinensis  relatio  de  Henrici  VII  impefatoris 
itinere  italico.  Als  Quellenschrift  und  für  akademische  Uebuugen 
herausgegeben  von  Dr.  Ed.  Heyck.     1888.     8.   xlüi  u.    103  S. 

Mk.    3.- 

Nissl,  Dr.  Ant.  Der  Gerichtsstand  des  Clerus  im  fränkischen  Reich. 
1886.  8.  XV  u.  247  S.  Mk.    4.80 

Oefele,  £dm.  Frelh.  r.  Geschichte  der  Grafen  von  Andechs.  1877. 
gr.  8.  249  S.  (Mk.  7.80)  herabgesetzt  Mk.    2.- 

Regula^  cancellariai^  apostoliea'.  Die  päpstlichen  Canzleiregeln  von 
Johann  XXII.  bis  Nicolaus  V.  gesammelt  und  herausgegeben  von 
Dr.  E.  V.  Ottenthai.  1888.  gr.  8.  lü  u.  317  S.  Mk.     9.60 

Schulte,  J)r.  Alois.  Geschichte  der  Habsburger  in  den  ersten  drei 
Jahrhunderten.   Mit  emer  Karte.     1887.  gr.  8.  152  S.  Mk.    4.— 

Seeliger,  J)r.  Gferh.  Erzkanzler  und  Reichskanzleien.  Ein  Beitrag  zur 
Geschichte  des  deutschen  Reichs.  1889.  8.  viii  u.  236  S.    Mk.    5.60 

Spiegel  deutscher  Leute.  Textabdruck  der  Innsbrucker  Handschrift. 
Mit  Unterstützung  der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften  heraus- 
gegeben von  Dr.  Julius  F  ick  er.  1859.  8.  xxx  u.  210  S.   Mk.  4.40 
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Stumpf-Brentano,  Dr.  Karl  F.  Die  Wirzburger  Immunität-Urkun- 
den des  X.  und  XI.  Jahrhunderts.  Zwei  Abhandlungen.  1874  nnd 
1876.  8.  (Mk.  6.—)  herabgesetzt  Mk.     2.— 

1.  Abbandlung:   Ein  Beitrag  zur  Diplomatik.    1874.  76  S.  mit  8  Facsimile-Tafeln. 

(Mk.  4.—)  herabgesetzt  Kk.     1.S2 

2.  Abhandlung:    Eine  Antikritik.  1876.  76  S.  (Mk.  2.—)  herabgesetzt  Mk.  —.68 

Summa  magistri  Bolandl,  nachmals  Papstes  Alexanders  ni.  Nebst 
einem  Anhange:  Incerti  auctoris  quaestiones.  Herausgegeben  von 
Dr.  Fr.  T haner,  1874.  8.  viü  u.  303  S.  Mk.     8.— 

Tomaschek,  Dr.  J.  A.  Der  Oberhof  Jglau  in  Mähren  und  seine 
Schöffensprtiche  aus  dem  13.  bis  16.  Jahrhundert.  Aus  mehreren 
Handschriften  herausgegeben  und  erläutert.  1868.  gr.  8.  vii  u.  394  S. 

(Mk.  10.—)  herabgesetzt  Mk.    4.— 

Urkunden  zur  Beichs-  und  Bechtsgeschichte  Italiens,  gesammelt  und 
herausgegeben  von  Dr.  Julius  Pick  er.  1874.  gr.  8.  xivi  u. 
603  S.  Mk.  16.— 

Bildet  den  XV.  Band  der  »Forschnngen  zur  Reichs-  und  Rechtsgescbichte  Italiens«. 

Val  de  LWrre,  Dr.  Ant.  Launegild  und  Wadia.  Eine  Studie  aus  dem 
longobardischen  Bechte.  1877.  8.  xiii  u.  294  S.  Mk.    6.— 

Werunsky,  Dr.  £mll.  Geschichte  Kaiser  Karl's  IV  und  seiner  Zeit 
I.  u.  U.  Band  (1316—1355).  1880—1886.  xvi  u.  462,  u.  x,  xü 
u.  616  S.  Mk.  24.— 

—  „  —  Der  erste  Bömerzug  Kaiser  Karl's  IV  (1354—1355). 
1878.  gr.  8.  339  S.  (Mk.  7.20)  herabgesetzt  Mk.    2.— 

—  ,  —  Excerpta  ex  registris  Clementis  VI  et  Innocentii  VI  S.  P. 
historiam  S.  B.  Imperii  sub  regimine  Caroli  IV  illustrantia.  Aus- 
züge aus  den  Begistem  der  Päpste  Clemens  VI  und  Innocenz  VI 
zur  Geschichte  des  Kaiserreichs  unter  Karl  IV.  1885.  8.  vüi  u.  170  S. 

(Mk.  4.—)  herabgesetzt  Mk.    2.— 
Will,  Cornelius.    Begesten  zur  Geschichte  der  Mainzer  Erzbischöfe 
von  Bonifatius  bis  üriel  von  Gemmingen  742  ?  bis  1514. 1.  und  n. 
Band:  von  Bonifatius  bis  Heinrich  II,  742?  bis  1288.  Mit  Benutzung 
des  Nachlasses  von  Job.  Fried r.  Böhmer  bearbeitet  und  her- 
ausgegeben. 1877—1886. 4.  Ixxx  u.  400  und  xci  u.  467  S.  Mk.  53.60 
Winkelmann,   Eduard.     Sicilische  und  päpstliche   Kanzleiordnungen 
und  Kanzleigebräuche  des  13.  Jahrhunderts.   Für  akademische  Uebun- 
gen  zusammengestellt.  1880.  8.  36  S.  mit  1  Schrifttafel.  Mk.     1.— 
Zailinger,  Otto  r.    Ministeriales  und  Milites.    Untersuchungen  über 
die  ritterlichen  unfreien  zunächst  in  baierischen  Bechtsquellen  des 
12.  u.  13.  Jahrhunderts.   1878.  8.  vi  u.  103  S.  Mk.    2.80 

—  „'  —  Die  Schöifenbarfreien  des  Sachsenspiegels.  Untersuchungen 
zur  Geschichte  der  Standesverhältnisse  in  Deutschland.  1887.  8- 
xii  u.  304  S.  Mk.    6.40 
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